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Vorrede. 


Der Verfaſſer empfindet auch bei dieſer neuen Bearbeitung 
der Finanzwiſſenſchaft lebhaft, was ſich ihm bei dem Erfcheinen =. 
der erften Ausgabe fühlbar machte, nämlich daß es eine fchwies = 
rige Aufgabe ift, jene Wiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Geftalt, in 
genauer Verbindung mit der Volkswirthſchaftslehre nad, ihrer 
heutigen Ausbildung, und zugleich in fletem Hinblicke auf bie 
Finanzpraris d, h. mit vollftändiger Benusung der im Ges 
fchäftsleben gewonnenen Grfahrungsregeln darzuftellen, „Wie— 
viel auch, namentlich in Deutfchland und befonders in einzelnen 
Gegenftänden fchon geleitet worden ift, fo zeigen fich doch dem, 
der nad) jenen Gefichtspuncten das Ganze durchzuarbeiten uns 
ternimmt, nicht wenige Lüden, unvollftändig erhellte Streits 


fragen und neu aufiteigende Zweifel, Je mehr man bei der 


IX 


wurde. Bu Ende bed Jahres 1842 erfchien die zweite Ausgabe, 
die nun fehon feit einigen Jahren vergriffen iſt. Anfänglich fehlte 
dem Verfaſſer die Muße zur Ausarbeitung der dritten Ausgabe, 
fpäterhin, bei den politifchen Bewegungen und Erfchütterungen 
der legten Jahre, war die Ruhe und der Muth zur Vollendung 
des begonnenen Unternehmens nicht vorhanden. Die Verglei- 
chung mit der zweiten Ausgabe wird zeigen, daß der Verfaffer 
auch dießmal die Mühe nicht gefcheut hat, dem Ausdruck 
mehr Deutlichfeit und Beftimmtheit zu geben, manche Stel- 
len ganz neu abzufaffen, auch die älteren Beifpiele und Belege 
aus der Finanzſtatiſtik mit neueren zu vertaufchen, Die große 
Umgeftaltung, die im Gtaatöleben theild ſchon eingetreten, 
theild vielleicht noch zu erwarten if, hat auf die leitenden 
Grundfäge diefed Werkes feinen Einfluß gehabt, aber e8 ergab 
ſich manchfache Gelegenheit, auf das Gefchehene hinzumeifen. 
In der zweiten Abtheilung, welche noch im Laufe des gegen- 
wärtigen Jahres erfcheinen fol, wird fich zu ſolchen Beruͤck— 
fichtigungen neuer Maafregeln oder neuer Streitfragen noch 
mehr Weranlaffung barbieten. Uebrigend war es rathfam, 
in den ftatiftifchen Zahlenangaben ſich mehr an die leßten 
Zahre vor 1848 zu halten, weil aus der ftürmifchen Zeit nach 
dem Februar Feine Negel abzunehmen iſt. Fortwährend ift 
dad Ergebniß der Staatsrechnungen für einen verfloffenen 
Zeitraum mit R,, der Voranſchlag (Budget, Etat) mit 
A. bezeichnet worden, 

Die Aufftellung eines neuen Sohheitsrechts, eines 
Eifenbahnregales, wird fih von felbft rechtfertigen, denn die 


vom Staate gebauten und betriebenen Bahnen, find offen- 
bar nicht Gegenſtand eines freien Gewerbes, vielmehr iſt 
das Recht der Staatsgewalt zur ausfchließlihen Uebernahme 
derfelben nicht beftritten. 

April 1850, 


K. H. Rau. 
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Einleitung. 


$.1. 


Zum Weſen des Staates gehört eine von ber höchften 
Gewalt ausgehende, auf die Beförderung der gemeinfamen 
Zwecke gerichtete Negierungsthätigkeit (I, $. 4.), deren Be . 
bürfniß fich überall, wo Menſchen nahe beifammen leben, fühl 
bar macht und diefelben zur Unterwerfung unter ein Oberhaupt 
antreibt, Wie jedoch dieß Beduͤrfniß auf verfchiedenen Bildungs- 
fiufen der Voͤlker in ungleicher Weife empfunden wird, fo ift 
aud; die Negierungsthätigfeit von verfchiedener Stärke und ihr 
Wirkungsfreis von verfchiedener Ausdehnung. Wo der Staat 
zu einiger Entwidlung gelangt, da ift unter den Negierungs« 
zweigen auch die Eorge für eine zur Grreihung der Staatds 
zwecke verwenbbare Menge von Sachguͤtern begriffen, denn die 
Regierung ift ebenfo wie Privatperfonen von dem Befike folcher 
Güter abhängig und muß fi) um deren Erlangung, Erhaltung 
und gute Benugung bemühen, d. h. eine Wirthſchaft führen 
oder fih Einkünfte verfchaffen und Ausgaben vornehmen, 
Diefe Sorgfalt der Negierung für die Befriedigung der Staats» 
beduͤrfniſſe vermittelft fachlicher Güter ift das Finanzmwefen 
(a) oder die Negierungswirthfchaft, weldhe auch bis- 
weilen Staatswirthfchaft oder Staatshaushalt genannt 
wird, I, $. 14. 


(a) Das Wort Finanz ſtammt aus dem Latein des Mittelalters, 
Im 13. und 14. Jahrhundert verftand man unter finatio, finan- 
cia, auch wohl financia pecuniaria, eine ie Geldleiſtung. 
Rau, pol. Oekon. 3te Ausg. UI. 


Diefe Ausdrücde werben am natürlichften von finis hergeleitet, 
entweder weil dieß Wort oft einen Bahlungstermin bedeutete, 
wie man durch eine ähnlidhe Metonymie des Spradgebraudes 
öfters jagt: einen Zermin, ein Quartal bezahlen, oder weil in 
der älteren Kanzleifpradhe finis auch der einen Rechtsſtreit beens 
digende Vertrag und die daraus herrührende Zahlung hieß, fer: 
nır ein vor dem König über den Kauf von Grundftüden abge— 
fchloffener Vertrag, deffen Urkunde die Form eines Urtheils ers 
hielt (quasi litis terminus), ferner die Abgabe an den König 
von folhen Käufen (the Kings sylvor), eine Entridytung des 
antretenden Pachterd oder Grundholden an den VBerpadhter oder 
Grundherrn, auch eine fchwere Geldftrafe; vgl. Du Fresne du 
Cange, Glossar. mediae et infimae latinitatis, s. v. financia 
und finatio. Spelmann, Glossar, archaeologic. s. v. finis 
(Lond. 1654. ©. 228). Mehrere Schhriftfteller halten den Stamm 
des Wortes Finanz für germanifch; fie deuten entweder auf das 
englifche fine, Geldftrafe, Privilegientare u. dgl., (4. B. Ge: 
novefi, Grundf. d. bürg. Oek.J, 358), weldyes aber nad Spel: 
mann a, a. DO. nit vor der normanniſchen Eroberung vorkam 
und nad) dem Obigen eher mit finis zufammenhängt, — oder auf 
finden, ſchwed. finna, weldyes durd den Mittelbeariff von ers 
finderiſch auf ränfevoll führt, wie das isläntifche findinn 
durch ingeniosus, calumniosus, erflärt wird, Haldorson, Lex. 
island. ed. Rask, 1, 213 (Havn, 1813), — oder aud auf fein, 
— Merkwürdig ift, daß im 16. und 17. Jahrhundert das Wort 
eine allgemeinere und zwar ſchlimme Bedeutung hatte, weil viel- 
leicht das fremde Wort an fein und erfinderifch erinnerte und 
die finationes felbft mit vielen Bedrüdungen verbunden fein 
mochten, weßhalb 4. B. Schottelius (Von der deutſchen Haupts 
ſprache, Braunfhweig 1663, ©. 1316) Finanz durch Scyinderei, 
Wucher, erklärt, und SebaftianBrant (Narrenfhiff) Untreu, 
Finang, Neid und Haß zufammenftellt; vgl. Friſch, Deutſch— 
latein, Wörterb., ©. 267, Scherz, Glossar. germ. med, aevi, 
ed. Oberlin, 1, 392. Campe, Wörterbub, ©. 321. In Fran: 
reich bezeichnete ſchon damals finance eine Geldfumme, oder. ins 
befondere die Staatdeinnahme (Nos adversaires ont peu de 
finance, mais ils la menagent bien, fprad) der Ganzler de 
Hofpital 1568), les finances aber das ganze Staatövermögen 
und den Zuftand der Regierungswirtbfchaft. Der Einfluß der 
franzöfifhen Spradye verdrängte aus der deutſchen jenen Wort: 
finn gänzlid. — Der ſpaniſche Ausdrud hacienda für Finanz 
ſtammt vielleiht aus dem Arabiſchen chasena, Schatzkammer. 
Auch im Ruffiihen heißt kasna die Gaffe, kasnatschei der 
Schatzmeiſter. Vielleicht ift dieß Wort durch die tatarifche Herr— 
ſchaft eingedrungen. Dod wird in der rufjiihen Sprade Finanzs 
wefen durch hosudarstwennie dochodui, herrſchaftliche Einnah— 
men, ausgedrückt, 


* 


$. 2. 


Die Ausgaben der Regierung ſind dazu beſtimmt, Arbeiten 
oder andere Leiſtungen zu verguͤten, die auf ihre Veranſtaltung 


von Einzelnen für Staatszwede vorgenommen werden, Cine 
folche Vergütung ift bei einiger Ausbildung des Volkes und der 
Negierungskunft nothiwendig, weil unentgeldliche Yeiftungen, die 
den Bürgern auferlegt werden, diefelben auf eine ſehr laͤſtige 
Weiſe in ihren Privatgefchäften ftören und dennoch für den be— 
abſichtigten Erfolg unzureichend find. Dieß erflärt ſich daraus, 
daß nach dem Gefe& der Arbeitstheilung (I, $. 114.) die für 
die Negierung nothwendigen Dienfte am beiten von folchen Per— 
fonen verrichtet werden, die fich-ihnen ausschließlich widmen, und 
daß andere Leiftungen, 3. B. Abtretung von Sahgütern, Dar: 
leihen 2c. nicht von allen Bürgern gleichmäßig, fondern nur 
von einzelnen Erzeugern oder Befigern erhalten werden können 
Es mag nun die Negierung ſolche Leiftungen anbefehlen, — 8 
nur durch Vereinbarung mit Einzelnen vornehmen laſſen, in 
jedem Falle muß ſie diejenigen Perſonen, welche mehr als an— 
dere fuͤr oͤffentliche Zwecke beitragen, in Sachguͤtern entſchaͤdigen 
und zu dieſer Ausgleichung einen hinlaͤnglichen Guͤtervorrath zur 
Verfuͤgung haben. 


$. 3. 


Nur in einem uranfaͤnglichen, hoͤchſt einfachen Zuſtande kann 
ein Staat ohne Finanzweſen beſtehen. So lange ein Fuͤrſt 
nur etwa auf das Richteramt und wenige andere ähnliche Ver— 
richtungen beſchraͤnkt war, ohne viele Beamte zu Hülfe nehmen 
zu müffen, fonnte er fich fehon durch die höchfte Würde hin— 
reichend belohnt finden und feinen Unterhalt, aud) fogar einige, 
Regierungskoſten aus eigenen Einkünften beftreiten, befonders 
wenn er fehr begiüttert war (a). In Freiftaaten koͤnnen die Re— 
gierungsgefchäfte ebenfalls durch unentgeldliche Dienfte volls 
zogen werden, was jedoch nur von Neicheren zu erwarten ift 
und ſowohl wegen ber Furzen Dauer der Aemter ald wegen bes 
Mangels an Kenntniß und Gefchidlichfeit bei einem Theile der 
Regierenden und Beamten immer fehr unvollfommen gefchieht ' 
(2). Die Kriege wurden anfänglich durch aufgerufene Bürger 
bewirkt, die fich im Felde felbft zu erhalten hatten. Da jedoch 
folhe unbezahlte Dienfte, obgleich fie viel geringere Wirkfams- 

1* 
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feit haben, dennoch den Einzelnen Opfer, und zwar fehr un- 

gleiche, auferlegen, fo ift es ein bedeutender Fortfchritt, wenn 

die Etaatögewalt die Mittel erlangt, um fi durch Hingabe 
eines Gegenwerthes die nöthigen Leiftungen in ermwünfchter 

Güte zu verfchaffen. 

(a) Hieher gehörende Züge von mehreren Völkern bei Meiner im 
Götting. hifter. Magazin V, 197 (1789). Den Anfang des Fi: 
nanzmwefens bilden freimillige Abgaben, wie bei den alten Deut: 
fhen die Ehrengefhente on die Oberrichter (principes) ber 
Gauen, Tacit. German. C. 15, aud zu einzelnen Unterneh: 
mungen, Reynier, Econ. publ. et rurale des Celtes, ©. 255. 

(5) Ueber die norbamericanifchen Jägervölfer ſ. Ferguson, Essay 
of the history of civil society, ©. 129 (Baf. 1789). — Unbes 
zahlte Reiftungen, die die reicheren athenifhen Bürger vornehmen 
mußten (Leiturgieen), 3. B. zur Ausrüftung und Unterhals 

tung eines Schiffes im Kriege (Trierardie), ſ. Bödh, 

Staatshaushalt der Athener, 1, 481. 1, 79. 

$. 4, 

Jede Wirthfchaft erfordert eine Guͤtermaſſe, aus welcher die 
Ausgaben beftritten werden, welche dagegen durd) die Einkünfte 
wieder erganzt wird und zum Theile felbft als Quelle von Ein» 
fünften dient, alfo ein gewifles, in feiner Größe dem Wechfel 
ausgefektes Vermögen, weßhalb die Wirthſchaft auch als 
Verwaltung des Vermögens angefehen werden kann. Der 
Gegenftand der Negierungswirthfchaft ift das Staatsver- 
mögen, welches zwar in der Verfügung und Benugung der 
Staatsgewalt fteht, aber nothwendig der Staatsgefammtheit 
zugehört und von dem Privateigenthum des Staatsoberhauptes 
forgfältig unterfchieden werden muß (a). Dieß ift die Folge 
von der Stellung der höchften Gewalt, die nicht ihrer felbft willen 
befteht, fondern zur Beförderung des allgemeinen Wohles des 
Staates beſtimmt ift und deren Nechten deßhalb aud Pflichten 
zur Seite ſtehen. Das Staatsvermögen ift aus dem Volksver— 
mögen ausgefchieden (8). Welche Gegenftände aber zu jenem zu 
rechnen feien, dieß laßt fich nicht aus allgemeinen Eägen, fondern 

- in jedem Rande befonderd aus der Gefchichte deffelben erkennen, 
und biefe Unterfuchung fällt in das Gebiet des pofitiven Staats= 
rechte. 


(a) Klüber, Deff, Recht, $. 328, 
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(6) Das Staatövermögen in einem weiteren Sinne’ begreift ſowohl den 
Güterbefis aller einzelnen Staatsbürger als ber Geſammtheit, I, 
$. 48. — Die älteren Kameraliften brauditen dad Wort Staatöver: 
mögen häufig in diefem weiteren Sinne, theilten aber bad Vermögen 
überhaupt in Grunds und bereiteſtes Vermögen ein (opes 
paratissimae), fo daß das Ic&tere die Einkünfte oder den aus den— 
felben herfließenden verwendbbaren Geldvorrath bedeutete; das Fi- 
nanzmwefen wurde daher als die Verwaltung bes bereiteften Staats— 
vermögens erklärt. Binde, Gameraliften:Bibliothef, ©. 687 
(1751); v. Juſti, Staatswirthfcy. II, 21. 


$. 5. 

Die Wiſſenſchaft von der beſten Einrichtung der Negierungs« 
wirthfchaft oder von der beiten Befriedigungsweife der Staats— 
bedürfniffe durch fachliche Güter ift die Finanzwiffenfhaft 
(a), ein Theil der politifchen Oekonomie, I, $. 15. Diefelbe ift 
nicht felten auh Kameralmwiffenfchaft im engeren Einne 
des Wortes genannt worden (5), weilman urfprünglich unter 
Kammerfachen, Kammergefchäften, nur das Finanzwefen vers 
fand und erft nad) der Errichtung der Kammercollegien auch 
andere, nicht finanzielle Gefchäfte, die fog. Polizei, hinzukamen 
(ce). Die Finanzwiffenfchaft wurde bisweilen auch mit dem 
Namen Staatswirthſchaftslehre belegt, den man jedoch 
befjer der ganzen politifchen Defonomie vorbehält. 

(a) Es ift dem Sprachgebrauche durchaus zuwider, auch die Bei: 
Thaffung perfönlicher Leiftungen ohne Vermittlung fachlicher Güter, 
4 B. das Gonfcriptionswefen, in die Finanzmwiffenfhaft zu rech— 
nen, auch ift diefes Gefchäft von eigenthümlicher Art. Vgl. dagegen 
Behr, Wirthſch. des Staates, ©. 190, 

(5) 3. B. Dithmar, Einleitung in die öfonom,, Policei: und Games 
ralwiffenfhhaften, 6. Aufl. v. Shreber, ©. 19, (Franff. 1769). 
Eine noch engere Bedeutung von Kameralwiffenfchaft ift jest faft 
vergeffen. Man unterfchied ehemals in dem heutigen Umfange ber 
Finanzwiffenfchaft 2 Theile, nämlih 1) die Kameralmwiffenichaft, 
welche von den ganz in ber Verfügung ber Fürften ftehenden 
Quellen der Staatöeinnahme, d. i. ben Domänen und Regalien 
handelte, 2) die eigentliche Finanzwiffenfhaft, deren Gegenftand 
die der landſtändiſchen Mitwirkung unterworfenen Abgaben ber 
Bürger waren, f. z. B. Fiſcher, Lehrbegriff u. Umfang ber 
teutfhen Staatswiff., S. 20 (Halle, 1783). Röffig, Lehrb. d. 
Finanzwiſſ. $. 6. 

(ce) Rau, Ueber die Kameralwiſſ. ©. 8. 


. $. 6. 
Da das Finanzwefen die fachlichen Hülfsmittel zu allen An« 
falten und Unternehmungen der Staatögewalt liefert, fo iſt 
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daffelbe ein nothwendiger Zweig der Negierungsthätigfeit. 
Der Umfang und die Wirffamkeit aller Negierungsmaaf- 
regeln werden zum Theile von der Güte des Finanzwefens be 
dingt, und wenn gleich diefe für ſich allein nicht zureicht, um die 
Bollfommenheit der Staatöverwaltung zu verbürgen, fo ubt doch 
ohne Zweifel ein nachläffiges, verworrenes oder durch Unredlich- 
Feit verderbtes Finanzwefen auf den ganzen Zuftand des Staates, 
auf deffen aͤußere Unabhängigkeit fowie auf die innere Wohl- 
fahrt den ‚nachtheiligiten Einfluß. Die Erfahrung hat diefes 
vielfach beftätigt (a) und der hohen Bedeutung des Staatshaus— 
haltes volle Anerfennung verfchafft. Je mehr die Negierungs« 
kunſt vervollfommnet wird, je mehr Foftbare Anftalten zum Be— 
duͤrfniß werden, deſto Fünftlicher und ſchwieriger wird auch dad 
Sinanzwefen, 

(a) Beifpiele giebt die Staatengefhichte in Menge, Man bedenke nur 


die Lage Frankreichs vor der Revolution und in der lesten Beit 
des Directoriums vor dem 18. Brumaire VII. (1800), 


Tr | 

Das Finanzmwefen, ald eine Wirthfchaft, muß unter den all- 
gemeinen Grundfägen ftehen, melde aus dem Zwecke jeder 
Wirthſchaft entfpringen (a), und hat manche Gegenftände, Vers 
richtungen und Regeln mit der Wirthfchaft einer einzelnen 
Familie gemein. Wie diefe ift ed auf ein befonderes ausgeſchie— 
denes Vermögen angewiefen, Daß man die Einnahmen und 
Ausgaben mit einander ind Gleichgewicht feßen, auf die Fort— 
dauer der Einnahmen Nachhaltigkeit) forgfältige Nüd- 
ficht nehmen, alfo den WBermögensftamm, aus dem die Ein- 
Fünfte fließen, fehonen (5), den rohen und reinen Ertrag der 
Einkünfte wohl unterfcheiden, auf Vermehrung derfelben und 
auf Verminderung der Ausgaben Bedacht nehmen, alle wirth« 
fhaftlichen Vorgange durch genaue Aufzeichnung in der Erinne= 
rung fefthalten und hiedurch eine Ueberficht derfelben bereiten 
müffe, — dieß alles gilt als Vorſchrift in der Finanzwiffenfchaft 
ebenfowohl wie in der Privatwirthfchaftslehre (ce). 


(a) Zgl, Rau, Grundriß der Kameralwiſſ. 8. 32. ff. 
(b) Bergius, Pol, u. Kam, Magaz. II, 293, . 
(c) — jene aus dieſer abzuleiten, Genoveſi, Buͤrgerl. Oekon. 


? 


8.8. 


Das Finanzwefen unterfcheidet fich jedoch auch wieder in 
vielen Hinfihten von einer bürgerlicher Wirthfchaft, und bie 
Beleuchtung diefer VBerfchiedenheiten ift fehr geeignet, die Haupte 
lehren der Finanzmiffenfchaft vorläufig anzudeuten, Der Unter 
ſchied zeigt ſich 

1) ſchon in de Menge und Manchfaltigkeit der Ge— 
ſchaͤfte. Im Finanzweſen findet ſich naͤmlich ein Betrag der Aus- 
gaben und Einnahmen, welcher wenigſtens in den großen und mitt⸗ 
leren Staaten die Cinfünfte eines Privatmannes weit uͤber— 
fleigt, — ferner eine fo große Anzahl von verschiedenen Quellen 
der Einnahmen und von Gegenftänden der Ausgaben, wie fie 
ebenfalls die Privatwirthfchaft nicht befißt. Beide Umſtaͤnde 
machen die Anftellung eines zahlreichen Perfonaled und bie 
Trennung mehrerer Zweige des Finanzdienftes notlimendig, 
wodurch die oberfte Leitung beträchtlich erfchwert wird, Der 
Vorſtand des ganzen Finanzweſens kann nur durch verfchiedene 
Mittelglieder die Ausführung der Befchlüffe bewirken, die Ges 
häftsführung der unteren Beamten nicht an Ort und Stelle 
beobachten, fondern diefelbe faft nur aus fehriftlihen Berichten 
kennen lernen und vermittelft fchriftlicher Befehle leiten, Diefe 
Umftandlichfeit und Schwerfälligkeit im Staatshaushalte hat 
die Folge, daß hier Manches nach anderen Negeln eingerichtet 
werden muß, als in der bürgerlichen Wirthfchaft. 


8.9. 

2) Eine erheblichere, das Wefen beider Arten von Wirthfchaften 
($. 7.) betreffende Verfchiedenheit Außert fi in den Quellen 
der Einfünfte. Der Einzelne Fann ſich Güterzuflüffe nur 
durch den Erwerb verfchaffen, d.h. durch eine für jenen Zweck 
übernommene Befchwerde, die entweder in einer Arbeit, oder in 
der Aufopferung eines Gütergenuffes, oder in beiden zugleich 
befteht (a). Die Staatögewalt Fann zwar foldhe Erwerbswege 
ebenfalls benußen, es fteht ihr aber audy frei, den Bürgern Abs 
gaben aufzuerlegen, ohne daß fie ihnen eine befondere Leiſtung 
dafür darböte, eine Macht, die im Privatleben, wo die Ein« 
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zelnen fich frei gegentiberftehen, nicht vorfommt, und die auch 
zur haͤrteſten Bedruͤckung gemißbraucht werden Fann, Die 
Wiſſenſchaft warnt vor diefem Abwege durch Lehren der Ge- 
rechtigfeit, Mäßigung und wirthfchaftlihen Klugheit, deren 
firenge Befolgung in der Ausübung von dem Pflichtgefühle der 
Regierung und in Staaten mit ftändifcher Verfaffung zugleich von 
dem Steuerbewilligungsrecht der Landflände bewirkt werden foll. 


(a) Rau, Ueber die Kameralwifl. ©. 47. — Glüdsfälle, 4. B. Erb- 
fhaften, Geſchenke u. dal., können zwar Einnahmen gewähren, 
die nicht in bdiefem Sinne erworben, fondern unentgeldlich 
erlangt find, allein man hat über foldye Ercigniffe keine Gewalt. 


g. 10. 


3) Einenicht minder wichtige Verfchiedenheit der bürgerlichen 
„And der Negierungswirthfchaft laßt fi in dem Maaße und 
- den Gegenftänden der Ausgaben erkennen. Die erftere 
hat zunaͤchſt den nothwendigen Unterhalt der Familie zu fichern, 
erhebt fich aber über denfelben hinaus zu dem Nüglichen und An- 
genehmen, und da die fachlichen Güter jedem erdenklichen Zwecke 
irgend eine Unterflügung gewähren fünnen, die Neigungen und 
Wuͤnſche aber mit dem Umfange der Befriedigungsmittel fort: 
wachen, fo giebt es Feine beftimmte Gränze für das Verlangen 
nach größerem Vermögen. Jede nicht widerrechtliche und nicht 
unfittliche Verwendungsart der Einkünfte fteht dem Bürger frei, 
nur die Klugheit ratly ihm, das Nöthige vor dem bloß Angeneh- 
men zu berüdfichtigen u. dgl., und nur in der jedesmaligen Größe 
der Einnahmen findet er eine außere Befchränfung feiner Aus- 
gaben. Die Negierungswirtbifchaft dagegen foll lediglich bie 
wahren Bedürfniffe des Etaates in Gemäßheit feiner Vernunft- 
beftimmung befriedigen. Diefe begreift zwar fo viele einzelne 
Zwede in fich, daß man oft nicht Mittel genug beſitzt, um alles 
das, was jene erheifchen, auf einmal zu verwirklichen, aber es 
find Feine Verwendungen des Staatsvermögens außerhalb jenes 
oberften Staatszwedes zuläfig. Ferner foll die Staatsverbin« 
dung dad Privatleben nicht zerftören, und deßhalb foll die Bes 
förderung der gemeinfamen Iwede von ber Regierung nur in- 
foweit unternommen werden, als hiezu die Privatbeftrebungen 
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nicht genuͤgend ſind. Die Regierungswirthſchaft muß daher, 

die bürgerliche Wirthſchaft vorausſetzend, ſich auf die gefellichafte 

lichen, in den Staatözweden begründeten Bedürfniffe befchrän- 

fen (a). 

(#4) II n’y a rien, que la sagesse et la prudence doivent plus regler, 
que cette portion qu’on Öte, et cette portion qu’on laisse aux 
sujets. Ce n’est point ä ce que le peuple peut donner qwil 
faut mesurer les revenus publics, mais a ce qu’ildoit donner 
(vorausgefest, daß das Volk mehr geben könnte, ald man für die 
Staatsbebürfniffe braucht; gewöhnlich verhält es fich umgekehrt); 
et si on les mesure A ce qu’il peut donner, il fant que ce 
soit du moins à ce qu’il peut toujours donner. Montes- 
quieu, Esprit des lois XIII, Cap. I. Vol. von Sonnenfels, 
Grundſaͤtze der Polizei ze. III, $. 13. 


— 


Das Finanzweſen, als ein Zweig der Staatsverwaltung, 
muß auch unter den allgemeinen Vernunftgeſetzen ſtehen, welche 
das Weſen des Staates und die in demſelben obwaltenden 
Rechtsverhaͤltniſſe ausſprechen. So wie die Befugniß der hoͤchſten 
Gewalt, eine beſondere Wirthſchaft zu fuͤhren (die ſogenannte 
Finanzgewalth, in dieſen Geſetzen begründet iſt, fo geben 
dieſelben auch die Richtſchnur fuͤr die Graͤnzen dieſes Rechtes in 
ſeinen einzelnen Aeußerungen und fuͤr die damit verbundenen 
Obliegenheiten. Letztere ruͤhren theils aus einer Anwendung 
privatrechtlicher Saͤtze her, z. B. die Verpflichtung, den Staats— 
glaͤubigern vollſtaͤndig das Verſprochene zu halten, theils aus 
einem rein ſtaatsrechtlichen Grunde, z. B. das Gebot, die Staats— 
laſten gleichfoͤrmig aufzulegen, das Verbot, Staatseinkuͤnfte fuͤr 
Privatzwecke zu mißbrauchen u. dgl. Die Finanzwiſſenſchaft 
ſchoͤpft demnach einen Theil ihrer Grundlehren aus der philo— 
ſophiſchen Staatswiſſenſchaft (a) und nimmt, als Theil 
der Etaatöflugheitslehre (I, $. 21.), wie die Polizeiwiſſenſchaft, 
Juſtizpolitik u, a, eine Stelle in dem Enfteme der gefammten 
Staatswiffenfhaft in Anfprud. 


(a) Sie wird aud) reine Staatslehre oder Wiffenfchaft des natürlichen 
oder allgemeinen Staatsrechts genannt, jus publicum universale, 


$. 12. 
Alle Zweige der Staatöverwaltuug müffen in einer folchen 
organifchen Verbindung unter einander flehen, daß Feiner den 
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Sweden eines anderen feindlich entgegenwirkt, Dies gilt ganz 
befonders von dem Finanzwefen, weil diefes nur die Mittel zu 
den Staatseinricytungen liefert, ohne felbft geradezu die Wohl 
fahrt befördern zu koͤnnen. Am leichteften koͤnnte der ebenfalls 
auf Sachgüter gerichtete Zweck des Volkswohlſtandes (IT, $. 1.) 
durch die Finanzmaafregeln beeinträchtiget und fo die Wirkſam— 
feit der Bolfswirthfchaftspflege fruchtlos gemacht werden, wenn 
man nicht bei jeder Art von Finanzgefchäften eine folche nach» 
theilige Wirkung eifrig zu vermeiden fuchte. Deßhalb iſt es 
nöthig, fortwährend die Geſetze der Volkswirthfchaft zu Nathe 
zu ziehen und nach denfelben zu unterfuchen, wie weit der Staats- 
aufwand ausgedehnt werden duͤrfe und wie die für den Staat 
nöthigen Summen aufgebracht werden fönnen, ohne die Güter- 
erzeugung zu fchwächen und die Befriedigung der Bedürfniffe 
des Volkes zu verhindern. Auch die richtig aufgefaßten Zwecke 
ber Negierungswirtbfchaft felbit fordern zur Schonung des Volfs- 
wohlftandes auf, weil diefer die Fortdauer reichlicher Staatsein- 
nahmen bedingt. Cine drüdende, die Verarmung des Volfes 
herbeiführende Finanzverwaltung, fie mag ficd nun harter Ge— 
waltftreiche (a) oder liftiger Kunftgriffe (5) bedienen, kann nur 
aus Furzfichtigem Despotismus entipringen. 


(a) Die Finanzgefchichte des Mittelalters liefert zahlreiche Beifpiele 
folder Ungerechtigkeit, 3. B. der Erpreffungen von den Juden, 
wie fie mehrere englifche Könige, am meiften Johann, ausübten. 

(5) Solches Verfahren wird Plusmache rei genannt. Zinde, Games 
raliftenbibliothef, 111, 672 (Reipz. 1752). Schon im Altertbume 
famen Maafregeln diefer Art vor, wie deren mehrere im 2. Buche 
ber dem Ariftoteles zugefchriebenen Oekonomik erzählt werden, 
val. Klock, De aerario, ©, 1062, Tholozanus, De repu- 
blica, lib. III. c. 6, 


F. 13, 

Die Finanzwiffenfhaft muß aus diefem Grunde ftetd auf 
die Volkswirthſchaftslehre (Nationaldtonomie) geſtuͤtzt werden 
und kann großentheild ald Ergebniß einer Anwendung diefer 
Wiſſenſchaft auf den Zwed der VBerforgung der Staatögewalt 
mit fachlichen Hülfsmitteln angefehen werden (a). In dem— 
felben Verhältniß zur Nationalökonomie fteht auch die Volks— 
wirthfchaftöpolitif oder die Lehre von der Volkswirthſchaftspflege 
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(6). Diefe und die Finanzwiſſenſchaft, die man beide unter dem 
Namen der wirthbfchaftlihen Politik zufammenfafien kann, 
laffen ich wegen ihrer Abflammung von zwei Grundwilfen- 
ſchaften, aus teren Verbindung fie entipringen, mit gleichem 
Rechte ebenfowohl in die Staatöwiffenfchaft einreihen, als auch 
mit der Volfswirthfchaftslehre zu einem wiffenfchaftlichen Inbe— 
griff, der politifchen Defonomie (1, $. 3. 14.), vereinigen, Das 
Sinanzweien und die Bolkswirthfchaftspflege, obgleich ihre 
Zwecke verfchieven find, haben doch eine Werwandtfchaft, indem 
fie.beide eine Eorge der Negierung für Wirthichaftsangelegen- 
heiten enthalten, und dieß wird in mancherlei Berührungen ficht- 
bar, Manche Einrichtungen gehören beiden Gebieten zugleich 
an, weil fie neben ihrer Wirkung auf die Volkswirthſchaft auch 
eine Benukung für die Staatscaffe zulaffen, z. B. die Zölle, 
die Münzen, das Poftwefen u. dgl, Wo diefe beiden verfchieder 
nen Nüdfichten fich widerftreiten, da muß in der Negel die finan- 
zielle nachfiehen, weil die Negierung eher eine andere minder 
fchadliche Einnahmsquelle auffindet, ald die Volkswirthfchaft ſich 
im Kampfe mit einem mächtigen Hinderniffe emporheben Fann, 


(a) Das die Nationalöfonomie der Finanzwiffenfchaft nur Regeln zur 
Schonung, nicht zur Beförderung des Bolkswohlftandes geben 
könne, zeigt richtig Schön, Grundfäge der Finanz, ©, 10, 

(5) Die Anſichten über das Verhältniß diefer Wiffenfchaften zu eins 
ander find nicht übereinftimmend. Einige betrachten nur bie Volks— 
wirthſchaftspolitik ald den angewandten, praftifchen Theil ber 
Nationalöfonomie und fegen beiden die Finangwiffenfchaft gegen- 
über, 3. B. Baumftark, Kameral, Encytlop, ©, 64. (1835). 
| 8, 14, 

Die allgemeinften Grundfäße der Finanzwiffenfchaft find dem⸗ 
nach von dreifacher Art und aus drei verfchiedenen Grundmwif- 
fenfchaften herzunehmen, namlich 1) allgemein wirthfchaftliche 
($. 7); — 2) philofophifcheftaatsrechtliche und politifche, über- 
haupt flaatswiffenfchaftlihe ($. 11.); — 3) volköwirthfchaft- 
lihe ($. 12.). 

Außerdem werben an verfchiedenen Stellen der Finanz- 
wiffenfchaft mehrere Hülfslehren benußt, unter welche 
hauptfächlich gehören: 1) Gemwerböfunde (I, $. 22.), näm- 
lih Lande und Forfiwirthfchaftss, Bergbau, Gewerks⸗ und 


Handelslehre, nicht allein weil die Negierung ihrer Einkuͤnfte 
willen bisweilen einzelne Gewerbsgefchäfte felbft unternimmt, 
oder doch an den Früchten folcher Unternehmungen Theil 
nimmt, fondern auch, weil ohne Kenntniß des Gewerbsbetriebes 
das aus demfelben herfließende Einfommen nicht genau befteuert 
werden Fann (a); 2) Gefchichte und Statiftif, I, 8.23.24. 
Die Gefchichte des Finanzwefens ift in die der Staaten ver- 
flochten und muß in ihrem Zufammenhange mit den allgemeinen 
Veränderungen im Staatenleben betrachtet werden. Bald war 
e5 die in einem gewilfen Beitpunct herrfchend gewefene Vor— 
ftellung von dem Umfang der gefellfchaftlichen Beduͤrfniſſe, bald 
die Macht der Regierenden, durch die Verfaffung oder troß der- 
felben ausgedehnt, bald ein fremder Einfluß auf die Negierung, 
was den Umfang und die Befchaffenheit des Etaatsaufiwandes 
regelte, aud) wurde die Wahl der Einnahmsquellen häufig von 
Nücfichten geleitet, welche in allgemeinen Staatsverhältnifen 
beruhten. Kennt man jedoch diefe Beziehungen, fo gewährt 
auch die abgefonderte Bearbeitung der Finanzgefchichte wegen 
der größeren dabei möglichen Ausführlichfeit vielen Nusen. 
Unter den Gegenftänden der Etatiftik ift nicht bloß die Befchrei- 
bung des Finanzwefens, fondern aud) die Darftellung der volks— 
wirthfchaftlichen Verhältniffe jedes Staates, wegen der Abhaͤn— 
gigfeit des erfteren von dem Zuftande der Volkswirthſchaft, 
höchft Iehtreich, ja zur Erläuterung und Ausbildung der Theorie 
faum entbehrlih (5). 3) Staatsrehenfunft, politifche 
Arithmetif, ein Theil der angewandten Matlyematif, welcher 
ſich mit der Löfung manchfaltiger, in der Staatsverwaltung vor- 
fommender Nechnungsaufgaben befchäftiget. Der Kreis der 
Gegenftände, bei welchen ſich Anlaß zu Berechnungen ergiebt, 
ift Feineswegs gefchloffen, fondern erweitert fich fortwährend, 
Für die Finanzgefchäfte find beſonders bie Zinsberechnungen von 
erheblichem Nutzen (ec). 

(a) Die für den Finanzbeamten nützlichen ehren der reinen und ans 


gewandten Chemie (dyemifchen Technologie) enthält: Ph. v. Hol⸗ 
ger, Die Staatswirthichaftschemie, Wien, 1843, 


(6) „Man fagt oft: Zahlen regieren die Welt. Das aber ift gewiß, 
Bahlen zeigen, wie fie regiert wird,” Goethe bei Edermann, 
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1. — Lehrreiche Bemerkungen über die Finanzftatiftit von Balbi 
in Revue encycloped. 1831. Aug. ©, 249. 

(ce) Der Engländer Petty (1690) wird als Begründer diefes Zwei: 
ges der angewandten Arithmetit angeſehen, in welchen man au 
die Erfahrungsfäge über die Zahlenverhältniffe des menschlichen 
Lebens aufzunehmen pflegt, foweit fie nicht, ald einzelne Staaten 
betreffend, der Statiftit angehören. v. Florencourt, Abhand⸗ 
lungen aus ber juridifchen u, politifhen Rechenkunſt. Altenburg, 
1781. — Michelfen, Anleitung zur juriftifchen, polit. und öfonom, 
Rechenkunſt. Halle, 1782, 11. B. (unbequem wegen Vermeidung 
der Bucdhftabenrechnung.) — vd. Langsdorf, Arithmetifche Ab» 
bandlungen über juridifche, ſtaats- und forſtwiſſenſch. Fragen, 
Mortelität, Bevölferung und chronologiſche Beftimmungen. Dei: 
delb. 1810. — Gremillet, Theorie der Berechnung zufammens 
geſetzter Zinfen, überf. v. Deyhle. Ulm, 1825. — Löhmenn, 
Handbuch für juridifche u. ftaatswirthfch. Rechnungen. Leipz. 1829, 
(beide letztere Werke mit Tabellen, weldye die Berechnungen abs 
kürzen.) — Müller, Arithmetit und Algebra, Heidelb. 1833. — 
Eifenlohr, Arithmetit und Algebra mit ihrer Anwendung auf 
bie Rechnungen des Geſchäftslebens. Heidelb, 1838. — Bleib: 
treu, Polit. Arithmetit, Heidelb, 1845. — Dettinger, XAnleit. 
zu finanziellen, polit, u. jurid. Rechnungen. Braunfdweig 1845, 


g. 15, 


Bei der alten Etreitfrage über das Verhaͤltniß der Wif- 
fenfhaft (Theorie) zur Ausübung (Praris), die auch in 
Bezug auf das Finanzwefen haufig befprochen worden ift, koͤn— 
nen folgende Säge als Anhaltspuncte dienen. 

I. Die bloße Gefhaftsübung (Routine) ohne wife 
fenfhaftlihe Kenntniß muß mit Entfhiedenheit 
als unzureichend erflärt werden, Ohne georbnetes, 
reifes und vielfeitiges Nachdenken über die wirthfchaftlichen An= 
gelegenheiten der Staaten ift man nicht im Stande, den Weg 
zu Verbefferungen mit Sicherheit zu finden und fich auf ihm frei 
von Verirrungen zu behaupten; man bleibt in Vorurtheilen bes 
fangen und hält fich, flatt dad Ganze zu Überbliden, an Ein« 
zelnes. Eobald in einem praktiſchen Gebiete eine wiffenfchaft« 
liche Behandlung angefangen hat, Fann Niemand, der zur Auss 
uͤbung berufen ift, e8 fey denn in den ganz untergeordneten 
Dienften, den Beiftand des Gedankenvorrathes entbehren, der 
in der Wiffenfchaft niedergelegt ıft, felbjt wenn diefe noch unreif 
wäre. Der Schein einer, ohne Benugung der Wiffenfchaft aus 
bloßer Gefhaftsubung erlangten vollkommenen Tuͤchtigkeit ift 
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Taͤuſchung, weil dabei immer mittelbar auf irgend eine Weife 
bie in dem Beamtenftande verbreiteten oder auch zum Gemein- 
gute der Bürger gewordenen wiffenfchaftlichen Lehrſaͤtze ihren 
Einfluß geäußert haben, auch muß diefe mühfame Weife der 
eigenen Ausbildung, wo man die Theorie zerftüdelt und aus 
zweiter ober dritter Hand fich aneignet, dem unmittelbaren Er— 
forschen derfelben immer nachgefegt werden, Die Erfahrung 
beweift, daß die Wilfenfchaft eine große Macht über die Aus- 
uͤbung befist, daß ihre Ausſpruͤche, felbft die irrigen, auf vieler- 
lei Wegen, früher oder fpäter, in das Gefchäftsleben gelangen 
und dort herrfchend werben, und daß nur hiedurch große Vers 
befferungen zu Stande fommeu, 


$. 16, 


1. Gleichwohl giebt die Wiffenfhaft für ſich al 
lein zur Führung fhwieriger Staatsgefhäfte nicht 
die hinlaͤngliche Fähigkeit, Weil fie namlich in ihrer 
jedesmaligen Geftaltung einem ganzen Zeitalter, nicht einem ein= 
zelnen Volke angehört, fo muß fie nach Allgemeinheit ftreben. 
Sie Fann bei der Entwidlung der Stammfäge nicht in alle 
denkbaren oder thatfächlichen Berfchiedenheiten der Außeren Zu— 
flände eingehen und muß fich oft begnügen, die in der Mehr- 
zahl der Falle zu erwartende gewöhnliche Lage der Dinge vor= 
auszufegen. Nur da, wo bloß wenige Fälle möglich find, ift es 
thunlich, für jeden derfelben befondere Grundfäge aufzuftellen, 
Man muß alfo immer erft die Umftände, in denen man feine 
Thätigfeit äußern foll, auf das Genauefte erforfchen und uͤber—⸗ 
benfen, um aus den allgemeinen und unwandelbaren Lehrfägen 
richtige Folgerungen für die gegebene Befonderheit zu ziehen, 
Was hier ald Ausnahme einer theoretifhen Negel erfcheint, ift 
nur die Folge von der Einwirkung eines anderen Grundfahes. 
Zu biefen forgfältig aufzufaffenden Umftänden gehören die recht— 
lichen Berhältniffe (pofitives Privat- und Staatörecht des ein— 
zelnen Landes), die bisherigen Einrichtungen der Finanzver- 
waltung, auf die man fortbauen muß oder von denen man 
wenigftens nicht fogleich abgehen darf, die Nahrungsquellen und 
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die Wohlhabenheit des Volkes, die Außere Stellung des Staa 
tes u, dgl. 
$. 17. 


II. Es war aud oͤfters die Schuld der biöheri- 
gen Theorie,wenn man fieniht anwendbar fand, 
d. h. fie war noch unvolllommen und ihre Lehren bedurften, 
wenn man fie in Vollzug zu bringen unternahm, noch einer 
Läuterung. Dieß war die Folge des jugendlichen Alters der ganzen 
politifhen Defonomie und des Umftandes, daß viele Bearbeiter 
diefer Wifjenfchaft ihre Sorgfalt und Vorliebe den volfswirth- 
fhaftlihen Grundlehren zugewendet hatten und in die Finanz« 
wiflenfchaft weniger eingedrungen waren, Daher blieben manche 
fchwierigere Theile derfelben ungenügend durchdacht, ed wurden 
hie und da aus einem zu befchränften Kreife von Erfahrungen 
einfeitige Schlüffe abgeleitet, ed wurden Behauptungen, die nur 
in gewiffen Befchränfungen wahr find, mit zu großer Allge— 
meinheit aufgeftellt, die drei Arten von oberften Grundfägen 
($. 14.) durchdrangen ſich nicht immer gehörig, bald wurde das 
egoiftifch-wirthfchaftliche Princip auf Koften des rechtlichen und 
vollöwirthichaftlihen, bald eines der beiden leßteren mit Hintan= 
feßung der Übrigien enfeitig verfolgt, endlich find tiber manche 
Arten von Finanzgefhäften noch gar Feine wifjenfchaftlichen 
Betrachtungen angeftellt worden (a). Ie glüdlicher man in 
der Vermeidung diefer Klippen feyn, und je mehr fich der Vor- 
rath belehrender Erfahrungen anhaufen wird, defto fefter muß 
auch das allgemeine Vertrauen auf die Theorie wurzeln (2). 


(a) Wo die noch nicht gefchehen ift, da ift man leicht geneigt, ſogar 
bie Möglichkeit oder doc die Fruchtbarkeit einer ſyſtematiſchen 
Behandlung in Zweifel zu ziehen und die Gegenftände in das 
Gebiet wechfelnder, befonderer Regeln zu verweifen. Wie aber bie 
Wiffenfhaft mehr gepflegt wird, zieht fie auch mehr folder Ans 
gelegenheiten in ihren Bereich. 

Bergl. v Jakob Finanzwiffenfchaft. I. Vorrede. — v. Malchus, 
Handb. J. Vorrede. — Daß Theoretiker, welche ſich nicht zur vollen 
Höhe der Wiſſenſchaft ihrer Zeit erhoben hatten, durch ihre uns 
reifen Ausiprüche den Gefhäftsmännern Stoff zu gerehtem Zabel 
gaben und hierdurdy ein Vorurtheil gegen die Theorie felbft ver- 
anlaßten, ift befannt, — Sacob a. a. D. unterfheidet 1) ben 
reinen Theoretiker, der fi blos an das Allgemeine hält, 2) den 
praktifchen Theoretiker, der die Anwendung der Theorie auf wirks 
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liche Fälle lehrt, 3) den theoretifcdyen Praktiker, 4) den bloßen 
Praktiker, Routinier. 


$. 18, 

Mie die gefammte politifhe Tefonomie (I, $. 26.), fo ift 
inöbefondere die Finanzwiffenfchaft von unzweifelhaftem Nutzen 
1) für venBeamten in jedem Zweige der Finanzvermwals 
tung. Manche diefer Zweige wurden früherhin blos nach den befon= 
deren Kunſtregeln, 3. B. der Forftwiffenfchaft, des Bergbaues, 
bes Poſt⸗, Muͤnz⸗, Pottowefens ꝛc. behandelt, in unferem Zeit— 
alter aber verbreitet fich mehr und mehr die Ueberzeugung, daß 
diefe technifchen Kenntniſſe nicht gentigen, und daß man auf bie 
allgemeinen finanzwiffenfhaftlichen Lehrſaͤtze zurückgehen muß, 
um jeden diefer Gefchäftöjweige ganz zweckmaͤßig zu geflalten; 
2) für den Suftizeund Polizeibeamten, weil bei vielen Rechts⸗ 
fireitigfeiten G. B. fiscalifchen) und Vergehen die Begriffe 
und Kinrichtungen des Finanzwefend maaßgebend find, und 
weil manche Staatsanftalten die Zwecke der Volkswirthſchafts— 
pflege (Wohlftandspolizei) und der Megierungswirthichaft 
zugleich betreffen, alfo beide Gebiete berühren, $. 13 (a). 
3) für den Bürger, welcher die Ereigniffe feiner Zeit begreifen 
will, oder auch in Gemeindeämtern, auf Provincial- und Land» 
tagen zu einer oͤffentlicher Wirkfamfeit berufen iſt (2). 

(a) Saffenvifitationen und Sportelmefen bringen ebenfalls den Berichtes 
beamten mit Finanzgefchhäften in Berührung. 

(d) Die Wirthfchaft einer Gemeinde (Kämmereimwefen) ift in 
vielen Stüden als ein Finanzweſen im verjüngten Maaßftabe, in 
anderen Puncten dagegen als eine fehr ausgedehnte Privatwirthe 


ſchaft anzujehen. 
$. 19. 


Die Gefhichte der Finanzmwiffenfhaft ift von der 
Gefchichte des Finanzweſens zu unterfcheiden, obgleich beide in 
vielfachen Beziehungen zu einander flehen und oft Ereignilfe in 
ber einen aus Urfacken, die in ber andern liegen, hergeleitet 
werden müffen. In der früheren Zeit, wo es noch feine finanz= 
wiffenfchaftliche Literatur, d. h. Fein geordnetes Nachdenken über 
Gegenftände des Staatshaushaltes, Fein Zuruͤckgehen auf oberfte 
Grundfäge gab, läßt fih nur aus den Finanzeinrichtungen der 
Staaten auf die Borfiellungen und Regeln fehließen, nad) denen 


en — 
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die Staatsmänner handelten, doch muß man bei diefem Schluſſe 
fehr vorfichtig feun, indem Manches mehr dem Zufalle oder ei- 
nem dunkeln Gefühle, ald der Ueberlegung zuzufchreiben iſt. 
Man kann drei Perioden von fehr ungleicher Lange annehmen, 

I. Unwiffenfhaftliher Zuſtand. Dem ganzen Alter- 
thume war eine wiffenfchaftliche Behandlung des Finanzwefens 
fremd und biefer wichtige Theil der Negierungsgefchäfte ftand 
in einer Geringfchägung, deren nachtheilige Folgen wir in ber 
Gefchichte der alten Staaten nicht verfennen fünnen, Die we 
nigen auf und gefommenen Schriften von finanziellem Inhalte 
find, obfchon für die Kenntniß der alten Staaten Iehrreich, doch 
für die Theorie von fehr geringem Werte (a), 


(a) Kenophons Leine Schrift: wöpo: # wegi mreonsdo», de reditibus 
reipubl. Atheniensis, enthält Borfdläge zur Vermehrung der 
athenifhen Staatseinkfünfte, wobei befonders das Streben, dem 
Staate zureichende Einkünfte aus feinem eigenen Gebiete, unab: 
hängig von fremden Zuflüffen, zu verfchaffen, ferner die Empfehs 
lung des Bergbaues auf Silber und die Meinung, die Vermeh— 
zung diefes Metalld Tönne den Preis deffelben nicht erniebrigen, 
bemerkenswerth ift. Deutſch (mit einem weitfchweifigen Gommens 
tar) von Zinde, Wolfenbüttel, 1763. vgl. Reynier, Ec. publ. 
et rur. des Grecs, ©, 319. — Dad 2, Bud) der angeblichen ari— 
ſtote liſchen Dekonomit ($. 12 [P ift vielleicht unädht. Dal. 
jedoh Heeren, Ideen, 4. Ausg. 111. ©, 252, 


$. 20, 


Als nad) dem Ende des Mittelalters die Staatswifjenfchaft 
wieder erweckt wurde, verbreiteten fich die politifchen Schrifte 
fteller auch über das Finanzwefen, aber die erften Werfuche fo 
wohl in größeren ftaatswifjenfchaftlichen Werfen (a), als in der 
abgefonderten Darftellung bes Finanzwefens (5) waren fehr 
mangelhaft; fie zeugten mehr für den Sammlerfleiß, als für die 
gründliche Sachkenntniß ihrer Berfaffer und bewiefen Feine Ein- 
ficht in die Bebürfniffe der Gegenwart. Später, im Verlaufe 
des 17. Jahrhunderts, ergriffen Gefchaftsmänner die Feder, 
Aud ihnen ftanden die Hauptgrundfäße der Wiſſenſchaft ($. 14.) 
nicht vollftändig vor den Augen, fie waren faft nur von dem einen, 
dem egoiftifchwirthfchaftlichen Grundfaße durchdrungen und be= 
fchäftigten fich mit entſchiedener Vorliebe mit der Domänen- 


wirthfchaft, die man damals ald den wahren Kern des Finanz- 
R au, pol, Dekon. 3te Ausg. II. 2 


— — == 
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weſens betrachtete. Das in den wirklichen Staaten höchft un- 
vollfommene Steuerwefen 309 noch wenig Nachdenken auf ſich, 
und die Lehre von den Staatdausgaben fiel faft ganz hinweg, 
weil es an leitenden ftaatsrechtlichen Sägen fehlte, Doch rangen 
deutfche Schriftfteller, von einem richtigen Gefühle geleitet, eifrig 
nach Ordnung, Gerechtigkeit und Schonung, obgleich fie dieſes 
Streben nicht methodifch zu begründen vermochten (ce). 


(a) 3.8. Gregor. Tholozanus, De republica, im 3. Buche, Diefes 
Buch wurde mehrmals abgedrudt, u. a. Francof. 1642. 4, Arnd 
in f. Bibliotheca politico-heraldica, 1705, ©, 97, erwähnt eine 
Ausgabe von 1597, Francof., welche vermuthlich noch nicht die älteſte 
ift. Naude (Bibliographia politica, Hal. 1712, ©. 28) ſchildert 
den Verf. ridytig: omnia ingerit et pauca digerit; vgl. Rau, 
Primae lineae historiae politices, © 32. — Jo. Bodinus 
(Bodin), De republica, Lib. 6. cap. 2, zuerſt frangöf. 1577, 
dann latein, 1586 und öfter. Der Verf. diefes merkwürdigen 
Werkes war neben feiner unermeßlihen Gelehrſamkeit aud in 
Staatögefhäften bewandert. — M. Z. Boxhorn, Institutiones 
politicae, Lib. I. cap. 10 in deſſ. Varii tractatus politici, Am- 
stel. 1643, ©. 51 (kurz, aber bemerkenswerth), und viele Andere. 

(5) Besold, De aerario. Tubing. 1615. 4.— Klock, De aerario, 
Norimb. 1651. und 2, Ausg. dv. Peller, 1671 fol., weitichweifig 
und gebantenlos. 

(ec) V. &. von Sedendorf, Der beutfhe Fürftenftaat, 1656 und 
öfter; 3, Theil. — v. Schröder, Fürftlihde Schatz- u. Nenten 
fammer, 1686 u, 6. — Die Memoires von Sully, f. 1, $. 32, 


$. 21. 


IL, Uebergang zu einer wiffenfhaftlihen Be 
handlung. Im 18. Jahrhundert wurden die fchriftftellerifchen 
Arbeiten auf diefem Gebiete mit befferem Erfolge fortgefeßt, 
Ohne von neuen und großen Ideen durchdrungen zu werden, 
gewann doc; die Finanztheorie fowohl eine beffere Anordnung, 
als eine forgfältigere Ausführung, und ſchloß fich näher als bis- 
her an die Staatöwiflenfchaft an. Dieß gefchah vorzüglich in 
Deutfchland durch die Entftehung und Ausbildung der Kameral- 
wiffenfchaft, weil in diefem Inbegriffe der für einen Beamten 
in ber fog. inneren Verwaltung bienlihen Kenntniffe bie 
Finanzwiſſenſchaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren 
Hülfslehren in Verbindung gefest und vielfältig durchdacht 
wurde (a). Die befjeren Schriften diefes Zeitraumes (5) 
find noch jest brauchbar, vorzüglich darum, weil fie die in ber 
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Praris angenommenen Grundregeln Eennen Iehren, die ſich zum 

Theile erhalten haben. Die lange Reihe der italienischen ſtaats⸗ 

dfonomifchen Schriftfteller lieferte fir das Sinanzwefen wenige 

Ausbeute, einzelne Aufflärungen uͤber Miünz- und Steuerwefen 

ausgenommen (ce), Das phufiofratifche Syſtem (1, $.38— 42.) 

gab den Anftoß zu Unterfuhungen einer ganz neuen Art, 

namentlich über die höheren Grundfäge der Befteuerung, und 
bahnte hiedurch fpäteren Forfchern den Weg, 

(a) ©. die Literatur in Rau, Grundriß der Kameralwiffenfchaft, 
1823, ©. 10. — Viele blos finanzielle Schriften find genannt 
bei Zinde, Gameraliftenbibliothet, III, 780 ff. (1751). 

(5) de Bielefeld, Institutions politiques. 1760. 1. Ch. I1 u, 12. — 
G. H. von Jufti, Syftem des Finanzwefens, Halle, 1766. 4° und 
deſſ. Staatöwirthfchaft, IIr B. I. Ausg. 1752. 2. Ausg. 1758, die 
erſte ausführliche und methodifche Abhandlung der Finanzwiffene 
Thaft, die aud lange Beit Handbuch der Praktiker blieb, — Die 
finanziellen Artikel in Bergius, Polizei- u. Kameralmagazin, 
1767 ff. IX. Bde, (Das neue Pol, und Kamer. Mag. deſſ. Verf. 
enthält meiftend Technologie.) — v. Sonnenfels (geb. 1733, 
+ 1817) Grundfäge der Polizei, Handlung u. Finanz, 3r B. 
1. Ausg. 1765, Tte A. 18045 das befte Werk vor Smith. — 
(dv. Pfeiffer) Grundriß des Finanzweſens, Leipz. 1781 und 
deſſ. Lehrbegriff fämmtl, öfonomifcdher und Kameralwiſſenſchaften, 
1764 — 78, V1.— Jung, Lehrbud) der Finanzwiſſenſchaft, 1789. — 
Röffig, Die Finanzwiffenfchaft, 1789 (Fleiß ohne Urtheil.) 

(c) Dod if die gedrängte Entwidlung der Kinanzgrundfäße bei Ges 
novefi ſchaͤtzbar, f. deſſ. Grundfäge der bürgl. Ockonomie, I. Theil, 
Gap. 2. — Bgl. übrigens Pecchio, Storia della economia 
publica in Italia, Lugano, 1829. 


| $. 22, 

MI. Wiffenfhaftlihe (rationelle) Periode, Das 
Smith’fche Syſtem verbreitete ein neues Licht über das 
Finanzwefen, indem es die volföwirthfchaftlihe Grundlage des⸗ 
felben entwidelte, Die Staatseinkünfte traten aus der WVerein- 
zelung, in der man fie bisher betrachtet hatte, zu einem Ganzen 
zufammen, weldyeö mit dem größeren Ganzen der Volkswirth⸗ 
fchaft in der engftien Verbindung erfchien, Man ward jekt in 
den Stand gefegt, für die nothwendige Schonung des Volks— 
vermögens und ber Volksgewerbe beftimmte Grundfäge ftatt uns 
deutlicher und fchwanfender Regeln aufzuftellen, und man lernte 
Maafregeln und Einrichtungen ald fehlerhaft erkennen, bei 
denen man bisher Fein Bedenken gehegt hatte, Hiezu Fam, daß 

2* 
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die Fortfchritte der Philofophie in Deutfchland und die von der 
franzöfifchen Staatsummälzung angeregten ftaatswiffenfchaft- 
lichen Unterfuchungen eine Aufhellung der ftaatsrechtlichen Bes 
griffe und Lehrfäge zur Folge hatten und fo aud von einer 
anderen Seite der Finanzwiffenfchaft vorgearbeitet wurde, Diefe 
gewann hiedurch zuerft eine fefte ſyſtematiſche Geftaltung, und 
es bereitete-fich in Folge diefer Bervolffommnung der Wiſſenſchaft 
ein Umfchwung der Praris vor, der noch im Gange iſt und lange 
nicht beendet fein wird, 


$. 23. 


Die vielen Bearbeitungen der politifhen Defonomie feit 
Adam Smith (a) erftredten ſich immer audy in das Gebiet 
des Finanzwefens, inzmwifchen wurde daffelbe in vielen Werfen 
jener Art, hauptfächlich in den nichtdeutfchen, nicht vollftändig 
vorgetragen, fondern vorzüglich in der Abficht herbeigezogen, 
um volfswirthfchaftlihe Lehren darauf anzuwenden und da— 
durch zu erläutern. Man befchränfte ſich dabei meiftens auf eine 
allgemeine Betrachtung des Steuerwefens und der Staatsaus« 
gaben, die man bei der volföwirthfchaftliden Kehre von der Con— 
fumtion einfchaltete. In Deutfchland, wo. die Finanzwiſſen⸗ 
fchaft fchon früher ald eine befondere Wiffenfchaft behandelt wor« 
ben war, fanden fic viele Schriftfteller bervogen, die zufammen« 
hängende und vollftändige Darftellung berfelben beizubehalten 
und fie ald einen der drei Haupttheile der politifchen. Defonomie 
in das Syſtem dieſer Wiffenfchaft einzureihen (2). Oefters 
wurde fie auch ganz ausfchließlich abgehandelt (ec). Diefe bis 
jet in anderen Kandern nicht nachgeahmte Methode hat die Aus— 
bildung der Finanzmwiffenfchaft fehr befördert, In den Werfen 
über die ganze Staatöwiflenfchaft oder die Staatsflugheits- 
Iehre (Politif im Sinne der Neuern) wurde die Finanzwiffen- 
[haft nur in Umriffen vorgetragen, doch nicht ohne Gewinn für 
die Anwendung flaatsrechtlicher Grundfäge (d), Die Unter- 
ſuchungen über einzelne Gegenftände des Staatshaushaltes in 
fehr zahlreichen Schriften von größerem oder geringerem Um— 
fange lieferten nügliche Ausbeute zur Läuterung und Vervoll⸗ 
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fändigung der Wiffenfchaft, und das fo fich fammelnde Material 
erhielt durch die fehr haufig vorkommende Beziehung auf ein- 
zelne Länder, deren Finanzeinrichtungen theils blos befchrieben, 
theild geprüft wurden, Lebendigkeit und praftifches Intereſſe. 
In diefer Hinficht wurden auch die Verhandlungen der Stände: 
verfammlungen fehr Iehrreich, fo wie die neuere Offenfundigfeit 
der Finanzverhältnifje auch für die Fortfchritte ver Finanzpraris 
günftig zu wirken anfing. Das Finanzwefen einzelner Staaten 
der Vorzeit wurde von mehreren Gefchichtsforfchern (e), das 
ber Gegenwart theild von blos berichtenden, theild auch. von 
beurtheilenden Schriftitellern (f) beleuchtet, 


(a) Ab. Smith, Unterfuhungen, 5. Buch (füllt den 3. B. der Gar: 
ve’fchen Heberf.). — Nach ibm am ausführlichften: Say, Traite 
d’econ. pol., 3. Bud, 6—9 Gap. Deff. Cours complet d’&co- 
nomie politique pratique (deutſch von 3. v. Th.: vollftänd. Hand: 
buch der prakt. Nationalöfonomie) 7, Thl. 3. Abfchnitt (im V. 3.) 
und 8. Theil (im VI. B.) — Simonde de Sismondi, 
Nouveaux principes d’ec. pol. 6. Bud. (de Y’impöt). — Ri- 
cardo, Principles of politic. econ. Gap. 8—18, 29. 

(b) Krug, Abriß der Staatsöfonomie, ©. 116— Ende. 

Bazlı Page ber Staatswirthſchaft und Finanz, 2, Abtheis 
ung, 1811. 
Graf J. v. Soden, Nationalötonomie, VI. B. 1811 (hat auch 
den befonderen Zitel: Staatsfinanzwiſſenſchaft). 
Zulda (+ 1847), Grundfäge der öfonomifchspolitifchen oder Ka⸗ 
 meralwiffenfchaften, 2. X. 1820. ©. 255 — Ende. 
Schmalz, Staatswirthichaftsichre, II. 152 — Ende. 
Los, Handbud der Staatswirthfchaftslehre, Ir 8. 
Polis, DieStaatswiffenfchaften, II, 263 — Ende (2. Ausg. 1827). 
Kraufe, National: und Staatsöfonomie 11, 218. (1830). 
(e) Stodar dv. Neuforn (+ 1847), Handbuch der Finanzwiffen: 
ſchaft. Rothenburg a. d. &. 1807. 1. B. 
v. Jakob, Die Staatsfinanzwiſſenſchaft. Halle, 1721-11. (fehr 
gut); 2te Ausgabe von Eifelen, 1837. 
Behr, Die Lehre von der Wirthſchaft des Staates, Leipz. 1822, 
Fulda, Handbuch der Finanzwiſſenſchaft, Tüb, 1826, 
dv. Malchus (+ 1840), Handbuch der Finanzwiffenfchaft und 
* a ne Stuttg. 1830. II. (vorzüglid).) 
Shön, Die Grundfäge der Finanz, eine Eritifche Entwidlung. 
- Brest. 1832. (Nur einzelne Abhandlungen.) 
- Jose Canga Arguelles, Elementos de la ciencia de ha- 
 _ eienda, Madrid, 1833. (Ganz kurzer Abrig mit Anwendung 
auf Spanien.) 
Barth, Vorlefungen über Finanzwiffenfchaft. 1843. 
Gr. Cancrin (+ 1846), die Dekonomie der menfdhlichen Ge- 
ſellſchaft und das Finanzweſen. Stuttg. 1845, 
2. Moltke, Ueber die Einnahmequellen bes Staats, 
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(d) Behr, Syftem der angewandten Staatölehre, III, 348. (1810,) 


(e) 


Eraig, Grundzüge der Politik, Ir B. deutſch. Leipz. 1816. 

v. Aretin, Staatsredht der conftitutionellen Monarchie, fortgef. 
durch v. Rotted, II, 295. (1827.) 

Weber, Grundzüge der Politil, ©. 259. (1827.) 

Eifelen, BR des Syſtems der Staatswiffenfhaften, ©. 
291. (1828.) 

Schmitthenner, Grundriß der politifhen und hiſtoriſchen Wifs 
fenf&haften, I, 215. (1830. 

Shön, Die Staatöwiffenihaft, S. 311— 360. (1831). 

v. Rotted, Lehrbuch der öktonomifchen. Politit (des Vernunft: 
rechtes Ar Band), Stuttg. 1835. ©. 228, 


Heeren’s Ideen u. Reynier’s Schriften, f. I, $. 28. Ferner: 

Bödh, Die Staatöhaushaltung der Athener. Berlin, 1817. II. 

Ueber Rom ift die ältere Hauptſchrift: Burmann, de vectiga- 
libus populi Romani. 

Hegewifh, Hiftorifcher Verſuch über die römifhen Finanzen. 
Altona, 1804. 

Boffe, Grundzüge des Finanzwefens im römifchen Gtaate. 
Braunfhweig, 1806. 7. II. 

Hüllmann, Deutfche Finanzgeſchichte des Mittelalters, Berlin, 
1805. (Nur das Finanzwefen des ganzen Reiches, nicht der 
einzelnen Lande.) 

v. Boffe, Darftellung des ftaatswirthfchaftlichen Zuftandes in 
den deutfchen Bundesftaaten auf feinen geſchichtlichen Grunds 
lagen. Braunſchweig, 1820. 

Hoffmann, Das Finanzwefen von Würtemberg zu Anfang bes 
16, Jahrh. Tübingen, 1840. 

Schäpbares Material enthalten Eihhorn, Deutfche Staats- u. 
Rechtögefchhichte, und von Raumer, Geſchichte der Hohenftaus 
fen, V. Abfaß IV. 

Sinclair, History of the public revenue of de British empire. 
3. Edit. 1803. 111. (Vorzuͤglich.) 

de Forbonnais, Recherches et considerations sur les finan- 
ces de la France depuis 1595 jusqu’en 1721. Bäle, 1758. 
II. 4%, — Liege, 1758. VI. 8°. 

Arnould, Histoire generale des finances de la France. P. 
1806. 4°. 

de Monthion, Particularites et observations sur les ministres 
des finances de la France les plus celebres depuis 1660 
jusqu’en 1791. P. 1812. 

Ganilh, Essai politique sur le revenu public. P. 1806. II. 
(größtentbeils franzöf. u. engl. Finanzgeſchichte.) 

Bresson, Histoire financiere de la France. P. 1828. II. (meis 
ſtentheils aus Monthion abgefchrieben.) 

Bailly, Histoire financiere de la France. 1830. II. (bis 1786.) 

Die Discours preliminaires von Pastoret vor den, bon dems 
felben herausgegebenen Theilen der Ordonnances des rois de 
France, Band 15—19, enthalten ebenfalld die ältere französ 
ſiſche Finanzgeſchichte. 


(f) 1) Defterreid. 


U. v. Malinkovfki, Handbuch, zunähft für k. k. Kameralbe: 
amte, Wien, 1840, II. (Abriß des öfterreih. Finanzweſens.) 
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de Tegoborski, Des finances et du credit public de !’Au- 
triche, Par. 1843. II. B. Deutfh 1845. Dagegen: 

Wiesner, Ruffifchepotitifche Arithmetik, Leipz. 1844. IL 

U. Tebeldi (Beidtel?), Die Geldangelegenheiten Deftreiche, Leipz. 
1847. (Nur zum Theil finanzwiſſenſchaftlich.) 

e. Sohn, AntisZebeldi. Leipz. 1848, 

J. v. Hauer, Beiträge zur Geſchichte der öfterr. Finanzen, 
Wien, 1848. V Hefte. 

Hübner, Defterreihs Finanzlage, 1848. 

2) Preußen. 

Boromwsti, Abrif des praftifchen Kamerals u. Finanzwefens in 
ben 5 preußifchen Staaten. 3, Ausg. II. Berlin, 1805. (vers 
altet. 

Benzenberg, Preußens Geldhaushalt und neues Steuerſyſtem. 
Leipz. 1820 — (v.Reibnig?) über Preußens Geldhaushalt 2c. 
Berlin, 1821. 

Hanfemann, Preußen und Frankreich, ſtaatswirthſchaftlich und 
politifch, 2te Aufl, 1834. — (Gegen den Berfafler trat Kauf: 
mann auf, den wieder Springsfeld zu befämpfen fuchte.) 

v. Bülow-Gummerow, Preußen. Berlin, 1842. 8te A. 

Bergius, Preuß. Zuftände, Münfter, 1844. 

3) Andere deutſche Staaten. 

Höd, Grundlinien der Kameralpraris, Tüb. 1819, (ift größtens 
theils Finanzftatiftit). — Deffen Materialien zu einer Finanz: 
ftatiftif der deutſchen Bundesftaaten. Schmalf, 1823. 

Geret, Syftemat. Revertorium der königl. baier. Finanzverord⸗ 
nungen. 1812. 1825. 1. deſſ. Samml. ungedrudter Berords 
nungen. 

Rudhart, Ueber den Zuftand des K. Baiern, Erlangen, 1827. 
111. 8. Erl. 1827. 

Chr. Herdegen, Würtembergs Staatshaushalt, Stuttg. .1848. 

Ubbelohde, Ueber die Finanzen des Königr, Hannover, 1834, 

Eigenbrodt, Handb. der Gr. Heff. Verordnungen. Ur B. 1817. 

v. Hoffmann, Beiträge zur näheren Kenntniß der Geſetzgebung 
und Verwaltung des Großh. Heſſen, Gießen, 1832. 

Burkhard, Handb. d. Verwaltung im Gr,=p. Weimar » Eifenady, 
1844. ©. 517. 

4) Großbritanien. 

v. Raumer, Das britifhe Befteuerungsfyftem. Berl. 1810. (bes 
trifft auch andere Einkünfte) — Deff. England im 3. 1835. 
Berl, 1836. 11. 8. 

Lowe, England nad) feinem gegenwärtigen Zuftande, nad dem 
€. v. Jakob. Leipz. 1823. 

Dupin, Systeme de l’administration britannique en 1822. 
Paris, 1823. 

Parnell, On financial reform. 2d. ed. London. 1830. 

Marshall, Digest of all the accounts relating to the popu- 
lation, productions, revenues, financial operations ... ete. 
of theu,K. of Great Britain and Ireland, Lond. 1533. II. Vol. 
4°, (fehr reichhaltige Materialien, bloße Zahlenangaben.) 

Pablo Pebrer, Histoire financiere et statistique generale de 
l’Empire Britannique, trad. par Jacobi, Paris, 1834. II. 2te 
Aufl, 1839. 
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Bailly, Expose de l’administr. generale et locale des finances 
du royaume-uni de la Gr. Bret. et d’Irlande, Par. 1837. II. 
(ehr gut.) 

Porter, The Progress of the nation III. 1842, 43. 

5) Franfreid. 

Encyclopedie me&thodique. Finances. Paris et Lieges, 1784. IV 
voll. 4%, (Die Grundlage diefes Ihäsbaren Werkes find bie 
einfchlägigen Artikel der Diderot’fchen Encyclopäbdie.) 

Necker, De l’administration des finances de la France, Paris, 
1785. III u. öfter, 

Boffe, Ueberſicht der franzöfifchen Staatswirthfchaft. Braun: 
ſchweig, 1806—07, II. (der 1. B. hiſtoriſch.) 

Wehnert, Ueber den Geift d. neuen franz. Finanzverw. Berl. 1812. 

Ganilh, La science des finances. P. 1825. (gegen Biltele’s 
Verwaltung.) 

Duc de Gaöte (Gaudin), M&moires. II. 1826. 

de G&erando, Instituts du droit administratif frangais. III. 
B. zum Theile, IV. ganz. P. 1830. 

Rapport au Roi sur l’administration des finances. P. 1830. (von 
v.Audiffret, mit 38 Tabellen u. einer Sammlung von Vers 
ordnungen, vorzüglich lehrreich). 4°, 

Macarel et Boulatignier, De la fortune publigue en 
France. Paris 1838 ff. VI®. 

Dfiander, Darftellung der franzöf, Finanzen von 1830 — 3%, 
Stuttg. 1839. 

Marquis d’Audiffret, Examen des revenus publics, Paris, 
1839. — Deff. Systeme financier de la France. P. 1940, 11.8, 

6) Niederlande, 

(Dfiander) Gefhichtl. Darftellung der niederl. Finanzen feit 
1813. Amfterd., 1829, — Deffen Geſchichtl. Darftellung .... 
v. 1830—33. Stuttg. 1834. 

7) Spanien. ß 

Canga Arguelles, Diccionario de hacienda. Lond. 1826— 
27. V. Bergl. oben (ec). 

Borrego, der Nationalreichthum, die Finanzen und die Staates 
ſchuld des K. Spanien, deutfch von Kotte ntamp, Mannh.1834, 

8) Schweiz. 

Beriht an den Großen Rath der Stadt und Republit Bern über 
die Staatöverwaltung von 1814-1830, 2te X. Bern, 1832. 
—— die Finanzen des C. Bern in Rau’s Archiv, IV. 

u. T. + 

Hottinger, Der Staatshaushalt der ſchweiz. Eidgenoffenfchaft, 
Zürich 1847, 

Sahresberichte der verfchiedenen Regierungen über die ganze Ver: 
waltung. 

9) Neuere Staaten überhaupt. 

Cohen, Compendium of finance. Lond. 1822. 

John Macgregor, Commercial statistics, 111.3. Lond. 1847. 
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Erftes Buch. 


Stantsausgaben. 


——— 


I. Abſchnitt. 
Allgemeine Betrachtung der Staatsausgaben. 


$. 24, 


Der Staatsaufwand oder der Inbegriff ver Staats- 
ausgaben ift die gefammte, von der Regierung vorgenom- 
mene Verwendung von Sachgütern für Zwecke des Staates, Er 
kann unter verfchiedenen allgemeinen Geſichtspuncten betrachtet 
werden, 

1) Art, die Staatsausgaben in Anfhlag zu brin- 
gen, Wie die Staatdeinfünfte aus genau beſtimmten Güter 
mengen beftehen, fo kommen auch bei den Staatsausgaben durch⸗ 
gängig ausbebungene, oder fonft irgendwie bemeffene Verguͤ— 
tungen der verfchiedenen, für gefellfchaftlihe Zwecke veranftal- 
teten 2eiftungen vor, Das Finanzwefen bewegt fich alfo wie 
eine Privatwirthfchaft (I, $. 63.) hauptfächlih in dem Gebiete 
der Preife und hängt von dem jedesmaligen Stande derfelben 
bei feinen Ausgaben und Einnahmen ab, obfchon auch der Werth 
der Dinge bei jedem von der Negierung zu veranftaltenden Ge- 
brauche derfelben forgfältig in Betracht gezogen werden muß 
(1, $.65 — 67), und aus dem bloßen Geldbetrage der Staats⸗ 
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ausgaben ohne die Kenntniß der durch fie angebeuteten Werth. 
menge und des mit ihnen zu bewirkenden Erfolges fehr wenig 
zu erfehen fein würde, Dieß zeigt ſich deutlich, wenn man den 
Finanzzuftand mehrerer Länder vergleicht, in denen die Geld- 
preife der Dinge verfchieden find, 


$. 25. 


2) Beftandtheileder Staatsausgaben. Urfprüng- 
lich, in der Kindheit der Regierungswirthfchaft, mußten gerade- 
zu folche Sachgüter, wie fie für die Zwecke der Regierung er- 
forderlich waren, von berfelben erworben und aufgewendet wer- 
den; fogenannte Naturalausgaben, Nach der Einführung 
des Geldes trat diefes auch im Finanzwefen immer häufiger 
vermittelnd hinzu, fo daß heutiges Tages der größte Theil des 
Staatsaufwandes zunahft in Geldausgaben beiteht, auf 
welche in vielen Fallen die Widmung einer damit angefchafften 
Menge anderer Sahgüter für einen gewiſſen Staatszweck 
folgt. Wo noch bisweilen einzelne Güter ohne Vermittelung 
des Geldes in den Beſitz der Regierung gelangen und unmits 
telbar verwendet werben (a), da pflegt man dennoch ihren Bes 
trag nach Preifen anzufchlagen und in die Geldrechnung aufzu— 
nehmen, wodurch fi) das Ergebniß derfelben im Ganzen nicht 
abandert und das ber einzelnen Ennahme⸗ und Ausgabszweige 
richtiger darſtellt. 


(@) z. B. Holz aus den Staatswaldungen wird in ben Öffentlichen 
Berg: und Hüttenwerten, Eifen aus diefen in den Waffenfabrifen 
verarbeitet, Zehentgetreide an das Militär abgeliefert u. dgl. 
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3) Dernädhfte Gegenftand der Ausgaben kann in 
der Belohnung und Unterhaltung einer Arbeit, oder in einer 
Pacht⸗ oder Zinsrente, der Abtragung einer älteren Verbindlich. 
feit, in der Bezahlung eines gekauften oder beftellten Sachgutes 
u. dgl, beftehen. Man pflegt zwar indgemein die Ausbrüde 
Staatdaufwand und Staatöverzehrung (Staatöconfumtion) für 
gleichbedeutend anzunehmen, allein dieß ift nicht ganz richtig; 
theils namlich wird eine aus der Staatscaffe erhaltene Summe 
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von dem Empfänger nicht nothwendig ganz verzehrt, fondern 
oft theilweife zurüdtgelegt, wie dieß z. B. bei den Schuldenab- 
zahlungen fogar vollftändig und regelmäßig geſchieht, — theils 
tritt bei folchen Ausgaben, die zur Erwerbung eined Sachgutes 
gemacht werden, ftatt der aufgewendeten Koften ein neuer Be— 
ftandtheil in das Staatsvermögen ein, und wenn biefer von 
längerer Dauer ift, z. B. bei Gebäuden, Straßen, Waffen, fo 
befteht der Aufwand eigentlich nur darin, daß eine gewiſſe Güter 
menge eine befondere Beflimmung für einen einzelnen Zwed 
erhält, wobei fie dem Stamme des Staatövermögens unwider⸗ 
ruflich einverleibt, und allen anderen Arten der Verwendung ent= 
zogen wird, * 

4) Zweckder Ausgaben. Der gemeinnuͤtzige Erfolg der« 
felben wirda) unmittelbar bewirkt, wennfie geradezu irgend 
einen in den Staatözweden liegenden Wortheil für die Staatd- 
bürger zu Wege bringen. Eine Ausgabe ift nuͤtzlich, wenn diefer 
Vortheil den in der Aufopferung von Sahgütern liegenden Ver- 
[uft überwiegt (I, $. 322); — oder b) mittelbar, wenn bie 
Ausgabe zunähft nur einen Vortheil für die Regierungswirth⸗ 
fchaft gewährt, alfo zur Erlangung von Staatseinfünften dient, 
Solche Ausgaben, die man werbend nennen Fann, müffen als 
Koften dei mit ihnen in Verbindung ftehenden Einkünfte ans 
gefehen werden (I, $. 79), und laffen, wenn fie von dieſen ab— 
gezogen werden, den reinen Ertrag derfelben übrig. Doc 
Fann hier, wegen der Manchfaltigfeit anderer Rüdfichten, die 
Gewinnung des größten Neinertrages nicht fo unbedingt, wie 
in der Privatwirthfchaft, beabfichtiget werden, 

6,27. 

5) Wirkung der Ausgaben in der Volkswirth— 
fhaft. Wendet man die nationalöfonomifche Unterfcheidung eis 
ner probuctiven und unproductiven Verzehrung (I. $.321. 322.) 
auf die Staatsausgaben an, fo ergibt fich Folgendes: 

a) Manche Zweige des Staatsaufwandes find unmittel- 
bar hervorbringend, indem nämlich die Regierung 
theils gewiſſe Zweige der Stoffarbeiten auf eigene Rechnung 
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b) 


c) 


betreibt, theilö zu den von den Bürgern getriebenen Stoff- 
arbeiten mitwirft, z. B. bei der Anlegung von Erbſtollen 
(11, $. 42, ), bei der Urbarmachung (II, $. 103.) u. dal. 
Die fo verwendeten Gütermaffen find wahre Capitale. 


Ein dem Wohlftande des Wolfes nicht minder förderlicher 
mittelbar prodbuctiver Aufwand (I, $. 105 ff.) fin= 
det fatt bei mancherfei vom Staate ausgehenden Befoͤr⸗ 
derungsmitteln der Stoffarbeiten und des Handels, ferner 
bei der Beranftaltung von perfönlichen Dienften (I, S. 107.), 
welche, indem fie die Sicherheit im Staate oder die Bil- 
dung des Volkes unterftügen, dadurd; den Erfolg der un— 
mittelbar productiven Straftäußerungen deffelben verftärfen. 
Ohne die Ruͤckwirkung auf die Stoffarbeiten einzeln vers 
folgen zu können, darf man doch mit Entfchiedenheit ans 
nehmen, daß faft jeder wahrhaft nügliche, von irgend einer 
Seite die Wohlfahrt des Staates erhöhende Staatsaufs 
wand aud einen näheren oder entfernteren mittelbaren 
Einfluß auf die Gütererzeugung Außert, weil hier Alles 
organifch zufammenwirft, und der Bürger nur in einem 
gut eingerichteten Staate feine Nahrungsgefchäfte mit Fuft 
und vollfländigem Erfolge betreiben Fann, Das Mehr oder 
Meniger diefes Einfluffes auf die Stöffarbeiten entfcheidet 
übrigens nicht allein über die Nüßlichkeit der Staatsaus— 
gaben, weil der Staat nicht blos wirthfchaftliche Zwecke hat, 


Ganz unprobuctiv wuͤrde meiftens nur derjenige Staats— 
aufwand fein, welcher gar Feine gemeinnügige Wirfung 
außerte und daher unbedingt verwerflich wäre, 
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6) Größe des Aufwandesin Vergleich mit feiner 


Wirfung. Der Grundfaß der Sparfamfeit, welcher in jeder 
MWirthfchaft, alfo auch in dem Finanzweſen die Hauptregel für 
die Ausgaben bildet und aus der Nüdficht auf die Befchränft- 
heit des Vermögens und Einkommens im Vergleich mit dem 
großen Umfange der Bedürfniffe entfpringt, fordert eine ver 


ftandige Anordnung bed Aufwandes, fo daß mit gleicher Aufs 
opferung fachlicher Güter der größte Erfolg, oder, was daffelbe 
fagt, gleicher Erfolg mit dem geringften Güteraufwande. bewirkt 
wird, Die Beobachtung diefes Grundfakes wird nicht allein 
durch die wirthfchaftliche Klugheit ($. 7.) geboten, fondern 
aud von der Gerechtigkeit gefordert. Denn da der Staatsauf- 
wand immer den Gütergebrauch der Bürger fchmälert, es mögen 
nun die zu feiner Dedung dienenden Einkünfte unmittelbar aus 
dem Privatvermögen bezogen, oder durch Betreibung von Er« 
werbögefchäften, die außerdem von den Bürgern unternommen 
werben Fönnten, herbeigefchafft werden, und da ferner den Mits 
gliedern der Staatöverbindung nur folche Laſten aufgelegt wers 
den dürfen, welche durch die Vernunftbeftimmung des Staates 
gerechtfertiget werben, fo folgt, daß die Staatögewalt zu Feinem 
Aufwande befugt ift, der nicht zur Befriedigung eines Staats⸗ 
beduͤrfniſſes wefentlich beiträgt (a). 


(a) Beredte Entwidlung dieſes Sases bei Necker, Admin, des fin. 
de la Fr. I, 30 der 1. Ausg. 
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Man hat früherhin, und bisweilen felbft noch in neuefter 
Zeit, ven Eindrud diefer Schlußfolge aufzuheben gefucht, indem 
man den Beweis zu führen unternahm, daß der Staatsaufwand 
auch dann, wenn er uͤber das Beduͤrfniß hinaus ins Webers 
flüffige erweitert werde, Fein volkswirthfchaftliches Uebel nad 
fi ziehe, Man hat in diefer Beziehung behauptet, da die aus— 
gegebenen Geldfummen wieder in das Volk zurüdkehrten, von 
welchem fie aufgebracht worden feien, fo vergüte fich hiedurch 
der Nachtheil, den fonft die Entbehrung diefer Gütermenge ver« 
urfachen Eönnte, und es werde vielmehr ein nüıglicher Umlauf 
des Geldes erregt, wobei Gewerböleute Abſatz und Befchäftis 
gung finden Eönnten, fo daß felbft die Gütererzeugung bei einer 
folhen Benugung der öffentlichen Einkünfte befördert werde, 
1, $. 342 (a). Diefe Säge find öfters gebraucht worden, um 
die Verſchwendung der Höfe, die Errihtung unnüger Pracht- 
gebäude u, dgl. zu vertheidigen, 
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Das Irrige diefer Worftellungen liegt hauptfächlid darin, 
daß die Wichtigkeit ded Gelbumlaufes zu hoch angefchlagen 
(1, $. 255. 256.), und dagegen die wirkliche Werzehrung fach- 
licher Güter nicht genug beachtet wird, Wenn audy die in die 
Staatscaffe gelangten Geldfummen wieder durch Ausgaben in 
die Hände Einzelner gelangen, fo gefchieht dieß nicht ohne eine 
bedungene Gegenleiftung, jeder Bürger aber muß die Güter 
menge entbehren, deren Geldbetrag er dem Staate entrichtet, 
. und der von der Regierung veranftaltete Verbrauch von Gütern 
tritt an die Stelle einer für Privatzwede vorgenommenen Ber: 
zehrung. Es ift auf Feine Weife zu beforgen, daß bei geringeren 
Staatsausgaben überhaupt bedeutend weniger confumirt wer- 
den würde (a), denn die Bürger würden ben Theil ihrer Ein- 
Fünfte, den ihnen die Regierung übrig laßt, immer zu ihrem 
Nugen anwenden, und fogar die ald Gapitale angelegten Güter 
dienen unmittelbar oder mittelbar zum Anfauf von Waaren, 
I, $. 338, 339, 


(a) Der Unterfchied Eönnte höchftens fo viel betragen, als bie Eins 
zelnen ber Staatslaften willen mehr arbeiten und erwerben, um 
biefelben mit geringerer Beſchränkung ihres Gütergenuffes tragen 
zu können, $. 268. 


$. 31, 

Die Staatdaudgaben als folche, abgefehen von der Art ihrer 
Anwendung für nügliche Anftalten und Einrichtungen, fünnen 
demnach offenbar weder die Production noch den Abfag der Er- 
zeuger im Ganzen vergrößern, fondern nur bewirken, daß ber 
Verbrauch ſich auf andere Gegenftände richtet und an anderen 
Orten erfolgt, ald ed außerdem der Fall fein würde. Kommt 
nun der Staatsaufwand in diefer Hinficht der Privatverzehrung 
gleich, fo muß er, wenn er ohne wahres Bedürfniß vorgenom- 
men wird, ald höchft verwerflich erfcheinen, weil dann ein Theil 
der Bürger durch die Laſt der Staatsabgaben zu ſchweren Ent- 
behrungen genöthiget, ein anderer Theil derfelben wenigftens 
von der nüglichen Anlegung feines reinen Einkommens abges 
halten wird, ohne daß diefe Nachtheile in obiger Vorausfegung 
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auf andere Weiſe verguͤtet wuͤrden (a). Es kann nicht als die 

Aufgabe der Staatsverbindung betrachtet werden, einzelne Ges 

werböleute oder Rohnarbeiter auf Koften der Gefammtheit in 

Nahrung zu fegen, weßhalb es nicht fortwährend, fondern nur in 

ſchwierigen Umftänden, 3. B. bei einer Theurung oder einer 

großen Stodung von Gewerben, zu billigen ift, daß man auf 

Staatöfoften Arbeiten anordnet, die blos zur Befchäftigung 

nahrungslofer Menfchen beftimmt find, und felbft dann hat man 

darauf zu fehen, daß zugleich Werke von dauerndem Vortheile 

zu Stande gebracht werben, II, $. 347, 

(a) Say, Darft. der Nat. Oekon. I, 288. Handbuch, V, 94, — 
Storch, Handb. der Nationalw., II, 64. — Destutt de Tracy, 
Commentar über Montesquieu, beutfh von Morftadt, II, 8. 

$. 32. 
Folgerungen aus dem Grundfage der Sparfamkeit: 

1) Es darf Feine Ausgabe ohne einen in der Beſtimmung 
des Staates liegenden, d, i, dem Gemeinwohle angehören» 

den Zweck, alfo für irgend eine Privatabficht oder bloße 
Privatvortheile vorgenommen werden (a). 

2) Man darf auf minder wichtige Zwecke Feine Summe ver- 
wenden, welche zur Beflreitung einer dringenderen Aus— 
gabe nöthig ift. Ueberhaupt foll wegen der Unmöglichkeit, 
für alles Nüsliche in einem gegebenen Augenblide zurei⸗ 
chende Mittel zu finden, eine folche Gleichförmigfeit in den 
verfchiedenen Regierungszweigen beobachtet werden, daß 

gleich wichtige Zwecke zugleich beſorgt werden und leichter 
verſchiebliche Ausgaben erſt nach der Deckung der nothwen⸗ 
digeren an die Reihe kommen (6). Der Grad von Dring- 
lichfeit wird aus der Stärke des aus der Unterlaffung er- 
wachfenden Nachtheiles bemeffen, wobei man nicht blos 
auf die nächften Folgen bliden darf. 

3) Jede einzelne Ausgabe muß, foweit Feine andere Nüdficht es 
verbietet, fo eingerichtet werden, daß die beabfichtigte Wir- 
fung mit den geringften Koften zu Stande gebracht wird, 


(a) Hieraus kann z. B. bie Berwerflidkeit der Sinecuren, d. 5 
der Amtsftellen mit Befoldungen ohne Dienftgefhäfte, beurtheilt 
werden, Erofbritanien hat eine Menge von Sinecuren, die erft 
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in ber neueften Zeit größtentheild abgefchafft wurden. Man ſchlug 
ihren Belauf auf 360,000 Pf. St. jährlid an. Polit. Sournal, 
1821. IX. — Vgl. Say, Handb. V, 100. 


(5) Juſti, Staatsw. 11, 488. ff. unterfcheidet 1) nothwendige Aus: 
gaben, und zwar a) ſchlechterdings, b) bedingt nothwenbdige, c) 
durch weife Nothwendigkeit gebotene, 3. B. für Erhöhung des 
Volkswohlftandes; — 2) nützliche, Sammeln eines Schates, Pflege 
der Wiffenfchaften, Künfte und Sitten; — 3) Ausgaben der Be- 
quemlichkeit und Wohlanftändigkeit, 3. B. Pracht des Hofes. — 
Eine ſolche Rangordbnung läßt fi im Allgemeinen nit mit Si— 
cherheit aufftellen. Einfacher könnte man fo abtheilen: 1) erhaltende 
Ausgaben, a) unverfchiebliche, b) verfchiebliche; 2) befördernde 
Ausgaben, Doch giebt es Fälle, in denen Ausgaben, welche eine 
Vervolllommnung des jegigen Zuftandes betreffen, alfo der 2. Claſſe 
angehören, durd, die von ihnen bewirkte Entwidlung der Kräfte 
ebenfo wichtig find als die erhaltenden. 
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Der Grundfaß der Sparfamkeit wuͤrde mißverftanden wers 
den, wenn man, nm ihm Genüge zu leiften, folche Ausgaben 
unterlaffen ober verkürzen wollte, von denen dad Wohl des 
Staates oder einzelner Staatsanftalten weſentlich bedingt wird, 
Diefer Mißgriff würde verderbliche Folgen haben und Fönnte 
fogar die Unabhängigkeit des ganzen Staates gefährden, Rüds 
fichtölofes Abbrechen an den Staatdausgaben ift ebenfo tadelns⸗ 
werth, ald der entgegengefegte Fehler, die Verſchwendung. 
Indeß Fann nicht jedes Volk einen gleichen Aufwand fuͤr öffents 
liche Zwecke machen, weil die Grade der Wohlhabenheit un— 
gleich find, und es ift fehr fchwer, in jedem einzelnen Lande bie 
Gegenftände ausfindig zu machen, bei denen fich mit dem ge= 
ringften Nachtheil für die Gegenwart und Zukunft eine Ers 
fparung ausführen läßt. Es gehört daher eine genaue Kennt: 
niß der Einzelheiten in ber Staatöverwaltung und zugleidy ein 
beharrlicyes Fefthalten der allgemeinen Grundfäge dazu, um 
gleichförmig und mit den geringften nachtheiligen Folgen das 
Syftem der Sparfamkeit durchzuführen (a). 


(a) Vergl, Parnell, On financial reform, ©, 97 ff. „Jede Staatöhes 
hörde iſt gerüftet, die überzeugendften Gründe anzugeben, warum 
ihre Auögaben nothwendig in ihrer jegigen Ausdehnung beibehalten 
werden müffen, Sede Art von Sophismen, Einflüfterungen und 
zuverfichtlichen Behauptungen wird zu Hülfe genommen” ꝛc. 
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Die Erfahrung zeigt, daß vielerlei Ausgaben unbefchadet 
des Erfolges von Einzelnen fparfamer eingerichtet werden Fön- 
nen, als von der Negierung, 1) weil diefe nur vermittelit. be= 
foldeter Diener oder bezahlter Gehülfen wirkt, die im Allge— 
meinen nicht mit folchem Eifer, mit folder Nichtachtung von 
Beichwerden, Anfeindungen und Anftrengungen auf Erfpa- 
rungen bedacht find, wie Perfonen, welche dadurch felbft gewin- 
nen fönnen; 2) weil die Gefchäftsformen, die mit der Verwich 
lung und Ausdehnung des Finanzweſens unzertrennlic vers 
bunden find, nicht felten die Wahl des Fürzeften Weges er- 
fehweren, und 3) bei der großen Zahl von Angeftellten auch ein- 
zelne Veruntreuungen nicht zu verhüten find, Deßhalb ift es oft 
nüglich, eine Ausgabe, die aus mehreren einzelnen Theilen be— 
fieht und nicht im Voraus genau feftgefegt werden Fann, bie 
aber einen wohlbegrängten und beftimmbaren Zwed hat, 3.8. 
Bauten, Transporte u. dgl. an einen Privaten für eine fefl- 
gefeßte Summe in Verding zu geben. Was er bei der Aus- 
führung zu erfparen weiß, fallt iym dann ald Gewinn zu, Eine 
folche Uebereinkunft wird Admodiation, Verdingung ge 
nannt (a), Der Uebernehmer (Accordant) haftet hiebei fir die 
vorfchriftsmäßige Ausrichtung des verdungenen Gefchäftes, und 
es muß eine forgfaltige Aufficht angeordnet werden, damit er 
nicht durch übermäßige Sparfamkeit den Zweck einer Ausgabe 
gefaͤhrde. 
(a) Bergius, Pol, u. Kam. Mag. 1, 18. 


$. 35. 
Bei diefen Accorden find noch folgende Negeln zu beachten: 
1) Das Verdingen ift bedenklich, wo der Uebernehmer Teicht 
durc mangelhafte Zeiftungen einen höheren Gewinn erlangen 
Fann und wo die dagegen zu treffenden Vorſichtsmaaßregeln un= 
zuverläfjig oder zu umftändlich find; daher zieht man z. B. 
bei mandyen Arbeiten des Straßen- und Wafferbaus die Aus- 


führung des Werkes durch Zagelohn vor, 2) Wenn der Betrag 
Rau, pol. Dekon 3te Ausg. III. 3 
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einer Ausgabe fich nicht genau vorausfehen läßt, fo daß der 
Uebernehmer, um ficher zu geben, feine Forderung auf ben 
irgend :zu erwartenden höchften Belauf gründen muß, fo ift 
ed beiler, Feine Summe im Ganzen zu bedingen, fondern nur 
die Preife ‚jeder einzelnen Art von Leiftungen zu verabreden, 
z. B. bes Quadrat⸗ oder Gubiffußes bei Bauten, oder der Ver—⸗ 
föftigung ‚einer Perfon in Zuchthäufern, 3) Bei der Abfchlies 
ßung folcher Verträge muß man die Erfahrungen über den bis— 
herigen Aufwand benugen. 4) Man muf, wo es thunlich ift, 
das Mitwerben zu Hülfe nehmen, um fich die vortheilhafteften 
Bedingungen zu. verfchaffen. Dies gefchieht entweder durch 
müundlichesAbbieten und Zufchlag an den Wenigftfordernden, 
wobei leicht die Gefahr entfteht, daß man mit einem unfähigen 
oder unreblichen Unternehmer in Verbindung kommt, indem 
oͤfters die zuverläffigeren Mitbewerber von anderen unterboten 
werden, oder durch; Annahme fchriftliher Forderungen (Sub— 
miffionen, Spumiffionen), wobei man dem Wenigft- 
fordernden, wofern auch feine Perfönlichfeit die gehörige Sicher— 
heit: gewährt, ven Vorzug gibt (a). 
(a). Sn Frankreich find diefe Submiffionen allein geftattet. Genaue Vor— 
fchriften der _hiebei zu beobachtenden Formen und Bedingungen des 


fammelt bei DeGerando, Droit administratif, IV, 268. (Straßen 
bau) und 343 (Bivitbauten). 


$. 36. 

T) Verhaltniß der Ausgaben zu dem Bolfsein- 
fommen. Durd die Eparfamfeit bei den einzelnen Ausgaben 
($. 32) wird ed möglich, den Staatsaufwand auch im Ganzen 
in denjenigen Graͤnzen zu halten, welche wegen ber nothwen- 
digen Echonung der Volkswirthſchaft ($. 12) geboten find, 
Diefer Aufwand wäre ſchon Hbermäßig, wenn er das ganze 
reine Volkseinkommen verfchlänge, weil von biefem auch ver- 
fchiedene nothwendige und nuͤtzliche Privatzwecke der Staatsbuͤr⸗ 
ger beſtritten werden muͤſſen (I, $. 250), er würde. aber 
vollends für den Wermögenszuftand des Volkes nachtheilig, 
wenn er das reine Einfommen noch überftiege, alfo neben den 
Gebrauhsvorräthen auch das Kapital angriffe und fomit die 
Gütererzeugung verminderte, I, $. 327, Wenn ungünftige Um- 
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“ fände in einem Staate eine folche Vergrößerung der Staats- 
ausgaben verurfahen, fo darf der Drud ſolcher Laſten nicht 
lange dauern und man muß nach feiner Entfernung durch dop⸗ 
pelten Fleiß und Sparfamkeit die entftandenen Luͤcken wieder 
ausfüllen, 
| $. 37, 

Um biefe Regel in Anwendung zu bringen, hat. man fich 
öfters mit der Unterfuchung befchäftigt, in welchem Zahlenver- 
haͤltniß der Staatsaufwand. verfchiedener Länder zu dem rohen 
und reinen Einkommen des Volkes ftehe und ftehen Fönne (a). 
Diefe Betrachtung wird Pünftig zu lehrreichen Ergebniffen füh- 
ren koͤnnen. Man wird vielleicht aus flatiftifhen Thatſachen für 
einen gegebenen Staat ausmitteln, welchen Theil des Volks— 
einfommens bie Regierung ohne Nachtheil ausgeben kann. 
Bis jegt hat diefe Forſchung noch Feine Früchte gebracht, denn 
die Berechnungen des Volkseinkommens (I, $. 245 ff.) find 
noch fo unvolllommen, daß von feinem einzigen Rande diefe 
Größe mit einiger Zuverläffigfeit bekannt ift. Auch werden die 
Staatsausgaben nicht in allen Zeiten und Staaten einen glei 
chen Theil des reinen Volkseinkommens hinwegnehmen dürfen, 
weil die nöthigen anderen Verwendungen befielben für Privat 
beduͤrfniſſe nicht immer die nämliche Ausdehnung haben, wobei 
auch zu erwägen ift, daß die ungleiche Art, die Staatseinfünfte 
aufzubringen, den nämlichen Betrag derfelben bald mehr, bald 
weniger läftig fir Die Staatöbürger macht (5). Es bleibt daher 
für jegt nichts übrig, ald aus verſchiedenen Kennzeichen ſich darlı- 
ber eine Bermuthung zu bilden, ob die Größe der Staatsausga- 
ben und folglih der Staatseinnahmen den Wohlftand aller 
Bolköclaffen hemme oder vielmehr noch fortfchreiten laſſe. 


(a) 3. B. v. Sonnenfels, 11,30 ff. 


(5) Hiezu kommt, daß man noch nicht über den Begriff bes reinen Eins 
fommens einig ift, ferner daß man zugleich darauf achten follte, 
welche Laften das Volk für Kirche, Gemeinde ꝛc. zu tragen hat u. 
dgl, Val. Eos, Handb. I, 93, 


| ' $. 38, 
8) Berwendungdart ver Ausgaben in Bezug 
auf das Land; Es ift ohne Zweifel für die Volkswirthichaft 
3* 
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zuträglich, wenn der Staatsaufiwand innerhalb des Landes ge- 
fchieht, alfo einheimifche Arbeiter und Unternehmer befchäftigt, 
einheimifchen Gapitalen und Grundftüden eine Rente trägt, 
1,.8..340, Daher haben fchon ältere Schriftfteller den Satz auf 
geftellt, man folle die Staatgausgaben fo einrichten, daß bie 
Summen nicht außer Landes gehen, fondern dem inländifchen 
Nalrungsitände zu Gute fommen (a). Doc, ift diefe Negel 
nur unter der Bedingung zuläffig, daß a) der Zwed der Aus- 
gabe darunter ‚nicht leidet und dieſe auch ‚nicht vergrößert zu 
werden braucht (43„ oder b). daß, wenn die Verwendung im 
Inlande mehr. Eoftet, dadurch ein Nebenvortheil erreicht wird 
und deßhalb der Mehrbetrag auch als: befondere Ausgabe zu 
rechtfertigen fein würde, z. B. als eine Prämie zur Ermuntes 
rung eines wichtigen und diefer Begunftigung bedürftigen Ges 
werbzweiged, Cine ähnliche Betrachtung läßt ſich auch auf bie 
einzelnen Gegenden eines Landes anwenden, Zwar ift es nicht 
ausführbar, daß gerade in jedem Landestheile die. von ihm aufs 
gebrachten Staatseinkuͤnfte auch wieder verzehrt werden, weil 
über die Sie der Staatsanftalten andere Ruͤckſichten entfcheiven, 
auch ift es nicht nöthig, weil Diejenigen Gegenden, welche mehr 
beitragen, als ihnen wieder zufließt, fidy-durch den Verkehr, mit 
anderen Bezirken Erfaß verfchaffen können, Dennoch muß jene 
Erwägung zu dem Streben ermahnen, die Vertheilung des 
Staatsaufiwandes nicht zu ungleicdy zu machen und insbefondere 
die Hauptſtadt nicht mehr, als es fir eine Fraftvolle Negierung 
nöthig ift, mit Staatsanftalten zu verfehen (e). 

(a) v. Zufti, Staatsw, II, 482. 


(5) 3. B. Penfionen im Lande zu verzehren. 


(ce) Im Dep. Seine trugen 1846 die Staatseinkünfte (ohne Zölle) 129 
Mill. Fr., die Staatsausgaben machten dafelbft 527 Mill. aus, 
In 19 Dep. beliefen fidy diefe Ausgaben nicht voll auf ?4 der Ein: 
une (nur 58 Proc, derf.); Cor dier, Deput.:fammer, 18, Mai 
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9) Eine Eintheilung der Staatsausgaben ift 
nach verfchiedenen Gefichtspuncten möglih. Sieht man auf 
die Zeit des Eintretens des Beduͤrfniſſes, für wel 
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ches eine Ausgabe beftimmt ift, fo ergibt fich folgende Unter 
fheivung (a): 

a) Drdentliche Ausgaben find folche, welche im regelmäßi= 
gen Gange des Staatölebens jährlich oder doch in beftimmter 
Biederholung vorfommen und einem fortvauernden Beduͤrfniß 
entiprechen. Man kann deßhalb ihr Eintreten immer voraus- 
fehen.und es ift nothwendig, zu ihrer Dedung Einkünfte von 
gleicher Fortdauer aufzufuchen. 

b) Außerordentliche Ausgaben werden durch ein bes 
ſonderes Bedürfniß eines einzelnen Zeitpunctes herbeigeführt. 
Eie find bisweilen gleich den ordentlichen vorherzufehen, bald 
erfcheinen fie ganz plößlich ; fie find bisweilen auf ein Zahr be- 
ſchraͤnkt, bisweilen erftreden fie fich auf mehrere Jahre. Solche 
Ausgaben find für die Gleichförmigfeit im Staatshaushalte fehr 
ftörend, weil man die Einkünfte nicht beliebig und fchnell nach 
der jedesmaligen Größe des Bedürfniffes zu erweitern vermag. 
Ss lange die außerordentlichen Ausgaben wenig betragen, fann 
man ſich dadurch helfen, daß man einen Theil der Einnah- 
men als frei verwendbaren Huͤlfsvorrath (Nefervef onds) 
in Bereitſchaft haͤlt; ſind aber große Summen erforderlich, 
ſo muͤſſen außerordentliche Salfe mittel in Bewegung geſetzt 
werden (6). 


(a) Vergl. v. Malchus, Finanzwiſſ. II, 55. 

(6) Rad) dem hannöv. Grundgeſetz von 1833, $ 143, follte ein Referves 
erebit von 5 Proc. des ganzen Ausgabebudgets für außerordentliche 
——— zur Verfügung des Geſammtminiſteriums bereit gehalten 
werden. 


G. 40. 

Die Scheidung der ordentlichen und außerordentlichen Aus— 
gaben, welche ſogar ſtaatsrechtliche Wichtigkeit haben kann (a), 
iſt da mit einer beſonderen Schwierigkeit verknuͤpft, wo viele 
einzelne Ausgaben in eine Claſſe fallen, deren Geſammtzweck 
feſt ſteht, waͤhrend die naͤchſten Gegenſtaͤnde der Ausgaben von 
Jahr zu Jahr wechſeln. So iſt z. B. neben der ohne Zweifel 
ordentlichen aber unſtaͤndigen Ausgabe fuͤr Baureparaturen 
ſehr haͤufig ein neues Gebaͤude fuͤr den Staatsdienſt aufzufuͤh— 
ren, weil ein altes unbrauchbar wird, oder an einem gewiſſen 
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Orte für einen beftimmten Zweck noch Feines vorhanden war, 
Jede folhe Bauunternehmung erfcheint, einzeln betrachtet, als 
eine außerordentliche Ausgabe, denn fie wiederholt fich nur nad) 
einem unbeftimmbaren langen Zeitraume, Ueberblickt man aber 
die Menge der in einem größeren Staate für Öffentliche Zwecke 
nöthigen Bauwerke (Häufer, Brüden, Landftraßen u, dergl.), 
von denen falt immer. eines oder .dad andere der Erneuerung 
bedarf, fo muß man diefe ganze Claſſe von Ausgaben fir eine 
ordentliche anfehen; nur. ganz ungewöhnlid große Ausgaben 
werden ald außerordentlich angenommen. 


(a) Als im Königreich der Niederlande das ordentliche Budget auf 10 
Jahre, das außerordentliche auf 1 Jahr feftgefegt wurde, entitand 
über die bei der Sonderung beider zu befolgenden Grundfäge öfters 
Streit, vergl, v. Malchus, 1, 113. 


8.41, 

Beiden ordentlihen Ausgaben kann wieder in Be- 
zug auf die Beftimmtheit oder Veränderlichfeit der erforderlichen 
Summe eine Verfchievenheit Statt finden, Man nennt diejeni- 
gen Ausgaben ftändige, die von Jahr zu Jahr mit gleicher 
Summe beftritten werben fünnen, während die unftändigen 
von wechfelnder Größe find. Zur Erreihung mancher Zwecke 
wird nach den Umftänden bald eine größere, bald eine kleinere 
Menge von Mitteln nothwendig, und das jedesmalige Bes 
duͤrfniß muß unfehlbar feine Befriedigung finden, 3.8. bei 
Baufoften, Diäten, Prämien, Griminalproceßfoften. Um aber 
doc; für zureichende Einkünfte ſchon vorher einigermaßen forgen 
zu können, bildet man ſich bei den unftändigen Ausgaben we— 
nigftens eine Vermuthung über ihre wahrfcheinliche Größe, in- 
dem man den Durchfchnitt aus den vorhergehenden Jahren zu 
Grunde legt, wobei man jedoch erwägen muß, ob die Verhält- 
niffe fich nicht unterdeſſen verändert haben, Der Durchfchnitt 
würde 3. B. dann zu einem ganz falfchen Schluffe führen, 
wenn bie einzelnen Sahresfummen Fein Auf- und Nieberfchwan- 
fen, fondern ein fortfchreitendes Steigen oder Fallen einer Art 
von Ausgaben bemerken ließen, Wo vielerlei unftändige Aus- 
gaben vorkommen, da kann man bei forgfaltig gefertigten Ueber- 
fhlägen hoffen, daß, wenn ein Theil der erfteren den Anfchlag 
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uͤberſteigt, dagegen an andern etwas erſpart werden wird. Da 
es jedoch nicht ſicher iſt, daß beide Faͤlle ſich gerade ausgleichen, 
ſo iſt auch der unſtaͤndigen ordentlichen Ausgaben willen ein 
Huͤlfsvorrath ($: 39) ſehr nuͤtzlich, deſſen Größe im Verhaͤlniß 
zum ganzen Staatsaufwande nach den Umſtaͤnden zu bemeſſen 
iſt (4). Laſſen ſich unſtaͤndige Ausgaben ohne andere Nach— 
theile in ſtaͤndige umwandeln, ſo iſt dieß fuͤr die Ordnung im 
Staatshaushalte ſehr foͤrderlich $. 36. 

(a) Der Reſervefonds betrug im Verhaͤltniß zur ganzen jaͤhrlichen Aus⸗ 
gabe in Preußen, nad) dem Boranfhlage für 1847, 3,° Proc, 
(2'312 000 Rthlr.), er wird aber auch zu Landesverbefferungen bes 
nust und der Ueberfhuß wird zum Staatsfchase gefchlagen. In den 
meiften Staaten ift beiläufig 1 — 2 Proc. zum Hülfsvorrath ‚bes 
ftimmt, z. 3. 

0,88 Proc. (50 000 Rthir.) Sachſen, Budg. 1843—45, 
0,? » : (500.000 fl.) Holland, Budg. 1845. 

0, ? „ (75 000 fl.) Würtemberg, Budg. 1845—48. 

0,6% „(67235 fl.) Baden, Budg. 1848. unter bie eins 

zelnen Minifterien vertheilt, 
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Sieht man auf die Zwecke der einzelnen Ausgaben, 
fo laßt fich die große Manchfaltigfeit derfelben unter gewiſſe 
Haupt- und Unterabtheilungen ordnen, Ehemals begnügte man 
fich mit der Annahme von drei Hauptelaffen, nämlich 1) Aus- 
gaben fuͤr den Hofftaat, 2) für die Civilverwaltung (Giviletat), 
3) für das Militärwefen (a). Die in den Finanzplanen (Bub: 
getö) der verfchiedenen Staaten gewählten Eintheilungen find 
meiftens in Hinficht auf die gute Anordnung unbefriedigend, 
indem fie bald viele Abtheilungen nebeneinanderftellen, die Feine 
Meberficht des Ganzen gewähren und fich willkürlich noch weiter 
vermehren ließen, bald nur den zufälligen Einrichtungen des 
einzelnen Staates oder einem praftifchen Beduͤrfniſſe folgen, 
alfo nicht allgemein anwendbar und nicht aus dem Weſen der 
Sache gefchöpft find. Um diefen Erforderniffen zu genügen, 
Fann man folgende Unterfcheidung zu Grunde legen: 

1) Ausgaben, welche durch die Verfaffung des Staates 
nothwendig werden, indem fie die zur Ausuͤbung der Staats⸗ 
gewalt unmittelbar mitwirkenden Perfonen betreffen. Die- 
fer Theil des Staatsaufwandes muß, fo lange die Staats- 
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form unverändert bleibt, nothwendig auch feiner Größe 
nach ziemlich feft flehen. 

2) Regierungsausdgaben, welche von der hoͤchſten Ge— 
walt für die Beförderung der einzelnen Staatszwecke 
vorgenommen werden und unter dem Einfluffe außerer 
Umftände vielen Veränderungen unterworfen find. 

(a) De, und — Spätere, z. B. v. Jakob, II, 714 und Fulda, 
6848. 
Der Regierungsaufwand kann weiter abgetheilt 
werden 

1) formell, nach Art der uͤberhaupt anzuwendenden 
Mittel, z. B. für Beſoldungen, Gehalte der untergeordne⸗ 
ten Bedienten, Gebaͤude, gemeinnuͤtzige Anſtalten von 
mancherlei Art; 

2) materiell, nach der Natur der einzelnen Staats- 
zwede, bie unter gewiffe Hauptzweige des Staatsdienſtes 
(Minifterien) vertheilt zu fein pflegen. Es gibt theils 
allgemeine, alle öffentlihen Zwecke umfaffende Ober: 
behörden, theils befondere, deren nächfte Richtung geht 

a) auf dad Wohl der Staatsgefellfchaft felbft, und zwar 
&) auf die Sicherheit des Staates im Ganzen und 
feiner Mitglieder, 
aa) im Innern des Staates (Ausgaben für das 
Suftizwefen und die Sicherheits- oder 
eigentlihe Polizei), 
bb) im Verhältniß des Staates zu andern Staaten 
(Ausgaben für Militärwefen und ausmwär« 
tige Verhandlungen), 
R) auf den Wohlftand des Volkes (Ausgaben für 
die Volkswirthſchaftspflege), 
y) auf die Bildung (Ausgaben für Schulen, Kirchen 
| und andere Anftalten der Volfsbildung), 
b) auf den bloßen Vortheil der Regierung, naͤmlich die 
Verforgung derfelben mit fachlichen Gütern (Ausgas 
ben für das Finanzwefen). 


— — 
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I. Abſchnitt. 
Einzelne Gegenftände des Staatsaufivandes. 


$. 44, 
Die nähere Betrachtung der Staatsausgaben führt, wie ſchon 
die Verhandlungen der ftändifchen Werfammlungen über die 
Finanzplane zeigen, zu einer Prüfung aller Etaatdeinrihtun- 
gen, und man Fünnte hierdurch in Verſuchung gerathen, einen 
großen Theil der Staatöflugheitslehre in die Finanzwiſſenſchaft 
hereinzuziehen (a). Dieß würde jedoch nicht bloß dem Imede 
derfelben widerftreiten, fondern darum fchädlich fein, meil dabei 
eine allfeitige gründliche Unterfuhung der Staatsverwaltungs— 
gegenftände verhindert und der finanzielle Gefichtspunct zu fehr 
hervorgehoben würde, Um fich genau in den Gränzen der Fie 
nanzmiffenfchaft zu halten, muß man fich darauf befchränfen, 
bei jedem Gegenftande der Staatsausgaben zu erforfchen, wo 
fi) in ihm Gelegenheit zeigt, die Grundfage der Sparfamfeit 
ohne Verlegung anderer Rüdfichten in Anwendung zu bringen. 


(a) Wie es zum Theile von Kraufe gefchehen ift, National: und Staats« 
öfonomie, 2ter Theil. 


1, Abtheilung. 
Ausgaben aus der Verfaſſung. 
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Es Fann feinem Zweifel unterliegen, daß in einem monar⸗ 
chifchen Staate der Fürft auf ein feiner erhabenen Stellung ent« 
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fprechendes Einfommen aus Staatömitteln Anſpruch hat, und 
ebenfo, dem Wefen der Erbmonarchie gemäß, feine Familie, 
Der hiezu beftimmte Theil des Staatsaufwandes bildet die 
Hofſtaats- oder Hofausgaben, Die Beflreitung diefer 
Ausgaben aus Staatseinkünften ift jedoch da unnöthig, wo die 
fürftliche Familie, wie fie urfprünglidy aus! dem Ertrage eigen- 
thuͤmlicher Ländereien ihre Bedürfniffe beftritten hatte, fo auch 
noch fortwährend fich im Eigenthume ſolcher Güter und Rechte 
befindet, die anerfanntermaßen jene Beſtimmung haben. 
Diefe Stammgüter des fürftlihen Haufes Fonnten da erhalten 
werben, wo bie höchfte Gewalt noch in der naͤmlichen Familie 
fich vererbt, aus deren Landbeſitz und Gutöherrlicykeit ſich ehe— 
mals die Pandeshoheit entwidelt hat, Wo dagegen durch Um— 
wälzungen und Wechfel der herrfchenden Familie jene Stamm- 
güter in das Staatseigenthum oder in Privathände übergingen, 
oder wo fie durch den Entfchluß des fürftlihen Gefchlechts in 
Staatögut umgewandelt wurden (a), da trat die Verpflich— 
tung des Volkes ein, den Bedarf des Hofes auf andere Weife 


zu deden. 


(a) Vergl. unten $. 90. und Bollgraff, Syſteme der prakt, Politik, 
IV, 506. Doch pflegt man in biefem Falle bei der Beftimmung ber 
Hofausgaben darauf Rüdficht zu nehmen, was diefe Güter dem 
Monarchen würden eingebracht haben, wenn er fie beibehalten hätte, 
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Die Erhaltung folher Stammguͤter des fürftlichen Haufes 
gewährt für dafjelbe in der größeren Sicherheit des aus ihnen 
entfpringenden Einfommens bei Unglüdsfällen, und da, wo eine 
ftandifche Verfaſſung befteht, in der Unabhängigkeit von der 
Bewilligung der Landſtaͤnde unverfennbare Vortheile. Indeß 
hat man doc den Nutzen diefer Güter häufig Überfchägt (a). 
Man glaubte, der Aufwand des Hofes, wie ausgedehnt er auch 
fein möge, verliere dadurch fein Anftößiges, daß er aus den 
eigenen Einkünften des Fürften genommen wird; allein eine 
Verſchwendung in diefen Ausgaben würde, befonders bei einem 
beengten Staatshaushalte, doch immer als ein Mißverhältniß 
angefehen werden, vorzüglich da nach dem deutfchen Staatd- 
rechte die erwähnten Kamiliengüter auch zugleich zur Beſtrei⸗ 
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tung von Regierungsausgaben behilflich fein follten, vgl. $. 91. 

In manchen Ländern, wo die Domänen als fürftliches Haus— 

gut galten, iſt dennoch die Verabredung einer Givillifte nöthig 

geworden, entweder weil der Ueberfchuß der Domanialeinfünfte 
indie Staatscaffe floß, oder: weil diefe bei der Unzulänglichkeit 
jener einen Zuſchuß (Kammerhülfe) geben mußte (B). Die 
landftändifche Mitwirkung zur Feftfegung der Hofftaatsausgaben 
tragt dagegen bei, diefelben in einem, den Hülfsquellen des 
Bandes entfprechenden Maaße zu erhalten, Die Verhandlungen 
über dieſen Gegenftand find zwar öfters in einer für die fürft- 
liche Würde: verlegenden Weife geführt worden, allein: wenn 
dieß durch den Befig von Hausgütern ganz verhitet werden 
follte, fo müßten diefe fo beträchtlich fein, daß fie felbft für die 
außerordentlichen Hofausgaben zureichten, und dieß würde die 

Gefahr eines lbermäßigen Hofaufivandes fehr verftärfen, Fer- 

ner fann man auch da, wo ſolche Güter nicht vorhanden find, 

die gefegliche Anordnung treffen, daß für die Hofftantsausgaben 
fortwährend eine aus dem Ertrage benannter Staatögüter zu 

ziehende Summe ausgefcyieden wird (c). 

(a) Vergl. v. Jakob, I, 8.835 ff. — Dahlmann (Politik, I, 94) 
bemerkt, daß die Fürften felbft öfters den Bezug einer beftimmten 
Geldfumme aus der Staatscaffe vorzogen. 

(5) 3. B. Altenburg. Berfaffung v. 1833, $. 18. Hohenzollern : Sigma- 
ringen’fhe Verf. 1833. $. 74, | 

(ce) In Preußen werden 21, Mill. Rthlr. von dem Ertrage der Dos 

manen für den Hof abgezogen, die im Budget nicht aufgeführt find. 
— Nach dem bannöv. Grundgefek von 1833, $. 125. 126, follte ein 
Domänencompler, der Y, Mill. Rthlr. rein abwürfe, ausgeſchieden 
und dem Könige zur freien Verwaltung übergeben werden, was 
jedoch eine unnöthige Verwidlung verurſacht hätte, In Medlen- 
burg⸗Schwerin wurden 1849 74 Güter mit 228. Hufen, nebft Schlöf- 
fern, dem großherzöglichen Haufe überlaffen und daneben 175 000 
Kthir. Givillifte bewilliat. Auch in Oldenburg kam man (5. Februar 
1849) überein, einen Theil der Domänen, der rein 85000 Rthlr. 
trägt, als Fideicommiß der fürftlichen Familie auszufcheiden, wähs 
rend der Neft in das Staatsvermögen übergieng. 


AT, $. 47, | 
> Das Nachdenken über die Größe der Hofftaatsausgaben 
führt mit Nothwendigkeit auf die Anerkennung zweier Säge, 
die fich gegenfeitig befchranfen und aus deren Verbindung der 
” richtige Mittelweg hervorgeht, | 
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I. Der Fuͤrſt follte nicht in die einfache und fparfame Lebend« 
weife einer bürgerlichen Familie verfeßt werden, er bedarf eines 
reichlicheren Einfommens (a), theild damit ſich feine Würde 
durch den finnlichen Eindrud einer nicht bloß anftandigen, fon- 
dern geſchmuͤckten und gefälligen Umgebung auch außerlich Fund 
gebe (5), theils um Handlungen der Wohlthätigkeit üben zu 
fünnen, in denen feine Perfönlichkeit einen defto weiteren Spiels 
raum finden muß, je mehr bei den eigentlicdyen Negierungsge- 
fchäften wegen 'ihrer heutigen Schwierigkeit und der Verant- 
wortlichfeit der Minifter diefen überlaffen werden muß. Starke 
Einſchraͤnkungen, plöglich ausgeführt, würden ferner viele Fa— 
milien nahrungslos machen und fünnen daher ohne Nachtheil 


nur allmälig eintreten, 


(a) Ad. Smith, 5. Bud 1, Gap, 4. Abthlg. 
(db) Das Volk felbft fieht dieß als Ehrenſache an. 


$. 48, 


II. Gerade der Umftand jedoch, daß im Einzelnen des Hof 
aufwandes eine Angftlich berechnete Sparfamfeit nicht füglich 
durchgeführt werden kann, hat, wie die Erfahrungen älterer 
und neuerer Zeit beweifen, fehr oft eine Werfchwendung verans 
laßt, welche für die Volkswirthſchaft die traurigften Folgen 
Außerte (a). Es ift daher eine Befchränfung diefes Aufwandes 
im Ganzen nothmwendig, die in Eleineren und in minder wohl— 
habenden Laͤndern weiter gehen muß, als in anderen. Die Ein— 
richtungen der europäifchen Höfe laffen eine bedeutende Verein- 
fachung zu. Was als unabweislicher Bedarf (minimum) an— 
zufehen fei, laßt fich einigermaßen and der Wergleichung 
mit den Einkünften der begüterteren Staatsbürger beurtheis 
len. Eine Pracht des Hofes, die mit ſchweren Entbehruns 
gen der Bürger erfauft werden muß, Fann durch die vorhin 
($. 47.) angegebenen Nüdfichten nicht gerechtfertigt werden, 
zumal da fich, wenn die Umftände es gebieten, Würde mit edler 
Einfachheit wohl vereinbaren läßt. Es muß daher eine für den 
Hof zu verwendende Summe feftgefeßt und mit den Staatsein« 
fünften, den früheren Hausgütern der fürftlichen Familie und 
den Übrigen Staatsbebürfnijfen in ein richtiges Verhaͤltniß ges 
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bracht werden (5). Diefe Summe wird in den Ländern, wo 
fie von landftändifcher Zuftimmung abhängt, Givillifte ges 
nannt (ec). 


(a) Malum tutorem esse Imperatorem, qui ex visceribus provincia- 
lium homines non necessarios nec reip. utiles aleret, urtheilte 
Alex. Severus. ®ergl. Klock, De aerar. S. 911. Bekannt ift 
die Prunfliebe Ludwigs XIV. Vergl. Geſchichte Frankreichs, Leipzig, 
1829. ©. 777. 78%. — Golbert widerfprad; wenigftens, wenn er audh 
nicht zu hindern vermodyte, „Je declare à V. M.“ fagte er 1666, 
„qu’un repas inutile de 3000 livres me fait une peine incroyable, 
et lorsqu’il est question de millions d’or pour la Pologne, je ven- 
drais tout mon bien, j’engagerais ma femme et mes enfants et 
jiirais & pied toute ma vie pour y fournir, s’il etait necessaire.“ 
Bresson, I, 339. — Man findet in den franz. Finanzrechnungen, 
daß im 3. 1685 die verfchiedenen, den Hof betreffenden Ausgaben 
Y, des ganzen. Aufwandes oder 25° 917 828 Liv. betrugen. Da nun 
feit 1679 die Mark feines Silber zu 20 Liv. 61%, Sous, vor der 
Revolution aber zu 54,9 Liv, audgebradt wurde (Praun, Bom 
Münzmwefen, ©, 209. Necker, Admin. III, 6.), fo ift jene Summe 
auf 49 Mill. Liv. der legteren Zeit zu ſchätzen. Neders Aufzählung 
ber Hofftaatsausgaben zu feiner Zeit giebt doch nur 33700 000 Liv. 
bei 610 Mill. Liv. Ausgabe, oder 5V, Proc, a. a. D. II, 362, — Die 
Anlagen von Berfailles und die naheliegenden Schlöffer Erianon, 
Marly ꝛc. koſteten zwifchen 1674 und 1690 die Summe von 88% 
Miu, Liv., in fpäterem Gelde 157 Mill. Schlöger, Staatsanz.XII, 
65. — Noch Karl X. hatte ein fo ftarfes Hofperfonal, daß jeder Hof⸗ 
bediente nur 3 Monate jährlich Dienft that; f. Duchesne, Essai 
sur les finances, P. 1831. 

(5) Starke freiwillige Beränderungen diefes Aufwandes in Folge ber 
re 1848 und ber Finanzverlegenheit in den deutſchen 

taaten, 

(c) Vergl. v. Jakob, II, $ 851: Der Ausdrud ift in England zuerft übs 
lich geworden. Die große Verminderung. der Domänen, bie Entzies 
hung mehrer Regalien ꝛc. nöthigfe das Parlament, unter Karl IL 
1660 eine aus anderen Einkünften berfließende Ergänzung für ben 
königlichen Hof zu bemwilligen; man wies hiezu gewiſſe Einkünfte 
(civil-list-revenues) an, die zufammen auf 1'200. 000 E&, St, anges 
fhlagen wurden, von denen jedoch aud) Ausgaben für Flotte und 
Heer beftritten werden mußten. Was dem König verblieb, fchägte 
man 1676 auf 462,115 &,; 1690 (Wilhelm III.) wurden bemfelben 
600 000 8, zugedacht, die man 1697 auf 700 000 2. erhöhte, doch 
mit Einfluß der erblichen Kroneinkünfte. Bis auf Georg II. bes 
gnügte man fich, die zugewiefenen Einkünfte nur im Allgemeinen 
anzujchlagen und darnady den zur Ergänzung erforderlichen Zufhuß 
zu beftimmen. Nun aber, ald man die Eivillifte auf 800 000 8, fegte, 
wurde zugleich verfügt, daß jährlich das, was an dem Betrage ber 
zugemiefenen Einkünfte zu jener Summe fehlen würde, aus der 
Staatscaffe zugelegt werden follte. Ein allenfallfiger Mehrertrag 
blieb dem König zur Verfügung. Die heutige Bedeutung bes Wors 
tes civil list ftammt alfo erft von 1728 her, Georg 111. verzichtete 
auf einen Theil der erblichen Einkünfte der Krone. Die Eivillifte 
veichte aber für den großen Aufwand nicht hin und es wurden mehr: 
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mals Schulden, die auf fie gemacht worden waren, vom Parlamente 
übernommen, von 1769—1814 zufammen für 3 Mill. L. Nad) der 
Regulirung von 1816 betrug die Givillifte 1°057 000 2., außer 248. 000 
&, Penfionen (Apanagen ‚für die k. Familie. Aus obiger Summewurs 
den aber auch verfchiedene Staatöbeamte befoldet, z.B. die Lords Ober: 
richter, die auswärtigen Gefandten, fo daß nur 799000 für den Kö— 
nig übrig blieben. 1831 wurde die Givillifte für Wilhelm IV. durd) 
Uebertragung fremdartiger Ausgaben auf andere Caſſen auf 520000 
gemindert. — Die erblichen Einkünfte der Krone, hereditary reve- 
nues, im Betrage von 800 000 &,, waren fon früher dem Parlas 
mente zur Verfügung geftellt worden. 1831 verzichtete der König 
noch auf einige Gefälle, die im Frieden geringfügig find, weil fie 
zum Theile aus Admiralitätögeldern beftehen, die nur in einem See⸗ 
kriege durch die Prifen anfehnlich werden, Die Erbgefälle von Lan— 
cafter und Cornwallis blieben, als Familiengut, noch im Befige des 
Königs. Sie werden auf 50,000 &, angefchlagen. Die Eivillifte der 
Königin Victoria wurde im Jahre 1837 auf 385 000%, geſetzt, nebſt 
10 000 &, für die Diener und 12 000 &. Penfionen. Hiezu kommen 
die Wittiwengehalte und Apanagen, Sinclair, History of the 
public revenue, I, 290. 292, I1, 38, 63. — Höfler, Geſchichte der 
englifchen Givillifte, Stuttg. 1834, — Lorieux in Foelix, Revue, 
1839, 11, 801. 


Die Sivillifte fammt den übrigen Bezügen des fürſtlichen Haufes 
aus der Staatscaffe beträgt nad) den neueften VBoranfchlägen von der 
ordentlichen reinen Staatseinnahme oder dem ordentlichen Staats- 
aufwande (ohne die Erhebungskoften der Einkünfte): 

0,7% Proc, Großbritanien (1848/9) 392 000 &, St. 

1 „Frankreich (1848) 13°300 000 Fr. 

1,8% ,„ ungefähr Niederland (1848) 1%, Mill. fl. 

2,° „ungefähr Belgien (1848) 2%, Mill, Fr. 

3,° - „ . Spanien (1848) 45900 000 Re. 

3,9 ,„ Defterreih, R. 1847, 5203 690 fl., worunter jedoch 
manche Ausgaben, die genau genommen nicht bieber 
gehören, X. für 1849 ift 4046 148 fl. oder 4,? Proc., 
wobei 193159 fl. für 2 Leibgarden und 185664 fl. 
für 2 Hofgeſtüte. 

3,9 „u . BDreußen Yan 21, Mill. Rthlr. 

4,9% u Dänemark (1848) 743.000 Rthir, 

4,% „. Schweden (1845 —47) 686 700 Rthlr. 

8, „. Baden (1848) 897 000 fl., mit 100 000 fl. Nachlaß. 

9,2 „u. Würtemberg (1848/49) 1155228 fl,, wovon aber 
200 000 fl. für dieß Jahr nachgelaſſen find, fo daß die 
Ausgabe nur 7, ® Proc, beträgt. s 

10 „.. Baiern (1843—49) 3:204 957 fl. 

10,2. „  Sadjien (1846—48) 696858 Rthlr. 

12,9% ,„ Medlenburgs Schwerin (1849) 337 900 Rthlr. nad) 
Abzug ber zugehörigen Einnahmen. 

13,T „ Gr. Deffen (1845—47) 747822 fl. 

15,6% ,„„ Kurbeffen (1849) 392 100 Rthlr. 


Die Erfahrung zeigt, daß bei der Feftfegung der Givillifte auch 
auf die Größe des Privatvermögens des Fürftenhaufes Rüdficht ge: 
nommen zu werden pflegt, indem, wo baffelbe bedeutend ift, von 
ſelbſt die Anfprüche auf die Eivillifte ermäßigt werden können. Zers 
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ner würde bei einer genauen Beleudhtung vorftehender Ausgaben 
noch mandyer Poften ausgefchieden werben müffen, der nicht gerade 
der fürftlichen Familie wegen verwendet wird. 


$. 49. 


Die Givillifte wird entweder von einer Finanz (Etatö-) 
Periode zur andern, oder zweckmaͤßiger auf die Lebenszeit des 
Monarchen feftgefegt, was jedoch eine fpätere Abänderung 
durch neue Vereinbarung nicht ausfchließt (a.) Außer der be= 
ftimmten jährlichen Geldfumme, pflegt dem Oberhaupte auch 
der Nießbrauch gewiffer im Etaatövermögen befindlicher Ge- 
bäude (ES chlöffer und Zubehör) und Ländereien (Gärten, Wal- 
dungen zum Jagdgehege ıc.) üiberlaffen zu werden (8). Die 
Apanagien der anderen Mitglieder des Fürftenhaufes und die 
Wittumsgehalte der fürftlichen Wittwen und die Mitgaben der 
Prinzefjinnen werden entweder in der Givillifte mit begriffen, 
oder ncben derfelben befonders angemwiefen. Dieß verdient den 
Vorzug, weil dann dad Hinwegfallen diefer Ausgaben durch den 
Tod oder andere Veränderungen ber perfönlihen Verhaͤltniſſe 
fich von felbft ergiebt (c.) Die Verwendungsart der Civillifte 
hängt lediglich von dem Befchluffe des Fürften ab, doch ift es 
zweckmaͤßig, genau zu beftimmen, welche Ausgaben Überhaupt 
der Givillifte zur Laſt fallen, Man kann unterfcheiden: 

1) ordentliche Ausgaben; dahin gehören a) Privatdispofi- 
tionscaffe (Gabinetscaffe, Chatoulle) des Fürften und derjenigen 
Familienglieder, welche Feinen eigenen Hofftaat erhalten, b) Aus- 
gaben für die wefentlichen Beduͤrfniſſe ver Hofhaltung (d), als per⸗ 
fönliche Bedienung, — Tafel, — Schlöffer, deren Erhaltung, 
Einrichtung und Heigung, — Marftall, c) Ausgaben für an- 
dere, Genuß und Pracht betreffende, am leichteften eine Ein- 
ſchraͤnkung geftattende Gegenftände, 3. B. Muſik (Capelle), 
Theater, Jagdweſen, Sammlungen, Felle; 

2) außerordentliche Ausgaben für Neifen, Wermählungen, 

Begräbniffe u. dgl. (e). 


(a) Bad. Verf.Urk. 8.57: Die einmal beftimmte Giviklifte darf ohne 
Einmilligung des Großherzogs nicht erniedrigt, ohne Zuftimmung 
der Stände nicht erhöht werden. — Es ift ftreitig, ob nach diefem 
Sage die Civilliſte auch auf jeden Thronfolger ohne neue Befchlies 
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fung übergehen könne (vgl. Prot. d. 2. K. v. 1831. 2. Beil. H. ©.39), 
wie dieß in Bezug auf Baiern behauptet worden war. Baierifche 
Landtagsverhandl. 1828. XV, 525. Nach dem baier. Gefes vom 1. Jul. 
1834 ift die eigentliche Givillifte im Betrage von 2350580 fl. für 
immer feftgefest und auf Domäneneinkünfte angewicfen. 

(5) Diefe der Givillifte überlaffenen Gegenftände müffen genau verzeich: 
net werben. z B. Bad. Gef. v. 2. Nov. 1831. — Franzöf. Gef. v. 
8. Nov. 1814, Nach dem Geſetz v. 2. März 1832 war auch diefe Aus: 
ftattung nur lebenslänglich; das Krongut, domaine de la couronne, 
im Sinne des franzöf. Staatsrechts. Daffelbe war, wie alles Staats⸗ 
gut, unveräußerli, unverjährbar und unverpfändbar, es durfte 
nicht über 18 Zahre verpachtet werden, außer zufolge eines befon- 
deren Gefeses (d. h. mit Zuftimmung der Kammern). De Gerando, 
Droit administratif, II, 480. Macarel et Boulatignier, 
De la fortune publique, 1, 114. 


(c) Ehemals wurden ftatt des Apanagiums gewöhnlid den Mitgliedern 
des Fürftenhaufes gewiffe Domänen zur Benugung übergeben (pa- 
ragium), 3. B. noch dem heutigen Haufe Orleans, von dem fie 1830 
wieder in das Staatövermögen zurüdfehrten und nur vermittelft 
eines Austaufches gegen andere Theile dem domaine de la couronne 
einverleibt wurden, in Rußland (udjel). Karl Friedri von Baden 
wies feinen Söhnen Domänen als Standeöherrfchaften zum Genuffe 
an. Pfifter, Gefch. Entwidl. des bad, Staatör, 1214, Für die Feſt⸗ 
fegung eines Geldapanagiums giebt es 2 Syfteme: 1) Vererbung 
nach inien, fo daß die einem jüngeren Sohne des regierenden Fürs 
ften zugetheilte Unterhaltsfumme auf feine Nachkommen übergeht; 
4 DB. in Würtemberg und Hannover. Hiebei Eönnen die An— 
theile einzelner fürftlicdyer Perfonen gang unzureidhend werden, 
man muß daher durch die Beftimmung helfen, daß das Einkommen 
eines Prinzen oder einer Prinzeffin nicht unter eine gewifle Grenze 
(minimum) finten fann und bis dahin durch Zuſchuͤſſe ergänzt wird, 
Auch entftcht durch zufällige Ungleichheit in der Zahl der Abkömm⸗ 
linge jeder Linie eine unbillige Verfchiedenheit in den Einkünften 
derfelben; der Vortheil ift aber unverkennbar, daß der Aufwand im 
Ganzen ein beftimmtes Maaß behält, Beifp. Würtemb. Hausgeſ. v. 
28. Jun. 1828. Herdbegen, ©. 150. 2) Individuelle Apanagien 
für jeden Prinzen und jede Prinzeffin, doch mit einiger Rüdficht 
auf die Nähe der VBerwandtfchaft mit dem Regenten und bei Prinzen 
auf ledigen oder verheiratheten Stand, Hiebei entfteht die Beforg- 
niß, bab bei einer zahlreichen fürftlichen Familie die Ausgabe im 
Ganzen eine große Summe erreichen könne, wogegen Beftimmungen, 
wie fie das bad. Gefes von 1839 enthält, nothiwendig find, Die Apa⸗ 
nagien und Wittumsgehalte dürfen nämlich zufammengenommen 
400000 fl. nidyt überfteigen, und ſchon bei einem Belaufe von 
300000 fl. wird von jedem neuen Apanagium 1,, von 350000 fl, 
aber die Hälfte abgezogen. 

Der Hofdienft pflegt in großen Staaten in Stäbe getheilt zu fein, 
Oberkammerherrn⸗Oberhofmarſchall⸗, Oberftallmeifter-, Oberjägers 
meifter=, Oberceremonienmeifters, OberhofmeiftersStab, Der ruf: 
ſiſche Hofetat von 1801 zählt 3858 Hofbedienftete mit einer Aus= 
gabe von 3363815 Rubel, welche nad) dem damaligen Curſe der 
Affignaten von 151 gegen 2%, Mill. Silberrubel — 4'140 000 fl, 
ausmachen. Stord, Rußland unter Alerander I. XIII, 63—94, 


(d 
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(e) Beifpiel aus Medienburg- Schwerin, X. 1849. Großh. Chatoulle 
46 667 Rthir. — Wittum und Appanagien 65 528 Nthlr. — Auf. 
Ausg. 28 417 Rthlr. — Hofftallung, Gärten ꝛc. 201 590 Rthir, (Ein 
nahme 1590), Baumefen 22500 Rthir., Theater 67520 Rthir. 
(Einnahme 21 870 Rthlr.) Gapelle 15320 Rthlr., Marftall 59 930 
Rthir. (Einn. 3030 Rthlr.), Privatgeftüt 10570 Rthlr. — (Einn. 
3710 Rthlr.), ganze Ausg. 380 197 Rthlr., Einn. 42,200 Rthlr. 

$. 50, 

In Monarchieen mit Volksvertretung (a) find auch bie 
Iandftändifchen Werfammlungen (5), welche an der Geſetzge⸗ 
bung und ſelbſt an einzelnen Beſchluͤſſen der Vollziehung Theil 
nehmen, der Gegenſtand einer Ausgabe. In kleineren Staaten, 
wo man im Verhaͤltniß zur Volksmenge eine groͤßere Zahl von 
Mitgliedern berufen muß, damit die Berathungen vielſeitig ge— 
nug werden, wuͤrden die Koſten zu laͤſtig werden, wenn man 
nicht wieder durch ſeltenere Einberufung ſparen koͤnnte, welche 
auch unſchaͤdlich iſt, weil das Beduͤrfniß neuer Geſetze nicht ſo 
haufig eintritt, Die Ausgaben betreffen 1) die Taggelder und 
Reiſekoſten der Randtagsmitglieder. Diefe Vergütung, die nur 
bei den gewählten, nicht bei den durch Geburt oder Beruf be= 
rechtigten Abgeordneten vorzufommen pflegt, hat das Gute, 
daß man bei der Auswahl der Fähigften nicht auf die Wohl« 
habenden befchränft ift, wie dieß der Fall wäre, wenn jeder Ge- 
wählte auf eigene SKoften reifen und in der Hauptftadt fich er 
halten müßte (e); 2) das bleibend angeftellte Perfonal, naͤm⸗ 
lic, die dauernden Ausfchüffe, wo fie beftehen, die Archivare ıc, 
3) Situngsgebäude, Heigung, Beleuchtung, Bewahung und 
bauliche Erhaltung derfelben, 4) Schreibgebühren, Drud« 
foften u, dgl, 


(a) Man pflegt fie vorzugsweiſe conftitutionelle Monarchieen zu nennen, 

(d) Diefer Ausdruck ift hier im weiteren Sinn eng fo daß er 
fowohl bie von den einzelnen Ständen nad älterer Art befchicdten 
Landtage, als die Sitzungen der Vertreter bes ganzen Volks bezeidh- 
net. Man hat übrigens den Gegenfaß beider Formen zu ſtark anges 
nommen; benn eine folche Vertretung fchließt eine Wahl nad) Stän- 
den nicht nothwendig aus. Vgl. v. Rotted in v. Aretins Staats⸗ 
recht d. conftitut. Mon., III, 174. 

(c) Anderer Meinung ift v. Jakob II, $. 857 ff. Nach dem englifchen 
und dem bisherigen franzöfifchen Wahlgefege bedürfen die Depuss 
tirten wegen ihres zur Bedingung ber Wählbarkeit gemachten anſehn⸗ 
lichen Vermögens keine Entſchädigung, in ben meiften andern Staa⸗ 
ten ift diefelbe eingeführt. In Preußen wird ein Amonatlicher Lands 


Rau, pol, Dekon, Ste Auög. III. 4 
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tag ſammt den fortlaufenden Koften für die 1. Kammer auf 31,000, 
für die 2te (wegen ber Reifefoften und Zagegelder) auf 185 000 
Rthlr. angefhlagen. In Baiern Eoftete die 9monatlihe Sigung von 
1828 264 000 fl., die Sitzung von 1833 163 000, die von 1836 
375 000 fl. Ein 4—5 monatlicher Landtag in Würtemberg Eofter ges 
gen 132 000 fl., wovon Y, in den Voranichlag jedes Jahres aufge: 
nommen wird. In Baden Eofteten in 10jährigem Durchſchnitt die 
Landtage in jeder 2jährigen Periode 103 000 fl, S. noch v. Mal: 
chus, 11, 63. Bollgraff, Syfteme, IV, 412. Ä 


$. 51. 


In nicht monarchifchen Etaaten (Nepublifen) find die hie- 
her gehörigen Ausgaben viel geringer, ein Umftand, ber in Feinem 
Fall bei der Wergleichung beider Staatöformen den Ausfchlag 
geben koͤnnte, weil er hinter anderen weit wichtigeren Nüdfichten 
in den Hintergrund tritt (a). In Ariftofratieen bringt e8 das 
Sntereffe der bevorzugten Gefchlechter mit fich, daß fie bedacht 
find, nicht auch durch Geldbezüge beneidenswerth zu erfcheinen. 
In Demokratieen, wenn fie von einer Verfammlung gewählter 
Abgeordneten regiert werden (großer Rath, National-Berfamme 
lung, Gongreß), find Tagegelder an diefelben notwendig (5). 
Das Organ der vollziehenden Gewalt (Prafident, Landamman, 
Schultheiß, Doge ıc.), obgleic, feiner Verantwortlichfeit zufolge 
nur der oberfte Beumte im Staate, muß doch ein feinem Nange 
entfprechendes Einfommen erhalten, zumal_da er den Abge- 
fandten fremder Mächte gegenüber feinen Staat mit Anftand 
zu vertreten hat (ec). 

(a) In Nordamerica und Frankreich Eoftet die periodifche Wahl eines 
Präſidenten das Volk durch Arbeitsverfäumniß u. dal. auch bedeus 
tend viel. — Daß die deutichen Stuaten nach ihren geſchichtlichen 
und raumlichen Umftanden, der Künftlichkeit des Nahrungsmefene 
und aller Verhaltniffe, dem Manael an uneigennüßiger Dingebung 
und Gerectigkeitstiebe, der hoben Bevölkerung ⁊c. ſich zu einer Viel⸗ 
herrſchaft nicht eignen, ift von der großen Mehrzahl der Denfenden 
anerkannt. 

(5) In Rorvamerica z. B. erhätt jedes Mitglied der beiden Häuſer tägs 
lich 5 Doll Die Ausgabe für den Gongreß war 184% 1795365 D. — 
In Appenzell A. Rh Eoftete 1826 Landsgemeinde und großer Rath 
2807 fl., 1827 aber 3962 fl. (Bernoulti, fchweiz. Archiv, 111, Nr. 
1), in Bern im 3. 1838 der große Rath 20,933 Fr., in St. Gallen 
1836 : 8900 fl. ; in Thurgau beftimmt die Berfaffung v. 14. Apr. 1831 
die Zagegeider auf 1 fl. 21 fr. In Yargau (Verf. vom 6, Mai 
1831) ift es den Kreifen überlaffen, den Abgeordneten zum großen 


Rath eine Entſchädigung zu geben, bie in Bern, Zürich, St. Ballen 
26. die Staatscaffe bezahlt. 
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(c) In den norbamericanifchen Freiftaaten bezieht der Präfident 25 000 
Doll., der Bicepräfident 5000, der Secretär des Senats 600, der der 
Repräfentantenverfammlung 500 Doll, — In den ſchweizeriſchen 
Freiſtaaten find die Befoldungen gering, fo daß die oberften Beams ı 
ten nicht davon Ieben können; z. B. in Zürdh: jeder der 2 Bürgers 
meifter 1600 Fr. = 1120 fl., in Bern der Schultheiß 5000 gr. = 
3500 fl., in Genf jeder der 4 Syndics 4000 dortige fl. = 866 fl. 


2. Abtheilung. 
Regierungsausgaben. 


1. Hauptſtück. 
Die Regierungsausgaben im Allgemeinen betrachtet, 


6, 52, 

Die Verbindung der einzelnen Bürger zu Gemeinden hat 
eine wichtige wirthfchaftliche Seite, indem die Gemeinde nicht 
allein Vermögen befist, fondern auch aus ihren Einkünften vieler» 
lei gemeinnuͤtzige Ausgaben beftreitet. Es giebt daher eine Ge 
meindewirtbfchaft, deren Beflimmung darin liegt, manche 
gemeinfame Zwecke der Mitglieder, vorzüglich die aus dem Zus’ 
fammenwohnen in nächfter Nachbarfchaft entftehenden, aus den 
Hülfmitteln der Gemeinde zu befördern (a). Die Regierung 
muß den flaatswiflenfchaftlihen Grundfägen zufolge alle dies 
jenigen Einrichtungen und Anftalten den Gemeinden uͤberlaſſen, 
welche, obgleich in den Umfang des Staatszweckes fallend, doch 
befier von jenen ald von ihr felbft geleitet werden koͤnnen. Dieß 
it bei verfchiedenen oͤrtlichen Bedürfniffen offenbar der Fall, nur 
daß die Befriedigung derſelben bei Gegenftänden, in denen bie 
Beobachtung gleichförmiger Negeln aus Hinficht auf die Wohl- 
fahrt des ganzen Staats erforderlich ift, nach den Vorfchriften 
der Staatögefeße und unter der Oberaufficht der Staatsbehörben 
geihehen, auch die ‚ganze Wirthfchaft der Gemeinde als einer 

4* 
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Körperfchaft von jenen uͤberwacht werben muß. Auf diefe Weife 
befchränft fi der Negierungsaufwand auf Gegenflände, die 
entweder gar Feine Örtlihe Beziehung haben, oder doc, fonft 
nicht der Beforgung der Gemeindevorfteher anheim gegeben 
werden duͤrfen. 


(a) Aus Familien bildet fi zunächſt die Gemeinde, aus Gemeinden fegt 
fid) der Staat zufammen, und während biefer in feinem Umfange 
wechfelnd ift, bleiben jene uranfänglichen und einfachen Berbinbuns 
gen im Laufe der Jahrhunderte gewoͤhnlich in unverändertem Beftande. 
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In Monardyieen mit einer landftändifchen Verfaffung, wenig« 
fiend in größeren Staaten, kann nad demfelben Grundfage, 
wie bei den Gemeinden, ein Theil des fiir gemeinfame Zwede 
erforderlihen Aufwandes den einzelnen Landesbezirken (Pro« 
vinzen, Kreifen, Negierungsbezirfen, Departements 2.) uͤber⸗ 
laffen werden. Diefe Ausfcheidung der Bezirksausgaben 
von den allgemeinen Ausgaben der Sfaatscaffe (a) ſetzt vor⸗ 
aus, daß in den Bezirken der Iandesherrlihen Behörde (Bes 
zirföregierung, Präfect ıc.) eine befondere Vertretung der Ein« 
wohner (Randrath, Departementsrath, Provincialftände ıc.) 
zur Seite ftehe, welche, zwifchen der Gemeindeverwaltung und 
der allgemeinen Ständeverfammlung in die Mitte tretend, die 
Mitwirtung achtbarer Bürger an der Berathung Öffentlicher 
Angelegenheiten vervoftändigt, die Wünfche, Anträge und Bes 
ſchwerden der verfchiebenen Randestheile zur Sprache bringt, 
und zur Vervolllommnung der Staatsanftalten Eräftig mits 
wirkt (5). Wenn nun gewiffe Ausgaben in den einzelnen 
Landesbezirken mit Zuziehung der Bezirksvertreter befchloffen 
und bie bazu erforderlichen Dedungsmittel von den Bewohnern 
des Bezirkes aufgebracht werden, fo daß für die dahin gehören« 
ben Gegenftände jeder größere Landestheil feine eigene Wirth- 
fhaftsführung erhält, fo erweifet fich dies darin nüglih daß 
1) die Zeiftungen der Bürger mit den für fie daraus entfprin« 
genden Vortheilen in richtigem Verhaͤltniſſe ftehen, 2) die Be- 
reitwilligfeit zur Uebernahme von Laften durch den deutlicher 
fichtbaren Nugen verftärkt wird, 3) die Ausgaben nach reiferer 
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Erwägung bed wahren Beduͤrfniſſes eingerichtet, 4) die fpar- 
famften Arten ihrer Beftreitung ausgewählt werden können (e). 


(a) v. Jakob, 11, $. 828, 985. — Fulda, Handb. $. 21. — Mehr ge: 
gen die Maafregel: v. Malchus, 11, 41. — Reichhaltigen Stoff 
enthalten die Verhandlungen der baier. Ständeverfammlung von 
1828, 2. Kammer, Band 1. V. XII. XIV, und Beilage LVIII. LXXXII. 
Der von der Regierung vorgelegte Entwurf des Gefeges wurde von 
ben Ständen fo abgeändert, daß erftere die Genehmigung verfagte. 
1831 kam ein abgeändertes (vom 28 Dee.) zu Stande, nad weldyem 
die Kreisausgaben 3:602 000 fl. oder 1314 Proc. des gefammten 
Staatsaufmwandes ausmadhten. Weitere Abänderungen im Gef, v. 17, 
Nov. 1837, und noch wefentlichere im Gef. v. 23. Mai 1846, 

(5) Diefe Einrichtung ift defto mehr Bedürfniß, je weiter die Provinzen 
eines Staates in Wohlftand, Bildung, Sitten ıc. von einander vers 
fchieden find. Sie bildet gegen das Zufammendrängen aller Regies 
rungsthätigkeit in der Hauptitadt ein wohlthätiges Gegengewicht, 
darf aber nicht foviel Einfluß erlangen, daß fie einen ſchaͤdlichen Pros 
vincialgeift nährt., Die Provincialftände haben fidy in mehreren 
Staaten bei dem Zufammenfließen Heinerer Gebiete zu einem grös 
Beren Ganzen ald Refte der ehemaligen Unabhängigkeit erhalten, 
An der ehemaligen niederländifchen Republik war die Vereinigung 
noch fo wenig durdhgreifend, daß man das Ganze wie einen Bundes: 
ftaat betrachtete. Daher rührt noch die heutige Provincialverfaffung 
von Niederland und Belgien. Die Stände in einigen Landfchaften 
des alten Frankreichs hatten fogar, wenigftens dem Namen nadı, 
das Steuerbewilligungsredht. Nah dem Mufter von Belgien (Pros 
pincial = Gefe& v. 30. Apr. 1836) hat man 1848 begannen, aud) in 
deutfchen Staaten dieſe Einrichtung in ausgedehnten Maafe zu 
gründen. 

(ce) S. Motive des baier, Geſetzentw. in den a. Verhandl, I. 323. Rud⸗ 
hart ebd. V, 34, 
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Unterfucht man das Maaß der Mitwirkung, welches den 
Bezirksſtaͤnden eingeräumt werden Fann, fo laffen fich folgende 
Glaffen von Staatsausgaben unterfcheiden: 1) Solche, die den 
Staat im Ganzen betreffen, und zu dem einzelnen Landestheile, 
in welchem fie zufällig vorgenommen werben, in Feiner näheren 
Beziehung ſtehen. Diefe müfjen in jedem Falle ganz von ber 
höchften Gewalt befchloffen und von der Hauptftaatscaffe be- 
forgt werden (a). 2) Ausgaben für Einrichtungen und An— 
ftalten, deren Wirkungen ganz oder größtentheild den Bewoh— 
nern jedes einzelnen Bezirkes zu Gute kommen. Hier find wies 
der mehrere Abtheilungen zu machen, 

a) Bei Ausgaben, deren Betrag für jeden Landestheil nach 
allgemeinen Rüdfichten des Staatswohls und nach gleich— 


54 


b) 


(a) 
(b) 


fürmigen Regeln feitgefegt werben muß (2), ift die Leber- 
tragung an die Bezirke eine leere Form, zumal da auch die 
Art, wie die Summen aufgebracht werden follen, wegen 
der nöthigen Einheit in der Finanzverwaltung den. Be- 
zirken nicht freigeftellt werden Fann (ce). Man müßte 
folglich für folhe Provincialausgaben auch fogleich. eine 
entiprechende Eumme aus Staatsmitteln den Bezirks— 
caſſen zumweifen, 


Bei anderen Ausgaben kann das Nähere der Werwen- 
dungsart und felbft die genaue Beftimmung der zu 
verwendenden Summe der Beurtheilung der Bezirköftände 
überlaffen werden, während der Zweck felbft und der. Um— 
fang, in dem er erreicht werden foll, von der höchiten 
Staatsbehörde vorgefchrieben wird (d). 


Solche Ausgaben, die ein Mehr oder Weniger zulaffen, 
fo daß man über den geringften unentbehrlichen Bedarf nach 
den vorhandenen Hülfsquellen und der Bereitwilligkeit zu 
größeren Opfern hinausgehen Fann, find die facultati- 
ven oder freiwilligen Bezirksausgaben, bei denen fich 
die ganze Anordnung eines Provincial-Haushaltes vorzuͤg⸗ 
lich wirffam und vortheilhaft erweißt, Hier haben die Be- 
zirföftande den weiteften Spielraum, Wollte man diefe 
Glaffe der Bezirksausgaben in fehr enge Graͤnzen ein- 
fchließen, fo wäre es überhaupt nicht der Mühe werth, die 
ganze Einrichtung zu treffen, welche die Finanzverwaltung 
immer etwas umftändlicher macht. 


z. B. Koften ber oberften Landesftellen, der Staatövertheibigung 
der auswärtigen Verhandlungen, der oberften Lehranftalten. 

z. B. Befoldungen der Beamten in größeren und Hleineren Bezirken, 
Waflerbau, Landftraßen von allgemeiner Wichtigkeit. 


(ce) In Frankreich verhält es fich mit einem Theile der Departementss 


ausgaben fo, daß fie eben fo gut geradezu ald allgemeiner Staats- 
aufmwand bezeichnet werden können, Dahin gehören die Ausgaben für 
Gehalte der Präfectur-und Unterpräfectur = Beamten, Bureaufo: 
ften, Zuchthäuſer, Gebäude der Geridhtöhöfe und Anftalten der Ge- 
fundheitspflege, die Bäder eingefchloffen. Diefe depenses des depar- 
temens fixes werben vom Minifterium des Innern beftritten, find 
alfo nur dem Namen nach Bezirköausgaben. Zu ihrer Dedung bie- 
nen gewiſſe Steuerzufchläge, centimes additionels, die jest (X. für 
1850) 10,4 Proc. vder Gent. von der Grunds, Perfonal und Mobi— 
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liarfteuer betragen. — Die depenses variables speciales pour 
> ehaque dep. werben dagegen von den Departementsräthen inner: 
halb eines gewiffen maximum feftgefest. Sie betreffen Präfecturges 
bäude, Genvarmerichäufer, Gefänaniffe, Gerichtstoften (ohne die 
Befoldungen), Schulwefen, Findeihäufer, Armenanftalten, Landſtra— 

en, Katafter u. dal. Die im X. für 1850 angegebene Summe madıt 

9,29 roe. der Grundfteuer und 18,!%Proc. der Perfonal: und Mobi- 
liarfteuer aus. Hiezu fommen nod; für die Gemeinden I Gent. fürn: 
terftüßungen bei Brandſchaden, Hagelſchlag zc. u. 1 Gent für Aus: 
fälle an den Einfünften (non-valeurs, remises et moderations). 
Ferner bewilligt die Staatsgewalt einen Fonds commun pour dep. 
variables, um nämlidy eine Ergänzung aus der Staatscaffe denje— 
nigen Dep. zu geben, bei denen die Steuerzufchläge für den zugehö⸗ 
rigen Aufwand nicht hinreichend find; 7, Gent, für 1850 


(4) # B. Gebäude für die Zwede der Staatsverwaltung. In Belaien 
find (Art. 60 ff. des a. Gef.) viele Ausgaben genannt, für weldhe 
im Provincials Boranfchlag einer Summe enthalten fein muß. 


$. 55, 


Meitere Bemerkungen Über die Bezirfsausgaben, 

1) Die freiwilligen Ausgaben koͤnnten durch die Befchlüffe 
der Bezirfsräthe fo hoch gemacht werden, daß fie die Bürger all- 
zufehr belafteten und daß fie die Fahigkeit zur Tragung der 
Staatdabgaben verminderten. Daher ift es rathfam, das höchfte 
zuläffige Maaß jener Ausgaben (maximum) im Ganzen von 
Zeit zu Zeit entweder für alle Bezirke gleichförmig, oder flır 
jeden insbefondere durch den Befchluß der Staatögewalt aus- 
zufprechen (a). 

2) Bei den Ausgaben, welche in einem ganz feften Betrage 
den Bezirkscaffen zugemwiefen werden, oder die wenigitens den 
Bezirfsftänden nur einen geringen Epielraum für die Be- 
ftreitungsart geftatten, d. h. den uͤberwieſenen oder obli- 
gatorifhen Ausgaben (8. 54 Nr. 2, b), müffen auch die 
erforderlichen Summen aus allgemeinen Staatsmitteln in bie 
Bezirfscaffen geliefert werden, es fei nun durch Ueberlaffung 
eined gewiſſen Theils der Steuern, oder durch Zufchüffe aus der 
Staatscaſſe. Es ift gerecht, daß die aus allgemeinen Rüdfichten 
bes Staatswohls gebotenen Ausgaben von der Gefammtheit 
der Staatsbürger getragen werden, ohne daß ber zufällig größere 
Betrag in einem einzelnen Landestheile den Einwohnern def- 
felben zur Laſt fallen dürfte (2). 


3) Ie mehr auf den Gemeinfinn und die Einfiht der Buͤrger 
zu bauen ift, Über defto mehr Gegenftände darf man die frei« 
willigen Ausgaben ausdehnen, body muß man ſich auch hüten, 

Staatsanftalten, die nach einem gemeinfchaftlihen Plane aus- 
geführt werden follten, den Provincialverfannmlungen zu über- 
laffen, wobei leicht der Zufammenhang geftört und der Erfolg 


geſchwaͤcht wird (ec). 

4) Um eine richtige Vorftellung von dem Umfange der Staatd« 
ausgaben zu erhalten, muß man in Staaten, wo die erwähnte 
Provincialverfaffung befteht, die Bezirks⸗ und die Gentral= oder 
allgemeinen Landesausgaben zufammenfaffen (d). 


(a) In Franfreid wird das Höchfte der ordentlichen facultativen Auss 
gaben in dem jährlichen Finanzgefege beftimmt. Die jegigen Säge 
biefes max. find 5 Gent, für allgemeine Dep. Anftalten, 5 Gent. für 
Vicinalftraßen und 2 Gent. für Volksſchulen, 5 Gent. für die Grunds 
fteuer » Regulirung. Hiezu kommen noch außerordentliche facultative 
Ausgaben, die auf befonderen Gefegen beruhen: So find neuerlich 
5 Cent. für Depart. Straßen und Gebäude geftattet. Als Beiſpiei 
dient der Voranſchlag für das Depart. Niederrhein, 1842 (560 000 
Ew.): 1. 449 241 Fr. zugewiefene Ausgaben, die aus ber Staats: 
einnahme vergütet werden. Dazu dienen 9,* Gent. der regelmäßigen 
Zuſchläge für den gemeinſchaftlichen Vorrath (fonds commun). 
11. 172 709 Fr. facultative Ausgaben d’utilitd departementale, dazu 
5 Gent. der Grund-, Perfonal: und Mobiliarfteuer, ferner Uebers 
ſchuß von 1840 zc. III. 154 311 Fr. außerordentl, Ausgaben für Ges 
bäude und Landftraßen, wofür 5 Gent. aller directen Steuern bes 
ftimmt find. IV. 233 781 Fr. befondere Ausgaben (dep. speciaux) 
für Vicinalwege, wozu 4 Gent. aller dir. Steuern, und 52 000 Fr. 
Sufhuß von den Gemeinden, ferner 40 500 fl. Ueberfchuß von 1840; 
zufammen 1'010 042, außerdem für Volksſchulen 76 123 Fr. (dazu 
2 Gent.) u. 29 165 Fr. für das Katafter (mit 0,° Gent. ber Grunds 
feuer), alfo im Ganzen 1115330 Fr., während die Staatöfteuer 
ohne Zufchläge ſich auf 2:989 248 Fr. beläuft. Die unter J. aufges 
führte Summe ift aber ſchon im Staats-Budget enthalten. 

In Baiern erlaubt bas Finanzgefeg von 1846 eine Kreisumlage 
von 13, Proc. zu facultativen Ausgaben und verordnet eine ſolche 
von 44 Proc. zu den zugewieſenen (nothwendigen) Kreisausgaben. 

(6) In Baiern gehörten bis jest (das Gefetz von 1846 trat erſt mit 
dem 3. 1849 in Vollzug) zu den Gegenftänden der zugewiefenen 
Ausgaben die Mittel: und Untergerichte, die Friedensgerichte, Rand: 
commiffariate (in der baier. Pfalz), die nieberen und mittleren 
Schulen, das Gefundheitsperfonal, der Unterhalt der öffentlichen 
Gebäude, Straßen und Brüden, aber der Wafferbau und ber Neu: 
bau von Straßen, Brüden ꝛc. liegt der Hauptftaatscaffe ob. Die zu: 
gewiefenen Ausgaben und Einnahmen betrugen 1837 —43 4-437 000 
fl. Hievon wurden 731 000 fl. durch Kreisumlagen und Ueberſchüſſe 
vorhergehender Jahre gedeckt, ed waren alſe 3:706 000, oder mit 
Dinzurechnung von einigen andern Poften 3'900 000 fl. durch Zus 


rn 


(e) 
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ſchüſſe aus der Staatscaffe zu erfegenz f. Verb. d. Dep. K. v. 1840, 
Beil. XVI. C. ©. 48. Nach dem neuen Gef. bleiben als Kreiskoſten 
nur nod) die Berwaltung ber Kreisfonds, der Bedarf des Landraths, 
bie gewerblichen Lehranftalten u. a. Kreisanftalten für „Induftrie 
und Eultur, ” die allg. Sanitäts »Anftalten, Armens, Findelhäufer 
und Beichäftigungsanftalten des Kreifes, ferner die auf Antrag des 
Landraths übernommenen gemeinnügigen Anftalten, Beftehende 
Kreisanftalten müffen erhalten werben, bis ihre Aufhebung auf Ans 
har Landraths von der Regierung befchloffen wird, neue find 
acultativ, 


Am weiteften find die facultativen Ausgaben ‚in Belgien ausgedehnt, 
wo es den Provinzen auch geftattet wird, Anleihen zu machen. Im 
Sahre 1840 waren in ben 9 Provinzenan 8 Mill, Provincialausgas 
ben oder 1,9% Fr. auf den Kopf, und zwar 1) 2490 047 ir. 
6 Ausgaben (dep. obligatoires) für Straßen: 

au (621 000 Fr.), Beherbergung ber Gendarmen, Gerichts s 
höfe und Gefängniffe, Schulden in einem Theile der Provinzen, 
Findelkinder, Zuſchuß an die Gemeinden für Irren =, Armenanftalten 
und Unterricht, für Verwaltung ber Provincialeinkünfte 2e., ferner 
2) 5.440 867 Fr. facultative Ausgaben, worunter 4277 000 
für Straßen, Ganäle ꝛc., 195 000 für Gottesdienft, 100 000 für Uns 
terricht, 66 000 für Beförderung der Landwirthfchaft. Die Einnahmen 
waren 2°006 000 Steuerzufchläge, 612 000 Staatözufchuß, 698 000 
Weggeld, Ganalzoll 2c,, 209 000 Hundefteuer, 2:650 000 Fr. Anleihen. 
Im 3. 1844 beliefen fi die Provincialausgaben auf 8617 071 Fr., 
1846 7794 788 Fr., 1847 — 49 i. D. 6'541 000 Fr. Brabant allein 
wurde 1841 ermächtigt, 3:600 000 Fr. aufzunehmen. 

Oftflandern hatte im 3. 1840 330 000 Fr. zugewiefene, 499 000 
freiwillige Ausgaben, 400 000 Einnahme aus Anleihen. Zu den Ein« 
nahmen gehörten 120 000 Fr. Viehfteuer, die bloß für die Landwirths 
ſchaft verwendet werben follten. 

Su Großbritanien befteben vielerlei Bezirks» und Ortö- Abgaben 
und man ift darüber einig, daß eine befjere Regulirung biefes fehr 
verwicelten Gegenftandes großes Bedürfniß ift. Man unterſcheidet 
in England 1) Kirdhfpielabgaben, (Parish rates), unter denen die Ars 
menumlage (poor rate) bie erheblichfte ift; Betrag 6% — 7 Mill. 
2. St., 2) Grafichaftsumlagen (County rates), welche wie die uns 
ter 1) genannten für verfchiedene Zwede unter befonderen Namen 
erhoben werben; dahin gehören aud) die hundred - und borough- 
rates, die Weggelder (tolls), Haven: und Leudhtthurmgebühren, 
tirhlihe und Juftiguerwaltungsgebühren (fees) u, dgl. Aus der 
allgemeinen County rate werden die Gefängniffe, Brüden, Gerichts⸗ 
gebäude, Kranken: und Irrenhäufer, Gonftables zc. bezahlt. Man 
ſchlaͤgt neuerlich die Graffchaftsumlagen (rates) aufetwa 11, Mill., 
bie Straßengelder und a. Gebühren auf 2:600 000 8. St. an. — In 
Schottland machen die Orts = und Graffchaftsabgaben zufammen 
gegen 956 000, in Irland 1'831 000 8, St. Report of the poor law 
commissioners on local taxation, L. 1844. — The local taxes of 
the united kingdom. L. 1846 (ebenfalld von der Armen: Gommilffion 
herausgegeben). 


(4) In Frankreich erfcheinen diefe Departementsausgaben vollftändig in 


ber Staatsrechnung, in Baiern die nothwendigen Kreisausgaben, 
in Belgien werden fie gar nicht aufgenommen. Für 1850 find für 
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Frankreich angenommen: 291%, Mill. Fr. Grund⸗, Perfonal: und 
Mobiliar:, Thür: und Fenfter: und Patentfleuer für den Staat, ges 
gen 8014 Mill. für die Departementdausgaben (wovon 35 Mill. obne 
Mitwirkung der Dep. Räthe), und ungefähr 36 Mill. für die Ge: 
meinden. 
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In jedem Zweige der Etaatöverwaltung ift der größte Theil 
der Ausgaben zur Vergütung von Dienften beftimmt, welche 
von den zu einer fortdauernden Wirkſamkeit fir die Staats 
zwede angeftellten Perfonen geleiftet werden. Man unterfcheis 
det die zu wichtigeren und fchwereren Verrichtungen bejtimmten 
Beamten, welhe Befoldungen beziehen und in vielen 
Staaten ein Recht auf lebenslängliche Verſorgung erhalten, von 
dem fuͤr minder ſchwere Gefchäfte angeftellten Unterperfonal, 
welches widerruflich angenommen zu werden pflegt und deſſen 
Lohn Gehalt heißt (a). Bei beiden muß wieder die Bezah- 
lung während ihrer Dienflführung von der Ausgabe unterfchie= 
den werben, die noch nach beendinter Dienftzeit derfelben fort« 
dauert, den Ruh-und Wittwengehalten. 

(a) Diefe Unterfdeidung von Befoldung und Gehalt ift jedoch nicht allges 
mein angenommen. 
$. 57, 
An der Ausgabe für Befoldungen und Gehalte 
aßt fich ohne Nachtheil für die Staatsvermwaltung durch folgende 
⸗ Mittel erſparen (4): 1) indem man den Geſchaͤftsgang von 
unnoͤthigen Foͤrmlichkeiten befreit und dadurch den Bedarf von 
Beamten verringert, eine Maaßregel, die zugleich die Buͤrger 
vieler Beſchwerlichkeiten uͤberhebt (5), — 2) indem man nicht 
mehr Staatsdiener anftellt, als zur guten Beforgung der Ge— 
fchäfte nöthig if, und nicht Stellen errichtet, nur um gewiffe 
Perfonen zu begünftigen, — 3) indem man für Verrichtungen, 
die von geringer bezahlten‘ Beamten eines niedrigeren Ranges 
ebenfo gut vollzogen werden Eönnen, Feine höher befoldeten 
anftellt (ce), — 4) indem die Befoldung jeder Dienftitelle nur 
fo hoch beflimmt wird, als e8 die Befchaffenheit derfelben for- 
dert (d). Eine zu fpärliche Vergütung der Staatsvienfte be— 
willigen ift aber fehr fchäblich. Selbft dann, wenn augenblids 
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lich viele Perfonen fih um eine Anftellung bewuͤrben und die 
Belegung aller Stellen mit fähigen Männern möglich wäre, 
würden doch mit der Zeit die Nachtheile nicht ausbleiben, 
es würden Gewiflenlofigfeit, Erpreflungen, Beftechlichfeit, im 
beften Falle Nachläffigkeit einreißen und man wuͤrde fich zu einem 
fo wenig belohnenden Wirfungsfreife nur wenig vorbereiten. . 
Eben fo wenig ift es zu billigen, wenn man, um an den Be- 
foldungen zu erfparen, den Beamten geflattet oder nachfieht, 
fidy Einnahmen unmittelbar von den Bürgern zu werfchaffen, 
denn dieß führt leicht zur Parteilichfeit und Ungerechtigkeit, 
Nicht felten find die höheren Aemter zu reichlich, die unteren 
dagegen zu Färglic bezahlt. Ift bei den letzteren eine allge- 
meine Vermehrung der Befoldungen zu Foftbar, fo Fann wenig- 
ſtens durch Anordnung mehrerer Befoldungsclaffen den ver- 
dienten Beamten die Ausficht auf Fortrüden zu einer befferen 
Einnahme, auch ohne Veränderung des Gefchäftöfreifes, ver- 
Schafft werden (e). 


(a) Vergl. Lips, Deutfchlands Nationalöfon., ©. 143 ff. (zu weit 
getriebener guter Eifer). 

(5) Gute Bemerkungen bierüber bei Say, Handb. V, 122 ff. Dod 
hat die Vereinfachung der Gefchäfte au ihre Gränzen, weil man 
keine Willtühr oder Uebereilung zulaffen darf. 

(c) Be angeftellte Subalternen — Affefiggen neben ben Räs 
then zc. 

(4) Zu reichliche Befoldungen fegen die Staatsämter dem Zubrange 
begünftigter unfahiger Männer aus, die nur bequemen Müßig— 
gang beabfidhtigen. Parnell, On financial reform, ©, 192, 

(e) Entwurf eines Normaletats für die bad, Staatsdiener, Verhandl. 
von 1831. V. Beil. ©.1 XII, 296, — Willkührliche Rebuctionen 
ber Befoldungen in Frankreich, 1831 u. 1832, aud in Belgien, 
April 1831. — Die 2, d. proviforifhen Regierung in Frankreich 
vom 4. Apr. 1548 jchreibt Abzüge von den Befoldungen vorz 
Bei 2000— 2500 Fr. 4 Proc, 25013000 Fr. 5 Proc. u, f. fi, 
von 25001 Fr, an 30 Proc, 
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Während der Lohn von Arbeiten für Privatperfonen fich 
durch das Mitwerben von felbft regelt, muß die Befoldung ber 
Staatöbeamten durch den Befchluß der Regierung auf eine 
angemefjene Größe gefeßt werden, Diefe hängt von folgenden 
Umjtänden ab: 1) Ueblicher ftandesmäßiger Bedarf des Beam- 
ten und feiner Familie, weil mit jeder Dienftftelle ein gewiſſer 
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Rang verknüpft ift und wenigftens die Abftufung zwifchen den 
Befoldungen verfchiedener Grade nicht verabfäaumt werden darf, 
Die Steigerung des Aufwanded,unter den Beamten in neuerer 
Zeit iſt zwar nicht zu bezweifeln, und ed kann der Regierung 
nicht zugemuthet werden, die immer mehr begehrende Sucht 
nach Genuͤſſen völlig zu befriedigen; indeß läßt ſich doch. auch, 
während alle Stände. ihre Lebensweife verändert und ihre Bes 
bürfniffe vermehrt haben, nicht diefe Claſſe allein zur Einfachheit 
eines früheren Zeitalter zuruͤckfuͤhren. 2) Koften der. Vorbe- 
reitung, wobei hauptfächlich der Unterfchied vollftändiger wiſſen⸗ 
fchaftlicher Bildung und bloßer allgemeiner Schulfenntniffe ent⸗ 
fcheidend .ift. 3) Schwierigkeit und Wichtigkeit des. Dienftes, 
Grad von Verantwortlichfeit und Seltenheit der dazu erforder» 
lichen: Fähigkeiten, 
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In früheren Zeiten beftand ein großer Theil der Befol« 
dungen in Naturalien (a), und dieß war zwedimäßig, weil 
damald zum Pebensunterhalte weniger Kunftwaaren erfordert 
wurden, zugleich der Marktverfehr und der Geldumlauf gerin- 
gere Kebhaftigfeit hatten, als jet, weil es alfo der Negierung 
bequemer war, Einkünfte in rohen Stoffen zu beziehen und zu 
verwenden, und auch die Befoldeten es vorzogen, nicht baar 
einkaufen zu müffen. In neuerer Zeit hat das Beftreben, das 
Finanzweſen zu vereinfachen und bie läftige Verwaltung der 
Naturalvorräthe abzufchaffen, in den meiften Ländern die Ein— 
führung reiner Geldbefoldungen zur Folge gehabt, gegen die 
fich jedoch wieder manche Stimmen erhoben haben (8). Eine 
- fefte Geldbefoldung Fann bei niedrigen Fruchtpreifen reichlich, 
bei hohen unzureichend werben, Die Angeftellten follten in wohl« 
feilen Jahren für die theuren etwas zuruͤcklegen, unterlaffen es 
aber meiftens fowohl wegen einer fehr allgemeinen Neigung 
zum augenblidlichen Genuß, als wegen der Hoffnung, daß die 
MWohlfeilheit länger anhalten werde, Wird nun ein Theil der 
Befoldung nad einem vieljährigen Preisdurchfchnitte auf Ges 
treide gefeßt, fo hat dieß für die Befoldeten den Nugen, daß fie 
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beim Wechfel der Getreidepreife nicht leiden, flr die Regierung 

aber ift es vortheilhaft, weil fie dann Feine Theurungszulagen 

zu geben braucht und einen Theil ihrer Getreideeinfünfte immer 
nad) einem Durchſchnittspreiſe verwendet, folglid von den 

Preisveränderungen weniger Störung im Finanzwefen empfin« 

det (ec). 

(a) Der fchlefifhe Ritter Hans von Shweinicdhen erhielt 1593 bei 
feiner Anftelung als fürftlich liegnitziſcher Hofmarfchall folgende 
Befoldung: 150 Rthlr. baar nebft 30 Rthir. für Kleidung, 2 
Malter Roggen, 114, Schod Karpfen, 1 Schod Hechte, 2 Zuber 
gie, I Spidfdwein, 3 Viertel goldberger Bier, 4 Haufen Holz. 

deſſen Leben, herausgeg. v, Büfhing, II, 39. Bol. Hoff: 
mann, Finanzw. dv, Würt. z. Anfang bes 16. Sahrh. ©. 12. 

(5) Raffau (Protokolle der DeputirtensBerfamml. 1822. ©. 149,), 
Würtemberg (Memminger Jahrbüdyer, 1823. II, 290). — In 
Baiern war 1819 gewünfdt worden, einen Theil der Befoldungen 
auf Getreide zu fegen. Protokolle der Dep.Kammer, IX, 19, X, 
457, -Ebenfo 1825. Beil. X, 124. 6. Im 3. 1826 wurbe bei 
neuen Anftellungen der Anfang gemacht. Diefe Einridytung würde 
aber bie Lage ber Beamten verfchlimmern, wenn der in Getreide 
beftehende een bei der Regulirung ber Penfionen 
nit in Betradht käme; f. die Schrift: Einiges über Getreides 
befoldungen im K. Baiern. Augsb. 1829, — dv. Muffinan’s 
Antrag an die baier. 2. Kammer dv. 1831 in Mäpler’s Be 
richt über dad Ausg. Budg. Beil, XLIV. C. 

(e) In ähnlihem Sinne Herdegen, Würt. Staatshh. ©. 161, 
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Bon den Unterhaltsmitteln folgt ein Theil den jedesmaligen 
Veränderungen ded Getreidepreifes fchnell nach, z. B. Brot, 
Fleifch, Mil, Butter, Talg, Eier, Obft, Gemüfe, Kartoffeln, 
Bier ; ein anderer Theil, fowie auch die Lohnarbeit, fteigt oder 
finft gewöhnlich erft bei einem anhaltend hohen oder niedrigen 
Bruchtpreife, viele Waaren endlich halten fi von leßterem ganz 
unabhängig, z. B. Holz, Wein, Colonialwaaren, Kleidung, 
Wohnung. In Bezug auf die leßteren kann eine Naturalbefol- 
dung gar feinen Nugen gewähren; auch bei der erwähnten 
zweiten Claſſe von Waaren ift der Zufammenhang mit den 
Getreidepreifen zu unficher und ungleichförmig, ald daß die 
Befoldeten vermittelft eined unveränderlihen Fruchtquantums 
immer in gleicher age erhalten werden Eönnten, Es follte 
daher nur derjenige Theil der Befoldung, welcher muthmaßlich 
für die Ausgaben der erften Claſſe verwendet wird, auf Getreide 
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gefegt werden, Diefer Theil Eönnte bei niederen Dienftftellen 
etwa Y,, bei höheren Y,, oder noch weniger von der gan« 
zen Jahresausgabe beträgen (a), Man muß in jedem. Lande 
diefe Abftufung nad; genauen Erfundigungen anordnen (2). 


(a) 3. B. bei einer Befoldung von 1200 fl, einem Durchſchnittspreis 
des Scheffeld Roggen zu 2 fl. und 4, Getreidebefoldung könnte 
feftgefegt werben: 

baare Einnahme. « « . 1000 fl. 
100 Sceffl - » -» * 200 fl. 
1200 fl. 

(5) Der württemb. Vorſchlag von 1821, daß 14 in Getreide gefegt 
werben folle, war zu body. Statt eines gemwiffen Theiles ber Bes 
foldung Eönnte man audy ein beftimmtes Fruchtquantum als Fa= 
milienbedarf annehmen. Für badifhe Pfarreien find 6 Malter 
(16,3% preuß. Sch.) Korn od. Waizen und ebenfoviel Roggen 
vorgefchlagen worden. Eine Heidelberger Pfarrftelle hat 8,’ Mals 
ter Roggen, foviel Gerfte und 20,8% M. Spelz, weldye ungefähr 
auch jened Quantum Korn geben, 
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Weitere Bemerkungen ber die Naturalbefoldungen: 

1) Wo diefe Einrichtung erft neu getroffen wird, da darf 
man den fchon früher angeftellten Beamten ohne ihre Zuftim« 
mung die Umwandlung eines Theiles ihrer Einnahme in Ge- 
treide nicht aufbringen. Diefelbe pflegt nicht beliebt zu fein, 
weil die Beamten auf die Durchſchnittsberechnung Fein hinrei» 
chendes Bertrauen feßen und die Theurungsgefahr nicht ges 
hörig würdigen, 

2) Die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eines 
Getreidevorrathes ift für viele Beamte läftig, zumal für folche, 
die Feine eigene Haushaltung führen. Die Negierung kann 
ihnen, ohne von dem allgemeinen Grundfage abzugeben, fehr 
leicht dadurch helfen, daß fie ſtatt der Früchte den Marktpreis: 
derfelben auöbezahlt, wobei fie ebenfalls nicht verliert (a). Die 
Berechnung dieſes jährlich mit den Getreidepreifen zu= oder 
abnehmenden Befoldungstheiles ift für die Gaffenverwaltungen 
allerdings mühfamer, ald die Ausbezahlung einer feften Geld- 
befoldung, laßt ſich aber mit Huͤlfe von Tabellen wenigftens- 
abfürzen. ’ 

3) Wo der Staat feine Naturaleinnahmen mehr hat, da fallt 
der eine Grund für die Naturalbefoldungen ($. 59) hinweg, 


(a) So wird es in Baiern feit 1826 gehalten. In den beiden höch— 
fien Befoldungsclaffen werden 200 fl. in Getreide geſetzt. Der 
Durcfchnittepreis des hiezu gewählten Quantums von 3 Sceff. 
Waizen, 7 Sceff. Roggen und 24 Scheff. Hafer befrug 1819— 
28: 194 fl. 39 Er., die ausbezablten Marktpreife waren aber in 
den 3 Jahren 18%%,,, 77, u. 234, 173 fl. 42 fr, — 204 fl. 18 Er, 
— 252 fl. 12 Er, Die Vergütung erfolgt nad) den Preifen des 
15. Nov, und 15, Der. 
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Die Ausgabe fir Ruhgehalte (Penfionen) wird 
geboten 1) durd die Beruͤckſichtigung der Hülflofigkeit, in N__ 
welche ein aus feinem Amte entfernter Staatödiener, vielleicht 
nach vieljähriger Pflichterfüllung, in den meiften Fällen gerathen 
würde, weil er ſchwer zu einer anderen Art von Arbeitserwerb 
Fähigkeit und Gelegenheit hat; 2) durd die Erwägung, daß 
der Beamte ohne die Eicherheit einer lebenslänglichen Verſor⸗ 
gung entweder nicht mit vollem Eifer und mit ganzer Hinge- 
bung ſich feinem Berufe widmen würde, oder eine ſtaͤrkere Befol- 
dung erhalten müßte, um für den Fall der Dienftlofigfeit etwas 
zu erfparen; 3) durch den wenigſtens in den beutfchen Staaten 
anerkannten Nechtögrundfag, daß der Etaatöbeamte nicht an= 
ders, als durch eigenes Verſchulden nach richterlihem Erkennt⸗ 
niß, alfo zur Strafe, feinen Unterhalt verlieren dürfe (a). 
Daher begründet die Entfernung vom Amte, fie erfolge nun 
aus unverfchuldeter Unfähigkeit zur Gefhäftsführung, oder aus 
allgemeineren Beweggründen, 3. B. Aufhebung einer Stelle, 


einen Anfpruch auf Verforgung aus der Staatscaffe. 


(a) Dieß ift fhon darum fehr zwedmäßig, weil fonft der Beamte 
von ber Willtühr feiner VBorgefegten unbedingt abhängig ift. Vgl. 
Böpfl, Allg. Staatör, $.215. — Herdegen, Würtemb, Staatshh. 
©. 159, “ 
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Diele Staaten leiden in der neueften Zeit an einer großen 
Penjionslaft (a), die theilweife aus den Veränderungen in ben 
Staatögebieten und dem Organismus ber Verwaltung her- 
rührt und infoferne unvermeidlich war und voruͤbergehend ift, 
jedoch zum Theile auch durdy manche unnöthige Penfionirung 
aus zufälligen perfönlihen Nüdfichten vermehrt wurde, Diefe 
für die Staatsbürger immer koſtbare Maaßregel follte nur nad) 
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reiflichfter Ueberlegung und nur da, wo fie ohne Nachtheil für 
den Staatsdienft oder für das Leben des Beamten nicht zu ver⸗ 
meiden ift, ausgeführt werden. Die Bedingungen, unter denen 
allein eine Verfegung in Ruheſtand erfolgen dürfe, Iaffen fich 
nicht wohl in einem Gefeße erfchöpfend aufzählen (5), die Nes 
gierung muß aber forgfältig bedacht fein, den Spielraum, der 
ihr hierin geftattet ift, nicht zu mißbraudhen (ce). Die Größe 
eines jeden Nuhgehaltes im Verhältniß zur Befoldung muß ge⸗ 
fetlidy geregelt werden, Eie fann etwas niedriger fein, als bie 
Befoldung während der Dienftthätigkeit, weil diefe zu manchen 
Ausgaben nöthiget, die in der Zuruͤckgezogenheit des Nuhe- 
ftandes wegfallen, doc; follte der Abzug deſto Fleiner fein, je 


länger der Beamte den Dienft verrichtet hat (4), 


(a) Betrag bderfelben in einigen Staaten: 

Baden. Stand im 3. 1847. Givilpenfionen nad Abzug ber 
Wittwengehalte 535 092 fl. Militärpenfionen ebenfo 225 748 fl., 
sufammen 760 840 fl. oder 7,8 Proc. des ord. Staatsaufwandes. 
Der jährlihe Abgang durch Todesfälle wird bei älteren Penſio— 
nen zu 8,* Proc., bei neueren P, der Staatsdiener zu 9,°, der 
Angeftellten zu 10 Proc, angenommen, 

Baiern: alle Penfionen u, Wittwengehalte bis 1825 find der 
Schuldentitgungscaffe zugewiefen worden. Sie beliefen ſich 1825 
auf 5282 000 fl. oder 18 Proc. der Ausg. Verhandl. der 2. Rams 
mer von 1828. Beil. XLVI, 7. Im 3. 18%, waren muthmaßs 
lich noch 1+465 000 fl. dafür zu verwenden, Die neueren Rubs 
gehalte befinden fi) in den Voranſchlägen für die einzelnen 
Dienftzweige zerfireut. Ihr Betrag nach dem Budget für 1837 
—42 ift enger 718 800 fl. 

Frankreich, R. 1846: 5314 Mil. Fr., wovon 40 Militär: 
penfionen. Die 519 000 Fr. Penfionen der Pairs find nicht ein= 
gerechnet. Im A. für 1845 waren GOMIU. angenommen = 5 Proc. 

Großh. Deffen, U. 1845—7 430000 oder 7,° Proc. 

Kurheſſen, 1849: 262000 Rthir. oder 7 Proc, 2 

Defterreidh, 1849, U. 8246677 fl. oder 8,8 Proc. des ordent⸗ 
lichen Aufwandes. 

Preußen, X 1849: 2°416000 Rthlr. GivilsPenfionen u. 
2:787 000 Rthlr. für Invaliden, zuf. 7,9 Proc. 

Sachſen, X. 1846—8: 522 673 Rthlr. oder 9 Proc, 

Schweden, 1845 -47. X. 524 000 Rthir, oder 4,° Proc. 

Würtembergz; vorübergeh. Penfionen 1842—45%. 144000 fl., 
1849 A. 105797 fl., ftändige (gefegliche) 1842—45 A. 192000 fl,, 
1849 X. 326 555 fl., geiftliche P. der Lehrer 1842—45 X. 30 000 fi., 
1849 A. 19 600 fl., MilitärsPenfionen 1842—45 A, 142 800 fl., 
1849 X. 195637 fl., QuiescenzeGehalte 1842—45 A. 18.000 fl., 
1849 %. 13.000 fl. Gratialien an nidjt penfionsberechtigte Civil— 
biener 1842—45 A. 16000 fl, 1849 %. 100 000 fl. Zufammen 
1842—45 %. 543.000 fl, oder 5,° Proc, 1849 %. 660589 fl. 
oder 5%, Proc. 
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(5) In diefem Umftande Liegt eine Schwierigkeit der Privatpenſions⸗ 
cafjen, weil man fi gar feine Rechnung über die nicht von na- 
türlichen Ereigniffen abhängige Menge der künftigen Penfioniften 
machen kann. Dagegen von Jakob, U, 815. — Indeß fteht der 
Bildung eines Penfionsfonds aus Beiträgen der Beamten nichts 
entgegen, woferne nur die Befoldungen nad einem folchen Ab- 
zuge noch zureichend bleiben, die Rechte der früher Angeftellten 
nicht verlegt werden und von der Staatscaſſe das Fehlende zuge: 
hoffen wird. Vgl. Preuß. Gabinetsord. v. 31. Aug. 1824, In 
Frankreich gab es bisher Penfionscaffen (caisses de retraite), 
in welche bie Beamten 5 Proc. ihres Dienfteintommens und %, 
jeder Dr im erften Jahre bezahlten; diefe Caſſen find aber 
aus Unzulänglichkeit der Mittel zur Beftreitung der ihnen oblie— 
genden Ausgaben- fehr ind Gekränge gelommen und ed wurde 
eine Hülfe von dem Staate nöthig. — In Belgien fchießt der 
Staat jährlid 200 000 Fr. zur Senfionscaffe bei. 

(ce) In Baiern wurden jährlid in der neueren Zeit 2,1 Proc, der 
Beamten penfionirt, man hofft künftig mit 1,8 Proc. auszureicdhen. 
In Baden wird der Zugang auf etwas über 9 Proc. der Pen- 
fionirten berechnet. 

(4) Dieß ift fehr billig, denn mit der Dauer ded Amts wächſt fein 
Verdienft und fein Familienbedürfniß. Die Penfion beträgt in 
Baiern, Gr. Heffen u. Naffau im 2ten Decennium *%,, im 3ten 
&%o, im Aten 9%, der Befoldung, nach 40 Dienftjahren die volle 
Befoldungz; in Baden nad 10 Dienftjahren 70 Proc,, für jedes 
weitere Jahr 1 Proc. mehr, nad) 40 Jahren die volle Befoldung, 
in Würtemberg nady 10 Jahren 40 Proc., dann für jedes Jahr 
2 Proc. weiter, Vergl. v. Malchus, II, $. 12. Jedoch ift neuer: 
lih in Baiern der Dienftgehalt, welcher auf die Penfionsfumme 
feinen Einfluß hat, im Gegenfabe des Standesgehaltes noch weis 
ter ausgedehnt worden, Nach der ®. v. 20. Jul. 1848 ift ber 
Standesgehalt B. bei 13—1 400 fl. 900 fl., — bei 2501—3000 
1500 fl., — bei mehr als 6000 fl. nur 2250 fl, doch kommt 
nad Ablauf jedes der 3 erften Jahrzehnte "4, hinzu. In Baden 
wird feit 1832 von allen Befoldungen über 600 fl. der 5te Theil 
bei der Beftimmung des Ruhgehaltes nicht mit eingerechnet, 
ebenfo der Mehrbetrag über 4500 fl. Gef. 3. Aug. 1844, Das 
gefeglihe Marimum für die Penfion ift feit 1831 4000 fl, 
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Auch die Wittwen- und Waifen- Gehalte fönnen als — 


eine Ergänzung der Befoldungen angefehen werden, Sie find 
bei den eigentlihen Staatsämtern darum nothwendig, weil 
die Wittwe eined Befoldeten in der Regel ihren Unterhalt 
nicht felbft verdienen Fann und weil ohne die Ausficht auf eine 
foldhe Unterftügung ein unbegüterter Beamter unverehelicht 
bleiben oder ftetö darauf bedacht fein müßte, für feine Familie 
etwas zu erübrigen, was für die Dienftführung nachtheilig ift, 
Die Verforgung der Wittwen und Waifen kann bewirkt werden; 
Rau pol, Dekon, te Ausg. II. 5 
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1) durch freie Privatvereine, I, $.368 a, Hier muß, den 
- Wahrfcheinlichkeitsberechnungen gemäß, die Einfaufsfumme oder 
der jährliche Beitrag fowohl nady dem Alter des Verforgers als 
der Verſorgten beftimmt werden, folglic, ift die Ausgabe bei be- 
jahrten Ehjemännern jüngerer Frauen von beträchtlicher Größe. 
Auch müßten, wenn die Einrichtung vollfommen billig fein foll, 
die Wittwen- und Waifencaffe von einander getrennt und die 
Beiträge in letztere nach Zahl und Alter der Kinder angeſetzt 
werden (a). Die jährlichen Leiftungen find deßhalb fehr un— 
gleich und werden, wenn die Verforgung der Angehörigen zu— 
reichend fein foll, für einen Theil der Beamten unerſchwinglich. 
Man Fann ihnen daher den Beitritt zu einer folchen Gaffe, we— 
nigftens mit einer anfehnlichen Summe, nicht befehlen, und 
ohne einen folhen Zwang ift für den Staat Feine Sicherheit 
vorhanden, daß die Hinterbliebenen ihr Auskommen erhalten. 


(a) Gebhardt, Ueber Wittwens und Waifen :Penfionsanftalten, 
München, 1844 (gedrudt ſchon 1832), 3r Theil. 


g. 65, 


2) Durch Gaffen, welche zwar ebenfalls das Eigenthum der 
Gefellfchaft von Theilnehmern find, zu denen aber jeder Beamte 
mit einem bejtimmten Theile feiner Befoldung beitragen muß, 
Solche Wittwencaffen find infoferne unvollkommen, als fie jene 
Abhangigkeit der Einlagen von dem Lebensalter der Betheiligten 

Pe der Zahl der Kinder nicht zulafien (a). Daher würden die 
ausbezahlten Penjionen geringer ausfallen, als bei freien Ver— 
einen in günftigeren Verhältniffen der Theilnehmer, wenn nicht 
andere Einrichtungen diefen Nachtheil wieder aufhöben, 3. B. 
ftärfere Einzahlungen beim Eintritt und bei Befoldungszulagen, 
Bezug einer vierteljährigen Befoldung bei jedem Todesfall, Bei- 
träge der ledigen und verwittweten Beamten ꝛc. Wird nun eine 
folche Caſſe noch überdieß mit einem Gapitale aus der Staats— 
caffe auögeftattet, fo ift es möglich, mit fehr mäßigen Beiträgen 
den Wittwen fchon eine erhebliche Hülfe zu verfchaffen. Die Er- 
richtung von Gaffen diefer Art ift ſchon darum vortheilhaft, weil 
fie, wie die in 1) genannten, ald Privatanftalten bei den Wechfel- 
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fällen eines Krieges oder irgend eines öffentlichen Unglüdes 
unantajtbar find, Die Verwaltung gefchieht unter firenger Auf- 
fiht der Staatsbehörden. Daß auch unverheirathete Beamte 
ihren Beitrag leiften müffen, ift weder ungerecht (weil es ge- 
ſetzlich ausgeſprochen wird und folglich in dem Anftellungsver- 
trage ſchon ausbedungen ift), noch unbillig oder unzweckmaͤßig 
(weil diefelben audy weniger für fich bedürfen). Sind die aus 
einer ſolchen Gafje zu empfangenden Gehalte zum Unterhalte der 
Wittwen und Waifen unzulänglich, fo muß die Staatscaffe die 
nöthige Ergänzung leiften, und die ift zweckmaͤßiger, ald wenn 
man alle Befoldungen erhöhen wollte, damit die Beamten mehr 
Beiträge abgeben fönnten (2); 

3) durch eine ganz aus der Staatscaffe zu bezahlende Pens 
fion. Zu einer guten Einrichtung diefer Penfionen gehört a) daß 
fie nicht blos Gnadenfache, fondern gefeßlich geregelt feien, was je= 
dochdie Bewilligung einer größeren Summe im Falle eines b efon- 
ders dringenden Bedürfniffes nicht ausfchließt; b) daß der Ge- 
halt einer Wittwe in einem gewifjen Verhaͤltniß zu der Befol- 
dung des verfiorbenen Ehemanns ſtehe; e) daß für jedes Kind 
gleichfalls eine befondere Unterftügung bis zu einem gewiffen 
Alter auögefeßt werde, die bei mutterlofen Waifen größer ift, 
als blos bei vaterlofen, 


(a) v. Malchus, 11, 74. 

(5) Beifpiel. Bad. Givildiener = Wittwencaffe » DO. v. 28. Juni 1810, 
Diener» Edict vom 30. Januar 1819 8.20. Won jeder Befoldung 
werden jährlid 114 Proc. abgegeben, und die Wittwe erhält 
dafür mindeftens das 11fache, alfo 1614 Proc. Die Staatöcaffe 
ſchießt noch 50 Proc. diefer MWittwenpenfion und 20 Proc. für 
jedes Kind zu, welches im 3. 1848 73 000 fl, ausmachte. Hiezu 
"Tamen nod) 26 000 fl. Gnabenpenfionen. Die Wittwencaffe bezieht 
ferner aus der Staatscaffe die vierteljährige Befoldung von jedem 
verftorbenen Staatsdiener, welches 1846 16 630 fl. betrug. Die Ers 
ben eines verftorbenen Beamten erhalten überdieß ein Gnabenquar= 
tal, Die Wittwencaffe für die weltlichen Givildiener hatte zu Ende 
1846 ein Bermögen von 1858 347 fl. E5 waren 2221 theilnehmende 

Beamte und 980 Wittwen oder Waifenfamilien, alfo 43 Proc, der 
erfteren. — Man follte im Verhältniß zur Befoldung des verftorbenen 
Ehemannes und Vaters und mit Rüdficht: auf die Anzahl der 
Kinder einen gewiffen Bedarf beftimmen- und foviel zuſchießen, als 
der aus der Wittwencaffe ausbezahlten Summe zu jenem Betrage 
fehlt, Nach der erwähnten Einrichtung in Baden würde dagegen der 

Staat mehrzulegen müffen, wenn die Wittwencaffe durch Gapitals 

4 & 5* 
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vermehrung in den Stand gefegt würbe, höhere Gehalte auszubes 
zahlen, — In Baiern wurden 1825, nad) der Nebertragung der bis⸗— 
herigen Ruh- und Wittwengehalte auf die Schuldentilgungscafle, 
bie — der Beamten für obigen Behuf beibehalten, um daraus 
nach Beſtreitung der neuen Wittwengehalte ein Hülfsvermögen zu 
fammeln. Aber dieß wuchs bis 1840 nur auf 108 000 fl. an, weil die 
neuen Wittwen: und Waifengehalte bald den Betrag jener Entrid- 
tung überftiegen. Sie beliefen fidy 18%, auf nahe an 300 000 fl. 
— Äünſchlag 189%/,, 276,000 fl — Würtemberg: Nach dem Gef, 
v. 28 Zun. 1821 wurde die Hälfte der Eintrittögelder u, Jahresbei- 
träge der Staatödiener zu einem Gapitale gefammelt, welches bis 
Mitte 1839 auf 744 000 fl. angewachſen war, Es wurden nun aus 
den Ueberfchüffen der Staatscafje 740 000 fl. zugelegt und mit Hülfe 
der Zinfen diefes Vermögens (1846 fchon 1'613 000 fl.) Tann die 
Gaffe ohne den Staatsbeitrag beftehen, welcher zulegt 80 000 fl, aus: 
gemacht hatte, Herdegen, ©. 177, 
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Die Verrichtungen der für niedrigere Stufen des Dienftes 
widerruflich Angeftellten erfordern Feine ſchwierige Vorbereitung 
und haben mit Privatdienften wenigftens infofern Aehnlichkeit, 
als die Angeftellten im Falle der Entlaffung ſich in der Negel 
noch anderweitig leicht fortbringen fünnen, Diefe VBorausfegung 
fällt jedoch dann hinweg, wenn Jemand lange Zeit eine ſolche 
Stelle verfehen hat und'nun aus phufifchen Urfachen unfähig 
wird, Es ift daher nicht allein hoͤchſt billig, fondern auch zur 
Erwedung des nöthigen Dienfteifers fehr zwedmäßig, daß den 
Angeftellten in einem ſolchen Falle ein Nuhgehalt nicht verwei- 
gert wird, Da jedoch die Negierung in der Entlaffung folder 
Diener nicht an gewiffe Bedingungen und Beweggründe ge- 
bunden ift, fo Fann jenen Fein Recht auf einen Ruhgehalt ver- 
liehen werden, vielmehr bleibt e8 der Negierung überlaffen, den- 
felben innerhalb der gefeglichen Gränzen da, wo er fir den Un- 
terhalt Bedürfniß ift, zu verleihen (a). 

.(a) 3. 8. bad. Gef. v. 28. Aug. 1835: Diener, die von einem Minifterium 
oder einer Mittelftelle angeftellt find und ihren Dienft fortwährend 
verfehen haben, koͤnn en einen Ruhgehalt erhalten, der bei weniger 
als 15 Dienftjahren 14 ihres feften Gehalte, bei mehr Dienftjahren 

. die Hälfte defjelben nicht überfteigt. Wenn das Drittheil im erften 
Falle unter 72 fl. oder die Hälfte im zweiten Falle unter 150 fl. ift, 
fo kann der Ruhgehalt bis zu diefen Summen fteigen. Die Vollzugs⸗ 
verordnung v. 25. Nov, 1841 beftimmt, welche niederen Diener An= 
ftellungsdeerete erhalten und penfionsfähig fein follen, mit dem bei 
jeder Art von Dienften feftgefesten max, des für den Ruhegehalt zu 
Grunde zu legenden Gehaltes, 300 — 600 fl. — Stiftung einer Witts 


wencaffe für folde niedere Diener, Statuten v. 25, Nov, 1841. Der 
monatliche Beitrag ift 48 ir. — 1 fl, 36 Er, die Suftentation ber 
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Wittwen ober Waifen für die erften 10 Jahre jährlich 38 fl, 34 Er, 
— 76 fl. 48 kr. 
$. 66, 


An die Befoldungen und Penfionen ($. 56.) fchließen fich 
verfhiedene, mit der Gefhäftsführung verbun- 
dene Nebenausgaben, die bei jeder Staatöbehörde vor- 
fommen, ohne in einem gleichförmigen Verhältniß zu den Koften 
der Befoldungen zu flehen. Diefe fogenannten Regie— 
(Neben) Ausgaben betreffen vornehmlich: 

1) Amtsbedürfnifje (Bureaufoften), ald Einrichtung, Heikung 
und Beleuchtung der Gefchäftszimmer, Schreibmaterialien 
u. dgl., wobei es wenigſtens für die unteren Stellen am 
beften ift, die Ausgabe nach einem ohngefahren Ueberfchlage 
dem Beamten für eine fefte Summe zu überlaffen, weil 
fonft viel überflüffiger Aufwand nicht zu verhüten ift (a). 

2) Zagegelder (Diäten) und Reiſekoſten-Erſatz. Man muß 
nicht allein die Größe der nad) dem Dienftrange des Ab- 
gefendeten zu leiftenden Vergütung genau und mäßig 
feflfegen (Diätenordnung), fondern auch die Bedingungen 
auöfprechen, unter denen allein die Anordnung einer Com⸗ 
miffion gefchehen darf. 

3) Porto, Botenlohn u. dgl, 


(a) Die Schreibmaterialien Lönnen bald nad) ber Einwohnerzahl eines 
Amtöbezirks, bald nach der Größe der verrechneten Summe, bald 
nach der Zahl der Iintergebenen angefchlagen werben. Der ganze Bü: 
reaubebarf (oben, Nr. 1) wird bei den bad. Domänenverwaltungen 
mit 180 fl., 140 fl. und 100 fl, jährl, vergütet, jenachbem 3,2 ober 
1 Gehülfe vorhanden find. 
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Auch die Gebäude verurfachen in jedem Verwaltungs— 
zweige einen nicht unerheblichen Aufwand, Sie dienen zur 
Amtsführung (Gefchäftszimmer), zur Wohnung der Beamten, 
zur Aufbewahrung verfchiedener Gegenftände, zu Gefängniffen 
und mancherlei andern Anftalten (a). Da die Aufführung und 
Erhaltung eines Gebäudes der Negierung mehr zu koſten pflegt, 
als Privatperfonen, da ſchon die unumgaͤnglich nöthigen Ge— 
baude eine anfehnliche Ausgabe hinwegnehmen, und da, wie die 
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Grfahrung lehrt, die Negierungen oft durd; Liebhabereien Ein- 

zelner, in die Verſuchung gefeßt werden, große Summen durch 

unzwedmäßige oder unndthige Bauten zu verlieren, jo muß man 
eifrig bedacht fein, bei diefem Gegenftande fparfam zu verfahren, 
wozu unter anderen folgende Mittel fic, darbieten: 

1) Verkauf der fir Öffentliche Zwecke leicht entbehrlichen Ges 
bäude, wohin viele Dienftwohnungen, wenigfiens in den 
Städten, gehören, weil eine Entſchaͤdigung für die Beam: 
ten in der Negel weniger Eoftet, als die Zinfen der aus 
dem Verkaufe zu Iöfenden Summe nebft den Erhaltungs— 
und Brandverficherungsfoften ausmachen (a). 

2) Genaue Unterfcheidung bloßer Ausbefferungen, die zur 
Erhaltung dienen und zeitig vorgenommen werden muͤſſen, 
weil ſie bei laͤngerem Verzuge die Koſten vergroͤßern (6), 
— von Neubauten, welche in der Regel eher verſchoben 
werden koͤnnen und bei denen man ſuchen muß, das wahre 

von dem vorgeblichen Beduͤrfniß durch reifliche wielfeitige 
Berathung zu ſondern. 

3) Auswahl der wohlfeilſten Ausfuͤhrungsart, die mit der 
Ruͤckſicht auf die Dauer und auf das Anſtaͤndige vertraͤglich 
iſt. Man muß daher, ohne den guten Geſchmack zu belei— 
digen, das Einfache dem Künftlich= Pururiöfen vorziehen, 
und ſich genaue Bauanfchläge zu verfchaffen ſuchen, um 
die Größe einer Bauausgabe ſchon vorher genau beurthei- 
len zu koͤnnen. Hiezu dient theils forgfältige Prüfung der 
Anſchlaͤge durch Kunftverftändige, nöthigenfals an Ort 
und Stelle, theils die Verfügung, daß die Baumeifter für 
die Ausführung verantwortlich gemacht werden (ec). 

(a) In Baiern find diefe Landbauten (im Gegenfage des Straßen, 
Brüden: u. Wafferbaues) in einer befonderen Abtheilung der Haupts 
ſtaatsrechnung und des Voranfchlages zufammengeftellt, Sie betrus 
gen 1831 —37 i. D, 536 000 fl., der X. 1837 — 43 war 531 000 fl, 

(5) Die Gebäude werden am beften im Frühling befichtigt, weil man 
dann die gute Jahrszeit zu den nöthigen Herftellungen vor ſich hat, 
Ausführliche Vorſchriften über die Staatsbauten in der Weimar: 
Then V. v. 18 Aug, 1818. Burdhard, ©, 656., . 

Ce) Die Baubehörden haben vielfältig durch Ueberfchreitung ber bewil- 


ligten Summen die Ordnung im Staatöhaushalte geftört, es fei nun, 
daß fie nicht forgfältig genug zu Werke gingen, oder abſichtlich die 
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Anfchläge zu niedrig machten, um befto eher die Genehmigung neuer 
Bauten zu bewirken. Daher [chreibt die bad. V. v. 5. April 1839 vor, 
wie die technifchen Beamten in foldhen Fällen‘ zur Verantwor— 
tung gezogen werden follen. — A. Weimarfche V. Art. 13: Sobald 
ſich zeigt, daß die Anſchlagsſumme nicht zureicht, wird jede Zahlung 
für den Bau eingeftellt, und an die höchfte Behörde berichtet, 


2, Hauptftüd. 


Ausgaben für einzelne Ubtheilungen der Negierungs- 
geichäfte. 
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Die oberften Behörden, bei denen alle Staatsgefchäfte zu— 
fammentreffen, erfordern nur einen geringen Aufwand und ges 
ben deßhalb zu Erfparungen wenig Gelegenheit, Es gehören 
dahin das fürftlihe Gabinet, welches in Neprafentativftaaten 
mit verantwortlichen Miniftern feine frühere Wichtigkeit verliert, 
der Minifterrath, der Staatsrath, deifen Mitglieder 
größtentheils zugleich andere Aemter befleiden und aus denfel- 
ben ihren Unterhalt beziehen (a), Ieder felbftftändige Zweig 
der Negierungsgefchäfte (Minifterium) hat einen Vorftand 
(Minifter, Staatsfecretär, Prafident), der nur dem 
Oberhaupte des Staates untergeordnet iſt und eine Anzahl von 
Gehuͤlfen Minifterialrathen) zur Seite hat (8). In Eleine- 
ren Staaten ift eine Erfparung dadurch zu bewirken, daß man 
die Minifterien durc; Beamte eined niedrigeren Ranges (Staats= 
räthe 2c.) verwalten läßt, in den großen Staaten geftatten die 
hohen Befoldungen der Minifter eine Verminderung, Die 
Zahl der Minifterien ift in den europäifchen Staaten ſchon 
darum fehr ungleich, weil in größeren Ländern eine weitere 
Spaltung der Gefchäftsgebiete nöthiger wird, als in Fleinen, 
wo der Einzelne mehr umfafjen kann. Daher ift in der nachfol- 
genden Betrachtung der Kegierungsandgaben die in $. 43 an- 
gegebene Eintheilung nad den Zwecken bderfelben zu Grunde 
gelegt worden, | 
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Defterreich, Minifterrath u. Gabinet 1849 A. 110 306 fl, — Wür: 
temberg, 1849 A., geheimes Cabinet 12-811 fl., Geh. Rath 21 524 fl. 


(5) Befoldung eines Minifters: Frankreich, 1844, SO 000 Fr. u. 40 000 Fr. 


Repräfentationsgelder für den Minifterpräfidenten, wie für den Minis 
fter des Auswärtigen. — Defterreich, 1849, 8000 fl. mit 2000 fl. Quar: 
tiergeld u. 4000 fl. Functionsgehalt, zuf. 14 000 fl. = 17 150 fl. 
rhein. — Würtemberg: Geld 7500 fl., 56 Klafter Hol; —= 840 fl, 
Futter für 4 Pferde — 528 fl. 24 Er., zuf. 8868 fl. 24 Er.; der Mis 
nifter des Auswärtigen 13 318 fl, 24 Er, — Baden: 9000 fl. für eis 
nen Minifter, 6000 fl. für einen Staatsrath, weldyer Minifterial- 
präfident iftz ein Minifter des Auswärtigen hat neben den 9000 fl. 
noch Wohnung (900 fl.) und Zafelgelder (4000 fl.). — Belgien: 
21 000 Fre. —Norbamericanifche Freiftaaten: jeder der 4 Staatsſe— 
eretäre 6000 Doll, (15 000 fl.), jeder erfte Unterbeamte eines Mini: 
fterö (first clerk) 2000 Doll, ꝛc. 


$. 69, 
Die Ausgaben für dad Juſtizweſen (bürgerliche und Yein- 


liche Nechtöpflege) nehmen nur einige Procente ded ganzen 
Aufwandes hinweg (a), und es ift ein fehr günftiger Umftand, 
daß die unentbehrlichfte und Altefte Staatsanftalt mit einem fo 
mäßigen Opfer beftritten werden Fann, Die Koften betreffen: 
1) das Quftizminifterium, mit Einfchluß der zur Entwerfung 


2) 


3) 


neuer Rechtsgeſetze vorlbergehend beauftragten Beamten 
(Gefeßgebungscommilffion) ; 

die Gerichte mehrerer Inftanzen (8). Wenn die Verbeffe- 
rung des Gerichtömefens nach den Bedürfniffen der jekigen 
Zeit neue Ausgaben verurfacht, fo Fann auch wieder durch 
manche Vereinfachung des Proceßganges, befonders durch 
häufigere Anwendung des mündlichen Verfahrens und 
durch eine friedensrichterliche Wermittelung, welche viele 
Nechtöftreitigkeiten fchon im Entftehen beilegt, viel erfpart 
werden. Der Gerichtögang ift zugleich eine Quelle von 
Einnahmen, welche theilmweife die Koften decken, $. 234; 
die Gefängniffe und Strafanftalten. Auch bei diefem Ge— 
genftande wird die Nothwendigkeit einer durchgreifenden 
Verbeſſerung, welche neben dem nächften Zwecke der Strafe 
zugleich auf den fittlihen und religiöfen Zuftand der 
Sträflinge einwirft und fie gebeffert in die Geſellſchaft 
zuruͤckkehren läßt, allgemein und lebhaft gefühlt (c). Voll⸗ 
fommnere Strafanftalten find zwar Foftbarer als die big- 


13 


herigen, indeß vermindert ſich der erforderliche Aufwand 
durch das, was die Sträflinge bei zweckmaͤßiger Befchäf- 
tigung mit Gemwerbsarbeit der Anftalt leiften (d). 


(a) Beifpiele: Baden: A. 1847.48: 1°435 000 fl. = 14% Proc — 


(b) 


(e) 


(a) 


Belgien, 1841: 11 Mill. Fr. = 11,7 Proc. — Frankreich, 1840: 
20°347 000 5r. = 2,? Proc. — Kurheffen, A. 1849: 385 000 Rthlr. 
— 10,* Proc — Niederland, A. 1848.49: 2491 000 fl, = 3,* 
Proc. — Defterreih, A. 1849: 2660 000 fl, = 2%, Proc. — 
Preußen, 1849: 6626 000 Rthir. — 10 Proc — Sachſen, A. 
1846—48: 254466 Rthlr., wozu aber die Sporteleinnahmen kom⸗ 
men. Jene Summe macht nur 4,? Proc, — Schweden, 1842: 719000 
Rthlr. = 7,7 Proc — Spanien, %. 1848: 17440000 Re, = 
1,? Proc. — Würtemberg, 184849 916 548 fl. = 7,* Proc. 


Nach den Voranfchlägen von Baiern und Würtemberg verhalten 
fi die Koften der Gerichte dritter, zweiter und erfter Inftanz 
ungefähr wie 1, 3 und 8, in Baden wie 1, 3 und 12; in Defter: 
reich (1849) wie 1, 2,? und 6, in Preußen (1847) wie 1, 11 
und 26, in Frankreich (1844) wie 1, 5 und 10 (Friedensrichter 
einfchl.). Eine unnöthig verwidelte Rechtöpflege verurfacht ben 
Unterthanen noch außer den Staatsausgaben durch bie größeren 
Koften der Rechtöbeiftände eine ftärkere Befchwerde. In Sachſen 
foll auf 2000 Einwohner 1 Advocat kommen, in Franfreih auf 
3390 (nämlich 9,529 avoues und avocats), in Preußen erft auf 
13000 (1140 Juſtizeommiſſäre und Notare). 


Die Wirkungen folcher Verbefferungen laſſen fich in der abneh— 
menden Sterblichkeit der Strafanftalten und in ber geringen 
Zahl der Rüdfälligen genau nachweiſen. In den belgifchen Zucht: 
bäufern farb 1823—30 6, 1831—36 "4, , 1832—43 nur noch 
Ys; in Frankreich ift die Sterblichkeit bei Männern Y,, bei 
Frauen gegen Y,. Hier waren 1844 bei ben crimes 25 Proc. 
Rüdfälle, in Genf nur 2, in Auburn 7—8 Proc, 


Vergl. II, $. 352 in Betreff der Zwangsarbeitshäuſer. — Bei 
guten Strafanftalten find wegen ber Abfonderung ber Sträflinge 
von einander, die wenigftend des Nachts ganz unerläßlich ift, die 
Baukoften groß. Nach dem Syftem der Zudthäufer "zu Auburn 
—— Newyork) find die Sträflinge am Tage in den Arbeitö- 
fälen beifammen, aber fchweigend, nach dem (ftrengeren) Syfteme 
des Zuchthauſes zu Philadelphia find fie auh am Tage einfam 
in ihren Zellen befchäftigt. Die Baukoften für eine Zelle werben 
neuerlich in Frankreih auf 2500—3000 Fr. = 1170—1410 fl. 
angefchlagen, f. Memoire à l'appui du projet de loi sur les 
prisons, Brux. 1845. — Berenger, Rapport, chambre des 
Pairs, 24, Apr, 1847, — Im Zuchthaus zu Bruchſal kommt bie 
Belle auf etwa 1480 fl. Das vortrefflicdhe Genfer Zuchthaus Koftete 
mit dem Mobiliar 149000 fl, oder (zu 60 Köpfen) auf die Zelle 
2483 fl.; Beine Anftalten müffen aber nothwendig Eoftbarer fein. 
SZährliche Ausgaben für einen Sträfling: 
Sn Laufanne, 1840 und 1841 R,, bei 108 und 105 Sträflins 
gen, 345"), Fr. = 241, fl. (vortreffliche Anftalt). Die Arbeit 
trug dem Haufe auf den Kopf 50%, Fr. oder 14,9 Proc, bes 
Aufwandes ein, fo daß die reine Ausgabe nur 294%, Fr. — 206, fl. 
war, Die Koft Fam täglich auf 32, Rapp, = 19%, er, zu ſtehen. 
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In ben babdifchen Strafanftalten ift der X. der Koften für 1848u. 
49 auf 1 Kopf: 


Im Gans | Keft und | Holz und Angeſtelltes 
zen, Arznei, Licht, Perſonal. 


Zuchthaus in Brudfal . | 176f1. 87 fl. 33 fl. 59 fl. 
Arbeitshaus in .1 161, 81,8 11,° 40 
Zuchthaus „ Mannheim | 150 „ | 83,° 9,5 38,* 

„ Beeiburg . | 144 „ 75 11,® 38,3 
Von der ganzen Ausgabe werben in biefen 4 Anftalten muth— 
maßlich 14,8 — 15,1— 24,8 und 20,?Proc, durch ben Reinertrag der 
Arbeiten erfegt, fo daß der reine Aufwand auf den Kopf nur 
noh 150 — 137 — 114 und 112 fl. ausmadıt. 


In Würtemberg, wenn man ber für 1972 Köpfe angefchlage- 
nen Summe von 161 430 fl. die eigenen Einnahmen der Straf: 
anftalten mit 45525 fl. beifchlägt, ift die Ausgabe 104,8 fl. 

In den 4 großen belgifhen Zudthäufern (Gent, Vilvorde, St. 
Bernard, Aloft) waren 1841 u. 42 die Koften auf den Kopf ohne 
den Aufwand für Verwaltung und Aufſicht 131, Fr. — 61,P fl. 
Der Reinertrag ber Arbeiten war 44,7? Fr., wodurch der reine 
Aufwand auf 86,5% Fr. fand, Ausbefferungen der Gebäude und 
Geräthe find nicht eingerechnet. 

Sn Bern, 1838, bei 312 Sträflingen: 203,° Fr. — 142 fl.; bie 
Züchtlinge verdienten aber mit ihrer Arbeit dem Haufe 88,2 Fr. 
auf den Kopf, alfo blieben nur 115 Fr. = 7044 fl. reine Ausgabe, 

Sn Genf Eoftete 1835 der Sträfling 205 fl., und zwar bie Koft 
81 fl., die Beamten 55 fl., Kleidung 18 fl., Heitzung 1114 fl. ıc. 
Es waren 60 Köpfe. 

Der Ertrag der Befchäftigung ift in obigen Angaben auf den Kopf 
aller Sträflinge berechnet worden. Da jedoch ein Theil berfelben 
gar nicht, ein anderer nur wenig arbeiten fann, fo ift die kei: 
ftung eines vollftändig Beichhäftigten größer, Es waren z. B. im 
Zuchthaus zu Herford 1838 247 Sträflinge, von benen 142 voll, 
70 nur zur Hälfte arbeiten Eonnten, fo daß alfo nur 177 voll: 
ftändige Arbeiter anzunehmen waren, Der Verdienſt belief fich 
für einen folchen auf 48,8% Rthlr,, für den Kopf im Allgemeinen 
auf 35 Rthlr. 

Die große VBerfohiedenheit im Arbeitsertrage und in ben Unterhalts— 
often entfpringt aus mehreren Urfachen, als 1) beffere oder 
ſchlechtere Einrichtung in Hinſicht auf Koftenerfparung und Bes 
ihäftigung, 2) höhere oder niedrigere Preife der Lebensmittel, 
des Brennftoffes ꝛc., 3) örtliche Umftände, die es leichter oder 
fchwerer machen, Arbeitserzeugniffe abzufegen oder Arbeiten für 
Privatunternehmer zu veranftalten, 4) ungleiher Umfang ber 
Strafanftalt, weil manche allgemeine Koften nicht mit der Zahl 
der Sträflinge in gleihem Verhältniß wachſen. Daß in einer 
Strafanftalt die Arbeit den Unterhalt der Sträflinge ganz vers 
güte, wie im Bagno zu Zoulon und in dem Militärzudthaufe zu 
St. Germain (f. Fix, Revue mensuelle d’econ. polit. Mai 1834, 
— Berenger a, a, O.), ift nur unter befonders günjtigen Um— 
ftänden möglich. — Die Arbeiten außer Haus, fowohl bei Privat: 
perfonen als im Freien unter Jedermanns Augen, find in Bezug. 
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auf den Zweck ber Befferung bedenklich. — Den Sträflingen muß 
Gelegenheit gegeben werben, fidy durch vorzüglichen Fleiß einen 
Sparpfennig zu verdienen. Die franzöfifhe Einrichtung, nad) 
welcher je nah dem Grade ber Strafe 0,?—0,* und 0,5 des Ars 
beitöverdienftes dem Sträfling zugehört, ift nicht fo gut, als die 
Anordnung, baß ber Ueberverdienft über ein gewiſſes billig bes 
ſtimmtes Maaß der Leiftung (Penfum) dem Züchtling zufällt. 


$, 70, 

Die Polizei im engeren Sinn (II, $. 6), d. h. die Sorge 
fiir Aufrehthaltung der Sicherheit im Innern des Staates durch 
unmittelbar vorbeugende Maßregeln, findet ſich in den meiften 
Staaten mit der Volkswirthſchaftspflege und einzelnen Gefchäf- 
ten der Bolfsbildungsforge verbunden und dem fogenannten 
Minifterium des Innern übertragen, deſſen Wirkungskreis die 
Polizei im ausgedehnteren Wortverftande bildet (II, $. 7). 
Doch pflegt die wefentliche Verfchiedenheit diefer Gefchäftsgebiete 
durch die Aufftellung mehrerer Abtheilungen in diefem Minifte- 
rium oder mehrerer Gentralftellen unter demfelben (Sanitäts- 
commiffion, Kirchen und Schulrath ꝛc.) angedeutet zu fein, 
Die Mittelbehörden in den Pandestheilen find bei collegialifcher 
Einrichtung (Kreis=, Bezirks⸗ oder Provincial-Regierungen) Eoft- 
barer, als bei der Büreauverfaffung (II, $. 7, Nr. 2), doch 
kann in diefem Puncte die Wohlfeilheit nicht entſcheiden (a). 
Die Bezirföbeamten für die Polizei im weiteren Sinn find noch 
jest in vielen Staaten zugleich Richter (Juſtizbeamte); allein 
die Scheidung der Nechtöpflege von jenem Polizei» (Admini« 
ftrativ-) Geſchaͤfte ift für die gute Ausführung beider hochwich— 
tiger Negierungszmeige von fo großem Nutzen, daß man bie 
Koften, welche diefe Maafßregel, vornehmlicdy anfangs, verur- 
facht, nicht ſcheuen darf (2). 

(a) Bol. v. Malchus, Politik, II, S 68 fi. — Die Eollegialverfafs 
fung ift zur Entfcheidung von Berufungen (Recurfen) ganz uns 
erläßlih, aber auch fonft zur Bewirkung reiflich erwogener Bes 
Shlüffe und einer gewiffen Gleihförmigfeit in den befolgten Grund» 
fägen fehr nüglich, während fonft mit der Perfon des Borftandes 
und des vortragenden Rathes auch die Anfichtern gänzlich zu wech: 
feln pflegen. Ein Theil der Gefchäfte erfordert Feine collegialifche 
Berathung, auch ift diefe da ziemlich unfruchtbar, wo die Mittels 
behörden einen zu eingefchränften Wirkungstreis haben und faft 


nur auf den Vollzug der Minifterialbefchlüffe angemwiefen find, — 
In Frankreich Eoften die Präfecturen und Unterpräfecturen auf 
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den Kopf der Einwohner 0,2"? Fr. — 6 Er, in Belgien die Pros 
hincialverwaltung ebenfoviel, nämlich 0,214 Fr. — In Preußen 
kommen die Regierungen und Oberpräfidien auf 1*749000 Rthlr. 
(A. für 1847) oder 1114 Er, für den Kopf, aber dieſe Behörden 
haben auch Finanzgefchäfte. Die Landräthe Eoften 728000 Rthlr. 
oder 4,?? fr, auf den Kopf. Die bad. Kreisregierungen koſten 
6,? Er., die bairifchen Regierungen, ohne die Finanzkammern, 
514 Er., die würtembergifchen nur 3,6 Er, Diefe Zahlen laffen mit 
den obigen aus Frankreich und Belgien darum Feine völlige Ver: 
gleihung zu, weil in den genannten beutfchen Staaten die Be: 
zirtsbeamten nicht mit eingerechnet find. Indeß fieht man body, 
daß auch die Regierungscollegien nicht nothwendig befonders koſt⸗ 
bar fein müffen, befonders wenn bie Regierungsbezirke nicht zu 
Hein find. Diefelben zählen in Baiern durchſchnittlich gegen 
560000, in Würtemberg 436000, in Preußen 400000, in Baden 
340000 Einwohner, 

(5) Auf die Dauer find die Koften nicht gar viel größer. In Wür- 
temberg madten 1845—48 die Befoldungen und Ganzleikoften 
ber Landämter 210000 fl., der Amtsgerichte 348000 fl., wovon 
aber 164000 fl. auf bie Notare fallen. Für 5 tarifche Geridte . 
mögen dagegen 26000 fl. hinzufommen, zufammen 424000 fl, 
oder 0,2% fl. auf den Kopf. — In Baden waren 1844, 45, R. 
im D, die Koften der Juſtiz- u. Polizeiämter fogar 443000 fl. 
ohne die Amtöreviforen und Notare, oder 0,32 fl, auf den Kopf. 


§. 71. 


Unter den einzelnen Polizeianftalten find nachftehende 
mit den beträchtlichften Ausgaben verbunden (a): 1) die 
Siherheitsmannfhaft (Landjäger, Gensdarme— 
tie), welche, wenn gleich militärifch organifirt und in einigen 
Ländern dem Kriegsminifterium untergeordnet, doch ihrer Be— 
ſtimmung zufolge der Polizei angehört. Sie trägt zur Erhal- 
tung der rechtlichen Sicherheit fo Fräftig bei, daß fie, obſchon 
ziemlicy Eoftbar (8), doch in feinem Lande fehlen follte; 2) die 
Zwangsarbeitöhäufer (II, $. 348) ; 3) die Anftalten der Ge- 
fundheitspolizei, wobei inzwifchen die Kranfenhäufer, die 
Gebäranftalten, die Hebammen u. dgl. aus Bezirks oder Ges 
meindemitteln beftritten zu werden pflegen. Außer dem ordent⸗ 
lihen Aufwande für Medicinalbeamte, Rettungsanftalten, 
Impfung, Irrenhäufer, Quarantaine ıc, kommt auch ein außer- 
ordentlicher vor, den die Epidemieen und Epizootieen (Bieh- 
feuchen) bisweilen verurfachen (a). 


(a) Es ift zu beklagen, wenn der Aufwand für geheime Polizei 
ald unentbehrlich angefehen werben muß, wie in Frankreich, wo 
bie depenses secretes de police generale i. D. von 1830—48 
jährlich 2°374700 Fr. u. im 3.1836 (max.) fogar 3'265 000 Fr. 
koſteten. A. für 1844 nur 932000 Fr. 


% 
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(5) Koften berfelben, Frankreich, 1844 19+371000 Fr. Es waren 
11464 Gemeine, 2692 Unterofficiere ꝛe., 609 Dfficiere, ohne Als 
ier, alfo 1 Mann auf 2380 Ew. Baden, A. 1848, 49: 191 226 fl. 
| für 316 Gemeine, 66 Brigadiers, 4 Wachtmeifter, 7 Officiere, Ein 
Gemeiner koftet 250—275 fl. Löhnung (2 Claffen), 73 fl. 6 Er. 
Quartiergeld, Waffenunterhaltung zc., 26 fl. 36 Er, Kleidung, 
2 fl. 22 kr. Bewaffnung, 24 fl. 29 Er. Commandozulagen (bei 
Geſchäften außer dem Wohnorte), zufammen 376 fl, 33 fr. — 
401 fl. 33 Er. Baiern, 1837—43: 613 976 fl.,; der Stand im 
Sept. 1838 war 1452 Gemeine zu Fuß, 130 zu Pferd, 218 und 
8 Brigadiers, 9 Feldwebel, 41 DOfficiere, — Belgien, 1849: 1165 
Gemeine (wovon 809 beritten), 159 Brigabiers (127 zu Pferde), 
81 Wacdhtmeifter (marechaux-des-logis), 3 adjudants sous-offi- 
ciers, 42 Officiere. Koften 1°831 000 Fr. — Würtemberg, 1842— 
45: 1. D, 170000 fl. — Preußen, 1847: 687000 Rthlr. 

(ce) Koften der Gefundheitspflege in Baden, 1848. 49, 203000 fl., wo: 
von bie Befoldungen der Amtsärzte, Amtöchirurgen 2c., nebſt deren 
Reifekoften 82000 fl, die Irrenanftalt nach Abzug ber bei derfelben 
vorkommenden Einnahmen 66000, die Siechenanſtalt in gleicher 
MWeife 46000 fl, hinwegnehmen, In dem (ausgezeichneten) Irren⸗ 

Haufe Ilenau (zu 400 Köpfen) ift ber Aufwand 125 879 fl, oder 
auf jeden Irren 314,99 fl., und zwar Koft und Arznei 140 fl, Klei⸗ 
dung und Bettwerk 32,2 fl, Heisung und Beleuchtung 21,89 fl., 
angeftelltes Perfonal 77,2° fl. Zieht man aber die Einnahmen ab, 
worunter 46000 fl. Berpflegungsbeiträge und 5200 fl. reiner Ar» 
beitsertrag, fo ift die Ausgabe nur 165 fl, auf den Kopf, — Würs 
temberg, 1842—45: 59800 fl., wovon 23700 fl, für Amtöärzte, 
15000 fl. für die beiden Irrenhäufer, deren Koften größtentheils 
durch die Verpflegungsgelder von Privaten und Gorporationen er: 
fest werden. Dieſe Verpflegungsgelder find von 1842 an für ſolche 
Seren, die ganz oder größtentheild von öffentlichen Gaffen erhalten 
werden müflen, auf 100 fl. herabgefegt (vorher 146 und 136 fl.). 
Der gefammte Aufwand auf den Kopf ift in Winnenthal 331 fl., in 
der Pflegeanftalt Zwiefalten (für Unheilbare) 152 fl. Iene hat 3 
Glaffen, bei denen die Koft auf 200, 120 u. 70 fl. angefchlagen ift, 
— Medlendburg: Schwerin, Irrenhaus zu Sachſenberg (240 Köpfe) 
34130 Rthlr. Koften oder 142,? Rthlr. auf den Kopf. Auch hier 
wird der Aufwand durch die Verpflegungsgelder gebedt, bie von 
112—480 Rthlr. für den Kopf betragen, 


. 12, 

Der ordentliche —— die Staatsvertheidigung 
oder dag Militaͤrweſen dient, die Unverletztheit, Selbſtſtaͤn— 
digkeit und Würde des Staates zu behaupten, Diefer Zweck ift 
von folcher Nothwendigkeit, daß man fidy feinem Opfer entzie- 
hen darf, welches er gebietet. In den Ruͤſtungen zum Kriege 
liegt das ficherfte Mittel, den Frieden zu erhalten, und die Ver- 
nachläffigung diefer Vorſicht hat öfters den Untergang des 
Staats verurfacht, oder doch denfelben in eine druͤckende Ab- 
hängigfeit gebracht, Da die Gefahr von außen, nämlich, von der 
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Macht und Herrfch- oder Groberungsfuht anderer Staaten 
herrührt, fo darf das Maaß der aufzuftellenden Streitkräfte 
nicht blos aus den inneren Berhältniffen des Vermögens und 
der Bevölferung hergenommen, fondern es muß zugleich mit 
Ruͤckſicht auf das Ausland feſtgeſetzt werden, weil fonft benach- 
barte Staaten, die fich ftärker rüfteten, eine gefährliche Ueber: 
legenheit erlangen Fünnten. Deßhalb haben in der neueren Zeit 
die Staaten in der Vergrößerung ihrer Heere gewetteifert, und 
der Aufwand ift hiedurch auf eine Höhe gefteigert worden, 
welche den Wohlftand der Völker bedroht und die Anwendung 
von Erfparungen dringend fordert (a). Diefe werden erleichtert 
werden, wenn unter dem Einfluß einer aufgeflärten Volksver⸗ 
tretung die Gerechtigkeit mehr und mehr zum unverbrüchlichen 
Grundfaße der Regierungen wird, wenn man bie innere Ent- 
widelung den Eroberungen vorzuziehen lernt und die Seegnun⸗ 
gen des Friedens ſtets in ihrer vollen Größe anerkennt. Das 
herrfchende Syſtem mehrerer großer, das Gleichgewicht 
aufrechthaltender Mächte hat feit 1815 für die Befeftigung des 
völferrechtlichen Buftandes von Europa günftig gewirkt, jedoch 
wurden durch die mehrmals wiederkehrende Gefahr eines allge- 
meinen Krieges die Militärausgaben vorübergehend erhöht. 
Die große Erfhütterung vieler Staaten feit dem Februar 1848 
hat noch viel größere Ausgaben fir Rüftungen und Feldzüge 
verurfacht und das Bedürfniß einer Erleichterung doppelt fühl- 
bar gemadt (2). 


(a) Die rafche Fortfchreitung diefer Ausgaben zeigt ſich z. B. deutlich 


in folgenden Angaben: In werupen ah 
Heer die Koften 


das 
unter dem großen Kurfürften 28 000 Mann 1 Mil, Rthlr. 
FeideihL.. » » . . 40000 1800 000 
Friedri Wilhelm l. » 76000 „ 4834 000 
Friedrich U. » + 200000 „ 1314 Mill, 
Friedrich Wilhelm II. . 235000 „ ITM. 
Fr. Wilh. IN. bis 1806 250000 „: 20 M. 
1806—1812 42000 „ 8 M. 
1820 114000 „ 22 M. 
Fr. Wilh. IV. . . 1846 138.000 25%, M. Rthlr. 
f.v. Zedlitz, Geogr. u. Stat. von Pr. 1. 522. Dieterici, Mit: 
theil. des ftatift. Bur. 1848, S. 52. Zu dem heutigen Friebensftande 
bes ftehenden Heers kommen bie beiden Aufgebote der Landwehr mit 
81000 und 62000 M., zufammen 257000 M. Der Kriegsftand des 
ftehenden Heers ift gegen 200000, des 1. Aufgebotes 130000, — In 
Frankreich berechnete Neder (Administr. II, 283) 1784 die Koften 
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bes Militärwefend auf 122 Mil. Liv., das Budget für 1811 ſetzte 
diefelben auf 460 Mill. Fr. und mit Einrechnung der 140 Mil. für 
die Marine auf 600 Mill. oder 62 Proc. der ganzen Staatdausgabe, 
In der neuften Zeit beträgt der Militäraufwand im Verhältniß zur 
ganzen Ausgabe, ohne die Erhebungs- und Verwaltungstoften der 
Staatseinktünfte: 


50 Proc. = 7185000 Rthlr. Schweden, 1845—47, wovon 1+652000 
Rthlr. außerordentlicher Aufwand, Die See: 
macht koftet 1944 000 Rthlr., die Landmacht 
alfo 37 Proc. ber Staatdausgaben. 

34,7 „ = 22600 000 Rthir. Preußen 1849 (ohne Invalidenwefen.) 

34 „= 420°000 000 Fr. Frankreich 1847, wovon 96 Mill, für die 
Flotte. Im A. für 1844 betrug der ordentliche 
Aufwand bes Kriegsminifteriums nad) Abzug 
der Gensdbarmerie 287 Mill.; die außerors 
bentlihen Befeſtigungs- und Bauarbeiten 
34*800 000, das Minifterium der Marine 
und ber Golonien 111 Mill., zufammen alfo 
435 Mill. — 36,? Proc. 


31,8 „ = 17412000 8, St. Großbritanien, 1848/49, und zwar 
7:726000 die Flotte, 7162000 das Heer, 
2524835 das Feldzeugamt (ordnance), 

il 52238 000 fl. Defterreih R. 1847. 


258 „ = 4224587 Rthlr. Dänemark! R. 1844, wovon 1049 570 
auf das Seewefen fommen, alfo 19,% Proc. auf 
die Landmacht. Der X. für 1848 ift 4564 000 
Rthir. — 2,7? Proc, 


25, „ = 17'220 000 fl, Niederland 1848, wovon 5455 000 aufbie 
Seemacht kommen, alfo 17,*P. die Landmadıt. 

24,7 „ = 25449000 $r. Belgien, 1849, nad Abzug der Gens⸗ 
darmerie und ohne die Marine, mit biefer 
ungefähr 26 Proc, 

23% „ = 1'344 000 Rthie, Sadfen, 1846—48, 

22% „ = 7320 000 fl. Baiern, 1843—49, 

a m 841 470 Rthlr. Kurheffen, 1849, ordentl. Aufwand. 

1 „ = 586 000 Rthl. Medlenburg- Schwerin, X. 1849, 

21,8 „ = 1°169000 fl. Gr. Heſſen, 184647. 

212° ,„ = 2126000 Baben, 1848. Nach der Vermehrung der 


Mannſchaft auf 27349 M. (2 Proc.) fteigert 
ſich für 1849 der Jahresbedarf auf 2°517 320 fl. 

20 ,„  Gantone Freiburg und Genf. 

— 2'276 000 Würtemberg 1849. 

14, Santone Bern, Solothurn, Wallis, Bafel-Stadt. 

12 „ St. Gallen, Zeffin, Waadt, Neuenburg. 

m „ Züri; ſ. Hottinger, ©, 135. 
Auf den Kopf der Einwohner ausgefchlagen betragen diefe Aus: 
gaben mit Einfluß der Seemadt: | 


— 

9 

— 
S 


7,* fl. Großbritanien, 2,! fl ©. Bafel-Stabdt, 
6,1 ,„, Schweden, 1,°% „Baden, 1849, 
5,° „Frankreich, 1,7, Defterrrich, 

53 „ Niederlande, 1,° „6. Genf, 

2,17 ,, Preußen, 1,9 ,, Baiern, 

2,5% ,, Dänemarf, 1,22 „Gr. Heffen, 
2,77 „„ Belgien, 1,2? ,, Sadfen, 


2,1% „Kurheſſen, 1, „ Würtemberg, 
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0,83 fl. C. Bern, Wallis, 0,2 fl, C. Zürich, 
Waadt, "u 8. Freiburg. 

Bei ſolchen Vergleihungen muß man forgfältig bedacht fein, in 
allen Staaten nurgleichartige Ausgaben und Einnahmen in Anfchlag 
zu bringen, was jedoch vorausfegt, daß man ausführliche Rechnungen 
N u Grunde legen könne. 

(5) Der Gedanke einer Schlichtung ber zwifchen den Staaten ausbre- 
chenden Zwiftigkeiten durch ein Schiedsgericht, wie ſchwer auch feine 
Ausführung in mandyen Fällen fein mag, darf nicht aufgegeben wer: 
den. Zugleich follten verwidelte und unbeftimmte Verhältniffe, aus 
benen leicht Kriege mit beiderfeitiger Ueberzeugung, daß man im 
Rechte fei, entftehen, neu georbnet werden. 


$. 73, 

Die Größe des für die Staatövertheidigung zu machenden 
Aufwandes (a) wird hauptfächlich von folgenden Umftänden 
beftimmt: 1) Politifche Stellung eines Staates, Kleinere 
Staaten (3. B. des dritten und vierten Ranges) muͤſſen fich 
einem größeren anfchließen, oder mit anderen Staaten gleicher 
Art fic enge verbinden, fie erfcheinen daher in Bezug auf aus- 
wärtige Verhaͤltniſſe nur als Theile eines größeren Ganzen. 
Sie erhalten aus diefer Verbindung dad Maaß des erforder- 
lichen Aufwandes; 2) Lage und Naturbefchaffenheit des Kan- 
des, welche die Gefahr eines feindlichen Angriffs bald vergrö- 
‚Gert, bald mindert, Diefer Umftand hat nicht blos auf die 
Menge der nöthigen Feftungen, fondern auch auf die Anzahl " 
und Bereitfchaft der ftreitbaren Mannfhaft Einfluß (2). 3) 
Dafein oder Abwefenheit einer anfehnlihen Handelsſchifffahrt 
und entfernter Befigungen, weil zum Schuße beider eine Kriegs⸗ 
ſeemacht auf Koften des Staates aufgeftellt werden muß, welche 
auch, Arfenale, Häfen für Kriegsfchiffe u. dgl. erfordert (e). 
(a) Die Haupttheile der ganzen Ausgabe laſſen fich jo überbliden: 













MWürtem- | Baiern, 


berg, N. 
1842-45. 1835. 36, 











Baden, | Belgien, 
1848,49,| 1840, 














Löhnung u. en Proc, Proc, roc. 
ſoldung 46 6 8,* 
rot. . 9,8 20 1 

Pferdefutter 11,8 

Bekleidung . 5, 6,0 6,8 8,3 

Maffen, Geidyüße, 

Ausrüftung, 

Schießbedaͤrf 5,3 2 4,7 3,3 
Beherbergung » 3,9 4,13 10 3,6 
— ——— 1,7 2,12 2,5 
Baufofte — 5,* — 4,8 

— der 

Pferde . . 1,8 1,14 — 4,8 
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Die Penfions: und Invalidenausgaben find in ber Hauptfumme 
abgezogen, bei Defterreidh ift nur der ordentliche Aufwand berechnet. 
Hier gehört zu dem Brot und Pferdefutter audy noch Heitzung und 
Beleuchtung, die fonft unter den Beherbergungstoften enthalten find. 
Diefe VBergleichung ift jedoch nicht ganz genau, weil die Art der Zus 
fammenftellung nicht überall völlig die nämliche ift. — In Würtems 
berg erhält der Soldat neben dem Brote audy 1 Er, täglich für Mehr, 
Die Gafernirung ift in Würtemberg darum niedriger berechnet, 
weil noch außerdem 61 000 fl. für Brennholz vorfommen, mit benen 
fi die Ausgabe auf 6,* Proc. ftellt ꝛc. 


(b) Natürliche (Gebirge) und Meergrängen im Vergleich mit folchen, 
die im flachen Lande laufen. Gerundete oder zerfchnittene Geftalt 
des Landes. — Sehr günftig ift die Lage von Schweden und Nor: 
wegen, fowie von Norbamerica, fehr ungünftig die von Preußen. — 
Die Schweiz hat keine Feftung und braucht eine, weil das Land felbft 
als eine ſolche gilt. 


(ce) Eigenes Seeminifterium der größeren Seemädhte. ' 
$. 74, 


Die Regel, welche Ad. Smith (a) ald in Europa herr- 
fhend anführt, daß das Heer ohne den größten Nachtheil für 
den Wohlftand des Volkes nicht über 1 Procent der Einwohner: 
zahl betragen dürfe, ift nicht blos den Militäreinrichtungen des 
deutfchen Bundes zu Grunde gelegt (5), fondern auch von den 
meiften anderen Negierungen berüdfichtigt worden. Doch gilt 
dieß Verhaͤltniß nur von dem ftehenden Heere, nicht von der 
Bewaffnung der Bürger (Landwehr, Miliz, Nationals 
garde), einem in Friedendzeiten fehr wenig Foftenden Mittel, 
die Streitkräfte auf eine Achtung gebietende Höhe zu fteigern, 
aber freilich nur für folche Kriege, welche auf die Vertheidigung 
der edelften Güter eined Volkes gerichtet find und deren Noth- 
wenbdigfeit allgemein anerkannt ift (ce). Es wird nur in weni- 
gen Staaten rathfam fein, ganz ohne flehendes Heer zu blei- 
ben (d), denn in diefem pflanzt fich ein höherer Grad von 
Uebung und Gefchidlichkeit im Waffendienfte fort, befonders bei 
der Reiterei und Artillerie, ed werden beffere Dfficiere und 
Unterofficiere gezogen und man fann fchon für die erften SKriegs« 
unternehmungen eined guten Erfolges ficherer fein, während die 
Landwehr, wenn fie nicht durch den Dienft in der Linie vorbe— 
reitet ift, fich erft allmälig einübt. Dennod kann ein Theil der 


Mannfchaft füglich aus na beftehen, ER es moͤg⸗ 
Rau, pol. Oekon. 3te Ausg. III. 
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lich wird, große Streitkräfte mit mäßigen Koften bereit zu 
halten (e). 


(a) Bud) 5. Gap. 1. Abth. 2. 

(5) Klüber, Deffentlices Net, $. 198. — Beſchlüſſe vom 9, April 
1821, 13. Sept. 1832 u. 24. Juni 1841. Die ftreitbare Mannſchaft 
ift 1 Proc. nebft 1% Proc. Referve. Recruten im erften Halbjahre 
werden nicht eingerechnet. Bon Reitern und Gefhüsmannfhaft 
dürfen %4 der Gemeinen, vom Fußvolk derſelben und '4 der Uns 
terofficiere beurlaubt werden. — 1848 wurde durch Beſchluß der 
deutfchen Nationalverfammlung vom 15. Zul. die ftreitbare Manns 
[haft in Deutfchland auf 2 Proc, erhöht. Hiervon find * als erftes 
Gontingent, Y, ald Referve, 14, ald Erfagmannfchaft anzufehen. 
Verfügung des Reichskriegsminift, v. 12. Aug. 1848. — Frankreich 
hatte vor der neueften Einführung der Republik 340000 M. ober 
nicht gang 1 Proc., Belgien 1849, 32378 M., beinahe *, Proc. 
Das britifche Reich hatte 1848 mit. den in Oftindien ftehenden Zrups 
pen (27000) nur gegen 139000 M. oder an 1, Proc. ber Volks: 
menge des Mutterlanded, Hiervon waren 25000 in Irland, 28000 
in Großbritanien. 

(ce) Vgl. v. Rotteck, Ueber ftehende Deere, 1816. — v. Aretin, 
Staatör. II, 157. — Say, Danbb, V, 140. 

(4) Die nordamericanifchen Freiftaaten hatten 1828 nur 6196 Mann. 
Unter der Ausgabe von 5675 000 Doll, find viele fremdartige Po— 
ften. Röding, America. 1829. I. 340. 

(e) Bei der Landwehr ift der Bürger nebenbei Soldat; gerade entgegen: 
gefegt ift die Einrichtung der öfterreichifchen Militärgränge, wo ber 
Soldat, ohne aus dem Oberbefehl feiner Officiere entlaffen zu fein, 
zugleich ald Landwirth angefiedelt ift. Aehnlich die ruffifhen Mili: 
tärcolonieen in den Krondörfern, die aber den großen Erwartungen 
nicht entfpracdyen und für die Landleute unerträglich drüdend find; 
die „aderbauenden Soldaten” find den Landwirthen als deren Ge: 
hülfen ins Haus gelegt, dafür zahlt der Bauer keine Abgaben, Vgl. 
Lyall, Die ruff. Militärcolonieen, a. d. €, Leipzig. 1824. v. Darts 
haufen, II, 133. Das fchwedifche Heer befteht feit Karl XI. größe 
tentheild aus eingetheilter (indeelte) Mannfchaft." Die Offis 
ciere find in Anfehung ihres Unterhaltes auf Staatsgüter angemies 
fen, die fie entweder felbft bewirchfchaften, oder die zu ihren Gunften 
von ben Regimentern verpachtet werden. Jeder Gemeine wird von 
einem Gutöbefiger oder einem Vereine mehrerer (Rote) erhalten, 
indem man ihm Wohnung, Garten, Aderland, Korn zc. giebt. Die 
hiermit belafteten Ländereien find niedriger befteuert. — Die Schweiz 
hat 64000 M. oder ungefähr 2Y, Proc. der Volksmenge Eontins 
gente (Auszug und Referve), die nur periodifch zu Uebungen einges 
rufen werden; im Nothfall tritt das Aufgebot der ganzen waffen 
fähigen Mannſchaft ein. Eigentliche ftehende Truppen giebt es dort 
ganz wenige. 


$. 75. 
Andere Mittel zur Erfparung find: 
1) Bermeidung eines Eoftbaren Prunfes in der Befleidung 
und Ausftattung der Mannfchaft, während man nichts ver- 
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abfäumen darf, was zur Gefundheit derfelben und zur gu⸗ 
ten Ausrüftung für ihren Dienft beiträgt (a). 

2) Beſchraͤnkung der Zahl von Oberofficieren auf das wirk 
liche Bedürfniß, Die Befoldung (Gage) muß mit Rüde 
ficht auf die, dem Officier jedes Grades obliegenden Aus— 
gaben für Kleidung 2c. beftimmt werden, auch muß man 
darauf Bedacht nehmen, verdiente Männer allmälig in 
eine befiere Lage fortrüden zu laſſen, indem man ihnen 
nad einer beftimmten Negel Alterözulagen bewilligt (2). 
An der Löhnung der Gemeinen dürfte am wenigften etwas 
abgebrochen werden, denn wenn man auch nicht gerade 
behaupten Fann, daß diefelbe fo hoch zu fegen fei, als fie 
ohne Gonfeription fein müßte, damit fich die erforderliche 
Zahl von Freiwilligen unter die Fahnen ftellen, fo foll 
doch der nach dem Gefege zum Dienfte berufene Soldat 
in den Stand gefeßt werden, ſich ohne Zuſchuß von feiner 
Familie, die ohnehin ſchon feine Thätigkeit entbehrt, zu er- 
halten, 

3) Häufige Beurlaubung, hauptfächlich des Fußvolkes, weil 
die anderen Waffengattungen diefe Maafßregel nicht in 


gleicher Ausdehnung geftatten (c). 


(a) Iede Vervolllommnung, die auf den Erfolg Einfluß hat, muß all: 
mälig in allen Staaten eingeführt werden, weil man keinem einzel- 
nen ein Uebergewicht laffen darf; Zündhutgewehre (Percuffionsg.) 
— Raketen — Shrapnelld — Zündnabelgewehre, 

b) 3.8. in Baden find eg nad) je 6 Jahren geſetzlich eingeführt. 

ec) Nach den bad. Voranſchlaͤgen für 1848. 49 hat ein Infanterieregis 
ment 3353 M., von denen nur 805 im Dienfte, ein Reiterregiment 
906 M., wovon 424 im Dienfte, bie Urtilleriebrigade 2303 M,, von 
denen 768 anwefend find, Won einem Reiterregiment fehlten i. D. 
264 Dienftpferde, von der Artilleriebrigabe 1261 der erforderlichen 
1446. Ein Regiment Fußvolk war zu 168000, ein Reiterregiment 

auf 173000 fl. angefchlagen.. 
Koften eines gemeinen Soldaten in u 7* Reiter. 
36 fr. 


5 48 fl. 40 Er. 
Maffengelder (Leinzeug, Pubzeug 

und dbergleihen) « + +.» 2 48 Mur —n 
Brot wie io 6, Su U 0,78 25 7] 51 n 25 „ öl 7) 
Baleetirung >» or 0% 5 18,80, 18,80, 
gr und Krankenpflege +» » 6,4 „ 6 „40, 

leidung * [2 % s % * + + 13 [73 22 „ 16 „H 55 7} 
MRBBRUNG: +. u 6 Fr Tr 


Bufammen 117 „52 „ 18 ,%%„ 
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Koften eines Reitpferdes: 


Futter und Str 2 2 2 0 fl. 36 Er, 
Heilung des Pferde 0 200. re pP 
Unterhalt des Sattelzeugs, Hufbefchlag u. dgl. . 10 — 
Ausrüftung deffelben ro ne... „32 „ 
StlunG » er er er 0 0. 5 24, 


Zuſammen 176 „5% „ 
ohne die Nachſchaffung, welche zu 4 jährlich für das Stüd 22 fl. 
13 £r, beträgt, — In Würtemberg hat ein Regiment Fußvolk auf 
dem Kriegsfuß 976 M., worunter 680 Gemeine, von denen im D. 
nur 323 im Dienfte (präfent) find, 1 Reiterreg. im Kriegöftand 
679, im Friedensftand 416 M., wovon 244 Gemeine, aus denen im 
D. 10 beurlaubt find. 

In Baiern find 1837—43 angenommen, baß von 54472 Unter: 
officieren und Gemeinen 19410 theilweife, 17333 beftändig beurs 
laubt feien. Hiezu famen 1797 Dfficiere, 

Ein dienftchuender Gemeiner Eoftete 1831 in Baiern jährlich bei 
der Infanterie 98 fl.; bei den Güraffieren 113 fl.; bei den Chevaur: 
legers 114 fl; bei der Artillerie 128 fl. Ein Reitpferd kam jährlid) 
auf 168 fl. zu ftehen, mit Einfluß der Nachſchaffung. Schüler’s 
Vortrag 1831. Beil. XLIV. E. In Belgien hatte 1840 ein Reg. 
Fußvolk 1382 Mann im Dienft und 1018 beurlaubt, ein Reg, Lan 
zenreiter 934 M, im Dienft und 419 in Urlaub, Der Gold eines 
Bemeinen ift im Fußvolk 52. 55, 58 Cent, täglich (Füfelier, Schüge, 
Grenadier), bei den Reitern 74 Gent,, bei dem Gefchüsmefen 63 
und 74 Gent. 

$. 76. 


4) Sorge für die wohlfeilfte Anfchaffung derjenigen Gegen- 


ftände, die zur Unterhaltung und Ausrüftung der Mann- 

fchaft dienen, 

a) Die Brotlieferung wurde erleichtert, fo lange die Re— 
gierung Getreide aus Staatslandereien oder gutsherr- 
lichen Gefallen bezog, wofern Fein weiter Transport der 
Vorraͤthe nöthig war (a). Die Abfchaffung der Natu— 
ral-Einfünfte macht den Einkauf von Getreide, ſowie 

von Heu und Stroh nothwendig, wobei die Weränder- 
lichfeit der Preife eine läftige Ungleichheit in den jähr- 
lichen Ausgaben zu Wege bringt (6). 

b) Kleidung, Pferdegefchirr u, dgl. oder wenigftens die zur 
DVerfertigung derfelben ‚dienenden Stoffe werden nach 
ausgefchriebenem Mitwerben durch Lieferungsverträge 
mit denjenigen Unternehmern, welche die billigften Be— 
dingungen anbieten, angefauft, Die Strafanftalten 
Fönnen zur Fertigung folherWaaren benugt werden (0). 


85 


c) Waffen und Schießpulver find wohlfeiler aus Privat: 
als “aus Staatöfabrifen zu erhalten (d). Gefchüge 
müffen dagegen in ber Negel in Gießereien und Bohr- 
werfen auf Rechnung des Staats gefertigt werden, doch 
Eönnen Feine Staaten diefelben vertragsmäßig aus größe- 
ren beziehen, 

d) Pferde werden am ficherften und wohlfeilften ermwor- 
ben, wenn die inländifche Pferdezucht, mit Hülfe des 
Landgeftütes (11, $. 168.) die ermünfchte Ausdehnung 
und Vollkommenheit erreicht hat (e). 


(a) In Baiern war bie Portion von 1Y,Pf. Roggenbrot für 1837—43 auf 
37/ kr. angefchlagen. In Baden befteht fie aus 17, Pf. Brod. von Y, 
Kern, 4, Roggen und Y, Gerfte. Anfchlagspr. für 1849 4,9 fr, — Wür: 
temb.: 2 Pf, Brot, zu 4 Er. angefchlagen. — Belgien: tägl. 16 Gent, = 
4, kr. — Frankreich, 114 Pfd. Brot, A, für 1844: auf 166 Por⸗ 
tionen 200 Pf. Waizen für 23 Fr., Verarbeitungstoften 2,?® Gent.; 
mit allen Nebenkoften kommt die P. auf 17,9 Gent, = 4,9 oder 
5 Er, — Ein Spitaltag ift auf 1Y, Fr. angenommen. 

Bei dem Pferdefutter ift in Baden die fchwere Ration für Zug— 
pferde 714 Meßlein Haber (100 auf das Malter), 8%, Pf. Heu, 
4% Pf. Stroh, die leichte für Reitpferde 6 Meßl. Haber, 7'/, Pf. 
Heu und 4Y, Pf, Stroh. Würtemberg: ſchwere Rat. 2 Viertel Haber 
(= 7, bad. Meßl.), 12 Pf. Heu (= 11,? bad.), 74 (7 bad.) Pf. 
Stroh; leichte Rat. 11% Viertel (5,5 Meß.) Haber, 7 (6,°* bad.) 
Pf. Heu und 5 (4,67 bad,) Pf. Stroh, 

(5) In Baden wurde bisher das, was bie genannten Gegenftänbe über 
ben angenommenen Mittelpreis often, aus der Staatscaffe befonders 
— was im Durchſchnitt der Jahre 1837 u. 38 94 768 fl. be⸗ 

rug. 

(ce) Bemerkenswerth iſt dad Verfahren, dem Soldaten nach den bisheri— 
gen Erfahrungen eine zur Anſchaffung und Ergänzung feiner Mon 
tur zureidhende Summe a vergüten und ihm dagegen bie einzelnen 
Kleidungsftüde gegen Bezahlung zu verabreichen. Dieß hat den 
Vortheil, daß es in feinem Intereffe liegt, die Kleidung zu fchonen, 
und daß er doch nie daran Mangel zu leiden braucht. Spitaltage 
werben gar nicht, Urlaubszeiten nur zu Y, gerechnet, In Baiern 
war das jährlihe Monturgeld eines Gemeinen bei ber Garde du 
Corps 3% fl. 32 Er, 4 h,, ben Chevauxlegers 26 fl. 23 Er. 3 h., der Ars 
tillerie 23 fl. 4 h., der Infanterie 19 fl, 57 Er. 2 h. A. Verhandl. v. 
1822. VII. Beilagenband, Seite 66. — In Baben befteht biefe Ein= 
rihtung nicht. Man berechnet 1849 für die Infanterie den Waffen: 
rock auf 8 fl. 17 Er, Mantel 9 fl. 56, die Hofe 5 fl. 23, den Helm 
4 fl. 36, die Mütze 42 kr., die Fäuftlinge 49 Er. Ein Reiterhelm koſtet 
13 fl. 23 4 kr., Reitermantel 13 fl, 33 kr., Reithofe 11 fl,5 Er. Für je- 
des Stüd ift eine erfahrungsmäßige Dauerzeit audgemittelt, — In 

Frankreich Eoftet 1 Sattel 107 u, 222, Schabrate 19 u. 30"), Fr., 
Dede 9,° u. 19,° $r., die Kleidung eines Infanteriften kommt jährs 
lich auf 38,15 Fr., eines Dragoners 51, eines Dufaren 6314 Fr. 
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(4) Doch muß wenigftens für Werkftätten zur Ausbefferung ber Waffen, 
des Riemenwerks, der Fuhrwerke, ferner zur Verfertigung geheimer 
Zündmaflen und Feuerwerke, als Raketen, Leuchtkugeln, Granatens 
fäße ꝛc. geforgt fein. 


Saͤtze aus Baden 1847; Preis, Dauer 
Fünte.. 0er. 3 EIER ET, 20 Sahre. 
Ladſtock, Bajonet, « 2434, an, 
Gäbel + + ’ * f} 3 Tanz 20 „ 


+ + + I 
Garabiner des NReiterd . „ . 15 „36 „ 0 °'„ 

(e) In Baiern find zu diefem Zwecke Fohlenhöfe angelegt worben, wo 
man Pferde auf Rechnung des Staates erzieht. Die Anſtalt hatte 
im 3. 1826 27 452 Morgen Land, 53 Hengfte, 35 Stuten, 1662 Foh⸗ 
len, Bis zu diefer Zeit hatten fie die Ausgaben noch nicht völlig ges 
det, obſchon die Preife für die abgegebenen Pferde keineswegs 
zu fnapp bemeffen waren. — Im 3. 1829 waren vorhanden 11 254 
Morgen Garten, Ader, Wiefe und Wald, 8286 M. Weide u. a. ſchlech⸗ 
feres Land, nebft den Gebäuden auf 890 416 fl. geſchätzt, ein Mobi—⸗ 
liar von 416 778 fl., aber Feine Hengfte und Zuchtſtuten mehr, fon= 
dern nur 1136 Fohlen und 139 Dekonomiepferbe. In 3 Jahren wur: 
den 873 junge Pferde zu 220 fl. an die Regimenter abgegeben, bie 
theils erfauft, theild gezogen waren; aber es giengen viele Fohlen zu 
Grunde, und im 3jähr, Durchſchnitt 18°%,, war die Sahresausgabe 
um 30 217 fl. größer als die Einnahme; die Verwaltung ift durch 
die vielen zugehörigen Gewerbe, z. E. Glashütte, Mühlen, Brauerei 
u. dgl. fehr verwidelt; ſ. Scheuing’s Bericht v. 1831, Beil XLIV. 
E. Abth. II. — Die Ergebniffe blieben auch in der neueften Zeit uns 
günftig. Die Ausgaben waren größer als die Einnahmen: 

i. D. von 182% ,— 2 um 8236 
189,05 „ 11783 „ 
Im Sept. 1838 waren 792 Fohlen und erwachfene Pferbe vorhanden, 
Die für 1837—1843 angefegten Preife, weldye für die an das Mili- 
tär abgegebenen Pferde vergütet werben, find: Cüraffier = a 
310 fl., Chevaurlegerd = Pf. 220 fl., Zugpferde 130 fl. — In Baden 
wurden 1842.43 für ein Reiterpferd 200 fl, angenommen, in Wür- 
temberg 190 fl. und 1Ojährige Dauer eines Pferdes, in Frankreich 
1844 500 u, 600 Fr. 


$. 77. — 

Eine ſchwere außerordentliche Ausgabe verurſacht die naͤchſte 
Ruͤſtung fuͤr den Krieg (Mobilmachung, Anlegung von Maga— 
zinen ꝛc.), eine noch ſchwerere von unabſehbarer Groͤße der 
Krieg ſelbſt. Die Laſten, welche ein Krieg in wirthſchaftlicher 
Hinſicht dem Volke auflegt, beſtehen nicht allein in dem Auf— 
wande aus ber Staatscaſſe, fie begreifen in ſich auch die Ver— 
ringerung der Production durch Entziehung vieler Arbeiter und 
Störung des Abfages, fowie die vielfachen Ausgaben und Ver- 
lufte der Bürger durch Einquartierungen, vorzüglich aber durch 
die Nähe des Kriegsfchauplakes, Selbſt der glüdlichite Aus- 
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gang" des Krieges Fann nur felten alle diefe Opfer vergüten, 
ein unglüdlicher vernichtet in kurzer Zeit die Früchte eines viel- 
jährigen Fleißes, Die Wahrnehmung, daß einzelne Gewerbs⸗ 
zweige im Kriege in Aufnahme fommen, hat bisweilen zu der 
Meinung verleitet, als fei derfelbe der Volkswirthſchaft nicht 
nachtheilig, aber diefer Irrtyum berichtigt fich leicht, wenn man 
auf den VBermögenszuftand aller Volksclaſſen adıtet und den, 
durch gewaltfame Ausfchliefung des fremden Mitwerbens er- 
langten vorübergehenden Monopolgewinn mit der Ausdehnung 
der Betriebfamkeit bei freiem Welthandel vergleicht, Macht der 
Sieg benachbarte Länder zinsbar, fo ift dagegen zu bedenken, 
daß derfelbe wandelbar ift, daß das unrechtmäßig Erworbene 
nicht gedeiht und bei einem Wechfel der Greigniffe deſto 
fehwerere Buße nachfolgt (a). Erwägungen diefer Art koͤnnen 
zwar nie von einem gerechten Kriege abhalten, der nothwendig 
ift, um den Staat gegen äußere Beeinträchtigung und An— 
griffe zu ſchuͤtzen, fie können aber das Gewicht der uͤbrigen recht» 
lihen und Klugheitögründe verftärfen, um von ſolchen Kriegen 
abzumahnen, deren Weranlaffung den ewigen Gefeßen der 
Gerechtigfeit widerftreitet und deren Urheber vor dem Gerichte 
der Weltgeſchichte nicht beſtehen koͤnnen. 


(a) Was ein Eriegführendes Volt im Blute feiner Kinder, in Entbeh⸗ 
rung, Roth und Sorgen feiner Bürger für Opfer bringt, läßt ſich 
— at beruänen Doch auch das, was in Zahl und Maaß fällt, ftellt 
keine günftige Bilanz dar. Nach den durd) Dumas (Precis des 
övönements militaires, XIX. Band, vergl, Memoiren des Herz. 
m Rovigo, I, 130 der deutſch. Ueberſ.) bekannt geworbenen Zah: 
n bat die franzöfifche Staatskaffe nur vom 1. Detob, 1806 bis da⸗ 
hin 1808 nad) Abzug der Ausgaben im damaligen Kriege eine Ein- 
nahme von 435 Mill. Fr. aus den occupirten Ländern bezogen, Aber 
was litt Frankreich, befonders von 1812— 1818? Die Ausgaben der 
franz. Staatscaffe von 1802— 1815 werden auf 5000 Mill, Fr. ge: 
rechnet, und fo viel follen auch die Gontributionen der eroberten 
Länder wieder eingebradht haben, Say, Handb. V, 151. Hiezu 
kamen aber die Folgen der unglüdlichen Feldzüge von 1814 und 
1815, Bloß allein die vertragsmäßigen Leiftungen beliefen ſich fehr 
body, nämlich: 
Gontribution an die verbündeten Mädte . . . 7OO Mill, Er. 
Koften der fremden Beſatzung, 3 Jahre hindurch 
 BBOMIL. . » 2: 2 2 re BO „m 
drivatentfchädigungen, 16 Mill, Fr, Renten „ » 220 „ u 


3ufammen 1410 Mill, Fr. 


Von 1814—1819 hat bie franz. Staatsſchuld um beinahe 126 Mill. 
Fr. Renten oder 2520 Mill, fr. Stamm zugenommen. ®gl.Bresson, 
11, 316, 443, — Die Eroberung von Algier brachte der franzöfifchen 
Staatscaffe eine Einnahme von 51 Mill. Fr. aus erbeuteten Schägen 
und Waarenvorräthen zu Wege, aber die Koften der Eroberung und 
Behauptung find weit größer, 


$. 78. 

“ Der Aufwand flr die auswärtigen Angelegenheiten 
(a) betrifft hauptſaͤchlich das Minifterium und die Gefandtfchaf- 
‚ten, fowohl außerordentliche, ald ſtehende. Letztere find heutiges 
Tages ein unentbehrliches Hülfsmittel der neueren Staatsfunft, 
jedoch nicht gerade in ihrer bisherigen Ausdehnung. Vertrags— 
mäßige Zahlungen an einen anderen Etaat, weldye bisweilen in 
den auswärtigen Verhandlungen ihre Veranlaffung gefunden ha- 
ben, find nur zulaffig, um eine fchon beftehende Verbindlichkeit 
zu erfüllen, oder einen großen Vortheil zu erfaufen, oder fich von 
einem fchmweren Uebel zu befreien. Der Aufenthalt der Ge— 
fandten und ihres Hülfsperfonales in fremden Hauptftädten 
macht eine reichliche Befoldung nothmwendig (5). Doc; laffen 
fich auch hier anfehnliche Erfparungen bewirken, 

1) indem man häufiger Gefandte eines niedrigeren Ranges 
anftellt, welche Feiner fo Foftbaren Umgebung bedürfen, und 
fi} von der Entbehrlichfeit eines großen Aufwandes der 
Gefandten überzeugt (ec), 

2) daß man nur an folchen Höfen Gefandte unterhält, mit 
denen man in vielfachen Berührungen fteht, auch mehrere 
Gefandtfchaftspoften an benachbarten Höfen einem ein- 

zigen Manne überträgt, 


(a) In vielen Staaten find dieſem Minifterium bie Archive und die An- 
gelegenheiten der fürftlichen Familie übertragen. Diefe ganze Ab- 
theilung der Ausgaben beträgt in den meiften Staaten gegen 1—1 Ya 
Proc, bes Staatsaufwandes, 

(5) Say (Handb. V, 169) hält die Gefandtfchaften für eine altherges 
brachte Albernheit, Diefe Meinung ift durch die Schilderung ber 
Vortheile, weldye in Staats» und Privatangelegenheiten aus der 
Anmefenheit fremder Gefandten entftehen, leicht zu widerlegen. 
Würde man in jedem Falle eines eintretenden Bedürfniffes befondere 
Gefandtfchaften abordnen, fo würde dieß nicht weniger Eoftbar fein, 
mehr Zeit fordern und höchſt unbequem fein; 

(c) Man unterfcheidet neuerlich 1) Großbotfchafter, 2) bevollmädhtigte 
Minifter und Envoyés, aud) Internuntien, 3) Minifter-Refidenten, 
4) bloße Refidenten und Gefchäftsträger (charges d’affaires). Die 
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wichtigſten Verhandlungen werben von Abgefanbten gepflögen, die 
kein Auffehen machen, Der Prunk und Glanz des fog. diplomatiſchen 
Corps ift Verſchwendung. 


$. 79. 


Zu den Ausgaben für die Volkswirthſchaftspflege 

gehören vorzüglich: 

1) Prämien und Unterftügungen, um neue nüßliche 
Unternehmungen im Gewerbewefen zu befördern, ein Mittel, 
mit welchem man fehr vorfichtig fein muß, weil es in vielen 
Fällen überflüffig oder fogar fchadlich iſt. 

2) Die Koften des Landgeftütes ($. 76.), welchebei guter 
Einrichtung diefer Anftalt fich felbft finanziell belohnen (a). 

3) Der Straßen- und Wafferbau (II, $. 269 ff.), welcher 
zwar in vielen Staaten dem Gefchäftögebiet des Finanz- 
minifteriums zugetheilt wird, feiner Beftimmung nad) 
aber hauptfächlic der Volkswirthſchaftspflege angehört, 
obgleich bei den Flüffen und Meeresfüften der Zweck der 
Sicherung gegen Ueberſchwemmung und Abreißen des 
Landes hinzufommt (6). 

a) Unter den Landſtraßen müffen diejenigen, welche die 
Hauptverbindung der Landestheile mit dem Mittel« 
puncte und die ded Staatögebietes mit Nachbarftaaten 
bilden, aus der Staatöcaffe, die Bezirköftraßen dagegen 
koͤnnen aus den Beiträgen einzelner Zandestheile und 
zwar der Provinzen ıc, ($. 55), oder der längs jeder 
einzelnen Etraße liegenden Landftreifen beftritten wer- 
den (II, $. 271), und es gehört diefer Aufwand unter 
diejenigen, welche zur Erhöhung des allgemeinen Wohl- 
flandes am meiften beitragen, weshalb man in mehreren 
Staaten ſich nicht gefcheut hat, zur fehnelleren Vollen— 
dung ber Straßenverbindungen Anleihen aufzunehmen 
(c). Die dur die Straßenbaufrohnen bewirkte Er- 
fparung kann als eine zu ungleich vertheilte und 
zu drüdende Laft nicht gebilliget werden, $. 243. 
Durch Vermeidung eines zwedlofen Lurus, z. B. in 
der Breite der Straßen, und durch die Wahl der wohl- 
feilften Bauart, unbefchadet der Güte, läßt fi) ohne 


Nachtheil ſparen; auch zeigt die Erfahrung, daß die 
jährliche Unterhaltung weniger Eoftet, wenn die Straßen 
einmal in vollfommen guten Stand gefeht worden 
find (d). 

b) Eifenbahnen und Ganäle können von Privatgefell- 
fchaften angelegt werden, wenn fi Neigung, Gefchid- 
lichfeitt und Gapitale dazu vorfinden (Il, $. 273 a. 277), 
doch ift es auch oft nothiwendig oder nüßlicher, daß die 
Regierung wichtige Werfe diefer Art felbjt erbaut, wo— 
zu fie die erforderlichen Summen borgen muß (e). 

. ec) 3u den fchügenden Bauten an den Gewäffern find 
Beiträge der gefährdeten Grundeigenthümer zweck⸗ 
mäßig (f.) 

4) Staatsbeiträge zur Ablöfung fchädlicher Reallaſten von 

Ländereien (g). 


(a) %, in Baden für 1848. 49, 73250 fl., für 150 Hengſte. Futter und 
Stroh für einen Hengft kommen jährlich auf 160 fl. Die Ergänzung 
gefhah bisher nicht durch eigene Zucht, fondern meiftens durch An 
kauf von Fohlen, deren 1843 60 gehalten wurden. Die 2, Kammer 
befchloß 1848 die Aufhebung der Anftalt, — Würtemberg, 89900 fl. 
Am 1. Zuli 1841 waren vorhanden 143 Hengfte, 101 Zudhtftuten, 
174 Kohlen. Zu ber Anftalt gehören das Muttergeftüt zu Marbach, 
der Hengſtfohlenhof zu Güterftein und der Stutenfohlenhof zu 
Dffenhaufen. — Baiern: 111000 fl. — Großh. Heſſen: 30 000 fl. — 
Belgien 1840: 230000 $r, — Preußen 1849: 195240 Rthlr. — 
Frankreich 1844 24, Mill, Fr., dagegen auch 352000 Fr. Einnahme, 

(5) Die Auögabe für Straßen: und Wafferbau ift ein beträdhtlicher Theil 
des ganzen Staatsaufwandes. Sie macht z. B.: 

13,8 Proc. = 1*342 000 fl. Baben, 1848, 49, ohne bie außer: 
ordentlichen Berwerdungen. 1846, 47 
war die Ausgabe mit den lesteren zus 
fammen 1'804 000 fl. oder 17 Proc. 
Der Straßenbau war 1848. 49 mit 
689 000, der Wafferbau mit 511000 fl. 
angeſetzt. 


11,* „ = 613 000 fl. Gr, Heſſen, 1845 - 47. 
98 „ = 555 000 Rthlr. Sachſen, 1843—45. 
8 „ = 96*600 000 Fr. Frankreich 1844, ohne die großen 
. Eifenbahnbauten, 
6, „ = 237000 Rthlr. Kurheffen 1849. 
6 „ = 3898 000 Rthlr. Preußen 1847, mit Einfluß 
von 1 Mill, für Neubau. 
5,7 „ = 9547000 fl. Oeſterreich, R. 1847. 
5,0 nn = 1* 688 000 fl. Baiern, 1837—43, 
52 u = 554 600 fl, Württemberg, 1842—45, 
4,8 — 4*517000 $r. Belgien, 1841. Der Staat unters 


hält hier nur etwa 24 der vorhandenen Landftraßen. In den Jahren 
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1836 und 1838 wurden 8 Mill; Fr, außerorbentl. Zufchuß zu dem 
Straßenbau bemilligt. 


(ce) Die Prämienanleihe der preuß, Seehandlung von 1832, im Betrage 
von 12+600 000 Rthlr,, war hauptfächlich zum Straßenbau beftimmt. 
— Im Großh. Heffen wurde durdy Gef, v. 14. Zun, 1836 eine bes 
fondere Straßenbaufhuld aufgenommen, für welche ein Steuerbeis 
ſchlag erhoben wurde, Nach Gef. v. 19. Oct, 1845 wurde diefe Schuld 
im Betrage von 2249000 fl. in die allgemeine Staatsſchuld auf: 
genommen, ber Steuerzufchlag der Schuldencaffe zugemiefen. 


Ueber die Koften der Anlegung und Unterhaltung f. II, $. 270 (a). 
In Belgien Eoftet 1 Meter Pflafterftraße jährl. 60 Gent., gewöhn= 
liche Kunftftraße 49 Gent., alfo die Wegftunde 1200 und 1016 fl, 
Heuschling, Statist. ©, 255. — Straßen ohne gute Unterlage 
von größeren Steinen find wohlfeiler anzulegen, aber £oftbar zu uns 
terhalten. Durch Anftellung einer binreichenden Zahl von Straßen: 
wärtern, bie jede Eleine Beſchädigung fogleich ausbeffern, wird an 
dem Aufwande merklich erfpart. In Baden find 603 Straßenwärter, 
deren jeder im D. 1233 Rutben — 1,2”? Wegftunden verfieht und 
außer einigen Nebeneinkünften 157 fl. Lohn erhält. 


(e) Es läßt fidy zwar annehmen, daß eine wahrhaft nüslicdhe Unterneh: 
mung biefer Art auch für die Unternehmer mit der Zeit einträglich 
werden müffe, denn ihr Nusen befteht darin, daß fie die Frachtkoſten 
um mehr erniedrigt, als die Bau- und Unterhaltungskoften aus: 
machen, wodurch Gonfumtion und Production vermehrt werden. 
Gonfumenten (foweit die Preife ber Waaren finten) und Probucen« 
ten theilen fi) in diefen Vortheil und büßen ihn nicht gänzlich ein, 
wenn fie au die Koften des Sanald und ber Eifenbahn den Er: 
bauern vergüten müffen, Indeß gibt es Fälle, wo der Waarenzug 
noch nicht fogleich eine ſolche Lebhaftigkeit erlangen kann, um die 
Binfen und Reparaturen leicht zu vergüten, und wo man es rathfam 
findet, zur Eräftigeren Ermunterung der Production diefe Ausgaben 
fürs Erfte nit im Weggelde ſich ganz erfesen zu laffen, wo alfo die 
Rechnung auf einen langen Beitraum hinaus gemacht werden muß. 
Dieß kann nur von der Regierung geſchehen, die auch ſolche Unter⸗ 
nehmungen auf bie gemeinnügigfte Weife auszuführen im Stande 
ift. Gleihwohl wäre es irrig, jede ſolche Kunftftraße ohne Weiteres 
für vortheilhaft zu halten, denn es kommt dabei fehr auf bie Gegend 
und Richtung an. — Bol, Say, Handb. V, 177, — Die große Ga: 
nalunternehmung ber franzöfifhen Regierung wurbe mit auffal- 
lenderUebereilung begonnen, Man befchloß in den Sahren 1818 — 35 
verfchiedene Anleihen, um einige Ganäle zu beendigen und aud) einige 
Brüden: und Hafenbauten vorzunehmen, Die ganze aufgenommene 
Summe war 142630 000 $r., aber die Anfchläge waren fo unges 
nau verfertiget, daß der wirkliche Aufwand weit über fie hinausgieng. 
Der Canal von Nivernais wurbe auf 8 Mill. Fr. angefchlagen, 
Eoftet aber 19 — 20 Mill. Im 3. 1830 wurden 7. Mill, Fr. für die 
Zahlungen an die Ganalgläubiger und 5100000 Fr, für Fort: 
fesung der Arbeiten nöthig. Revue Enc. 1828, Aug. ©. 444. Monis 
teur, 1829, 9. April 1830. 7, Nov. Im 3. 1834 hatten die 13 größes 
sen, in ben 3. 1821 u. 22 befchloffenen Arbeiten ſchon 241 Mill. 
gekoftet, — Die Actien tragen 5 Proc. Binfen, außerdem eine Prämie 
bei der Zilgung oder (beim Canal von Bourgogne und von Arles) 
eine Binserhöhung von 4 Proc. von 1833 an, und fie geben auch 
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nad) ber gänzlichen Einlöfung noch das Recht auf einen Antheil 
am Reinertrage. Die jährliche Ausgabe des Staates in Folge die— 
fer Anleihen war 1846 R. für Binfen u, Prämie 6+559 000, für 
Tilgung 3°230 000, für Nebenkoften 549800, zufammen 10+ 338000 
Fr. — In den nordamericanifchen Freiftaaten haben bie einzelnen 
Staaten bedeutende Unternehmungen im Straßen: und Sanalbau mit 
Hülfe von Anleihen gemadht,f.$.277 (d). Ueb. Staatseifb.f.$.219 b. 

(f) In Baden haben die am Rhein liegenden Gemeinden 4 kr., die an 
ben anderen Flüffen liegenden 2 Er, von 100 fl. des Grundfteuercapis 
tals aller Ländereien zu entrichten. Dieß trägt gegen 93 000 fl. ein. 

(9) Kein Staat hat hierauf mehr verwendet ald Baden, hauptſächlich 
zum Behufe der Zehntablöfung, welche die Staatsfchuld ſtark ver: 
größert hat. 


$. 80, 
Die Ausgaben für die Zwecke der Volksbildung beziehen 
fich vornehmlich auf folgende Gegenftände : 
1) Unterrihtsanftalten (a). 

a) Als allgemeine Grundlage alles Unterrichtes dienen die 
Volks- (Elementar-) Schulen. Die Güte des Volks— 
fhulmwefens hat auf den geiftigen und fittlichen Zuftand 
und fomit auf die gefammte Wohlfahrt des Volkes einen 
fo mächtigen Einfluß, daß die Negierung auf das drin- 
gendfte verpflichtet ift, für die Anftellung einer hinrei- 
chenden Anzahl fähiger Lehrer, für Anftalten zur Bil 
dung folcher Lehrer (Schullehrerfeminarien), für die 
Herftellung der erforderlichen Schulgebäude und für eine 
folhe Befoldung der Lehrer zu forgen, welche ihnen 
Ausfommen und Achtung verfchafft (46). Weil jedoch 
zunächft die örtlichen Hülfsmittel in Anfpruch genommen 
werden, namentlich der Ertrag des dafür beftimmten 
Stiftungsvermögend und die Zufchüffe der Gemeinde- 
cafe, fo hat der Staat nur da etwas beizufchießen, wo 
jene Quellen nicht genügen, und fo wird ed möglich, mit 
einer fehr mäßigen Summe viel auszurichten. 

b) Befondere Lehranftalten find für mancherlei Nichtun- 
gen der menfchlichen Thätigfeit nöthig ; ed giebt wiffen- 
fchaftlihe (Gymnafien, ®yceen, Univerfitäten), ferner 
Gewerbös (Landwirthichaftss, Forftwirthichafts-, Berg- 
baus, Gewerks⸗, Bau-, Handels, Sciffahrts-) Schu- 
len, Kunſt⸗, Sriegöfchulen u, dgl, In Heinen Staaten 
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vermag man nicht für alle diefe Zweige zu forgen, doch 
find Gymnafien nirgends entbehrlich und die Willen, 
fchaft ift überhaupt dem Staate fo nothwendig, daß man 
ihre Pflege und Verbreitung fich nicht genug angelegen 
fein laffen fann (ce). Höhere Bürger (Neal-) Schu- 
len zu errichten, wird den Stadtgemeinden überlaffen, 
allenfalls mit einem Staatszufchuffe, 

2) Beförderung der wiffenfchaftlihen und Kunftbildung durd) 
Bibliotheken, Kunftfammlungen, gelehrte Gefellfchaften 
(Akademieen) (d) u. dgl. 

3) Die Kirche, Ohne eine Anftalt des Staates zu fein, ohne 
in ihrem Inneren eine Unterordnung unter denfelben er= 
tragen zu können, fteht diefelbe doch in Anfehung ihrer 
Beſtimmung in einer fo nahen Beziehung zu den Staats- 
zweden, daß fie von der Regierung nicht blos Schuß, fon- 
bern auch Äußeren Beiftand fordern darf, Wo die Firch« 
lichen Gefellfchaften ohne eigenes oder doc; ohne zureichen- 
des Vermögen find, da wird eine dem Bedürfniß des Got⸗ 
teödienftes und der Seelſorge entfprechende Beifteuer aus 
der Staatöcaffe nothwendig (e). 

(a) Ganzer Betrag diefes Aufwandes: 


5,° Proc. = 201 000 Rthlr. Kurheffen, 1849. 
4,3 „ —= 438000 fl. Baden, 1848. 
3,0 on» = 1070000 fl, Baiern, 1837—43. 
3,9 „ = 365000 Würtemberg, 1842 45; unter ben Aus: 


gaben für die Kirche find aber auch Schuls 
lehrerbefoldungen enthalten. 
. — 172 000 fl. Gr. Heſſen, 1845—47. 
2%, „ = 1*500 000 Rthlr. ungefähr Preußen, 1847. 
18 „ = 1'703 000 $r. Belgien, 1841, ohne die Provinciale 
ausgaben für gleichen Zweck. 
1,4% „= 17*930 000 Fr. Frankreich, 1847, ohne die Gewerbs⸗ 
ſchulen für Landbau, Bergbau und Ges 
werte. 
1% „= 1325 000 fl. Defterreich, 1849. 
Diefe große VBerfchiedenheit rührt zum Theil von den anderen 
 Sürföquellen ber, aus denen die Schulanftalten Zuflüffe erhalten, 
wie z.B. die meiften Univerfitäten eigenes rentetragendes Vermös 


figen. 
(5) gi den leäten beiden Jahrzehnten ift in vielen europäifchen Staaten 
. für Be lange vernadhläffigten Gegenftand fehr viel geſchehen. 
91) Baht gt ſich hauptſächlich in folgenden Stücken: 
der Schüler und ber Lehrer und Vollſtändigkeit des Schul⸗ 
he. Auf 1000 Menfchen kommen gegen 153 Kinder von 6 
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bis 14 Jahren. Diefe Zahl ift alfo die größte mögliche Menge 
von Schulkindern innerhalb jenes Alters, oder ungefähr 4%. 
Rad) Ch. Dupin (Forces productives de la France, 1827, 
11, 251) hatte Rordfrantreih auf 1000 Einwohner nur 57, 
Südfrantreih 21 Schulkinder und 14000 Gemeinden von 
38000 hatten noch feine Schule, Seitdem ift diefem Uebel: 
ftande fo eifrig abgeholfen worden, baß 1840 nur nod 4196 
Gemeinden ohne Schulen waren und 1842 die Zahl der Schul⸗ 
finder 3-240 000 oder 1 auf 10,° Ew. gewefen fein foll. Im 
3.1848 waren in 12. Dep noch weniger ald 3000 Schulfinder 
auf 100 000 Einw,, min. 2127 (Dep. Allier.) Journ. des Econ. 
XXI, 184. In den deutſchen Staaten, in den Niederlanden, 
einem Theil der Schweiz ꝛc. erreicht die Zahl ber Schulbe- 
fuchenden das maximum, z. B. im Großherzogthum Heſſen 
waren es 1837 156 p. m., 88 fam auf 85 Kinder oder auf 548 
Menfchen eine Schule (Linde, Ueberf. des gef. Unterrichtsw. 
im Gr. Heffen, 1839). — In Preußen wurden 1838 bie öffent: 
licyen unteren und mittleren were von 2289 700 Schü= 
lern befuhht (Weber, Handb. ©, 145), was 160 p. m. oder 1 
auf 6,5 E. giebt, jedoch find hierunter auch Zöglinge über jenem 
Schulalter, und man zählte 540 000 Kinder (Y, aller), die in 
Beine öffentlihe Schule giengenz; 1846 war unter 6,'%Ew. 1 
Schulkind, Dieterici, Mittheil. 1848, ©. 51. — In Belgien 
waren zu Ende 1840 nod) 183 von 2417 Landgemeinden ohne 
Schulen. Man zählte 2109 Gemeinde:, 2284 Privats und 796 

emifchte Schulen, d. h. foldye, die vom Staate eine Unters 
Rüstung erhalten, zuf. 5189, mit 453 380 Schulkindern, alfo 
113 p. mille ober '% der Einw., max. Namur mit '%, min. Oft: 
flandern mit '4,5 f. Etat de l’instructr. primaire en Belgique, 
1830—40, ©, 63 ff, (Amtl. Bericht des Minifters des Innern 
v, 28. Jan. 1842.) — Die deutfchen Provinzen von Defterreich 
hatten 1843 1 Schulkind auf 6, Einw. 


2) Befoldung ber Lehrer. Diefelbe war fonft öfters fo Färglich, daß 


der Lehrer zu unwürdigem Nebenerwerbe gezwungen war. Man 
bat jest in vielen Ländern ein minimum des Einkommens, je 
nad) der Größe der Schule, feitgefest, fo daß der Lehrer wenig— 
ftens den nöthigften Unterhalt findet, und dieß minimum ift in 
mehreren Staaten fhon wieder hinaufgerüdt worden. Nadı 
dem bad. Gef. v. 28. Aug. 1837 fteht fid) der Hauptlehrer mit 
Einfluß der Wohnung aud an Kleinen Orten wenigftens auf 
180 fl., in den größeren Städten auf 450 fl,, wozu das Schul⸗ 
ur kommt, Nad) dem Gef. dv. 6, März 1845 ift der geringfte 

etrag 215 fl. ohne Schulgeld, und dieß macht für jedes Kind 
mindeſtens 48 Er, jährlich. — Das geringfte Einkommen ift in 
Kurheffen 1847 auf 125 Rthir., in Preußen 1845 auf 100 Rthlr. 
beftiimmt worden, in Naffau und Baiern auf20N fl. — In Frank: 
reich follte (Gef. 28. Jun. 1833) der Elementarlehrer nicht unter 
200, der Oberlehrer nicht unter 400 Fr. erhalten, nebft einem 
Scyulgelde (retribution mensuelle), weldes vom Gemeindes 
rath für jedes Kind, deffen Aeltern nicht zu dürftig waren, fefts 

efegt wurde. Es betrug in ben u Dep. von 24 bis 124 
Er. monatlich. 1845 gab ed 15000 Schullehrer von weniger als 
400 Fr. 1848 wurde die Unentgeldlichkeit des Schulunterricht 
ausgeſprochen und eine Summe von 45 Mill, Fr, gefordert 


ge 





(e) 


(a) 


um bie Lehrer zu befolden, fo daß jeder mindeftens 600 Fr. eins 
gen bat, — In Belgien empfingen die Schullehrer 1840 

D. 589 Fr., aber auf dem Lande war das Einkommen in der 
Regel nur 350—400 Fr. — In Hannover lebten 1834 noch 396 
Lehrer das. ganze Jahr oder einen Theil defjelben von dem 
Reihetifch bei den Drtsbewohnern. — In Großbritanien ge— 
ſchah bisher für das Volksſchulweſen, fowie für viele andere 
wichtige Bedürfniffe gar nichts vom Staate, Neuerlich find 
40000 8, St, jährlich für jenen Zwed ausgeſetzt. 


Abd. Smith’s tadelnde Bemerkungen über die Univerfitäten be- 
ziehen ficy auf die mangelhaften Einrichtungen in England. Say 
verwirft die Rechtsſchulen, weil man in ihnen Rechtsverdrehungen 
lerne, und die medicinifchen, weil die Menſchen doch die Quad: 
falber vorziehen! Handb. V, 237.239. — In Deutfchland find die 
Meinungen über den Einfluß der Hochſchulen auf die allgemeine 
Bildung nicht getheilt. Univerfitäten mit vollftändiger und guter 
Befesung aller Fächer und reichlich ausgeftattet mit den nöthigen 
Hülfsmitteln, als Büchern, Sammlungen, Inftrumenten, Sranten: 
bäufern ıc, find übrigens koſtbarz eine folche Anftalt erfordert 
mindeftens 100000 fl. — Die belgifhe Regierung verwendete 
1840. 41 606000 Fr. auf die beiden königlichen Univerfitäten Gent 
und Lüttich, worunter 24000 Fr. Stipendien (bourses) auf den 
Univerfitäten und 15000 Fr, Reifeftipendien, Die Krankenhäufer wers 
den von den Stabtgemeinden erhalten; f. Etat de l’enseignement 
superieur en Belgique, pendant l’annee 1841. Rapport du min. de 
Vinterieur, 30, April 1842. — Einkünfte derpreuß. Univerfiräten nad) 
Dieterici (Gefhichtl. und ftatift. Nachrichten über die Univerf. 
im pr, St. Berl. 1836): 
99 800 Rthlr. Berlin,. . wovon 97 200 
9 680 mM Bonn, » « 7) 87 100 


72298 ,„ Breslau, . „ 1 300 aus der Staatscaffe. 


"070 „ Ball, . „41300 
60900 ,„ Königsberg, „ 57500 
57700 „  Greifswalde, „ 0 


Frankreich thut für den mittleren und höheren Unterricht wenig. 
Der X. für 1844 führt auf 186 666 Fr.‘ für 6 theologifche Fa⸗ 
eultäten, 817700 Fr. für 9 Recdytsfchulen, 686 700 für 3 mebdis 
einifhe Schulen, 189 800 für 1 Apothekerſchule, zuf, 1°880 860, 
während 1°601 000 Fr. ald Gebühren der Schüler (retributions) 
u. a. Einnahmen aufgeführt find, alfo nur 280 000 Fr. Zuſchuß! 
Die 10 Facultäten des sciences und die 10 des lettres koſten 
816 696 Fr. und tragen 285 000 Fr. ein, das conservatoire des 
arts et. metiers koſtet 150 000 Fr., bie beiden Gewerksſchulen (mit 
vielen Stipendien) 675 000 Fr., das College de France 162 000 Fr., 
2 Bergfchulen 120 000 Fr. 

Die Univerfitäten haben weit mehr geleiftet als manche, wie ein 
Theil des Hofprunkes behandelte Afademieen, indeß Können biefe, 
befonders für Fächer, in denen zeitraubendes, ungeftörtes Forſchen 
nothwendig ift, fehr erfprießlich werden. Val, Say, Handb. V, 254. 
Die 5 parifer Akademieen Eoften (1844) 566 000 Fr., das Mufeum 
der Naturgefchichte 180 000, die Sternwarten 121 760, bie 3 pari— 
fer Bibliotheken 555 823 Fr., Unterftügungen von Gelehrten und 


- Drudihriften 574 000 Er. ꝛc. 


> 
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(e) Es macht einen großen Unterfchied, ob in einem Lande das Kirs 


chenvermoͤgen fich noch erhalten hat, oder der Unterhalt der Geift: 
lihen ganz vom Staate beftritten werben muß. Sn Defterreich 
ziehen fowohl die Kirche als bie Lehranftalten beträchtliche Rens 
ten aus den fog. politifchen Fonds. 

Die Kirche Eoftet in Frankreich (1847) gegen 38 Mill. oder 3 
Proc, in Preußen foviel wie der Unterricht, in Baiern (1837 — 
43) 1% Mill. fl. oder 4,° Proc., in Würtemberg (1842—45) 
875600 fl. = 8, Proc., in Baden (1848) neben anfehnlichem 
Kirchenvermögen 128000 fl. oder 1,20 Proc., in Kurheffen (1849) 
69 000 Rthir. = 1,® Proc,, im Gr. Heffen 2,? Proc. oder 128000 fl. 


$. 81. 
Ausgaben für dad Finanzweſen. Die Erhebung, Ver- 


wendung und Berechnung der Staatseinkünfte verurfacht Koften, 
die theild nur einzelne Zweige von Einnahmen betreffen und in 
den Finanzplanen mehrerer Staaten fogleich von dem Betrage 
derfelben in Abzug gebracht werden, theils fich auf die gefammte 
Finanzverwaltung beziehen. Unter Ietteren nehmen auch die 
Ausgaben für die Staatsfchuld ihre Stelle ein. Die Regeln 
für die vortheilhaftefte Einrichtung diefer ganzen Glaffe von Aus⸗ 
gaben find in der Finanzwiffenfchaft zerftreut. 


Zweites Buch. 
Stantseinkünfte. 


Ginleitung. 
Bon den verfchiedenen Quellen der Einfünfte. 
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&; find fehr mandyfaltige Quellen der Staatseinfünfte 
denfbar und in den einzelnen Staaten auch wirflih in Be— 
nußung gefommen, Die Finanzwiffenfchaft, wie die ganze Staats- 
klugheitslehre, fol ſich nicht bloß mit dem Staate in der Idee, 
fondern auch mit den beftehenden Staaten befchäftigen und den 
Weg vorzeichnen, auf welchem ſich das Finanzwefen derfelben 
vervollfommnen läßt, Da man diefes nicht auf einmal um- 
geftalten und von eingemwurzelten Einrichtungen ſich nicht 
plöglich losreißen Fann, fo hat die Wiſſenſchaft die Aufgabe, 
die in den chriftlich-civilifirten Staaten üblichen Arten von Ein- 
nahmen zum Gegenftande der Prüfung zu machen, ferner neben der 
Aufftellung allgemeiner Grundfäge auch die befonderen Umftände 
bemerklich zu machen, welche hier oder dort die Befolgung jener 
Grundſaͤtze erfchweren koͤnnen. Selbft bei folhen Einnahmen, 
deren Abfchaffung fich im Allgemeinen ald wünfchenswertl) zeigt, 
ift es nöthig, zu unterfuchen, wie fie einftweilen auf die am 
wenigften nachtheilige Weife einzurichten feien. 

$. 83, 
Die allgemeinen Erforderniffe, nach denen die Imedmäßig- 


keil jeder Art von Staatseinfünften zu beurtheilen ift, find: 
Rau, pol, Oekon. te Ausg. III. 7 


al 
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1) in Bezug auf das Staatöwohl im Ganzen: 

a) Keine Einnalyme darf wohlerworbene Nechte, oder auch 
das in den ewigen WVernunftgefegen begründete Gebot 
der Gerechtigkeit verlegen, 

b) Jede Einnahme foll die volkswirthſchaftlichen Zwecke, 
nämlich reichlihe Gütererzeugung, gute Vertheilung 
der Grzeugniffe, lebhaften Verkehr und zweckmaͤßige 
Güterverzehrung zur Befriedigung der Bedürfniffe des 
Volkes, fowenig, ald ed mit der Aufbringung des Staatö- 
bedarfes vereinbar ift, beeinträchtigen, $. 13. Unter 
übrigens gleichen Umſtaͤnden ift diejenige Einnahme die 
befte, welche in jenen Hinfichten am wenigften ſchadet. 
Insbeſondere gehört es zu den Vorzügen einer Art von 
Ginfünften, wenn der aus ihr entipringende Verluſt 
für die Bürger fo wenig ald möglich den Betrag üiber- 
fteigt, welchen die Regierung zur Verfügung erhält (a). 

c) Eine Staatseinnahme foll, abgefehen von ihren wirth- 
fchaftlichen Folgen, auch in anderen Beziehungen, z. B. 
der Eittlichfeit, der Sicherheit u. dgl., Feine nachtheiligen 
Wirkungen äußern. 

2) In Bezug auf den Staatshaushalt, für fich betrachtet, ift 
diejenige Einnahme die beffere, welche leicht, ficher und 
vollftändig zu erlangen und daher für die Aufrechthaltung 
der Ordnung günftig befchaffen ift. 


(a) D. h. wenn die Bürger nichts weiter als das verlieren, was in 
die Staatscaffe fließt, alfo z. B. nicht etwa durd eine Vertheue⸗ 
rung einer Waare zu Gunften von Privatperfonen Schaden leiden, 
und wenn zugleich der reine oder Nettoertrag im Berhältniß 
zum rohen (Bruttos) Ertrage groß ift. Es macht indeß hiebei 
einen Unterfchied, ob die in die Staatscaffe fließenden Güter: 
maflen urfprüngliches oder abgeleitetes Einkommen find (I, 
$. 251), weil im erften Falle die Koften eine productive, im letz⸗ 
ten aber eine unprodustive Verzehrung bilden. 


$. 84. 
Die Staatseinkünfte koͤnnen nach der wirthfchaftlichen Wefen- 
heit ihrer Quellen in zwei Hauptelaffen getheilt werden (a): 
1) Die Regierung erwirbt fortvauernd Güter, indem fie 
ſich diefelben auf den nämlihen Wegen, wie Einzelne, 
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durch irgend eine Art von Aufopferung oder Peiftung ver- 
fchafft, ohne daß man gezwungen wäre, von diefer Peiftung, 
die fich die Regierung bezahlen läßt, Gebrauch zu machen. 
Die Mittel zu einem folchen Erwerbe find überhaupt Ar- 
beit und Bermögensftämme; beide werden von der 
Regierung entweder vereinzelt benußt, oder in Gewerbs- 
unternehmungen verbunden, In jedem Falle ift die Re— 
gierung bei diefen Einnahmen von dem Erfolge der be= 
triebenen Unternehmung, von dem Abſatze der erzeugten 
Güter, dem häufigen Gebrauche der errichteten Anftalten 
u. dgl, gerade fo abhängig, wie die einzelnen Bürger es 
find, und fie muß, wie diefe, die Vergrößerung der Ein- 
nahmen oder die Verminderung der Koften auf dem 
Wege von Berbefferungen des Betriebes zu bewirken ſuchen. 
Die für die Regierung betriebenen Ermwerbögefchäfte find 

Beltandtheile der Volkswirthſchaft. 
I) Die Regierung erhebt Fraft des Gefekes Theile des Pri- 
vatvermögens ihrer Bürger, ohne daß denfelben in den 
Fällen, in denen eine gewiſſe gefegliche Verbindlichkeit ein- 
tritt, eine Wahl frei gelaffen würde. Hier nimmt alfo der 
Zwang die Stelle des Erwerbes ein. Da der Staat die 
Privatwirthichaft nicht zerftören foll, fo darf er von jedem 
Bürger nur eine ſolche Gütermenge fordern, die diefer ent» 
behren Fann, dagegen aber die Forderung wiederholen, fo 
wie die Bürger von Neuem in den Stand fommen, etwas 
abgeben zu Fönnen. Nimmt man daher die in ihrem Be- 
trage geringfügigen und in ihrer Behandlung fehr ein- 
fachen und deßhalb für die Wiffenfchaft unerheblichen Fälle 
aus, in denen, dem bürgerlichen Nechtögefe zufolge, der 
Staat den Nachlaß eines ohne Erben verftorbenen Bür- 
gers oder ein einzelnes herrenlofes Gut im Staatögebiete 
ſich aneignet (5), fo befteht der regelmäßige Weg, wie die 
Regierung erzwungene Beiträge fordert, darin, daß fie den 
Bürgern die Verbindlichkeit zu gewiffen Entrihtungen aus 
ihrem Vermögen auferlegt. Diefelben Eönnen Auflagen 

genannt werben (c). 
7* 


* 
* 
+ 
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(a) Rau, Ueber die Kameralwifl. ©. 77. 

(5) Die Einziehung folder herrenlofer Güter ift zwedmäßig, aber 
von finanzieller Seite fo Leicht, daß die Wiffenfchaft fidy mit 
diefer übrigens auch wenig ergiebigen Art der Einnahmen nicht 
weiter zu befchäftigen hat. Für Frankreich waren 1844 346 500 Fr. 
folder Einnahmen in Anſchlag gebradt. 

(c) Audy die Gemeinde, eine Zunft u. dgl. Tann ſolche Auflagen ein- 
fordern, alfo müßten die von der Regierung angeordneten eigent- 
ih Staatsauflagen genannt werden. Die Gemeindeauflagen 
tragen gewöhnlich den Ramen Umlagen. 


* * 


Zu J. Die Erwerbseinkuͤnfte der Regierung, die aͤlteſte 
Quelle von Staatseinnahmen, laſſen wieder in Anſehung des 
Verhaͤltniſſes, welches zwiſchen der Regierung und den ein— 
zelnen Gewerbtreibenden obwaltet, eine weitere Abtheilung zu. 


Es ſind naͤmlich folgende zwei Faͤlle moͤglich: 


1) Die Regierung ſtellt ſich den Buͤrgern in der Benutzung 
eines Erwerbszweiges voͤllig gleich, legt ihnen keine Hin— 
derniſſe in den Weg und ſucht in freiem Mitwerben mit 
ihnen ein Einkommen. Dieſes faͤllt ihr demnach ohne allen 
Einfluß der Staatsgewalt zu und ſetzt keine andere Be— 
dingung voraus, als den Beſitz der Erwerbsmittel (8. 84), 
und zwar, weil aus der bloßen Veranſtaltung von Arbeiten 
durch gedungene Arbeiter nicht wohl Gewinn entſtehen 
koͤnnte (a), den Beſitz eines werbenden Vermoͤgensſtammes. 
Dieſe Claſſe von Einkuͤnften rührt folglich aus reinem 
Privaterwerbe, oder aus der Benutzung des Staa ts— 
vermoͤgens her. Sie kann aus Grundrente, Zinsrente 
und Gewerbsverdienſt beſtehen. 

2) Das Mitwerben der Buͤrger wird in einzelnen Zweigen 
der Gewerbsthaͤtigkeit ganz unterfagt oder wenigſtens er- 
fchwert und befchränft, weßhalb der Erwerb der Regierung 
nicht bloße Frucht eines werbenden Vermögens, fon- 
dern zugleich eines Vorrechtes der Staatögewalt iſt. 
Jede folche Art von Erwerbseinfünften wird durch eine ge 
jegliche Anordnung bedingt, wodurd) der höchften Gewalt 
vorzugsweife die Befugniß zur Betreibung von Unter- 
nehmungen beigelegt wird, die fonft ihrer Natur nach in 
den Handen von Privatperfonen fich befinden Fönnten, 
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Vorrechte diefer Art heißen Finanzregalien, Regas 
lien im engften Verſtande. Es ift fogleich einleuchtend, 
daß diefe Einnahmsquelle, wenn fie willführlich ausgedehnt 
würde, der Betriebfamkeit der Bürger tiefe Wunden 


fchlagen Fönnte, 


(a) Nur wenn ber Staat Sklaven oder Sträflinge vermiethete, käme 
eine Einnahme aus bloßer Arbeit vor. 


$. 86. 


Zu I. Auch die Auflagen zerfallen in zwei Gattungen 
je nach der Weife, wie die Verpflichtung, eine gewiffe Summe 
an die Regierung abzugeben, der Gerechtigkeit gemäß beftimmt 
werben kann, abgefehen von anderen rein-willführlichen und zu= 
fälligen, alfo auch unzweifelhaft ungerechten Arten von Ab» 
gabenforderungen. 

1) Auflagen, die bei einer befonderen Berührung der Bürger 
mit der Regierung gefordert werden und daher ald Ber- 
guͤtung für eine einzelne, mit Koften verbundene Maaf- 
regel der vollziehenden Gewalt erfcheinen, find Gebühren. 
Sie werden erhoben, wenn der Bürger von gewiffen 
Staatsanftalten Gebrauh macht, wenn ihm eine Bes 
günftigung zu Theil wird, oder wenn fonft eine Staatöbe- 
hörde fich mit feinen Angelegenheiten befchäftigen muß, 
wohin auch der Fall gehört, wo er fich eine Gefeßwidrig- 
feit zu Schulden kommen läßt. Beiden Gebühren wird zwar 
wie bei den Regalien dem Bezahlenden etwas Einzelnes 
vom Staate geleiftet, allein es findet doch wieder ein 
wefentlicher Unterfchied Statt, denn die Gebühr ift nur 
die Begleiterin einer Negierungshandlung, welche nicht 
weniger nothwendig wäre, wenn auch Feine befondere Ver— 
guͤtung für fie gefordert würde, fo daß offenbar jene 
nicht der Bezahlung willen vorgenommen wird (a). 
Solche Auflagen dagegen, die ohne eine einzelne Beran- 
lafiung der erwähnten Art, alfo ohne eine befondere Gegen- 
leiftung der Negierung aus allgemeiner Bürgerpflicht und 
nach einem allgemeinen Maaßſtabe von den Bürgern ge- 
fordert werben, find Steuern, 


2 


— 


® 


— 
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(a) Man bezeichnete die hieher gehörigen Auflagen früher öfters mit 
dem Namen zufällige Abgaben. Neuerli hat man fie meiftens 
mit den Steuern zufammengeworfen und biefen Ausdrud in dem 
weiteren Sinne gebraudt, der bier mit dem Worte Auflagen 
ausgebrüdt worben ift. 


$. 87. 


Die Staatseinkünfte können noch nad) einigen anderen Ge- 
fichtöpuncten abgetheilt werden, 


1) Nach der Art der Sachgüter, welche in den Beſitz der 
Negierung gelangen, unterfcheidet man Geld- und Naturals 
Einfünftela). Bei dem Betriebe von Gewerben und bei mans 
chen anderen Veranlaffungen erhält die Negierung Vorraͤthe 
von Natur» und Kunfterzeugniffen, die entweder zur Erzielung 
einer Geldeinnahme verkauft, oder unmittelbar verwendet wer⸗ 
den. Wenn man unter Naturaleinkünften im engeren Sinne 
folche verfteht, die nicht in Geld umgefegt, fondern geradezu für 
Öffentliche Zwede gebraucht werden, fo find dahin vorzüglich 
Rohſtoffe, wie Getreide, Holz ꝛc. zu rechnen, die gleichfürmig be— 
fchaffen find und regelmäßig für gewiffe Bedürfniffe angewendet 
werden. In früheren Zeiten war es bei dem geringen Geldver- 
Fehre, dem fchwierigen Abfage der Erzeugniffe und dem fchwachen 
Handel angemeffen, die aus dem Ermwerbe der Regierung er- 
haltenen Bodenerzeugniffe vorräthig zu behalten, um fie zum 
Unterhalte ded Hof» und Staatödienerperfonald anzuwenden; 
auch verband man damit die Abficht, für Fälle von Mißwachs 
und Theuerung eine Aushülfe in Bereitfchaft zu halten, die den 
bedrängten Unterthanen wohlthätig werden Fönnte (II, F. 137). 
Allein wegen ber Koftbarkfeit einer folchen Aufbewahrung, der 
Gefahr von Verluften und der größeren Lebhaftigkeit des Ver— 
Fehres Fommt man von jenem Verfahren allmälig zurüd und 
zieht die viel einfacheren Geldeinkuͤnfte vor, außer in fo weit 
man zu Befoldungen ($. 58) und zur Brotlieferung für die 
Soldaten ($. 76) Getreide nöthig hat. 


2) Nach ihrer Veranlaffung und Entftehungsweife Fann 
man unterfcheiden: 
a) felbftändige Einkünfte, die den Zweck einer gewiffen 


h 
& 
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Deranftaltung bilden, und deren Koften nur ald Mittel 
für diefen Iwed dienen; 

b) gelegentlidye, accefforifche, ‚die fih nur an eine 
Art von Staatsausgaben anfchließen und einen Theil der- 
felben vergüten. Sie ergeben fich bei vielen Zweigen der 
Ausgaben und fliehen mit ihnen in genauer Verbindung 
(b). Die nachfolgende Abhandlung der Staatseinkünfte 
bezieht fich nur auf die felbftändigen. 


(a) Diefe Benennung rührt von ber im römifchen Rechte vorkommen⸗ 
den Unterfcheidung ber fructus naturales und civiles ber. 

b) 3. B. bei der Staatövertheidigung: Verkauf alter Pferde, von ab» 

genüsten Waffen, Lederwerk, — bei der Rechtöpflege: Ertrag aus 

der Arbeit der Züchtlinge, — bei dem Landgeftüt: Verkauf älterer 


Dengfte ıc, 
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Il. Abſchnitt. 


Privaterwerb der Negierung. 


$. 88, 


Das der Negierung zur Verfügung ftehende Vermögen, 
dient entweder unmittelbar zu -verfchiedenen öffentlichen Zwecken 
und gehört alfo zu dem Gebrauhsvorrathe (I, $. 51) 
oder eö ift werbend, Zu der erfigenannten Abtheilung find theils 
unbewegliche Güter zu zählen, wie die Gebäude, welche zur 
Benugung des Fürften (F. 49) und zum Staatödienfte ($. 67) 
beftimmt find, die Feftungen, Brüden, Häfen, Straßen, bota= 
nifchen Gärten ıc., theild bewegliche Dinge, wie Kriegsfchiffe, 
Geſchuͤtze, Waffen und anderer Kriegsbedarf, Geräthe manch— 
facher Art, VBorräthe von Büchern, Natur» und Kunftmerkwürs 
digfeiten 2c. Diefe Wermögenstheile, welche, ſtatt Einnahmen 
zu gewähren, fogar noch Ausgaben verurfachen, find den einzel- 
nen Behörden der Staatöverwaltung anvertraut. Sie müfjen 
vollftandig verzeichnet, es muß auch jährlich der Abgang bishe- 
tiger und der Zugang neuer Beftandtheile angemerkt und auf 
diefe Weife ſowohl die Ueberficht des ganzen Vermoͤgensſtan— 
des erhalten, ald jeder Veruntreuung vorgebeugt werden (a), 

Das werbende Bermögen, deſſen zweckmaͤßigſte Benuz- 
zungsweiſe hier zu unterfuchen ift, wird im weiteren inne mit 
dem Namen Domänen- (Kron-, Kammer) gut bezeich- 
net. Es begreift, wie das nicht werbende, mehrere Arten von 
Dingen unter ſich, naͤmlich: 

1) Grundftüde, größtentheils zu landwirthſchaftlicher Be— 
nußung beftimmt, Domänen im engeren Einne; 

2) Sapitale, theild mit Grundftüden zugleich benugt, theils 
von benfelben abgefondert, und zwar 
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a) Gebäude u, a. ftehende Gapitale, ald Mafchinen, Ge- 


räthe u. dgl. 


b) Umlaufende Gapitale, welche entweder zur Betreibung 


eines Gewerbes, meiftens in Verbindung mit den anderen 
genannten Bermögenstheilen benußt, oder verzinslich aus- 
geliehen werden (2), 


3) Dinglihe Rechte auf Peiftungen von Privatländereien 
(Grundgefälle) oder auf eine Benugung derfelben (Wei- 
derechte) (ec). 


(a) 


(b) 


Sn Frankreich wurbe 1836 bad unbewegliche Staatsvermögen (mit 
Ausſchluß des Kronguts, f. $. 91) mit Beifügung eines Preisans 
ſchlages, wo es thunlich war, jo angeſchlagen: (Macarel, Fortune 
publique, I, 207. Die in Klammern beigefesten Zahlen bezeichnen 
den Stand zu Anfang des 3. 1848.) 

I. Unbewegliche Befisungen, bie zueinem Theile bes Staatsdienftes 
gehören, nämlich: 14° 798 000 (13-450 000) Kr. zum Gebrauche 
beider Kammern; — 39926 000 Fr. Juſtiz- u. geiftliche Ange: 
legenheiten (42°309 000, wovon 32°279 000 für bic legteren) 5z— 
2951 000 Fr. M. des Auswärtigen ;— 28'625 000 (29300 000) 
Fr. M. des Unterrichts; — 57 578 000 Fr. (47°571 000) M. 
bes Innern, wobei Denkmäler und Kunftgebäube, wie das 
Pantheon, der Triumphbogen ꝛc. nicht angefchlagen find; — 
22992 000 Fr. M, des Handels; — 205441 000 (213 Mill.) 
Fr. M. des Kriegs, ebenfalld mit vielen nicht angefchlagenen 
Gegenftänden;— 125*94 4 000M. ee Mill.) des Seeweſens;— 
38°439 000 Fr. (43 Mill.) M. d. Finanz., bloß Gebäude. — 
Buf. 536 Mill, Fr. (564 686 729 Fr.) 

II. Andere Liegenfchaften: 1°109 000 Fr. Mineralbäder ; — 3795 800 
Fr. Salzwerte; — 726993 000 Fr. (731369 306) Waldun: 
gen. — Bufammen 731897 800 (739* 409 559) Fr. 

Von dem ie Vermögen fi find nur einzelne Haupttheile 
angefchlagen, z. B. 4178000 Fr. in Zuchthäuſern, Opernhäufern, 
bei Zelegrapben 20,5; — 7573 000 $r. bei der Poſtz — 329 687 900 
Fr. bei dem Kriegsminifterium, worunter 10195 Gefhüse für 
31845 000 Fr., 1, Mill. Infanteriegewehre für 48 Mill. Fr, 20.5— 
32500 000 Fr. Waffen der Nationalgarde; — 498117000 Fr. 
beidem Seeminifterium, die Flotte felbft zu 141 Mill. gefhäst. — 
Macarel,a. a. O. ©. 423 ff. 


Diefe zu Anfange eines Jahres vorhandenen Summen müffen am 
Ende defjelben fich wieder vorfinden und in das folgende Jahr hin 
übergehen. 

Unter dem umlaufenden Betriebscapitale oder «Fonds 
verfieht man überhaupt dasjenige bewegliche Vermögen, mit welchem 
die Zweige der Finanzverwaltung ausgeftattet fein müfjen, um in 
autem Gange zu bleiben. Es find dieß theild wahre Gapitale im 
Sinne der bürgerlichen Wirthfchaft, nämlidy bei den auf Staats— 


rechnung betriebenen Gewerben, theils Hülfsmittel für die Vers: 


waltung der Staatsauflagen und für die Beftreitung des . Staats: 
aufwandes, wohin insbefondere die für jede Gaffe nöthigen Vor: 
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fhüffe gehören, ohne die man feine Ausgabe eher vornehmen könnte, 
als bis eine gleich große Einnahme vorausaegangen wäre. Ein 
fother Betriebsvorrath ift überall unentbehrlich, aber man hat auf 
feine Ausmittelung und Darftellung nicht allerwärts gleiche Sorg— 
falt verwendet. Die genaue Kenntniß von dem jedesmaligen Stande 
befjfelben- ift aber nothmwendig, um den Zuftand des Staatshauss 
haltes richtig zu beurtheilen; denn aus der Vergleichung der Auss 
gaben und Einkünfte allein ift dieß nicht möglich. Es könnte hieraus 
ein Ueberfhuß der Einkünfte hervorgehen, der aber nur fcheinbar 
wäre, wenn etwa zugleich eine Verminderung der Betriebövorräthe 
vorgegangen wäre, z. B. durd das Eingehen ungewöhnlich vieler 
Ausftände oder durch unterbliebene Ergänzung von Materialien, 
wie Brennholz ꝛc. Ebenfo Eönnte es fcheinen, als ſei ein Ausfall 
vorhanden, während die Mehrausgabe durch die Vergrößerung der 
Betriebsvorräthe aufgewogen würde, 

Sn Baiern wurde 1828 (Landtagsabfchieb v. 15. Aug. II, 1) 
verfügt, dab das PVerlagscapital der Staatscaffe wieder auf bie 
Höhe hergeftellt werden folle, weldye es im I. 1818 (im Beginn ber 
1. fehsjährigen Finanzperiode) gehabt habe, nämlidy 6° 736 517 fl. 
Daffelbe ift fpäterhin auf 6939 168 fl, angewachſen; f. Verhandl. 
d. K. d. Abg. von 1840, Beil. XXII. Abth. 1.9.8 (v. Rotenhan). 

Würtemberg: Seit 1833 wurde dem Finangminifterium ein 
„Betriebe- und Vorraths-Capital““ von 1*400000 fl. überlaffen, 
1845 — 48 wurde daffelbe auf 1 836 645 fl., 184%% auf 1°609 079 fl. 
geſetzt. Was die Reftverwaltung (für die Aus- und Rüdftände der 
früheren Jahre) über dieſen Betrag befist, wird zu verfciedenen 
———— Verwendungen beſtimmt. Außerdem beſitzen aber 
die einzelnen Staatsanſtalten und Gewerbe noch 1664 286 fl. an 
Betriebscapitalen; f. Verhandl. der 2, K. von 1842, Bericht über die 
Reftverwaltung ©, I u. 77. — In Kurheffen wurde durch das 
Finanzgeſetz v. 22. Ian. 1848 für die laufende Kinanzperiode ein 
Betriedscapital von 900 000 Rthlr. bewilligt, weldhes im Voran— 
fchlage ſowohl in Einnahme ald in Ausgabe fteht und daher eigent= 
lich von beiden Größen abgezogen werben muß. Es beträgt 19,* Proc, 
der Roheinnahme. — Im Großh. Heffen iſt den Staatöcaffen ein 
Betriebscapital von 1* 100 000 fl. zugewiefen, 

Sn Baden ift vie Rehnungsführung über die umlaufenden Be- 
triebsfonds fehr vollftändig; der Betrag derfelben wird im Finanz 
gefege für jede (2jährige) Periode feftgeftellt und der entbehrlidhe 
ſich vorfindende Ueberſchuß zu anderen Sweden verwendet, Die Be: 
ftandtheile diefer Fonds find folgende (jedoch ohne Einrechnung der 
Scyuldencaffe): 
Te 

Durkhfchnitt des 
Feſtſetzung für 
u} 











fl. fl. . 
1) Saffenvorräthe. +» x + 4777 847 1309 100 
2) Naturalvorräthe » +» » 1614 298 1:500 000 
3) Activreſte (Ausftände) .. 2481 641 2'772 700 


3ufammen 71'873 787 5581 800 
Hiervon gehen ab die Rückſtände | 
(Paffiorefte) mit . » .» » 228 773 229 400 


So bieibt reines Vermögen, .. 7645 014 | 5352 400 
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(ec) Die Einkünfte aus ſolchen Rechten laffen ſich allerdings nur unter 
ber Berausfesung, baß ledtere durch eine Gegenleiftung auf dem 
Vortragswege entflanden find, zu den ermorbenen zählen. 
Allein da der Urfprung der Grundgefälle im Einzelnen nicht nach— 
zuweifen ift und ein großer Theil derfelben wirklich auf jene Weife 
zu Stande kam, fo darf jene Eintheilung wohl als gerechtfertiget 
angefehen werden. 


1, Abtheilung, 


Einkünfte aus Grundftücden fammt den zugehörigen 
Gapitalen, 


1, Hauptftüd, 


Domänen im Allgemeinen. 


$. 89, 

Das Eintommen der Regierung aus der Benußung von 
Grundftüden (a) ift das Altefte (5). Dieß liegt in der Natur 
der Sache, denn da die Landmwirthfchaft unter die am erften aus— 
gebildeten Gewerbe gehört, in einem rohen Zuftande der Ge- 
fenfchaft zur Befriedigung der meiften Bedürfniffe ausreicht und 
in ihrem Fortgange den wenigften Gefahren audgefegt ift 
(1, $. 361 fg.), fo ließ fi) der Staatöbedarf am leichteften 
durch den Ertrag von Ländereien ficher ftellen, wie denn in 
diefem Zuftande auch der Reihthum von Privatperfonen haupt- 
fachlich in Grundbefiß befteht. Steuern find erft bei einiger Leb- 
haftigfeit des Verkehrs leicht zu erheben, Ueberdieß gibt es in 
einem fchwach bevölferten Rande eine, Fülle von unbenutzten 
Grundftüden, und Niemand wird beeinträchtigt, wenn die 
Staatögewalt diefelben fich zueignet (ce). Bei einem fünftlichen 
und vielgeftaltigen Nahrungswefen mit regem Verkehre koͤnnte 
dagegen jene Quelle von Staatseinfünften ganz entbehrt werden 
oder doch zu verhältnißmäßig geringer Größe herabfinfen (d). 
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(a) Gaffer, Einleitung, Gap. 1 — 11. — Schreber, Abhandlung 
von Kammergütern u. Einkünften, 1754. 4. — Bergius, Poli: 
eis und Kameral-Magaz. II. Art. Domainen, — (Borgftebe) 
F uriftifch-ötonomifche Grundfäge von Generalverpadhtungen d. Dom. 
in den preuß, Staaten. Berlin, 1785. Als eine ncue Bearbeitung 
diefes Buches ift anzufehen: Nicolai, Dekon, juriftifche Grund: 
fäße von der Verwaltung des Domainenwefensin den preuß. Staaten, 
Berlin, 1802, 1. — Wehnert, Ueber die vortheilhaftefte Bes 
nusung und ben Verkauf der Domainen, Berlin, 1811. — Sturm, 
Lehrb. der Kameralpraris, I. — v. Seutter, Ueber die Verwal— 
tung der Staatsbomänen. Ulm, 1825. — dv, Liehtenftern, Ueber 
Domänenwefen. Berlin, 1826.— Hüllmann, Gefdichte der Do: 
mänenbenugung in Deutfchland. 1807. — v. Rotted in deffen u. 
Welder’s Staatölerikon, IV, 459, 


(5) Im alten Aegypten war nad) Diodor das Land zu gleichen Theilen 
unter den König, die Priefter und die Kriegerkafte getheilt. Die 
jüdifhen Könige hatten Einkünfte von Landgütern, die griechifchen 
Könige der homerifchen Zeit waren faft ausfchließend darauf anges 
wiefen. Aud zur Zeit des Freiftaates hatte Athen probuctive 
Staatsländereien. Rom hatte außer den älteften Staatsgütern, 
in Anfehung deren feine gewiffe Kunde auf uns gekommen ift 
(nah Dionys v. Halikarnaß foll Romulus das Gebiet unter 
den Staat, die Priefter und die Bürger gleich vertheilt haben), 
häufigen Zuwachs folder Grundftüde aus feinen Eroberungen. 
Berühmt war wegen feiner Fruchtbarkeit und Einträglidykeit der 
ager Campanus. Anfehnliche Weidepläge und Waldungen brachten 
reichlihe Weidegelder (scriptura, Einfchreibgeld) ein. — Große 
Maffe von fürftlichen Ländereien im Mittelalter, Verzeichniß 
von 123 Eaiferlihen Willen der Karolinger bei Hüllmann, 
Finanzgeſch. S. 19 ff. Unter den Königen von England aus 
dem fächfifchen Stamme hatte namentli Eduard der Bekenner 
(1042 — 65) 1422 Landgüter (manors) nebft 68 Forften und 
781 Parks, und bis auf Heinrich II. bewirtheten die Könige all- 
jährlich; an den großen Feften die Barone und ihr Gefolge aufs 
Reichlichſte Reynier, Egyptiens, ©. 90, Reynier, Grecs, 
©. 300. Bödh, I, 325. Sinclair, History of the public re- 
venue, I, 26. 27. — Eine der merfwürbdigften Entftehungsarten 
der GStaatögüter ift die von Paulus Diaconus berichtete 
Zhatfache, daß die longobardiſchen Großen bei der Wahl des 
Königs Autharit (im I. 584) demfelben die Hälfte ihrer Be— 
fisungen abgetreten haben follen. 

(ec) In dem weftlihen Theile der norbamericanifchen Freiftaaten hat 
die Union das Eigentbum großer Landftriche, die man mit Ein 
fhluß des weiten weftlichen Gebietes zwifchen dem Miffiffippi 
und dem ftillen Meere 1842 auf 1076 Mill. Acres ſchätzte; hier: 
unter find aber nur 368 Mill, auf welche die Indier Eeine Anz 
ſprüche mehr haben und welche daher fchon jest verfäuflich find. 
Sie betragen zu 1, Doll. 1345 Mill, Das Eigenthumsredht der 
Union beruht theils auf einer Abtretung ‚der öftlihen Staaten, 
in deren Freibriefen die Berechtigung zu jenen Flächen mit ent- 
halten war, theild auf dem Ankaufe Louifiana’s von Franfreid) 
(1803 für 15 Mill, D.) und Florida’® von Spanien (1819), 
fovdann auf Verträgen mit den Eingebornen über ihre Gebiete 
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in diefen Landfchaften. (Daneben befigen die einzelnen Staaten 
noch 597 Mill. Acres.) Der Verkauf diefer Ländereien bildet eine 
reihe Duelle von Staatseinkünften, 1838— 43 wurden 141% Mill. 
Ac. für 18-456 000 Doll, verkauft, 1845 —47 war die Einnahme 
hieraus zufammen 7 Mill. Der Verkauf gefchieht größtentheils 
durch Berfteigerung, wobei aber der Acre nicht unter 1%, Doll. 
abgegeben werden darf. Bleibt etwas übrig, fo kann es dann 
um diefen Preis aus der Hand verkauft werden. Der Erlös geht 
nicht leicht über 2 Doll, Ueber die Verwendung ſ. $ 99. Aud 
das Königreich Griechenland befigt viele Domänen durch die Ver: 
treibung der Türken, na Urquhart (Turkey and its re- 
sources, London 1833, ©, 281), 13'359 000 Gtremmata (zu 
14 acre) Weide, Ader, Wald und Weinberg, ohne das mit 
250,000 Delbäumen befegte Land; der Preisanfchlag wird zu 
ET, Mill. Piafter = 143 Mill, fl. geſetzt. — Die Medien: 
burgijchen Lande haben verhältnigmäßig ein ungewöhnlich großes 
Domanialvermögen. Daffelbe begreift in beiden Großherzogthümern 
an 125 U) Meilen oder gegen 45 Proc. der Oberfläche ( dv. en: 
gerke, Landw. Statift. d. deutſchen Bundesft. 1,431), auch in den 
anhaltifhen Derzogthümern findet ein ähnliches Verhältniß "Statt, 

(d) Das aus Domänen fließende reine Einkommen des Staats bes 
trägt im Verhältniß zum ganzen reinen Staatseinfommen und 
in feinem angefchlagenen Geldbetrage: 


25,° Proc, = 7'689 500 fl. Baiern, 1837—43. 
25 „ = 1627000 Rthlr. Hannover, 1840 (3uſammen⸗ 
rechnung ber Einkünfte beider Gaffen). 
21% „ = 2'689 000 fl, Würtemberg, 1848—49 X, 
20 -" 741 000 Rthlr. Kurhefien, 1849. 
19 „ = 1039800 fl, Großh. Heſſen, 1845—47, 
17% „ = 1732 000 enge 1848 (ohne Poft und Eifen- 
ahn). 
142 „ = 807000 Rthlr. Sachſen, 1842—45. 
12,3? „ = 8133983 Rthle. Preußen, 1849, 
94 , —= 1570000 R. B. Thlr. Dänemark, R, 1844. 
ne Pa — Rußland, nah Schubert. 
3 u. = 35700000 Fr. Frankreich, 1844. 
16 „ = 1525 000 fl. Deſterreich, 1849 %. 
03 „= 150000 2. St. Großbritanien, 1842. 


$. 90, 


Diejenigen unbeweglichen Befigungen, aus denen die Re— 
gierung ein, zur Beftreitung von Staatsausgaben beftimmtes 
Einkommen bezieht, die Domänen, mit dem älteren deutfchen 


Ausdruck Kammerguͤter genannt (a), erfordern zur Siche— 


tung des Einkommens nur eine gefeßliche Anordnung, daß dieſe 
Güter fortwährend und ungefchmälert der bezeichneten Beftim- 
‚mung gewidmet bleiben, In Anfehung des Eigenthumsverhält- 
niffes bei denfelben findet eine wichtige Verſchiedenheit Statt, in 
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dem fie nicht überall Eigentum der Staatsgefammtheit find 

(Staats - oder Krongüter) (5), fondern auch in manchen 

Ländern der fürftlichen Familie zugehören (fürftlihe Stamm- 

oder Hausgüter). Die war bisher in Deutfchland hie und da 

der Fall, Die deutfchen Kaifer befaßen Staatsgüter, die bei dem 

Öfteren Uebergange der Kaiferwlrde von einem Haufe zum än- 

dern ſich nach und nach verloren und in die Hände der Neichsfür- 

ſten gelangten (ce). Die Tafelgüter der geiftlichen Fürften (4) 

und die Befigungen der Meichöftädte gaben jedoch fortwährend 

das Beifpiel unverfennbarer Staatögüiter (e). Die Kammer- 
güter der weltlichen Fürften dagegen hatten feinen gleichför- 
migen Urfprung. Anfänglich waren es Privatgüter (Allode, 

Allodien), welche in den fich emporhebenden Familien durch 

Kauf, Erbſchaften, Heirathen ꝛc. fich allmälig vermehrten (f), 

und, wie aus den reichen Grundeigenthiimern mit der Zeit 

Faiferliche Beamte, Lehenträger und endlich Landesherren 

wurden, nicht bloß zum Unterhalt diefer fürftlichen Gefchlechter, 

fondern auch zur Beftreitung von Negierungskoften benüst 
wurden, Später erhielten diefe Güter mancherlei Zuwachs aus 

Reichslehen, aus Faiferlichen Staatögütern, nach der Reforma— 

tion auch aus aufgehobenen geiftlihen Stiftern (9), ferner aus 

den Domänen der neu erworbenen Landestheile, alfo aus 
ftaatsrechtlichen Veranlaffungen, Bei diefem verfchiedenartigen 

Urfprung der Kammergüter ift der Streit und die Unbeftimmt- 

heit der Meinungen Über die rechtliche Natur derfelben leicht 

zu erflären, zumal da von Seite der Staatögewalt wegen des 

Mangels Flarer ftaatsrechtlicher Begriffe nichts zur Verhütung 

fpäterer Zweifel gefchehen war (A). 

(a) In den Begriff derfelben pflegte man fonft noh das Merkmal 
aufzunehmen, daß fie unter die Verwaltung eines Kammercol- 
legiums geftellt feien, z. B. bei v. Sedendort, Zeutfcher Fürften= 
ftaat, ©. 359. — Bergius, Polizei» u. Kameral-Magazin, I, 
198. — Domäne, domanium, wurde aus dem franzöfiichen, le 
domaine, herüber genommen (wahrfcheinli von dominium, oder 


nad) einer anderen Ableitung von doma, Grundftüd). — Vgl. 
Klüber, Deff, Recht, S. 232 233, 


(6) In Frankreich z.B. wurden die Domänen frühzeitig ald Staats— 
aüter anerkannt, Bodinus, De republica, lib. VI. Cap. 2. ©. 
648 der Parifer Ausg, v. 1591. 
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(c) Hüllmann, Einanzaefä S. 1 fl — v. Boffe, Darft. bes 
ſtaatsw. Zuſt. ©, 73, 113. 

(4) Die Schriftfteller nehmen aud) häufig Kammer» und Zafelgüter für 
ganz gleichbedeutend, 4. B. v. Sedendorf u. Bergius a. a. O. 

(e) Dody find die geiftlihen Güter eigentlich als der Kirche gehörig 
zu betrachten, — penes fundationem ecclesiasticam — Pütter, 
Institut. jur. publ. Germ. $. 191, 

(MM) Wurden ganze Ortſchaften und felbft größere Bezirke auf einem 
diefer Wege in die Gewalt eines Fürften gebracht, fo kamen noth— 
wendig die darin enthaltenen eigentbümlichen Befisungen des bis- 
berigen Grundherrn in das Eigenthum des Fürften. Beifpiele: 
Vergrößerung des Burggrafthbums Nürnberg feit 1235, bei 
Fiſcher, Beichreib, des Fürftenth. Anspad), I, 81 — 110 (Ansb. 
1787). Weber die allmälige Vergrößerung der badifchen Domänen 
Pfiſter, Geſchichtl. Entwidl. des Staatsrechts des Gr. Baden, 
I, 142 (1836). Der Verf. nimmt zwiſchen ben Haus: u. Staats« 
dbomänen eine mittlere Glaffe, die Hofdomänen, an, bie aus chmal, 
Reichslehen beftehe, 

(9) In Würtemberg wurde noch 1806 das evangelifchhe Kirchengut 
des Erblandes, im Betrage von etwa 10 Mill. fl., dem Kammer: 
gute einverleibt. Die Berfaflungsurfunde verordnet $. 77 bie 
Ausfheidung und Rüdgabe des Kirchengutes, welche aber noch 
nicht ausgeführt worden ift. — In Frankreich wurde im Anfange 
der erften Revolution, in Spanien 1835, in Rußland erft in den 
legten Jahren das Kirhengut vom Staate eingezogen. 

(A) Am meiften wurde darüber geftritten, ob die Rammergüter vers 
äußerlih und verjährbar feien, f. 4. B. Pfeffinger ad Vitria- 
rium, 111, 1347 ff. — Gutadten ber Juriftenfacultäten, die Dans 
növ. Verfaffungsfrage betr., ©. 213 (1839). — v, Rotted 
a a. O. ©. 466 ff. 


$. 91. 

Die auf die angegebene mehrfache Weife allmälig entftan- 
denen Theile ded Kammergutes wurden nicht nach der Art 
ihres Urfprunges in zwei Glaffen unterfchieden, fondern als eine 
einzige Mafje behandelt und nur von denjenigen Befigungen 
genau getrennt, die der Fürft ganz wie ein Privatmann befaß, 
den fog. Chatoulgütern (a). Es wurde allgemein der 
Grundfaß angenommen, daß der Ertrag ded Kammerguts (mit 
Einfhluß der Negalien) für Staatözwede, und zwar zunäcft 
für die der Hofftaats-, fodann aber auch für Negierungsaus- 
gaben verwendet werden müffe und Steuern erft dann zuläffig 
feien, wenn jene Einfünfte nicht zureichen (5). Da nun zu= 
gleich die Unveräußerlichfeit der Kammergüter dur Lan— 
des=-oder Hausgefehe oder Uebereinkunft mit den Landſtaͤnden 
faft durchgängig als Regel ausgefprochen und die Vererbung 
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diefer Befigungen wie der Geſchlechtsfideicommiſſe der adelichen 

Familien nach der Erſtgeburt im Mannsſtamme, alſo zugleich 

mit der Fuͤrſtenwuͤrde, vorgeſchrieben war, ſo war fuͤr den 

Staatshaushalt hinreichend geſorgt. Die Hausguͤter der deut- 

ſchen Fürften bildeten folglich eine eigenthümliche, zwifchen 

reinem Privat» und Staatsgute in der Mitte ſchwebende Art 
von Befißungen, mit welcher aber wahres Staatögut innig ver- 
mengt war, Erſt in neuerer Zeit wurde das bisher unbeftimmt 
gebliebene Nechtsverhältniß genau feftgeftellt, jedoch ohne daß 

man in eine mühfame Sonderung jener beiden Gattungen ein- 
gehen wollte, In einem Theile der deutfchen Staaten wurden 
die Kammergüter ald Staatögut erklärt (ec), was die Domä- 
nen in den außerdeutfchen Gebieten, zufolge des öfteren Wech— 
felö der regierenden Gefchlechter, fchon früher geworden wa— 
ren (d), während dagegen in anderen deutfchen Ländern der 
fürftlichen Familie das Eigentum der Domänen, felbft in. den 
neu einverleibten Pandestheilen (e), vorbehalten (f), jedoch 
auch die Verwendung ded Domänenertrags zu Staatsausgaben 

im Allgemeinen (g) oder zur Beflreitung der SHofflaatsaus- 

gaben (A) zugefichert ward (i). 

(a) Dahin gehört das in einem fideicommiffarifchen Verbande ftehende 
Hoflammer: (KRammerfhreibereis) Gut in Würtemberg, welches 
ungefähr 200000 fl. rein abwirft, Herdegen, ©, 147, ©. aud 
Klüber, Deffentl. Recht, $. 335, — In Frankreich hießen die 
Privatgüter des Königs domaine prive. Sie wurden befteuert 
und durchaus gemeinrechtlich behandelt, nur daß der König nicht 


an die Beftimmungen über den Pflichttheil gebunden war, Ma- 
carel, De la fortune publ. I, 140, 


(6) v. Sedendorf, T. Fürftenftaat, ©. 363, Die Kammergüter feien 
beftimmt 1) für den Unterhalt der fürftl, Familie, 2) für Befol: 
dungen der Beamten, 3) für Gefandtfchaften zc., 4) für Schlöffer, 
Feftungen, Straßen ıc., 5) Kirden, Schulen, auch 6) für Er- 
göglichkeit des Fürften. — Belege aus dem deutſchen Staats: 
rechte aefammelt in den Protofollen der nafauifchen Herrenbank, 
1819, Beil. ©. 287. Beftreitung diefes Sages in der Schrift: 
Ueber die Domänenfrage im H. ©. Meiningen, 1847, ©. 40, — 
Die Erinnerung an obigen Grundfaß ift noch durch die heutige 
Form des würtemberg. Haupt-Voranſchlages ausgedrückt, welcher 
in drei Theile zerfällt: 1) Staatöbedarf, 2) Ertrag des Kammer: 
gutes, 3) Dedungsmittel für das zu 1) nod Fehlende, nämlich 
Auflagen. 

(ce) Preußen fhon im Jahre 1794, durch das Landrecht (Nicolai 
a. a. ©. 1, $.1). Jedoch wird ein (nicht ausgefchiedener) Theil 
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ber Kammergüter fortwährend als Stammgut unter dem Namen 
Kronfideicommiß betrachtet, weil bei ber Ermwerbung der Mark 
Brandenburg im I. 1415 durch den Burggrafen von Nürnberg 
der Kaufpreis (400 000 Goldfl.) aus dem Pausvermögen des 
Zollern’fchen Geſchlechtes beftritten ward. Hierauf bezieht fich die 
Anordnung, daß von dem Ertrage der Domänen eine beftimmte 
Summe für die Hofftaatsausgaben abgezogen und der Ueberreft 
in den Etat aufgenommen wird. Unrichtig Schmalz, Staatsw. 
8.11, 179; „Die Domänen find überall in Europa wahre Privat- 
güter der Fürſten.“ — Baiern 1818, Verf. urk. Zit. II, $.1. 2. 
— MWürtemberg 1819, Berf. urk. $. 103, in Anfehung des k. 
Kammergutes. — Kurheffen 1831, Verf. Urk, $. 139, 140, mit 
Vorbehalt einer Ausfcheidbung des Staats und Familiengutes, 
— Dannover, in dem (1837 einfeitig aufgehobenen) Grundgef. 
v. 1833, $. 122, — Sachſen, Verf, v, 1833, $, 18, 


(4) Dänemark, Frankreich, Großbritanien, Niederlande, Schweden ıc, 
ſ. Vollgraff, Syfteme der prakt. Politik. IV, 501. In Frank⸗ 
reich wurde das Privateigenthum des Königs im Augenblick der 
Thronbeſteigung Staatsgut. Edict v. 1607. Gef, v. 8. Rob. 1814. 
Die dem Könige zur Benutzung überlaſſenen Staatsgüter bildeten 
das domaine de la couronne, Das Gef. v. 2. März 1832 fagt, 
daß die Givillifte, die der König während feiner Regierun zu 
genießen hat, aus einer Ausftattung von unbeweglichen Gütern 
—— immobiliere) und einer jährlichen Zahiung aus der 

taatscafje beftehe. Es gehörten jedoch auch bewegliche Dinge 
dazu, wie Juwelen, Kunftwerke, Bücher, Zimmergeräthe 2c,, ferner 
Schloͤſſer, mehrere große Landgüter, die Fabriken zu Sevres und 
Beauvais und die Zapetenfabrik des Gobelins, fodann 3 Wälder. 
Dagegen ift das bisherige Apanagium des Haufes Orleans von 
1661, 1672 und 1692 wieder mit dem Staatsgute vereinigt wors 
den. Macarel, Fort. publ. I, 114. — In ben Niederlanden 
wurde erft unter König Wilhelm II das Eigenthum der Domäs 
nen an den Staat zurüdgegeben. 

(e) Vollgraff, ©. 500, 

() 3. 3. Naffau (1814), Walte (1814), Baden, Gotha, Liechten⸗ 
ftein (1818), Großh. Heffen (1820), Weimar, Koburg ( 1821), 
Kurheſſen, Altenburg (1831), Braunfhweig (1832), Hobenzols 
lern:Sigmaringen (1833), Hannover (Verf, dv. 1840), Schwarze 
burg-Sonderöhaufen (1841). In mehreren andern deutfchen Län: 
bern (4.8. Medienburg, die Anhaltifchen und Reußifchen Lande) 
ift dieß fchon länger anerkannt, Im Großh. Heffen foll (Berf. 
Urk. v. 17. Dec. 1820, Art. 6, 7) der Domänen an den Staat 
abgegeben werden, zum allmäligen Berkaufe behufs der Schul: 
denfilgung, die übrigen %, bilden das fhuldenfreie unveräußer: 
liche Eigenthum des großherzogl. Haufes, doch werden die Ein: 
fünfte in dem Budget aufgeführt und zu ben Staatsausgaben 
verwendet. Die Hofftaatsausgaben find vorzugsweife darauf radis 
eirt. Im I. 1840 ift die Uebereinkunft getroffen worden, daß 
ftatt eines Theiles der Kammergüter eine Geldfumme von 2 Mill, 
fl. an die Staatscaffe abgeliefert werden folle, 

(9) Protok. der naff. Herren-Bank, a. a.D. ©. 300. — Baben, Verf. 

urk. (v. 1818) 8. 59:° „Ohnerachtet die Domänen, nad) allge 
mein anerkannten Grundfäßen des Staats— und Gürftenrechtes, 
Rau, pol. Dekon 3te Ausg, I. 8 
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unftreitiged Patrimonialeigenthbum des Regenten und feiner Fa— 
milie find, und Wir fie au in bdiefer Eigenfhaft — hiermit 
ausdrüchich beftätigen, fo wollen Wir dennoch den Ertrag ber: 
felben , außer der darauf radicirten Givillifte und außer anderen 
darauf haftenden Laften, fo lang als Wir uns nit durch Her⸗ 
ftellung der Finanzen in dem Stand befinden werden, Unfere Un: 
tertbanen nach Unferm innigften Wunſche zu erleichtern, — der 
Beftreitung der Staatslaften ferner belaffen.“ Ueber die aus die- 
fer Beftimmung entipringenden Rechtsverhältniffe zwiſchen dem 
Fürftenhaufe und der Staatscaffe ald Nusnießerin der Domänen, 
wobei indeß die reinsprivatrechtlichen Säge nicht unbedingt maaß- 
ebend fein Eönnen, f. Helferich in der Zeitſchrift f. die gef. 
taatswiff. 1847. 1, 3. vgl. $. 99 (5). — Aehnlich Koburg, $. 76 
der Verf. v. 1821, — Braunfchweig, Landſchafts-O. v. 1832, $. 6. 


(h) Naſſau, Meiningen (1829) ꝛc. In biefen Staaten wurde biöher 
zwar ber Hofftaatsaufwand nicht unter den Staatdausgaben, aber 
auch das Domäneneintommen nicht unter den, der landftändifchen 
Berathung unterworfenen Einkünften aufgeführt. In Nafjau hat 
das Anſprechen aller Domänen als Familieneigentyum mehrjähs 
rige Streitverhandlungen hervorgebracht. Man hat von Geiten 
der Regierung neben den gefchichtlichen Gründen geltend gemacht, 
daß die Koften ber beutichen Hofhaltungen Unzufriedenheit er— 
wecen könnten, wenn man fie nit aus Stammgütern befiritten 
fähe und daß eine gewiffe Unabhängigkeit des Fürftenhaufes wün- 
fchenswerth fei, auch daß bereits für 3 Mil, fl. Domänen zum 
Behufe der Sculdentilgung verkauft worden ferien. S. Pro: 
tofoll der naſſ. Herrenbant. 1819. Beil. ©. 251. 1821. ©, 173, 
— {In den weiteren Verhandlungen findet ſich fogar die Behaup- 
tung, bie Herzöge feien zur Zeit bes Reiches Feine Landeöherren 
gewefen, ihre Kammergüter alfo bloße Patrimonialbefigungen; 
die Kammergüter der Entihädigungslande wurden (mit Recht) 
als Erfag der in den abgetretenen Landen verlorenen Dausgüter 
angefehen, Die Herrenbanf erkannte 1831 dieſe Grundfäge und 
die aufgeftellte Erfasforderung an, die Deputirtenlammer erft 
1835, nady langer Verhandlung über den Zahlenpunct. Es wurde 
zugeftanden, daß die Landescaffe mehr Einnahme ald Ausgaben 
zugetheilt erhalten babe und jährlih 126 000 fl. herauszahlen 
mußte, und man verglich ſich 1836 dahin, daß fie 2400 000 fl. 
Kammerfchulden zu 3 Proc. übernehmen folle. Bol. Friedemann, 
Die Verhandl. der Landft. des Herz. Naſſ. über die h. Domänen, 
MWeilb. 1834. Das Domanialvermögen ohne die Mineralbrunnen 
und Sclöffer ift mit 5 Mill. Steuercapital angefchlagen und 
umfaßt 208212 Morgen oder der Oberflähe. — In Mei- 
ningen wurde (Gef. v. 27. Apr. 1831) verordnet, daß einftweilen 
eine beftimmte Summe jährl. aus dem Domänenertrage für den fog. 
Landesetat abgegeben werden folle; beftätigt 26. Apr. 18465-f, Leber 
die Domänenfr, im Hrz. ©. Meiningen. Darmft. 1847. ©. 10. 56, 

(i) Die Ereigniffe von 1848 haben erhebliche Veränderungen in dies 
fem Gegenftande nach fi) gezogen. In mehreren deutfchen Ländern 
wurden auf den Antrag der Landftände die Domänen für Staatsgut 
erklärt und es wurde eine Givillifte eingeführt. So in Altenburg, 
wo die Kammer- und Landeseinkünfte vom Anfang 1849 an zufam= 
mengelegt worden find, in Weimar, wo eine Eivillifte von 250 000 
Rthlr. feftgefegt wurde, in Meiningen mit 225000 fl, Eivillifte, 
in Koburg, in Oldenburg (ſ. $. 46 (c)), Naffau 
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$. 92. 

Der Umftand, daß die Kammergüter wenigftens zum Theile 
Eigenthum der fürftlihen Familien waren, während die durch 
Steuern aufgebrachten Eummen offenbar in das Staatöver- 
mögen gehörten, hat bei der Entftehung der landftändifchen Ver— 
fafjung in Deutſchland zu einer merfwürdigen Einrichtung 
Anlaß gegeben, die ſich noch bis jeßt in mehreren Staaten er- 
halten hat, Die Erhebung von Steuern, wenigſtens von fog. 
directen oder Einfommensfteuern, feßte die Bewilligung der 
Landftände voraus, zugleich war haufig angeordnet worden, daß 
die Steuern unter der Mitwirkung und Aufficht Tandftändifcher 
Commiſſaͤre, oder fogar ganz ausfchließend von diefen, erhoben, 
aufbewahrt und verwendet würden, während die Einkünfte aus 
den Kammergütern und den Hohheitsrechten, als die älteren und 
die nicht beliebig vermehrbaren, unter der ausfchließlichen Ver- 
waltung fürftliher Beamten verblieben. So entitand die Tren- 
nung zweier Gafjen (a), naͤmlich 1) der Kammercaffe, 
welche die Domänen- und Negalieneinfünfte aufnahm und da= 
von hauptfächlich die Hofftaatsausgaben beftritt ($. 45.), jedoch 
da, mo fie reichlich ausgeftattet war, auch nebenbei mandherlei 
Ausgaben für Regierungszwede übernahm; 2) der Landes- 
(auch Steuer>-, Oberfteuer-) Caſſe, in welche die Steuer- 
gefälle floffen und aus welcher die meiften Negierungsausgaben, 
zunächft und vornehmlich die Koften der Staatövertheidigung, 
bezahlt wurden. Die Vertheilungsart der Einkünfte und Aus— 
gaben unter jene beiden Gaffen war nicht in allen Ländern 
diefelbe, was fich leicht daraus erflären läßt, daß man jene 
Scheidung nicht ſowohl nad) allgemeinen Begriffen, als viel 
mehr nad) augenblilihem Bedürfniffe und örtlichen Umftän- 
den vornahm (5). 

(a) v. Sedendborf, T. Fürftenftaat, ©, 503, — v. Jufti, Staates 
wirthſch. 11,89, — Bergius, P. u. 8. Magazin, II, 294 ff. — 

Die römifhe Trennung von fiscus u. aerarium trug vielleicht das 

zu bei, diefe Einrichtung zu empfehlen. Der fiscus, von Auguftus 

geſchaffen, follte die Kriegscaffe fein, wurde aber mehr und mehr 
als die Zaiferlihe Privatcaffe angefehen und nahm faft alle neu 


eingeführten Auflagen auf; der Unterfchied beider Caſſen hörte 
endlich ganz auf. Hegewiſch, S. 178. 195. 
8* 
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(d) In Würtemberg hatten die Landftände bis 1804 die Verwaltung 
der Steuercafje ausſchließlich und lieferten die eingegangenen 
Summen an die einzelnen Staatscafien ab. — In Braunſchweig 
wurde noch nad der Verf. v. 1820 das Landesfteuercollegium 
zum Theil von dem Landesherrn, zum Theil von den Ständen 
befest. Dies hörte nach der Verf. von 1836 auf. Die Oberbe- 
hörde heißt jest SteuersDirection. Sole SteuersGollegien mit 
befonderen Gaffen haben bis jest auch noch in Hannover (aufge: 
hoben 1834 im Folge des Staatögrundgefehes, wiederherger 
ftelle 1841 nad der Aufhebung diefer Verfaffung), in Weimar 
bis 1849 (Regulirung im 3: 1818; die Kammercaffe gab für 
149 500 Rthlr. bisherigen Zufhuß aus Steuern auf, dagegen 
wurden ihr für 149420 Rthir, Ausgaben für Befoldungen und 
Anftalten abgenommen und der Landfchaftscaffe übertragen. Beide 
Stellen, die Kammer und das Landſchafts- oder Steuercollegium 
find dem Finanzminifterium untergeordnet. Die Landftände ers 
nannten 2 Beifiser des Landfchaftscollegiums und den Gaflier der 
Hauptlandfchaftscaffe, Burdhard, ©. 517 ff.), in Hildburg⸗ 
haufen, Meiningen, Walded (die Landescaffe ftebt unter den 
Landftänden), in Koburg u. Naffau beftanden. Hier ftand zwar die 
Landesfteuercaffe nicht unter ftändifcher Mitverwaltung, aber der 
Bedarf wurde wenigftens bei der Steuerbewilligung von den 
Ständen geprüft. Die Scheidung jener von der Domänencaffe 
ift erft im J. 1816 eingeführt worden. Lestere übernahm bie 
dermaligen Penfionen und Landesſchulden, ohne Verpflichtung in 
Anfehbung künftiger Schulden. Man berechnete 1818 das rohe 
Eintommen der Domänencaffe auf ungefähr 1343 000 fl., wovon 
die Adminiftrationstoften gegen 500 000, die Penfionen 273 000, 
die Schuldenzinfen 289 000 fl. wegnahmen und für die Hofhaltung 
nur gegen 223 000 fl. übrig blieben Prot. d. Herrenbant, 1819, 
Beil. ©. 259. 332, Neuerli) (1831) wird nad I4jährigem 
Durdfchnitt der Rohertrag der Domänen auf 1420000 fl., der 
reine auf 516 000 fl. angegeben. Die Einnahme der Landesfteuer- 
caffe betrug im J. 1818 gegen 1%, Million fl, 1840 war fie 
1'785 000 fl. mit Einrehnung von 177 000 fl. Ueberſchuß von 
1839, der Anſchlag für 1841 war 1*886 000. fl. — In Koburg 
fhlagen bie Landftände dem Herzoge die Perfon ded Landescaf- 
firers vor und nehmen an der Abhörung ber Landescaffenrehnung 
Theil. Diefe Saffe empfängt hier aud) den Ertrag der Regalien, — 
In Altenburg (Verf. v. 1831) beftehen zwar eine Kammer: und 
eine Oberfteuercaffe, aber beide ftehen in genauer Verbindung 
und es wirb eine Givillifte bewilliget. — Die ungariſche Hof— 
fammer in Ofen erhob feine Steuern, vielmehr floßen diefe in die 
Kriegscaffen und die Gaffen der einzelnen Geſpannſchaften, f. v. 
Gfaplovicd, Gemälde v, Ungarn, 1, 177. 232. Vgl. überh. v. 
Malchus, Politik der inneren Staatsverwaltung, I, 18, Voll⸗ 
graf, Syfteme der praftifchen Politik, IV, 434, 496. 


$. 93. 
Diefes Nebeneinanderbeftehen zweier Gaffen und die ganz 


abgefonderte Stellung der Domänenbehörden ift für die Finanz⸗ 
verwaltung Feinesweges zuträglich; denn 1) es leidet Darunter 
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die Einfachheit des Gefchäftsganges; 2) es entftehen leicht 
Streitigkeiten und Verwidelungen, wenn die eine Gaffe an die 
andere hinauszahlen foll; 3) es wird die Ueberficht des ganzen 
Staatöbedarfs und die Vergleichung deffelben mit der Gefammt- 
heit der Einnahmen erfchwert und leicht gefchieht es, daß auf 
der einen Seite minder dringende Ausgaben vorgenommen 
werden, indeß auf der anderen wichtige Bedürfniffe unbefriedigt 
bleiben (a). Befler ift es daher, wenn auch da, wo die Domä- 
nen Namilieneigenthum geblieben find, ihr Ertrag und die 
Einnahme aus Hohheitsrechten in dem allgemeinen Finanzplan 
des Staates ihre Stelle finden, den Landftänden mit verrechnet 
werden und in die allgemeine Staatscaffe fließen, aus welcher 
dagegen eine den Hülfsquellen des Landes entfprechende Summe 
für die Hofftaatsausgaben angewiefen wird, F. 48. Wo dieß 
gefchieht, wo die Domänen unter der Leitung ber oberften 
Finanzbehörden und der ftändifchen Mitwirkung ftehen und 
ihrer Verfchleuderung gefeglich vorgebeugt ift (6), da wird ſich 
der Unterfchied beider Arten von Gütern im ruhigen Gange des 
Staatölebens nur noch darin bemerfen laffen, daß bei ihrer 
Veräußerung nicht gleiche Grundfäge befolgt werden, $. 96. 


(a) Bergl. Rudhart, Zuftand des K. Baiern, III, 39, — Stüve, 
Ueber bie gegenw, Lage des K. Hannover, 1832. ©, 86, 
(5) 3. B. Baden, Großh. Heſſen. 


$. 94. 


In der neueften Zeit hat man ſich vielfältig mit dem Ge- 
danken befchäftigt, das Einfommen aus Domänen gänzlich, auf- 
zugeben und diefelben durch Verkauf in die Hände von Privaten — 
übergehen zu laſſen. In den meiſten Staaten iſt die in Eng— 
land (a) fchon früher bemwerfftelligte Veräußerung der Domänen 
angefangen worden (5). Bei der Unterfuchung über die Zweck— 
mäßigfeit diefer Maaßregel (c) muͤſſen zuvörderft die Gründe 
aufgeführt werden, welche man für diefelbeaufgeftellt hat (d). 

1) Die Regierung ift wenig gefchidt, Gewerbe zu betreiben, 
Privateigenthuͤmer benugen in der Negel eine Erwerböquelle 
mit beſſerem Erfolge als jene, meil fie ſich dem Gefchäfte mit 
großem Eifer widmen, unermübet auf Verbefferungen bedacht 
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find und jeden einzelnen Productiondzweig Fraftvoll betreiben, 
während die Regierung ein foftbares Perfonal von unteren und 
höheren Domänenbeamten erhalten muß, welche minder thätig 
und ſparſam find. Die Erfahrung beftätigt es, daß die Domänen 
in Privathänden einen größeren NReinertrag abwerfen und diefer 
Ueberfchuß kommt in jedem Falle dem Volkseinkommen zu 
Statten. Er iſt am größten, wenn die Domänen vor dem Ver— 
kaufe in ſolche Stuͤcke zertheilt werden, daß fie zwar noch eine 
reichliche bäuerlihe Nahrung geben, aber mehr Menfchen als 
bisher befchäftigen und dadurch; den Wohlftand der Landbauen- 
den fo wie die Volksmenge vergrößern. Selbſt wenn der Erlös 
nur den bisherigen Domänenertrag vergütete, fo hätte der Ver— 
kauf doch Vortheile, denn es wächft durch ihn das Volks— 
eintommen und hiermit die Fähigkeit des Volks, größere Staats- 
laften zu ertragen (e). 


(a) Elifabeth u. Jakob I. verkauften viele Domänen, legterer für 
775 000 8. St. Sinclair, a. a, O. I, 205. 232. 

(b) In Defterreicy find nad) dem Patent v. 22. Ian, 1817 fehr viele 

aroße Domänenherrfhaften zur Schuldentilgung veräußert worden. 

Der Verkauf brachte 1818— 1843 3514 Mill. fl, ein. Im preuß. 

Einnahmeetat ift fortwährend 1. Mit. Rthlr. aus gleicher Quelle 

aufgeführt. Bis 1820 find für 20 Mill, von dba an bis 1840 

für 35%, Mill, Rthlr. preuß. Kammergüter verkauft worden. 

(Zweifel über die Zweckmaͤßigkeit dieſer Maafregel bei v. Bülow: 

Gummerom, Preußen, feine — ıc. ©. 153, wo jedoch 

der Drang der Kriegszeit und bie volfswirthfchaftlichen Bor: 

tbeile zu wenig beachtet zu fein fcheinen.) — Belgien: regel: 

mäßiger Domänenverfauf, Gef. v. 28. Dec. 1835, weßhalb im 

Voranſchlag von 1841 2*240 000 Fr. Erlös vortommen. 

Vergl. v. Malchus, Fin. I, 26. . 

%. Smith, III, 208, — Schmalz, Staatsw, &. II. 180. — 

Lotz, II, 120, — Bülau, Der Staat und der Landbau, ©, 50. — 

„Das Einfommen, welches in jeder civilifirten Monardjie die 

Krone von den Staatsgütern zieht, obſchon es die Bürger nichts 

zu Eoften fcheint, Eoftet do in der That die Gefellfihaft mehr 

als vielleicht jede andere Einnahme der Krone von gleicher 

Größe.” Smith. \ 

(e) Natürlic) würde man da anders urteilen müffen, wo die Pris 
vaten in ber Landwirthfchaft fo wenig Eifer und Geſchicklichkeit 
zeigten, daß fie von den Domänenverwaltern beträchtlich über- 
troffen würden, — In Dänemark follen neuerlich die Staatsgüter 
fo gut verkauft werben, daß ihr bisheriger Neinertrag nur 
1% — 1 Proc. des Erlöjfes war. — Die in Spanien bis 1841 
verkauften Staatögüter waren auf 133 Mill, Re. gefchägt und 
ed wurden 926 Mill. erlöft. In Baiern find in den Jahren 
1826—28 für 2350 557 fl, Domänen verkauft worden, deren 


(c 
(d 


De 


119 


NReinertrag biöher 54 151 fl. ober 2,8 Proc. war, Der Erlös 
ift, wenn man nod 45000 fl. Vorſchüſſe und 35000 fl. Aus: 
ftände einrechnet, das 45fache der bisherigen reinen Rente, und 
verzinfet fi dagegen zu 4,2 Proc. ©. Verh. v. 1831. Beil, XXI. 
Vetterleins Bortr. $. 13, 


$. 95, 

2) Hat der Staat Schulden, fo dient der Verfauf der Do— 
mänen bequem zu ihrer Abtragung (a), auch, gewinnt man 
hiebei noch, indem der Kauffchilling gewöhnlich fo groß ausfält, 
daß er mehr Schuldenzinfen erfpart, als man an Einfünften aus 
den Domänen verliert, Kann man 3. B. den 33fachen Rein- 
ertrag ald Kaufpreis erlangen und damit Schulden abzahlen, 
die 4 Proc, Zinfen Eoften, fo gewinnt man jährlich an 1 Proc. 
diefes Kaufpreifed oder gegen 14 ded Domänenertrages (b). 
Diefer Grund fallt freilich hinweg, wo die Schulden Feine große 
Laft verurfachen, fo daß man fie aus den Ueberfchüffen der 
Staatseinfünfte nah und nad abbezahlen Fann, ohne bie 
Kammergüter hiezu verwenden zu müffen. 

3) Der Domänenbefig verwidelt die Regierung in ein be- 
fonderes Privatintereffe, welches fie manchen allgemeinen Ver— 
befferungen, 3. B. der Ablöfung läftiger Nealrechte, abgeneigt 
macht, oder welches wenigftens wegen der daraus herrührenden 
Keibungen mit dem Vortheile Einzelner leicht ald etwas Ge— 
haffiges betrachtet wird. 

4) Die Erfahrung zeigt, daß zur ficheren Dedfung des Staats- 
aufmwandes Domänen Feinesweges erforderlich find und daß in 
mehreren europäifchen Staaten, wo die Domänen nur einen gerin- 
gen Beitrag liefern, doch die Einfünfte reichlich, regelmäßig und 
ohne Bedrüdung der Bürger eingehen (ec). 

(a) Schon im alten Rom gefchah diefes, bei der Gelbverlegenheit im 
Sahre 554 u. c. im Anfang des macedonifchen Kriegs. Die Eon: 
fuln irugen darauf an, die Gläubiger warten zu laffen, was der 
Senat verwarf, Cum et privati aequum postularent, nec tamen 
solvendo aere alieno resp. esset, quod medium inter utile 
et aequum erat, decreverunt. Es wurden bdifponible Staats⸗ 
güter nach ber Abſchätzung durch die Gonfuln den Gläubigern 
überlaffen, mit einem 3ins von 1 As für bas jugerum, um ein 
Beihen zu haben, wenn ber Staat fpäterhin die Güter wieder 
einlöfen Eönne, Livius, XXXI, 13, 


(5) Vgl. $. 94 (e). 
(ce) ©. die in $. 89 (4) mitgetheilten Angaben. 
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Dagegen ift die Beibehaltung der Domänen aus andern 
Gründen in Schuß genommen worden (a). 

1) Aus dem Gefichtspuncte der Staatöklugheit im Allge- 
meinen hatman fie als eine wefentliche Stüße der erblichen Fürften- 
würde angefehen, weil diefe aus dem Neichthume an Pändereien 
entfprungen fei und alſo fortdauernd auf ihm ruhen müffe; das 
Domäneneinfommen wird ferner wegen feiner Unabhängigkeit 
von landftändifcher Bewilligung und überhaupt wegen feiner grö- 
ßeren Sicherheit in Zeiten innerer Unruhen und großer Umwäl- 
sungen fir vorzüglich ſchaͤtzbar erachtet (5). — Solche Ruͤckſich— 
ten auf die Page ber fürftlichen Gefchlechter find hauptſaͤchlich 
bei denjenigen Domänen bedeutend, welche aus Stammgütern 
beftehen ($. 46. 90), und fie fünnen überhaupt in Beziehung 
auf Fleinere Staaten, deren Selbftitändigfeit mehr gefährdet üt, 
nicht für unbegründet gehalten werden, befonderd wenn ſchon 
durch die Ablöfung der Grundgefälle unvermeidlich ein Theil 
des Domäneneinfommend verfchwindet. Indeß gewährt wenig— 
ftens in ruhigen Zeiten, und in Pändern von einer hinreichend 
entwidelten Volkswirthſchaft die Befteuerung ebenfalls leicht die 
Mittel zur Befriedigung der Staatöbedürfniffe, und es wäre 
nicht rathſam, jene Vortheile da, wo erhebliche volkswirthſchaft⸗ 
liche Erwägungen den Verkauf empfehlen, mit einem großen 
Opfer zu erfaufen. Auch ift es jedenfalld genügend, wenn ein 
folcher Theil der Domänen erhalten wird, auf deffen Neinertrag 
die Givillifte angewielen werden Fann, 

2) Das Domäneneinfommen erregt Feine Unzufriedenheit, 
weil es aus einem eigenen Erwerbe der Regierung herfließt und 
Niemanden eine Entbehrung verurfacht, während die Auflagen 
ungern entrichtet werben und unvermeidlich zu manchen Un— 
gleichheiten und Beläftigungen Anlaß geben. Würden vollends die 
Kammergüter unvortheilhaft verfauft oder die eingehenden 
Kaufgelder nicht gut zu Rathe gehalten (ec), fo müßten fogleich | 
die Steuern erhöht werden, um den Ausfall in der Einnahme 
zu deden, — Hiebei ift jedoch zu bemerfen: 

a) Jener Vorzug des aus Domänen fließenden Einfommens 
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dürfte nicht entfcheiden, wenn, ohne daß die Einzelnen 
es gewahr werden, die Kammergüter weniger ertrügen 
ald Privatländereien und fomit die Production im Gan- 
zen geringer wäre. Nur bei einer der Privatbenugung 
nicht nachftehenden Bewirthfchaftungsweife der Domä- 
nen ift diefer Umftand bedeutend (4). 

b) Werden mit den Kaufjummen Schulden getilgt, fo ift 
gar Feine Vermehrung der Auflagen nothwendig, fteigen 
dagegen aus anderen Urſachen die Staatsbeduͤrfniſſe, 
fo würde auch die Beibehaltung der Domänen eine 
ftärfere Befteuerung nicht verhüten fönnen; gegen eine 
Verfchleuderung oder eine Verwendung des Erlöfes 
für laufende Staatsausgaben aber kann in einem wohl- 
geordneten Staate eine gefeßliche Vorkehrung ſchuͤtzen. 


(a) Gr. Soden, V, 45. — v. Jakob, 1, $ 76. 19%. - Herzog, 
Staatswirthfch. Blätter, II, 5 (1820). 

(5) v. Haller. — Rudhart, Zuftand des K. Baiern, II, 37. — Ans 
dere fehen gerade umgekehrt im Beftehen vieler Domänen eine Ge— 
fahr für die bürgerliche Freiheit. Sinclair, History, III, 294. 
Zachariä, Vierzig Bücher vom Staate, H, 79, 

(c) Aus diefer Beforgniß ıft Gr. Moltke dem Berfaufe abgeneigt, 
Ueber bie Einnahmequellen, ©. 30. 

(4) In Eleinen Ländern ift es leichter, die Domänen zu beauffichtigen 
und für ihre gute Behandlung zu forgen. 


$. 9. 


3) Das Domäneneinfommen muß im Verlaufe längerer 
Zeiträume fteigen, weil die Grundrente mit der Preiserhöhung 
der Bodenerzeugniffe und dem befferen, Funftgemäßeren Anbaue 
der Ländereien erhöht wird, $. 224, Durch den Verkauf gegen 
eine Geldfumme geht diefer VBortheil verloren, und der Schaden 
ift defto größer, wenn die Veräußerung in einer Zeit vorgenom⸗ 
men wird, wo es noch an Gapitalen und Arbeitskräften zu einer 
befferen Bewirthſchaftung durch Privaten fehlt, und wo deßhalb 
die Kauffchillinge niedrig find, — Diefe Säbe, deren Gewicht 
nicht verfannt werden Fann, müffen von unzeitigen Verkäufen 
abhalten. Doc) ift dabei auch dieß zu erwägen: 

a) die Grundrente von Privatländereien nimmt fehneller 
zu, ald von Domänen (a), 
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b) die Staatscaffe zieht auch von dem größeren Grundein⸗ 
kommen der Bürger auf mancherlei Weife mittelbar 
Bortheil, 3. B. in der Grundfteuer, 

4) Daß Domänen bei Staatsanleihen größeren Credit ges 
ben, ift in der neueren Zeit von geringer Erheblichfeit, weil man 
bei gut georbnetem Staatöhaushalte und erprobter Gerechtigkeit 
der Regierung jener Grundlage des Gredites nicht mehr bedarf 
und befonders die landftändifche Zuftimmung dem öffentlichen 
Vertrauen weit mehr nüst. 

5) Kammergüter leiften gute Dienfte, wenn man landwirth⸗ 
Ichaftliche Verbeſſerungen einführen will, die von jenen aus fich 
weiter verbreiten Eönnen (2). 

(a) Schmalz, Il, 181, erzählt von einem Staatögute, welches 1739 für 
3 300 Rthlr., und nach 1805 nicht höher als für 3 900 Rthlr. vers 
pachtet worden ift, während ber Pachtzins eines benachbarten ades 
lichen Gutes in jener Zeit von 800 auf 3 000 Rthlr. geftiegen war. — 
Man hat berechnet, daß die Güter der im 3. 1542 von Heinrich VIIT. 
aufgehobenen Klöfter gegen 273 000 Pf. St. eingebracht haben 
mögen, und brittehalb Jahrhunderte fpäter wenigftens 6 Mil. jähr⸗ 
lichen Ertrag haben bringen können. Sinclair, a. a. O. I, 184, 


(5) Domänen mit beträdhtlidhen Gebäuden dienen aud) zu Arbeitd- und 
Srerenhäufern, Schullehrerfeminaren u. dal. 


$. 98, 


Nach der Abwägung der vorftehenden einander wiberftreis 
tenden Gründe gelangt man nicht zu einer einfachen unbeding- 
ten Negel. Der Verkauf aller Domänen wäre eben fo wenig 
gerechtfertiget, ald die Beibehaltung aller, vielmehr wird das 
zwedmäßigfte Verfahren von verfchiedenen drtlihen und zeit— 
lihen Umftänden bedingt, die man fo Üüberbliden Eann: 


1) Zweck der Benugung. Solche Güter, die nicht bloß 
ihres Geldertrages willen, fondern auch noch zu einem befonderen 
Gebrauche nüglich find, z. B. Mufterhöfe, Güter, auf denen 
man vorzügliche Viehraſſen unterhält u. dgl. ($. 97. Nr. 5), 
fallen nicht unter die folgenden Ruͤckſichten und verdienen erhal- 
ten zu werden. 

2) Zuftand der Bewirthfchaftung und Ertrag ber 
Domänen in Vergleich mit den Grundbefigungen ber Einzelnen. 
Se mehr der Unterfchied zwifchen beiden zu Gunften der letzteren 


beträgt, defto größeren volfswirthfchaftlichen Gewinn verfpricht 
der Verkauf. Dieß ift vorzüglich da der Fall, wo in einer Ge- 
gend die ſchwunghafte, intenfive Benutzung des Bodens (I, $. 
370.) üblich geworden ift, oder wo die Güter großer und fchwie- 
riger Grundverbefferungen bedürfen, die ein Privatunternehmer 
mwohlfeiler ausführt als die Regierung. Ein Kennzeichen folcher 
Umftände kann man theild in den hohen Preifen des Grund- 
eigenthbums in einer Gegend überhaupt, theild in dem großen 
Erlöfe aus Domänenverkäufen finden, 3. B, wenn man die 40- 
oder 50fache Rente empfinge. Begreiflidy hat auch die bei jener 
Vergleichung zu Grunde gelegte Art der Domänenbewirthfchaftung 
auf dad Ergebniß großen Einfluß und je weiter man in der Ge- 
ſchicklichkeit kommt, den Domänen einen höheren Ertrag abzuge- 
winnen, defto leichter ift die Erhaltung derfelben gerechtfertigt. 


3) Vermuthung über den fünftigen Ertrag. Päßt 
fi in Folge äußerer Ereigniffe oder einer befieren Benutzung 
ein Steigen deffelben bei den Kammerguͤtern erwarten, und wer- 
diefe hierin den Privatbefigungen nicht weit nachftehen, fo macht 
dieß die Beibehaltung rathſam. 


4) Beſchaffenheit ver Kammerguͤter. Solche, die viel 
Capital, Arbeit und Fleiß in Anſpruch nehmen, follten am erften 
der Betriebfamkeit der Privatperfonen überlafien werden. Dief 
gilt am meiften von dem Garten- und Neblande, weniger von 
dem Aderlande, am wenigften von Wiefen und Waldungen. 


5) Verwendung bed Erlöfes, Wo feine Staatsfchul- 
den vorhanden find, da koͤnnen die Summen zur Errichtung großer 
productiver Werke von unzweifelhafter Nüplichkeit, 3. B. Land: 
oder Waſſerſtraßen, benugt werden, und hier kann auch die Staats- 
cafje unmittelbar oder mittelbar, durch erhöhten Betrag anderer 
Einfünfte, ein den Zinfen entfprechendes Einkommen finden. 
Sollte es gänzlich an einer guten Gelegenheit fehlen, die Kauf- 
gelder ficher und einträglich anzulegen, fo wäre es beffer, die Kam- 
mergüter als eine Aushülfe für fpätere Zeiten zu bewahren. (a). 


(a) Ueber biefe Schwierigkeit f. die Schrift: Bemerkungen über bie 
Berfteigerung der Zürcherfchen Domänen. Dec. 1831. 
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At in einem gegebenen Falle nach vorftehenden Rüdfichten 
ein Verkauf von Kammergütern ſowohl aus volfswirthfchaft- 
lichen, als aus finanziellen Gründen für nüglich zu erachten, fo 
fommt bei der Ausführung diefer Maafregel noch Folgendes 
in Betracht: 

1) die Befugniß der Regierung’ zu derfelben, Früherhin 
war eö in vielen Ländern verboten, Domänen anders, ald mit 
Anfchaffung eines Erfages in Grundftücden gleichen Werthes zu 
verkaufen. Dieß Verbot mag in Zeiten, wo man zur leichtfinnigen 
Aufzehrung der Kaufgelder geneigt war und oft Ländereien blos 
diefer Neigung willen verfaufte, gute Dienfte geleiftet haben und 
ift zur Widerrufung folcher Veräußerungen oft angewendet wor- 
den (a) ; in einem guigeregelten Finanzwefen ift es unzwedmäßig, 
weil ed auch nügliche Veränderungen verhindert, Die beabficy- 
tigte Sicherung wird eben fo gut auf anderen Wegen erreicht, 
Es ift nicht einmal nöthig, die vorgängige Zuſtimmung der Kand- 
ftande zu Domänenverfäufen zu fordern (5), wenn nur das Ge— 
feß eine folche Anwendung der Kaufgelder vorfchreibt, daß dies 
felben entweder andere Staatseinfinfte zu Wege bringen oder 
eine entfprechende Zinserfparung bewirken (c). 

2) Der Zeitpunct des Verfaufes muß fo gewählt wer- 
den, daß ein guter Erlös zu erwarten ift; es dürfen Feine Um— 
ftände vorhanden fein, welche viele Begüterte abhalten Fönnten, 
Ländereien und insbefondere Domänen zu erwerben z. B. die 
Furcht vor einer Staatdummälzung, bei der die Verkaͤufe wider- 
rufen würden. Um das Angebot nicht zu ſtark werden zu laffen, 
muß der Verkauf größerer Maffen von Domänen nur allmälig 
veranftaltet werden, 


(a) Das preuß. Hausgefes von 1713 erklärt die Unveräußerlichkeit ber 
Domänen. Ein neueres Hausgefes vom 5. Nov. 1809, welches mit 
dem Beirathe einberufener angefehener Männer (Notabeln) aus 
allen Provinzen zu Stande gefommen war, geftattet den Verkauf 
in Fällen, wo er für das gemeine Wohl und für das Intereffe der k. 
Familie vortheilhaft ift. 

(5) 3.8. dab. Verf. Urkunde $. 58. Ausgenommen find die Ablöfung 
von Grundgefällen, der Verkauf entbehrlidher Gebäude und folche 

“ Beräußerungen, die die Landescultur befördern oder zur Aufhebung 
einer nachtheiligen eigenen Verwaltung bienen. Der Erlös muß 
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- aber zu neuen Ankäufen verwendet oder der Schuldentilgecaffe zur 


Verzinfung übergeben werben. Aehnlich kurheſſ. Verf. $. 142, fächf 
Verf. $. 18, würtemb. Verf. $. 108. In diefen beiden Staaten foll 
ber Erlös zur Erwerbung anderer Grundftüde angewendet werden, 
Aud in Frankreich, Brafilien ꝛc. ift Zuffimmung der Landftände zu 
jedem Verkaufe erforderlich. — In Baden wird der aus dem Do— 
mänenverfaufe und den Ablöfungen eingegangene und nicht wieder 
zu Ankäufen verwendete, fondern zur Einlöfung von Staatsobliga= 
tionen benugte Betrag unter dem Namen des Grundftodsver: 
mögens als eine Forderung des Fürftenhaufes an das Land bes 
tradhtet und als ein befonderer Beftandtheil der Staatsfchuld auf: 
geführt. (Jedoch find unter den verkauften Gegenftänden audy wahre 
Staatögüter begriffen gewefen, weßhalb das Grundftodsvermögen 
aus Stamm» und Staatsgut gemiſcht ift.) Bis zum Belaufe von 
12 Mill. fl. ift diefes Grundftocdsvermögen unverzinslich; was diefe 
Summe überfteigt, wird den Domänencaffen aus der Schuldentil- 
gungscaffe verzinfet. Der Stand am 1. Ian. 1846 war 24494 000 fl., 
worunter aber beinahe 9 Mill, noch ausftehende Zehntablöſungs— 
capitale, — In Würtemberg war die Grundftodsverwaltung am 
30. Zuni 1841 fogar 104517 fl. mehr ſchuldig, als fie zu forbern 
hatte, weil hier keine Tilgung von Staatsſchulden aus Mitteln des 
Grundftods vorkommt, diefe alfo ganz zu Ankäufen und Bauten 
verwendet werden muß. Ankäufe werden burd das Zurüdziehen 
von einftweilen angelegten Summen beftritten. Am 1. Zul. 1844 war 
dagegen das Grundftodsguthaben 1 849000 fl. In Kurheffen wird 
es mit dem Grundftod ebenfo gehalten wie in Würtemberg, 


(c) Rad) der baier, Verf. Urf. Zit. IN. $. 6. 7, find von dem Veräuße⸗ 
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rungsverbote ausgenommen die „zur Beförderung ber Landescultur 
oder fonft zur Wohlfahrt des Landes oder zum Beften des Staats: 
ärars und zur Aufhebung einer nadtheiligen Selbftverwaltung” 
für gut befundenen Verkäufe. Doc dürfen die Landeseinkünfte nicht 
geſchmälert werben und es foll ald Erjag entweder eine Dominical- 
rente bedungen, oder ber Kaufidilling zu neuen Erwerbungen oder 
zur zeitlichen Aushülfe des Schuldentilgungsfonds oder zu andern, 
das Wohl des Landes bezielenden Abfichten verwendet werden, — 
Großh. heſſ. Berf. Urk. Art. 7— 10, Familiengüter dürfen nur in 
wenigen Fällen (entbehrliche Gebäude, Vergleiche zur Beendigung 
von Rechtsftreitigkeiten, Ablöfungen von Grundzinfen 2c.) verkauft 
werden und ed muß den Ständen eine Berechnung über den Erlös 
und beffen Wiederverwendung zum Grundftode vorgelegt werden, 
Ebenfo bei den Staatögütern, wenn die Schulden abbezahlt find. — 
In Frankreich erforderte jeder Verkauf, Umtauſch ze. die Geneh— 
migung der Kammern, In mehreren Ländern werden alljährlich für 
ungefähr gleidhe Summen Domänen verkauft und zu den laufenden 
Einnahmen gezogen ($, 94 (5)). Dieb widerftreitet der Nachhals 
tigkeit, woferne nicht wenigftens ein gleicher Betrag an der Staats 
ſchuld getilgt wird, In Nordbamerica verorbnef ein Gefes von 1841, 
daß ber Ueberfchuß des Erlöfes unter die einzelnen Staaten nach 
einem aus ber Volksmenge hergenommenen Maaßſtabe vertheilt wers 
den fol. E& werden aber aus ihm vorweg beftritten die Koften der 


Bermefiung und des Verkaufs, — die Zinfen der Staatsfchuld, auch 
des durch den mericanifchen Krieg entftandenen Zuwachſes derfelben, 


— die Abfindung der Indianer für Ländereien, — ferner 2 Proc. 
ür allgemeine Unterrichtsanftalten und ebenfoviel für Eifenbahnen 
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und Ganäle, die für die ganze Union nüglidh find, Deßhalb bleibt 
nicht viel zur Vertheilung übrig. 


$. 100, 


Für den Vollzug eines befchloffenen Domänenverfaufes gel- 
ten nachftehende Kegeln: 

1) Da für Eleinere Abtheilungen von Grundftüden mehr 
Kaufluftige vorhanden zu fein pflegen, als für große Flächen, 
fo ift es dienlich, diefe zu zertheilen, nur nicht foweit, daß bie 
gute Bewirthfchaftung erſchwert würde. Bei großen Feldgütern, 
die von Dörfern entlegen find, fleht oft der Mangel an Wirth. 
fchaftögebauden der Zerlegung im Wege, (a) 

2) Den Kaufluftigen wird eine Befchreibung und ein An— 
fchlag zur Einficht vorgelegt. Sind die Grundftüde gut ver- 
meſſen, fo Fann den Käufern der Flächengehalt genau angegeben 
werden, und dies ift nüßlich, weil jede Ungewißheit über den 
Werth des Fauflichen Gegenftandes den Preis erniedrigt. 

3) Man beraumt eine Berfteigerung an, bei der jedoch uns 
befannte oder unfichere Perfonen nur mitbieten dürfen, wenn 
fie eine gewiffe Sicherheit geleiftet haben (2), 

4) Der Ausrufs- oder Einfaßpreis, als Minimum, wird 
nach der Veranfchlagung des Gutes beftimmt, 

5) Die Genehmigung der vorgefegten Behörde wird vor- 
behalten, 

6) Der Käufer wird nicht eher in Befig geſetzt, ald bis er 
einen Theil des Kauffchillings abgeführt hat. Ein anderer 
Theil Fann, wenn es der Käufer wünfcht, einige Zeit verzinglich 
und gegen hupothefarifche Sicherheit ftehen bleiben, ferner Fann 
man flatt einiger Friflzahlungen auch den Kaufpreis in eine 
Zeitrente von längerer Dauer umwandeln, wenn nur der Sicher- 
heit willen ein Theil der Summe fogleich berichtigt wird. Diefe 
Einrihtung ift für wenig begüterte Käufer fehr zweckmaͤßig (ec). 
Bis zur ganzen Abzahlung behält fich der Staat das Unter- 
pfandsrecht vor. 


(a) Die preuß. Regierung verorbnete 1846, daß Tünftig auf pachtlos 
werdenden Domänen in den Provinzen Preußen und Pofen fowie 
im R. B. Köslin zur Verhinderung der Auswanderungen Stüde 
von ungefähr 6U Morgen an Anfiedler verkauft werben follen. 
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(6) In Frankreich verkauft man die Staatswaldungen durch ein Herab⸗ 


(c 


— 


bieten, adjudication au rabais. Man ruft zuerſt um das Doppelte 
des Anſchlags aus und geht dann immer weiter herab, bis Jemand 
ruft:je prends. Dat dieß feinen Erfolg, fo wird verfteigert. 

v. Münd, Ueber Domänenverfäufe. Darmft. 1823, Vergl. II, 8. 60, 
— In Griechenland wird nach dem Gef. v. 1835 die allen Familien: 
bäuptern zugefidherte Ausftattung von Ländereien bis zu dem Be- 
trage von 2000 Drachmen (833 fl.) gegen eine 36 jährige Zeitrente 
von 6 Proc. abgegeben, In Portugal (Gef. von 1834) wird des 
Kaufgeldes ſogleich entrichtet, der Reft in 16 Jahresterminen, mit 


2 Proc, Jahreszins für ben noch nicht getilgten Theil der Schuld, 


$. 100 a. 


Eine Vermehrung der Domänen ift in der Regel nicht 


rathfam. Man hat folgende Mittel zu ihrer Ausführung in 
Vorſchlag gebracht (a): 
1) Heimfallende Ritterlehn, Der längft zwedlos ge 


2) 


3) 


wordene Lehenverband follte lieber unter billigen Bedin- 
gungen aufgelöft, alles Lehengut in freies Eigenthum 
(Allod) umgewandelt werden, 

Urbarmahung oͤder Landftriche, wodurch wenig- 
ftend das ertraggebende Domänengut vergrößert wird, 
Solche Unternehmungen paſſen aber in der Regel beffer 
für Privatperfonen, und man follte daher die zum Anbau 
tauglichen Flächen verfaufen oder in Erbpacht geben. 
Ankauf, Statt Ueberſchuͤſſe der Staatseinkünfte hierzu 
anzumenden, wirde man befler thun, Schulden abzutra= 
gen, Doc koͤnnen befondere Umftände ausnahmsweife 
den Anfauf folcher Kändereien rechtfertigen, die fich für den 
Beſitz der Regierung eignen; z. B. außerordentliche, nicht 
anderweitig gut anzulegende Geldzuflüffe, oder das Hinzu⸗ 
treten gemeinnüßiger Zwecke, wie bei der Anlegung neuer 
Waldungen (II, $. 160.) u. dgl, (8). Vermindert fich das 
Kammergut durch Ablöfung von Gefällen und den Ver- 
kauf unvortheilhafter Beftandtheile, fo haben Anfäufe von 
Ländereien, die nur eine theilmeife Ergänzung jenes 
Stammvermögens bezweden, noch weniger gegen fich, 
vorzüglich wenn dad Kammergut dem fürftlichen Haufe 
gehört, ($. 91.) (Ce). Bei folhen Erwerbungen muß (d) 
a) eine forgfältige Befchreibung und Abſchaͤtzung des 
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Kaufsgegenſtandes entworfen werden, damit man ben 
muthmaßlichen rohen und reinen Ertrag ermefjen koͤnne, 
und insbefondere find auch die auf den Grundftüden ru- 
henden Laften genau auszumitteln, b) Man-muß fich auf 
ſolche Grundbefigungen befchränfen, die leicht und ficher 
zu benugen find und nicht bloß eine fortdauernde genü- 
gende VBerzinfung des Preifes, fondern auch eine fleigende 
Nente verfprechen, weshalb 3. B. Eleine zerftreute Stüde 
ausgefchloffen bleiben, Waldungen aber, wenn fie zur 
Bewirthfchaftung und Beauffichtigung gut gelegen find, 
vorzüglich vortheilhaft find, c) Der Verkäufer muß für 
den angegebenen Flächenraum haften, 


(a) Bergius, Pol. und Kam. Mag. 1, 201. — Mehmed Ali, Vice: 
könig von Aegypten, hat in der neueften Zeit alle Privatländereien 
ins Staatseigenthum gezogen und die bisherigen Eigenthümer mit 
einer lebenslänglichen, dem abgeſchätzten Reinertrage gleichtommen: 
den Rente aus der Staatöcaffe abgefunden. Die Bauern (Fellahs) 
entrichten die Grundfteuer (Miri) und liefern einen Theil der Pro: 
ducte gegen baaren Erfag ab, Die Fleifigen werden im Befise der 
Güter gelaffenz; f.v. Pro keſch, Erinnerungen aus Aegypten und 
Kleinafien, II, 117. (1830). 

(5) Dieher gehört auch die Erwerbung ftandesherrlicher Gebiete, wo— 
durch die Regierungsgefchäfte vereinfacht werden. In Würtemberg 
ift dieß mehrfach geichehen. 

(c) In Würtemberg wurden 1838 — 40 5 große Rittergüter für 450000 
— 410.000 — 400 000 — 175000 — und 94 000 fl, und mehrere 
Eleinere, auch für 518 536 fl, einzelne Waldungen angefauft. Der 
3jährige Betrag der erkauften Ländereien, Gebäude und Berech— 
tigungen fammt den neuerrichteten Gebäuden war 2.696 666 fl. 
Seit 1833 find 28 870 Morgen Wald erworben worden; f. Aus: 
fhußbericht v. 25. Ian. 1842, $. 209, Vortrag des Finanz-Minift. 
v. 1, Febr, 1842, ©, 14. Bericht über die Grundftodsperwaltung 
von 1838—41 (don Goppelt). — In Baden ift 1839 die Stans 
beöherrfchaft Salm:Krautheim für 1°103 976 fl, und eine Waldfläche 
von ungefähr 1700 Morgen für 226207 fl, erfauft worden; minder 
bedeutende Ankäufe finden jährlih Staat. Noch 1845 wurden 
567 000, 1846 aber 510000 fl. für Ankäufe von Grundftüden in 
diefen Jahren ausgegeben. 

(4) V. ber bad, Dom, Kammer v. 81. Jan. 1839 im Verordn. BL, Nr. 2. 


$. 101. 

Die Grundlage der ganzen Domänenverwaltung Äft die ge 
naue Aufzeichnung aller zu den Domänen gehörenden Beftand- 
theile und Gerechtfame (a). Iſt der Umfang der Rändereien 
oder der Nechte noch zweifelhaft, fo wird eine forgfältige Unter— 
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fuchung angeordnet, ed werden die Gränzen der Grundftüde 
berihtigt und neu verfteint. Die Ergebniffe diefer Nachfor— 
fchungen find ausführliche Befchreibungen, Werzeichniffe und 
Protokolle über die vorgenommenen Gefchäfte, Hat man auf 
dieſe Weife eine volftändige Kenntniß des zu bewirthfchaftenden 
Bermögenöftammes oder Grundftodes erlangt, fo muß fort 
während darüber gewacht werben, denfelben ungefchmälert zu 
erhalten und jeden aus widerrechtlichem Willen Einzelner oder 
aus Nachläfjigkeit der Beamten drohenden Verluſt an den Be- 
ftandtheilen der Domänen zu verhindern, Alle durch Zu= oder 
Abgang eintretenden Veränderungen werben jährlich in den Ver: 
zeichniffen nachgetragen, 

(a) v. Malchus, Politik, 11, 38. — Die in Baden beftehenden Vor: 
fchriften bei Wehrer, Inftruction für Verwaltungs, Kaffen: und 
Rechnungsbeamte, 1842, ©. 12. 

$. 102, 
Die Domänen find entweder 
1) zum Betriebe der Erdarbeit geeignet, und beftehen dann 
a) aus Feldgütern, d. h. aus Garten», Reb⸗ und Aders 
land, Wiefen und Weiden, fammt Wirthfchaftsgebau- 
den (a), Kammergüter im engeren Einn, 
b) aus Waldungen, oder 
2) Gewerks-Borrihtungen, ald Mühlen, Brauereien u, dgl., 
oder 
3) Wohngebäude, 

Die Beauffihtigung der Domänenwaldungen hat in dem Er- 
forderniß gründlicher forftwirthfchaftlicher Kenntniffe foviel Ei— 
genthümliches, daß fie befonderen Beamten übertragen zu wer- 
den pflegt, während eine-andere Glafje von Bezirköbeamten 
(Domänen= oder Kameralverwalter, Nentbeamte, 
Kammerbeamte) mit der Beforgung der übrigen Arten von 
Domänen und gewöhnlich auch mit der Einziehung der Grund- 
gefälle befchäftigt wird (B). 

(a) Unterfhieb der Vorwerke, db. h. einzelner Randgüter, von ben 
Domänenämtern, d. h. foldhen großen Gütern, die bei einem 
Dorfeliegen und mit gutöherrlichen Rechten über die Dorfbewohner, 


gewoͤhnlich audy mit manderlei Zubehörungen, ald Brauereien zc. 
verbunden find, 


Rau pol. Dekon, 3te Ausg. IIL 9 
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(5) Die Feldgüter nebſt den Rechten auf Grundgefälle werben. bis— 
weilen unter der Benennung Kameraldbomänen zufammenges 
faßt, 3. B. im Baden; f. Regenauer, Gefege u. Verordnungen 
über die Bewirthfchaftung der Gr, Bad, Kameraldomänen. Karlör. 
1827, — Wehrer, Die Kameral:Domänen-Adminiftration, 1833, 
Defl. Repertorium der Gefese, Verordnungen und Erläuterungen 
über die Bewirtbfchaftung der bad. Kameraldomänen, 1839. Deff. 
angef. Inftruction. — Ueber alle Arten von Domänen verbreitet 
ih ©. 9. &, Hoffmann, Die Domanial:VBerwaltung des wür: 
temb, Staats, Tüb. 1842, — Baden hatte im J. 1847 34 Domänen: 
verwaltungsbezirke, die aber von ungleicher Größe find, fchon wegen 
der ftandesherrlichen Gebiete, im denen feine Kammergüter find 
(1850 nur 31), Würtemberg 65 KRameralämter, 


2, Hauptſtück. 


Verfchiedene Arten der Domänen, 


LESE TEE EEEN 
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Sn den deutfchen Staaten befinden fic noch zahlreiche Kam⸗ 
mergüter diefer Art, die in den meiften anderen europäifchen 
Staaten verfchwunden find (a). Man hat bei den Feldgütern 
die Wahl zwifchen verfchiedenen Benußungsarten, bei denen, 
wenn man fie in einem Ueberblide zufammenfaßt, zwei einander 
fehr entgegengefegte Endglieder durch einige Mittelglieder ver- 
knuͤpft werden und die Erwerböthätigfeit der Bürger in immer 
ftärferem Grade hervortritt, während zugleich die Theilnahme 
der Negierung an dem Betriebe immer fchwächer erfcheint, 
Die laßt ſich fo darftellen : 

I. Keine erblihen Nutzungsrechte von Privatperfonen. 

1) Eigene Verwaltung auf Rechnung der Regierung, 
2) anfangende Beiziehung des Privatintereffes, Gewährs- 
| verwaltung, j 
3) die Bewirthfchaftung wird auf beflimmte Jahre oder auf 
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Lebenszeit einem Pachter überlafien, bisweilen fogar den 
Erben deffelben, Zeitpacht. 
I. Erbliches Benugungsrecht von Privaten, 1 
4) Erbpadht. Hieran reihet fi fodann der fchon betrachtete 
Berfauf mit einem zum Theile ftehenbleibenden Kauflchil- 
ling oder. auf Zeitrenten, $. 99, 


(a) Beifpiele. Baden, 1847: 33 721 Mrgn. verpachtete Grundftüde, 
11 903 M, in Selbftverwaltung, wovon 11 604 M. Wiefen. (1835 —— 
waren 61 Hofgutsgebäude, alfo wahrfcheintich eben fo viele Hof: 
güter vorhanden) — Würtemberg, 1844: 16 161 Mron. in ge: 
ſchloſſenen Maiereien, 18 315 M, in einzelnen Stüden, 2 682 M. 
Seen und 365 Fifhmwaffer. Reinertrag: 1845 — 48 X. 368 823 fl. — . 
Sachſen: 38 Kammergüter, worunter 2 zu 8000 Rthlr. Reiner« 
frag. — Hannover: 72 große Padhtgüter, von denen 2 über 10 000 
Rthir, eintragen, 11 über 5000 Rtblr., und 135 Eleinere unter 1 000 
Rthlr. Ertrag, — Medienburg:- Schwerin hat 280 arofe Pacht⸗ 
güter; die ganze Pachteinnahme der Domänen ift für 1849 auf 
878 600 Rthlr. von den Höfen u, 464 000 Rthlr. von den Dörfern 
angeſchlagen. 


A, Bewirthſchaftung durch Verwalter. 
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Die Bewirthfchaftung auf Rechnung des Staates, durch 
befoldete Verwalter, welche alle Ueberfchüffe der Einnahmen 
über die Ausgaben abliefern (Selbft = oder Eigenverwal- 
tung, Adminiftration), ift von der Privatwirthfchaft fchon 
frühzeitig in das Finanzwefen übergegangen, ob fie gleich 
wegen der genauen Aufficht auf die Verwalter umftändlicher ift 
als die Verpahtung (a), Wo die Landwirthſchaft Funftlos, 
nach gleihförmigen Negeln, mit geringer Corgfalt betrieben 
wird, ift gegen jene wenig einzuwenden, wenn man nur ber 
Medlichkeit der Verwalter gewiß fein kann. Auch fpäterhin, bei 
einem höheren Grade von landwirthfchaftlicher Kunft, ann der 
einzelne Grundeigenthümer fich bei der Eigenverwaltung wohl 
befinden, weil er einen Verwalter auswählen Fann, deſſen Per- 
fönlichfeit feinen Wünfchen vollkommen entfpricht, und weil er 
bei dem öfteren Aufenthalte auf dem Grundſtuͤcke den Betrieb 
zu beauffichtigen und. zugleich Mißbräuchen jeder Art zu begeg- 
nen vermag, Bei den Domänen verhält es fich jedoch anders, 

i 9* 
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und die Erfahrung hat über die Unvortheilhaftigkeit diefer Be— 


nugungsweife hinreichend entfchieden (6). 

(a) Hüllmann, Gefhicte der Dom. Benugung in Deutſchland. Franff. 
a. O. 1807. — Ein Theil der roͤmiſchen agri publici wurde von den 
Sklaven für den Staat verwaltet, unter Aufficht des Senates, der 
die Rechnungen abhörte, Boffe, 1, 76. — Im Mittelalter war faft 
allgemein die Adminiſtration üblid), und noch in der Mitte des 
vorigen Sahrhunderts wurde fie, z.B. von Schreber, a. a. O., 
vorgezogen, denn man fcheute die Verpachtung, um dem Padıter 
nicht einen Gewinn zu laffen, der der Regierung zugewendet werden 
tönnte, und um bie beffere Schonung der Ländereien zu bewirken. 
Secken dorf (Fürftenftaat, S. 373) lehrte indeß fon, daß man 
nad) den Umftänden zwifchen Verpachtung und Verwaltung wählen 
folle, — Es beftand im Ganzen genommen wenig Ordnung und 
Auffiht CHüllmann, Fin, Geſch. ©. 36 ff.), obfhon, Karl ber 
Große, fo wie fpäter Kaifer Friedrich II. in Neapel, fi bemühte, 
die Verwalter durch ausführlicde Inftructionen zum Fleiße anzus 
halten. Der Amtmann, Vogt, judex, hatte jährlich zu Weihnachten 
das ins Einzelne gehende Berzeihniß aller eingegangenen Natura= 
lien (capitul. de villis, Art. 62) zu übergeben, von welchen Faften- 
fpeifen in dasHoflager gefendet, die auf dem Gute zu verbrauchenden 
Vorräthe abgereicht und die Refte aufbewahrt wurden, um allens 
falls verkauft (Art. 33) oder länger in Bereitfhaft gehalten zu 
werden. Am Palmfonntag mußte, nachdem die Geldredhnung durch⸗ 
gegangen war, der Gelderlös eingefendet werden (Art. 28). Kleinere 
Güter ftanden unter Berwaltern oder Meiern (villici). Vgl. Anton, 
Gefhichte der deutfhen Landwirtbfchaft, I, 177. (Düllmann, 
Domänen:Benus. ©. 13 nimmt villicus und judex für gleichbe— 
deutend.) Es läßt fich annehmen, daß die Berwaltungsweife im 
Laufe mehrerer folgender Jahrhunderte nicht weiter vorrüdte, als 
fie fhon in jenen Gefegen, nur ohne dauernden Erfolg, vorges 
fchrieben war. So lange die Hofhaltung häufig von einem Kammer: 
gute zum anderen verlegt und bei Feftlichkeiten eine unglaubliche 
Menge von Naturalien verbraucht wurde, hätte man ohnehin von 
der eigenen Adminiftration nicht abgehen Eönnen, deren Mängeln 
durch jene Gewohnheit zum Theile abgeholfen wurde. Der alte 
judex und villicus laffen fich einigermaßen in dem Amtmann und 
SKaftner des 17. Jahrh. wieder erkennen; f. die Beftallungen beider 
im Anhang bei Sedendorf’s Fürftenftaat, Nr. 1X u. XII. Dem 
judex fcheint der procurator zur Zeit Friedrichs II. in Neapel ent- 
fprodyen zu haben; v, Raumer, Gefhichte der Hohenftaufen, VII, 
6, Nr. XIV. — In Beinen Ländern leitete wohl der Marſchall die 
ganze Verwaltung. Dans v. Schweinichen empfing (1589 ff.) 
alle Sonntage nach Tiſch die Vögte, weldye berichteten, was einge⸗ 
nommen war, worauf die Gefchäfte der nächften Woche verabredet 
wurden; f. H. v. Schw, Leben u. Abenteuer, herausg. v. Buͤſching, 
11, 282 (1833). 

(db) Bei einzelnen Feldftüden ift fie gar nicht ausführbar, 


| $. 105, 
Gegen die Eigenverwaltung fprechen hauptfächlich folgende 
Gründe (a): 


1) 


2) 


3) 


4) 
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Schon der rohe Ertrag pflegt geringer zu fein, als bei an- 
ders behandelten Landgütern, weil feft befoldete Verwalter 
im Allgemeinen geringeren Eifer haben, ſich um die Ver— 
vollfommnung des Betriebes, die befte Benutzung aller 
Örtlihen Verhältniffe und den einträglichiten Verkauf 
weniger bemühen und vielmehr, aus Scheu vor Anftren- 
gung und Verantwortlichkeit im Falle eines Mißlingens, 
lieber in dem herkoͤmmlichen Geleife beharren. Es ift 
daher nicht zu erwarten, daß die landwirthichaftliche Kunft 
in ihrer jedesmaligen Ausbildung auf den Kammergütern 
gehörige Anwendung finden werde, Inftructionen und 
einzelne Befehle reichen nicht hin, den Verwalter zu einem 
zweckmaͤßigen Verfahren anzuhalten, wenn er nicht eigenen 
guten Willen hat, 


Die Koften laffen einen zu Fleinen Neinertrag übrig, denn 

a) die Verwaltung gefchieht nicht mit derjenigen Spar— 
famfeit, zu welcher der eigene Vortheil antreibt, weil 
ed an einem hinreichenden Antriebe fehlt, mit der 
nöthigen Beharrlichfeit und Unverdroffenheit troß des 
Widerftrebens der Untergebenen zu handeln; 

b) auch, abfichtliche Weruntreuung ift nicht ganz zu ver- 
hüten (5); 

c) die Aufficht der vorgefekten Behörde ift fo umftänd- 
lich, daß man ein zahlreiches Perfonal von Beamten 
hiezu halten muß, 


Die Negierung wird genöthigt, das ganze Bewirthichaf- 
tungscapital, fowohl umlaufendes als ftehendes, anzufchaf- 
fen und im Gebrauche zu erhalten, während 3.8. bei der 
Verpachtung öfters ein Theil des ftehenden und in jedem 
Falle das ganze umlaufende von dem Unternehmer geftellt 
wird, Jenes dem Verwalter anzuvertrauende Gapital ift 
nicht allein manchen Berluften ausgefeßt, fondern verzinfet 
fich auch gewöhnlich nicht gut. 

Die Einkünfte find von Jahr zu Jahr einem ftarfen Wech- 
fel unterworfen, der die Negelmäßigkeit im Finanzwefen 
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ftört, auch Fann man. nicht auf ihr ficheres Eingehen zu 
gewiſſen Zeiten rechnen, 


(a) Sturm, Kameralpraris, I, 193, — v. Jakob, I, 54. $. 98. ff. — 


(b) 


In der Praris handelt man auch diefem Grundfage gemäß, 4. B. 
naffauifhhe Verwaltungsordnung ber Gen. Dom. Direction, 20, und 
24. Zan. 1816, $. 17: Die in eigener Berwaltung ftehenden Güter 
follen in Erbleihe oder Zeitpadht gegeben werden, Bad. Hofdom. 
K. Verordn. vd, 2. Mai 1826, $. 5 (Regenauer, ©. 419): Die 
Selbftbewirtbfhaftung kann nur ausnahmsweiſe und nicht ohne 
befondere Ermädhtigung Statt finden, Ebenfo Württemberg, Hoff: 
mann. 49, — Für die eigene Verwaltung fpricht die Schrift : 
Ueber Domänen und deren Benusung, Bresl. 1835, Der Bf, ſucht 
zu zeigen, daß in den Händen fehr geſchickter und zuverläffiger Ver: 
walter die Kammergüter fortdauernd mehr eintragen könnten als 
bei großen Pachtungen. Wäre es nur leicht, ſolche Verwalter zu fin- 
den und ſelche zu erhalten! 

Häufige Klagen über die Untreue der Verwalter, f. Hüllmann, 
Geſch. d. Dom. Benug. ©, 40. — Die königl. Forften in England 


m Folen im Durchſchnitt von 1826—28 34819 2. Sterl. getragen und 


35 733 £, Adminiftrationskoften verurfacht haben! Dingler, poly: 
techn. Sourn. XXXVI 407, 


$. 106, 
Die eigene Verwaltung Fann jedoch unter befonderen Um— 


fländen den Vorzug verdienen, wenn entweder die Beforgniß 
des geringeren Ertrages hinwegfällt, oder andere Nüdfichten 
diefen Grund überwiegen. Solche Falle find 3. B 

1) die Anwendung der Domänenhöfe zu Mufterwirthfchaften 


2) 
3) 


4) 
5) 


(11, $. 147,), landwirthfchaftlichen Lehranftalten oder zur 
Erhaltung von Stammheerden vorzüglicher Viehraffen, 
II, $. 168, 170, 172, Bei der Wichtigkeit diefes Zweckes 
Fann ed nicht als Abhaltungsgrund gelten, daß der Rein— 
ertrag bei ſolchen Wirthfchaften erfahrungsmäßig nicht 
günftig zu fein pflegt (a); 

die Nähe der Hofhaltung, fo daß die gewonnenen Erzeug- 
niffe in diefer verbraucht werden Fünnen; 

wenn ein Gut durch einen unordentlichen Pachter oder 
durch Unglüdöfälle verfchlechtert worden ift und einige Zeit 
lang fchonend benußt werden muß; 

wenn man burchgreifende Verbeſſerungen, z. B. Ablöfung 
der Frohnen, oder den Verkauf beabfichtigt u, dgl. (2). 
Weinberge, fo lange man fie überhaupt ald Theile der 
Kammergüter erhalten will, z. B. wegen einer ausgezeich- 
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neten Lage, laſſen nicht wohl eine Verpachtung zu und 
müffen daher in ‚Eigenberwaltung bleiben, unter der Lei- 
tung eines volllommen Fundigen Verwalters (ec), 


6) Abgefonderte Wiefenflächen, bei denen die eigene Ver— 


waltung ganz üblich und leicht ausführbar iſt. Die Her- 
ftellung der Bewäflerungsanftalten, die Düngung ıc. kann 
leicht von einem Domänenbeamten gefchehen, die einzelnen 
Grasichnitte aber werden verfteigert. 


(a) Vgl. $.98. 1). Beifpiele: Die würtembergifhen Kameralhöfe (Bönigl- 


Privateigenthbum) Weil, Scharnhaufen und Kleinhohenheim (f- 
Wecdherlin im Eorrefp. Bl. des landw. Vereins in W. 1825. II, 
3.), nebft der landw, Lehranftalt zu Großhohenheim (Staatsgut), 
— Proskau in Schlefien (Lehranftalt). — Die baierifhen Staats: 
güter Schleißheim, Weihenftephan und Fürftenried bei München, 
Schleißheim hat ungünftigen Boden und brachte im Durchſchnitt 
von 1654 — 1810 keinen Reinertrag, fondern koftete noch jährlich 
6513 fl. Zuſchuß! 1810 begann die neue Einrichtung; 1811 — 18 
warf es jährl: 6972 fl., 1819 7577 fl. rein ab, die 3 Güter gaben 
1810— 27 einen jährlichen Reinertrag von 22463 fl, oder von 5 
Proc. des mittleren Grundwerthes und Gapitales. Der Rohertrag 
des Aderbaues flieg während diefer Zeit in Schleißheim von 1 auf 
25%, Scheff. vom Morgen. Inzwiſchen ift jener Reinertrag von 
22 463 fl. größtentheils wieder auf Neubauten, Penfionen, Berfuche, 
Unterricht 2c, verwendet worben, fo daß in 17 Jahren nur 35341 fl. 
baar an die Staatscafje abgeliefert wurden. Bol. Schönleutner, 
Bericht über die Bewirtbfchaftung der k. b. Staatögüter ꝛc. Müns 
chen, 1822. Schönleutner und Zierl, Jahrb. der k. b, landw. 
Lehranftalten zu Schleißheim, I, 285 II, 38. (1828, 1829). In den 
Jahren 1835—37 brachten die drei Güter jährlich einen Reinertrag 
von 14813 fl. — Weihenftephan hat fehr guten Boden, dennoch warf 
die Landwirthichaft auf diefem Gute von 315 Morgen Ader, 150 M. 
Wiefen und 183 M. Weiden, Oedungen und Mooswiefen in 3jäh: 
rigem Mittel nur 2638 fl. ab, Das Betriebscapital von Schleiß— 
beim (7343 Tagmw.) und Weihenftephan (666 Zagw.) berechnete 
man 1838 auf 31 163 fl. Materialvorräthe, 31 572 fl, Viehftand, 


66 868 fl, Geräthe, 12 855 fl, baare Betriebsporfchüffe, —— 


142 458 fl., wovon ber Zins zu 4 Proc. ſchon 5698 fl. beträgt. Fürs 
ftenried ift in Zeitpacht; f. Verb. d⸗-K. d. Abg. von 1840, Beil. XXL. 
U. (Graf Butler). — Bei mehreren vom Staate errichteten land- 
wirthichaftlichen Lehranftalten hat man indeß neuerlid, vorgezogen, 
das Gut dem Vorſteher um einen billigen Betrag in Pacht zu geben, 
gr Elwangen und Ochfenhaufen in Würtemberg, Hochburg bei 

mmenbingen in Baden. In früheren Zeiten gab es in mehreren 
Ländern Doͤmanial⸗Schaafhöfe, mit Benutzung der Weiderechte auf 
Privatländereien, in Selbftverwaltungz; z. B. in der Pfalz und in 
Mürtemberg, Hoffmann, Finanzw. v. Würt, ıc. ©. 31. — In 
Frankreich find noch jest 4 Staatsfhäfereien, welche aber keinen 
Reinertrag liefern. Es werben daraus viele Schaafe verkauft, A, für 
1844 135000 $r. Ertrag, 135200 Fr, Koften. 


b) Nicolai, 1, 232. 
c) Nafjauifche a. Inftruction, F. 18. 
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$. 107. 
Für die eigene Verwaltung, wo fie beibehalten wird, gelten 
folgende Regeln: 

1) Die Anfprüce, weldye man an den Verwalter zu machen 
hat, werben aus einem Anfchlage über das Landgut beurtheilt, 
der den mittleren muthmaßlichen Rohertrag, die Wirthfchafts- 
foften und den Reinertrag ausſpricht. Obgleich der Verwalter 
nicht verpflichtet werden kann, den Anfchlag fireng einzuhalten, 
fo hat er doc; die Abweichungen von demfelben zu erflären und 
zu rechtfertigen. 

2) Man fucht für die Verwaltung Männer zu erhalten, welche 
gebdiegene Kenntniffe mit redlihem Eifer verbinden, Wo das 
Landgut zu dem Aufwand für einen Gehülfen nicht zu Hein ift, 
wird dem Verwalter ein Rechnungsfuͤhrer (Kornfchreiber ıc.) 
beigegeben, der zur Sicherung des Staates gegen mögliche Ver— 
untreuungen dient. 

3) Es wird eine ausführliche Dienftanweifung (Inftruction) 
entworfen, welche die Obliegenheiten und Befugniffe der Ver— 
walter angiebt, 3. B. wie fie fi) in Anfehung einzelner Wirth- 
fchäftszweige nach landwirthſchaftlichen Grundfägen zu be— 
nehmen, bei welchen Ausgaben fie höhere Genehmigung einzu- 
holen, wie und wann fie die baaren Ueberſchuͤſſe abzuliefern 
haben u. dgl. Da aber eine allgemeine Inftruction nicht auf 
alle einzelnen Umftände eingehen Fann, fo muß man jedem Ver—⸗ 
walter noch befondere Vorfchriften geben, 3. B. über die Art der 
Sruchtfolge, die Behandlung des Gefindes, die Weife des Wer- 
kaufes der Erzeugniffe u. dgl., woferne er nicht foviel-VBertrauen 
verdient, daß man ihm freiere Hand laffen kann. 

4) Außer der regelmäßigen Prüfung der Rechnungen muß die 
vorgefeßte Behörde auch öftere Befichtigungen an Ort. und 
Stelle durch abgefendete Beamte anordnen, um die Richtigkeit 
der erhaltenen Berichte, den guten Zufland des Gutes in allen 
feinen Beftandtheilen, die geordnete Buchführung, die fparfame 
und zwedmäßige Einrichtung der Ausgaben ıc. zu erproben. 

$. 108, 
Der Eifer des Verwalters wird ftärfer belebt, wenn man 


* 
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feinen eigenen Vortheil mit dem Ertrage des Landgutes in Ver— 
bindung feßt, ihm alfo einen Weg eröffnet, ohne Verlegung feiner 
Pflichten etwas zu gewinnen, Dieß gefchieht, indem man einen 
gewiſſen mittleren Reinertrag annimmt und dem Verwalter an 
dem aus feinen Bemühungen hervorgehenden Mehrertrage einen 
gewiſſen Anteil zufichert, mit einem nach jenem Mehrertrage 
fteigenden Procentfaße (a). Steigt der Ertrag bloß zufolge 
von Preisveränderungen, fo hat hiebei der Verwalter Fein Ver- 
dienft, ausgenommen die Bemühung um einen einträglichen Ver— 
Fauf, Wollte man überhaupt natürliche und Fünftliche Urfachen 
der erhöhten Einnahme unterfcheiden, um nur bei leßteren dem 
Verwalter einen Antheil zufommen zu laffen, fo würde dieß zu 
verwicelt und Fleinlich werden und die Wirfung jener Begiin- 
fligung großentheils vereiteln. 


(a) 38. der Anſchlag fei 3000 fl., fo könnte man von einer — 
des Ertrages bis 4000 fl, 10 Proc. von 4000 bis 4500 fl. 16. Proc, 
von 4500 bis 5000 fl. 24 Proc, ꝛc. bewilligen. 


B. Gewährsverwaltung. 


$. 109, u 


Die nämliche Abficht, dad eigene Intereffe des Verwalters 
zu Hülfe zu nehmen, hat zudem Vorfchlage eines anderen, kuͤnſt⸗ 
licheren Berhältniffes geführt, welches zwifchen einfacher Ver- 
waltung und Verpachtung in der Mitte fteht. Diefe Gewähr s— 
verwaltung hat 1) einen Verwalter, welcher genaue Rech— 
nungen legen muß und dem von der Regierung das ganze er= 
forderliche Capital übergeben wird; 2) derfelbe haftet wie ein 
Pachter für einen gewiffen, als Minimum angenommenen Guts- 
ertrag; 3) dagegen wird ihm von dem Mehrertrage ein be- 
ftiimmter Theil bewilliget (a). 

Diefe Bedingungen feheinen zwar auf zweckmaͤßige Weife 
die VBortheile der Selbftverwaltung mit denen der Verpachtung 
zu vereinigen, denn man kann auf einen gewiſſen mindeften Er- 
trag mit Sicherheit rechnen und hat die Aufficht, auch von den 
Früchten einer höheren Betriebfamfeit einen Theil zu gewinnen. 
Aber dennoch ift die Nüslichkeit diefer Anordnung fehr zweifel- 
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haft, denn e8 wird dem Verwalter eine läftige Haftung aufge- 
buͤrdet, ohne daß er daflır durch die Wirfungen günftiger Um- 
ftände oder feiner befonderen Bemühungen in vollem Maaße ent- 
fchädiget würde, Wer einiges Capital beſitzt, wird daher die Zeit- 
pacht vorziehen, und diefe Abneigung gegen die Gewährsverwal- 
tung muß nothwendigdie Folge haben, vaß-diefelbe nur mit einem 
fehr niedrigen Haftungsbetrage zu Stande gebracdyt wird. Es 
fehlt bei diefer wenig verfuchten Methode noch an befonderen 
Erfahrungen, aus allgemeinen Gründen aber ift fie nicht empfeh- 
lenswertly (2). 


(a) Schreber, Abb. v. Kammergütern, ©. 29 u, ©. 137, wo das For: 
mular eines ſolchen Pachtvertrages mitgetheilt wird. Der Gewährs: 
abminiftrator foll alle casus fortuitos auf fidy nehmen, außer Brands 
fchaden oder wenn die Amtsunterthanen wegen befonderer Unfälle 
Nachlaß an ihren Präftationen erhalten; ferner will die Regierung 
von Viehſterben, Waffers, Froft:, Wetterfhaden und Mäufefraß an 
Feldfrücdten die Hälfte tragen, wenn foldye Verlufte über die Hälfte 
des Viehftandes oder der Nutzung ausmakhen. Der Amtmann haftet 
für einen jährlichen Ertrag von 20000 Rthir, und erhält von dem, 
was darüber bezogen wird, die Hälfte. — Für diefe Einrihtung ift 
— Pol. und Cam. Mag. IV, 123 (im Einzelnen nach 

re 

(d) Hoͤchſt mangelhafte Einrichtung biefer Art in Kurbrandenburg, 1660 
—76, Hüllmann, Dom, Ben, ©, 45. 


C. Berpadhtung. 


$. 110. 


Die Vortheile der Verpachtung oder Zeitpadht (a) 
ergeben fich zum Theile fchon aus den oben genannten Unvoll- 
Fommenheiten der Gelbftverwaltung, $. 195. ie find 
hauptfächlich diefe (2): 

1) Der Pachter hat einen fo mächtigen Antrieb, alle Kräfte 
auf die Vervolfommnung der Bewirthfchaftung zu richten, 
daß er einen größeren Neinertrag erzielt, ald ein Ver— 
walter, und folglich, feinem eigenen Gewinn unbefchabet, 
einen anfehnlicyeren Pachtzins geben Fann; 

2) es wird die Mühe der jährlichen Rechnungsabnahme und 
der häufigen Beauffichtigung erfpart; 

3) die Regierung braucht nicht das ganze Bewirthfchaftungs- 
capital ($. 105, Nr. 3) felbft aufzumenden ; 
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4) die Pachigelder gehen an den feftgefegten Terminen ein; 

5) nad) dem Ablauf der Pachizeit hat man oft Gelegenheit, 
den Pachtzins zu fleigern, woferne nämlich in der Zwifchen- 
zeit die Preife der Bodenerzeugniffe, der Zuftand bes 
Gutes xc, fich günftiger geftaltet haben. 


(a) Die athenifchen Staatsgüter waren allgemein verpachtef und ver: 
mutblich an Generalpadıter, welche die einzelnen Stücde wieder in 
Afterpacht gaben, Bödh, I, 325. In Rom befand ſich von früher 
3eit an ein Theil der Staatsgüter in den Händen der Patricier, bie 
ſich der Entricdytung des Pachtzinſes mit ber Zeit zu entziehen wußs 
ten, Niebuhr, Röm. Geſchichte, I, 259. Auch fpäterbin, fowohl 
zur Zeit des Freiftaates ald der Kaifer, wurden die Staatsgüter 
zum Theile verpadhtet. Heg ewiſch, ©. 70, Man fieht aus dem 
Zit. 70 im 11. Buche bes Cod. Justin.. daß fowohl Zeit- als erbliche 
Pachtungen vorfamen. Unter Kaifer Friedrich II. war ein Theil der 
Krongüter in Neapel verpachtet, f. v. Raumer, Hohenftaufen VII. 
Buch 6. Hauptft., Nr. XIV." In Deutfchland Famen einzelne Ber: 
pachtungen ſchon im 16. Jahrh. vor, wie die von Schreber mits 
getheilten Gontracte aus der Regierung des Kurfürften Auguft von 
Sachſen von 1565 zeigen, In Würtemberg waren ſchon zu Anfang 
des 16. Jahrh. viele Feldgüter verpachtet, Hoffmann a, a. O. 
©, 33, Häufiger wurde die Verpachtung gegen Ende deö 17, Jahr⸗ 
bunderts, als man, um die Wunden des 30jährigen Krieges zu hei« 
len, befonders eifrig auf Verbefferungen bedadht war, namentlid) 
1670 in Sachſen, um diefelbe 3eit in Hannover, 1684 im Preußifchen, 
ar in Oeſterreich. Hüllmann, Geſch. d. Dom. Benutzung, 

* 74 — 86. 


(5) Eine Empfehlung ber Verpachtung findet fich fchon bei Rechen- 
berg, Diss, de locatione conductione, quae fit a principe, 1728 
(1. Schreber a. a. DO. ©. 61.) und Gaffer, Einleitung zu ben 
öfon. polit. u. Cameralwiſſ., 1729, ©. 113. Der Verf, erzählt, daß 
bei adminiftrirten Kammergütern öfters einzelne Zubehörungen u. 
Berechtigungen verloren gegangen feien. — Kür bie Zeitpacht der 
Landgüter im Allgemeinen Knaus in ber Beitfehrift für die gef. 
Staatswiff,, I, 50. 


$. 111. 


Mie weit auch die Beitpacht der GSelbftverwaltung vorzu= 
ziehen fein mag, fo trägt fie doch auch einige Mängel an ſich. 
Denn 1) ift der Vortheil des Pachters von dem Eines Eigen- 
thuͤmers verfchieden. Während diefer fich eine fortdauernde Quelle 
reichliher Einfünfte in dem Landgute zu erfchaffen fucht, 
will jener nur aus demfelben innerhalb der Pachtzeit ben 
größten Nutzen ziehen, und bekuͤmmert fich nicht um den Zu⸗ 
ftand, in welchem er das Gut verläßt. Es ift daher in der letzten 
Zeit jeder Pachtperiode eine ſolche Bewirthfchaftung zu beforgen, 
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welche die Ländereien erfchöpft und manche Beftandtheile durch 
Bernachläffigung verfchlechtert, Ohne von dem ganzen Stande 
der Pachter eine unvortheilhafte Meinung zu hegen, muß man 
doch zugeben, daß die Verſuchung zu jenem Verfahren in dem 
Weſen des Pachtverhältniffes liegt, und die Erfahrung beftätigt 
diefes (a). Auch wird ein Pachter immer folche Foftbare Grund» 
verbefferungen feheuen, die fich nicht fchon innerhalb der Pacht- 
zeit mit Gewinn bezahlen; 2) die Zeitpacht verurfacht zugleich, 
manche andere Unbequemlichfeiten, Berlufte und mühfame Ge— 
fchäfte, wie fich Died aus der näheren Betrachtung der Pachtver- 
hältniffe in Betreff der Nachläffe, des Inventariums, der Bau- 
reparaturen u, dgl. ergeben wird, $. 114 ff. Diefe Unvollfom- 
menheiten in volfswirthfchaftlicher und finanzieller Hinficht Taffen 
fich übrigens durch gute Einrichtung der Pachtungen vermindern 
und zeigen fich auch nicht unter allen Umftänden in gleichem 
Grade. Der erfigenannte jener beiden Nachtheile ift da am 
größten, wo ein Kammergut vielerlei Theile in fich fchließt, 
deren gute Erhaltung vorzügliche Sorgfalt erfordert, 3. B. Ge- 
bäude, Gärten ıc., er ift am fehwächften bei Laͤndereien, die ohne 
Gebäude verpachtet werden und Feiner fehwierigen Verbeſſe— 
rungen bebürfen (2). 


(a) Thaer (Rationelle Landwirthichaft, I, 80) zählt viele Kunftgriffe 
unredlicher Pachter auf, 3. B. Anbau ftark ausfaugender Früchte, 
ſchwächere Düngung und nadjläffigere Bearbeitung in der lesten 
Zeit u, dgl. — Sinclair, Grundgefege, S.666. — Vergl. dagegen 
Klebe in Putfche’s Encyklop. der gef, Land» und Hausw. V, 565. 
577, (1828.) 

(5) Ferner bei ficheren Pachtern, in deren Familien die Domänen ſich 
längere Zeit erhalten haben, 
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Ueber die Frage, ob man die Ländereien in größeren Maffen, 
mit den zugehörigen Gewerksanftalten, 3. B. Brauereien, 
Mühlen, Ziegel- und Kalköfen, fomwie mit den Vorwerken und 
Gefallen, im Ganzen verpachten (Generalverpahtung), 
oder diefe Beftandtheile foviel ald möglich von einander trennen 
folle, find die Meinungen getheilt (a). Für die legtere Methode 
fpricht derfelbe Grundfag, aus dem die Fleinen Landguͤter den 
großen vorgezogen werden (I, $. 371.), namlich der größere 
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Erfolg, den der Erwerbseifer mehrerer, auf einen Fleineren 
Wirfungskreis beſchraͤnkter Unternehmer verfpricht, die auch 
ſchon der größeren Goncurrenz willen dem Staate mehr Pacht- 
zins bdarbieten werden, Die Generalverpachtung empfahl ſich 
dagegen zunäcft darum, weil es fehr bequem für die Regierungs- 
behörden ift, nur mit wenigen wohlhabenden Perfonen zu thun 
zu haben, denen man zugleich den Einzug der landeöherrlichen 
Grundgefälle, ja fogar die niedere Juſtiz und Polizei (5) an- 
vertraute, fo daß fie durch diefe Uebertragung auch die Eigen- 
fchaft von Staatöbeamten erlangten, in Pflicht genommen wur- 
den und Befoldungen empfingen (Pahtamtleute). Die 
Gefallerhebung wird auf diefe Weife allerdings mit geringen 
Koften bewirkt, die Verbindung der Polizeigefchäfte mit der 
Pahtung ift aber hoͤchſt fehlerhaft, weil jene dabei leicht als 
Nebenfache verabfäaumt oder nad) eigennüsigen Abfichten will- 
kuͤhrlich beforgt wurden, fo daß die Untertanen manchen Be- 
druͤckungen ausgeſetzt waren, 
(a) Val. v. Malchus, 1, 46. — Im preußiſchen Staate hatte Friedrich 
Wilhelm I. eine Vorliebe für ſolche große Pachtungen, ſ. (Richter) 
Beiträge zur Finanzgelahrtheit, 1783, 1, 103, 


(db) Bergius, Mag. VII, 43, Der Pachter mußte jedoch bie eigentlich 
richterlichen Geſchaͤfte einem Gerichtshalter (Zuftitiarius) überlaffen, 
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Die Generalverpachtungen find vielleicht Öfterd gegen den 
Vortheil der Staatscaffe aus Bequemlichkeit der Finanzbeamten 
in Schug genommen worden, Nur da läßt ſich von ihnen ein 
größerer Ertrag erwarten, wo ed viele große Güter und fehr be- 
güterte Pachtluftige giebt und dagegen das Mitwerben minder 
begüterter Unternehmer fehlt (a). In den meiften Fallen, be- 
fonders da, wo die Mehrzahl der Landleute thatig und unter- 
nehmend ift, wird die vereinzelte Verpachtung der Beftanbtheile 
weit vortheilhafter fein, wenn fie gleich die Aufftellung befon- 
derer Bezirfsbeamten für die Beauffihtigung der Pachter und 
für Erhebung der verfchiedenen Gefälle nöthig machen follte (2). 
Aus den landwirthfchaftlihen WBerhältniffen jeder Gegend und 
befonders aus dem Gapitalbefige des Pachterftandes Fann man 
abnehmen, bis zu welchem Grade es nüßlich fei, große Pacht« 


\ 
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güter zu verkleinern, In der Nähe volkreicher Ortfchaften bringt 
es öfters Gewinn, die zu einem Landgute gehörenden Feldſtuͤcke 
einzeln zu verpachten und die Gebäude zu verkaufen, (ec); Am 
leichteften 'ift die Scheidung der Vorwerke von. denjenigen Ge— 
werkövorrichtungen auszuführen, welche den landwirthfchaftlichen 
Betrieb wenig berühren, Andere Beftandtheile, z. B. die Bier 
brauerei und Branntweinbrennerei, greifen mehr in bie Land» 
wirthfchaft ein. Doch wäre eine Trennung derfelben von. dem 
Landgute zweckmaͤßig, wenn fie dann in größerer Ausdehnung 
und mit mehr Aufmerkſamkeit betrieben werden fünnten, was 
man aus den Anerbietungen der Pachtlufligen wird abnehmen 
können, | 


(a) Nach Nicolai (a, a. O. I, 241.) fol im preuß. Staate die Generals 
verpadhtung nüglicher befunden worben fein. 

(5) So die fübpreußifcdhen Intendanten, |. Nicolai, I, 245. 

(c) Wie dieß Schon v, Mahren holz vorſchlug, Bergius, Magaz. II, 
216. Für, den Augenblid ift diefe Anordnung den Zaglöhnern und 
Kleingutsbefigern fehr wohlthätigz; mit der Zeit wird aber durch 
die Ausficht auf den Erwerb aus foldyen Eleinen Pachtungen leicht 
eine zu fchnelle Vermehrung der Einwohnerzahl verurfacht, wobei 
zwar die Pachtzinfe noch mehr gefteigert, die Pachter aber dürftig 
werben und die Eintreibung beſchwerlich ift. 


$. 114. 

Kegeln für die Einrichtung der Zeitpachtungen (a): 
1) Bei der Forderung des Pachtzinfes dient zum Maaßftabe ein 
forgfältig ausgearbeiteter Ertragsanfchlag des Gutes. Der Pacht⸗ 
luftige ftellt demfelben bisweilen, um fein geringere Angebot 
zu rechtfertigen, einen Gegenanfchlag zur Seite, worin er bie 
Einnahme und Ausgabe nad; feiner Vermuthung aufrechnet, 

2) Ein Pachtzins, der dem Pachter nicht mehr den üblichen 
Gewerböverdienft nebft den Zinfen feines Betriebscapitales uͤbrig 
ließe, der alfo 3. B. keine Vergütung für die Gefahr von Un- 
fallen darböte, wäre nur ſcheinbar nüglich, weil er den Pachter 
in zu große Verfuchung feßte, fich durch Werfchlechterung des 
Gutes zu entfchädigen, oder ihm wenigſtens Mittel und Neigung 
zu einem ſchwunghaften Betriebe entzöge, auch fogar von dürfe 
tigen Pachtern nicht ficher eingezogen werden koͤnnte. Daher 
ift nicht jede Steigerung der Pachtzinfe auf die Dauer nuͤtzlich, 
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wohl aber eine ſolche, die davon herrührt, daß die Pachtſtuͤcke 
in die Hände der thaͤtigſten und geichicteften Landwirthe kommen. 
3) Die Verfteigerung ift bei Generalverpachtungen ganz 
unpaffend, weil diefe ein befonderes perfönliches Vertrauen vor- 
ausſetzen, fie ift aber auch bei einzelnen Pachtgütern nicht ohne 
Bedenklichkeit, indem bisweilen ein unzuverläffiger Mann, der 
unerlaubte Mittel zur Bereicherung nicht fcheut, die redlichen 
Dachtluftigen Überbietet. Die Gaution, die man von jedem 
Pachter fordert, ſichert nicht für alle Falle, Es ift daher gut, 
einem Pachtluftigen, der nach Verhaͤltniß des Anfchlages einen 
annehmlichen Pachtzins bietet und als wohlhabend, einjichtsvoll, 
fleißig und rechtfchaffen bekannt ift, die Pachtung aus der Hand 
zuzufagen (5), wenn man nur überzeugt fein kann, daß die Be 
hörden nicht einzelne Perfonen begünftigen. Kann man aus 
diefem Grunde das Mitwerben nicht entbehren, fo follte man 
doch nur diejenigen mitbieten lafjen, welchen jene Eigenfchaften 
nicht fehlen (ec). Begüterte Pachter find dürftigen weit vorzu- 
ziehen, Bei einzelnen Grundftüden bleibt nichts übrig als die 
Berfteigerung. 
(a) S!vorgügl. Nicolai, 1, 234. II. 156— 209. Vgl, Boromsti, 
Preuß, Sameralwefen, I, 126. — von Honftedt, Die Verpachtung 
ber Landgüter, Hannov. 1837 (vorzüglicdy von rechtlicher Seite). — 
9, Pabſt, Landw. Betriebslehre, 3.4. ©. 110 — 18. Hoffmann 
in. der Zeitfehrift f. die gef. Staatswifl. 1848, IV. ©. 719. 3, der 
bad. Hof-Dom.-Kammer v. 18. März 1836 — Verordn. BI, Nr, IT, 
(d) Sturm, Gameralpraris, V, 209. — v. Jakob, 1, $. 159— 161. 
— Hoffmann in ber Beitfchr. ©. 727, In Hannover wird es fo 
gehalten, Ubelohde, ©, 44. — Aehnliche Beftimmungen in Wei: 
mar, 3. dv. 30. Zun. 1818, Burdhard, ©. 562. Verfteigerung 
ift swar Regel, aber es find Ausnahmen zuläffig, auch darf nur ders 
jenige mitbieten, welcher erweislich landwirthſchaftliche Kenntniffe 
und ein zureichendes Capital befist. Die Kammer hat die Gebote zu 
begutachten und es muß nicht nothwendig dem Meiftbietenden die 
| Sau gegeben werden, — 
(ce) In Würtemberg dürfen nur die mitbieten, welche fid über den Bes 
Mr if Busnasaifien Vermögens und die erforderliche perfönliche Bes 
- fähigung ausweifen, auch wird bei größeren Meiereien nod mehr 
"Auswahl der Perfonen geftattet; Hoffmann, ©, 61. — Alte Art 
* —3 bei einem brennenden Lichte, nachdem ſchon durch 
wieberholtes Vorrufen der einzelnen Pachtluſtigen nach einander 
eine Steigerung der Angebote bewirkt worden war. „Man ſollte 
nicht meinen, wie die Gemüther von dieſem kleinen Lichte manchmal 
j ‚werden, und weiß ich, daß in diefem kurzen Augenblide noch 
an bie 1200 Rthlr. mehr geboten fein.” Gaffer, Einleit, ©, 118, 
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(Das Erlöfchen des Lichtes diente als Zufchlag. Diefes Verfahren 
gehörte zu den vielen ehedem üblichen rüdfichtslofen und unwürs 
digen Finanzkünſten.) — Erhebliche Gründe für die Verfteigerung 
auch bei ganzen Landgütern, Shumader inRau u. Hanſſen 
Archiv, N. &. 1, 125, 


$. 115. 


4) Die Gaution dient zur Sicherung fowohl wegen der dem 
Pachter anvertrauten Gebäude und Anventarienftüde, ald auch 
wegen des Pachtzinfes, Am bequemften ift eö, wenn der an= 
tretende Pachter eine Summe baar oder in Staatöpapieren hin- 
terlegt. Ob man die Zinfen jaͤhrlich am Pachtgelde in Abzug 
bringen laßt oder nicht, ift gleichgültig, weil im legteren Falle 
unfehlbar jeder Pachtluftige ungefähr foviel weniger bieten 
wird (a). Bei einzelnen Grundftüden ift die Gaution entbehr- 
lich, e8 muß aber dann wenigftens die Bürgfchaft eines begüterten 
Mannes gefordert werden, 

5) Eine lange Pachtzeit giebt eine größere Crmunterung zu 
bedeutenden Bodenverbefferungen und anderen Unternehmungen, 
welche den Ertrag deö Gutes erhöhen (II, $.96.), auch laßt fie die 
mit dem Wechfel des Pachters verbundenen Gefchäfte feltener ein- 
treten (5). Hat ferner bei einem langjährigen Pachte der Pachter 
die Ausficht, im Falle des Wohlverhaltens auch noch länger, 
und felbft lebenslang im Befige des Gutes zu bleiben (c), und 
kann er hoffen, daß nad) feinem Tode auch die Erben, wenn fie 
perfönlich dazu befahiget find, die Pachtung fortfegen dürfen, fo 
wird dieß günftigeren Einfluß auf fein Angebot und feine Wirth— 
fhaftsführung haben, als ein ganz beftimmt auf Lebenszeit des 
Pachters gefchloffener Contract (Vitalpacht), weil der ſchon 
im mittleren Lebensalter ſtehende Landwirth ſich über feine wahr- 
fcheinliche Lebensdauer nicht zu täufchen pflegt (d). Pachter auf 
längere Zeit koͤnnen auch in Rüdficht auf die, durch Verbefferungen 
des Betriebes möglich werdende Ertragserhöhung einen fteigen- 
den Pachtzins übernehmen, fo daß fie entweder jährlich oder 
nach jedesmaligem Ablauf einer gewiflen Zahl von Jahren eine 
voraus beflimmte Zulage entrichten, 


(a) Man fest die Caution nad) den Umftänden auf etwa 14 oder Y, des 
Pachtzinſes. Nach der preuß. Finangminifterial-®, vom 29, Nov, 
1836 in der Regel minbeftens des Pachtzinfes, 
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(b) Eine fehöjährige Periode ift noch zu kurz. Im Baden find 9 Jahre 
Regel, in Hannover 12, in Würtemberg 18 Jahre. 

(ce) Dieß geſchah ſchon im röm, Reiche. Verord, der Kaifer Honorius 
und Theodofius (L. 3 Cod. Justin. X1, 70): Congruit aequitati, 
ut veteres possessores fundorum publicorum novis conductori- 
bus praeferantur, si facta per alios augmenta suscipiant (wenn 
fie ebenfoviel geben). — Aud in Würtemberg wird es fo gehalten, 
Doffmann, 8,64 und in Schottland bei Privatgütern auch öfters. 

(4) Für diefe Vitalpacht Gr, Soden, V, 5%. — In Naffau foll von den 
Beamten bie Verpachtung auf Lebenszeit des Pachters und deffen 
Ehefrau verfücht werden, Domänenverwalt.D, v. 1816, $. 13, Nr, 2, 
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6) Ein in Geld angefekter Pachtzins kann bei einer langen 
Pachtzeit dem einen oder anderen Theile fehr nachtheilig werden, 
wenn die Preife der Bodenerzeugniffe ſich anhaltend verändert 
haben; namentlich, richten Pachtungen, die bei dauernd hohen 
Sruchtpreifen eingegangen wurden, beim Sinken derfelben manche 
Pater zu Grunde, Zwar fönnte in ſolchen Fällen durch Nach- 
läffe nad) billigem Ermeffen geholfen werden, doch ift es beffer, 
eine allgemeine Regel aufzuftellen, nach welcher die Leiſtung des 
Pachters den Umfländen angepaßt wird, zumal da die Regierung 
fonftin theuren Jahren Feine höhere Einnahmefordern könnte (a). 
Ein ganz in Körnern angeſetzter Pachtzins, man mag ihn nun 
nach den Marftpreifen bezahlen oder innatura abführenlaffen (2), 
ift in theuren Jahren für den Pachter ſchwer zu erfhwingen, in 
wohlfeilen für den Verpachter zu unergiebig. Die Preife ver- 
ändern ſich nämlich in ungefehrtem Sinne wie die Ernte- Er- 
gebniſſe. Stehen die Früchte hoch, fo ift gewöhnlich nicht viel 
gewachfen und umgekehrt, die ganze Einnahme des Pachters ift 
folglich nicht fo fehr verfchieden, als die Preife vermuthen laffen. 
Ein mit Rüdficht auf die Getreidepreife veränderlicher Pachtzins 
ift zwar minder einfach, ald eine feite Geldfumme, aber er be- 
feitigt den oben erwähnten Nachteil und fomit die Einwendung, 
die man oft gegen die Einführung langer Pachtzeiten erhoben 
hat, Die Ausführung kann auf verfchiedene Weife gefchehen: 
a) Man läßt einen gewiffen Theil des Pachtzinfes in Körnern 
oder nach dem Marktpreife baar entrichten (2) ; dieß ift das 
bequemjle Mittel, b) Der Pachtzins wird in einem Frucht 
quantum ausgedrüdt und von 5 zu 5 Jahren nach dem Durch⸗ 

Rau, pol, Oekon. 3te Ausg. II. 10 
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fchnittöpreife der Früchte in Geld entrichtet (e). ce) Man ſtellt 

eine foldye Regel auf, daß die zu zahlende Geldfumme fich zwar 

einigermaßen nach den Preifen richtet, aber doch ſchwaͤcher als 

diefe fich verändert (d). 

(a) Dagegen und für den firen Geldpadhtzins Bülau, Der Staat und 
der Landbau, S. 65. — von Honſtedt a. a. O. ©. 31. 

(5) Baden: Bon Aderland werden 24 des Pachtgeldes in Früchten bes 
dungen und nad) den Durchſchnittspreiſen zwiichen Martini (11.Nov.) 
und Lichtmeß (2. Febr.) baar bezahlt. 8. v. 8. Januar 1822. Dieß 
gilt jedoch nicht von einzelnen Stüden, deren Pachtzins blos in Geld 
angefest wird. Naffau: Der Pachtſchilling ift zum Theil in Früch— 
ten und zum heil in Geld zu bedingen, alfo, daß nach dem Ermeſſen 
der Sach- und Ortskundigen die Stämme oder Parcellen mit einem 
mäßigen Pachtſchilling an Früchten ausgeboten, und den Pochtlieb⸗ 
habern überlaffen werde, das Mehrgebot in Geld zu thun, Ang. D. 
8. 13. Nr, 6. Auch in Würtemberg wird ein Theil in Getreide an⸗ 
gefest, Doffmann, ©. 65, 

(ce) Sturm, 1,219. Shumader in Rau u, Hanffen Archiv, N, 

„n, 127. Yabft, Betriebsl. F. 309, 

(4) 3. B. fo oft der Preis des Scheffels Frucht um Y, eines gewiffen 
Mittelpreifes fteigt oder fällt, fo wirb ber Pachtzins um Y, erhöht 
ober erniedrigt ꝛe. Es fei die Pachtfumme 3000 fl, und der Mittel: 
preis des Roggen 2 fl. vom Scheffel. Kommt derfelbe auf 2. fl. 30 Er., 
fo erhöht dieß das Pachtgeld um Y, oder um 375 fl. — Ein viertes 
Verfahren erwähnt Honftedt, ©. 30. 


8, 117, 

7) Kleinere Verluſte müffen ſchon im Pachtanfchlage berüd- 
fichtigt werden und finden zugleich durch die Möglichkeit großer 
Gewinnfte einige Vergütung (a). Bei bedeutenden Befcä- 
digungen aber'ift es nothwendig, einen Nachlaß (Nemiffion) 
an der Pachtfumme des einzelnen Jahres zu bewilligen, denn 
felbft wenn der Pachter darauf verzichten wollte, fo wäre es 
doch für die Negierung nicht vortheilhaft, ihn in einem 'außer- 
ordentlichen Befchädigungsfalle zu Grunde gehen zu laſſen. Um 
jedoch die Zudringlichfeit mancher Pachter zu zuͤgeln und Streitig- 
feiten vorzubeugen, muß das ganze Nachlaßweſen durch allge— 
meine Verordnungen oder durch die Beflimmungen der Pacht⸗ 
eontracte geregelt fein (5). Dies kann in folgender Weife ge- 
fchehen. 

a) Nur unverfchuldeter Schaden giebt einen Anfpruch, und nur 
ein befonderes Ereigniß, welches einen Theil der Erzeug« 
niffe zerftört, 3. B. Hagelfchlag, Ueberfchwemmung, Vieh— 
fterben, nicht das bloße Fehlſchlagen einer einzelnen Specus 
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lation. Iſt ein Mißwachs fo allgemein, daß er die Preife er 
höht, fo foilten nur diejenigen Pachter Nachlaß erhalten, 
welche weniger geerntet haben, ald der Durchfchnittöpreis 
war, nach dem fich die Preife richten; dieß ift aber fchwer 
zu ermitteln. 

b) Es wird feftgefegt, bei welcher Größe ded Verluftes im Ver⸗ 
haltniß zu dem mittleren Ertrage ein Nachlaß gefordert 
werden Fann (ec). 

e) Der Nadjlaß beträgt den ebenfovielften- Theil bed Pacht⸗ 
zinfes, als der Verluſt vom mittleren Ertrage ausmacht. 
Bei einem Viehfterben fann es nöthig werden, dem Pachter 
auch zur Nahfchaffung der fehlenden Stüde behuͤlflich zu 
fein. 

d) Der Berluft muß fogleich angezeigt werden, bamit eine 

" Unterfuhung und Abfhägung an Ort und Stelle vorge 


nommen werden fünne (d). 


(a) Modicum dammum aequo animo ferre debet colonus, cui immo- 
dicum lucrum non’aufertur. Gajus in L. 25, $. 6, Dig. locati 
conducti (XIX, 2). 

(5) Vgl, Borowski, I, 144. Nicolai, 11, 126. Sturm, I, 244. — 
De gemeinrechtlichen Beftimmungen genügen nicht, weil der Staat 
feine Pachter fchonender behandeln darf und foll, als ein Privat: 
mann fchuldig ift. 

(c) Baden: Bei gefchloffenen Gütern von beträdhtlicher Größe ein Scha- 
den von der Ernte, fonft nur über die Hälfte, Bei der Abfchäsung 
foll ausgemittelt werden, was ber Lanbwirth ohne das eingetretene 
Ereigniß an Ertrag (mittlerem oder bes einzelnen Jahres?) zu hof: 
fen gehabt und was er nun zu erwarten hat. 

(4) Nach den Umftänden kann eine nochmalige Abſchaͤtzung bei ber Ernte 
gefordert werben. Auch nimmt man wohl darauf Rüdficht, ob andere 
Nutzungszweige in dem nämlichen Jahre mehr als den mittleren 
Ertrag abwerfen und ob die vorhergehenden Pachtjahre ergiebig 
waren. — Nach ber preuß. Domänen:Inftreuction von 1722 foll ge⸗ 
naue Srkundigung angeftellt werben, „ob nicht Menfchlichkeiten das 
binter fteden.” 


$. 118, 

8) Die beweglichen Zubehörungen des Gutes (dad In ven⸗ 
tarium), welche dem Pachter anvertraut werden müfjen, find 
zunächft Theile des ftehenden Gapitales, wie Geräthe und Vieh, 
doch dfter auch Beftandtheile des umlaufenden Gapitales, wie 
Futtervorräthe, Zwar wäre es fehr erleichternd, wenn jeder an« 
tretende Pachter fich diefe Gegenftände felbft anfchaffte, allein 

10* 
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derfelbe hätte hiezu ein beträchtliches Capital nöthig, welches der 
Bewirthichaftung entginge und das Mitwerben der Pachtluftigen 
verringerte, Deshalb wird üblicher Weife das Inventarium dem 
neuen Pachter nach einer forgfältigen Aufzeichnung und Abe 
fchägung übergeben und am Ende der Pachtzeit wieder auf 
gleiche Weife übernommen, Hiebei muß er das Fehlende baar oder 
in natura nachfchaffen, den Ueberfchuß aber (Superinventa- 
rium) nimmt er entweder mit hinweg oder erhalt ihn nach einem 
verabredeten Anfchlage vergütet, Diefes Gefchaft ift umſtaͤndlich, 
und troß aller angewendeten Sorgfalt bei der mehrmaligen 
Taration laſſen ſich Verlufte aus der Verſchlechterung der In— 
ventarienftüce nicht vermeiden (a). Diefelben fönnen nicht nad) 
dem bloßen Anfchaffungspreife gefchägt werden, wenn fie durch 
den Gebrauch verfchlechtert worden find (2). Die zur Schaͤtzung 
beigezogenen und verpflichteten Sachverftändigen werden in einige 
Abtheilungen (Schürze, gewoͤhnlich 3) gefondert, deren jede 
man um ihren gutachtlihen Anfchlag einzeln befragt, um fodann 
den Durchfchnitt aller ausgefprochenen Summen zu ziehen (ec). 


(a) Befonders bei dem Viehſtande. 

(b) Man Eann hiebei fo rechnen: wie fich der volle Werth im Zuftande 
ber Neuheit zu dem jesigen verringerten Werth (Nützlichkeit) ver: 
hält, fo auch der Anfchaffungspreis zu dem Anfchlage. Iſt z. B. ein 
Geräthe, welches 100 fl. Eoftete, fo abgenügt, daß es nur noch die 
halbe Zeit feine Dienfte leiften wird, fo kommt es mit 50 fl. in Ans 


ſchlag. 

(c) Formulare hiezu bei Borowski, I, 135. Berechnungen mit Rück— 
ſicht auf die verſchiedene Dauer in Schönleutner und Bierl, 
Jahrb. II. Beil. I—II. — Wenn die Jahreszeit des Pachtwechſels 
es mit ſich bringt, daß der abziehende Pachter beſäetes Land zurüd: 
laffen muß, und mehr Xeder von ihm beftellt worden find, ald er von 
feinem Vorgänger erhielt, fo müffen die Beftellungstoften bes Uebers 
Thuffes ihm vergütet werden. 


$. 119. 


9) Was den Aufwand für die Wirthfhaftsgebäude 
betrifft, fo fallen die Fleineren Ausbefjerungen, deren Umfang 
befiimmt angegeben werden muß, dem Pachter wie jedem Be— 
wohner herrfchaftlicher Gebäude ($. 67.) zur Laſt. Größere 
Reparaturen, deren Eintreten fehr unregelmäßig erfolgt, koͤnnen 
nicht ganz vom Pachter getragen werden, es ift vielmehr üblich, 
daß der Staat fie beftreitet, fo wie die Neubauten, Die Erfahrung 
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zeigt hiebei den’ Uebelftand, daß die Pächter fich die Schonung 
und Erhaltnng der Gebäude zu wenig angelegen fein laffen und 
Eleine Ausbefjerungen fo lange auffchieben, bis größere noth- 
wendig werden, fo wie fie auch oft unnöthige Neubauten ver- 
langen, Die jährliche Unterfuchung, ob ihnen Feine Nachläffig- 
Feit zur Laſt falle, fichert nicht genug, aber auch der Vorfchlag, 
dem Pachter an allen Ausbefferungen einen gewiſſen Theil der 
Koften aufzulegen, ift nicht zu billigen, weil dann durch die plöß- 
lich eintretende Nothwendigfeit Eoftbarer Bauten die Lage eines 
Pachters zu mißlich werden fönnte, Dienlicher ift es, dem Pachter 
nach einer genauen Ausfcheidung alle diejenigen Reparaturen 
aufzulegen, welche von einer regelmäßigen Verſchlechterung her- 
rühren und einigermaßen überfchlagen werden fönnen und bei 
denen durch Sorgfalt etwas zur Verringerung der. Koften ge- 
ſchehen Fann, ohne daß man doch aus übel angewendeter Epar- 
ſamkeit Nachtheil für das Gebäude zu beforgen hat (a). 


(a) Die Beftimmung einer Summe, bis zu welcher eine Ausbefferung 
vom Pachter geſchehen muß, z. B. 10 Rthir., ift aus obigem Grunde 
nicht angemeffen. Sturm, Kameralpr. I, 246. — In jedem Falle 
iſt die Ausſcheidung deffen, was aus der Staatscaffe zu beftreiten 
ift, auch nad) bem im $. ausgefprochenen Grundfage ſchwierig. Die 
Dächer können dem Pachter leicht mit der Verpflihtung, jährlich 
einen beftimmten Zheil umzudeden, übertragen werben. Bon Neu: 
bauten kann man dem Pachter die Verzinfung der Koften adfordern. 
— Vorſchriften, welche Gegenftände der Kammer, welche dagegen 
unbedingt den Bewohnern zur Laft fallen, in Weimar, V. v. 1. Ian. 
1825, Burdhard ©. 571, 


$. 120, 


10) Man pflegt dem Pachter zur Bedingung zu machen, 
daß er den Zuſtand des Gutes verbeffern (melioriren) folle, 
Wird dieß nur im Abgemeinen gefordert, fo ift ed von geringer 
Wirkung und der Pachter Fann leicht durch den Nachweis irgend 
einer unbebeutenden Melioration diefer Verpflichtung genügen. 
Die lange Dauer der Pachtzeit fowie die Vermöglichkeit und 
Einficht des Pachters Fönnen zum Theile eine folche Bedingung 
erfegen, die jedoch immerhin nuͤtzlich ift, wenn fie fich auf gewiſſe 
benannte Verbefjerungen, und zwar folche bezieht, die dem Pachter 
nicht fchon während der Pachtzeit hinreichend belohnenden Vor- 


150 


theil bringen, 3. B. das Seen von Obftbaumen, dad Mergeln 

uf. w, (a). 

11) In den Gontract werden gewoͤhnlich audy ſolche Bes 
dingungen aufgenommen, welche den Staat gegen eine aus— 
faugende oder fonft verderbliche Bewirthichaftungsweife fichern 
follen. Man muß fich auf folche Puncte befchränfen, deren Nicht: 
befolgung leicht wahrzunehmen ift und die den Pachter nicht in 
nüglichen landwirthfchaftlichen Unternehmungen hindern ; dahin 
gehört das Verbot des Stroh- und Heuverkaufes und eines zu 
fehr erfchöpfenden Fruchtwechfels, die gleihmäßige Beduͤngung 
und Bearbeitung der Felder ıc. (5). Auf großen Pachtgütern 
hat man dem Pachter in den leiten Jahren bisweilen einen vom 
Staate befoldeten Auffeher beigegeben, um fchädliche Kunftgriffe 
zu verhindern $, 111, 

12) Andere VBertragsbeflimmungen betreffen a) die Jahres- 
zeit, in welcher der Antritt des neuen Pachterd vor ſich gehen 

Toll Ce), b) das Verbot der Afterpacht ohne befondere Erlaub- 
niß, wo namlich jene landrechtlich erlaubt ift, c) die Beftimmung, 
wer die auf dem Gute ruhenden Laſten zu tragen habe, d) bie 

Termine zur Entrichtung des Pachtzinfes, e) Bellimmungen 

für den Todesfall des Pachters u. dgl. (d). 

13) Die Pachtguͤter werden von Zeit zu Zeit forgfältig durch 
die Kammerbeamten oder auch durch höhere Beamte befich- 
tiget (e). a 
(a) Bol. Nicolai, II, 167. Sturm, 1, 263. — Bei koſtbaren Melio— 

rationen diefer Art ift es dienlidh, wenn der Staat einen Theil des 

Aufwandes vergütet. 

(db) Sturm, 1, 223, wo zu viele foldye Sautelen in VBorfchlag gebracht 
find. — v. Jakob, 1, 8. 170. — Die Borfchrift, welcher Viehftand 
gehalten werben muß, fichert nicht genug, weil es auf die Fütterung 
antommt. Hoffmann (Beitfchr. ©. 724) räth daher, die Frucht: 
folge und Feldeintheilung nach Erwägung aller örtlichen Verhält- 
niffe und im Einverftändniß mit dem Pachter feftzufegen und diefem 
dann ald Richtſchnur vorzufchreiben. 

(ce) Man hält indgemein die zweite Hälfte bes Junius (Iohannistag, 
24. Jun.) für die befte Zeit. 

(d) Angef. bad. 8, v. 18. März 1835: Der Pachtcontract kann für auf: 
gelöft erklärt werden, wenn der Pachter in Gant geräth oder mit 2 


Sahreszinfen in Rückſtand bleibt. 
(e) Vorſchriften hiezu bei Hoffmann, ©, 68. 
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Anhaung. 


Bon den Pachtanſchlaͤgen der Kammerguͤter. 


$. 121. 


Unter dem Anfchlage eines Landgutes oder einzelnen 
Grundftüdes verſteht man die ausführliche Worausberechnung 
des von der Bewirthfchaftung deffelben zu erwartenden Ergeb- 
niffes. Die Regeln der VBeranfchlagung find in Deutfchland fehr 
ausgebildet und in zahlreihen Schriften dargeftellt worden (a). 
Dieſes Gefchäft beruht auf Erfahrungen aus dem Gebiete der 
Landwirthfchaftslehre ; da inzwifchen die Anfchläge der Kammer- 
güter nach den befonderen Bedürfniffen der Finanzverwal- 
tung eingerichtet fein müffen und deßhalb von Finanzbeamten 
unter der Leitung der oberen Domänenbehörden verfertiget zu 
werden pflegen, da ferner in Staaten, welche viele Domänen 
befigen, die Entwerfung einer befonderen Gefchäftsanweifung 
nöthig iſt, um die Taxationen gleichförmig und zuverläffig zu 
machen, fo muß eine Weberficht der hierauf fich beziehenden Grund: 
ſaͤtze auch in die Finanzwiffenfchaft aufgenommen werden. 


(a) Borzüglich in Preußen. Aeltere Schriften: Schweder, Trac’ 
tat von Anſchlaͤgen der Güter, 1717. n. A. 1751. — Gaffer, «- 
Einleitung, Eap. 4 — 10, Bon neueren Schriften f. befonders: 
Nicolai, a. a. O. U, 1.— Borowsli,a aD, 1, 1. — Meyer, 
Grundfäge zur VBerfertigung richtiger Pachtanfchläge. Hannov. 1809. 
— Sturm, Kameralpraris, I, 6—146. — Brieger, Detonomifdy: 
fameraliftifche Schriften, Pofen, 1803—9, III Bde. vorzüglich II, 
49; 111, 68, — v. Flotow, Anleitung zur Fertigung der Ertragss 
anſchläge. Leipzig, 1820. 22. II B. (vorzüglidy gut). — dv. Jacob, 
1, $. 106 ff. — v. Maldhus, Politik der inneren Staatsverwaltung, 
Ur Bd., die angehängten Tabellen. — Klebe, Anleitung zur Fer: 
tigung der Grund-Anfchläge. Leipz. 1828. — b. Daum, Materias 
lien zu einer verbefferten Abfchägung bes Aders, Wiefen: und Weibe: 
bodens. Berl. 1828. 4. — Schmalz, Berfud einer Anleitung zur 
Veranſchlagung ländlicher Grundftüde, Königsb, 1829. — Putſche, 
Encyklop. der Land: u, Hauswirthichaft, VH, 631. — Blod, Mit: 
theilungen landwirthfchaftlicher Erfahrungen, Ir Band, 2. Ausg, 
1838. — Deffen Beiträge zur Landgüter: Schägungskunde, Brest, 
1840, — v. Donftedt, Anleitung zur Aufftelung und Beurtheilung 
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landwirthſch. Schaͤzungen, Hannov. 1834, — Krenkig, Berich⸗ 
tigung und naturgemaͤße Begrundung der landwirthſch. Ertragsbe⸗ 
rechnungen 2c. Prag, 1835. — v. Jordan, Grundfäge über Ab⸗ 
ſchaͤtzung der Landgüter, 2. A. von Rothkögel, Wien, 1839, — R. 
Andre, Darftellung der vorzüglichften landw. Verhältniffe, 4 A. 
v. Rieger, 1840. — Vorzüglich zu beachten ift die k. ſächſiſche 
Geſchäftsanweiſung zur Abſchätzung des Grundeigenthums, v. 30. 
März 1838 (für die Grundſteuer beſtimmt). — Techniſche Inſtruc—⸗ 
tionen f. die von d. K. General-Commiſſion v. Pommern beauftrag⸗ 
ten Deton. Commiſſarien. Berl. 1842. 4%. — Gute Materialien bei 
Kleemann, Encyklopädie landw. Verhältniffe. 1845, — Zeller, 
Landw. Verhältnißkunde. 4. Abth. 1842 — 49. 


$. 122. 
Das durch BVeranfchlagung auszumittelnde Ergebniß der 


kuͤnftigen Bewirthfchaftung kann fein: 


1) ein unmittelbares, der reine Ertrag, welcher neben 


der Grundrente auch Gapitalrente und Gewerbsverdienft in fich 
fchließt. Derfelbe läßt fich unter verschiedenen Borausfegungen 
erforfchen, nach welchen die Beranfhlagung in mehrere Arten 
zerfällt, nämlich: 


a) 


nach feinem mittleren, bei der üblichen Bewirthfchaftungs- 
weife zu erwartenden Betrage, und zwar 

&) wie er unter den jegigen Umftänden, in der nächiten 
Zukunft zu vermuthen ift; Anfchlag des nädhftbe 
vorftehenden Ertrages, Nutzungs- Ertrag 
anfchlag im gewöhnlichen Einne des Wortes. Diefe 
Veranſchlagungsweiſe ift für Verpachtungen zweckmaͤßig. 
Es bleiben dabei ſolche Nutzungen ganz außer Anſatz, 
die dem Pachter gar nicht uͤbertragen werden, oder die 
waͤhrend der naͤchſten Pachtzeit keinen erheblichen Ertrag 
verſprechen, z. B. neue Obſtpflanzungen; ferner werden 
gegenwaͤrtige Verhaͤltniſſe, die den Ertrag erhoͤhen oder 
erniedrigen, mit beruͤckſichtiget, wenn auch ihr laͤngerer 
Fortbeſtand nicht wahrſcheinlich iſt; 

6) wie er im Durchſchnitte eines laͤngeren Zeitraumes 
ſich hoffen laͤßt; Anſchlag des dauernden Er— 
trages. Eines ſolchen bedarf der Verkaͤufer, um den 
angemeſſenen Verkaufspreis zu finden, ferner wird der— 
felbe bei der Verpachtung, der Anlegung der Grund- 
fteuer und der Arrondirung (II, $. 100,) benukt; 
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b) nach dem Betrage, den er auch unter ungünftigen Umſtaͤn— 
den wenigſtens noch erreichen muß; ein folher Anfchlag 
des geringften, fiheren Ertrages dient z. B, zur 
Beftellung eines Unterpfandes und bei der Aufnahme in 

einen Greditverein, (II, $. 114 ff.) (a); 

€) nach der Größe, zu der er bei einem reichlichen Aufwande 
von Kunft und Gapital gebracht werden kann; Anfhlag 
des Fünftliheerreihbaren Ertrages, Ein ratio- 
neller Landwirth wird aus einem Anfchlage diefer Art ab⸗ 
nehmen, wie theuer er im Außerften Falle ein Gut erfaufen 
oder pachten darf, aber der Eigenthuͤmer darf feine For- 
derungen und Erwartungen nicht hiernach einrichten, weil 
auf das Mitwerben folcher Kauf oder Pachtluſtigen in der 
Negel nicht zu rechnen iſt; 

2) ein mittelbares Ergebniß, der auf den Neinertrag 
gegründete Verkehrswerth, der zugleich ald Richtſchnur des 
Preifes dient, I, $. 60. Da der Werth der Grundftüde in ihrer 
Fähigkeit befteht, einen gewiflen reinen Ertrag zu geben, 
fo wird aus diefem, unter der Annahme eines gewiſſen Zind- 
fußes, durch bloße Vervielfachung (z. B. mit 25 oder 33) der 
Werth leicht gefunden. Indeß ift der Anfchlag der nächfibevor- 
fiehenden Nugung zur Berechnung des Werthes für Kauf- und 
andere Fälle nicht zu brauchen, weil er zu fehr veränderlich iſt; 
man muß folglich, je nach dem Zwecke der Veranfchlagung, eine 
andere der in Nr, 1 angegebenen Ertragäbeflimmungen zu 
Grunde legen (2). 


(a) Bol. Blod, Mittheil. III, 250. 


(5) Man fest gewöhnlich dem Ertragsanfdhlage den Grundan— 
ſchlag entgegen, und verfteht unter diefem Ausdrucke eine ſolche 
Ermittelung des Werthes und Preifes, welche auf die ganze Be— 
fchaffenheit des Landgutes in allen feinen Theilen, abgejehen von 
einer befonderen Behandlungsweife, gebaut ift. Es ift ſjedoch nicht 
möglich, aus der natürlichen und künſtlichen Beſchaffenheit der Län: 
dereien allein, ohne Berechnung eines gewiffen Ertrages, zu einem 
Anfase des Werthes zu kommen, man muß beim Geldertrage aud) 
veränderliche Umftände, z. B. die Preife der Erzeugniffe, mit bes 
achten, und es ergiebt RR aus dem Obigen, daß jede der drei Er- 
ireabhesehn ungen b— d eine eigene Art des Grundanfclages geben 
kann. Nur die Bonitirung des Bodens ($. 124.) giebt fefte, unwan⸗ 
delbare Zahlen, die aber feine Geldfummen bezeichnen. 
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$. 123, 


Der Pachtanfchlag kann abgeleitet werden : 

1) au allgemeinen landwirthfchaftlihen Erfah— 
rungen, indem man unterfucht, weldhen rohen und reinen Er- 
trag jeder Wirthfchaftözweig bei einer angenommenen Behand- 
lungsweife und der gegebenen Beſchaffenheit bes Bodens, des 
Klimas, der Abfapgelegenheit u, dgl. zufolge der, aus vielen 
Fällen abgenommenen Bahlenverhältniffe durchfchnittlich er- 
warten läßt; 

2) aus befonderen Erfahrungen auf bem einzelnen 
Landgute, d. h. aus dem Ertrage, welchen die bisherige Bes 
wirthfchaftung deffelben wirklich gegeben hat. Diefe Ausmittlung 
würde für fich allein höchft ungenügend fein, denn es laͤßt fich 
bei ihr der Einfluß zufälliger Umftände, die fowohl in äußeren 
Ereigniffen, ald in der Perfönlichfeit des Landwirthes, feiner 
Wohlhabenheit oder Diürftigkeit, feiner Einficht oder Unwiflen- 
heit ıc, liegen, nicht ausfcheiden. Gleichwohl koͤnnen diefe ges 
ſchichtlichen Thatſachen fehr nüslich werden, um die allgemeinen 
Erfahrungen in ihrer Anwendung auf eine gegebene Oertlichkeit 
zu ergänzen und die untichtige Auffaffung der vorhandenen Um: 
ftände bemerflich zu machen, Es ift alfo nothwendig, jene beiden 
Berechnungsmittel ftets in Verbindung mit einander anzumen- 
ben (a), 

(a) Schmalz, Anleitung, $. 2—5. 
g. 124. 

Die Neihenfolge der Gefchäfte bei der Beranfchlagung eined 
ganzen Landgutes ift ungefähr diefe: 

1) der Beamte fucht fich vorläufig mit dem ganzen Gute 
befannt zu machen, erforfcht die einzelnen Beftandtheile, deren 
Größe und Gränzen, die Gebäude und deren Zuftand, die zu= 
gehörenden Gerechtfame u, fi f. 

2) Es werden fchriftliche Nachrichten gefammelt, weldye als 
Hilfsmittel gebraucht werden können. Von diefer Art find die 
Vermeffungsregifter, die Älteren Anfchläge und Pachtvertraͤge, 
die Rechnungen des bisherigen Verwalters oder Pachters, wenn 
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nämlich diefer zufolge des Pachtcontracted verpflichtet ift, feine 
Wirthſchaftsrechnungen zu diefem Behufe vorzulegen, die ein- 
zelnen zugehörigen Negifter, 3. B. über Saat, Ernte, Ausdruſch, 
Viehnutzung u, dgl., ferner dad Verzeichniß und die Abſchaͤtzung 
der Inventarienſtuͤcke. 

3) Es werden alle diejenigen Perſonen zu Protokoll ver- 
nommen, welche über den Zuftand, die Behandlungsweife und 
den Ertrag des Gutes aus eigener Wahrnehmung Auskunft 
geben Fönnen, Man fucht auf diefe Weife diejenigen Puncte 
auszumitteln, welche aus den fhriftlichen Hülfsmitteln fich nicht 
mit hinreichender Deutlichfeit ergeben. Widerfprüche in den 
Ausfagen ſucht man durch Gegenüberftellen der Vernommenen 
zu heben, 

4) Die einzelnen Beftandtheile des Gutes werden mit Zu- 
ziehung von verpflichteten Sachverftändigen einer genauen Uns 
terfuchung unterworfen, um ihre Ertragsfähigfeit auszumitteln. 
Bei den Pändereien heißt diefes Gefchäft die Bonitirung, Bo- 
denſchaͤtzung. Man bringt die Kandereien jeder Art in Claffen 
und beflimmt die in jede Claſſe fallende Morgenzahl. 

5) Aus den fo erlangten Nachrichten wird die Berechnung 
des mittleren rohen Ertrages, der fammtlichen Ausgaben und 
folglich des muthmaßlichen Reinertrages vorgenommen. 


$. 125, 


Bei der Ertragsberehhnung werben nad; einem ziemlic; all- 
gemeinen Herfommen bie einzelnen Zweige des Ianbwirthfchaft- 
lichen Gewerbes, wie fie auf vem Gute vorfommen (Aderbau, 
Wiefenbau, Rindviehzuht u. dgl.), abgefondert behandelt, fo 
daß man bei jedem 1) den durchſchnittlichen Nohertrag in 
Erzeugniffen verfchiedener Art (in natura) ausdmittelt, 2) 
hievon fogleich die auf dem Landgute vorkommende Verzeh— 
rung an folhen Stoffen abzieht, 3) den Ueberreſt nach den 
Mittelpreifen der Gegend zu Geld anfeht und endlich 4) von 
diefer Summe die befonderen Geldausgaben abrechnet, welche 
der einzelne Nutzungszweig erfordert. 
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Auf dieſe Weiſe erlangt man eine Anzahl von getrennten 
Anſchlaͤgen, die Ergebniſſe werden ſodann zuſammengerechnet 
und von der ſo gebildeten Summe werden noch die allgemeinen 


Bewirthſchaftungskoſten abgezogen. Der Ueberreſt bildet dann 
den reinen Ertrag. 


$. 126. 


Diefe Berechnungsart führt zwar zu einem richtigen Haupt- 
ergebniß und laßt leicht erkennen, in wie viel jeder Theil des 
ganzen Betriebs zur Bewirfung des Neinertrages beiträgt, allein 
fie ift doch infoferne mangelhaft, al& der gefammte rohe Ertrag 
gar nicht erfcheint und daher auch das zwifchen ihm und dem 
Koftenaufwand Statt findende Verhältniß nicht Flar wird. Man 
follte alfo entweder 1) nur eine einzige Hauptrechnung bilden, 
in biefer zuerſt ven Nohertrag aller Zweige zufammenftellen und 
dann in derfelben Neihenfolge alle Abzüge in natura und in 
Geldausgaben fortlaufend aufführen, um endlich die Summen 
der fammtlichen Einnahmen und Ausgaben zu vergleichen, oder 
2) wenn manbei jener mühfameren Artder Darftellung beharren 
will, wenigitens am Schluffe aus den getrennten Specialan- 
fhlägen aud) den rohen Ertrag zufammenziehen. Gewöhnlich 
hat man überdieß die Ausfcheidung der Ausgaben nach den ver- 
fchiedenen Betriebszweigen nicht vollftändig genug vorgenommen 
und fo den Nutzen jener Zerlegung des Anſchlages in einzelne 
Theile durch die Ungenauigfeit derfelben gefhwächt (a). 

(a) So müffen z. B. die Ausgaben für Beköftigung und Lohn der Tags 
löhner dann, wenn dieſe anhaltend mit einer a) 6r Verrichtung 


(Aderbau, Rebbau, Fifcherei, Schaafwäfche u. dgl Bigarkiot find, 
ihre befondere Stelle erhalten, vergl. Schmalz, S 


5: 187, 
Unter den Beftandtheilen eines Landgutes hat 
I. das Aderland in Hinficht auf feine Beranfchlagung die 
meiften Bemühungen auf fich gezogen, weil die große Maſſe 
defjelben, die Menge und Wichtigfeit feiner Erzeugniffe und die 
leicht wahrnehmbare Abhangigkeit feiner Ergiebigkeit von natür« 
lichen Umftänden zur Unterfuchung am meiften auffordern mußte. 
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Die Bonitirung des Aderlandes ift neuerlich durch die Fort- 

Schritte der Landwirthfchaftslehre, befonderd der Bodenkunde, 

fehr vervollfommnet worden (a), doch hat man ſich noch nicht über 

eine erfchöpfende und dabei bequem zu überblidende allgemeine 

Eintheilung der Bodenarten vereinigt, auf welche man ſich über- 

all ſtuͤtzen Eönnte (5). Bei einem foldhen feftftehenden und all- 

gemein anwendbaren Claſſenſyſtem würde übrigens doc) der 
auf jede Glafje und Art des Bodens Fommende rohe und reine 

Ertragnur in jeder einzelnen Dertlichfeit genau beflimmt werden 

koͤnnen, weil er zugleich von mancherlei anderen Umftänden, 

namentlich der Bewirthichaftungsweife und, was den Ausdrud 
in Geld betrifft, ven Preifen der Dinge, bedingt wird, Man 
unterfcheidet 2 Arten der Glaffeneintheilung : 

1) nach der Naturbefhaffenheit des Bodens, die fc 
zunächft in der Zufammenfegung deffelben aus Erden, Salzen 
und organifchen Neften (Humus), fodann aud) in anderen Um- 
ftänden, als Klima (hauptſaͤchlich Verhältniffe der Wärme und 
Feuchtigkeit), Lage ıc. ausfprichtz es werden hiebei alle Boden- 
arten in eine Glafje zufammengeftellt, die einander in phyſiſcher 
Hinficht ahnlich find; 

2) nach dem reinen Ertrage; wirthfchaftliche oder oͤko— 

nomifche Glaffeneintheilung, wobei man bloß die Abftufung 

von den beften zu den unergiebigften Ländereien jeder Benugungs- 

art aufftellt (0). 

Nach der erften Art koͤnnen innerhalb jeder Claſſe Ländereien 
von fehr verfchiedener Ertragsfähigfeit vorfommen, gleichwohl 
verdient diefes Verfahren den Vorzug, weil ed auf die natürliche 
Grundlage, das Bleibendere und Kenntlichere, gebaut iſt, wäh. 
rend die Methoden und Zwecke der Bewirthſchaftung, die -den 
Ertrag mit bedingen, eher wechfelnd find (d). 

(a) Bon den älteren Tarationsarten ift die fogenannte brandenburs 
gifche, welche nad der Art und dem Ertrage der auf jedem Boden 
zu bauenden Früchte eingerichtet ift, am bemerkenswertheſten. Sie 
wurde bei der Gründung des Greditvereines (11, $. 113 (c)) zum 
Stuͤtpunkt genommen. Thaer hat in der Aufftellung befjerer Uns 
terfcheidungen die Bahn gebrochen, |. befonders deſſen Ration, Landw. 
11, 130, Annaten d. Kortichritte d, Landw. VI, 361, Mögelin. Annas 


Chaptals Agrieulturdemie, II, 351. — v. Schwerz, Anleit. zum 
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pract. Aderb. I, 43, — Hundeshagen, Bodenkunde, ©, 165, — 
Saͤchſ. Sefhäftsanweifung. 

(5) Eine ſolche würde aroße Vortheile darbieten, weil dann Schäßungen 
in verfchiedenen Ländern und Landestheilen bequem mit einander 
verglichen werben könnten, während eine bloß örtliche Glaffenein- 
theilung in einer anderen Gegend nicht verftändlich und braudbar 
ift; allein es ift auch ſchwer, ein fo erfhöpfendes Syſtem aufzuftellen, 
daß darin jede irgendwo vorkommende Bodenart ihre Stelle findet. 
Leichter ift die Arbeit, wenn man fidy nur auf diejenigen Bodenbe- 
ſchaffenheiten befchränt, die man in dem Lande zc, vor ſich hat. 

(c) Blod (Mittheilungen, I, 397, 1830) will nur eine Glaffification 
nach dem Ertrage zulaffen. 

(3) Die in der fühl, Gefchäftsanweifung $. 18 vorgefchriebene oͤkono⸗ 
mifche Slaffification, die beim Aderlande 12 Glaffen annimmt, ift 
doch mit Rückficht auf die Zufammenfegung des Bodens angelegt, 
indem die Glaffen I. III. VI. IX. den Thon⸗, IL. IV. V. VH, ben Lehm⸗ 
u. VII. X. XI. den Sanbboden enthalten. Die einfachſte Anord> 
nung würbe darin beftehen, daß man außer den eben genannten 3 
Dauptbodenarten nody zwei andere, Kalk» und Humusboden unter: 
fhiede und jede diefer 5 Hauptclaffen in Unterabtheilungen brädhte. 
Zwiſchen Sand: und Lehmboden kann indeß nah Thaer noch eine 
Mittelclaffe des fandigen Lehms und lehmigen Sandes eingeſchaltet 
werden. So ergeben fih 6 Hauptclaflen. Die a, pommerfche In: 
ftruetion legt biefelben zu Grunde und theilt die 5 erften (bie 6, bil« 
bet den Kalk) in 16 Unterclaffen ober Bodenarten ein, 


§. 128, 
Nachdem das vorhandene Aderland in gewiſſe Glaffen und 

Arten eingereiht ift, wird unterfucht 
1) der muthmaßlihe Rohertrag jeder Abtheilung (a), auf 
welchen nody Einfluß haben a) die in der Gegend gewöhnlich, 
gebauten Feldfrüchte und die uͤbliche Aufeinanderfolge derfelben, 
weshalb man den Durdyfchnittsertrag einer ganzen, z. B. dreis 
oder fechsjährigen Periode der Fruchtfolge nehmen muß (6), 
b) die Stärke der Duͤngung, welche wieder mit den allgemeinen 
Wirthfchaftsverhältniffen, namentlich der Größe des Viehſtandes 
und der Menge ded gewonnenen Futters, zufammenhängt (ec). 
2) der abzuziehende Koftenbetrag. Die alte Methode, 
für diefe Koften nur einen ungefähren Ueberfchlag, das Wirth— 
fhaftsforn, anzunehmen (d), ift ald ganz unzuverläffig auf 
gegeben worden. Man muß alfo eine forgfältige Berechnung 
anftellen. a) Um zu ermitteln, welcher Theil der Adererzeug- 
niffe fogleich in der Wirthfchaft verzehrt wird, muß man die Zahl 
der nöthigen Arbeiter und des Spannviches aus der Menge 
der vorkommenden Gefchäfte ableiten und die Speife-und Zutter- 
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ordnung zu Hülfe nehmen, b) Geldausgaben find bei dem Ader- 

baue gewöhnlich gar nicht aufgerechnet worden, allein die Folge 

richtigfeit fordert, daß man von den allgemeinen Wirthfchafte- 
ausgaben diejenigen hieher verweife, welche auf andere Zweige 

feinen Bezug haben (e). 

(a) Der mittlere Rohertrag, in Roggen ausgebrüdt, iſt nach Block von 
der beten Bodenclaffe nicht unter 10 Scheff. auf den preuß. Morgen 
ober 5 Malt. auf den bad. Morgen; nad der ſächſ. Gefchäftsans 
weifung von der Glaffe I, a 171 Mes. Noggenwerth a, d. fächf. Acker 
— 9," Sceff. v. pr. M. — 4,9% Malter v. bad. M. 

(85) Wo allgemein feine Brache mehr gehalten wird, da wäre es unpaſ⸗ 
fend, den Ertrag der Brachfrüchte außer Anfas zu laffen. Auch Hans 
belögewäcfe dürfen eingerechnet werben, wenn fie in der Frucht⸗ 

folge einer Gegend regelmaͤßig vorkommen. 

(c) Vergl. Sch malz, $.42. — Man kann z.B. auf ein Stück Rind 
von 7 Etrnu. lebendem Gewicht bei guter Stallfütterung gegen 
90 Etr. Heu (oder deffen Werth in anderen Futterftoffen) und 
18—22 Etr. Stroh zur Streu annehmen, woraus etwa 220 Gtr. 
abgefaulter Mift erhalten werden, Bei guter Düngung kommen 
jährlich ungefähr 50 Etr. Mift auf den preuß., 70 auf den bad. 
er fo daß 1 Stüd den Dünger für resp. 44 und 3 Morgen 
liefert. 

(4) Man nahm an, daß auf einem Ader, der die Ausfaat dreifach wies 
dergiebt, die Koften der Ausfaat gleich wären, bei vierfachem Körs 
nerertrage follten die Koften 1Y4mal, bei höherem 2mal foviel als 
das Saatquantum ausmachen; z. B. auf I Morgen 1% Scheff. 
Weizen (zu viel) Ausfaat, bei 514 fältigem Ertrage 8Y, Sceff. 
Ernte, Abzug außer der Saat nody 3 Scheff. für Koften, Reft 3%, 
Scheff. (in preuß. Maafen). Doch kam es hiebei auch darauf an, 
ob —ñ n — bei dem Gute waren. Gaſſer, S. 189. Bergius, 
VI 63 


(e) 3. B. Geldlohn der Feldarbeiter, Ausgaben für die Adergeräthe, für 
Ankauf von Düngemitteln u. dgl. — Setzt man den Reinertrag des 
Morgens Ader erfter Güte gleich 100, fo wird der Ertrag ber ans 
deren 9 Bodenclaffen bis zur fchlechteften herab nach Floto w's An: 
Thlägen in folgender Abftufung ausgedrüdt: 79 — 62 — 40 — 238 
— 17— 10 —7—2 Nah Klebe find die Zahlen folgende: 82 
— 65 — 50 — 43 — 40 (6. u.7, EL.) — 29 — 0 — 8, nad) der 
pomm. Inftruetion geht der Reinertrag von 63 pr, Meben Roggen 
bis auf 4 M. herab. Nach der ſächſ. Inftruction ift der Reinertrag 
in Roggen ausgedrüdt: 


Mepen auf den | Sceffel aufden | Malter auf den 














ſächſ. Acker. preuß. M. badiſchen M. 
El. 5 a 88,' 5,3% 2, 
„ YL,a 36 2,13 1,9% 
„ N\l,d 10 0, 9,3 
„ Xl,d 2, 0,8 0,98 


“Die Abtheilungen a—d entſprechen ber Höhe, des Landes über dem 
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Meere, a hat 500 Zuß und weniger, d ift die höchfte und kaͤlteſte 
Lage von 2400 Fuß und darüber. 
$. 129, 

U. Bei den Wiefen ift die Glaffification nach der Bodenart 
minder entfcheidend, weil der Ertrag großentheild von der Lage 
und Gelegenheit zur Bewäfferung beftimmt wird, Wo das ge- 
wonnene Futter, wie gewöhnlich, ganz in der Wirthfchaft ver- 
braucht wird, da fommt von den Wiefen gar Fein reiner Ertrag 
in Anrechnung, doch muß der mittlere Rohertrag fowohl wegen 
der Koften ald auch darum erforfcht werden, weil er auf die Menge 
des Viehes, welches ernahrt werden Fann, Einfluß hat. Daffelbe 
gilt von den Weiden, 

III, Für Gemüfegärten bedient man ſich, da ſie nicht viel 
zu betragen pflegen, eines ungefaͤhren Gelduͤberſchlages, ohne 
auf eine ausführliche Berechnung einzugehen. Bei den Obft- 
gärten wird nad) der Zahl, Art und Befchaffenheit der Baume 
ein Geldanfag genommen. 

IV, Bei der Viehzucht muß zuvörderft aus der Vergleichung 
des Suttererzeugniffes mit der erforderlichen Menge des Arbeits» 
(Spann-) Viehes beflimmt werden, wieviel Nugvieh gehalten 
werben kann, fodann ift für die vorhandene Art deffelben (Milch: 
kuͤhe, Maftochfen, Schaafe ıc.) das Sahreserzeugniß an Milch 
und Molfenwaaren, an Sungvieh, Wolle ıc. zu fuchen, die eigene 
Berzehrung abzuziehen, der Neft nach den Marktpreifen, der 
Abfaggelegenheit und der Güte (3. B. feine, mittlere oder Land⸗ 
wolle) in Geld anzufegen und davon noch abzurechnen, was für 
Wartung, Futter, Arzneien, Geräthfchaften u. dgl. ausge— 
geben wird, 

$. 129 a. 


Als allgemeine Wirthfchaftsfoften find diejenigen Ausgaben 
anzufehen, welche nicht einem einzelnen Zweige zur Laſt gefchrie- 
ben werden fünnen, 3. B. Unterhalt und Feuerverficherung der 
Gebäude, der Wohn- und Küchengeräthe, Heigung, Beleuch— 
tung, Gefindelohn, Zaglohn zum Theil, Unterhalt des Land» 
wirths und feiner Familie, Gemeindelaften u, dgl, Auch die Geld» 
ausgaben für das Spannvieh koͤnnen hierher gerechnet werben, 
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weil es viel befchwerlicher ift, fie je nach der Menge der Spann 
arbeiten bei jedem einzelnen Beftandtheile aufzuführen, 

Auch bei der Veranfchlagung eines einzelnen Grundſtuͤckes 
- muß man fowohl die befonderen Wirthfchaftsfoften als einen 
Antheil an den allgemeinen unter der Vorausfegung einer ges 
wiffen Gutögröße ermitteln, 3. B. die Koften eines Tages Hands 
und Epannarbeit, und fievon dem mittleren Rohertrag abziehen,(a) 
(a) Beifpiele in d. a, techn, Inftr. für Pommern. 


D, Erbpacht. 


$. 130, 


Die Erbpacht ſteht zwifchen der Zeitpacht und dem Verkauf 
in der Mitte, Der Erbpachter erhält nach den bisherigen Rechts— 
grundfägen zwar nicht das Eigenthum, aber doch ein erbliches 
Benutzungsrecht und darf das Gut nad eingeholter Genehmi—⸗ 
gung des Verpachters auch verkaufen, nur nad) der gewöhnlichen 
Einrichtung nicht zerſtuͤcken oder wefentlich verändern. Er ent 
richtet einen jährlichen Zins (Kanon) und beim Anfang der 
Erbpacht zugleih eine Einfaufsfumme (Erbbeftandgeld), 
welche, wie die Gaution des Zeitpachterd ($. 115.), zur Siche— 
rung der Regierung dient, Man Fann ſich dieſes Erbbeftandgeld 
ald den einen, Eleineren Theil des vollen Kaufpreifes denken, 
deffen größerer Theil dur den Kanon verzinfet wird (a) 
Diefes Nutzungsrecht des Erbpachterd darf nur dann unter= 
brochen werden, wenn berfelbe längere Zeit die Entrichtung des 
Kanons unterließe (5). Uebrigend werden diefe neuen Erb- 
pachtöverträge fo abgefchloffen, wie es volkswirthſchaftlich und 
finanziell zwedmäßig fcheint, ohne daß man fidy genau an eines 
der älteren bäuerlichen Verhältniffe anzufchließen genöthigt wäre. 
Verſchieden von der Erbpacht ift die Erbzinsverleihung, mit 
einem niedrigen Kanon, der nicht ald Pachtzins gilt, fondern 
nur die Anerkennung des Obereigenthbums bezwedt, dagegen 
häufig mit einem Laudemium bei Befitveränderungen (c). 
Diefe Einrihtung trägt fo wenig ein, daß fie nicht bei ſchon 

Rau, pol, Dekon. 3te Ausg. II R 11 
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ertraggebenden Ländereien, fondern nur etwa bei foldhen, die 


erft urbar zu machen find, empfohlen werden kann. 


(a) 3 B. das Gut fei auf 36000 fl. anzufegen, fo könnten davon 8000 fl. 
fogleidh bezahlt werben und für die übrigen 28000 fl. würde ein 
jährliher Kanon von 1120 fl, (zu 4 Proc. gerechnet) ausbedungen. 

(5) Vgl. Mittermaier, Privatrecht, 1, $. 488. — Die badifchen Erb: 
beftände (Landrecht, Art. 1831 ba ff.) find Feine Erbpachte obiger 
Art, da fie zum Theile nicht auf alle Erben gehen und beim Ber: 
kaufe ein Handlohn von höchftens 2 Proc, bezahlt wird. 

(ec) Nicolai, 1,253, — v. Sakob,T$. 180, Viele Anfiedelungen bie- 
fer Art im preußiſchen Staate. Borowski, 1, 211. 


$. 131. 
Die Vortheile der Erbpacht find (a): 

1) daß die Verwaltung fehr vereinfacht wird, denn die vielen 
bei der Zeitpacht vorfommenden Gefchäfte fallen hinweg 
und man hat neben der Einforderung des Kanons nur 
eine oberflächliche Aufficht zu führen, um die Verlegung 
der Bedingungen ($. 130.) zu verhüten; 

2) daß die Ländereien mit größerem Eifer und Gapitalaufwande 
bewirthfchaftet werden, denn der Erbpachter ift für fich und 
feine Erben des Genuffes der Früchte aller vorgenommes 
nen Berbefferungen ficher, fei ed nun durd eigene Bes 
nutzung des Gutes oder durch einträglichen Verkauf. Daher 
wird der Anbau verbefjert und der reine Ertrag der Grund 
ſtuͤcke erhöhet, wovon auch der Negierung ein Gewinn 
zugeht, indem a) fogleih von Anfang an die Zinfen bed 
Grbbeftandgelded und der Kanon den bisherigen Neiner- 
trag überfteigen, zumal dba auch die Remiffionen, Bau- 
foften ıc, erfpart werben, b) die Erbpachtftüde der Grund- 
fteuer unterliegen (5), c) die Erhöhung der Production 
auch in mancherlei anderen Zweigen des Staatseinfom- 
mens, 3. B. der Confumtionsfteuern, eine Zunahme nad) 
fich zieht, 

(a) Nicolai,1,246. — Thaer, Annalen des Aderbaues. Jul. 1806. 
Nr. Iu. II. — Sturm, I, 273. — v. Jakob, 1, $. 196. — Fulda, 
S. 62—66. — Kraufe, Nationale und Staatsöfonomie I, 351. 1, 
131.— Burger, Reife durch Oberitalien, II, 218 (1832). — Bolls 
brügge, Das Landvolk im Großh. Medienburg- Schwerin, 1835, 
S. 35. — Gr. Moltke, ©, 27. 


(5) Allerdings Fönnen fie nicht fo hoch, wie freies Eigenthum, belegt 
werden, 
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$. 132, 


Die letztgenannten Bortheile werden dann am größten, 
wenn bie Erbpacht mit einer Zerfhlagung der großen Do- 
mänenhöfe in Eleinere Güter (Dismembration, Abbau) 
in Verbindung gefeßt wird, Dieß ift auch wirklich da, wo man 
die Erbpacht eingeführt hat, gefchehen (a), obfchon man die Zer- 
theilung auch bei dem Verkaufe bewerfftelligen Eönnte, Durch 
die Verbindung jener beiden Maafregeln wird | 

1) der forgfältige Anbau des Bodens und die Zunahme der 
Volksmenge um Vieles befördert, alfo der Wohlftand des Volkes 
und mit ihm zugleich die Macht des Staates gefteigert, 
I, $. 368, (6), | 

2) die Ablöfung der Frohnen und der anderen, zu den Do- 
mänen gehörigen gutöherrlichen Rechte erleichtert. Die neu ges 
bildeten mittleren und Fleineren Güter Eönnen den Beiftand der 
Srohnarbeiter und der MWeiderechte leichter als die bisherigen 
großen entbehren (II, $. 63.), und in Erwägung des von der 
ganzen Unternehmung zu hoffenden Nutzens Fann man die Ab» 
löfung unter billigen Bedingungen geftatten, 


(a) Die Sadbauern (uomini di sacco) in Oberitalien,. Süllmann, 
Städtewefen, I, 11. Hasse, Cuinam nostri aevi populo debeamus 
primas oecon. publ. et statisticae notiones. 1828. ©. 22. — 
Berndv. Arnim madte im erften Drittheil des 16. Jahrhunderts 
Joachim J. v. Brandenburg den Vorſchlag zur ZSerſchlagung ber 
Kammergüter, ohne Erfolg. Sein Sohn ſoll in Kurſachſen von 1555 
— 70 300 Domänen zerfchlagen haben, doch ift diefe Nachricht nach 
Hüllmann’s Unterfuchungen noch problematifdy und vielleicht nur 
von Anfiedbelungen auf neu urbar gemachtem Lande zu verftehen. 
1701 begann im preußifden Staate die VBererbpadytung, die aber 
1711 wieder aufgehoben wurde. Die Beweggründe zu dem legteren 
Schritte feinen theils in irrigen Vorftellungen, theild aber auch in 
den bei der Bererbpachtung begangenen Fehlern gelegen zu haben, 
fo daß man daraus gegen die Nüglichkeit der Sache im Allgemeinen 
feinen Beweis nehmen kann. Friedrich II. zertheilte und vererb: 
pachtete über 300 Borwerke, Friedridy Wilhelm II. feste dieß bei drei 
Domänen im DOderbrudye fort und Friedrih Wilhelm IIL. ließ eine 
größere Anzahl, befonders in Oftpreußen, in Erbpacht geben. In 
Ansbach (1757), Baireuth (1763), Walde (1755), Heſſen-Darm— 
ftadt (1773), Böhmen (1776), der Rheinpfalz, fing man an, dieſe 
Beifpiele nachzuahmen. In den dänifhen Staaten gefhah dieß feit 
1763 in großer Ausdehnung und mit gutem Erfolge. Aud in Meck— 
lenburg geſchieht es häufig. M. Schwerin hat nad) dem X. für 1849 
181 000 Rthlr. Einnahme von Erbpachtgütern. Hüllmann, Ges 
fhichte der Dom. Ben. ©, 93. — de Herzberg, Huit disserta- 

11* 
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(b) 


tions, ©. 193, — Bergius, Magazin, II, 207. — Kamphövener, 
Beichreib, d. bereits vollführten Niederlegungen £önigl. Domänen= 
güter in den Herzogth, Schleswig und Holftein, Kopenhag. 1787. 
— Nöldehen, Briefe über das Niederoderbrud. Berl. 1800. — 
Krug, Nationalreichth. des preuß. Staates, II, 418. — Schwer;z, 
Aderbau der Pfälzer, ©, 274. (Zbersheimer Bf). — lieber die 
günftigen Folgen der Bererbpadjtungen in Pommern ſ. Hering, 
Ueber die agrarifche Gefengeb. in Preußen, 1837, ©. 102 — Er. 
Moltke, Einnahmequellen, ©. 27, 
Auf die Zunahme der Volksmenge und alfo der waffenfähigen Manns 
ſchaft hat man oft zu großes Gewicht gelegt, denn es würde in ihr 
fein Vortheil liegen, wenn die Production ſich nicht gleichmäßig er— 
weiterte. — In Schleswig und Holftein wurden 1765— 87 52 Do: 
mänen von 44356 Zonnen (116 000 preuß. Morgen) zerſchlagen. 
Davon wurden 6454 T. Wald zurüdbehalten, 5471 T. zu Abfins 
bungen und für Dürftige verwendet, 32,943 in 1095 Güter zer- 
theilt, von 2— 500 Zonnen Größe, doch meifteng zwifchen 12 und 
80 Zonnen (30—200 Morgen), Der Kanon betrug 106 039 Rthir., 
biezu die Binfen des Erbbeftandgeldes von 596 252 Rthlr. mit 
23 850 Rthlr. gefchlagen, ift 

die Einnahme nach der Zerſchlagung. . -129 889 Rthlr. 

bie vorherige Einnahme war -. „» +» . 87246 „ 


alfo Mehrertrag. . . 42643 Rthlr. 

oder 50 Proc. bes früheren Grtrages, wozu noch die Einnahme von 
dem vorbehaltenen Walde kommt. Kamphövener, ©. 208 und 
die angehängte Tabelle. — Aus Nöldehen’s Mittheilungen (ſ. 
(a) ) ergiebt fi Folgendes: Die 3 Güter Solikante, Pofedin und 
Wirhelmsaue, zufammen 3610 pr. Morgen, wurden unter 107 Fa— 
milien vertheilt, in Stellen von 3 Morgen (39 an der Zahl), 30 M, 
(22), 60 M. (26), 94 M, (5) und 1 von 578 M. Es war 


vor nad) 
ik 
1) Zahl der Menfchen auf den BARER 45 
2) Pferdesch . - » oo.» 10 1 
3) Anzahl ber Kühe s = . . 0 6 16 333 
4) Kornertrag . TEE 521 1414 Wiſp. 
5) Kornverbrauh ’ 2m. 28 439 „ 
6) verfäuflicher Ueberfchuß . 5% 410 152 


„ 
7) Biehnukung, Stroh, Eier 2‘. . 7765 8229 Rthlr. 
8) ganzer Erlös aus verkauften Er: 
zeugniffen . . . . 15537 22726 
9) Einnahme für den "Staat — 4077 5175, 
Demnach hat die Maſſe der verkäuflichen Dinge um 46, der Ertrag 
für die Staatscaſſe um 26 Proc. zugenommen. 


$. 133, 
Gegen diefe Maßregel wurden mancherlei Einwendungen 


in fehr verfchiedenem Einne gemacht, fo daß man bald die Zeit- 
pacht, bald den Verkauf vorzog. Im Vergleich mit ber 
Beitpacht wurde gegen die Erbpacht erinnert (a): 


1) daß der Staat nicht mehr Über die Güter verfügen und 
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folglich bei veränderten Umftänden nicht eine andere Benugungs- 


weife wählen Fann. Dies ift zwar richtig, aber nicht nachtheilig, 
weil der Uebergang der Ländereien in die Hände von Land- 
wirthen, welche fie mit dem Eifer des Eigenthümers behandeln, 
die günftigften Wirkungen hat, und weil die Negierung nicht 
bloß viele Mühe erfpart, fondern auch fogleicy eine erhebliche 
Bermehrung ihrer Einfünfte erlangt; 

2) daß man die Gelegenheit verliert, von Zeit zu Zeit den 
Pachtzins zu fleigern, und bei einer Preiserniebrigung der ed— 
len Metalle an einem Geldfanon viel einbüßen kann. Hierbei 
ift zu bemerken: a) In Gegenden, die noch ſchwache Bevoͤlke— 
rung und fehr niedrige Grundrenten haben, mag es rathſam 
fein, die Vererbpachtung zu verfchieben, weil fie wenig ein- 
bringt und der Nugen ber fpäteren Erhöhung der Nente ganz 
den Erbpachtern zufallen würde. b) Wenn gleich die durch den 
Erbpachter bewirkte Ertragsvermehrung der Regierung feinen 
unmittelbaren Vortheil gewährt, fo trägt doc die vermehrte 
Grundrente auf mehrfahen Wegen mittelbar zur Erhöhung 
der Staatseinfünfte bei, und bei der Zeitpacht würden fo be- 
deutende Werbefferungen gar nicht unternommen werden, 
e) Eine Erhöhung der Grundrente zufolge der geftiegenen Ge— 
treidepreife Fann durch angemeſſene Beftimmung des Kanons 
auch für die Staatscaffe ergiebig gemacht werden, f. $. 134. 

3) Die Regierung Fann fich immer einen begüterten Zeit- 
pachter wählen, bei der Erbpacht aber nicht verhüten, daß das 
Gut an einen dürftigen Erben gelangt. Gegen diefen Nachtheil 
kann man ſich wenigftens zum Theile fhüigen, indem man ein 
anfehnliches Erbbeitandgeld anfest, fo daß der Kanon nicht fo 
hoch ift, um nicht in jedem Falle fiher eingehen zu Fönnen. 

(a) Eifrig gegen die Erbpacht v. Bujanovics im Amtlichen Bericht 

über die Stuttg. landw, Verfammt. S. 86. 

$. 134. 


Der öfter gemachte Vorfchlag, nach längeren Zwifchenzeiten, 
3: B. nad) 33 oder 50 Jahren, eine Durchficht der Erbpachts 
bedingungen zu veranftalten, wobei nach Befinden der Umftände 
der Kanon erhöht werden Fünnte (a), hat Vieles gegen fich, 
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weil fich die Grundfäge für eine folche Unterfuchung nicht fcharf 
genug beftimmen laffen und weil folglidy der Erbpachter befor: 
gen muß, daß feine Nachkommen einer willführlichen Behand» 
lung, einer unrechtmäßigen Verſchlimmerung ihrer Lage, ja 

>: einer Vertreibung von dem Gute ausgeſetzt fein möch- 
ten, Diefe Furcht würde die Anerbietungen der Pachtluftigen 
fehr verringern, Dagegen ift es leicht, den Kanon nad) Getrei- 
depreifen einzurichten, Dies ift bereits auf die Weife gefchehen, 
daß man ihn in Getreide ausdrüdt und nad dem 3Ojährigen 
Durchfchnittöpreife in Geld entrichten läßt (6). Nach den oben 
aufgeftellten Sägen (II, $. 59.) follte jährlich oder von einer 
Periode zur andern ein Theil des Kanons nah den Durdy 
fchnittöpreifen eines jüngftverfloffenen Zeitraumes, ein anderer 
Theil nach dem Jahres-Marktpreife baar bezahlt werden. 


(a) 3.B. nad) v. Seutter, ©. 36. 

(d) Im oftpreußifchen Kammerdepartement: halb Roggen, halb Gerfte; 
der durchſchnittliche Marktpreis einer 30jährigen Periode wird 
während der folgenden 30 Zahre zur Bezahlung angewendet, body 
darf der Mittelpreis der einen Periode nicht über das Doppelte vom 
Hreife der vorhergehenden fteigen. Krug, Nat, Reichth. IL, 42. 
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Im Vergleich mit dem Verkaufe ($. 124.) wird die 
Erbpacht getadelt, weil der Erbpachter nicht in der freien Lage 
des Eigenthuͤmers ſich befinde, z. B. nicht einzelne Theile des 
Gutes verkaufen oder veraͤndern duͤrfe, folglich weniger Luſt und 
Gelegenheit habe, den Ertrag und fein Einkommen zu: vergrö- 
fern (a), und weil überhaupt die Negierung fein neues bäuer- 
liches Verhältniß erfchaffen folle, Daß die Lage des Eigenthü- 
mers für Gulturverbefferungen noch günftiger fei, kann nicht in 
Abrede geftellt werden, doch iſt 1) der Unterfchied beider Zu— 
ftände nicht erheblich genug, um da die Erbpacht unrathfam zu 
machen, wo man aus anderen Gründen den Verkauf nicht zu— 
träglich findet; 2) die Erbpacht bringt in jedem Falle die Laͤn— 
dereien fehon in die Hände von Landwirthen, welche mehr für 
diefelben thun, als Zeitpachter; fie ift alfo ein Fortfchritt und 
kann ald Uebergang zur vollen Veräußerung betrachtet werden; 
3) zudem läßt fich jener Unterfchied noch vermindern, wenn 
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man a) bei der Zerfchlagung Güter von einer, den örtlichen 
Berhältniffen entiprechenden Größe bildet, b) die Veraͤn— 
derung der Benukungsart (facies fundi) dem Erpachter er- 
laubt, e) einen Theil des Kanons ablöslich macht, auch d) den 
Berfauf einzelner Grundftüde erlaubt, wobei ein verhältniß- 
mäßiger Theil des Kanons auf den Käufer uͤbergeht oder abge- 
kauft wird. Im erften Falle würde fich die Vererbpachtung in 
einen. Berfauf gegen einen bloßen Grundzins umwandeln, der, 
wie alle ähnlichen Neallaften, für ablöslich erklärt werden müßte 
(U, 8. 61,), dann aber nichts Nachtheiliges in fich enthielte, 
IL, $. 57. 


(a) 3.8. Lotz, Handb. 111, 107. — Dluffen, Beiträge z. e. Ueberficht 
d. Nationals Ind, in Dänemark, deutfh von Sliemann, ©. 104, 


(1820,) 
$. 136, 

Die Erbpacht hat nach diefen Betrachtungen für Domänen 
(a) und zwar für ganze Hofgliter wefentlihe Vorzüge. Nach 
den heutigen politifchen Anfichten ift man allen Befchränfungen 
des Eigenthums fo fehr abgeneigt, daß neue Erbpachtsvertraͤge 
faum noch zu Stande fommen werden und die vorlandenen 
Erbpachter das nur mit einem Grundzinfe befchwerte Eigen- 
thum erlangen; es Fann demnach nur etwa der Berfauf gegen 
einen auf eine gewiffe Zahl von Jahren unablöslichen Grund: 
zind ausgeführt werben, Dies hat die Folge, daß man in vielen 
Fällen, wo man fich zur Vererbpachtung entfchloffen haben 
wide, bei der Zeitpacht ftehen bleibt. Wo der Erbpacht Feine 
allgemeinen Gründe diefer Art entgegenftehen, da dienen fol- 
gende Regeln zu ihrer Ausführung: 

1) Bei der Zerfhlagung großer Güter find, je nach den 
örtlichen Umftänden, mittlere und Fleine Bauerngüter zu bilden ; 
damit es jedoch an Taglöhnern nicht fehle, find auch Familien 
mit fo Fleinen Zandtheilen anzufegen, daß fie genöthigt bleiben, 
Lohnarbeit zu Hülfe zu nehmen (b). 

2) Man fucht die einzelnen Güter abzurunden (II, $.97.) (e). 

3) Wenn ed an folchen Erbyachtluftigen fehlt, die aus eige- 
nen Mitteln Wohnungen, Ställe und Scheunen zu erbauen 
vermöchten, fo muß died auf Rechnung des Staates gefchehen, 
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wobei man dann bie wohlfeilfte Bauart, 3. B. aus ungebrann- 
ten Lehmziegeln oder aus geftampfter Erde (Pifebau) vorzie- 
hen wird, 

4) Die Erfahrung hat gezeigt, daß ed gut ift, den Kanon 
fogleich bei der Befanntmachung der Erbpachtsbedingungen feft- 
zufeßen und dann nur dad Erbbeftandgeld durch Werfteigerung 
beftimmen zu laffen, weil fonft, wenn man Mehrgebote bei dem 
Kanon geftattete, leichter aus Unbedachtſamkeit übermäßig hohe 
Anerbietungen erfolgen (d). 


5) Die Erbpachter haben Feinen rechtlichen Anſpruch auf 
Nachläffe, doch follten diefelben bei großen Unglüdsfällen be 
williget werden ($. 117). 


(a) Nicht für Privatperfonen, weil diefe fich oder ihren Erben die Wahl 
einer anderen Benutzungsweiſe frei laffen follten. 

(5b) 3. B. von 1 Morgen, Vgl. Nöldechen, ©, 100, 

(c) Ebend, ©. 117, 

(d) Ramphövener, ©. 2. 


I, Waldungen. 
6. 137, 


In den meiften Staaten befinden ſich feit früher Zeit fo 
ausgedehnte Domänenwaldungen, daß die Regierung zur Bes 
wirtbfchaftung bderfelben ein zahlreiches niederes und höheres 
Derfonal zu befolden hat (a). Diefer Forftbefiß der Regierung 
war urfprünglich mehr der Jagd ald der Holznukung willen 
geſchaͤtzt, dieſe trat aber fpäter bei dem Steigen der Holzpreife 
in immer größerer Wichtigkeit hervor und wurde mit zuneh- 
mender Sorgfalt behandelt, wie fie denn auch in vielen Laͤndern 
eine anfehnlihe Einnahme in die Staatscaffe bringt. Man hielt 
indeß fortwährend die Domänenwaldungen auch aus volks— 
wirthfchaftlihen Gründen, um die Verforgung des Volkes mit 
Holz fortwährend zu fichern, für unentbehrlich und verwaltete 
fie zugleich mit Hinficht auf diefe Beftimmung. In der neueften 
Zeit aber find gegen die Staatsforftwirthfchaft manche Einwen- 
dungen gerichtet worden, Daher müffen diefe hier zuvoͤrderſt 
geprüft und es müffen die fr die Veräußerung der Domänen- 
waldungen geltend gemachten Gründe (5) beleuchtet werden, 
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eine Betrachtung, die jedenfalls zur Erkenntniß verfchiebener, 
in der älteren Forfipraris begangener Mißgriffe dienen kann. 


(a) Beifpiele: Baden hatte 1847 239 062 Morg. Domänenwald, — 
Baiern bat 2°624 303 b. Morgen (zu 0,9% bad. M.), außerdem noch 
54 004 M. Salinenwaldungen auf oͤſterreichiſchem Gebiete, — Bel: 
gien 30 943 Heft, — Frankreich 1849 1+200 000 Heft. (zu 2,77? 
bad. M.). — Großbritanien gegen 60 090 acres (zu 1,12? bad. M.), 
— Hannover (1831) 914 072 kalend, M. (zu 0,72? bad. M.), — 
Gr. Heffen 342 000 M. (zu 0,6% bad.) — Naffau (1849) 144 000 
M; (zu 0,6% bad.) — Defterreich (1848, nad v. Hauer, ©. 88) 
3530 452 Joch zu 1,598 b. M, — Preußen (1828) 7528 650 M. zu 
0,709 5. M. (Weber, Staatsw. Statiftif, ©. 401), diefelbe Zahl gibt 
auch Schubert, Dandb. II, 177. (1849), — Sachſen 264 865. Ader 
(zu 1,9% b. M.), — Weimar, 145,000 M. (zu 0,?% bad.) oder die 
SR der Waldfläche, — Würtemberg (1845) 581 033 M. (zu %% 


(5) Früher v. Hazzi und Trunk, neuerlich befonders: Los, Handb. 
111, 134. — Pfeil, Grundfäge der Korftwirthfch. in Bezug auf die 
Rationalökon. u, die Staatöfinangwiff., I, 324, womit aber in dem: 
felben Werke 11, 19, 37 zu vergleichen find, — Cordier, Agricul- 
ture de la Flandre frangaise, ©, 396 ff. 


$. 138, 


Der Berfauf der Staatöforften ift aus folgenden Haupts - 
gründen angerathen worden: 


1) Die Beibehaltung von Waldungen im Eigenthume des 
Staates fei zur Befriedigung des Holzbedürfniffes des Volks 
nicht nothwendig, denn die Bürger würden, wenn die Wälder 
in ihre Hände gelangt wären, diefelben fchon ihres eigenen Vor- 
theil8 willen gut behandeln und ſich die hierzu erforderlichen 
Kenntniffe verschaffen, ohne daß deßhalb Staatsforfibeamte un- 
terhalten werden müßten. 


2) Privateigenthuͤmer würden dem Waldboden einen groͤ⸗ 
ßeren Neinertrag abgewinnen, als ihn die Staatscaffe bezieht, 
indem fie theild die zum Anbau fähigen und in Bezug auf das 
Holzbedürfniß entbehrlichen Waldgründe in Aderland ummwan- 
delten, theils die beibehaltenen befjer benußten. Die Erfahrung 
zeige den niedrigen Ertrag der Staatöwaldungen, deſſen Ur- 
fachen in der Koftbarkeit des Perfonals, in dem geringeren Ei— 
fer befoldeter Verwalter, in der Vernachlaͤſſigung der Neben- 
nußungen und in der unvermeidlichen Schwerfälligfeit des 
Gefchaftsganges liegen, Der Staat werde alfo im Vergleich 
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mit dem jetigen Reinertrage einen fehr belohnenden Kaufpreis 


erhalten können (a). 


(a) In Frankreich wurde aus ähnlichen Gründen durch das Gef. v. 25. 
März 1831, ald man zu den Kriegsrüftungen eine Sumnte von 200 
Mill. Fr. brauchte und nicht unter günftigen Bedingungen borgen 

"zu können hoffte, der Verkauf von 300 000 Heft, Staatswald be: 
fchloffen, in 5 Jahren zu beenden. On tremble, fagte Laffitte 
(Dep. K. 11. Febr. 1831), pour la conservation de cette masse 
de bois, parcequ’on suppose à tout le monde la volont& d’abattre 
et de defricher. Cette crainte n’est guere fondee. Presque 
tous les bois ont été convertis en taillis sous 
futaie (Mittelwald), pour &tre coupes tous les 20 ans. Ils 
sont devenus döslors un revenu solide, regulier, facile à diriger, 
et qu’un grand nombre de proprietaires ont recherche avec 
empressement. Seit 30 Jahren feien nur 90 000 Hekt. ausgerobdet 
und faft eben foviele neu angelegt worden. Die Staatsforften tra— 
gen nur 2—2), Proc, des mittlern Verkaufspreifes; in etwa 20 
Depart. bringen fie nicht einmal den Betrag der Abminiftrations: 
toftenein, Humann, Gommiff. Bericht, 24. Dec. 1830, — Man 
muß biebei erwägen 1) die Mängel der franzöfifchen Forftwirth 
fhaft, 2) die Vorzüge des Hochwaldes (I, $. 391.) und die in den 
vielen Nadelwäldern Deutichlands begründete Unmöglichkeit der 
Niederwaldwirtbfchaft. — Das Ergebniß des befchloffenen Verkaufs 
bis zum Jahre 1835 war biefes: Es waren veräußert 116 780 Heft. 
für 114297000 $r., der Anfchlag war 107 +032 000 Fr., alfo der 
Mehrerlös 7. 264 000 Fr, Diefe Waldungen hatten bisher 4° 140.000 
Fr. ertragen, wovon aber für Auffichtstoften 143600 Fr. abgingen, 
alfo war der reine Ertrag 3*996400 oder 34 Fr. vom Hektar und 
314 Proc. des Erlöfes. Die Grundfteuer, in welche die verkauften 
Waldftüde eintreten, ift 261 475 Fr. und entfpricht zu 314 Proc. 
einem Gapital von 7470 000 Fr. Schlägt man diefe Summe zu 
obigen 114297000 Fr., fo erhält man eine Einnahme von 
121767000 Fr., welde 14-735 000 Fr. über ben Anſchlag aus 
macht und wovon ber bisherige Reinertrag 3,2° Proc, iſt. 


$. 139, 


Diefen Saͤtzen müffen andere fehr erhebliche Erwägungen 
entgegengeftellt werden (a). 
1) Die Forftwirthfchaft hat in der Langſamkeit des Holz⸗ 
wuchſes, in der Größe des ftehenden Holzvorrathes (I, $. 389) 
und in der geringen Menge von Arbeit, die eine Waldfläche im 
Vergleich mit einer Feldflur oder einem Gartenbezirk befchäf- 
tigt (8), viel Eigenthümliches. Sie bietet fuͤr einen Unterneh- 
mungögeift, der in Furzer Zeit durch Werbefferungen im Ge— 
werböbetriebe anfehnliche Gewinnfte erftrebt, Feinen günftigen 
Spielraum, Wer einen rafchen Umfab feines Capitales beab- 
fichtigt, der wird durch die regelmäßige Benutzung eines Wal- 
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des, zumal von Hochſtaͤmmen, nicht befriediget und ift leicht in 
Verfuchung, durch Verminderung der ſtehenden Holzmaſſe, felbft 
auf Koften der Nachhaltigkeit (Ueberhauen), eine baldige 
Entfchädigung für den Kaufpreis zu fuchen, Obgleich für reiche 
Perfonen die Erhaltung der Waldungen zwedmäßig ift, weil 
fie eine fichere und mit der Zeit fogar feigende Rente gewährt, 
fo muß man doch fehr bezweifeln, daß für die Staatswaldungen 
Käufer diefer Art fich finden würden, weil fchon ein beträchtlicher 
Theil des Vermögens folcher begüterten Perfonen in Privats - 
waldungen befteht, Diefe werden allerdings oft forftmäßig und 
mit Rüdficht auf die Nachkommen benußt 3. B, in den Han- 
den von Standed- oder Grundherren, nur find die Gapitaliften 
großentheils nicyt geneigt, ihr Vermögen zur Erwerbung von 
Waldgrund anzulegen (ec). 


(a) ©. vorzüglich Hundeshagen, Encyclop, II, 744 ff. ber I. Ausg. 
und die dort angeführten Schriften. Deſſ. Forftpolizei (2. Ausg. 
der Ene.) ©. 44 ff. — v. Jakob, Fin. 1,$. 225. 239. — Behr, 
Wirthſch. des Staates, ©. 61. — Kraufe, National: und Staats: 
öfonomie, I, 108. — S chen, Volkswirthfchaftspflege, F. 182, 

(5) Nah Hundeshagen auf ungefähr 500 Morgen 1 Arbeiter, 

(ce) Daß die meiften Waldkäufer Speculanten find, die fogleich die Art 
anlegen, wird beftätigt in VBerhandl, der Deput. Kam. in Baiern, 
1822, Beil, X, 19, — Hundeshagen, F. Pol. ©. 108, 


$, 140, 

2) Wenn man die Waldungen fo benukt, daß fie in Furzer 
Zeit die Kauffumme vergüten, fo entfteht zwar nicht fogleich 
wahrer Holzmangel, aber doch leicht ein geringerer Ertrag des 
Waldbodens, woraus dann eine Holzvertheuerung folgt und viel- 
leicht eine größere Waldfläche nöthig wird, um das Wolf fort 
während mit Holz zu verforgen, Das Anlegen neuer Walduns 
gen ift Foftbar und fordert einen langen Vorſchuß der Gulturz, 
Beauffihtungskoften und Steuern, und die meiften Menfchen 
lieben es nicht, ihr Capital auf eine folhe Weife anzumenden, 
zumal da auch der Waldbefi nicht frei von Gefahren ift, Das 
her ift hierauf wenig zu rechnen, außer wo das Holz ſchon 
theuer ift (a). Ueberdies gibt es Wälder, deren Boden fich zu 
Feiner anderen Benukung eignet, die aber, einmal zerftört, we— 
gen des Mangeld an Schuß gegen Hitze oder Kälte nicht wieder 
hergeftellt werden Eönnen und die deßhalb, auch wenn fie ieht 
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noch wenig eintragen, unbedingt erhalten werden müffen, was— 
immer am leichteften von der Regierung gefchehen kann (2). 
Demnach ift eine volfswirtbfchaftlich nügliche Forftwirthfchaft 
am beften dadurch zu bewirken, daß ein Theil der Waldungen 
fortwährend im Eigenthume des Staates bleibt, 


(a) Schenk, S. 192. Daß reiche Gutsbefiger, befonders wenn fie leb> 
haft auf die Erhaltung des Wohlftandes in ihrer Familie bedacht 
find, auch Gemeinden öfter neue Waldungen anlegen, zeigt die Er: 
fahbrung. Aber von den mittleren und Eleineren Grundeigenthü- 
mern ift dieß wenig zu erwarten und am wenigften die Aufzucht 
hochſtämmiger Forften. — In Schottland find allerdings feit der 
Ermahnung Sam. Johnſons (1773) viele neue Waldanlagen ge- 
macht worden (Niemann, Waldberichte, I, 428), aber mam 
muß auch die hohen Preife des Bau: und Nusholges in Großbrita- 
nien bedenken. 

(b) Pfeil, 11,4%. — Es gibt viele Beifpiele von Landſtrichen, bie 
rg ber Wälder verödet find. Hundesh. F. 
Bol. S. 97, 
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3) Zwar fpornt der Ermwerbseifer in der Regel zur Erlan- 
gung von Gemerböfenntniffen an; allein in der Forftwirthfchaft 
ift dieß unter den gegenwärtigen Umftänden noch nicht der 
Fall, Die Folgen früherer gänzlicher Vernachlaͤſſigung ber 
Holzzucht erfireden ſich noch auf folche Zeiten fort, wo fchon 
eine beffere Pflege der Waldungen wünfchenswerth geworden 
ift, und der geringere Reitz, den diefes Gewerbe fir den Unter- 
nehmungsgeiſt darbietet, halt auch von dem Streben nad Be- 
Iehrung ab. Späterhin, bei noch mehr angewachſener Beväl- 
Ferung, höheren Holzpreifen und noch ftärferer Gapitalanhäufung 
mögen fich vielleicht Privatperfonen haufig dem Studium der 
Forftwiffenfchaft widmen, aber jest ift dies noch fo felten der 
Fall, daß gründliche Kenntniffe uud reife Erfahrung ſich faft 
nur in Staatöforfibeamten fortpflangen (a). 

4) Diejenigen Waldungen, deren Boden baufahig und bau- 
wirdig ift und deren Ertrag weder zur inländifchen Verzehrung 
(bei holzfparenden Einrichtungen) nöthig ift, noch mit Vor— 
theil ausgeführt werden Fann, find entbehrlich und follten all- 
mälig dem Feldbaue übergeben werden. Solche Rodungen 
werden zwar von den Privatwaldbefigern eifrig genug unter- 
nommen, wenn fie einträglic, find, allein bei fehr ausgedehnten 
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Staatswaldungen follten fie auch von der Negierung nicht ver- 
abfaumt werden, mit guter Auswahl der zuerft urbar zu 
machenden Stellen (5). Manche Vorwürfe, die man der 
Staatöforftwirthichaft machte, entfprangen gerade daraus, daß 
diefe nicht ſich felbft befchranfen und das Bedürfniß eines fort- 
ſchreitenden Anbaues beruͤckſichtigen wollte, 


(a) Lob der „rationellen“ deutfchen Forftwirthfchaft, mit Durchforftuns 
gen und periodbifhem Dieb, die auf den Hektar 6—8 Ster Holzer: 
trag jährl. zu Wege bringe (in Frankreich nur 4—5 St., d. h. p. 
bad, Morgen 80—106 und 40—66 Eub, F.), von Maiffiat, Franz. 
Nation.⸗Verſ. 4. Dec. 1848. 


(5) Regeln für die Anlegung von Waldeolonien bei v. Jakob, I, $.235. 

249. — Waldeolonien im bad. Murgthal, doc bauptfächlic zum 

ug von Holzhauern; fie koften gegen 1300 fl, jährl. Unter: 
üsung. 
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5) Die behauptete Unergiebigfeit der Staatöforften im Ber- 
gleich mit den Privatwaldungen‘($. 138.) ift zwar in vielen 
Fällen nicht zu beftreiten, aber fie Fann zum Theile befeitigt 
werden, infofern fie von zu verwidelter und Eoftfpieliger Ders 
waltung (a) oder mangelhaften Bewirthfchaftungsgrundfägen, 
namentlicy bei dem Verkaufe herrührt, zum Theile gereicht fie 
der Staatöforftwirthichaft nicht zum Tadel, infofern fie aus 
einer der folgenden Urfachen herfließt; 

2) von den vielen auf den Staatswaldungen ruhenden 
Laften, denen die Privatmaldungen weniger unterworfen find 
3. B. Holzabgaben, Weidefervituten, Pfarrbefoldungen u, dgl, 
(5). Man muß alfo den Neinertrag einer Waldfläche überhaupt 
und den hievon in die Staatscaffe fließenden Theil unterfcheiden. 
Was an Berechtigte gelangt, ift Fein Verluſt für das Volks⸗ 
einkommen; 

b) von dem Umſtande, daß die ergiebigeren, naͤher an den 
Ortſchaften gelegenen Waldungen eher von Gemeinden und 
Einzelnen in Beſitz genommen wurden und daher viele ent⸗ 
legene Wälder, auf Felsgrund, im Innern der Gebirge ıc. dem 
Staate verblieben, dem fie fhon megen der Koftbarkeit des 
Fallens und Fortfchaffens wenig einbringen (c) ; 

c) von den großen, in den ausgedehnten Waldungen mit 
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enthaltenen Blößen, die eigentlich bei der Berechnung des Er- 


trags außer Anfaß bleiben müßten (d) ; 


6) Der Ertrag der Domänenwaldungen nimmt in der 
Regel fowohl wegen der fieigenden Holzpreife ald wegen der 
Berbefferungen der Forſtwirthſchaft von Zeit zu Zeit zu (e), doch 
gibt es Perioden, wo das Sinken der Holzpreife eine Verminde⸗ 


rung der Einnahme zu Wege bringt (f). 


(ec) Dunbeshagen, Forftpolizei, ©. 63, glaubt, man werde auf den 
kurheſſiſchen Morgen (0,9 pr. M,) mit 24 Er. für Befoldung des 
Unrterperfonals vom Revierförfter abwärts und Taglohn der Holz: 
hauer ꝛc. ausreichen, mit 6 fr, für die Direction (25,° und 6,* Er. 
aufi pr. M.). Diebei find jedoch günftige Verhältniffe, z. B. be⸗ 
queme Lage 2c. vorauögefegt. Bei der Berechnung der Koften für 
bad FHorftperfonal muß man berüdfichtigen, daß daſſelbe auch zur 
Beauffihtigung der Privatwaldungen mitwirkt, weßhalb eigentlich 
bie Ausgabe nicht ganz den Domänenwaldungen zur Laft gefchrieben 


werden kann, nur daß bie Ausſcheidung ſchwierig iſt. 


Baden, Anfchlag für 1848 u, 49, ohne die Koften der Gentral- 


verwaltung: 


48 569 fl- 

124 064 „ 

82 242 „ — 20,5 r, 
244 442 1 fl, 1,28, 


aufi Morg, , 


15 372 177 — 3,* 
59 901 „ 
54.450 „ 
26 296 „ — 38,4 kr. 
12 469 „ 


667 805 „ | Sf. 4 ir 


Der Ausfchlag auf den Morgen der Domänenforften ift bei den 
2 erften Zahlen aus dem obigen Grunde nicht brauchbar, Man hat 
daher eine Ausfcheidung vorgenommen, nach weldyer die Koften 
für bie Beauflihtigung der Privat: und Körperfdaftswaldungen 
auf den Ausgabenanſchlag des Minifteriums des Innern übertragen 


Koſten ber Forftämter, 


Koften der Bezirköförfter, 

Koften der Waldhut, 

Fällen und Zuridhten, 

Koften der Gelderhebung und 
Verrechnung. 

Eulturkoften, 

Fuhrwege u. Floßeinrichtungen, 
Vermeffung, Einrichtung, 
Gränzberichtigung, 

Baukoften und verfhiedene Ver- 
waltungsausgaben. 

zufammen 


werden. Demnach werden berecdynet für den Morgen 





Dom. Rad, Corpor. Rufd. 


Für Korftämterr . 2... 4,8 kr. 2, ir 
Für Bezirköförfter [1 + 3— 13,014 6,*07 [2 


3ufammen 17,008 73 8,107 fr, 


Demnady fommen auf den M. Domänenwald 2 fl, 2114 Er. 


In Würtemberg betragen nad) dem X. für 1842— 44 die Audgas 
ben auf den bad. Morgen 8,9 Er. für die Forftämter (75 468 fl.), 
19,2 Er. für die Nevierförfter (162 620 fl.), 14,* Er. für die Walds 
but (99 995 fl, für das Dutperfonal und 23 595 fl. AN 
4,* für Diäten des angeftellten Perfonals u, a. allgemeine 





usgaben 


* 


(b) 
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für daſſelbe (37 400 fl.), 1 fl. 2,* Er, für Bewirtbfchaftung, Graͤnz⸗ 
berichtigung 2c. (530 000 fl.), zufammen 1 fl. 49,® Er, 

In Baiern 1837—42, ebenfalld auf den bad, Morgen: 28,8 Er, 
Koften des Perfonals und der Gebäude (962 700 fl.), 29,2 Er. Koften 
des Betriebs (977000 fl.). Großh. Heffen, A. 1845—47 auf 
den bad. Morgen: 8,* Er, Forftinfpectoren (34 904 fl.), 23,? Revier: 


förfter (93 184 fl.) 1 fl, 13 Er, Waldhut, Culturen, Holzfällen ıc.» 


(291,571 fl.), zufammen 1 fl. 45 Er. 

Hundeshagen, Enc. II, $. 781. — Auf den bad. Domänenwal: 
dungen lagen im 3. 1820 120 533 fl. Reallaften. v. Kettner, Dar: 
ftell. d. bad. Forftadminiftr., S. 19. Karler., 1820. Die unentgeld- 
lichen Abgaben von Holz an Berechtigte und der Verluft aus Holz: 
abgaben um geminderten Preis wurden früherhin nicht in die Haupts 
geldrehnung, nämlid) in den Rohertrag und die Ausgaben, aufge= 
nommen. #ür 1829 berechnete man dieſe, ber Einnahme und Aus⸗ 
gabe beizuſchlagende Summe auf 90 300 fl., |. Verhandl. d. 1. Kams 
mer.von 1833, Beil. IV, 87 (von Rau). In den Jahren 1837 und 
38 (R,) betrugen die Leiftungen an Bercchtigte im D. noch 49 144 
fl., wovon aber die Gegenleiftungen der legteren mit 6841 fl. abzu= 
ziehen find. Anſchlag für 1848: Ausgabe durch Berechtigungen 
31 597 fl, Öegenleiftungen 3739 fl,, Reſt 27 858 fl. oder 17 Proc, 
des Rohertrags der Waldungen, — In Baiern müffen (nah Ruds 
hart, Ill, 45) 15%, Proc. des ganzen Holzertrages an Berechtigte 
unentgeldlid, 15 1, Proc. vertragsmäßig um niedrige Preife abgeges 
ben werden. Während der mittlere Gefammtertrag an Y, Klafter 
(0,4?) vom Morgen ift, fann demnad nur Klafter frei verkauft 
werden. Es waren 1837 ſchon 67 500 Klafter Bau: und Nutzholz⸗ 
und 520 000 Klafter Brennholzabgaben anerkannt, und. die ftreiti= 
gen Gerechtſame follten nicht viel weniger betragen, Neuerlich wird 
bie Einbuße durch unentgeldliche Abgabe und geminderte Preife auf 
1+015 600 fl, angeſchlagen, durch beren Dinzufügung der Reinertrag 
um 31 Proc, erhöht wird; f. Die Forftiverwaltung Baierns, M. 1844, 
— In Würtemberg find für 1842—45 geihäst die Abgaben von 
Bau⸗ und Nutzholz zu 30 336 fl,, von Brennholz zu 134535 fl, 
wovon 1582 fl. Gegenleiftungen abgehen, alſo reine Ausgabe 
163 290 fl. oder 5,® Proc. des rohen Waldertrages. — Gr, Deffen, 
1845—47: 82 873 fl, Grundlaften oder 6,? Proc. der Einnahme, — 
Sn Dannover (Ubbelohbde, ©. 67 ff.) war um das J. 1831 der 
Erlös aus Holz gegen 400 000 Rthlr., dazu kamen aber 1) die Natus 
ral⸗Abgabe an Berechtigte, 108 000 Rthir., 2) die Holzdeputate an 
Beamte, Geiftliche 20., 40—50 000 Rthlr., 3) der Verluft durch Ab: 
gabe aus Gnadenbewilligungen um geminderten Preis, 30—40 000 
Rthir., fo daß dem Rohertrage 188 000 Rthlr. beizufegen wären. 
Demnach belaufen ſich die Laften auf 32 Proc,, wobei indeß der Roh⸗ 
ertrag Schon nad) Abzug des Dauer: und Fuhrlohns angefchlagen ift, 
— Auch in Franfreid) begann die Verkümmerung des Forftertrages 
durch Holzbewilligungen u. dgl. fehr frühe und fand in der Gering- 
fhäsung des Holzes bei dem Ueberfluffe an Wald eine Begünftigung, 
Schon eine franzöfifche Ordonnang von 1378 klagt, die anſehnliche 


- Einnahme aus Staatsforften fei durch ſolche Schmälerungen reduit 


(e) 


comme à néant. Pastoret, Ordonnances des rois de la Fr. 
XV, 35 in der Vorrede, 


Bau Rudhart, Ill, 47, — In Baiern befinden ficy in den Staats⸗ 


waldungen noch mandye Stellen, wo das Holz nicht benugt wird, 


— 
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weil e8 unzugaͤnglich ift oder weil der Erlös die Koften nicht vergü- 
ten würde. Verhandl. db. K. d. Abg. v. 1837, Beil. IX, 126. 

(4) Hunbdeshagen, I, 778. — Der 22000 Morgen große Sachſen⸗ 
wald im FürftenthHume Lauenburg hat 5000 Morgen Blößen, das 
Amt Schwarzenbed 7200 M. Blöße auf 24 725 M. Wald. Nies 
mann, Waldberichte, I, 523. — In den baierifhen Staatöwals 
dungen find außer den 2259000 M. wahrer Waldungen 375 175 
M. Dedung begriffen, wovon 14 benugt werben könnte, 24 aber uns 
braudbar find. — In Hannover follen nah Ubbelohde unter ben 
im Sabre 1831 vorhanden gewefenen 914 043 kalenb. Morgen Y, in 
Biößen beftanden haben, 

Aus diefen Gründen fann man aus der Bergleichung bed Reiner: 
trages, den die Staats- und Privatwaldungen abwerfen, nicht ohne 
bie genaue Berüdfichtigung aller Umftände allgemeine Folgerungen 
ableiten. Beifpiele: 

Baden, (A) für 1848 ohne die Jagd 1564 020 fl. Holzertrag, 
50 961 fl, Rebennugungen, 13 494 fl. Schadenerſatz und Strafan⸗ 
theil, 6082 fl, Verfchiedenes, 1634 557 fl. ganze Einnahme, 579,570 
fl. Koften, nad) Abzug des auf die anderen Waldungen fommenden 
Antheild (a), 69 530 fl. Laften, 985,457 fl. Reinertrag, oder 4 fl. 
7,” tr, vom Morgen, und mit Einfluß des an Berechtigte Abgeges 
benen (31,597 fl.) 4 fl. 15 Er. — Revidirter Anſchlag für 1849: 
1208 189 fl. Dolgertrag, 48 008 fl. Nebennugungen, 12 448 fl. Straf: 
antheil, 7128 fl. Verfchiedene E,, 1'275 773 fl. ganze Einnahme; 
568 100 fl. Koften, 66 494 Laften, 641 179 fl. reiner Ertrag. 

Baiern, 1844 (ohne die Jagd) 6'105 000 fl. Geldertrag 
— 2,9 fl, bad, M,, 2°879 000 fl. Koften oder 42,3 Proc,, 3226 000 
fl. rein = 1,9! fl, bad, M., dazu 1015 600 fl. Verluft durch Bes 
rechtigungen, alfo 4 241 600 fl. ganzer Reinertrag des Waldes 
— 1,9 fl. bad, M. Hiebei ift der Mindererlös von 450-500 000 
fl. wegen der unter dem Marktpreife ftehenden Zaren nicht einges 
rechnet. Unter den Koften find 1014 963 fl, für das Perfonal, 
818 045 fl, für Hauen und Fortfchaffen, 218 450 fl. für Gulturen, 
345 401 fl, für das Flößen (Zriften) und die Holzmagazine. 

Belgien, 1840 536 536 Fr. Einnahme = 17'), Fr. p. Hell. = 
2 fl. 54,° Er. p. M. (nämlidy auf dem Stamme). 73 470 Fr. Koften 
bes Perfonals, 2,9? Fr. p. Hekt. = 24 fr.p. M. 33 000 Fr. Eultus 
ren u, a, Koften, 106 470 Fr. Ausgaben = 3,4 Sr. p. 9. = 35 fr, 
p. M. 430 066 Fr. rein = 13,? $r.—2 fl. 12 Er, p. M. (Der Aus: 
flag der Perfonalkoften auf die Waldungen des Staatg, der Cor: 
porationen ꝛc. im Budget für 1839, ©, 239.) 

Dänemark und die Herzogthümer, 1844 R. 562 607 Rthlr. 
ganze Einnahme, 316 993 Rthlr. baare Ausgabe, —= 56 Proc. 
69 291 Rthlr. Betrag der Holzabgaben, = 12,* Proc., 176 323 reine 
Einnahme, = 31,? Proc, 

Frankreich, X. 1844, (Bude. ©, 169. 878,) 33-341 000 Fr. 
Rohertrag, 3314 Fr. auf den Hektar oder 5 fl. 24 Er. auf den bad, 
M. 5562 676 Fr, Koften = 5,°*% Er. p. Heft. — 56,* fr. p. b. M. 
271778 324 Fr. rein = 27,78 Fr. p. Heft. = 4 fl. 40 fr, p. b. M. 
Berechtigungen find hier nirgends eingerechnet. Der geringe Be: 
lauf der Koften erklärt fich theils aus dem Verkaufe auf dem Stamme, 
theils aus dem ſchwachen Perfonal. Für 1837 war der Reinertrag 
nur auf 20 Fr. v. H. angefchlagen, fowie auch Chaptal (De I’in- 
dustr. franc. I, 218) für den Hektar aller Waldungen in Frants 
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reich einen Reinertrag von dieſem Betrage annahm. Nach Fai- 
seau-Lavanne (Recherches statist. sur lesfor&ts de la France, 
P. 1829) follen die Privatwaldungen in Frankreich weniger eintras 
gen als Staatöforften, weil fie Schlechter behandelt werden. 

Gr. Heffen,%. 1845—47 1301 423 fl. Einnahme — 5 fl. 28,8 
tr. p. b. M., 425 848 fl. Koften = 32,? Proc, , 875 575 fl. rein ⸗ 
3 fl. 40,® tr. p b. M. 

Ben 4.1847, VAMIEM. Wald gerechnet. Ganze Einnahme 
4 526 000 Rthlr. = I fl. 9 r., Koften 24 Mill. Rthlr. = 35 fr., 
wovon 535 000 Rthlr — 7 '4 Er. Hauer: u. Fuhrlohn, 890 000 
Rthir, — 12,° Er. Schuß, Erhebung und überhaupt Localverwals 
tung, 603 000 Rtbir. — 8,* fr. Gulturen, Bermeffungen, Wege: 
bau 2c., 165 000 Rthlr. = 2,? Er. höhere Beamte, 200 000 Rthlr. 
Ablöfungen ꝛc. 

Württemberg, 1842—45 A. 2'702 000 fl. Waldertrag = 5 fl. 
19 Er. p. bad. M. 929 000 fl. Koften nad (a) = 1 fl. 49,° Er. p. 
bad. M., 169 250 fl. verfchiedene Laften = 18%, fr. p. bad. M. 
27000 fl. Abgänge und außerordentliche Ausgaben, 1* 125 250 fl. 
Ausg. = 2 fl. 13 Er. p. M. 1+576 750 fl. Reinertrag = 3 fl. 6 fr. 
p. M., ober mit Zuſchlag der Berechtigungen 3 fl. 25 Er. 1841—43 
R. Reinertrag 1°978 628 fl, = 3 fl. 53 tr, bad. M. 

(e) Da bie fteigenden Holzpreife in * Falle die Ausgaben der Zehrer 
und die Waldrente erhöhen (I, $. 385), fo ift es nützlich, wenn der 
Bortheil hievon der Staatskaffe, alfo der Gefammtheit, zufließt. Der 
Reinertrag der Forftwirthfchaft (mit Einfluß der Jagden und 
Zlößerei) war in Baiern 

1906 700 fl. im D, von 18m * 
286700 „u vn mn ya as 
3178200 ,„ » „nn nn 1; d— "rs 

In Würtemberg war der ee, der Forftwirthfchaft 

112586 fl, im 3. 1828 
1°300 661 „ » „ 1837 
1+741619 „, „1840 

In Frankreich wurden bei ber Verfteigerung des Holzes vom Hek—⸗ 
tare im Durdhfchnitt von 1816— 20: 697 Fr.,i. D. von 1824—29: 
1110 Fr. gelößt, Zugleich wurden im erfteren Zeitraume auf dem 
Hektare nur 31, im zweiten aber 69 Bäume übergehalten, Rapport. 
Tab. 14. Der Rohertrag hat von 1832—47 ſich von 211, auf 
381, Mill. Fr. gehoben, wovon nur etwa 2, hoͤchſtens 4 Mill. der 
Preiserhöhung zuzufchreiben find. — Gr. Motte ‚ ©. 89 glaubt, 
daß nicht finanzielle, fondern nur volkswirthſchaftliche Gründe für 
bie Forſtwirthſchaft des Staats ſprechen. 

¶MN Dies iſt z. B. im J. 1848 eingetreten, wo ber Holzerlos aus den ba⸗ 
diſchen Domänenwaldungen gegen 250 000 fl. weniger eintrug, 


als 1847, 
$. 143, 
Aus diefen Betrachtungen ergiebt fich Folgendes: 
1) Die meiften Staatswaldungen verdienen für jeßt beibe- 
halten zu werben, 
2) Einzelne Theile derfelben eignen ſich ausnahmsweiſe zum 


Berkaufe, nämlich 
Rau, pol. Dekon, 3te Auög. III. 12 
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a) die baufähigen, in der Nähe von volkreichen Ortfchaften 
liegenden, befonders wenn diefe zu Fleine Gemarkungen 
haben und defhalb Mangel an Beihäftigung für ihre 
Feldarbeiter empfinden, 

b) die Fleinen zerftreuten, mühfam zu beauffichtigenden, 
dem Diebftahl am färkften ausgefegten Gehölze (a) ; 

3) Auch Ankaͤufe von Waldungen oder von ſolchen Ländereien, 
die zur Anlegung neuer Wälder pafjen, find zweckmaͤßig, 
wenn fie um billigen Preis gefchehen und wenn dadurch 
eine zufammenhängende, leicht zu hütende Waldfläche er⸗ 
langt wird (5), 

4) Bei der Bewirthfchaftung der beizubehaltenden Etaatswal- 
dungen muß die befte und nachhaltige Befriedigung des 
Holzbedürfniffes der Bürger und zugleich die größte reine 
Einnahme für die Staatscaffe beabfichtigt werden. 


(a) Aus beiden Gründen find in Baiern 140 000 Morgen zum Verkaufe 
beftimmt worden. 25000 Morgen davon wurden zu 900000 fl. 
gefbägt und für 1 Mill. verkauft. Nudhart, 111, 43, Viele Vers 
fäufe und Antäufe in Baden, von denen die Berichte des Tandftändi- 
fchen Ausfchuffes einige Nachricht geben. 

(db) Vorzüglich zweckmaßig ift es, ödes Land auf Bergen zu erwerben und, 
darauf Wald anzulegen, wobei dann fpäter Waldungen auf tieferen 
Ebenen entbehrlich werden, voratisgefeht, daß es an Gelegenheit zur 
Verfendung nicht fehlt. In Frankreich find 11, Mill. Hektar Wald: 
grund an Abbängen 2c,, welche erft wieder neu zu Wald angelegt 
werden müjfen. 


g. 144. 


Um die Verwaltungsfoften zu erfparen und den Ermwerbö- 
eifer von Privatunternehmern zu Huͤlfe zu rufen, hat man neu⸗ 
erlich die Vererbpachtung von Waldungen in Vorfchlag gebracht, 
gegen einen in Holz angefegten Erbzins und ein für den 
ftehenden Holzvorrath Sicherheit gemährendes Erbbeftandgeld 
(a). Zwar würde ein Erbpachter bei mancher Nugung und 
Ausgabe noch wirthfchaftlicher zu Werke gehen, als ein Theil der 
Staatöforfibedienten, allein jene Einrichtung ift auch wieder _er- 
heblihen Bedenken ausgefekt : 

1) Man müßte über den Pachter genaue Aufſicht führen, um 
ihn an der unnachhaltigen Behandlungsweife des Waldes 
zu verhindern, es wäre alfo dennoch ein vom Staate an= 
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geftelltes Perfonal unentbehrlid und die hiedurch noth- 
wendige Befchränfung würde die Goncurrenz der Erbpacht⸗ 
luftigen fehr einengen. Nur beim Niederwalde, wo ein- 
zelne, von Jahr zu Jahr haubar werdende Schläge abge- 
gränzt werden fünnen, wäre die Beforgniß eines fehler- 
haften Verfahrens fchwächer und man brauchte nur ein 
mäßiges Erbbeflandgeld zu fordern ; 

2) Der Erbpachter Fann wenig andere erhebliche Verbeſſe— 
rungen im Forfibetriebe vornehmen, ald die auch von der 
Staatsforftverwaltung auögeführt werden koͤnnen; er ge 
winnt dagegen anfehnlich zum Nachtheil der Staatscaffe, 
wenn mit dem Steigen der Volksmenge die Holzpreife fich 
beträchtlich heben (2). 

Demnach Scheint die Vererbpachtung, für welche es faft gar 
feine Erfahrungen giebt (ec), und welche bei Hochwaldungen 
offenbar unausführbar fein würde, auch bei anderen Wäldern 
Feine Empfehlung zu verdienen, 

(a) Zuerſt v. Jakob, I, $.270 ff. — Pfeil, U, 24. 39 (ift nur unter 
manden Einfhränfungen für diefe Maafregel). — v. Seutter, 
Domänenbenusung, ©. 66. — Hundeshagen, Encyelop. II, $. 
787, hatte den Verkauf an Gemeinden oder Majoratsbefiger gegen 
Erbzins in Geld oder Holz gerathen. 

(db) Jakob will daher die Erbpadht erft, wenn der Holzpreis ſchon hoch 
12 $. 271, v. Seutter umgekehrt bei Wäldern, die die Koften nicht 

eden. * 

(ce) Ein ſehr ungünftig ausgefallener Verſuch wurde von ber vormali⸗ 

gen kurkölniſchen Hofkammer im jesigen fürftt. arembergifchhen Ges 

iete gemadjt. Da die Erbpadıter den Bertragsbedingungen zumwis 
der die Wälder verhieben, fo wurden bie Waldtheile von der Herr— 
fchaft wieder eingezogen. Nur noch 3 Erbpachter find im Befige. 

Sie entrichten beim Wechfel deffelben ein geringes Laudemium und 

jährlich einen fehr geringen Kanon, der von 25 Schaaren zu 95 

rhein. Q. Rutben (23 pr, Morg.) nur 6 fl. 18 Er, beträgt, während 

ber Boden allein fiher eine Rente von 28 fl. einbringen würde, 

(Privatmittheilung.) 

$. 145, 

Die Grundfäge der Staatöforftverwaltung (a) betreffen 
theils die Perfonen, die zur Bewirthichaftung der Domänen- 
waldungen mitwirken follen und deren Verhältniß zu einander 
(Drganifation der Staatsforftwirthichaft), (6) theild die Ge- 
fhäfte. In der erften Hinficht find der Natur der Sache nad) 


folgende Wirfungsfreife zu unterfcheiden : 
12* 
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1) das untergeordnete, befchügende Perfonal (Forſtwaͤr— 
ter, Waldhüter, Waldſchuͤtzen ıc,), bei welchem nur Schul⸗ 
Fenntniffe und erprobte NedlichFeit erforderlich find, Daſſelbe 
muß aber zahlreich genug fein, um alle Frevel und Störungen 
zu verhüten (c). 

2) das unmittelbar bewirthichaftende Perfonal (Bezirks 
oder Hevierförfter), dem man, fo wie es fich mehr und 
mehr Senntniffe angeeignet hat, auch eine freiere und ausge— 
breitetere Thätigfeit anmweifet (d) und deſſen Eifer durch einen 
zugeficherten Antheil am erhöhten Ertrage befördert werden 
kann (e); 

3) das oberauffehende Perfonal, Zunaͤchſt uͤber ven Förftern 
fteht der Forftmeifter, oder an deffen Stelle der einem 
größeren Amtsbezirke vorgefegte, die einzelnen Reviere öfters 
bereifende Forſtinſpector; diefe find wieder einer Landes— 
oder Provincial-Forfibehörde untergeben (4). Da die Oberauf- 
ficht über die Gemeinde-, Stiftungs= und Privatwaldungen ganz 
außerhalb der Finanzgefchäfte liegt und ganz frei von finan- 
zielen NRüdfichten ausgelibt werden muß, ‘fo follte fie unter 
der zur Bolkswirthfchaftspflege verordneten Oberbehörde (Mini- 
ſterium des Innern ꝛc. IL, $. 7.) ftehen; ‚doch wäre es gut, 
zwifchen beiden forftlihen Oberbehörden eine foldhe Werbin- 
dung herzuftellen, daß Reibung verhütet, nach gleichen tech» 
nifchen ‚Grundfägen gehandelt und in die beiderfeitigen Maaß- 
regeln Uebereinftimmung gebracht wird; 

4) die Beforgung der baaren Einnahmen und Ausgaben 
(Forftcaffenwefen), die am beften von dem technifchen Forftdienfte 
getrennt und einem befonderen Forftcaffier oder einem Domänen 
verwalter übertragen wird, 

(a) Dan begreift unter Staatsforftwiffenfhaft (Forſtdirec— 
tionslehre) ale Regeln, nad) denen die Regierung fowohl in 
finanziellee Hinficht, ald aus dem Gefichtöpunct der Volkswirth—⸗ 
ſchaftspflege und Sicherheitspoligei fih der Forftwirthfchaft anzu: 
nehmen hat. Beide Arten von Regeln find in ben vorhandenen 
Schriften öfters nicht fharf genug von einander getrennt. Vgl. v. 
Burgsdorf, Forfihandbud 2ter Band 1805. (3te A.) — Dar: 


tig, Grundfäge d. Forftdireetion, 1813, 2te A. = Meyer, Forft- 
directionslehre, 2te U, 1822, — Laurop, die Korftdirection, 1824, 
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— Pfeil, a. a. O. — v. Wedekind, Anleit. zur Forftverwaltung 
und zum Forſtgeſchaͤftsbetriebe. Darmſt. 1831. 

(5) Hartig, Grundzüge zu einer zweckmäß. Korftorganifation, in bef- 
fen Abhandlungen über intereff. Gegenft. beim F. u. Jagdweſen, 
Berl. 1830. ©, 1. — Hundeshagen, $. Pol. ©. 314, 321. 

(c) Waldhüter aus dem Bauernftande find mwohlfeiler, aber in Hinſicht 
auf Unparteilichkeit im Anzeigen der Frevler nicht fo zuverläffig, 
als angehende Forſtmänner. Die zur Anfeuerung des Eifers die- 
nenden Anzeigegebühren find in Baden durch das Forſtgeſetz von 
1835 aufgehoben worden, weil fie die Glaubwürdigkeit der Ausfage 
des Waldhüters Schwächen, ebenfo in Oeſterreich feit 1828, doch ges 
gen Zufiherung einer Belohnung für eifrige Waldheger, was. fehr 
zwedmäßig ift; v. Malinkovski, 1,22%. — Baden hat 362 Do— 
mänen-Waldhüter, welche g. 82 000 fl. Eoften, alfo 1 auf 671 Morgen 
und für 226 fl., — Würtemberg 75 Forftwarte zu 300 fl,, 508 
Waldſchützen zu 135 fl., dazu kommen 23 595 fl, Anzeigegebühren u, 
14 158 fl. außerordentliher Aufwand für den Forſtſchutz. Obige 
Zahl beider Elaffen von Auffehern giebt 997 würt. — 873 bad. M. 
auf jeden. — Frankreich 1844 2954 Forfthüter (wovon ein Theil 
beritten), alfo 1 auf 338 Het. — 936 bad. M, Gehalt 500 Er. 

(4) Bgl. Papius, Ueber die Bildung des Forfimannes, 1823, Che: 
mals war der Revierförfter nur der Gehülfe des Oberförfters, dem 
die eigentliche Bewirthſchaftung oblag; fo nah Hartig a. a. O. 
— Neuerlich ift in mehreren Staaten den Bezirköförftern ein fo 
ausgedehnter Wirkungstreis übertragen worden, daß den Forftmeis 
ftern ein großer Theil der Gefchäfte abgenommen werden Eonnte. 
Der Bezirksförfter ift auch zur Mitauffiht in Privatwaldungen 
beftellt. Baden hatte 1847 82 mit 800—1100 fl. Befoldung, alfo 
1 auf 2914 M. Domänenwald ; die Aufhebung der grund= und ftans 
besherrlichen Forftämter zog 1848 die Anftellung von 10 weiteren 
Bezirköförftern nach fih. Die höchſte Befoldung eines foldyen geht 
jest bis 1200 fl, Würtemberg 172, alfo 1 auf 3777 würt. — 2955 
bad, M.; Sachſen nad) der V. v. 23 Febr, 1831 132 zu 1964 Ad. = 
3000 bad. M.; Frankreich 1844 131 inspecteurs und 101 sous- 
inspecteurs, oder I auf 4310 Heft. — 11 938 bad. M, 1848 wur: 
den die inspecteurs auf 85 vermindert} 

(e) Pfeil, I, 57. 

(f) In Baden ift 1832 die Forftcommiffion aufgehoben und ihr Ges 
ſchaͤftskreis mit der Direction der Bergwerke und Salinen verbuns 
ben worden. Noch natürlicher ift es, in Eleineren Staaten nur eine 
einzige Domänenbehörde zu haben, welche für die Forftfachen einen 
oder einige Räthe vom Forftfache befist. 1849 wurden die Forfts 
ämter aufgehoben und durch 5 Forftinfpectoren erfeht. Es waren 
bier bisher 15 landesherrliche (neben 7 ftandesherrlichen) Forftmeifter 
(1 auf 16240 M. Domänenwald). Würtemberg hat 26 Oberför- 
fter (1 auf 19530 b. M.), Frankreich 32 conservateurs, alfo 1 auf 
31 250 Het. — 86 562 M.; Beſchluß v. 1848 nur 21 cons, 


$. 146, 
Ueberficht der Gefchäfte ded Domänenforftwefens, 


‘I. Forſtſtatiſtik. Zur Grundlage der Bewirthfchaftung dient 
die genaue Kenntniß der Domänenwaldungen, melde durch 
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Gränzbefchreibung nach vorgangiger Berichtigung und Bezeich— 
nung der Waldgränzen, Vermeſſung, Chartenzeihnung und voll- 
ftändige Befchreibung nach Boden, Lage, Klima, Holzbeftand 
2%, endlich durch Abſchaͤtzung (Zaration) der vorhandenen 
Holzmaffe und des jährlihen Zuwachſes erlangt wird, Die 
Sorftabfchägung Fann ihrer Umftändlichfeit willen nur allmälig 
bewerfftelligt werden (a). 

II, Nach diefer Vorarbeit Fann man zur Entwerfung der Be- 
trieböplane fehreiten, welche die Benukungsweife jedes Wald», 
theiles, das Alter der zu hauenden Stämme (Umtriebözeit) 
die Art des Hiebes, die zu hauende Holzmenge u, dgl, ausfprechen. 
Sind diefe Plane feftgeftellt und die Waldungen denfelben ge- 
maͤß eingerichtet (Betrieböregulirung), fo wird dann aus 
jenen für jede Periode und jedes Iahr die Vorfchrift für die vor— 
zunehmenden Gefchäfte abgeleitet (periodifcher und jähr- 

liher Betriebsplan) (5), Man muß hiebei bedacht fein, 
folche Holzarten zu gewinnen, melche am meiften begehrt werden, 
am beften zu verfaufen find und defhalb auch den Bedürfniffen 
des Volfes am meiften entfprechen. Bauholz fann wegen feines 
langfamen Wuchſes am leicyteften in den Staatswaldungen ge 
zogen werben und der fortdauernd höhere Holzertrag der Hoch- 
waldungen muß diefelben für die Staatsforftwirthfchaft empfeh- 
len (ec). Die Hiebsmenge Fann fo lange nicht mit Sicherheit 
richtig beftimmt werden, ald man die Stärke des Zuwachſes nicht 
fennt (d), 


(a) Bad, Inftruction zur Abſchätzung und Einrichtung der Waldungen, 
Karlör. 1836, 

(5) Formular bei Wedekind, Mufter 27 ff. 

(ec) 1,8. 313, 

(d) Baden: Hiebsmenge für 1842 u. 43 jäbrl. 142500 Klafter Baus 
und Brennholz, oder 0,5% Ki. auf den Morgen, nebft 5890 Kl. aus 
Schneebrühen, Windfällen x. Manfhofft, künftig bis 0,75 Kl. 
vom Morgen zu erhalten. Der Mittelpreis der Klafter wird zu 
8,99 fl, geſchätzt (Maffenklafter). — Würtemberg 0,° Ki. (oder eben: 
foviel bad, Kl. a. d. bad. M.), — Baiern, 0, Kl. mit Stodholz 
und Reifig (die Klafter 126 Cub. F.) vom Morgen — 0,51 Kl, vom 
bad. Morgen. Ueberfchläge diefer Art find zur Vergleihung von 
geringem Nusen, wenn man nicht zugleich auf die Verſchiedenheit 
der Dolzgewäcfe und der Holzforten, ald Baus, Nuss, Scheitz, 
Stod: und Reiſigholz Rüdfiht nimmt und gleiches Verfahren bei 
der Zurüdführung auf einerlei Maaß anwendet. 
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$. 147. 

II, Die Anlegung neuer Waldungen durdy Saat oder 
Planzung (Culturen) fest, wenn fie nicht bloß zur Aus- 
fuͤllung einzelner Blößen beftimmt ift, die Erwägung ‚voraus, 
ob die Koften fich hinreichend durch den kuͤnftigen Holzertrag 
belohnen werden. Sie ift vorzüglich auf Stellen zwedmäßig, 
die fich zu einer anderen Benußung weniger eignen, zumal wenn 
zugleich für leichten Holztransport geforgt wird, Solche Unter: 
nehmungen geben einen Erfat für die Nodungen des zum An— 
bau dienlihen Waldgrundes, 

IV, Forſtſchutz. Die Waldungen müffen vor allen nach— 
theiligen. äußeren Eiuwirfungen bewahrt werden, diefe feien 
num Naturereigniffe oder menfchliche Handlungen, aus Unacht— 
famfeit oder aus rechtswidriger Abficht entfprungen, Während 
die Unterfuhung und Beftrafung der Waldfrevel den Gerich— 
temnicht entzogen werden darf, find die unmittelbaren Gegenan- 
falten zur Verhütung aller jener Befchädigungen, infoferne fie nicht 
von dem einzelnen Forſtwirthe getroffen werden fünnen, fondern 
die Mitwirkung der Staats gewalt erfordern, ihrem Wefen nad) 
polizeilicher Art (II, $. 6.), jedoch müffen fie, wegen des 
Zufammenhanges mit den übrigen Forftgeichäften, dem Forftper- 
fonale übertragen werden (a). Der Reit zum Holzdiebftahl 
fteigt mit den Holzpreifen, mit der Zerfiörung der Gemeinde— 
waldungen und der Bedraͤngniß der dürftigen Lohnarbeiter. 
Würde man ihm nicht eifrig entgegenwirken, fo würden bie 
Staatswaldungen durch die Angriffe der Holzfrevler eine flarke 
Ertragsverminderung erleiden (5). Gute Aufficht, fchnelle Be— 
firafung und die Auswahl zwedmäßiger Strafarten, Einfluß 
des Schulunterrichtes (ce), Unterftügung der Dürftigen mit 
Brennholz (d), gute Bewirthſchaftung der Gemeindeforften u. 
dgl, find die wirffamften Verhuͤtungsmittel (e). 


(ay Ueber den Forſtſchutz ſ. befonderse Hundeshagen, F. Polizei, 
S. 120. — Pfeil, Forſtſchutz und Forſtpolizeilehre, Berlin, 1831. 

(5) Zahl der Frevelfälle in Baden: D. 1835237 225 079, D. 1841- 44 
283.709, - Das Mar, im J. 1842, nämlich 330 828. Auf die Domäz 
nenwalbungen Eamen 1845 78246 Frevel, davon 50062 an Holz, 
15 736 an der Streu. Verordn. Blatt, 1846, Nr, 13.16. — In 
Rheinbaiern, 189% ,, 143 774 Frevel, weldhe 86664 Tage Gefängs 
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nißftrafe nach fich zogen. — Preußen, 1837, 229703 gerichtliche 
Frevelfälle, ohne die peinlichen und polizeilichen; hier fommen im 
Durchſchnitt auf 3 Fälle 10 Perſonen. Borchardt (Der Holzes 
biebftahl, Berlin, 1842, S. 91.) fucht hieraus und aus ber Annahme, 
dak von 3 Frevlern nur einer entdedt wird, ben Verluſt zu berech— 
nen, den die Waldeigenthümer erleiden, und fchlägt ihn jährlich auf 
2 MiN.Rthir, an, indem er ben verlornen Zuwachs durch einftweili- 
ges — der Stelle dem Betrage des entwendeten Holzes 
gleich ſetzt. 

(c) Die Vorurtheile der Menge, welche den Holzdiebſtahl als nicht 
ſchimpflich darſtellen, ftammen vielleicht aus einer dunkeln Erinne— 
rung an die Vorzeit, wo die Waͤlder noch Gemeingut geweſen ſein 
mochten, oder wenigſtens nicht alle occupirt waren. Doch kommen 
ſchon ſehr früh Strafgeſetze vor. Vergl. Stiffer, Forſt- und Jagd⸗ 
hiſtorie der Teutſchen, Cap. II, $. 24 ff. 

(4) Auch Verkauf von Werkholz in Heinen Quantitäten an Holzarbeiter, 
damit diefe nicht zu ftehlen brauchen, Vergl. $. 150, a. 

(e) Niemann, Waldberichte, 1,2. — Pfeil, Grundfäge, II, 558, 
Deff. Forſtſchutz, S, 203—231, — Hundbeshagen, Forftpolizei, 
©, 132, — Borhardt + a. O. 


g. 148. 


V. In Anſehung der auf den Staatswaldungen laſtenden 
Dienſtbarkeiten (Servituten) treten dieſelben Grundſaͤtze 
ein, welche bei Privatwaldungen zu befolgen find, II, $$. 73— 
75. 161—163, Die Beholzungsrechte find für die Bewirth- 
fhaftung weniger nachtheilig und koͤnnen durch Abtretung eines 
angemefjenen Waldftüdes abgelöft werden, die Weide» und 
Streubenugung (a) aber führt einen Widerftreit des forſtwirth⸗ 
fchaftlichen Intereſſes mit dem landwirthfchaftlichen herbei, weil 
eine der Holzzucht willen wünfchenswerthe Einfchränfung ober 
Ablöfung diefer Nebennutzungsrechte für die Landleute in wald⸗ 
. reichen Gegenden fehr Iäftig fein und überhaupt volfswirthfchaft- 
lich fchädlich werden koͤnnte (5) ; auch find die befürchteten forſt⸗ 
lichen Nachtheile der Waldweide Feinesweges in allen Fallen 
vorhanden, Man muß daher diefe „„Purification‘ der Staate- 
waldungeg nur mit Vorficht betreiben und darauf hinwirfen, 
daß da, wo jene Nebennußungen noch jet für die Landwirthe 
Beduͤrfniß find, durch land» und forftwirthfchaftliche Verbeſſe— 
rungen eine Gewinnung bes Futter- und Streubedarfes ohne 
Beeinträchtigung des Holzwuchfes möglich werde (ce). Bei den 
Beholzungsrechten muß | j 

1) ihr Umfang genau ermittelt und eine Ausdehnung auf 


185 


Koften der Forftcaffe verhütet werden, fo daß 3. B. neue Anfiede- 
lungen nicht an den Rechten der älteren Häufer Antheil nehmen, 

2) darauf geachtet werden, daß die zu einem gewiſſen Zwecke 
abgegebenen Hölzer auch wirklich zu vemfelben verwendet werden, 
z. B. daß das zu einem Bau beftimmte Holz innerhalb einer 
gewiffen Frift verbaut wird, vorbehaltlich einer Nachficht unter 
befonderen Umftänden, 


(a) In Baiern tragen mandye Staatswalbungen wegen ber übermäßigen 
Streubenugung nur Y, oder gar nur Y,, Klafter jährlich, während 
ber Durdfchnittsertrag ohne Stodholz und Wellen 14 Kl, beträgt. 
(Die Klafter = 126 ©. F. oder 90 C. F. Holzmaffe.) 

(db) Bol. Stodar von Neuforn, Finanzwiſſ. I, 335. — Hundes 

bagen, Die Waldweide und Walpdftreu, 1830, Deſſ. Forftpol. S. 

152, — Hartig, Beitrag zur Lehre von Ablöfung ber Holz-, 

Streu: und Weid-Servituten, 1829, ©, 41. 6%, — Pfeil, Forft: 

ihus, ©. 232. Deffen Anleitung zur Ablöfung der Waldfervituten, 

2. Ausg. 1844, — Stuhr, Ueber die Abfindung der Hütungsbes 

rechtigten in den Forſten, 1834, — Das Streufammeln in den 

Staatsforften ift häufig ohne erweisliche Verbindlichkeit, bloß als 

precarium geftattet, aber felbft dann würde die plögliche Abſchaf— 

fung nicht zu billigen fein, 

Erweiterung des Futterbaues, Anlegung von Weideplägen mit Kopf: 

holz, Erdftreu u. dgl. — Berfuh einer Berechnung des, aus dem 

MWegnehmen der Waldfireu für den Holzwuchs entſtehenden-Nach— 

theild von G. W. v. Wedekind, in deſſen N, Jahrb. der Forfttunde, 

XV, 15 u, im Amtl, Bericht über die landw. Verſamml. zu Karls: 

rube im J. 1838, ©, 188. Der Bf. fchlägt vor, die unentgeldliche 

Streuabgabe fehr zu befchränfen und dagegen die ben Gemeinden 

aus Berechtigungen gebührende Streumenge zu Gunften der Mit: 

glieder zu verfteigern, weil nur hied urch eine fparfame Benusung 
der Streu bewirkt werden könne. 


$. 149. 


VI. Verwendung. Der Erlös aus dem zum Verkaufe bes 
ftimmten Theile des Holzerzeugniffes Fann durch folgende Maaß— 
regeln vergrößert werben: 

1) Herftellung guter Verfendungsmittel, wohin insbefondere 
Waldwege, Holzleitungen und Floßanftalten gehören, II, $. 166, 
In neuerer Zeit ift durch Anlegung guter Fahrmwege, wenn gleich 
mit anfehnlichen Koften, viel Vortheil bewirkt worden (a). 

2) Sorgfältiges Ausfuchen der zu verfchiedenen befonderen 
Verwendungen dienlichen Holzforten (Sortimente), welche bann 
weit höher verfauft werden Fönnen, ald Brennholz. Dahin ges 
hören Bauholz (2) Sägeflöge, Werkholz, welches ganz oder 


— 
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gefpalten von Wagnern, Holzfchnigern, Drechslern, Böttchern, 
Büchfenfchäftern, Siebmahern, zur Mafchinenfabrication, zu 
. Hopfenftangen u, ſ. w. gebraucht wird (ec); 

3) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerke, 
falls nämlich nody auf lange Zeit hinaus ein Ueberfluß von Holz 
vorhanden ift, für den fich Feine befjere Verwendung zeigt; Köh- 
lereien, Sägemühlen, Glas und Porzellanöfen, Theeröfen und 
ähnliche Unternehmungen, die jedoch wo möglich; nicht vom 
Staate felbft betrieben werden follten. 


(a) Im franz. Dep. Aude foll jährlich noch eine Mill. Nabelbäume aus 
Mangel an Abfuhrwegen verfaulen, vgl. $. 142 (c). 

(5) Inöbefondere erfordert der Schiffbau vielerlei eigenthümlich geftal- 
tete Hölzer. Die mit geböriger Kenntniß vorgenommene Sortirung 
ift ein fehr ergiebiges Geſchäßft. Kraufe (Sompend. db. niederen 
Forſtwiſſenſch. ©. 253) berechnet, daß die Krone einer Eiche, bie als 
Brennholz 114 Rthir, einbringen würde, zum Schiffbau für 8 Rthlr. 
verkauft werden kann. Ein zu Sägekllögen verwendeter Baumftamm 
bringt fhon ungefähr dreimal fo viel ein, als wenn er in Scheite 
zerfpalten wird. 

(c) Das ehemalige Magazin von allen Sorten Nusholz zu Rotenfels 
im Murgthal (Medicus, Forſthandbuch, ©. 648.) hat ſich nicht 
als vortheilhaft erwiefen. 


$. 150, 
VII, Bei dem Verkaufe des Holzes mußman, wenn bloß 
auf den Vortheil der Staatscaſſe gefehen wird, die Erzielung 
des höchften möglichen Erlöfes ald Negel aufitellen. Es verdient 
jedoch die ganz entgegengefegte Anforderung unterfucht zu 
werden, die man an die Staatöforftwirthichaft aus einer 
volfswirthfchaftlihen Erwägung richtet, daß nämlich die herge— 
brachte Holzabgabe für einen geminderten Preis an Einzelne 
fortgefeßt, oder eine folche auch wohl neu eingeführt werde, 
Man beruft fich hierbei auf die läftige Störung, welche eine 
fchnelle Erhöhung der Holzpreife auf den Haushalt unbegüterter 
Familien außert und auf die Verpflichtung des Staats, zur Un- 
terftügung der Bedrängten ein Opfer zu bringen. Es ftehen 
deßhalb in Betreff der Verfaufsgrundfäüge zwei Meinungen im 
Widerftreit. Gegen den Holzverfauf um geminderten Preis 
fprechen nachſtehende Betrachtuugen (a): 
1) Der Holzpreis in jeder Gegend ift die Wirfung des Mit- 
werbens, alfo des Verhältniffes zwifchen Holzerzeugung und Zu- 
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fuhr einerfeits und Holzbeduͤrfniß und auswärtiger Nachfrage 
andrerfeits. Wo dies Verhältniß für die Zehrer ungünftig ift, 
da muß der Holzpreis fich hoch ftellen, und dies ift auch nuͤtzlich, 
weil es zum fparfamen Verbrauch, fo wie zum eifrigen Holzan- 
bau ermuntert, I, $. 385. 

2) In Gegenden, wo ſich Feine oder nur wenige Domänen- 
waldungen befinden, fteht es gar nicht in der Macht der Negie- 
rung, den allgemeinen Holzpreis niehrig zu halten; fie Fann 
nur einen Fleinen Theil der Zehrer durch Abgabe um ermäßig- 
ten Preis begünftigen, indeß die übrigen um den Marktpreis 
bei anderen Waldbefigern einkaufen muͤſſen. Wo freilich die 
Domänenwaldungen den ganzen Bedarf liefern, da wäre es 
möglich, den Preis für alle Zehrer beliebig zu vermindern. 

3) Ein folder Holzverfauf um niedrigen Preis fchmälert 
das Staatseinfommen auf Koften der Steuerpflichtigen. Man 
kann ihn wie eine Geldausgabe anfehen, 

4) Diefe wäre noch eher zu rechtfertigen, wenn dabei Gleich) 
förmigfeit Statt fände, was aber wegen der höchft ungleichen 
BVertheilung der Domänenwaldungen in den verfchiedenen Lan- 
deögegenden nicht der Fall ift. In Deutfchland find z. B. in 
den Gebieten der ehemaligen Neichöfürften (Standesherren) 
die Holzkaufer ganz auf den Einkauf von Gorporationd- und 
Privatwaldungen befchränft, und es ift unbillig, daß ein Theil 
der Einwohner jene Bevorzugung allein genießt, 

(a) Bergl. Pfeil, II, 89. — Wedekind, ©. 276, 


$. 150 a. 


Aus diefen Saͤtzen folgt, daß in der Regel die Regierung 
von dem allgemeinen Marftpreife des Holzes auch bei ihren 
Holzverfäufen Gebrauch machen darf. Ausnahmen können bei 
folgenden Umftanden geboten werden (a): 

1) Wo die Zehrer ſich an einen mwohlfeilen Cinfauf aus 
Staatswaldungen gewöhnt haben und eine ploͤtzliche Erhöhung 
ſchwer empfinden würden, da follte man die biäherige Beguͤn— 
ftigung nicht auf einmal zuruͤcknehmen. Man kann uͤbrigens 
von feinem Holzpreife fchlechthin fagen, daß er zu hoch fei, weil 
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es nur: auf fein Verhaͤltniß zu den Preiſen anderer Dinge und 
der Arbeit; fo wie zu dem üblichen Verbrauche anfommt, ‚Ein 
Preis, der wegen feiner Neuheit für viele Bewohner uner⸗ 
ſchwinglich ift, wird in einer anderen Gegend, wo man ſich an 
ihn gewöhnt hat, leicht ertragen (2), daher follte man einen 
weit unter dem Marftpreife ſtehenden fogenannten Revierpreis 
nur allmaͤlig bis zu jenem erhöhen, 

2) Wurde den Staatsdienern eine gewifle Holzmenge unter 
dem Markipreife verabreicht, fo haben fie, wenn dies aufhört, 
auf eine Entfchädigung Anſpruch. : Es ift übrigens beffer, ihnen 
diefe zu geben, als die ältere Einrichtung fortdauern zu laſſen, 
weil fonft weniger fparfam mit dem Holze umgegangen wuͤrde. 

8) Häufig. hat: man in früheren Zeiten Huͤttenwerke amd 
verfchiedene Fabriken durch wohlfeile Holzabgabe emporzubrin- 
gen geſucht. Hier find 2 Fälle zu unterfcheiden, 

a) Iſt man durch ertheilte Zuficherungen fortwährend gebun- 
den, aber die abzulaffende Menge nicht in Zahlen beflimmt, 
fo Fann fie nad) - dem herfüömmlichen Betrage feſtgeſetzt 
werden. Sonft bleibt nur eine ſchwer ausfuͤhrbare Abfin- 
dung übrig. 

b) Sit die Holzabgabe nur ald Vergünftigung anzufehen, ſo 
thut man wohl,.fie allmaͤlig nach vorausgegangener An⸗ 
fündigung zuruͤckzuziehen. Ihre Fortdauer hält die Unter— 
nehmer von holzſparenden Einrichtungen ab, durch deren 
Einfuͤhrung ſie vielleicht auch bei einem hoͤheren Holzpreiſe 
beſtehen koͤnnten. Sollte dies nicht moͤglich ſein, ſo waͤre 
die Fortdauer ſolcher Gewerke nicht vortheilhaft. Mit dem 
Steigen des Holzpreiſes muͤſſen unvermeidlich manche Un- 
ternehmungen aufhoͤren, die nur in holzreichen Bezirken 
gedeihen. Man kann der Regierung nicht zumuthen, aus 
Staatsmitteln ſolche Gewerke aufrecht zu halten, nur darf 
man die Veränderung nicht rafch eintreten laſſen, um zu 
einer anderen Verwendung der Arbeitskräfte und Eapitale 
Zeit zu laſſen (ec). 

4) Die: Berforgung der Dürftigen: mit Brennholz iſt in Ge⸗ 

meinden, die ‚Feine eigenen Waldungen haben, bei einem „be 
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trächtlichen Anwachs des Holzpreifes fhon zur Verhütung des 
Diebftahlesin den Domänenwaldungen fehr zweckmaͤßig ($. 147.), 
und man kann defhalb diefe Ausgabe zu den Koften zählen, 
mit denen ein großer Erlös aus den Walderzeugniffen erfauft 
wird, Am wenigiten opfert man auf, wenn man den Dürftigen 
die unentgeldlihe Benußung des Naffe und Lefeholzes und 
des Stockholzes, wo das Ausgraben der Stöde unſchaͤdlich ift, 
überläßt, weil diefe Holzforten viele Arbeit erfordern. Außer- 
dem ift ed dienlich, Brennholz um ermäßigten Preis an holz 
arme Gemeinden abzulaffen, mit Berbürgung der Gemeinde- 
caffe und unter der Bedingung, daß jeder dürftigen Familie ein 
gewifler Vorrath davon verfauft werde (d). 


(a) Bgl. Berh. der baier, K. d. Abg. v. 1831, Beil. XLIV, 250, Comm. 
Bericht (von Frh. v. mean), 1840, Beil, XXIL 1. Abth. ©, 
72. IX Beil. B. ©, 1 

(6) Man hat 1840 in Baier die Bemerkung geäußert, daß im Ifarkreis 
über Holztbeuerung geklagt werde, weil die Klafter von 6 auf 9 fl, 
im Regen: und U. Mainkreife, weil fie von 11—14 auf 15—18 fl., 
im Rheinkreife, weil fie von 15—18 auf 20—26 fl. geftiegen fei. 

(ce) 3. B. Code forestier, Art. 58: Die wider die Älteren Gefese ver: 
liehenen Begünftigungen diefer Art erlöfchen 1837. — Die fähfifche 
Regierung hat in Folge foldyer Erwägungen von 1840 an das an 
bie Hammerwerfe abzugebende Scheitholg um 26 Proc. vermindert 
und eine allgemeine Erhöhung der Holztaren angeordnet, die jedoch 
für jene Hammerwerte erft 3 Jahre fpäter eintreten follte, 

(d) Achnlic die VBorfchrift der würt. V. v. 30, Nov, 1836, Die Abgabe 
erfolgt um den Revierpreiß, . $. 151, auh Hoffmann, W. Dom. 
Berw, ©. 185. — In Baiern darf die Taxe zum Bortheil der Ars 
men nöthigenfalld um 15 Proc, gemindert werben. V. v. 23, Des 
cember 1835. 


$. 151, 


Was die Form bed Holzverfaufes betrifft, fo hat man 
zwifchen zwei Arten zu wählen: 
1) Berfteigerung, und zwar 
a) aufdem Stamme, fo daß der Käufer das Fällen und Auf- 
arbeiten felbft veranftaltet, Diefe in Frankreich übliche 
Weiſe (a) ift da, wo Fein Fahler Abtrieb ftattfinden foll, 
nicht einmal bequem, nody weniger aber vortheilhaft, weil 
die Beforgung des Hauens vielen Käufern laͤſtig ift und 
weil der Käufer bei der Ungewißheit, wie viel Holz er er- 
halten werde, bei feinem Angebote auf den fchlimmften 
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Fall rechnet; zudem giebt fie zu vielen Beſchaͤdigungen 
Anlaß (2); 

b) nach erfolgter Zugutemachung, jedoch im Walde, alfo ohne 
Aufwand für die Verſendung. Dieß ift dem vorigen Vers 
fahren (a) vorzuziehen, An der Stelle derjenigen Holz. 
verzehrer, die an den Berfleigerungen im Walde nicht 
Theil nehmen, weil ihnen die Beforgung der Abfuhr zu 
miühfam ift, treten die Holzhändler (c) ein, die zwar einen 
Gewerböverdienft erhalten müffen, jedoch Feine meitere 
fünftliche Vertheuerung bewirken können, weil die große 
Mafle des aus Staatö- und Privatwaldungen feilgebotenen 
Holzes, der freie Zutritt zu den Verfteigerungen und die 
Zufuhr aus anderen Orten vor einer monopoliftifchen Be— 
herrfhung des Angebotes ſchuͤtzen. Hiezu trägt ed auch 
bei, wenn das Holz in Kleinen Abtheilungen verfleigert 
und die Verabfolgung nicht unnöthig erſchwert, dagegen 
den Käufern Fein Credit gegeben wird, Indeß kann bei 
diefer Verkaufsweiſe Feine Rüdficht auf irgend eine Claſſe 
von Käufern genommen werden. 

2) Abgabe nach einem feflgefehten Seeite (Holz 
tare), 

a)im Walde, Dieß altüblihe Verfahren war unvortheil- 
haft, weil man gewoͤhnlich ältere, weit unter dem Marftpreife 
bleibende Preisfäge beibehielt, wobei doc nur ein Theil 
der Holzfaufer befriedigt werden konnte. Nichtet man nur 
die Zare immer nad dem jebesmaligen Marktpreife ein, 
wie er fich bei Verfteigerungen und anderen Verkäufen 
unter Privatperfonen herftellt, fo ift das Abgeben nad 
einem ſolchen Preisfage vollfommen zuläffig und den Zeh— 
rern wird eine Bequemlichkeit gewährt. Die Taxe muß 
wenigſtens jährlich durchgefehen, auch für alle Holzforten 
in ein richtiges Verhältniß gebracht und für jeden Forſtbe— 
zirf oder deſſen Haupttheile befonders angefegt werden (d); 

b) in Holzhöfen (Holzgärten, Holzmagazinen), 
in welche die Regierung die Vorräthe führen läßt und in 
denen fie zu jeder Zeit feil ftehen (e), Die Betreibung 
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eined folchen Holzhandels auf Staatsrechnung geſchah 
theils, um von einem zum Flößen des Scheitholzes braudy- 
baren Fluß oder Canal fammt den zugehörenden Einrich— 
tungen (Sammelteihen, Schwellungen ꝛc.) Nuten zu 
ziehen, — theild um die Zehrer in Etädten, die von Wal- 
dungen entfernt liegen, mit Holz zu verforgen, ohne daß 
fie von den Holzhändlern abhängig würden, Da man 
das für die Hofhaltung, die Beamten und die Öffentlichen 
Anftalten abzugebende Brennholz auf Koften der Staats— 
cafe herbeifchaffen zu laffen gewohnt war, fo lag die Ber: 
anlafjung nahe, dieß auch bei einem zum Verkaufe bes 
flimmten Vorrathe zu thun. Die Holzhöfe uͤbernehmen 
nicht bloß Brennholz aus den Staatswaldungen um eine 
gewiſſe Tare, fondern Faufen auch wohl noch aus Privat- 
waldungen ein, Wo die Verwaltung folcher Holzhöfe an= . 
fehnlichen Gewinn abwirft, da ift derfelbe entweder die 
Wirfung des ausschließlichen Beſitzes einer Floßftraße, 
oder er ift nur fcheinbar, indem er von dem niedrigen 
Preife herrührt, den die Forftcaffe für das Holz vergütet 
erhält. Steht die Verſendung auf and» und Waffer- 
ftraßen Jedermann frei, fo werden Holzhöfe jener Art durch 
das Mitwerben der Holzhändler überflüffig (N. Die Bor: 
liebe der Zehrer für die Holzhöfe beruht auf der Gemöh- 
nung an niedrigere Abgabspreife und fallt hinweg, wenn 
die in F. 150 entwidelten Grundfäge in Ausführung kom⸗ 
men, Die Koftbarfeit der Verwaltung und die Größe des 
darin befchäftigten umlaufenden Gapitald machen die Auf- 
hebung diefer Anftalten wünfchenswerth, die dann aus— 
führbar wird, wenn der Privatholzhandel hinreichende Leb⸗ 
haftigfeit hat, Nur muß dafür geforgt werden, daß nicht 
die Benugung der floßbaren Gewaͤſſer einzelnen Pachtern 
monopoliftifche Gewinnſte giebt. Deßhalb Fann es rath— 
fam werden, daß die Forfiverwaltung das Holz verflößen 
(am beiten in Verding, mit Verabredung eines gewiſſen 
Procentfages fir Abgang) und dann am Orte der An- 
Funft verfteigern lafie, Die Errichtung von Holzmaga= 
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zinen, wo fie Örtliches Beduͤrfniß ift, kann den Gemeinden 
überlaffen werden. 


(a) Ehmals auch in Deutfchland, in Würtemberg bis 1598, f. Hoff: 
mann, F. W. v. W. zu Anf. des 16. Ihh. ©. 38. Ordonnance de 
Louis XIV sur le fait des eaux et for&ts, 13, Aug. 1669, Zit. XV, 
— Code forestier, Art. 17—46. — Ordonnance d’ex&cution dom 
1. Aug. 1827, Art. 73— 96. Die zum Diebe beftimmten Waldftreden 
werden durch verpflichtete Forftgeometer (arpenteurs) vermeffen, 
die zu verfchonenden Bäume ausgezeichnet, die Bedingungen des 
Kaufes (cahier des charges) entworfen, die Verfteigerung wird 
14 Zage vorher bekannt gemadt. Der Zufchlag erfolgt bisweilen 
nad) alterthümlicher Weife durd) Verlöfchen eines Lichtes, doch ift 
ein Nachgebot bis zum folgenden Mittag erlaubt, woferne 4 mehr 
geboten wird. (Nach der O. v. 1669. Tit. XV, Art, 31. 32 war 
eben fo lange ein Nachgebot von 14, tiercement, und dann nod ein 
weiteres um Y,, semi-tiercement oder doublement, erlaubt.) Die 
Käufer find mancherlei Befchränkungen und Verpflichtungen unter: 
worfen. Jeder Holzverkauf ohne Verfteigerung ift bei 3—6000 Fr, 
Strafe den Forfibeamten unterfagt. — Beifpiel eines Cahier des 
charges in Annales forest. 2, annde. ©, 290, 

(b) Bergius, Mag. II, 278. — Pfeil, 11,318, — Hundeßhagen, 
5 Pol, ©. 362, — v. Wedekind, ©. 216. 

(c) Unter diefen aud) viele Landwirthe, die mit ihrem Gefpann Fuhr: 
lohn zu verdienen beabfichtigen. 

(d) Anleitung zur Berechnung einer Holztare in Meyer, Forftdirect. 
$. 364 ff. (aber ohne Rüdficht auf die Marktpreife, bloß nach der 
Analogie deffen, was der Boden als Ader tragen würde!), v. Wes 
befind, ©. 286. Hundeshagen, F. Pol. ©. 376, — So lange 
man keine Abſchätzung des jährlichen Zuwachſes hatte, lich man ſich 
häufig bei der Feftfesung des Hiebsquantums von den Anmeldungen 
des Holgbedarfes der Unterthanen beftimmen, für deren Empfang: 
nahme befondere Holzfchreibtage gehalten wurden. — In Würtem: 
berg wird der Revierpreis aus den vorjährigen Verfteigerungen be: 
ſtimmt. Er findet feine Anwendung bei den Holzabgaben an holze 
arme Gemeinden, bei dem Bauholze, welches die Einwohner im 
Gorftbezirke gebraudyen, bei dem Werkholze für die Wagner ꝛc., 
endlich bei dem Stodholz und Reiſig. Der Ucberreft wird verftei: 
gert. - In Baiern werden die Verkaufspreife nur periodifch nach 
den Marktpreifen eingerichtet, Der Hausbedarf der Einwohner, 
bie öffentlichen Anftalten und die kleinen Gewerbe haben den erften 
Anfprud, fodann die Fabriken und nad) ihnen erft der Handel, dem 
blos der Ueberreft durch Verfteigerung zugewiefen werben foll, doch 
ift audy bei dem Hausbedarf eine Verfteigerung in Eleinen Abthei— 
lungen zuläflig. Der verfteigerte Theil ift unter der Hälfte, 4.8. 
1837—39 ın Unterfranfen 48, der baier. Pfalz 42, in Oberfranten 
34 Proc, f. v, Rotenhans a. Bericht, ©. 73. — In Baden ift die 
Verfteigerung Regel. 

(e) Baiern hat 14 Holzhöfe, davon 9 in der baier. Pfalz; der größte 
(in Paffau) verkauft jährlich 37—38 000 Klafter, der Eleinfte (in 
Dürkheim) nur 180— 200, Im D. von 1835—37 war ber rohe Er: 
trag 538 977 fl., der Koftenbetrag 329 825 fl., der reine Ueberſchuß 
209 152 fl, Die Koften des Perfonals und der „Regie“ nahmen 
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gegen 18 000 fl., die Betriebskoften 310 000 fl. hinweg, — Würtems 
berg hat 3 Hauptholggärten, von denen bie beiden großen zu Bif- 
fingen und Stuttgart mit ihren 4 Filialen zufammen ein Betriebe: 
fapital von 120 000 fl. befchäftigen und über 22 000 KL, verkaufen. 
Wegen verfchiedener Holzabgaben um niedrige Preife läßt fidy kein 
reines Ergebniß des Holzhandels ausmitteln. Der Anſchlag für 
1842—45 führt nur 5000 fl. Ueberfchuß auf. — In Baden find die 
legten Holzhöfe zu Karlsruhe und Raftadt, die ſich durch das Flö- 
gen auf der Murg verforgten, 1835 aufgehoben worden. Sie tru= 
gen 1831 u. 321. D 16800 fl netto. ©. Verhandl. d. I. Kammer 
von 1833, Beil. IV, 110 (Commiffionsbericht von Rau.) — In 
Sachſen follten nad) dem X. v. 1834 die 9 Holzhöfe 105000 KL. ab⸗ 
fegen und 63 800 Rthlr, Reinertrag abwerfen. — Gr. v, Sponed, 
Ueber die Anlegung der Dolzgärten, Heidelb, 1816, — Ueber die 
bisherige Adminiftration der Dolzgärten in Würtemberg, Stutt- 
gart 1821. 

(f) Die Holzhöfe in Berlin tonnten mit den Holzhändlern nicht Preis 
halten, Pfeil, 11, 313, 


| $. 152, 

VIII. Die forftlihen Nebennugungen, wie Jagd, 
Maft, Grasfchnitt, Weide, Streufammeln, Harzfcharren, Torf— 
ftechen, infofern fie nicht fchon durch Servituten der Verfügung 
der Forftbehörde entzogen find, müffen fo weit befchränft wer⸗ 
den, daß fie der Holzgewinnung gar nicht, oder doch nicht fo viel 
fchaden, als fie eintragen (a), Innerhalb diefer Gränze ver- 
dienen fie eine forgfältige Behandlung, weil fie nicht allein den 
Reinertrag für den Staat erhöhen (5), fondern auch volföwirth- 
fchaftlich bedeutend werden koͤnnen (ce), Die gewöhnliche Art, 
fie einträglich zu machen, ift die Verpachtung, unter ſolchen Be— 
dingungen, welche den Pachter abhalten, die Nußung auf eine 
fchädliche Weife auszudehnen, Namentlich wird den Jagdpachtern 
ſowohl die Schonung des Wildftandes, ald die Befchränfung 
defielben zur Verhütung von Feldfhäden und der Erfag folder 
Beſchaͤdigungen zur Pflicht gemacht (d). In folhen Jahren, 
mo es den Landwirthen an Futter fehlt, ijt die Geftattung des 
Grasholens und Kaubftreifens, auch wohl des Beweidens Alte» 
rer Echläge fo wohlthätig, daß man fie unentgeldlich oder gegen 
geringe Vergütung anordnen follte, 

(a) Es kommt hiebei viel auf die Holgpreife an, In entlegenen Ges 
birgögegenden kann z. B. das Harzfcharren rathfam fein, während 
es bei gutem Abfage des Holzes wegen feines ſchädlichen Einfluffes 


auf die Gefundheit der Bäume aufgegeben werden muß. 
Rau pol. Dekon. 3te Audg. II 13 
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(5) Würtemb, 1842—45 U.: 35 244 fl. ober 1,? Proc. des Waldertrages, 

(c) Dieß gilt befonders von den Zwifchennugungen zum Feldbau, wie 
bei der Hackwald- oder Haubergswirthfhhaft und dem Anbau zwi⸗ 
fchen den Reihen ber Holzpflangen in den erften Jahren. 

(d) Für die Selbftverwaltung der Jagd in den Staatöwaldungen fpricht 
Pfeil, 11, 760. 


IE. Anlagen zum Gemwerföbetriebe, 
$. 153, 


Gebäude, Mafchinen u. a, Vorrichtungen zur Betreibung 
von Gewerföunternehmungen ftehen nicht felten mit Kandgütern 
in Verbindung und werden zugleich mit diefen verwaltet oder 
verpachtet, 3. B. Bierbrauereien, Brantweinbrennereien, Ziege- 
leien, Mahl» u, a, Mühlen u. dgl, Bei der Zerfchlagung eines 
folhen Inbegriffs von Domänen ift ed rathfam, jene Be- 
ftandtheile zu verkaufen, Dafjelbe gilt in der Regel von ſolchen 
Gemwerfseinrichtungen, welche einzeln beftehen, Denn Gemerfs- 
unternehmungen eignen fich noch weniger fir den Staat, als 

landwirthfchaftliche, weil bei jenen noch mehr von dem Kunſt— 
fleiße und dem Gapitalaufwande des Unternehmers abhaͤngt, 
weil man ſtets auf Betriebsverbeſſerungen bedacht ſein und 
die Veränderungen im Begehre beobachten muß und weil weni- 
gere feftftehende allgemeine Vorfchriften aufgeftellt werden koͤn— 
nen, II, $. 227. Die Erfahrung beftätiget es, daß die Regie— 
rung aus Gewerfen im Verhältniß zu den darauf verwendeten 
Gapitalen geringen Gewinn zieht und daß der Uebergang ber 
Gewerksanlagen und Berechtigungen (a) in Privathaͤnde fo- 
wohl in finanzieller ald in volfswirthfchaftliher Hinficht Vor— 
theil bringt (5). Auch die Verpachtung pflegt nicht einträglich 
zu fein, weil dad Mitwerben zuverläßiger Pachtluftigen Elein ift 
und die Erhaltung der Gebäude, fowie die geforderten Neubau— 
ten viel Eoften (e). 


(a) Aber ohne die drüdenden Privilegien, wie fie z.B. bei Bannmühlen 
und Brauereien vortamen (Bannrechte). 

(5) Sehr viele Staatöfabriten find fhon eingegangen, weil fie ſich nicht 
verlohnten, Die Porzellanfabriten in Berlin und Sevres (bei Pa: 
ris) arbeiten theurer als Privatfabriten (body das Berliner Gefund: 
heitögefhire ausgenommen, Kerber, Beiträge ıc. ©. 133); f. 
Weber, Beiträge 3. Gewerbe: und Handelskunde, II, 310. — Die 
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Porzellanfabrik zu Nymphenburg koftete 1819— 25 jährlich 8717 fl. 
Sufauß. Für die Kinanzperiode 1831— 36 wurde ein jährlicher 


Bufchuß von 14 988 fl. gefordert, für 1837— 43 ein foldher von 11 782 
fl. jaͤhrlich. Die Porzellanfabrit in Meißen Eoftete früherhin jährs 
lid über 36 000 Rthlr. Zufhuß, 1830 noch 18 650 Rthir , 1833 
nichts mehr, 1837 war ein Reinertrag von 9000 Rthlr in Ausficht 
geftellt, 1840— 42 u. 43—45 war der angeichlagene Reinertrag 13500 
Rthir. — Die würtemb. Glashütte Schönmünzach bradıte bei 
der Selbftverwaltung Schaden und ift jest für 2000 fl. verpadhter, 
wovon 300 fl. Baukoften abgehen. Man beabfichtigt ihren Verkauf. 
— Die baier. Brauereien in Selbftverwaltung follten 1837—43 
211386 fl. roh einbringen und 187 026 fl. Eoften, alfo rein 24 360 fl. 
abwerfen. — In Defterreidy foll nad) dem U. fur 1849 die Wiener 
Porzellanfabrik bei einer Einnahme von 126610 fl. einen Reiner: 
trag von 1568 fl., die Teppichfabrit und Wollendruderei in Linz 
1098 fl., die Schwefelfäurefabrif in Nußdorf 3071 fl. geben. Die 
ehmalige großg Wollentuchfabrik in Linz ift aufgehoben worden, weil 
fie neben dem erftarften KRunftflciße der Privatperfenen nicht mehr 
einträglidy war, und ein Theil der entlafienen Arbeiter erhielt eine 
Unterftügung aus der Staatscaffe. — In Baden find 2 Domänen> 
brauereien (die zu Rotbhaus bei Bonndorf in Eigenverwaltung), 
einige Säge- und Mahlmühlen, Ziegelbütten ze. Mehrere ähnliche 
Domänenftüde find fchon verkauft worden. — Medlenburg: Schwerin 
bezieht (A. 1849) 54 000. Rthlr. von Zieaeleien (wovon 30 000 Rthlr. 
Koften abgehen) und 13900 Rthlr. von Kalfofen (3200 Rthlr. 
Koften). — Die Staatsbuhydrudereien fann man nicht nach ihrem 
Geldertrage beurtheilen, weil fie vrele amtlidhe Sachen ohne Vers 
gütung drucden, Die vortrefflihe Staatsdruderei in Wien £eftet 
90000 fl. Zufhuß, die Parifer dagegen giebt 150000 Fr. Ueber: 
ſchuß. 

ce) Ein merkwuͤrdiges Beiſpiel eines Betriebes von Gewerben auf 
Sraatsrechnung bilder die preußiihe Seehbandlung, welde unter 


andern auch mehrere große Fabrikunternehmungen gemadıt hat, 
vgl. 11. $ 236 (@). 


$. 154. 


Es giebt Ausnahmen, bei denen der Betrieb von Gewerken 
auf Rechnung des Staates rathſam werden Fann, 

1) Hüttenwerfe (a) zur Verarbeitung der Erzeugnifje des 
Bergbaued (5) werden zwar auch häufig von Privatunterneh- 
mern errichtet, indeß ift nicht immer das hiezu erforderliche Ca— 
pital und die gehörige Gefchidlichfeit bei Privatperfonen vor- 
handen, bisweilen werden diefe ferner durch den Mangel an 
Waldbefig abgehalten, und ohne das Mitwerben mehrerer Unter- 
nehmer würden bie in den Staatöbergwerfen gewonnenen Mine- 
ralftoffe nicht vortheilhaft abgefeßt werden koͤnnen. Mehrere 
Erfahrungen beweifen, daß die Staats-Huͤttenwerke unter der 
Leitung wiffenfchaftlich gebildeter Wermwalter der Staatscaffe 

13* 
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Nusen bringen und ald Vorbilder fuͤr den Betrieb der Einzelnen 
wirken Eönnen, Freilich erfordern fie ein anfehnliches ſtehendes 
und umlaufendes Gapital, deſſen Zinfen bei der Berechnung des 
reinen Ertrages mit beruͤckſichtigt werden müffen, eine forgfaältige 
Auswahl der angeftellten Verwalter und eine gute Aufficht, die 
fowohl auf die Eunftmäßige als auf die gewerbliche Vollkommen— 
heit des Betriebes, Eparfamfeit in dem Aufmande, vortheilhaften 
Erlös ꝛc. bedacht iſt (ce). 

2) bei der Erzeugung von Kriegsbedarf, inſofern die Be— 
triebſamkeit der Privaten fuͤr dieſelbe nicht ſchon genuͤgend ſorgt 
(i. $. 75); 

3) bei Gewerfen, die zur Pflege der bildenden oder tech— 
nifchen Kunft dienen und daher nicht allein unter den finanziellen 
Gefichtspunct fallen. Fordern fie jedoch noch Zufchüffe, fo treten 
die allgemeinen Grundfäge für die Staatsausgaben ein, nad) 
denen man zu erwägen hat, ob folche Anftalten die Koften durch 
gemeinnügige Wirkungen belohnen (d). 


(a) 3. B. Pochwerke und Schmelzöfen, Gießereien, Frifchfeuer, Ham: 
merwerke ıc, 

(6) Der Ertrag der Hüttenwerfe läßt fid; von dem des Staatöbergbaues 
nicht leicht fcheiden, weil die in jenen verbreiteten Erze u. a. Foſſi⸗ 
lien meiſtens nicht verkauft, ſondern von den Bergwerken um einen 
gewiſſen Preis abgegeben werden, welcher nicht der jedesmalige 
Marktpreis iſt. 

(c) In Defterreih (X. für 1849) iſt der Reinertrag ber Berg- und 
Hüttenwerke des Staats nur 479000 fl. bei einem rohen Ertrage 
von 9%, Mill, fl. Dazu kommen mehrere fog. montaniftifche Fabri— 
fen mit 155 000 fl., von dei en bie Zinnoberfabrit zu Idria allein 
142 000 fl. rein abwirft, — Diebaier. Hüttenwerte find 1831— 36 mit 
einem Reinertrage von 38171 fl. angefeßt, ihr Grunds und Gapitals 
werth fol 114 Mill. fl. betragen, ohne die zugehörigen 6—8000 M. 
Wald, Der Reinertrag ift alfo kaum 2 Proc., weßhalb der 2te Aus: 
ſchuß auf allmätigen Verkauf angetragen hat. Verb. von 1831, Beil, 
XLIV, $. 366— 70, E3 wurde 1831 und 1837 befchloffen, daß der 
ganze Reinertrag der Berg- und Hüttenmwerfe zur Ermweiterung des 
Bergbaues und Hüttenmwefens verwendet werden folle. 3. D. von 
1835—37 hatten fie 1'002 046 fl, rohen und 62 490 fl. reinen Ers 
trag. — Die würt, Berg: und Hüttenwerke brachten im D. von 
1838—40 einen NReinertrag von 195033 fl. Der Anfchlag für 
1842 —44 giebt i, D. 1803 000 fl. rohen Ertrag, 268 000 fl. reinen 
Ertrag und bievon 200 000 fl. Ablieferung an die Staatscaffe, in: 
dem ein Theil des Ueberfchuffes zur Vergrößerung bed Gapitales 
verwendet wird. Das ganze in diefen Werken enthaltene Grunds 
und Gapitalvermögen wird auf 2, Mill. fl. geſchätzt, Herdegen, 
©, 114. Am ergiebigften ift die fchöne Eifengießerei zu Wafferalfins 
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gen, von berman bei einer Roheinnahme von 556 000 fl. einen abzulies 
fernden Ueberfchuß von 103 000 fl. jährlich erwartete. Ihr Reiner: 
trag war im D. von 1835— 37 jährlid 31 Proc. des Vermögens: 
ftammes, während die Hammerwerke bei Freudenftadt nur 5%, Pr. 
abmwarfen; f. die Berichte der Finangeommiffion in der 2, Kammer 
von 1839 u. 42 (von Deffner). Für 184% find nur 1561000 
fl. roher und 110000 fl. reiner Ertrag in Ausfidt genommen. 
— Die 8 badifhen Eifenhüttenwerfe mit 5 Hochöfen nebft 
2 Bergwerfen und 3 Thongruben waren für 1848 und 49 
jährlid” auf 1120277 fl, Einnahme und 1019042 fl. Aus: 
abe angeſchlagen. Hievon geben ab 1) ber durchlaufende Po- 
Gen von 111000 fl. für Eifenerze, welche in Einnahme und bei den 
Hodöfen wieder in Ausgabe gefest find; 2) 217 016 fl. für Maffelz, 
Stabeifen ꝛc., welche ebenfo behandelt worden find, weil man jedes 
Werk als felbftftändig betrachtet und ihm die von anderen Werfen 
empfangenen Verwandlungsftoffe ala gekauft anrechnet. Werden 
alfo die Anftalten als ein einziges Ganzes angefehen, fo ſinkt die 
Einnahme aus Verkauf, Verpachtung zc. auf 777000 fl,, die Aus: 
gabe auf 676 TOO fl, Der Reinertrag ift 100 000 fl. oder 13 Proc, 
— Für 1849 wurde aber 1848 wegen bes Stodens in vielen Ge- 
werböunternehmungen und des gefunfenen Preifes der Eifenforten 
der Anſchlag nad) dem viel befchränkteren Betriebe fehr herabgefest, 
ganze Einnahme 451 700 fl., wovon 41 000 fl. für Eifenerze ab» 
geben. Reinertrag nur 26 000 fl. Der Bermögensftamm war be— 
rechnet (Mitte 1840) 758 000 fl. Grundftüde, Gebäude, Mafchinen, 
43 500 fl. Werkzeuge und Geräthe, 773 200 fl. Materialvorräthe, 
207 400 fl. Geldvorrath und Ausftände nach Abzug der Rüdftände, 
zufammen 1*782 100 fl. Das bebeutendfte Werk ift Albbrud. 
Die Haute-lisses-Fabrik in Paris (II, $. 228.) trägt nichts ein. 
Es wird in ihr Zeichnen und Malen gelehrt, auch werben Kärber 
unterrichtet, Die Porzellanfabrit zu Sevres ift mit einer Maler: 
ſchule verbunden worden, ebenfo die Nymphenburger, welche zugleich 
in der Kunft der Glasmalerei viel geleiftet hat. 


IV. Wohngebäude, 


$. 154 a. 
Es würde fehr unzweckmaͤßig fein, öffentliche Gebäude bloß 


ihres Miethyertrages willen zu behalten oder zu erwerben, denn 
die vermietheten Wohnungen pflegen im VBerhältniß zu ihrem 
Ertrage der Regierung zu viele Baufoften zu verurfachen und 
die Kammerbeamten fönnen fich zur Erzielung der größten Ein- 
nahme nicht fo frei bewegen, als Privateigenthümer. Es muͤſſen 
andere Gründe hinzufommen, um die Beibehaltung von Wohn- 
gebäuden anzuempfehlen, 3. B. das Beduͤrfniß von Dienft- 
wohnungen ($. 67.), oder die Schwierigkeit des Verkaufes 
großer Gebäude und die Ungemwißheit, ob diefelben nicht Fünftig 
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wieder für die fürftlihe Familie oder einen Regierungszwed 

werden benußgt werden, der Zufammenhang mit anderen Staatö- 

gebäyden u. dgl. Die Benutzung für die Staatscaffe gefchieht (a) 

bei den Dienfiwohnungen durch einen Abzug von den Geldbe- 

foldungen, entweder nad) dem abgefchägten Miethertrage, mit 
billiger Rüdficht darauf, daß der Beamte die Wohnung nicht 
frei wählen Fann, oder nach einem allgemeinen Verhältnif- 
faße (2), bei den übrigen Wohnungen dur Wermiethung 
aus der Hand, nach den an jedem Orte beftehenden mittleren 

Miethpreifen (ec). 

(a) Wehrer, Kam. Dom, Admin, ©. 22. Hoffmann, ©, 35. 

(5) Baden: Die Dienftwohnung wird zu 10 Proc, der Befoldung an⸗ 
gefchlagen, doch ift dem Beamten geftattet, den Beweis zu führen, 
daß der Miethertrag feiner Wohnung geringer ift. 

(ce) In einigen Staaten bringen auch die zu den Domänen gehörenden, 
zum Zrinten und Baden benusten Mineralquellen und die bei dens 
felben errichteten Gebäude eine anfehnlidhe Einnahme, welche man 


jedoch großentheils wieder zu neuen Bauten und Berfchönerungen 
zu verwenden pfledt. 


V. Werbendes beweglihes Vermögen. 


$. 155, [165.] 

Wenige Regierungen befigen ein fo großes bewegliches 
Vermögen, daß daffelbe weder in den zu den Domänen ge- 
hörenden, noch in den auf Negalien beruhenden Gewerben auf 
Staatörechnung eine einträglihe Anwendung fande und auf 
Zinfen ausgeliehen werden Fünnte (a), in den meiften Staaten 
find vielmehr noch anfehnliche Schuldzinfen an die Staats— 
gläubiger zu entrichten (5). Iſt ein bereitS angefammeltes be- 
wegliches Staatövermögen vorhanden, oder ift daffelbe fogar 
fhon ausgeliehen, fo Fann der Fortbezug der Zinfen feinem Bes 
denfen unterliegen, es wäre denn, daß man eine andere, durch 
große gemeinnügige Wirfung unfehlbar ſich belohnende und 
für die Uebernalme von Seiten der Staatögewalt wohl paffende 
Anwendungsart, 3. B. den Bau von Land» und Waflerftraßen, 
Eifenbahnen, Urbarmahungen u. dgl. vorziehen müßte. Iſt 
dieß nicht der Fall, fo werden die Gapitale am beften im Lande 
gegen gehörige hupothefarifche Sicherheit ausgeliehen, wobei es 
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dienlich ift, zugleich auf die Unterftügung von productiven Unter- 
nehmungen oder von Gefällablöfungen Ruͤckſicht zunehmen (e). 
Anleihen ins Ausland find ſowohl wegen der geringeren Sicher- 
heit als wegen der Verminderung des inländifchen Capitals 
minder angemejjen (d). Auch zur Austattung einer gut ein— 
gerichteten Zettelbank find die Summen mit Vortheil zu ver- 
wenden (e). Neues Sammeln von Gapitalen Fann nicht ge 
rathen werden, f. $. 464, 


(a) 4. Smith, B.V. Gap. 2. Abſchn. 1. — v. Jakob, I, 8.48 — 
Der Canton Züri Hat im Durdfchnitt von 1816— 25 jährlich 
65 900 Fr. Binfen eingenommen; 1826 waren fie 91117 $r., für 
1827 find 87498 Fr. angegeben, Im J. 1834 war die Einnahme 
von Binfen ausgeliehener Gapitale 182000 Fr., nebft 102000 Er. 
Zins von noch ausftehenden Kauffchillingen und Ablöfungsfummen. 
1840 wurden die ausftehenden Forderungen auf 5882000 Fr, an 
gegeben, ohne 1:900000 Fr. Pfrundfond. — Binseinnahme im Can: 
ton Luzern 1846 52000 Fr., Aargau 1846 267820 Fr., Waadt 
1847 32000 $r., Freiburg 1846 X, 63750 Fr., Solothurn 184%, 
89289 Fr., Zug 184% R. 5771 Fr., Appenzell Auß. 18454 R. 
5992 fl. ꝛc. In Bern beliefen fich die angelegten Gapitale nebft den 
in die Staatshandlungen verwendeten 1277800 Fr. zu Ende 1829 
auf 7710700 Fr. Davon waren 4950 600 Fr. in auswärtigen 
Staatspapieren angelegt. Bericht über die Staatöverw. ıc., Beil. 
S. 109. Die auswärtigen Forderungen wurden 1835 nach den da— 
maligen Surfen zu 7°496 300 Fr. angefchlagen. Der Zinsertrag aus 
ihnen war im D. von 1832 — 39 337200 Fr. Im Inlande waren 
1839 698 380 Fr. angelegt, meiftens zu 4Proc,, mit ungefähr 23000 
Fr, Binsertrag. Mathy in Rau, Archiv, IV, 64. 1846 waren 
nod 466 852 Fr. Binseinnahme angenommen. Bis zum Jahr 1849 
ift das ganze ausgelichene Vermögen von Bern zugefegt worden. 
— In Kurbeffen ift 1831 vertragsmäßig das 30 MÜlL fl. betragende 
bewegliche Vermögen des Kurfürften, da es zum Theile aus Landes— 
mitteln erworben war, zwifchen dem Eurfürftlichen Haufe und dem 
Staate gleihmäßig getheilt worden, Im A. für 1849 find 489 640 
Rthlr. Zinfen enthalten. 

(5) Aud) die mit Schulden belafteten Staaten haben zwar häufig noch 
ausftehende Forderungen (activa), deren Binsertrag aber zur Vers 
zinfung der Paffiven verwendet wird und die ber Schuldverwaltung 
(Amortifationscaffe) zugewiefen find. 

(c) Sr, Moltke, ©, 53, — Hieher gehören die Ereditcaffen in meh: 
teren Ländern, wobei die erforderlichen Geldbfummen zum Theile 

- aus den Ablöfungen der Domaniatlgefälle herfließen, ſ. 11, $. 60. (c). 
(d) 4. B. St. Petersburg, Bern, ſ. 1, S. 317, 
(e) Smith a. a. O. gegen dad Verfahren von Bern. 
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2, Abtheilung. 
Einfünfte aus dinglichen Rechten. 


$. 156, [155.] 

Viele europäifche Regierungen find aus früheren Zeiten her 
noch im Befige beträchtlicher Einkünfte aus Grundgefällen 
geblieben (a), welche größtentheild ehemals mit Kammergütern 
in Verbindung ftanden, aber auch nach der Veräußerung der- 
felben beibehalten wurden, Sie ftehen unter denfelben recht: 
lichen Berhältniffen, wie jene ($. 90) und werben von den Do- 
mänenämtern mit verwaltet, Die hieher gehörigen Einnahmen, 
als Zehnten, Handlöhne, Gilten und Grundzinfe verfchiedener 
Art find privatrechtliher Natur; fie werden vom Staate in der 
Eigenfchaft eines Gutsheren bezogen, flehen in gleicher Weife 
vielen Privatperfonen zu und find in den verfchievenen Landes» 
theilen von fehr ungleichem Betrage. Unläugbar hat eine Ab- 
gabe, die in einem Theile der Grundrente befteht, für den Be- 
rechtigten den Vorzug der Einfachheit und Sicherheit, weil ihr 
Maaß feftfteht und der Landbau den wenigften Erfchütterungen 
ausgefeßt ift, wozu noch bei einem Theile der Gefälle die Aus- 
ficht auf einen fteigenden Betrag fommt. Dagegen haben die 
meiften diefer Einkünfte in der veränderlichen Größe, der unbe- 
quemen Entrichtungsart und der Hemmung bes Fortfchreitens 
im Landbau Nachtheile für die belafteten Eigenthümer, (II, 
$.52,), zugleich ift für die Regierung die fehr ungleiche Größe . 
der Einnahme von Jahr zu Sahr unvortheilhaft (8), bei manchen 
Gefallen ift zugleich die Erhebung Eoftfpielig. Daher muß man 
nicht allein die jegige Erhebungsweife fparfam einrichten, fondern 
auch die Ummandlung diefer Leiftungen in einfache Grundzinfe 
befördern und die ganzliche Ablöfung derfelben erleichtern. 


(a) Baiern. Nach den Budget für 1832—34 war die Einnahme aus 
Grundgefällen im D. 5°277400 fl. rein, bie Koften 40 Proc , Laften 
5,4 Proc. In Baden find die Grundgefälle neuerlich durch den 
Fortgang der Ablöfungen fehr vermindert worben, Die lehenbaren, 
zinss und fallpflichtigen Güter trugen i. 3. 1833 u. 34 (R.) i. D, 
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74 736 fl. ein, ber A. für 1849 ift nur noch 20 512% fl. Der Robertrag 
bes 3ehnten war im D. 1833—36 vor ber Ablöfung, 1002841 
fl. — Württemberg bat noch fehr viele Naturalgefälle.. Nach bem 
U. 1845—47 war bie Einnahme aus Zehnten 1*475 648 fl., aus 
Leben und Binsgütern 593 712 fl., die Koften und Abgänge bei je- 
nen 43621 fl., bei diefen 12 455 fl. Von dem HReinertrage von 
2013 284 fl. müffen aber noch viele allgemeine Koften abgerechnet 
werben, indem bie Ausgaben für Naturalvorräthe (34 502 fl.) 
größtentheils durch diefe Gefälle veranlaßt werben. Bei der Menge 
der eingehenden Rohftoffe hängt die Geldeinnahme fehr von den je— 
beömaligen Frucdtpreifen ab. — Audy mehrere Schweizercantone 
hatten bisher erhebliche Einnahmen diefer Art, z. B. Bern im A. 
für 1846 318 878 Fr. von Zehnten und Lehnaefällen, Neuenburg 
105 000 Liv. (zu 40 Kr,), Züri 1815— 25 i. D. 198750 Fr. oder 
faft Y, der Einnahme. — Aargau X. 1846 62 250 Fr. 

(5) In Baiern war ber Durdhfchnittsertrag in 19 Jahren von 1819-37 
5211626 fl., min. 3:894 223 fl. im 3. 1825, max. 6°554775 fl. 
im 3. 1831, alfo resp. 74 und 125 Proc. des Durchſchnittes. 


$. 157, 


Fuͤr die Verwaltung der Grundgefälle in ihrer bisherigen 
Befchaffenheit gelten folgende Regeln: 

1) Man muß für die Erhaltung der landesherrlichen Ge— 
rechtfame forgen, indem man genaue Verzeichniffe und Befchrei- 
bungen derfelben zu Stande bringt, jede verfuchte Schmälerung 
beobachtet und verhindert und den Anfall der nicht jährlich ein= 
tretenden Peiftungen, 3. B, des Handlohns, zur Anzeige brins 
gen läßt. 

2) Die Gefälle müfjen von den Pflichtigen nahdrüdlich ein- 
gefordert werden, um fo wenig als möglich Nüdftände zu lafs 
fen, entfchiedene temporäre Zahlungsunfähigfeit ausgenom- 
men (a). Bei der Entrichtung von Naturalabgaben darf man 
nur fehlerfreie Gegenftände, namentlich trodenes, gefundes und 
reined Getreide, annehmen (2). 

3) Die Vorräthe diefer Art werden in wohlverwahrten und 
trodenen Magazinen untergebracht (ec). Zu ihrer zweckmaͤßigen 
Behandlung (Umftechen ꝛc.), fo wie zur Empfangnahme und ' 
Ablieferung, werden verpflichtete, fichere Unterbediente (Kaſten⸗ 
vögte, Mitterer) angeftellt, welche ebenfo wie die Verwalter ein 
Tagebuch über Zugang und Abgabe von Vorräthen führen (d). 
Es muß hiebei auch der unvermeidliche Verluft beachtet werden, 
welchen das Eintrodnen, das Ungeziefer u, dgl, verurfachen, 
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Nach den gemachten Erfahrungen pflegt man geſetzlich auszu— 
fprechen, welche Größe diefes Abganged den Beamten nachge— 
fehen werden folle (e) ; allein dieß darf nicht fo gemißdeutet 
werben, als dürften diefelben in allen Fällen den beftimmten 
Betrag von Procenten zurüdbehalten, vielmehr müffen die 
Vorraͤthe alljährlich nachgemeffen (geftürzt) werden. 

4) Die entbehrlichen Vorraͤthe werden in zweckmaͤßig ge 
wählten Zeitpuncten verfteigert, mit der Nüdficht auf die Zah— 
Iungsfahigfeit der Mitbietenden. 


(a) Bad. Ereceut. Ordn. vom 13 Dec. 1827, Verordnungsblatt der Dom, 
Verw. Nr. 26. Die Lifte der Reftanten wird burd den Ortsvorftand 
den 3ahlpflichtigen zur Anerkennung vorgelegt; wer dann nad 14 
Tagen nicht bezahlt und auch die Drohung des Pfändens nicht be= 
achtet, wird 3 Zage nachher dem Amtserequenten angezeigt 2c. 

(5) Unreine Frucht wird auf Koften der Ueberbringer gereinigt und bas 
Fehlende denſelben abgefordert. UWebrigens läßt fidy nicht verhin— 
dern, daß das Zinsgetreide ſtets etwas fchledhter ift und niedriger 
verkauft wird, ald das von den Landwirthen felbft zu Markt ger 
brachte, etwa um 7—10 Proc. v. Flotow, $. 71. 

(e) Wehrer, Kameraldomänenadmin. ©. 138, Hoffmann, Dom, 
Verwaltung in Würtemb. ©. 121. 

(d) Sie enthalten eine gedrudte Inftruction. Beifpiel einer foldhen in 
Mofers Sammlung würtemb, Finanzgefebe, III, 528. 

(e) Baiern : jährlich 4, des Roggens, "/,, des Habers. Baden: glatte 
Frucht 4, rauhe Is, Deu Yo, Stroh Yo Würtemberg : neue 
Frucht 3, alte 1 Proc. — Ueber Kornmagazine f. II, $. 138, 


$. 158, 


Um die Koften und Berlufte, welche mit der Aufbewahrung 
von Getreide, Wein und anderen Erzeugniffen ded Landbaues 
verfnüpft find, zu erfparen, iftesrathfam, ftatt der Naturalgefälle 
den Marktpreis entrichten zu lafjen, wobei die Vorrathsgebaͤude 
entbehrlich werden und auch die Verwaltungsgeſchaͤfte fich fehr 
vereinfachen. Es ift jedoch beffer, noch weiter zu gehen, und mit 
der Ummandlung der zu dem Domanialeinfommen gehörenden 
veränderlichen Gefälle in einen Grundzins den berechtigten Pri- 
vatperſonen voranzugehen, II, $. 57. Hiezu ift die forgfaltige 
Ausmittlung des vieljährigen Durchfchnittsbetrages der Ge— 
fälle und die Beftimmung eines Abzuged für die Erhebungs. 
Eoften erforderlich. Der Grundzins wird entweder feſt in Geld 
angefegt, oder einigermaßen nach den Jahrespreifen eingerichtet 
(11, $, 58. 59,), und deffen Abkauf geftattet (@) ; auch Fann die 
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Regierung, bei der Menge der Gefälle und der leichten Gelegen- 
heit, jede eingehende Zahlung verzinslich anzulegen, eine Abtra- 
gung durch Zeitrenten zulaffen, II, $. 60, 


(a) Ueber die Ablöfungsvorfchriften in Baden und Würtemberg f. d. a. 
Schriften von Wehrerund Hoffmann, Die badifhen Domanial: 
Grundzinfe und Gilten find nady dem Gef. v. 5. Det. 1820 durch 
Auffündigung der Regierung abgelöft worden, wobei der Pflicdhtige 
je nad) der Größe der Abgabe und unentgeldlicdhen oder entgeldlichen 
Ablieferung das 9—16fache bezahlt. Kündigt der Pflichtige, fo be— 
zahlt er 18fach. Bei dem Freifauf (Allodificirung) von Lehngütern 
fommt es auf die Bedingungen der Vererbung und die Nähe des 
Heimfalld an, Wehrer, ©. 49. 


x 
$. 159, 


Unter den Grundgefällen des Staates verdient der Behnte 
eine befonders forgfältige Behandlung, weil er in manchen Laͤn— 
dern einen beträchtlichen Theil der ganzen Staatseinnahme lie- 
ferte. Die gewöhnlichen Arten find 
1) Zehnten von Gewaͤchſen, und zwar 

a) großer oder Öetreidezehnte, 
b) Eleiner, Schmal=- oder Brachzehnte von anderen 
Feldfrüchten, 3. B. Klee, Kartoffeln ıc, 
e) Obſt- und Weinzehnte, 
d) Heuzehnte, nicht fo haufig als die anderen Arten; 
2) Blutzehnte von jungem Vieh. Diefer ift der läftigfte und 
feine Umwandlung oder Ablöfung ift am erften bewirkt worden, 

Der heutige Zehnte trägt in den deutfchen Staaten (5) un- 
verfennbar das Gepräge einer privatrechtlichen Abgabe (IT, $. 
66.), weil er nach einer unveränderlichen (c), aber in den ver- 
fchiedenen Gegenden eines Landes ungleichförmigen Negel erho— 
ben wird und die Berechtigungen bald ein Theil des Kammer- 
gutes, bald im Befige der Kirche oder einzelner Staatsbürger 
find, überdieß die Zehntrechte einen Gegenftand des Verkehres 
bilden. So lange der Domänenzehnte nıcht umgewandelt wird, 
hat man zuvörderft durch eine genaue Zehntbefchreibung dafuͤr 
zu forgen, daß der Umfang und die Befchaffenheit des Zehnt- 
rechtes außer Zweifel gefeßt und gegen jede Beeinträchtigung 
gefichert werde, $. 156, 1. Was die Erhebung betrifft, fo hat 
man zwifchen folgenden Arten zu wählen: 
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1) der Zehnte wird als folcher von den Zehnipflichtigen entrich- 
tet und entweder 
a) auf Rechnung der Domänencaffe eingezogen ($. 159), 

oder 
b) verpactet ($. 160.) ; 

2) die Zehntentridhtung wird durch eine ausbebungene Abfin= 
dungsſumme erfeßt ($. 161.). 

(a) Regenauer, Ueber die Verwaltung ber landeöherrlichen Zehnten, 
Karlör. 1829. — Ueber ben Betrag der 3. in Würtemberg f. $. 155 
(a). Das Zchntrecht des Staats erftredt fi über 1107800 Mors 
gen Ader (44 Proc. alles Aderlandes), 76008 M. Wiefen (9,* 
Proc.) und 50700 M. Weinberge (62 Proc. ded ganzen Weins 
landes). In Baden fchreitet die Ablöfung des 3. rafch fort. Bon 
den 1518 Domanial:3. waren zu Ende 1846 fhon 1501 abge: 
1öft für ein Sapital von 17400000 fl., von fämmtlichen 5778 3. im 
Lande waren noch 1701 unabgelöft. 

(5) In Griechenland ift der 3, eine Grundfteuer. 

(c) Ausgenommen die Befugniß der Regierung, ben 3. auf Ländereien, 
die neu oder von neuem angebaut werben follen, eine Zeit lang für 
ruhend zu erflären, Bad, Landr. Art. 710 cu. 


$. 160, 

Die eigene Einziehung auf Rechnung ded Staats ift 
mühfam und Eoftfpielig (a), man ſucht fie deßhalb zu vermeiden 
und orbnet fie nur ausnahmsweife in folchen Fällen an, wo eine 
gleich vortheilhafte Uebereinkunft mit der Gemeinde oder den 
Pachtluftigen nicht zu Stande Fam. Hiebei ift haupiſͤchtich Fol⸗ 
gendes zu beobachten: 

a) Die Weinleſe darf nicht zu beliebiger Zeit, ſondern nur 
an den nach vorgaͤngiger Beſichtigung durch obrigkeitlichen 
Beſchluß fuͤr jeden Theil einer Ortsgemarkung beſtimmten 
Tagen vorgenommen werden. Die Erntezeit der anderen Ge— 
waͤchſe muß man freilich den Landwirthen freiſtellen. 

b) Es wird eine hinreichende Anzahl verpflichteter Auf— 
feher (3. Infpectoren), welche die zur Hand gehenden Zehnt- 
Enechte, Fuhrleute ıc, unter fich haben, aufgeftellt ; 

c) Diefe zeichnen die erhobenen Quantitäten auf und for- 
gen dafür, daß der Antheil des Staats nicht gefchmälert werde, 
3. B. durch Ungleichheit der Garben (5), früheres Schnei« 
den einzelner Grundftüde, Abgabe des Zehntweins vom zwei 
ten Ablauf (c) u, dgl, 
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d) Auch beim Einfahren in die Scheunen oder Keller, beim 
Drefchen und Keltern muß forgfältige Aufſicht gehalten 
und müffen Negifter geführt werden, um alle Unterfchleife 
zu verhüten (d). 

(a) Beim Weinzehnten find die Koften, zumal in fchledhten Jahren, am 
größten. Ohnehin muß immer der Zehntwein wegen der Mengung 
verfchiedener Zraubenforten von fchlechterer Befchaffenheit fein, als 
der von den Grundeigenthümern gewonnene. 

(5) Das Hinüberzäblen von einem Ader auf den andern des nämlichen 
Eigenthümers ift verboten im bad, Landredht, Art. 710 cq. (ausge— 
nommen wo das Herkommen dafür ift, B. v. 23. Zuni 1828); es ſoll 
vielmehr von 5 und mehr Garben eine halbe, von wenigeren nichts 
gegeben werden. In Würtemberg ift das Hinüberzählen auf den 
Feldern eines Eigenthümers befohlen, Zehntordnung v. 27. Juni 
1618, Gap. 3, 

(c) Nämlich da, wo der Zehnte erſt nad dem Keltern, nicht ſchon von 
den Trauben oder von dem Zraubenbrei entrichtet wird, 

(d) Ehemals bediente man fid der Kerbhölzer, 


$. 161, 

Für die Zehntverpachtung gelten nachſtehende Regeln: 

1) Aus rein finanziellen Gründen würde fie vortheilhafter 
nur auf ein einziges Jahr gefchloffen (a), doch macht die Abs 
fiht, einer ganzlichen Umwandlung leichter Eingang zu ver 
fchaffen, das Gegentheil rathſam. 

2) Man nimmt fie im erften Falle erft im Laufe ded Som- 
mers vor, nachdem man eine Beſichtigung der zehntbaren Laͤn⸗ 
dereien und eine Abfchägung des muthmaßlichen Ernteertrages 
durch Sachverftändige veranftaltet hat. 

3) Den Pachtluſtigen werden die Bedingungen vorgelegt 
welche fich beziehen 

a) auf.die Einrichtungsart des bei den Srudhtzehnten in Kör- 
nern feltgefegten Pachtzinfes, namentlich auf die Beſtim— 
mung bed Marktpreifes, nach welchem jener in Geld abzu- 
führen ift (6), 

b) auf die bei Unfällen zu bewilligenden Nachlaͤſſe, 

c) auf die vorbehaltene Genehmigung einer höheren Finanz- 
behoͤrde; indeß ift e8 den Pachtluftigen annehmlicher, wenn 
die unteren Beamten befugt find, foldye Angebote, die eine 
gewiſſe Grenze erreichen, fogleich unbedingt zu genehmigen, 

d) Sodann wird die Verfleigerung abgehalten, 


206 


(a) Weil in diefem Kalle weniger Ungewißheit über die Ergiebigkeit ber 
Ernte ftattfindet, Regenauer, ©. 23. — In Würtemberg ift 
neuerlich die mehrjährige Verpachtung Regel, f. Hoffmann, 
©. 82. 89. 

(5) Baden: Am 1. Sept. wird den Pachtern eröffnet, welchen Theil des 
Pachtzinſes die Negierung in natura bedarf, Der Reſt wird nadı 
dem Mittelpreife der 4 nächſten Wintermonate in Geld angelegt, 
doch mit Abzügen von 5—10 Procent nady der größeren oder gerin— 
geren Entfernung vom Marktorte. V. v. 21. Mai 1822. n 


$. 162. 

Die temporäre Abfindung mit der zehntpflichtigen Gemeinde 
oder mit der Gefammtheit der Zehntpflichtigen in ihr ift Feine 
wahre Verpachtung, weil der Zehnte nicht wirklich eingezogen, 
fondern die Abfindungsfumme unter den Mitgliedern der Ge— 
noffenfchaft nacdy ihrer Wahl umgelegt oder fonft von ihnen aufs 
gebracht wird, Diefes Mittel ift ald eine Vorbereitung zur 
ganzlichen Ummandlung des Zehnten nüglich und verdient bei 
gleicher Einträglichfeit für die Staatscaffe der Verpachtung vor- 
gezogen zu werden. Man Fann daffelbe auch auf mehrere Jahre 
hinaus erftreden, nah Maßgabe einer Durcfchnittöbered- 
nung (a). Man muß zu diefem Behufe ein genaues Verzeich— 
niß der zehntpflichtigen Kandereien jeder Art zu Grunde legen. 
Die Summe wird bei dem Getreidezehnten in Früchten bedun— 
gen und in diefen oder in Geld nach den Marfipreifen abge- 
führt. Da fie fich auf ausgedrofchene Körner bezieht, fo muͤſſen 
zwar die Ablöfenden die Koften des Drefchens uͤbernehmen, 
aber fie behalten dafür das zur Vermehrung der Düngeftoffe 
nüglihe Stroh. 


(a) In Würtemberg meiftens fogar auf 27 Jahre. Daher hat man bie 
zum 3ehnten gehörigen Scheunen und Keltern ſchon verkauft. Ders 
degen, ©, 77, 

$. 163, 


Die in dem Wefen des Zehnten, ald einer Abgabe von dem 
Rohertrage, liegende Erfchwerung landwirthfchaftlicher Verbeſ— 
ferungen, fo wie die Koften, Verluſte und Störungen bei der 
Erhebung machen, wenn die Kunft im Landbau und die Einficht 
der Landwirthe einen gewiffen Grad erreicht haben, eine Ab- 
fchaffung diefer Abgabe wünfchenswerth, II, $. 66—68, Wäh- 
rend die berechtigten Privatperfonen nicht zum Aufgeben des 
3. gezwungen werben dürfen, wenn ihnen nicht der ganze Erſatz 
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für den bisherigen Reinertrag deffelben dargeboten wird, koͤnnte 
der Staat bei den Domänen=3, ſich mit einer unvollftändigen 
Entfchädigung begnügen, um jene wohlthätige Maßregel zu er- 
leichtern. Aber wenn gleich die Wichtigkeit des Zweckes ein fol- 
ches Opfer rechtfertigen Eonnte, fo ift doch diefes Verfahren er- 
heblichen Bedenken ausgefest. Es fiele nämlich dann leicht eine 
unverdiente Gehäfligkeit auf die übrigen Zehntherren, die einen 
ſolchen Verluſt nicht erleiden fönnen, weil fie nicht, wie der 
Staat in den Steuern, ein Erfaßmittel daflır in ihrer Gewalt 
haben (N, $. 61), auch ift es unbillig, wenn der eine Theil der 
Zehntpflichtigen fich vonder Zehntlaft leichter befreien kann als der 
andere. Eoll zur Befeitigung des Zehnten ein Beitrag von der Ge- 
fammtheit der Staatsbürger, d. i, ausder Etaatscaffe, geleiftetwer- 
den,fo ift es gerecht,ihn gleichmäßig allengehnten zuzuwenden. Daf 
der Staat einen Theil des Ablöfungsbetrages zufchießen folle (a), 
laßt fich nicht mit zureichendem Grunde aus der urfprünglichen 
Steuernatur des Zehnten ald nothwendig darthun (5), weil 
biefe Feineswegs allgemein anzunehmen ift (ec) und ſich jeden- 
falls feit Jahrhunderten verloren hat. Der 3. enthält eine Un- 
gerechtigkeit in fich, denn die zehntbaren Pändereien werden ver- 
hältnißmäßig wohlfeiler erfauft, auc wird die Abfchaffung des 
3. nicht durch jenes Mittel bedingt (d), doch gibt daffelbe eine 
Erleichterung und Befchleunigung und es laffen ſich Gründe 
der Volfswirthfchaftspflege (II, $. 61. Nr. 5.), und der Staats- 
klugheit dafür angeben (e). Die Umwandlung und Ablöfung 
ber Privatzehnten gelangt da, wo ein folder Staatszuſchuß 
gegeben wird, unter die Aufficht der Finanzbehörden, weil diefe 
zu prüfen haben, ob die Abkaufsfumme dem Gefege gemäß aus- 
gemittelt worden fei (f). 


(a) Der Staatöbeitrag kann in doppelter Weife angefegt werden, 1) als 
eine Quote des Ablöfungscapitals, z. B. Y, deffeiben, 2) als der 
Mehrbetrag deffen, was der Zehntherr zu fordern hat, uber die 
ſchuldige Reiftung des 3ehntpflichtigen, 3. 3. das 20 u. I8fache, 

(6) Rach von Rotted follten die Staatszehnten unentgeldlicd, aufgeho— 
ben, Privatzehntherren mit dem 10fachen des Neinertrages und im 
Galle eines erweislichen privatrechtlihen Ziteld mit dem Iöfachen 
abgefunden werden, wozu der Zehntpflichtige das 5fache, das Uebrige 
der Staat zuzuſchießen hätte, Verhandl. der bad. 2. RK, 1831, 
Beil, 1, 25. Bgl. v. Aretin und v, Rottecks Staatir. d. conftit. 
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Monarch. 11, 272. 276. — Nach dem Antrage der Majorität der 
3ehnteommiffion in der 2. Kammer follte der Berechtigte, und alfo 
auch die Domänencaffe, das 15fache erhalten, wovon das Ifacye dem 
Hflichtigen zur Laft fielez der Staat fchöffe bei den Privatzehnten 
das 6fache zu. Die Minorität wollte dem Zehntpflichtigen das 
13fache des reinen Ertrages auflegen und den Zuſchuß der Staats 
caffe für die Privatberechtigten auf das 5fache befchränfen. Die 
Kammer felbft ſprach fi 1831 dafür aus, daß der Berechtigte das 
15fache erhalte und der Pflichtige hievon 24 zahle. 

(c) 1, $. 66 und die dort (a) angef. Schriften von Zaharid, Birn 
baum, v. Babo und Rau. Krönde, Ueber Aufhebung ıc. S. 
49, ferner vergl. Möfer, Patriot. Phantaf. IV, Nr. 67, — ang, 
Hiſtor. Entwidl. der teutfchen Steuerverfaffung. S. 38. — Mit: 
termaier, Grundf. des deutfchen Priv. R. F. 181. 

(d) Einen Beweis Liefert namentlich das Großh. Heſſen, Geſetz v. 15. 
Aug. 1816,in Goldmann, Gefeggebung des Großh. Heffen in Bezie- 
bung auf Befreiung des Grundeigenthums ze. 1831. ©. 207. Ueber 
die Wirkungen diefes Gefeßes f. Goldmann, ©. 65. Die fiscalifchen 
3. waren ſchon bis zum 1. Ian. 1831 in 320 von 604 Gemarfungen 
ganz, in anderen vorläufig theilweife umgewandelt worden. Auch in 
Naffau hat die Zehntablöfung einen guten Fortgang, und zwar durch 
freie Bereinbarung ber Betheiligten. In Sachſen, Hannover und 
Weimar (Gef. v. 18. Mai 1848) findet ebenfalld Umwandlung oder 
Ablöfung ohne Staatsbeitrag ftatt. 

(e) Dahin gehört z. B. der Eindrud bes in Frankreich 1789 gegebenen 
Beifpield und die Verfhlimmerung in der Lage des Bauernftandes 
feit dem Mittelalter durdy die Befteuerung. — In Baden ift, nad 
ben in (a) erzählten Vorgängen, im Behntgefege vom 25. Nov, 
1833 der fehr beträchtliche Staatszufhuß von Y, der Ablöfungs: 
fumme feftgefegt worden, der überdieß bis zur beendigten Ablöfung 
jedes Zehntrechtes oder wenigftens bis zum I.San. 1844, vom 1. San. 
1834 an, mit Zwifchenzinfen zu 4 Proc. verzinfet wird. Am 1. San. 1849 
waren nurnoch5 Domanialzehntredhte nicht abgelöft. Die hieraus ents 
fpringende Vermehrung der Staatsfchuld wird zu 9°900 000 fl. bes 
rechnet (f. Bericht des ftändiichen Ausfchuffes vom 8 Dec. 1840 von 
Speyerer). Die Laft, die für die übrigen Staatsbürger aus 
jenem großen Staatsbeitrage entfteht, mindert fich darum, weil die 
Behntpflichtigen felbft zu den Steuern beitragen, alfo ungefähr 24 
der Ausgaben tragen, beiläufig von 20 auf 12 Procent des Capitals. 
Die Verhandlungen der beiden Kammern von 1833 bilden eine aus 
führliche Erläuterung des Zehntgeieges, doc wurde der Zweifel an 
ber Zweckmäßigkeit jener großen Staatsausgabe am wenigften beach— 
tet. — Ueberblic des Gegenftandes in dem Vortrage von Rau, 
Protof, der 1, 8.1, 255 — Aufſätze von Loß und Regenauerin 
Rau, Archiv 11, 1. Heft. — Vogelmann, Die 3.: Ablöfung im 
Gr, Baden, Karler, 1838, — Die Regierung von Bern hat in den 
lesten Jahren das ganze Zehntablöfungscapital an der Stelle der 
Zehntpflichtigen beftritten! 

(f) In Baden ift zur Leitung des Ablöfungsgefchäftes eine eigene Zehnt- 
feetion in der Hofdomänenfammer errichtet worden, 


$, 163, 
Die beiden Schritte, welche zur gänzlichen Befeitigung der 
Zehntpflicht gefchehen koͤnnen, find 
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1) die Umwandlung deö 3, in eine dem Reinerirag beffelben 
entfprechende Rente (Zehntfirirung), auf Verlangen der 
Zehntpflichtigen, d. h. der Mehrzahl in jeder Gemeinde, Das 
hiebei einzuſchlagende Verfahren ift II, $. 70, angegeben wor= 
den. Die Rechnungen der Domänenverwaltungen enthalten 
hinreichenden Stoff, um den rohen und reinen Ertrag des 3, in 
der zur Ausmittlung des Durchfchnitts gewählten Jahresreihe 
zu erforfchen, wobei auc zu berüdfichtigen ift, daß die Zehnt- 
fcheunen und Keltergebäude verkauft werden fönnen (a), Bleibt 
die an die Stelle des 3, tretende Nente einftweilen ftehen, fo ift 
es rathſam, fie bei dem Getreidezehnten nicht in einer feſten 
Geldfumme auszudrüden, weil diefe nicht blos unter dem Ein- 
fiuffe der Veränderungen in den Preifen der edlen Metalle fteht, 
fondern audy in wohlfeilen Jahren ſchwer aufgebracht wird (2). 
Eine in Getreide angefeßte und entweder in SKörnern oder nad) 
dem Marktpreife zu entrichtende Rente (c) vermeidet zwar dies 
jen Nachtheil, wird aber dagegen in theuren Jahren den Pflicy« 
tigen fehr befchwerlich, und diefes Uebel Fann nur auf eine ums» 
fandliche Weife durch Nachläffe gehoben werden (d). Zwiſchen 
beiden Methoden bietet fich ein Mittelweg dar, indem man zwar 
die Rente in Getreide anfest, aber nur einen Theil derfelben 
nach dem Marktpreife des Jahrs, einen andern Theil nach einem 
langjährigen Durchfchnittöpreife bezahlen läßt, II, $. 59, Iſt die 
Rente fogleich zur Ablöfung beftimmt, fo reicht die Ausmittlung 
in einem Geldbetrage hin, 


2) Der Abkauf durd eine Geldfumme, Da diefe durch 
den Befik des erforderlichen Capitals bedingt wird, fo ift fie 
nicht fo leicht auszuführen, ald die Umwandlung, Es ift daher 
dienlich, beide Schritte von einander zu trennen, mit der Um⸗ 
wandlung anzufangen, jedoch fogleich die Negel für die Ablö- 
fung aufzuftellen, fo daß diefe beliebig von den Zehntpflichtigen 
vorgenommen werden kann. Bon dem Ablöfungscapitale wird 
ein den Laften entfprechender Theil ausgefchieden und denen 
übergeben, welche diefe Laſten Eünftig zu übernehmen haben (e). 


Die Ablöfung gefchieht am leichteften, wenn den Val 
Rau, polit. Oekon. 3te Ausg. III 
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gen das Ablöfungscapital vorgefchoffen und deſſen Tilgung 
durch eine Zeitrente geflattet wird (f). 
(a) Im Gr. Heffen follen nach $. 4 des ang. Geſetzes drei von ber Hof⸗ 


(b) 


(ec) 


(4) 


(e) 


(N 


kammer, der ®emeinde und dem Juftigamte ernannte Sadyverftändige 
die Schäßung vornehmen. Indeß zeigte fi, daß die vorläufigen 
Durdhfchnittsberechnungen ber Oberfinanzkammer völliges Zutrauen 
gewannen und die Beltellung der Sachverſtändigen allmälig nicht 
mehr verlangt wurde. Goldmann, ©. 67. — Hundeshagen 
(Beitbedbürfniffe, 1. Heft. 1833. ©. 15) macht auf ein noch nicht ber 
nustes Hülfsmittel zur Schäsung aufmerffam, nämlidy den Preis- 
unterfdied des belafteten und des laftfreien Landes; nur müßte hie— 
bei auf Gtleichförmigfeit der verglidhenen Ländereien nach Boden, 
Lage ꝛ⁊c. genau geachtet werden. — In Baben find viele Ablöfungen 
von ärarifchen 3. auf den Grund der von den Domänenverwaltuns 
gen aufgeftellten Ertragsberehhnungen abgefchloffen und es ift nur 
felten von dem umftändlichen gerichtlichen Verfahren Gebraud) ges 
madht worden. Zwei Inftructionen der Hof-Dom. K. vom 19. Juni 
1835 für die Domänenbeamten, 

Den Weinzehnten in eine Weinrente umzuwandeln, verbietet bie 
verfchiedene Befchaffenheit des Weines von Jahr zu Jahr. Es bleibt 
daher nur eine Geldrente übrig, auch tritt bier eine Erleichterung 
zufolge der großen Adminiftrationgkoften ein, weßhalb die dem Rein 
ertrage gleihfommende Rente ziemlich gering ausfällt. In Zeiten 
wiederholter Febljahre kann eine theilweife Stundung der Geldrente 
nothwendig werden. 

Angef. Gr. Heff. V. F. 12. — Baier, V. über die Umwandlung ber 
Behnten ıc. des Staates vom 8, Febr. 1825, 4.— Regenauer, 
a.a. S. 55. — In Baiern waren von den 8503 Gemarkungen, in 
denen der Staat 3. hat, zu Ende 1841 in 7984, Ende 1845 in 8112 
die 3. vollftändig umgewandelt („firirt”). 

Regenauer, ©. 69. — Baier, 8, $. 11. — Eine Milderung liegt 
freilich audy darin, daß die Zehntrente wegen des Abzugs für Koften 
und Verlufte geringer ausfällt, ald der Zehnte felbft. Im Gr. Heffen 
haben fi nad Krönde (Ueber Aufhebung ꝛ⁊c. ©. 10) die Renten 
nür zu 45 Proc. des Zehnt-Bruttoertrages geftellt! 

©. 11, 8. 70, Nr. 4. — Die Baulaften bildeten die Hauptfehwierigkeit 
bei der bad. Zehntablöfung. Adreffe beider Kammern in diefem Be: 
treff, veranlaßt durdy die Motion von Bogelmann, im J. 1840, ſ. 
Commiſſionsbericht in d. 1. 8. Beil, 180 (von Rau), Berordn. v. 
35. März 1841, 

S. 11, $. 60. — Die bad. Zehntfchuldentilgungscaffe leiht den 
zehntpflichtigen Gemeinden das Gapital gegen einen Zins und Tilge— 
betrag. Sie hatte am legten Juni 1846 2:532 597 fl. Gapitel bei 
benfelben ausftehen; manche Gemeinden machten fidy zu einer jähr: 
lichen Abtragung von W, Y, Mar Ya . des Capitals anheiſchig. 
©, Ausfhußbericht dv. 8. Dec. 1840 (von Rau) in d. Verhandl. d. 
2,8, v. 1841, 1, 58, 


$. 165, 
Die zu den Kammergütern gehörenden Weiderechte auf 


Privatländereien werden gewöhnlich durch Verpachtung benußt, 
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Die Nachtheile ſolcher Rechte fuͤr den Landbau und die aus der 
Ausuͤbung der Weidegerechtigkeit herruͤhrenden Streitigkeiten 
(I, 8.72 ff.) werden fehr gemindert, wenn die weidepflichtige 
Gemeinde felbit ald Pacyterin auftritt, fie mag nun auf ihre 
Rechnung eine Schaͤferei halten oder die Weide ganz ruhen lafe 
fen. Es ift daher zweckmaͤßig, folche Pachtverträge mit den Ges 
meinden zu Stande zu bringen, zugleich aber die dauernde Um— 
wandlung in feſte Grundzinfe, nad) dem bisherigen Durch« 
fchnittsertrage, zu begimftigen (a). 


(a) Großh. Heff. Gef. zur Umwandlung der fiscal. Schaafweiderechte 
vom 21, Mai 1817, Goldmann, ©. 82. 222. — Ueber die Domas 
nial-Weiderechte in Baden f. Wehrer, ©, 34. 


14* 
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IL. Abſchnitt. 
Einfünfte aus Hohheitsrechten. 


1, Hauptſtück. 
Don den nusbaren Hohheitsrechten im Allgemeinen, 





$. 166. 


Der Ausdruck Re gal ift im deutfchen Staatörechte auf ver- 
fhiedene Weife gefaßt worden (a). Früherhin wurden öfters 
fammtliche Rechte der Staatögewalt mit diefem Namen be 
zeichnet, wobei man fich aber genöthigt fah, die im Wefen des 
Staats begründeten, nothwendigen Hohheitsrechte als regalia 
majora von denjenigen zu unterfcheiden, welche nur in einzelnen 
Ländern zufolge eines befonderen thatfachlihen Grundes be 
fiehen und fich auf die Benukung gewiſſer Cinnahmöquellen 
beziehen, Diefe fogenannten nugbaren oder Finanzre= 
galien (jura utilia fisci, regalia minora) tragen heutiges 
Tages den Namen Regalien vorzugsweife, Sie entitanden 
im beutfchen Neiche und in den einzelnen beutfchen Gebieten 
aus mancherlei Beranlaffungen (5), vermehrten ſich mit der 
Befeftigung der Landeshohheit und erftredten fich, jenachdem 
die Iandesherrliche Gewalt flärfer oder ſchwaͤcher war, in den 
verfchiedenen Ländern mehr oder weniger weit. Der Umftand, 
daß fie zu den Kammereinfinften gezahlt wurden und daher 
der Einwirkung der Randftände entzogen waren, trug bei, fie be 
liebt zu machen, Was aber auch immer das pofitive Staatd- 
recht unter die Negalien rechnen mag, die Finanzwiſſenſchaft, 
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ift ohne Zweifel befugt, für diefe Gattung von Einkünften 
einen wirthichaftlihen Begriff aufjuftellen, den fie aus einer 
Eintheilung aller Staats-Einnahmen ableitet, Da man bie 
Regalien fowohl dem Eigenthumsrechte des Staated an wer- 
benden Bermögenstheilen, ald dem Rechte, Auflagen zu fordern, 
entgegengeftellt hat, fo liegt das Eigenthümliche derfelben in 
der Benußung einer Ermwerböquelle, welche die Regierung ver- 
möge eines Vorrechtes betreibt ($. 85), daher find ſolche Be- 
rechtigungen zu Einkünften, welche diefed Merkmal nicht an 
fich tragen, aus der Neihe der Negalien auszufchließen, 3. B. 
das fogenannte Zollregal, 


(a) Beftimmung Friedrichs I, auf dem Reichstage in ben roncalifchen 
Feldern im 3. 1158, was Regalien feier, d. i. Eaiferliche Gerecht: 
jame, welche andere Perfonen nur durch Belehnung erlangen konn⸗ 
ten. 1I. Feudor, 56, v. Raumer, Hobenftaufen. IV. 3. 3,9, u. IX. 
Bud B. Rr. IV, 4. — Höchſt abweichende Vorftellungen ber älte- 
ren Publiciften, Regalia vero, quae sint, vix definiri poterit, 
ſchrieb Klock, De aerario, ©. 83 d. 2. Auög. — Matthaeusde 
Afflictis nahm 125, Chassaneus 208, Petrus Antonius 
de Petra aber 413 Regalien an! Ebend. ©, 107, Bal. Bergius, 
Magazin, Art. Regal, VII, 24%, — Klüber, Deffentl. Recht des 
deutfchen Bundes, $. 99. — Schmitthenner, Allg. Staatsrecht, 
S. 271. 347. 

(6) Mittermaier, Privatrecht, I, 8. 202, 


g. 167, 


Zur Benutzung eined Regales werden zwar Gapitale und 
meiftens auch Grundftüde zu Hülfe genommen, wie bei dem 
einfachen Privaterwerbe der Negierung, aber es kommt eine 
gefegliche Beſchraͤnkung des Mitwerbens der Bürger hinzu, 
wodurch die Regierung in der Betreibung eined Erwerböge- 
gefchafts in Vortheil gefeßt wird, Der reine Ertrag eines fols 
chen Regales Fann folglich beftehen: 

1) aus denjenigen Einkünften, welche die Regierung auch bei 
freiem Betriebe beziehen kann, namlich der Gapital- und 
Grundrente und einigem Gewerbsverdienſte, der jedoch 
nicht erheblich if, weil der Staat die Verwalter befolden 
muß und biefe nicht fo eifrig, wie Unternehmer auf eigene 
Rechnung, zu wirken pflegen; 

2) aus einem Monopolgewinne zufolge einer Fünftlihen Ver⸗ 
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theuerung der gemwerbömäßig zum Verkaufe gebrachten 

Leiſtungen. 

Dieſer zweite Beſtandtheil des Regal-Einkommens faͤllt bei 
ſolchen Hohheitsrechten hinweg, die das Mitwerben des In— 
oder Auslandes nicht ausſchließen und ſich nur darin aͤußern, 
daß die Regierung ein Gewerbe da betreiben darf, wo ſie nicht 
durch ein Eigenthumsrecht, namentlich von Grundſtuͤcken, da— 
zu befugt iſt. Bei anderen Regalien koͤnnte man den Mono— 
polgewinn ohne jenen Gewerbsertrag der Staatscaſſe zuzu— 
wenden verſuchen, wenn man den Gewerbsbetrieb den Ein— 
zelnen uͤberließe und dafuͤr eine Abgabe in der Form einer 
Steuer forderte. Der Monopolgewinn kommt ſeiner Wirkung 
nach mit einer Steuer uͤberein und kann darum nicht ohne Ruͤck— 
ſicht auf die allgemeinen Grundſaͤtze der Beſteuerung richtig be— 
urtheilt werden; er unterſcheidet ſich aber von dem Steuerer— 
trage durch ſeine Verſchmelzung mit einem Gewerbseinkommen. 
Steuern werden den Buͤrgern abgefordert, der Regalgewinn 
dagegen wird von den Gewerbsanſtalten des Staates im Preiſe 
der verkauften Waaren oder Leiſtungen mit bezogen. Sein 
Eingehen iſt daher auch ſicherer als der Ertrag einer Steuer. 


g. 168. 


Die Regalitaͤt darf ſich nicht uͤber viele Gewerbe ausbreiten, 
ſonſt wuͤrde die Betriebſamkeit des Volkes vernichtet. Einzelne 
Unternehmer vermoͤgen gewoͤhnlich aus einem Gewerbe groͤßere 
Einnahmen zu ziehen und die Koſten ſparſamer einzurichten, 
als die Regierung; ſie erzielen daher bei gleichen Umſtaͤnden 
einen reichlicheren Ertrag. Wenn alfo auch der aus einem ge— 
wiffen Negale erwachfende Monopolgewinn ald Steuer bes 
trachtet unfchädlich wäre, was bei manchen Regalien nicht der 
Fall ift, fo bliebe doch der Nachtheil einer Foftbareren und minder 
audgedehnten Production, Hiezu Fommt in vielen Fallen noch 
der Drud der IZwangsmaaßregeln, die man zu Hülfe nehmen 
muß, um das läftige Mitwerben von Privaten zu verhindern (a). 
Wie fich die Gewerbsthätigkeit eines Volkes ausbildet und er- 
weitert, fo muß aus diefen Gründen berfelben ein freierer Spiel- 
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raum eröffnet werden, und dieß zieht nothwendig eine Ver—⸗ 
tingerung des durch Negalien erhaltenen Einkommens nad) fich. 
Die Errichtung neuer Negalien würde in den Gewerben, welche 
ſich ſchon in den Händen der Bürger befinden, nicht ohne Be- 
drüdung derfelben ausführbar fein, auch wurden die meiften Re— 
galien in foldyen Erwerböwegen gegründet, die noch von Nie 
mand oder doch nur in geringem Umfange benußt worden waren. 


(a) Drud der Negalien, zu denen viele der wichtigften Gewerbe gezogen 
worden find, in Aegypten unter dem Vicekönig Mehmed Ali. Wer 
z. B. Baummolle, Reis, Indigo, Seide, Zuder, Salz ıc. erzeugt, 
muß eö gegen beftimmte Zaren an den Staat abgeben, der mit vie- 
len Opfern ein Fünftliches Fabrikenſyſtem gefchaffen hat. Bis 1826 
bat daflelbe Schon 7 Mill. fl. gekoftet. Die Landleute erhalten fehr 
oft ihre Lieferungen nicht zu rechter Zeit baar bezahlt, ſ. v. Pro— 
keſch, Erinnerungen, II, 124. 192. 201. — Ein merfwürdiges Bei- 
fpiel weit getriebener Zwangsmaaßregeln bietet das braſiliſche Dias 
mantenregal dar. 1772 übernahm die portugiefifche Regierung die 
Berwaltung der Diamantenwäſchereien felbft. Der Diamantenbezirt 
(demarcagao diamantina) von Zejuco wurde einem, in allen Re: 
gierungsangelegenheiten unumfchräntten General:Intendanten un— 
tergeben, der den Eintritt in den Bezirk nur auf motivirte Bitt- 
ſchriften und auf beftimmte Zeit,geftattete. Der Bezirk wurde von 
Wachtpoſten umgeben, felbft die Einwohner durften nicht ohne 
fhriftliche Erlaubniß des Intendanten die Gränze überfchreiten 
und beim Austritte wurde man auf das Strenafte vifitirt, Dieß hat 
neuerlich, bei der Verpachtung jener Wäfchereien, wieder aufgehört. 
v. Spir u. v. Martius, Reife in Brafilien, II, 429, 433 ff. — 
Läftiges Regal der Getreideeinfuhr, des Mahlens und Badens im 
Fürftentyum Monaco bis 1841, 


$, 169, 

Die Beibehaltung eines Negales Fann nur gerechtfertiget 
werden: 

1) aus finanziellen Gründen, a) wenn ein Gewerbe aus— 
nahmöweife von der Negierung eben fo gut ald von Private 
unternehmern betrieben werden Fann, was etwa von dem Vor- 
handenfein Fundiger und thätiger Verwalter, von der geringeren 
Kenntniß der Betrieböregeln unter den Bürgern, von dem Be— 
fige Eoftfpieliger flehender Einrichtungen, von der Größe der 
Unternehmung u, dgl. herrühren Eönnte. In folchen Umftänden 
treten aber mit der Zeit auch bisweilen Aenderungen ein; b) 
wenn das aus einem Negale entfpringende Monopoleinfommen 
den Erforderniffen einer guten Steuer entfpricht, d. h. nicht den 
nöthigften Lebensunterhalt fehmälert und die Wohlhabenden 
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ungefähr im Verhaͤltniß ihres größeren Einfommens ftärker trifft. 
Hiebei bleibt aber noch der Zweifel, ob die Regierung ſich def« 
halb auch mit dem Gewerböbetriebe befaffen muß; 


2) aus anderen Gründen, wenn die Freigebung eined Ge— 
werbes von irgend einer Seite dad allgemeine Wohl gefährden 
würde (a). 


(a) Diefen Grund hat man früher zu leihthin angenommen. Denn 
wenn auch eine gemeinnügige Thätigkeit der Regierung, wie bei der 
Sorge für den Bergbau, vorhanden ift, fo muß doch erft dargethan 
werben, baß bad Regal mit derfelben in nothwendiger Verbindung 
fteht und der nämliche Zweck nicht durch Auffichtsmaaßregeln zu ers 
reichen fein würde, 


g. 170, 


Diefelben Gründe, welche die Beibehaltung eines Negales 
empfehlen, müffen auch die Negeln zur Benugung deffelben 
barbieten, 


Zu 1,a ($. 169,). Man darf der Privatbetriebfamfeit die 
Gelegenheit nicht verfchließen, ſich fpäterhin in folchen 
Zweigen zu verfuchen, die vielleicht in früheren Perioden 
nicht für fie paßten. Wo daher nur diefer erfte Grund 
der Regalität ftattfindet, da ift der allmälige Uebergang 
eines regalifirten Gewerbözweiges in Privathände eher 
zu befördern als zu verhindern, 


Zu 1, b. Die Efünftliche Preiserhöhung zu Gunften ber 
Staatöcafje darf nicht fo weit gehen, daß jie den Verbrauch 
einer Waare fir nothwendige Zwecke hinderte, auch foltte 
man darnach fireben, eine folche Einnahme, wenn man 
fich überhaupt für fie entfchieden hat, ohne die Iäftigen 
Formen der Negalität durch eine Befteuerung aufzus 
bringen, 


Zu 2) Die Befchränkungen des Gewerbfleißed der Bürger 
ſollten fich nicht weiter erftreden ald es die Nüdfichten 
der Polizei, Volfswirthfchaftspflege u. dgl, gebieten, wie 
bei den Poften und Potterieen. Was mit diefen Ruͤck— 
ſichten nicht genau verbunden ift, kann freigegeben werben. 
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g. 171. 


Die Regalien, das Vermächtniß einer Zeit, in welcher man 
die Staatseinkfünfte ohne den Hinblid auf die ganze Volks— 
wirthfchaft nur nach fiscalifchen Betrachtungen einrichtete, wer- 
ben großentheild nach und nad aus dem Finanzmwefen ver- 
ſchwinden und man wird Mittel finden, die gemeinnuͤtzige Seite 
berfelben in eine Eorafalt und Aufficdyt umzumandeln, die dem 
Unternehmungsgeifte der Bürger Fein Hemmniß mehr entgegen- 
ſtellt. Dieſe Umänderung, wie jede bedeutende Verbeſſerung, 
kann jedoch nicht ploͤtzlich bewerkſtelligt werden und bei einigen 
Regalien ſcheint ſie noch ziemlich ſchwierig und entfernt zu ſein. 
In einem gegebenen Zeitpuncte kann ſchon die Schwierigkeit 
einer Steuererhoͤhung die Beibehaltung eines Regals em— 
pfehlen, wenn man gleich deſſen Maͤngel einſieht. Die Auf— 
gebung eines vom Staate betriebenen Erwerbszweiges ſetzt 
auch voraus, daß man die in denſelben verwendeten Capitale, 
ſtehende, wie umlaufende, von den neuen Privatunternehmern 
erſtattet oder verzinſet erhalten koͤnne. — Die Gegenſtaͤnde 
der Regalien ſind: 

1) Erdarbeiten; Bergbau, Foͤrderung des Steinſalzes und 
der Salzſoole, Sammlung von Salpetererde, Goldwaͤſche— 
rei, Jagd, Fiſcherei u. dgl. 

2)Gerwerfsarbeiten; Salz und Salpeterſieden, Muͤnz⸗ 
prägung, Tabafsbereitung ıc. 

3) Handelsgeſchaͤfte; Salzkandel ıc. 

4yDienfigefchäfte, welche unmittelbaren perfönlichen 
Nutzen oder Vergnügen bereiten; Fortichaffungsgewerbe 
Poft, Eifenbahnbetrieb), Lotterie. 
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2, Hauptftüd. 


Das Bergwerfsregal, 


$. 172, 


Das Bergwerks- (Berg-) Regal (a) ift die Be- 
fugniß der Regierung, aus der bergmännifchen Gewinnung von 
Mineralien eine Einnahme zu beziehen, eö fei nun durch eigene 
Betreibung, oder dur Abgaben von Privatbergwerken. Ver— 
fhieden hievon ift vieBerghohheit, d. h. die Befugniß der 
Hegierung, aus Gründen der Volföwirthichaftspflege und Po- 
lizei den gefammten Bergbau einer Oberauflicht zu unterwerfen. 
Diefe beiden ihrem Zwecke nad) durchaus verfchiedenen Nechte 
murden im beutfchen Staatsrechte ehemals mit einander ver- 
mengt, der finanzielle Gefichtspunct wurde mehr hervorgehoben 
als der volfswirthichaftliche und polizeiliche, und der Inbegriff 
aller den Bergbau betreffenden Negierungsrechte wurde oft 
mit den Namen Bergwerfsregal im weiteren Sinne be- 
zeichnet. In früheren Zeiten, ald der Bergbau einträglicher 
war (5) und große Privatunternehmungen nicht fo leicht zu 
Stande kamen und gelangen, als heut zu Tage, waren bie 
Regierungen eifriger darauf bedacht, die Benugung der Mines 
ralfchage an fich zu ziehen (ce). Hiezu ergab fich eine Gelegen- 
heit, weil da8 Necht zum Bergbau, wenn derſelbe uͤberhaupt 
gedeihen fol, nicht jedem Grundeigenthümer innerhalb feiner 
Graͤnzen zuftehen darf, fondern von der Regierung ertheilt 
werden muß (II, $. 36.), die es alfo auch fich felbft vorbehalten 
kann. Nach dem deutfchen Bergrechte hat aber jeder Finder 
einer Ragerftätte den Anfpruch darauf, daß er mit der Erlaub- 
niß zur Eröffnung des Baues belehnt werde, und diefe fogen. 
Freierflärung des Bergbaues (II, $. 37.) hat viele Pri- 
vatunternehmungen hervorgerufen, fo daß der Staat Fein aus- 
fchließendes Betriebsrecht hat. Dennoch Fann man die vor- 
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handenen Staatsbergwerte nicht Tediglich als Wirfungen des 
Domänenbefiges erklären (d), weil fie zum Theile auf Privat- 
ländereien angelegt find und alfo ein Vorzugsrecht der Negie- 
rung vorausfeßten (e). Diefes befteht auch noch jeßt infoferne, 
als die Regierung in folchen Fallen, wo fein Privatmann ge— 
fhürft (d. h. mit obrigkeitlicher Erlaubniß nad Mineralien 
gegraben) und gemuthet (d. h. Belehnung mit dem Rechte 
zum Bergbau gefucht) hat, befugt fein würde, einen neuen 
Bau auf eigene Nechnung zu beginnen. In Anfehung derjenigen 
Mineralftoffe, auf welche fi die Berggefeßgebung bezieht, 
findet zwifchen den einzelnen Staaten eine Berfchiedenheit 
Statt (f). Dem erwähnten Zwecke nad) follte das Erforderniß 
eines Funfimäßigen Grubenbaues entfcheiden, Die finanzielle 
Betrachtung diefes Hoheitsrechteds muß ſich fomohl auf den 
Staatsbergbau ald auf die Abgaben von dem Privatbergbau 
erfireden, 


(a) Ueber den älteren Stand biefer Lehre f. Bergius, Neues P, und 
Kam. Magaz. I, 229 ff und dv. Gancrin, Berg-Kameral⸗ und 
Bergpolizeiwiff. 17915 — Ueber die neueren Anſichten vergl. v. Ja⸗ 
tob, 1, $. 277 fi. $. 344 ff. — Lotz, I, 156. — Fulda, ©, 111. 
— v. Maldhus, 1,83, — Mittermaier, Privatrecht $. 241 ff. 


(5) Biele Lagerftätten find jest erſchöpft ober müflen, doch mit mehr 
Koften in größerer Ziefe gebaut werden, die Holzpreife und ber Ars 
beitslohn find geftiegen, auch bewirken die befjeren Straßen ein 
ftärkeres Mitwerben der Erzeugniffe verfchiedener Länder, — Im 
baier, Fichtelgebirge waren vor Alters viele Goldfeifens (Wafdh-) 
werfe, weil dic an den tieferen Stellen angefhwemmte Erde (mie 
in Salifornien) viele Goldtheile enthielt, die man nur auszumachen 
brauchte. Dieß erwähnt fihon Otfried im 9. Jahrh., f. Fiſcher, 
Geſch. des t. Handels, I, 121. 2. Ausg. Erft als diefe leichte Gewin— 
nungsart ihr Ende erreihte, begann der bergmännifche Betrieb, 
aber anfänglich fo nadjläffig, daß man fpäterhin dreimal nad) einan= 
der das früher als unnüg Weggeworfene (taubes Geftein, Dals 
den) auswufch (ausfuttete), ſ. Dürrfhmid, Befchreib, von 
Goldfronady, ©, 118, 137, 


(c) Bei dem viel höheren Preife ber edlen Metalle im Alterthbume, ben 
niedrigen Getreidepreifen und ber Anwendung von Staatsſklaven 
tonnten bie Bergwerfe große Gemwinnfte geben und zur Macht ber 
Staaten bedeutend beitragen. Der Reichthum des Kröfus ift von 
den Goldwäfhen am Zmolus abzuleiten, fo wie die den Lydiern zus 
gefchriebene Erfindung des Ausmünzens der edlen Metalle. Die 
Silbergruben von Laurion und die thraziſchen Golbbergwerke wa— 
ren für Athen wichtig. Auch die macedonifchen Könige und die Gar: 
thager zogen große Summen aus bem Bergbau. In Athen waren 
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bie meiften Bergwerke in Erbpacht gegeben, für ,, bed Rohertra- 
ges, und die Erhebung bdiefer Abgabe wurde wieder verpachtet, doch 
kam auch der Betrieb auf Staatsrechnung vor. Bö dh, Staatsh, 
1, 332. Reynier, Grecs. ©, 304. Im römifchen Reiche waren ans 
fänglich die Bergwerfe in den Händen ber Grunbeigenthümer, von 
denen eine Abgabe erhoben wurde, In den Provinzen fcheinen jedoch 
bald verpadhtete Staatsbergwerte hinzugelommen zu fein, Die Sil- 
bergruben von Nova Carthago in Spanien brachten große Summen 
ein. Die Kaifer riffen nad) und nach viele Bergwerke an fi, wie 
z. B. Tiberius fie mehreren Städten entzog. Sueton, Tiber. 
Gap. 49. Die Gruben in Italien durften in fpäterer Zeit nicht mehr 
bearbeitet werden, wie fchon früher in den Goldbergmwerfen von 
Bercelli nicht mehr ald 5000 Arbeiter erlaubt waren, und in dem 
eroberten Macebonien mußte der Bau auf Silber und Gold einge 
ftellt werden. Sparte man für die Zukunft, oder fürchtete man Holz: 
mangel, ober fcheute man eine Preiserniedrigung der edlen Metalle, 
ober den Reihthum der Unternehmer? gl. Burmann, De vec- 
tigal. pop. Rom. Gap. 6. ©. 77. — Hegewifd, ©. 73, — Boffe, 
I, 195. — Sinclair, History of the public rev. III, Append. ©, 
10, — In Deutfchland gehörten die Mineralien ebenfalls lange Zeit 
zum Grundeigenthume, allmälig fuchten aber die Kaifer die Regas 
lität durchzuſetzen, wovon befonders unter Heinrich IV. deutliche 
Beweife vorkommen. Die goldene Bulle überließ den Kurfürften 
das Bergwerksregal (Zit. 9.$. 1), andere Reichsftände erwarben 
es durch einzelne Gonceffionen oder ftillfehweigende Duldung ihrer 
Ausübung. Bol. Hüllmann, Finanzgefh. ©, 60. Mitter- 
maier ſa. a. O. 

(d) v. Malchus und Hoffmann (Würt. Dom.) tragen dieſen Ge— 
genſtand bei der Lehre von den Domänen vor, v. Jakob handelt 
ihn ſowohl in diefer als bei den Regalien ab, 

(e) Freiesleben (Der Staat und der Bergbau, herausg, von Bülau, 
2. A. 1839) beftreitet das Vorhandenfein eines Bergwerksregales, 
welches er mit ber Freierflärung für unvereinbar hält. 

(f) Bergiusa. aD. $ 6, 7. — Klüber, Def, R. F. 361. 62. — 
Mittermaier, $. 244. — Sn Großbritanien nur Gold und Sil— 
ber. In anderen Ländern find alle metallifchen Koffilien (Erze) 
Gegenftand des Regals, auch Steinkfohlen gemeiniglih, Marmor, 
Porzellanthon ꝛc. hier und da. Da man übrigens nur wenige Foſſi⸗ 
lien Eennt, die keine Metalloryde enthalten, fo muß der Begriff von 
Erz auf folhe Mineralien befchränkt werden, aus denen fich ein Me— 
tall leicht und auf belohnende Weife ausfcheiden läßt, 


$. 173, 


In den meiften Staaten theilen fich der Staat, Actienge- 
fellfchaften (Gewerkſchaften) und Einzelne (Eigen- 
lehner) in den Betrieb des Bergbaued, Die neueren Unter- 
nehmungen befinden fich gewöhnlich in Privathänden, und in 
manchen Ländern alle Bergwerfe (a). Die Staatsbergwerfe 
haben in früherer Zeit ald Vorbilder eines geordneten kunſt⸗ 


— 


* 
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maͤßigen Betriebes und als Pflanzfchulen geſchickter Werkmeiſt er 
ſehr gute Dienſte geleiſtet, ſind aber in dieſer Hinſicht jetzt 
weniger nothwendig. Viele Privatbergwerke werben gut ver⸗ 
waltet Die Regierung kann durch die Aufſicht ihrer Bergbe— 
amten wenigſtens ſolche Fehlgriffe verhuͤten, von denen die 
Sicherheit oder die Fortdauer eines Grubenbaues gefährdet 
wird, U, Fo 38, Es iſt deßhalb in volkswirthſchaftlicher Hin- 
ficht unbedenklich; die Eröffnung neuer Bergwerke dem Er- 
werbseifer ber Bürger zu überlaffen, Zeigt fidy unter den: Ber 
dingungen, welche: die Negierung für unerlaßlich haͤlt, Feine 
Neigung bei den Privaten, ein Werf zu eröffnen, ſo ift dann 
erſt zu überlegen, ob dieß von Seiten des Staates mit geringerer 
Schwierigkeit und befferen Ausfichten gefchehen koͤnne. So 
lange die Gapitale eines Landes vortheilhaftere Anwendungen 
finden, sifbeö zwar nicht zu bedauern, daß fie dem Bergbaue 
noch nicht zufließen, und es braucht in diefer Hinficht dem na- 
türlichen ‚Entwidlungsgange der Gewerbſamkeit nicht vorge 
griffen zu werden (5), doc, iſt auch zu bedenken, daß bisweilen 
Borurtheile oder: Unfunde die Privaten abhalten, und dann ein 
wohl gelungenes Beifpiel gute Dienfte leiftet, fowie auch unter 
manchen Umftänden ein neues Werk am leichteften von der Re— 
gierung in Gang gebracht werden Fann, $. 177, Dieß gilt 
insbefondere von großen Entwäflerungsftollen (Erbftollen) und 
Mafjerleitungen, IL, $. 42. 


(a) Frankreich, Großbritanien; dagegen aber find in Rußland, Dcfters 
zei, Preußen, Spanien, Schweden und Norwegen 26 viele Staats⸗ 
bergmwerke, Baden und Würtemberg befigen: nur einige, mit ben 
Eifenbütten in Verbindung ſtehende Eifengruben, Belgien nur die 
Steintohlengruben von. Kerkraede, die gegen 280000 Fr, tragen, 
und einige Heinere Werte, 

(5) u, Satob, I, 263,265, 


g. 174, 


Die Staatsbergwerfe werfen im Ganzen, ungeachtet ein- 
zelne ziemlich ergiebig fein mögen, in den meiften Ländern 
einen geringen Neinertrag ab, fowohl im Verhältniß zur ganzen 
Staatseinnahme, ald zum angewendeten Gapitale (a). Die 
Urfachen hievon liegen theild in den allgemeinen Verhältniffen 
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des Bergbaues, der in ſtark bevölferten Ländern mit der Zeit 
feine Einträglichkeit verliert, ($. 172. und I, $. 351.), theils 
in einigen dem Betriebe durch die Regierung eigenthümlichen 
Umftänden, nämlich 1) den größeren Koften des fowohl zur 
Verwaltung einzelner Werfe als zur höheren Leitung beftellten 
Perſonals, welches freilich auch zur Beauflichtigung der Privat- 
bergwerke nügliche Dienfte leiftet; 2) der Verfuhung zu un— 
nöthigen Bauten, zur Anftellung unzwedmäßiger Verſuche und 
zu aͤhnlichen unwirthfchaftlihen Maaßregeln, welche in einer 
Privatunternehmung forgfaltiger vermieden werden; 3) der 
Meinung, daß man aus volkswirthfchaftlihen Gründen auch 
einen mit Verluſt (Zubuße) verbundenen Grubenbau fort 
fegen muͤſſe. 


(a) Die beträchtlichen Bergwerke des ehemaligen Königreichs Weftfalen 
trugen in 12jährigem Durchſchnitt jährli roh 9-829 100 Fr., rein 
1°259 311 Fr. oder 12,8? Procent der rohen Einnahme. Unter den 
Ausgaben nehmen bie Koften des Grubenbaues und der Erzförde— 
rung 41,8% Proc., die Aufbereitung und Schmelzung (‚Düttenarbeit) 
28,68 Droc., die Befoldung der Beamten 8,22 Proc,, andere Ausgas 
ben (Zransport, Debit, Gebäude, Wafferleitungen zc.) 8,9 Proc. 
hinweg; v. Malchus Fin.1,95. Im Vergleich mit dem großen, 
in ben Gruben= und Zaggebäuden und ben Mafchinen ftedenden 
Gapitale wird ſich jener Reinertrag als ziemlich gering darftellen. — 
Die hannoverfhhen Harzbergwerke trugen jährlid nur folgende in 
bie Staatscaffe fließende Ueberfchüffe: 31250 Rthlr. Conv. i. D. 
1793—1806 im Ganzen, 16 480 Rthlr. Gonv. i. D. 1814—30 von 
ber Berghandlung und vom Sommunion> oder Unterharz zu %, (nady 
Adzug der Forfteinkünfte), 13 480 Rthlr. in derfelben Zeit von den 
Eifenhütten. Der Anfchlag für 1839 war 45000 Rthlr. Sn Sadıfen 
find für 1837—39 i. D. 21 900 Rthir., für 1842—45 143 900 Rthlr. 
angenommen, Diezu tragen aber das Blaufarbenwerk Oberfchlemma 
und bie Privatbergwerke bei. — Für Defterreicy berechnet Czoͤr— 
nig (Statifl. Zafeln) den Reinertrag des Aerariatbergbaues 
im 3. 1842 auf 800000, im 3. 1843 auf 1-396 000 fl. Das” 
ganze fog. Montanifticum (mit den Abgaben von Privatwerken, 
1849 auf 375 000 fl. rein angefchlagen, von Springer auf 400000 
fl. geſchätzt, Statift. I, 186), einfchließlicy der Hüttenwerfe, trug 
rein 1846 236000 fl. R., — 1847 1'353000 fl. R., — 1849 
1°160000 fl, %. Im lesteren %. find Ungarn und Siebenbürgen 
nit begriffen. Der ungarifhe Staatsbergbau brachte 1842 an 
59000 fl. Zubufe, 1843 312000 fl. Ausbeute, der tirolifche in beis 
den Jahren Zubuße, 98 000 u. 40.000 fl. — In Rußland follen die 
Bergwerke über 8 Mill, fl. eintragen (Schubert). — Wegen ber 
genauen Verbindung mit den Hüttenwerfen ($. 155) läßt ſich fchwer 
ausmitteln, wie viel der Bergbau für ſich allein erträgt, 
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$. 175, 


Der Iektgenannte Umftand bedarf einer näheren Beleuch— 
tung, Wenn ein Bergwerk dem Etaate die Koften des Be— 
triebes nicht mehr ganz vergütet, fo ift es gleichgültig, ob bie 
Zubuße aus der Ausbeute anderer Bergwerfe oder aus anderen 
Staatseinfünften beftritten wird. Die übliche Einrichtung, daß 
die Hauptbergcaffe die Zubußgruben im Baue erhält und nur 
die Ueberfchüffe des ganzen Betriebes an die Staatscaffe ab» 
liefert, ändert in der Sache nichts, und es verhält fich hiemit 
wie mit einem Landwirthe, der aus dem Reinertrage feiner bef- 
feren Felder die Koften zum Anbau der fchlechten beftreitet und 
deßhalb ungeachtet des größeren rohen doch einen Fleineren 
Reinertrag uͤbrig behält, Ein ſolcher Zuſchuß ift wie eine andere 
Staatsausgabe zu betrachten und Fann nur gerechtfertigt werden, 
wenn er eine gemeinnügige Wirkung hat. Ehemals verleitete 
die Ueberſchaͤtzung der edlen Metalle zu dem Irrthume, die Ge 
winnung derfelben auch mit Zubuße noch für müslich zu halten, 
weil man die dabei verzehrten Güter für minder werthvoll er- 
achtete (a), eine Vorftellung, die Feiner Berichtigung mehr be- 
darf, Wie Gold und Silber, fo Fünnen auch andere leicht zu 
verfendende Gegenftände des Bergbaues in der Negel leicht 
vom Auslande bezogen werden, wenn fie dort wohlfeiler ers 
zeugt werden. Die Regierung hat alfo, feltenere Fälle aus— 
genommen (II, $. 209,), Feine Verpflichtung, einen mit Auf 
opferungen verbundenen Bergbau aus der Nüdfiht auf 
feine Erzeugniffe fortzuſetzen. 

(a) v. Zufti und Deliu 8 glaubten, Gold: und Silberbergmerte müß- 
ten auch gebaut werden, wenn fie Zuſchuß Eoften. „Die darauf ge— 
wendeten Koften bleiben im Lande und ernähren eine Menge Mens 
ſchen. Das Land hingegen wird allemal um fo viel reicher, ald Gold 


und Silber mit diefem vermeintlichen Verluft aus der Erde gegra— 
ben werden.” v. Zu fti, Staatsw. I, 246, 


$. 176. 

Es find jedoch bei dem Verlaffen von Zubußgruben noch 
andere Umftände zu erwägen: 1) Wenn die Arbeiten aufhören, 
fo geht das in die Grubengebäude (Stollen, Streden, Schadhte, 
Gefenfe), Mafchienen, Wafferleitungen, Teiche, Damme u, dgl. 
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verwendete Capital mit Ausnahme weniger herauszunelmenden 
Stüde verloren, und ſchon eine längere Unterbrechung iſt fo 
nachtheilig, daß man beim Wiederbeginnen große Koften auf- 
wenden muß, U, $. 34, Eo lange alfo nody Hoffnung auf 
größere Ergiebigkeit bleibt, 3. B. durdy das Auffinden reicherer 
Lagerftätten, dur das Heranwachfen ſtaͤrkerer Holzbeftände, 
durch Entdedung von Steinkohlen, Anwendung neuer Kunfl- 
mittel, Aenderung in den Preifen, Entwäfferungsmittel u, dgl., 
fo laßt fich der Fortbau bei bloßem Erfaße der Betriebskoften, 
ja felbft mit einiger Zubuße, als Mittel zur Erhaltung jenes 
großen Gapitales in Schuß nehmen (a), 2) die plögliche Ein- 
fiellung der Bergarbeiten in Gebirgögegenden, wo es an an= 
deren Nahrungsquellen fehlt, Eönnte viele Menfchen in Noth 
ftürzen, I, $. 355, Man darf defhalb auch da, wo bie fort- 
währende Erhaltung des Bergbaues nicht zu hoffen ift, bie 
Zahl der Arbeiter nur allmälig vermindern und muß zugleich 
bedacht fein, andere Befchäftigungen in Aufnahme zu bringen, 
11, $, 43, 


(a) Manche Gruben find erft nach langer Zeit wieder einträglicdh ge— 
worden und haben dann die beharrliche Fortſetzung des Baues reich- 
lich belohnt, Die Grube Kranidy bei Clausthal war 1794— 1809, 
ya andere Harzbergwerke waren fogar feit 1683 und 1696 ohne 

usbeute, man wollte fie 1817 verlaffen, aber neuerlich ift man auf 
ein reiches Erzfeld gefommen, Hausmann, Ueber den Zuftand 
des hannov, Darzed, ©, 162. — Die Grube Kurprinz bei Freiberg 
follte 1816 aufgegeben werben, ward aber doch noch fortgebaut und 
wurde fpäter fehr ergiebig. — In Baiern hat man neuerlich auf bie 
finanzielle Nutzung der Staatöbergwerke verzichtet, und zur Beftrei- 
tung von Verfuhsbauten den Reinertrag der Hüttenwerke aufge: 
wendet. Dieß kann indeß nur auf einige Zeit rathſam fein, auch 
hofft man durch den Friedrich» Wilbelmd- Stollen bei Steben, aus 
ben Kupfergruben dafelbft und bei Kahl und aus den Spiesglanz— 
gruben bei Goldkronach Fünftigen Gewinn. Verhandl, v. 1831. 
XLIV.H, — Der Eifenerzbau bei Amberg ift ſchon fehr emporge⸗ 
hoben worden. 


6,177, 

Wenn ein Staatöbergwerk ohne Verluſt für die Staats- 
cafje in Privathände übergehen Fann, fo ift dieß unbedenklich, 
zu veranflalten, weil dabei notl) immer einiger Nuben von ' 
volfswirthfchaftlicher Seite, z. B. durch vortheilhaftere Wer- 
Fauföfpeculationen, fparfamere Bewirthſchaftung u, dgl, er- 
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wartet werben barf, Privatperfonen werben jedoch von der 
Uebernahme von Bergwerken durch manche Gründe abgehalten, 
3. B, durch die Ungewißheit über den Fünftigen Ertrag ber 
Schon lange gebauten Rager, die Beforgniß zunehmender Holz. 
theuerung, das Schwanfen der Ausbeute von Iahr zu Jahr ıc, 
während die Negierung aus der Verbindung vieler verfchieden- 
artigen Berg- und Hüttenwerke mancherlei Bortheilegenießt (a). 
Beiden in geringerer „Teufe“ (Tiefe) liegenden, leichter zu- 
gänglichen Steinfohlenflögen fallt jene Ungewißheit hinweg, 
daher finden fich für diefe am leichteften Privatunternehmer, 
zumal da ihr Betrieb nur fo mäßige Gapitale erheifcht, daß er 
felbft von begüterten Eigenlchnern geführt werden Fann, Daf 
felbe gilt von manchen ‚unter ähnlichen Verhaͤltniſſen vorkom— 
menden Erzlagern (2). 


(a) 3. B. gute Benugung der Auffchlagewafler, Vermengung der Erze 
aus verfchiedenen Gruben bei der Beſchickung eines Schmelzofens, 
wohlfeiler Bezug von Materialien zur Verarbeitung ꝛc. 

(6) 3. B. Bohnerz, Rafenerz, verfchiedene zu Tage anftehende Erze. 


$. 178, 


Ein Staatöbergwerf kann auf boppeltem Wege an Privat 
unternehmer gelangen, 


1) Der Berfauf ift das einfachfte Mittel, erfordert aber 
das größte. Capital und fegt die Käufer in größere Gefahr, 
wenn ber Bergbau feine Einträglichfeit verliert, Die voraus« 
gehende Abſchaͤtzung wird auf den muthmaßlichen reinen Er— 
trag gegründet, Vorraͤthe von rohen oder verarbeiteten Stoffen 
werden befonders nad) dem Marftpreife berechnet, auch wird 
bei denjenigen Theilen des ftehenden Gapitaled, welche eine 
andere Verwendung zulaflen, auf ihren dabei zu erreichenden 
Preis geachtet, der bei dem Verkaufe des Bergwerks als ſolchen 
jedenfalls erflattet werden muß (a). 

2) Die Berpahtung ift in Hinficht auf das erforber« 
liche Capital leichter auszuführen (5), muß aber auf lange 
Zeit abgefchloffen werden, weil fonft der Pachter fich nicht zu 
neuen Berwendungen für das Werk entfchließen wuͤrde. Auch 


eine Erbpacht (Verleihung) Fünnte gewählt werben, Der 
Rau, pol, Dekon. 3te Ausg. III. 15 
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Pachter wiirde weniger wagen, wenn er fich ftatt eines feften 
Pachtzinſes zu der Abgabe eined gewiſſen Theiles von dem 
Neinertrage (Tiheilpacht, Quotenpacht) anheifchig machte, oder 
fich mindeftens eine Ermäßigung des Pachtzinfes in Fällen, wo 
die Einträglichfeit über eine gewiſſe Gränze hinaus abnimmt, 
ausbedingte. Die Aufficht, weldye die Staatöbeamten über den 
Privatbergbau führen (I. $. 39), bietet eine bequeme Gelegen- 
heit, die wirthfchaftlihen Ergebniffe der verpachteten Gruben 
Fennen zu lernen und alfo jene Bedingungen zu überwachen, 


(a) Das bad. Blei= und Silberbergwert zu Münfterthal (St. Erubpert, 
Amts Staufen) wurbe 1833 an eine Gefellfchaft (bad. Bergwerks— 
verein) verkauft. In den legten Jahren vor dem Verkaufe hatte 
dies Werk Zubuße erfordert, zum Theile wegen fortgefegter Hoff: 
nungsbauten, die ſich nachher ſehr belohnend zeigten, Die Schäßung 
im Jahr 1832 ergab 27284 fl. Die Verfteigerung brachte einen 
Erlös von 25 700 fl., nebft 11 229 fl., welche aus Vorräthen gelöft 
wurden. Der Betrieb durch die Gewerkſchaft hatte eine Steigerung 
des Erzeugniffes zur Folge, ſ. Verb. d. I. Kammer, 1833. Beil, II, 
219. 1837. Beil. Nr, 128. (beide Berichte von Rau.) 

(b) v. Jakob, 1, 206, 


$. 179, 


Die Leitung ded Staatöbergbaues erfordert die Anftellung 
von Beamten, welche gründliche Kenntniß der bergmännifchen 
Kunft in ihrer neueften Ausbildung befigen, zugleich aber 
wenigftend auf den höheren Stufen des Dienftes mit den 
Grundfägen der oͤffentlichen Wirthfchaftölehre vertraut fein 
müffen (a). Jeder einzelnen Grube fteht ein Steiger, jeber 
Hütte ein Hüttenmeifter vor. Ein Schihtmeifter be 
forgt den gewerblichen Theil der Gefchäfte (Caſſen- und Rech— 
nungswefen) bei einem oder mehreren nahe gelegenen Werfen, 
Ein größerer Inbegriff von folchen ift einem Gefhmwornen, 
ein noch ausgedehnterer Bezirk einem Bergmeifter unter 
geben (5). Diefer fleht entweder unmittelbar, oder durch ein 
Mittelglied, eine Provincialbehörde, unter der oberften Berg- 
behoͤrde. Die Oberaufficht auf den Bergbau der Privatunter- 
nehmer pflegt von den nämlichen Beamten und Behörden aud- 
geuͤbt zu werben, allein fie hat nicht nur Feine finanziellen 
Zwecke, fondern fie kann fogar bisweilen mit diefen in Wider⸗ 
Yreit gerathen, wenn der Vortheil beider Arten von Bergwerfen 
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ſich gegenfeitig befchränft, Es wäre folglich beffer, die Beauf⸗ 
fichtigung des Privatbergbaues ebenfo wie die der Privatforft- 
wirthſchaft ($. 145.) unter die, zur Volkswirthfchaftspflege bes 
rufenen Oberbehörden zu ftellen. Hiedurch wird die Verſuchung 
befeitigt, die Privatunternehmungen zu Gunften der Staats 
bergmwerfe zu beengen oder zu beläftigen (ec), 


(a) Wie man der niederen oder Privatforftwirthfchaftsichre die höhere 
oder Staatsforftwiffenschaft (Forftdirectionsiehre) entgegenfegt (8. 
145 (a) ), fo muß man cine niedere und höhere Bergbaulchre uns 
terſcheiden. Lestere kann auch Staatsbergbautunde oder Bergwerks⸗ 
5 heißen und zerfällt in einen finanziellen und einen 

er Volkswirthſchaftspflege zugehörenden Theil; gerade dieß bezeich« 
nen v. Gancrins Ausdrüde: Bergtameral- und Bergpolis 
zeiwiffenfchaft. 

Cd) Diefer ift Vorgefester eines Bergamtes, wie ber Forftmeifter eines 
Forftamtes; überhaupt "hat die äußere Einrichtung beider Zweige 
Aehnlichkeit. 

(c) In Frankreich und Belgien find die Bergbaubehörden dem Miniſte— 
rium der Gewerbe und öffentlichen Arbeiten untergeben, was in 
Frankreich bei dem Mangel an Staatsbergwerken freilich ſehr nahe 
lag. — Hat das Minifterium des Innern,auf den Vortrag eines Ras 
thes aus der oberften Bergwerköftelle, die oberfte Entfcheidung in 
diefen Guratelverhältniffen, fo wird hiedurch jene fo häufig beklagte 
Bebrüdung der Privatbergwerke durch bie Staatsbergbeamten 
gründlich verhütet. Eine folche fehlerhafte Handlungsmweife ift ge: 
meiniglidy aus der Vorliebe für die Staatöbergwerke und aus dem 
Wunfche, diefelben von einer nachtheiligen Goncurrenz zu befreien, 
hervorgegangen, hat aber dem Aufkommen des Bergbaues überaus 
geſchadet, II, $. 38, v. Jakob, 1, 272, 206, Il, 166.0. Malchu s, 
1, 91. — Klagen bdiefer Art in Baiern, wo die Staatsbergwerke das 
Holz um 25 Proc. wohlfeiler erhielten und durch die Befreiung von 
Weggeld begünftigt wurden, Rudhart, I, 128, 


$. 180, 

Die Regeln für die vortheilhaftefte Bewirthfchaftung der 
Staatöbergwerfe werden aus der Bergbaufunde, einem Zweige 
der bürgerlichen Wirthfchaftslehre, geſchoͤpft. Sie betreffen 
hauptfächlich folgende Gegenftände: 

1) Bermehrung der Einnahmen, 3. B. durch Erwei⸗ 
terung des auszubringenden Quantums, — Auffuchen guter 
Abfasgelegenheiten, — Zugutemahung von Nebenerzeug» 
niffen, — angemefjene Werarbeitung, — befiere Transports 
mittel; 

2) fparfame Einrichtung der Ausgaben, 3.8. Einfüh- 


sung ber Gedingarbeit flatt der Schichtarbeit, wo jene anwend⸗ 
15* 
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bar ift (a), — wohlfeile Anfchaffung der Werkzeuge (Ge- 
sähe), des Sprengpulvers u. dgl, — Mittel, den Verbrauch 
von Zimmerholz, Grubenfeilen zc. zu vermeiden ; 

3) Nadıhalt der Grubenarbeitenz; genaue Vermeſſung, — 
Entwerfung zuverläffiger Grundriffe und Durchſchnitte von 
allen Gruben, — Erforſchung der weiteren Erfirefung der 
Gänge, Flöge ꝛc. — planmaßige Fortführung des Gruben- 
baues, fo daß der Zugang nicht gefährdet wird; 

4) zwedgemäße Anordnung der Arbeiten nach den ört- 
lichen Umftänden, z. B. die Beflimmung der Art, das Geftein 
zu zertheilen, nach dem Grade feiner Feſtigkeit, Feuerſetzen, 
Sprengen, Hauen mit Schlägel und Bergeifen oder mit Keil- 
und Peithauen, — die Benutzung der wohlfeilfien Art ber 
Srubenförderung und Waflerhebung, durch Waſſerraͤder, Roß— 
fünfte, Dampf oder Waflerfaulen-Mafchienen u. a, m.; 

5) gute Einrichtung ded Rechnungsweſens. 

(a) Nämlih wo man im Voraus beredinen fann, wieviel Zeit ein ge— 
wiffes genau begrängtes Geſchäft erfordern werde. 
8. 181, 

Die Abgaben der Privatbergwerfe an den Staat wurden 
ehemals, den Vorftellungen von der Negalitat des Bergbaus 
gemäß, wie ein Pacht- oder Lehenzins angefehen und auf eine 
Höhe gebracht, bei der fie nicht felten entmuthigend auf bie 
Unternehmer wirkten, Grwägt man, daß die Erlaubniß zum 
Betriebe von der Negierung nur nah Nüdfichten der Volks— 
wirthichaftspflege ertheilt wird und daß der Bergbau, ein feiner 
Natur nach mit manchen Schwierigkeiten verfnüpftes Gewerbe, 
eher begünftigt als erfchwert werden follte, fo muß man 
dad Bedürfniß einer fchonenden Feſtſetzung diefer Abgaben 
anerkennen. Diefe Maafregel trägt bei, zu einem fchwung- 
hafteren Betriebe zu ermuntern und kann auf diefe Weife auch 
der Staatscaffe allınalig das vergüten, was fie anfänglich einbüßt, 
Die Entrihtungen von den Privatbergmwerken koͤnnen in 2 
Glaffen gebracht werden, 1) eine Entfchädigung für das, was 
der Staat diefen Werfen leiftet, fei es durch die nügliche Mit- 
wirkung feiner Beamten, fei ed durch andere Bortheile (a); 
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2) ein Antheil an dem Neinertrage. Eine folche Abgabe muß 
bei Gruben, die Feine Ausbeute tragen oder fogar eine Zu— 
buße fordern, ganz hinwegfallen. 


(a) Auf dem Harze 3. B. unentgeldliche Lieferung bes Zimmerholzes, 
Abgabe von Eifen, Pulver, Del, Unfchlitt, zu mäßigen Preifen, Ge: 
treidelieferung an bie Arbeiter um feften Preid. Hausmann, Bus 
ftand des hannov. Harzes, ©. 115, Vergl. $. 182, Nr. 2. 


$. 182. 


Die früherhin gewöhnlichen Angaben, welche nach den auf: 
geftellten Gefichtspuncten umgeändert werden müffen, waren (a) : 

1) Der Bergzehnte (II, $. 41.), d. i. der zehnte Theil 
aller gewonnenen Mineralien, alfo wie der Feldzehnte eine Ab- 
gabe vom Nohertrage (5). Die unverhältnißmäßige Höhe 
diefer Laſt ift fo einleuchtend, daß man fie fchon häufig bei ein- 
zelnen Gruben in einen feiten mäßigen Zins oder wenigftens in ° 
eine niedrigere Quote, 3. B. Ya, umgewandelt und bei Zubuß- 
gruben nachgelaffen hat. Ob die Erhebung in natura (der 
zehnte Kübel) ober nach einem verabredeten Preife in Geld ge- 
fchehen foll, dieß wird von der Negierung nach ihrer Bequemlich- 
Feit angeordnet. Es iſt rathfam, ftatt dieſes Zehnten nur einen 
Theil des reinen Ertrages in Anfprucd zu nehmen, fo daß bei 
Bubußgruben von felbft die Abgabe wegfällt (ec). 

2) Die Quatembergelder, eine vierteljährige Gelblei- 
ftung, ald Beitrag zu den Befoldungen der Staatöbergbeamten, 
deren Aufficht auf die Gefchäfts- und Nechnungsführung der 
Gewerfichaften auch diefen felbft wohlthaͤtig ift. Sie richtete ſich 
bald nach der Menge der geförderten Gefteine, bald nach der 
Zahl von Arbeitern an einer Grube, 


3) Die Receßgeld er, eine Art von Kanon, der aus dem Be- 
griff einer Belehnung entfprang und nach der Größe des zu 
einer einzelnen Grubenberechtigung gehörenden Raumes (II, 
$. 37 (e), bemeffen wurde, Er mußte auch von den nicht be= 
triebenen Werken gegeben werden und die längere Nichtbezahlung. 
zog den Verluft der Berechtigung nad; fich, Diefe beiden Ent- 
richtungen (2 und 3) follten in eine einzige mäßige Gebühr 
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verwandelt und mit ben Wortheilen, die der Staat dem Privat- 
bergbaue gewährt, in richtiges Verhaͤltniß gefeßt werden (4). 

4) Vergütung für den Bau von Erbftollen ($. 179.) von 
Seiten derjenigen Bergwerföbefißger, denen aus der Ableitung 
. ber Grubenwaffer Vortheil erwaͤchſt. Man bedingt fich insge- 
mein einen Theil des rohen Ertrages, 3. B. den neunten Kübel 
(Stollenneuntel), aud wohl die Benußung der dem Erb» 
ftollen zunächft liegenden Erze (Stollenhieb). 

5) Poch- und Hüttenzins, im Falle Privaten von den 
landesherrlichen Poch-⸗ und Schmelzwerken Gebraudy machen. 


(a) ©. befonders Bergiusa.a.D., $. 61 ff. — Verbandl. der deut⸗ 
ſchen Nationalverf., Beriht v. Lette, Stenogr. Ber. Nr. 161. 
Die ſäämmtlichen Abgaben in Preußen belaufen fi auf 13,° Proc. 
des Rohertrages. 

(5) Diefe Entrichtung ift fehr alt. Schon Dagobert I. übermachte ber 
Kirche von St. Denis 8000 2 Zehntblei zum Dache. Pastoret Or- 
donnances, XV, ©, XXXIV. 

(c) Nach dem franz. Gefeh vom 21. April 1810, Art. 24, dürfen nicht 
mehr als 5 Proc. des Reinertrages gefordert werden. Der Ertrag 
ift nadı dem A. für 1844 gegen 300000 Fr. Ebenfo in Belgien, wo 
1840 diefe Abgabe 133540 Fr. trug. — Auch in Baden (Gefes vom 
14. Mai 1828) beftcht die einzige Entridytung an den Staat in 5 
Proc. des reinen Ertrages, weldje nur gegen 450 fl. einbringt; den 
Standesherren blieb aber der Bergzehnte, wo fie ihn zu beziehen 
hatten. — In Oefterreich ift der Zehnte (Krohn) größtentheils in 
eine Geldabgabe umgewandelt, 3. B. von I Gentner Roheifen in den 
verfchhiedenen Provinzen 6—10 Er, (7,; - 124, Er.), in Ungarn 5 
Proc, des Robertrages, Malinkovski, I, 45. — Reihe Gruben, 
bie bisher ohne Schwierigkeit den Zchnten oder eine andere anfehns 
liche Abgabe trugen, haben allerdings auf eine fo ſtarke Verringe- 
rung, wie fie in den genannten Staaten befteht, keinen Anſpruch. Es 
wäre weder unbillig nod) nadhtheilig, ihnen eine ftärkere Quote aufs 
zuerlegen, etwa nachdem gewiffe Procente deö Kapitals für die Eis 
genthümer vorweg abgezogen worden find; allein die Ausmittlung 
deö zu verfchiedenen Zeiten aufgewendeten Gavitals ift bei älteren 
Bergwerken unausführbar, — Der Entwurf eines Bergwerköges 
feßes für den preuß. Staat (Ian. 1850) nimmt ebenfalls obigen 
Satz von 5 Proc. des Reinertrages an. 

(4) In Frankreich und Belgien beftehbt nach obigem Gefege ein droit 
fixe von 10 Fr. für jeden Quadratkilometer (392 pr. Morgen). 
Der Ertrag diefer Gebühr in Belgien im Jahr 1840 war 15 910 Fr. 


$. 183. 


Eine andere Beläftigung der Privatbergwerke, welche in 
ihrer Wirkung einer Abgabe gleichfommt, ift das Vorkaufs— 
recht der Regierung in Anfehung der Bergwerkserzeugniffe, 
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Bei den edlen Metallen findet dieſes Necht wegen der Münz- 
praͤgung am häufigften Statt, doc, ift es auch bisweilen auf 
andere Metalle ausgedehnt worden, Schon die erzwungene Ab- 
lieferung an den Staat ift den Epeculationen der Unternehmer 
hinderlich, allein der Nachtheil ift noch viel größer, wenn der 
Vorkauf nad feiten Preisfägen gelibt wird, die aus früheren 
Zeiten herrühren und hinter den gegenwärtigen Marftpreifen 
weit zurüdbleiben (a). Diefe Maafregel ift fehlerhaft und darf 
nicht fortdauern. 


(a) Auf dem Harze find die alten Preife noch in der neueften Zeit beibes 
halten worden, ungeachtet des höheren Standes der Marktpreife. 
Daher wurden mandje Gruben von den Befigern aufgegeben und 
geriethen in die Hände der Regierung, Die Regierung zahlt ben 
Gentner Blei zu 2 Rthlr. 20 Gr, 11 Pf,, Glötte zu 2 Rthlr. 20 Gr. 
4 Yf., Kupfer zu 23 Rthlr. 19 Gr. 1 Pf. Conv. — Der Marktpreis 
bes Bleies ift fchon lange höher, jest gegen 6 pr. Rthlr. Die Glötte 
ftand 1818—29 ebenfalls über 6 Rthlr., das Kupfer galt öfters 30 
und mehr Rthlr., 1828—30 wenigftens noch über 27; Haus: 
mann a. a. O. ©. 116 und Anlage XII. — Ueber das Vorkaufsrecht 
in Defterreich |. Malinkovski, a. a. D. 


3. Hauptſtück. 
Das Salz: und Salpeter-Regal. 


$. 184, 


Das Salzregal begreift nady der gewöhnlichen Einrichtung 
fowohl die Gewinnung und Bereitung des Kochſalzes (a), als 
den inländifchen Handel mit demfelben im Großen. Die Un- 
entbehrlichkeit des Salzes und die niedrigen Erzeugungsfoften 
defielben geben Gelegenheit zu einem verhältnißmäßig fehr 
hohen Monopolgewinn und diefe Einträglichfeit hat die all- 
gemeine Einführung des Salzregald verurfacht (5). Die ge 
wöhnlichen Einrichtungen deſſelben laſſen fich fo überbliden : 

1) Die Einfuhr von Kochſalz ift Privatperfonen verboten, 
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2) Wo Privatfalinen beftehen, da muß das für den inneren Ab- 
fat beftimmte Erzeugniß derfelben an den Staat abgeliefert 
werden um einen vertragsmäßig feflzufegenden Preis; der Ver- 
Fauf in’8 Ausland ſteht jenen frei; 

3) In Ländern, die gar fein oder doch nicht genug Salz erzeu- 
gen, beforgt die Negierung die Einfuhr des Bedarfes durch Ankauf 
von auswärtigen Salzwerfen. In diefer Hinficht ift alfo das 
Salzregal nur ein Handelövorrecht (Monopol). 


(a) See: und Steinfalz find am wohlfeilften zu gewinnen. Senes bildet 
fi in warmen Ländern von felbft, wie in den tiefen Buchten (Ri: 
manen) an der Nordküſte des ſchwarzen Meeres, wo die ruffiiche 
Regierung das Sammeln ald Regal behandelt (8—1200000 Etr. 
jährlich), und in den afiatifchen Salzfeen. Auch ift es leicht, das 
Meerwaffer in feichte Behälter zu leiten, wa dann das Eryftallinifche 
Salz ſich anfest; Salzſümpfe, marais salans. Steinfalz, wenn rein, 
wird leicht dburdy Bergbau (z. B. Wicliczka, 7—800 000 Etr,, Bic, 
Wilhelmsglüd bei Schwäb. Hall 2c.), oder fogar durch Tagebau 
(Sardona) erlangt. Aus dem Salzthon (Hafelgebirge) laugt man 
entweder das Salz in großen Höhlungen (Sinkwerken) mit hinein» 
geleitetem Waffer aus (Salinen in den Alpen, 3. B. Hallein, Berdys 
tesgaden ꝛc.), oder man legt Bohrloͤcher an (eine Art von Raubbau 
nah Alberti), welche eine höchſt reichhaltige Soole geben und fomit 
bas Grabdiren erfparen. Diefe Berbefferung hat neuerlich eine fo große 
Wirkung a — daß manche Salzwerfe (z. B. Bruchſal 
und Mosbach in Baden) eingehen mußten, die nicht fo wohlfeil er— 
zeugen fonnten als die mit Bohrlöchern betriebenen. 

(5) Es befteht ſelbſt in China (Zimtowsti, Reife, Il, 41), in Benga— 
len und im Staate der Seikhs, Pundjab (A. Burnes Reife, I, 57) 
Die beiden genannten Beftandtheile des NRegales, Erzeugung von 
Salz und Großhandel mit bemfelben, kamen ſchon im römifchen 
Staate vor. Ancus Marcius fol Salinen bei Oftia angelegt 
haben, Liv. I, 33, alfo im Betriebe des Staates. Im Kriege mit 
Porfena wurde „salis vendendi arbitrium, quia impenso pretio 
venibat in publicum, omni sumtu ademtum privatis“, Liv. II, 9. 
Db ed Pachter oder Privateigenthümer waren, denen man den Ber: 
kauf entzog, bieß bleibt bei der Undeutlichkeit jener Stelle ungewiß. 
Die Genforen M. Livius, benannt Salinator, und &. Claudius 
führten a. u. c. 548 eine Erhöhung des Salzpreifes ein, mit Aus: 
ſchluß der Stadt Rom, und fo, daß an verfchiedenen Orten der Preis 
verfchieden war. Den Verkauf übernahmen Pachter. Liv. XXIX, 37. 
Später fam es vor, daß der Transport von einer Provinz in bie 
andere unterfagt wurde, damit die Pachter nicht beeinträchtigt würs 
den. Die Stelle L, 4. $.7 Dig. de censibus (L, 15) beweift keine 
befondere Abgabe, fondern nur die Beiziehung der Privatfalinen 
zur Grundfteuer. Vgl. Burmann, De vect. ©. 90.Boffe, 1, 83. 
193. Hegewiſch, ©. 59. — In Deutſchland und mehreren ande- 
ren Ländern waren beide Gefchäfte urfprünglich den Privaten übers 
laffen, allmälig aber gelang es den Regierungen, nad) der Analogie 
des Bergwerköregals audy das Kochſalz zum Gegenftande eines Re— 
gales zu machen. — Hüllmann, D, Fin. Geſchichte, ©. 61. — 


- 
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Mittermaier, $. 258. 259. Viele geſchichtliche Nachrichten bei 
J. E. von Koch-Sternfeld, Die teutfchen, inöbef. die baier. u. 
öfterr. Salzwerke, zunädhft im Mittelalter, München, 1845. 
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4) Die dem Staate angehörenden Salzwerke werben ins— 
gemein auf Staatörechnung verwaltet, Neu entdedie Salz— 
lager oder Salzquellen ftchen der Negierung zur Verfügung, 
und es find felten in folchen Fällen Gonceffionen an Privaten 
oder Gefellichaften bewilliget worden (a). 

5) Das Kochfalz wird entweder an den Salzwerfen felbft 
verfauft, oder auf Staatskoſten in die verfchiedenen Yandestheile 
verfendet, in Niederlagen gebracht und von aufgeflellten Ber: 
waltern (Salzfactoren) abgegeben, doch nur in größeren Mailen, 
Den Kaufleuten bleibt der Verkauf im Kleinen überlaffen, ſie 
müffen ſich aber an einen gewiſſen Preis halten, welcher ihnen 
Ichon einen angemefienen Gewerböverdienft fichern. 

6) Zur Verhütung des Einſchwaͤrzens (6) find verfchiedene 
Veranftaltungen getroffen worden: a) Wachfamfeit ded Zoll- 
perfonals an der Gränze, b) Verträge mit benachbarten Salinen, 
um den Galzverfauf an Privatperfonen des Inlandes abzu— 
ftellen (ce), e) Verminderung des Berfaufspreifes in der Nähe 
einer Gränze, bei welcher das heimliche Einbringen zu beforaen 
ift, d) die fogenannte Salzconfeription, d. h. die den Bür- 
gern auferlegte Verpflichtung, ein gewiſſes Salzquantum aus 
den Niederlagen des Staates jährlich anzufaufen. Daffelbe ent= 
fprach dem muthmaßlichen jährlichen Salzverbraurhe des Buͤr— 
gerd nach einem fehr niedrigen Anfchlage und wurde aus der 
Zahl der Familienglieder und dem Viehftande berechnet. (4). 


(a) 3. B. Ludwigshall bei Wimpfen, in einem abgefonderten Theile des 
Großherzogthums Heſſen. Diefe einer Actiengefellihaft gehörende 
Saline entrichtet dem Staate den Zehnten, Crome, Statift. des 
Großh. Deffen, 1, 179, 

(db) Nirgends hat die Negalität bes Salzes ſoviel Drud und Unord— 
nungen hervorgebracht, als früherbin in Frankreich, wegen der Ver: 
ſchiedenheit des Salzpreifes in den verfchiedenen Landfchaften, bie 
noch dazu in bunfem Gemifch unter einander zerftreut lagen. Vor 
der Revolution war der Durkhfchnittspreid des Gentners 62 Liv. 
(das Pfund 13 Sous — 18 Kr!) in den Il Provinzen der grande 
gabelle, 331%, Liv. in 12 Provinzen ‚der petite gabelle, 2114 Liv. 
in den Landſchaften, wo Salinen waren, 16 iv, in einem Theile der 
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Rormandie, 6—12 Liv. da, wo die Salzfteuer (gabelle) ſchon früher 
abgefauft worden und ber Einkauf frei war, 2— 9 Liv. in einigen 
immer befreit gewefenen Gegenden ober einzelnen Gemeinden. 
Diefe höchſt unzweckmäßige Einridhtung forderte Gränzbewachung 
von einer Provinz. gegen die andere, der Schleihhandel fand aber 
dennoch einen zu großen Reiz, er wurbe mit bewaffneter Dand ge— 
trieben, e8 gab Gefechte und zahlreiche Beftrafungen. Der Rein 
ertrag. war gegen 54 Mill, Liv,, die Unterthanen mußten aber 68 
Mill. für das Salz bezahlen, weil die Koften und Gewinnfte der 
Pachter 14 Mill. betrugen. Jährlich wurden gegen 3500 Mebertreter 
beftraft. Die erfte Eünftlihe Vertheuerung des Salzes durch die Re— 
gierung geſchah zu Anfang des 14. Jahrhunderts (nad Bodinus 
De rep. VI, 2 im 3. 1328, nad) Anderen unter Philipp von Valois 
1342) und betrug nur gegen I Proc. Necker, Administr. I, 8. 
Encyclop, method. Xbth. Finances, II, 300, Die gabelle wurde 
am 20. März 1790 abgefchafft. 


(ce) Ein ſolches Uebereintommen haben Würtemberg und Baden mit der 
Saline Wimpfen (a) gefchloffen. Die Beftellungen ins Ausland 
werden von ben 3 nahe beifammen liegenden Salzwerken Wimpfen, 
Friedrichshall und Rappenau gemeinfchaftlich übernommen und jene 
beiden Regierungen unterhalten Gegenfchreiber (Gontroleure) bei 
erfigenanntem Salzwerke. 

(4) Aeltere Salzeonfeription im preuß. Staate, unter Friedrich IT. ein: 
geführt. Für jede Perfon über 9 Jahre mußten 4 Meben (1314 
Hfd.), für 1 Kuh oder 10 Schaafe 2 Mesen gekauft werben. Jede 
Familie hatte ein Büchlein, worin der Factor die gefchehene Abhos 
lung befcheinigte. Boromwsti, Pr. Cam, u. Fin, Wefen, II, 314— 
323. — Neuere Salzverbraucdhscontrole, in denjenigen Grängbe- 
zirken, wo fid) ftarke Neigung zum Einfhwärzen zeigt. Es werben 
12 Pf. auf den Kopf der Einwohner gerechnet, dad Quantum wird 
in jedem, der Controle unterworfenen Landeötheile nad localen 
Verhältniffen auf die Gemeinden ausgefchlagen und in diefen wieder 
von bem Gemeindevorftande auf die einzelnen Haushaltungen. V. 
v. 21, Sept. 1823 u.a. in Philippi, Samml. fämmtl, neuer preuß. 
Gefege über die ind. Steuern. 1830. ©, 348—52. — Aufgehoben in 
Sadjjen 1840, 
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Wird Salz ind Ausland verkauft, fo kann man hiebei des 
Mitwerbens wegen feinen Monopolpreis erlangen, fondern muß 
fidy mit einem Preife begnügen, der die often erfegt und einigen 
Ueberfluß gewährt. Der inländifche Verkaufspreis befteht aus 
dem Koftenerfaße und dem Monopolgewinne, $. 167, In einigen 
Ländern laßt man ihn in den einzelnen Niederlagen mit der 
Entfernung von den Salinen zunehmen, in anderen feßt man 
ihn im ganzen Lande gleihfürmig an, wozu entweder die Kies 
gierung felbft den Transport im Ganzen beforgen, oder ben 
Käufern je nach der Entfernung ihres Wohnortes von dem Salz 
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werke einen verhältnißmäßigen Abzug bewilligen muß. Die 
Gleichheit des Verfaufspreifes im ganzen Lande hat das Gute, 
daß fie die Verwaltung erleichtert und den Schleichhandel mit 
Salz in den Gränzgegenden vermindert, (a). Zwar hat die 
Regierung zur VBerforgung der entlegeneren Gegenden mehr 
Transportfoften aufzumenden, und es Fünnte daher fcheinen, als 
müßten diefe vollftändig von den Bewohnern diefer Gegenden 
vergütet werden, Allein diefe würden fich, wenn das Negal nicht 
beftände, oft von andern Ländern wohlfeiler mit Salz verforgen 
fünnen und e8 wäre unbillig, ihnen die aus der fünftlichen Ein- 
richtung herrührende größere Frachtausgabe aufzubürden Wo 
indeß die den Salzwerken näher liegenden Gegenden fich an die 
Bortheile eines niedrigeren Preifes gewöhnt haben, da wäre eine 
Gleichförmigfeit deffelben nicht wohl anders als durch allgemeine 
Herabfeßung auf diefen niedrigften Betrag durchzuführen (2). 
(a) Schilderung des Schleihhandeld an den niederländifchen Ba, 


wo das mwohlfeile Meerſalz nad Deutſchland eingefhwärzt wird, 
Bengenberg, Preußens Geldhaushalt, ©. 247, 


(6) Bol. v. Malchus, I, 101. — Zuftand bes Salzregals in 
u IE Ländern (Bal. Weinlig in Rau und Hanffen, Ar: 
chiv, N, F. IX, 273): 


I. Regalität der Gewinnung, Bereitung und bed Ver: 
aufs von Salz. 

Baden. Die beiden Staatöfalinen Rappenau und Dürrheim 
könnten, wenn der Abfag nicht beſchränkt wäre, weit mehr erzeugen, 
als es bis jest geſchieht. Der Verbrauch im Lande war 1837 — 39 
i. D. 300 374 Etr. Speifefalg oder 23,° Pfd. auf den Kopf, nebft 
5492 Gentnern für chemifche Fabriken und 9. 10000 Etr. Viehſalz. 
1844 — 46 i. D. 314. 018 Etr. (23 Pfd. a. d. Kopf) nebft 5402 Gtr. 
für Fabriken und 13561 Gtr. Vichfalz, zufammen 24,* Pfd. auf 
den Kopf. Das Pfund wird zu 2 Er,, ber Gentner alfo zu 4 fl. 
10 ?r., in Säden zu 1 Etr. 4 fl. 16 Er, abgegeben, Fabrikjalz zu 
1 fl, Biehfalz in Rappenau zu 2 fl, W Er, in Dürrheim zu 2 fl. 
Der Salzhändler darf im Kleinverfauf nicht über 3 kr, für das 
Speifefalz fordern. Entfernte Käufer erhalten eine Frachtvergütung, 
beren ganzer Belauf zu 67835 fl. oder 5 Proc, des Erlöfes ange= 
fhlagen ift. Die gefammten Erzeugungs: und Fradtkoften laffen 
fid) auf das Pfund zu » Er. annehmen. Der auswärtige Abfas 
ift im Abnehmen; er trug 1834 noch 150 000 fl. ein, 1844—46 i. D. 
nur 37641 fl, den Gentner zu 1 fl. 38 Er, wovon nod) 5649 fl. 

* Frachtvergütung abgehen. Der Voranſchlag für 1848 ift 1391 000 
fl. Einnahme, 382 466 fl. Koften = 27,5 Proc, (ohne die Gentrals 
verwaltung), alfo bleiben 1:008829 fl. rein = 0,7% fl. auf den Kopf. 
(Man follte eigentlich diefen Ausfchlag auf den Kopf ohne Berüd- 
fihtigung des auswärtigen Abfages berechnen.) Das ftehende Gas 
pital beider Salzwerke wurde zu Ende des Jahres 1840 auf 1,690 000 
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fl., das umlaufende nad) Abzug der Rüdftände zu 391 000 fl. berech⸗ 
net. — Bei dem früheren Preife von 314 Er. war 1828—30 i.D. 
der. Rohertrag 1367355 fl., der Koftenbetrag 355548, der Rein- 
ertrag alſo 1°031 807 fl. oder 75 Proc, 

Baiern. Inländiſcher Verkauf 1838—41 i. D. 735979 Etr. 
oder 17,3 bair. — 19,4 bad. Pfd. auf den Kopf, nebft 9931 Etr. 
Viehfalz und 8249 Gtr. Steinfalz. In diefer Periode waren jähel. 
ber Rohertrag 4876 495 fl., die Ausgaben 2:614339 fl., der reine 
Ertrag 2262156 fl. Der mittlere Reinertrag war 1819 — 25 
2163 793 fl., 1826 — 28 2332 424 fl., 1835 — 39 2447 800 fl. Der 
Preis in den Niederlagen wechfelt, je nady der Entfernung von 
den Salzwerken, von 5 bis auf 7 fl. 30 fr. Das ganze in den 
Salzwerken enthaltene werbende Vermögen wird zu 4775000 fl. 
angegeben, worunter fi im Jahre 1838 ein Lagerporrath von 
492 972 Str. Salz befand. Daß die Koften im Vergleich mit Ba- 
den höher find, dieß rührt theils von dem anfehnlidyeren Frachtauf⸗ 
wande, theild von den minder reichhaltigen Soolen her, da z. B. 
Dürkheim nur 0,7? Proc., Kiffingen 2,! Proc, Orb 4 Proc., auch 
Reichenhall zum Theil nur 7 Proc. Salz in der Soole enthält, 
Verh. ber K. der Abg. 1840. Nr. XXII. D. 

Hannover. Die Steuer von 9 gGr. für den Gentner trägt ge: 
gen 70000, die Salzwerke des Staates und die Abgaben von der 
Privatfaline Lüneburg bringen gegen 90000 Rthlr. ein. Der Salz: 
preis ift in der weiteften Entfernung von ben Salzwerken doch Faum 
2Rthlr. Conv.—3 fl. 36 Er. vom Gentner, Ubbelohbe, ©. 169. 266. 

Defterreidh. Strenge Regalität, ſ. Zoll- und Staatsmonopol- 
ordnung vom 11. Zuli 1835, $. 402 ff. Die reihen Steinfalzlager 
in den Karpathen find ihrer Entlegenheit willen unvollftändig be— 
nugt. Am adriatifhen Meere Bereitung von Seeſalz, theils auf 
Staatsrechnung, theils von Einzelnen, die es abliefern, doch wird 
noch fremdes Salz zugelauft. Verkaufspreis höchſt verfchieden, in 
der Lombardei und Venedig der Gentner raffin. Seefalg bis 16 fl. 
3 Er., in Galizien Steinfalg 3 fl, 15—36 Er., in Gmunden daß befte 
Salz 7 fl. 6 kr., in Hallein 6 fl. 4 r,, in Ungarn 7 fl. 21 Er., für 
das Ausland 1 fl. 25 kr.— 2 fl. 16 fr. Erzeugungskoften für Meers 
falg 11—28 £r,, des Steinfalzes 1 fl. 12 Er., des Sudfalges in Gmun⸗ 
den 1 fl. 52 Er. Inländifcher Berbraudy an 5 Mill. Etr., was 15,? 
Bollpfund auf ben Kopf giebt. Von 1832 — 34 war i. D. 29 Mill. 
fl. roher und 20 Mill, fl. Reinertrag. Der letztere war 1846 
25531 600 fl., 1847 25°577 700 fl. Malinkonsfi, II, 266. — 
Krapf, Handbuch der Zoll» und Staatsmon. D, 1840, I, 330. v. 
Dauer, ©. 62. 

Preußen. Zu dem Ertrage (von 402000 Tonnen) ber inlän- 
difhen Salzwerke, die theils dem Staate, theils Privaten gehören, 
werden nocd gegen 270000 Zonnen zugekauft. Der galeichförmige 
Verkaufspreis für die Tonne von 405 Pfund war früher 15 Rthlr. 
Reinertrag des Monopols 1829 — 36 i. D. 5°411,227 Rthlr. oder 
68,08 Proc. der Bruttoeinnahme, oder 42 Er. auf den Kopf. Ver: 
brauch für den Kopf i. D. 1829—36 16,%° Pfund, und in den ein- 
zelnen Provinzen 1827—36 in Brandenburg 14,89, Weftfalen und 
Rheinproving 15, Sachſen 15,°*, Schleſien 17,%%, Preußen 17,8, 
Poſen 18,23, Pommern 18, Pfund. Hoffmann, Die Lehre von 
den Steuern, ©.251. Bon 1836—39 ift der mittlere Verbrauch 16,4? 
Pfund, Dieterici, Statift. Leberf. 1842, ©. 377. Der Cabinets- 
befehl vom 22. Nov. 1842 feste den Preis der Tonne auf 12 Rthlr. 
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herab, alfo fommt der Bollcentner auf 3,1% Rthlr. — 5,4 fl. Die 
Schiffstonne von 20 pr, Etr. wird von den Salzwerken des Staates 
zu 22 Rthir.,aus England für 15—22 Rthlr. bezogen. Zugleich follte 
die Zahl der Verkaufsftellen vermehrt, der Verkauf in Kleinen Ab: 
theilungen erleichtert und überhaupt darauf hingewirkt werden, daß 
zum Vortheil der dürftigeren Glafjen ver Detailpreis dem Factorei- 
preife näher gebracht werde, wozu 180000 Rthlr. verwendet oder 
nachgelafjen werden dürfen. Der Verkaufsftellen waren i. 3. 1843 
675. Der reine Gewinn von der Tonne wird zu 7 Rthlr. 21 Sur. 
angeſchlagen = 3 fl. 191% Er. von 100 Pfd. NReinertrag von 1843 — 
46 5311000. NRthir., A. für 1847 4992 000 Rthlr. Verhandl. des 
verein. Landtags, II, 1037, 1311. U. für 1849: Rohertrag 8:445 000 
Rthlr., Koften 2994000, Neinertrag 5451000 Rthlr. nebft 
1: 262000 Rthir. aus den Staatöfalinen, die das Salz um obigen 
Preis an die Salzhandelsverwaltung abgeben, wovon I Mill. Rthlr. 
Betriebskoften abgehen. Der ganze inländifche Verbrauch ift 17 pr. 
Pfd. auf den Kopf. Die Niederlagen, weldye von Privaten gegen 
18 p. mille Provifion verwaltet werben, erhalten das Galz fradıt- 
frei; der Staat beftreitet die Fortſchaffungskoſten. Verkaufspreis im 
Kleinen 1 Sgr. 


Sachſen. Reinertrag im A. für 1843 — 45 j. 350000 Rthlr. 
Der Staat hält Niederlagen und jeder Ort ift an eine folche ge— 
wiefen. Der Preis in den Niederlagen ift für den Zollcentner 2,? 
— 3°, Rthir. Dazu kommt Fuhrlohn bis in den Ort und Provifion, 
4 Gar. vom Scheffel oder 15 Er. vom Gentner. Der Preis im Klein: 
verkauf wird jährlid von der Obrigkeit geprüft und feftgeftellt, 
Gef. v. 23. Mai 1840, in Schaffrath, Codex Saxonic. II, 1287. 
Verbraudy g. 252 000 Etr. = 14 Pfd. auf den Kopf. 


Würtemberg. 1838 — 41 wurden i. D. 229738 Etr. Kochſalz 
nebft 97833 Etr. Stein und 15157 Etr. Viehfalz im Lande ver- 
kauft. Beide erftere Arten geben auf den Kopf (mit den Fürften- 
thümern Hohenzollern) gegen 19%, würt. — 18 bad. Pfd. Der ins 
ländifhe Abſatz von Speifefal; war 1835 — 38 ftärfer, nämlidy 
268 048 Etr. i. D., nebft 96153 Etr. Steins und Viehſalz. Auslän— 
difher Abfag 259 047 Etr. Inländifcher Verkaufspreis bei den Sa— 
linen 21% tr. nebft 20 Er. Verpadungsgebühe für 2 Gentner oder 
14 fr. für einen einzelnen Gentner. Preis bei den Salzhändlern 
nicht über 3 fr, vom Pfd. Kochſalz, Steinfalz nit über 1', Er- im 
Kleinhandel. Das Salz wird auf den Salzwerfen und in der Haupt: 


legſtaͤtte zu Ulm abgegeben, die Unternehmer der verfchiedenen Fac⸗ 


toriepläßge erhalten aber eine Frachtvergütung von 2—9 Er, vom 
Gentner. Anſchlag für 1848/9: 1657 600 fl. roher Ertrag, 807 600 
fl. Koften = 48,? Proe., 850 000 fl. rein = 0,4? fl. auf den Kopf. 
8, Verh. der Dep.:K. von 1842, Bericht von Deffner. — Her: 
dbegen ©. 116. . 


1. Regalität des Salzhandels allein. 


Schweiz. Der Canton Waat hat eine Staatfaline, Aargau und 
Bafelland haben Privatfalinen. Die Regierungen kaufen den Lan 
beöbedarf an und fegen ihn in ihren Niederlagen ab. Die Verkaufs: 
preife find von 6%, — 124, Rappen oder 234—5'/, Er. für das Pfund, 
der Reinertrag auf den Kopf von 2 Batzen bis 1 Fr. 8B.—1 fl. 


45 Er. (Bafelland). Hottinger, ©, 101. Beifpiele: C. Bern. 


Das Pfund gilt feit 1832 71% Rappen = 3, Er. A. für 1846: 


1:035 000 Schw. Fr. Einnahme, was einen Verbraudy von 33 Pfb. 
auf den Kopf anzeigt. Ankauf 2,72 Fr. für den Gentner, andere 
Koften 185800 Fr., Reinertrag 473000 Fr. = 0,81 fl. auf den Kopf. 
Der ftarke Verbrauch rührt zunächſt von der ausgebreiteten Vieh— 
sucht, vielleicht aber audy von bem Verkauf in andere Gantone ber. 
Mathy in Rau, Archiv, IV, 74. — Zürid, A. 1846 200000 
Schw. Fr. Reinertrag, Verbraud 1842 — 45 i. D. 48 483 Etr. = 
1914, Pfd. auf den Kopf. Verkaufspreis 8 Rappen = 3% fr. — 
Waat. X. 1847, das Staatöfalzwerk zu Ber 10000 Fr. rein, ber 
Salzhandel 200000 Fr., Salzverbraud) im Jahr 1840 44 819 Cent⸗ 
ner = 24,* Pfund auf ben Kopf. 


III. Erhebung einer Salzſteuer ohne Regalität. 


Frankreich. Die Salzſteuerwurde durch das Gef. v. 24. April 
1806 wieberhergeftellt, im Betrage von 20 Fr. für 100 Kilogr. (200 
Pf.), zum Erfage des gleichzeitig aufgehobenen Weggeldes, Thiers, 
Histoire du consulat, VI, 410. Die Erhöhung auf 30 Fr. geſchah 
durd) das Gef. v. 17. Sept. 1814. Da aber 5 Proc. des Duantums 
für Abgang abgezogen wurden, fo war die Abgabe wirklich nur 28, 
Fr. = 6 fl. 42 Er. von 100 Pf. Die in Privathänden befindlichen 
Salzwerke an den Meeresufern, bei denen mit bloßer Sonnenwärme 
Meer: (Bai⸗) Salz gewonnen wird, erzeugen ben metrifchen Gent: 
ner (200 Pf.) zu TO Gent. — 1 Fr., aljo 100 Pf. für 91, — 14 fr. 
Hievon wird durdy die Zollftationen an der Gränze jene Salzfteuer 
erhoben, welche in bem Zeitraum von 1817— 1846 nur von 46804 000 
auf 55 Mill. Fr. geftiegen ift, wovon 6 — 7 Mill. Koften abgehen 
mögen (g. 1214 Proc. Zollverwaltungskoften). Offenbar war alfo 
bie Höhe der Abgabe nachtheilig. 

In den öftlihen Departements befinden fich mehrere dem Staate 
gehörende Salinen (Salines d’Est) und Steinfalzbergwerke, bars 
unter das 1819 gefundene reiche Steinfalzlager zu Vic, beffen 11 
Flöse zufammen 240 Fuß mächtig find. Nach mancherlei Verände- 
rungen in der Bewirthichaftungsweife wurden diefe Werke 1825 
auf 99 Zahre an eine Actiengefellfchaft verpachtet. Außer den bafür 
an den Staat zu leiftenden Entrichtungen wird gleiche Abgabe wie 
vom Meerfalze geaeben, welche 1846 13-287 000 Fr. eintrug. Die 
Padıtleiftungen follten aus 1'800 000 Fr. feft und einigen anderen 
Zahlungen, zufammen alfo gegen 2 Mill, und 59 Proc, des Rein⸗ 
ertrags beftehen. Die Gefellfhaft konnte aber diefe Bedingungen 
nicht erfüllen, 1) weil die Käufer das minder weiße und ſchwerer 
Lösliche Steinfalz nicht lieben, 2) weil der Abfag nad Deutſchland 
aufgehört hat, 3) wegen der Goncurrenz der neuen Saline Salzs 
bronn im Dep. der Mofel (feit 1825); f. Rapport au Roi, ©. 85. 
114. 136, Es wurde daher 1830 der Pachtzins von 1800000 auf 
1:200 000 Fr. ermäßigt und der Antheil des Staates an ben erften 
300 000 $r. des Neinertrages auf 24, an dem weiteren Ueberſchuſſe 
auf %, gefest, aber fo, daß die Actionäre zuvor 4 Proc. Sins erhals 
ten. Macarel, I, 226. Der Staat bezog von diefen Werten i. D. von 
1830—37 114 Mill, Fr., und nach Abzug der darauf ruhenden La- 
ften 1:325 000 Fr. — Der Preis des weißen Kochſalzes war gewöhne 
lid) 4 sous —= 6 fr. vom Pfund, hie und da bis 6 sous. Der Vers 
brauch war 1844 232:318 300 Kit. befteuertes Salz, nebft 56 Mil. 
Kil. fteuerfreiem für Fifchereien und 55 Mill. für Fabriken; jenes 
macht 13,20 Pfd., mit Einrechnung der beiden legten VBerwendungss 


arten 19 Pfd. auf den Kopf. Die Befchwerden über das Monopol 
der öftlihen Salinen, von denen das on ohne Steuer und Fradıt 
im Durchſchnitt zu 11, und bie und da bis zu 15 Fr, für 100 Kit, 
(2,°° u. 3,5 fl. der Ctr.) verkauft wurde, haben neuerlich zu einer 
größeren Begünftigung der Privatconceurrenz geführt, in beren 
Folge der allmälize Verkauf der Staatsſalzwerke beabfidytiget 
wurde, d’Audiffret, Systeme financier, I, 130 ff. Die Saline 
zu Dieuze ift auch ſchon im Auguft 1842 für 6100 000 Fr. verftei- 
gert worden. 1843 wurde ber Salzpreis in den 6 Dep., wo er am 
höchſten ftand, um etwa Y, herabgefest. 1846 ftimmte fchon bie _ 
Deputirtenfammer für eine allgemeine Ermäßigung ber Steuer auf 
10 Fr. von 100 Kit. und die Nationalverfammlung erhob diefe Bes 
fiimmung am 28. Dec. 1848 zum Gefege. Der Einfuhrzoll beträgt 
(Gef. v. 13. Ian. 1849) von gereinigtem weißem Speifejalz 2,7% — 
3,28 Er. neben der erwähnten inländifchen Steuer. 

Belgien. XAufwandsfteuer von 6 fl. holl. oder 12,9% Fr. von 100 
Kil., nebft 26 Proc. Zuſchlag. Ertrag 1846 4668000 Fr. R., X. 
für 1848: 4800 000 Fr., woraus ein Verbrauch von 13,7 Pf. auf 
den Kopf zu vermuthen wäre. Da das Land keine Salzwerke hat, 
fo wird rohes Salz aus England, Italien zc. eingeführt und in 
Privatfabriten geläutert (raffinirt). Die Abgabe wird vom Groß: 
händler entrichtet, der das Salz an die Kleinhändler verkauft. 
Diefe Einrichtung macht viele läftige Förmlichkeiten nöthig, audy 
wird der Preis für die Zehrer durch den Verdienſt der Kleinhändler 
erhöht, fo daß Graf Hogenborp (Lettres sur la prosperit& pu- 
bligue, 1830, II, 72) das holländ. Pfund (Kilogr.) zu 16 Cents, 
alfo das Pfund zu 714 Er, annimmt. Ebenfo in den Niederlanden. 

IV. In Großbritannien war von 1805 (Pitt) bis 1823 die 
Steuer 15 Schill. vom Buſhel (56 Pfd.) alfo 17,8% fl. vom beut- 
ſchen Zollcentner. Schottland hatte indeß nur 81% Sch. vom B. Die 
Erzeugungskoften waren höchſtens 6 Sch. , der Reinertr. g. 11, Mill. 
L.St.,der Schleihhandel ungeheuer ausgedehnt, fo daß nicht bie Hälfte, 
vielleicht nur ein Drittel des Verbrauchs die Steuer bezahlte. Diefelbe 
verurfachte daher unleidliche Befchwerlichkeiten. Mac Culloch, . 
Taxation, ©. 259. Man feste fie im genannten Jahre auf 2 Sch. 
herab, 1825 wurde fie gänzlidy aufgehoben. Sie hatte eine fehr ver⸗ 
widelte und ausführliche Gefesgebung nöthig gewacht. f. Rees, 
ee DB. XXX. Urt. Salt. Die Zonne gilt jest 14—16 

Kill, alfo der Gentner gegen 27 Er, 


g. 187, 

Die Regalität der Salzerzeugung und des Calzhandels ift 
zur guten Verforgung ded Volkes mit Salz Feinesweges noth- 
wendig, vielmehr würde die Aufhebung des Negales, wobei der 
Monopolgewinn wegfiele und die Negierung nur etwa den Ge- 
werbsverbienft und Gapitalzins ihrer Salzwerke bezöge, manche 
Vortheile gewähren (a). Denn 

1) ift die in dem Salzpreiſe enthaltene Entrichtung an bie 
Staatscaffe darum fehr mangelhaft, weil fie die einzelnen Bürger, 
ungefähr wie eine Kopfiteuer, nicht nach den Abftufungen ihres 
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Vermögens oder Einfommens, fondern nur nach ber Zahl ihrer 
Familienmitglieder trifft. Für die Wohlhabenden ift eö eine un- 
fühlbare Ausgabe, für dürftige Lohnarbeiter Bann ihre Befeitigung 
oder Ermäßigung fehr erwünfcht fein (5). Eine Berfchieden- 
heit des Preiſes für mehr und minder begüterte Bürger ift nicht 
ausführbar und felbft durch eine Steuererleichterung für die un- 
terften Claſſen laßt fi, der genannte Uebelftand nicht völlig ent= 
fernen (ec). 

2) Die Wohlfeilheit des Kochfalzes erweitert den Verbrauch 
auf eine nüsliche Weiſe (d). a) Obgleich der Genuß deffelben 
in den Speiſen eine gewiffe Gränze findet, fo zeigt doch die Er— 
fahrung, daß er nady einer Herabfeßung des Preifes zuninmt, 
hauptfächlich weil die dürftigeren Glaffen ſich dann vollftändiger 
verforgen, b) Für die Gefundheit der Haustiere, vorzüglich 
der wiederfauenden, ift das Kochſalz unentbehrlich, und die reich- 
lihere Anwendung deffelben hat auf die Viehzucht günftigen 
Einfluß e). c) Auch ald Düngmittel ift das Kochſalz nuͤtzlich (f). 
d) Manche Verwendungen defjelben in Gewerken würden bei 
niedrigerem Preife noch einer Erweiterung fähig fein (g). In 
Küftenländern ift auch das Einfalzen der Fifche von großer Wich— 
tigfeit (A). 

3) Die Käufer würden nicht allein die Abgabe erfparen, 
- fondern auch geringere Erzeugungd- und Frachtkoſten zu tragen 
haben, indem bei freiem Mitwerben die fparfamere Betrieböweife 
der Privatunternehmer und der Einkauf von den nächftgelegenen 
Salinen, fie feien in» oder ausländifch, die Preife erniedrigen 
würden, Wäre der Ealzpreis ganz dem freien Mitwerben 
überlaffen, fo würde der Fortbeftand mancher Salzwerke, die 
mehr Erzeugungs= oder Frachtkoſten aufzumwenden haben, ges 
fahrdet. Die auslandifche Concurrenz Fünnte noch vermittelft 
eined Schußzolles ertragen werden, gegen bie inländifche ließe 
ſich aber nichts thun, die Zehrer hätten jedoch in jedem Falle den 
Vortheil der wohlfeilften Befriedigung eines nothwendigen Be= 
dürfniffes (i). 


(a) Antrag von Duttlinger zur — pl 2 ir we: 
ber 2. K. in Baben, 1831, Beil. IV, 84, VII, 109. — Verh. d 
v. 1833, Beil, I, 336, (von ——— S. 123. = 
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Moltke, ©. 138. Die beiden Eurien des vereinigten Landtags in 
Preußen (1847) ſprachen ben Wunſch aus, daß das Salzregal 
aufgehoben werden möge, wobei fie die Unvermeibdlichkeit bed Erſatzes 
durch eine Steuer anerkannten; Stänbecurie 26. Mai. (Berhandt. 
X, 1331), Herrencurie. 4. Jun. (VIII, 1307). — Demesmay in 
Journal des Econ. XVIV, (Derb, 1849.) 


(6) Beträgt der Monopolgewinn z. B. 14 Er. vom Pf., fo ift bei einem 
Speifeverbraudy von 15 Pf. für den Kopf in einer Familie von 5 
ober 6 Köpfen die Sahresausgabe 1 fl. 5214 Kr. — 2 fl. 15 Kr, bei 
8 Köpfen fhon 3 fl. Die franzöfifche bisherige Salzfteuer von 
4% Kr. auf das Pf. beträgt für 5 Köpfe und 12 Pf. auf jeden 4 fl. 
12 Er, jährlich, 

(ce) In Baden zählte man 1829 über 23 000 Familien, weldye gar feine, 
und 24000 Weibsperfonen, welche nur bie halbe Gewerbsfteuer be= 
zahlten. Der Vortheil, den ihnen die Ernieorigung des Salzprei— 
fed gewährte, wäre ihnen folglich burch eine Steuerermäßigung nicht 
zu verfchaffen gewejen. Rau a. a. O. I, 344. 

(d) Belege aus der Erfahrung. 1) Der Salzverbraud in Frankreich 
war vor der Revolution in den verſchiedenen Landestheilen 
($. 186 (d)) nad) der Höhe des Salzpreifes abgeftuft, nämlidy 
914, Pf. bei der grande, 11%, Pfund bei der petite gabelle, 14 
is ben pays de salines, 18 Pfund in den befreiten Provinzen, 1914 
Pfd. in der Normandie, nad) einer anderen Berechnung 12—20 
Pfd., Encyclop. a, a. D. ©, 337. — 2) Als im C. Bern der Preis 
von 12 auf 10 Fr. heradgefegt wurde (um 14), fan der Erlös nur 
um Y, und nad 6 Jahren erreichte er den früheren Betrag von 
1824 wieder, Bericht über die Staatsverw. ıc. ©. 290. — 3) Im 
3. 1833 wurde in Baden der Salzpreis im Großen von 3Y, auf 
214 Er. (um 28,5? Proc.), im Kleinhandel von 4 auf 3 fr. (um 25 
Proc.) erniedrigt. Der Verbrauch an Speifes und Viehſalz war 
1832 244544 Etr., 1833 274 482 Ctr,, 1834 283735 Etr., alfo 16 
Proc. mehr, der Erlös fiel deshalb nur um 17 Proc. Neuerlid 
fheint der Verbraudy feine oberfte Gränze erreicht zu haben, da er 
fhon 1836 23'4 Pfd betrug und feitbem fehr wenig mehr geftiegen 
ift. 4) In Würtemberg erfolgte gleiche Herabfegung am 1. Febr. 
1834. Der inländifche Abfag (Hohenzollern einbegriffen) war 
i.D. 1829—32, 282 696 Etr., i. D. 1835-38 364 201 Gtr., alfo 
28,8 Proc. mehr, oder auf den Kopf resp. 17 und 21, Pf. — 5) In 
Preußen wurden, aus dem Rohertrage zu fließen, 1840 u. 41 i. D. 
gegen 2211, Mill. Pf., nach der Derabfegung bes Preifes auf % 
aber i. D. von 1843—46 gegen 241%, Mill. verbraucht, alfo nur 9 
Proc. mehr! — 6) Im britifchen Reiche war die Zunahme beifpiellos 
ftarf, freilich auch die frühere Steuer gang übermäßig. 1810—17 wur: 
deni.D.2 Mill, Bufh. im Innern verbraudt, 1827—34 10*307000 
B. j., alfo das 5fadhe! f. Porter, Progress. of the nation, I, 345, 
— 7) In Frankreich trat mit dem 1. San. 1849 die niedrige Steuer 
von 10 Fr. auf 100 Kil, ein. Der Ausfall der erften 7 Monate war 
14'4 Mill, Fr. Ohne Zunahme des Verbrauds hätte er 26% Mil. 
betragen müffen, denn 4, von 230,000 Kil, machen 134000 Kit. 
und es müffen gegen 257 000 Kil. verfteuert worden fein. Indeß ift 
bie Zeit nody zu kurz. Eine fortdauernde Vermehrung bed Speifes 
Verbrauchs auf den Kopf dürfte man nidyt erwarten und bie Zus 
nahme der Wohlhabenheit zieht keine Steigerung des Salzgenuffes 

Rau, pol. Oekon. Ste Ausg. II. 16 
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nad fich, wenn einmal dad Bedürfnif feine Befriedigung findet, 
Hoffmann, Lehre von den Steuern, ©, 258, 

(e) Die Zuträgtichkeit der Salzfütterung ift längft bekannt, Pecudes 
armentaque et jumenta sale maxime sollicitantur ad pastum, 
multo largiore lacte multoque gratiore, Plin. H. mat. XXXIL, 41. 
ColumellaDere rust. V1,4. 23. Die Annahmen des Bedarfs 
für die Hausthiere find fehr verichieden und das richtige Maaß un: 
ter gewilfen Umftänden muß erft noch ermittelt werben. Bouffin- 
gault (Dingler, P. J. CHI, 308) bemerkte hiebei, dab das Heu 
fchon etwas —— —NMcc. Auch die Runkelrüben, 

u 15 Proc. feſter Maſſe berechnet, haben gegen 0,07% Proc. oder . 
roc. der trockenen Subſtanz Kochſalz. Die engliſche Regel, 74 
deutſche Loth täglich für eine Kuh (83 Pf. jährlich), 10,* Loth auf 
1 Maftochfen, 10 Pf. je auf ein Schaaf, ift wohl übermäßig. In 
Belgien werden für 1 Stüd Rindvich 46, für ein Schaaf 119% Pf. 
gerechnet, für ein Pferd 231, Pf Wedherlin (Thierprod. II, 
157) hält 12 Pf., Zeller (Verhältn. K, IV, 17) 12—18 Pf. für 
ausreichend zur Ernährung einer Kuh, viele Landwirthe geben aber 
In %, Pf. wöhentiih, Die ältere gewöhnliche Annahme war auf 
ein Schaaf 115—2, auf ein Stük Rindvich 18 Pf. jährlich, auf eine 
Odifenmäftung 25 Pf. Der Unterfchied in dem Verbrauche, wie er 
z. B. zwiſchen Frankreich und Baden ftattfindet, zeigt, Daß dort dem 
Viehe fehr wenig Salz gereicht wird, Uebrigens ift bei der Vieh— 
“ mäftung anzunehmen, daß die Ausgabe für Salz wie alle anderen 
Koften in dem Fleifchpreife ihren Erfag finden, 

(f) Früberhin wurde der Nutzen der Salzbüngung überfchäst, ſ. 4.8. 
S. Sinclair, Grundgefege des Aderb. ©, 62 des Anh. — Wür⸗ 
temb, Gorrefpondenzblatt 1824, 1,195 (Sohnfton). — Chaptal, 
Ind. france. 1I, 170. — Milleret, De la reduction des droits 
sur le sel et des moyens de le remplacer. P. 1829. — 
Bulletin des science. agric. Xl, 235. — Man darf den Werth 
diefes Düngemittels nit zu body anſchlagen, weil es von den 
verfchicdenen, zur Ernährung der Gewächfe erforderlichen Stof- 
fen nur zwei barbietet und beshalb nur in fehr befchränt: 
ter Menge Nusen leiften Tann, auch ift felbft in Großbrita- 
nien nicht viel von ihm Gebrauch gemadjt worden, Vgl. Darftellung 
der Landw. Großbritaniens, d. von Schweitzer, 1839, 1, 473. — 
Daurier, Experiences sur le sel ordinaire employ& pour 
Vamendement des terres P. 1846, 

(9) Käfebereitung, Seifenfieden, Gerberei, Tabakefabrication, Bereitung 
der Salzfäure, Ausfcheidung bes Ratrums (Soda), Glasbereitung, 
Verfertigung der Fayenceglafur, Bereitung von Chlor und deffen 
— beſonders des zum Bleichen höchſt wichtigen Chlor⸗ 

alkes ꝛc. 

(h) In Großbritanien Fam die Seefiſcherei erſt nach der Aufhebung der 

Salzſteuer recht empor, Mac Culloch, Taxation, 260. 

(i) Küftenzoder Landgränggegenden würden fi vom Auslande verſor⸗ 
gen. Der freie Verkehr mit Salz in einem Bollvereinsgebiete würde 
einzelnen Salzwerken den Iintergang bringen. 


$. 188, 
Zur Vertheidigung des Salsregals (a) beruft man ſich auf 
die Keichtigkeit, mit welcher der Monopolgewinn in ganz Kleinen 


— —— — — 
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Beträgen bei Gelegenheit des Salzfaufes entrichtet wird (6), 
ferner darauf, daß der lange fortbeftehende höhere Preis des 
Salzes auf die Preife der Arbeit und anderer Dinge eingewirkt 
hat und hierdurch weniger läftig geworden ift, indem die Lohn- 
herrn und die Käufer mandyer Gegenftände dem Lohnarbeiter 
und Gewerbsmann zum Theile die größere Ausgabe für das 
Salz vergüten müßen, Die Aufhebung des ganzen Negales 
wird. ferner durch den ‚bedeutenden Ertrag deffelben erfchwert, 
der fih auf die Allgemeinheit und Nothwendigfeit des Salz- 
bedürfnifies gründet ($. 184) und deſſen Verluft, wenn er nicht 
etwa von gleichzeitigen Erfparungen im Staatsaufwande oder 
von dem Steigen anderer Staatseinnahmen aufgewogen wird, 
das  Auffuchen eines befondern Dedungsmittels erfordert. 
Hiezu bleibt gewöhnlich nichts anderes übrig, als die Erhö- 
hung ‚der fchon vorhandenen Steuern, oder die Einführung 
einer neuen. Jene ift nur da rathfam, wo das Steuerweſen 
ſchon gut eingerichtet ift, eine neue Steuer aber verurſacht Mühe 
und Koften beider erften Einführung ſowie bei der jährlichen 
Erhebung, und wenn fie etwa dem Ealzregale ähnlich nach der 
Kopfzahl der Familien aufgelegt würde (b), fo wäre zu wenig 
gewonnen, weil dann die erwähnte Unvollkommenheit ($. 187 
Nr. 1) nicht aufhörte. Diefe Betrachtungen Fünnen zwar weder 
eine Erhöhung des Salzpreifes rechtfertigen, bei der die nachthei- 
ligen Folgen durch die Neuheit doppelt empfindlich werden wir: 
den, noch auch das Bedürfniß einer Erleichterung zweifelhaft 
machen, wohl aber für diefe einen allmäligen Gang vor dem 
plößlichen Aufgeben des Negals empfehlen, 

(a) VanHogendorp, Lettres sur la prosp, publ. II, 131.1, 65— 77. 


— d’Audiffret, Syst. finane. I, 52, — Niebuhr in Rau und 
Danffen, Ardhiv, N. F. II, 203, 


(6) Bol. v. Langsdorf, Gedanken über die nothw. Herabſetzung ber 
Salzpreife in Deutfchland, Heidelb, 182%, Deſſ. eg ge Salz: 
wertöfunde, 1824, ©, 696. — Benzenberg a. a. D, S. 250. — 
Dagegen v. Malchus, I, 341, — In der Provinz Oberheffen 
wurde 1821 der Salgpreisvon 5 Er. auf ungefähr den halben Be: 
trag erniedrigt und dafür eine Salzfteuer von 64 200 fl, oder gegen 
15 Er, auf den Kopf eingeführt, Crome, Statift. des Großh. Def: 
fen, 1, 109, — Auch wenn man bei einem ſolchen Salzgelde meh: 
rere Claſſen ber Wohthabenheit anordnete, und ” Hmiegung und 
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Einziehung ben Gemeinden überließe, fo würbe boch die Ausführung 
fo viele Mühe machen, daß ber Nugen als fehr zweifelhaft anzu: 
feben wäre, 

8. 188 a, 


Ergebniffe aus den vorftehenden Saͤtzen: 

1) Die Schwierigkeit, den ganzen Ertrag des Salzregales 
zurentbehren oder zu erfeßen, läßt in den meiften Fallen feine 
andere Wahl, als den Ealzpreis für den Augenblid anfehnlic, 
zu erniedrigen. Dies Fann fpater wieberholt werden und bringt 
jedesmal auf einige Zeit das wohlthätige Gefühl einer Erleich- 
terung hervor, auch wird durch die Zunahme des Salzverbrauchs 
wieder das bon der Staatscaſſe zu bringende Opfer verrin- 
gert (a). 

2) Wird in den Koften der Erzeugung und Verfendung des 
Salzes eine Erfparniß bewirkt, fo ift es zweckmaͤßig, biefelbe 
den Staatsbürgern durch Erniedrigung des Preifes zu Gute 
fommen zu laffen (2). 

3) Man follte auch auf die in den Nachbarftaaten beftehen- 
‚den Preife des Salzes Nüdficht nehmen, denn wenn diefe be— 
deutend niedriger find, ald der inländifche Salzpreis, fo ift nicht 
allein ein mächtiger Anreiz zum heimlichen Einbringen vorhan- 
den, fondern die Vergleichung verurfacht auch, daß der höhere 
Preis fchwerer empfunden wird, Kleinere Staaten, die aneinan- 
der gränzen, thun wohl, einen gleichförmigen Salzpreis zu ver- 
abreden, wodurd die Verbote und Verhittungsmittel der Ein- 
fuhr unnöthig werden (c.) 

4) Wo der Staat in eigenen Salzwerken den größten Theil 
des inlandifchen Bedarfes erzeugen Fann, da ift die Eigenver- 
mwaltung diefer Werke das leichtefte Mittel, die Einnahme aus 
dem Salze zu erheben. Eine Verpachtung ift zwar nicht un— 
ausfuͤhrbar, erfordert aber ein großes Gapital im Beſitz ber 
Pachter, auch find die denfelben zur Verhütung von Unterfchleifen 
aufzulegenden Bedingungen läftig, wie bei Privatfalzwerken, 
($. 184, 2). Man könnte entweder den Pachtern die Abliefe- 
rung bes für das Inland beftimmten Vorrathes an die Nieder- 
lagen des Staats um einen feſten Preis vorfchreiben, oder ihnen 
unter den nöthigen Uebermachungsmitteln den Verfauf gegen 
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Entrichtung einer Salzfteuer freilaffen, wobei fie aber an den 
allgemein feftgefeßten Verfaufspreis gebunden blieben, Mit der 
Zeit wird die Staatsgewalt auch in diefem Zweige der Güter- 
erzeugung dem Gewerbfleifie ver Bürger einen weiteren Spiels 
raum geftatten fünnen (4). 


(a) Mac Eullod (Taxat, S, 261) deutet an, daß die Beibehaltung 
einer niedrigen GSalzfteuer, etwa 5 Sch. vom B., in Großbritanien 
ber Staatöcaffe wenig VBerluft zugezogen haben würde. 

(d) Doffmann a. a, O. S. 249 bemerkt, daß das Gefühl einer Nebers 
bürdung ſich fteigert, wenn man die Koften abnehmen und den Rein: 
ertrag der Staatscaffe anwachlen ficht, 

(ce) Die Zollvereinsftaaten haben ihr Augenmerk auf diefes Ziel gerich- 
tet, einftweilen aber fid) gegenfeitig Beiftand gegen den Schleidhs 
handel zugefichert und verabredet, daß ein Preis von 314 fr. für 
das Pfund einen Anfprud) auf nachdrücklichen Schu von Geiten 
derjenigen Regierungen giebt, die einen niedrigeren Preis in ihrem 
Lande eingeführt haben. — Bal. Herdegen, ©. 124. 

(4) Bgl. v. Jakob, 1, $. 299—302. — v. Malchus, 1, 100.— Die 
beiden Verpachtungen in Frankreich find nicht gut ausgefallen. 
Schon bie erftere von 1806 mußte 1825 aufgelöft werden, ob fie 
gleich wie die zweite auf 99 Jahre gefchloffen worden war, denn ber 
auswärtige Abfag hatte fich jo fehr verringert, daß die Actiengefell- 
ſchaft nicht mehr beftehen Eonnte, vgl. $. 186 (5). Die würtemb. 
Saline Elemenshall war bis 1848 verpadhtet. 


$. 189, 


Außer der niedrigen Feſtſetzung des Monopolgemwinnes gel⸗ 
ten für die Benutzung des Salzregales hauptfächlich folgende 
Regeln: 

1) Es ift zweckmaͤßig, diejenigen Salzvorräthe, die in einem 
hervorbringenden Gewerbe verbraucht werden ($. 187, 2), um 
einen geringeren Preis abzugeben, jedoch unter den nöthigen 
Vorfihtömaßregeln, damit der Mißbrauch diefer Begünftigung, 
d. h. die Verwendung zu Speifen, verhütet werde. Dahin gehört 
a) Verkauf eines wohlfeileren Vieh ſal zes. Man bedient fi 
hiezu der minder reinen Sorten des Eud- oder Steinfalzes, 
oder gibt dem Salze einen ſolchen Zufat (Denaturirung), daß 
eö, unbefchadet feiner Zuträglichfeit fir die Thiere, zu menfch- 
lihem Genuß unbrauchbar wird (a). b) Berfauf eines noch 
wohlfeileren Düngefalzes, wozu verfchiedene Abgänge verwen⸗ 
det werden können (5). c) Abgabe von Salz zu niedrigen 
Preifen an ſolche Fabrikanten, welche die nöthige Sicherheit 
gegen Mißbrauch geben (ce). 
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2) Bei der Eigenverwaltung der Salzwerfe muß man die 
Koften des Betriebes zu verringern fuchen. Hiezu dienen 
a) Vervollfommnung der Erzeugung durch Gewinnung einer 
gefättigten Soole oder eines brauchbaren Steinfalzes, durch 
beffere Heißungsart und dergl. (d); b) Erſparung an den Ver: 
packungs⸗ und Fuhrkoften (e). Ob es vortheilhafter fei, das 
Salz an den Salzwerken mit einer Frachtvergütung für den 
Käufer abzugeben, oder Niederlagen auf Staatsrechnung zu 
unterhalten, ift noch zweifelhaft. Diefes verurfacht einen Auf: 
wand fr das Perfonal bei den Niederlagen und die Gebäude (f), 
die Srachtverglitung dagegen gibt einen Neiz zum Betruge und 
erfordert genaue Ueberwackjung (9). 

3) Iſt Feine Hoffnung, auf inländifhen Salzwerken fo 
wohlfeil zu erzeugen, als auf fremden, und ift der Ankauf von 
diefen ficher, fo verdient er der eigenen Erzeugung vorgezogen 
zu werden, 


(a) Man hat hiezu Biegelmehl und Koblenftaub oder auch Kleie beige: 
mengt. Dieje Stoffe lafjen ſich durch Auflöfen des Salzes in Waſſer 
ausfcheiden, was jedoch ſchon mühfam ift, Eine ftarf färbende un: 
ſchädliche Beimiſchung, die weder durch Auflöfung noch durch Glühen 
zu entfernen wäre, iſt noch nicht gefunden worden, weßhalb man 
auch in Frankreich (V. 26. Febr. 1846) bei der Herabſetzung der 
Steuern von Viehſalz von 10 auf5 Franken (für 100 Kit.) die Kleie 
zu Hülfe nahm, aber in einer viel zu großen Menge, nämlich dem 
8fachen Gewichte des Sales! — Zum Viehfalge verwendet man _ 

- zunädjft das verunreinigte, z. B. auf dem Lager in der Zrodenftube 
mit Eifenroft befhmuste Salz. In Baden werden ungefähr 3,? 
Proc. bed ganzen Erzeugniffes an Viehfalz erzeugt. | 

(5) Pfannenftein, Mutterlauge, Afche aus den Heerben, ferner bie ein— 
geäfcherten ineruftirten Dornen der Gradirwände, Der Pfannen— 
ftein und die Dornen enthalten größtentheils Gyps. 

2 In Baden gegen 5500 Gentner zu 1 fl. Ueber Frankreich, f. $. 186 (5) 

4) Anlegung von Bohrlödhern ($. 184), Berbefferungen in den 
Heerden und Pfannen vermögen viel, fo auch die Anwendung 
eines wohlfeilen Brennftoffes, 3. B. bes Torfes. In den bad. 
Salinen rednet man zum Verſieden von 30 Etr. Salz 1 
Klafter Holz (zu 144 Cub. Fuß) oder 16 Etr. Steinkohlen oder 
3—5000 Stüde Torf. — Benugung des Dampfes aus der Pfanne 
zum VBorwärmen und Zrodnen ıc. v. Alberti in ber beutfchen 
Vierteljahröfchrift, VII, 1. (1849). — Fortleitung der Soole an eine 
Stelle, wo das Holz wohlfeiler und die Abfuhr des Salzes leichter 
ift. Die Leitung von Reichenhall in Oberbaiern nah Zraunftein 
wurde fchon 1616 unter Kurfürft Dar I. durch Reifenftuhl aus: 
geführt, v. Reichenbach feste fie 1808 bis Rofenheim fort und 

rachte 1817 die höchſt Eunftreiche Leitung von Berchtesgaden bis 
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Reichenhall, 109000 Fuß lang, zu Stande (Hebung an der Waſſer⸗ 
fäulenmafcdyiene zu Slfang 1218 Fuß bo.) Die ganze Soolenleis 
tung hat gegen 13 Meiten Länge. — Die Leitung von Hallftabt nach 


Iſchl und von da nad) Ebenfee im öfterreihifchen Salzkammergut, 


1757 gebaut, ift 150000 Fuß lang. 


(e) Berpadung in Säden oder, bei wohlfeitem Holze, in hölzernen Ge⸗ 


(N 3.8 


fäßen. Kaiferliche Fabrik zur Verfertigung derjelben im Großen zu 
Hallein, mit Sägemühlen. Aehnlich zu. Reichenhall. — Verfendung 
auf Flüßen (in Schiffen oder auf Flößen), Canaͤlen, Eifenbahnen, 
z. B. der böhmifchen, die vorzüglich hierauf berechnet war. — Vers 
träge mit ganzen Gemeinden zur Ucbernahme der Salzfuhren. — 
Verträge mit anderen Regierungen zum Austaufhe am verfchiede- 
nen Gränzen. So giebt 4. B. Baiern in Oberfchwaben eine gewiffe 
Menge von Salz an Würtemberg ab, weldyes dafür gleiche Menge 
von Friedrichshall in die bairifche Pfalz liefert. 

‚in Baiern, i. D. von 1829 u, 1830, bei einem inländifchen 
Verkauf von 673829 Str, Speifes und 11382 Etr. Viehfalz; 108 190 
fl., wozu noch die Miethe von Magazinen kommt. — Dagegen kann 
öfters die Verfendung auf Staatsrehnung wegen ber großen Mafs 
fen etwas wohlfeiler bewirkt werden, als von einzelnen Händlern. 


(9) Es muß nämlich der Beweis geführt werden, daß der Vorrath, für 


welchen eine beftimmte Vergütung in Anfpruch genommen wird, 
aud) wirklich vollftändig in den benannten Ort gebracht worden, und 
nicht etwa zum Theil in einem näheren Orte zurücgeblieben ift. 
Die Ausbezahlung geichieht in Baden von den Untererhebern, die ſich 
vorher überzeugen müffen, daß die aufdem Salzwerke angebrachte 
Verſchnürung und Verbleiung des Salzſackes unverlept ift, und die 
abgenommenen Bleie werden durch die Obereinnehmereien an dic 
Salzwertöverwalsungen zurüdgeliefert, f. Samml, aller Gef. und 
Berordn. über die indirect, Steuern in Baden, 1839. VI. Abfchnitt. 
Die inländifchen Fradhtvergütungen betrugen 1844—46 i. D. 67800 
fl. Der den Kieinhändtern bewilligte VBerdienft von Y, Er. würde, 
wenn man annehmen wollte, dab 34 des Berbraudyes vom Krämer 


erkauft werden, von 213000 Etrn. ſchon 177500 fl, ausmachen, alfo 


ren 


beide Summen 245300 fl. An diefer Ausgabe könnte durch das Mit: 
werben etwas erjpart werben, wobei freilich im Kleinverkaufspreife 
mehrerer Orte Heine VBerfchiedenheiten eintreten würden. Man bes 
technete 1844—46 die Koften für 1000 Gentner fo: Soolförberung 
20 fl, Sieden und Erodinen 372,86 fl., VBerpaden und Aufbewahren 
176,27 f[., inländifche Frachtkoſten 216 fl., auf. 784 fl. = 0,8 fl. 
p. Centner. — In Baiern koftete 1829 u. 30. i. D. die Verfendung 
und ber Verkauf der im Ins und Auslande abgefesten 809 464 Etr. 
672572 fl. oder 0,9? fl. vom Gentner, was jedoch ſchon wegen der uns 
leihen Entfeunungen und Fuhrlöhne keine genaue Vergleichung zus 
Bt, auch kommt noch der Zufchlag des Kleinverkäufers zu dem 
Preife Hinzu. 


$. 190, 
Das zwar nicht allgemein in Deutfchland, aber doch in mehre- 
Ländern eingeführte Salpeterregal (a) wurde ebenfalls 


aus dem Bergmerföregale abgeleitet, fand aber in der Unent- 
behrlichfeit des Salpeters zur Bereitung des Schießpulverd und 
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fomit in feiner Wichtigkeit fir die Staatsvertheidigung. feine 
befondere Veranlaſſung (5). Der Salpeter (falpeterfaures 
Kali) findet ſich nicht bloß in manchen andern ſchon gebildet 
in großen Maffen der Erde beigemengt, fondern erzeugt ſich 
auch neu an foldyen Orten, wo organifche Stoffe in Verwefung 
übergehen. Man Fann ſich hierzu der Erde bedienen, welche 
unter den Viehftällen, Kellern und Scheunen und in der Nähe 
der Wohngebäude auf dem Lande liegt (c) ; doch ift die Anle- 
gung von Erdhaufen, deren Beftandtleile man in einer paſſen⸗ 
ben Zufammenfeßung verbindet (Salpeterplantagen), ergiebis 
ger. Die gewöhnlichen Einrichtungen beim Galpeterregale 
waren dieſe (d): 

1) Niemand durfte ohne obrigfeitliche Erlaubniß und Ent- 
richtung einer jährlichen Abgabe fich mit der Salpeterbereitung 
befchäftigen. 

2) Die privilegirten Salpeterfieder (Saliterer) durften, ohne 
der Erlaubniß der Eigenthümer zu bedürfen, in den ländlichen 
Gebäuden und Höfen nach Salpetererde graben und bie gefun- 
dene mit fich nehmen, 

3) Sie mußten ihr ganzes Erzeugniß dem Staate zum Vers 
Fauf um einen gewifjen Preis anbieten. 


(a) Zuerft 1419, Erzbifchof Günther von Magdeburg, 1560 Erzbifchof 
Sohann von Trier ıc. Pütter, Erörterungen des beutfchen Staates 
und Fürftenrechts, II, 27—50, — Beckmann, Geſchichte der Ers 
findungen, V, 587. — Bergius, Magazin, VII, 1. — Mitter: 
maier, Grundf. $, 244, 

(5) Frankreich verbrauchte 1800—1814 im Iahresdurchfchnitt 1 + 114000 
Kilogr, (2228000 Pfund) Schiefpulver. Hiezu find gegen 1% 
Mi. PfundraffinirterSalpeter erforderlich (75 Proc.).Thenard, 
Deput. Kammer, 30. Juni 1829, 

(ec) Diefe Erde enthält übrigens mehr falpeterfauren Kalk ald wahren 
Salpeter und ed muß nach dem Auslaugen nod Kalilauge oder 
Afche beigefest werden. — In niedrig liegenden Ebenen mehrerer 
Länder, vorzüglich in Oftindien, wird eine reichere Salpetererde ges 
funden, meßhalb der oftindifche Salpeter ungeachtet bed weiten 
Transportes nicht fo hoch zu ftehen kommt als der europäifche. 

(d) Die Verordnungen über das preußifche Salpeterwefen in Ber: 
gius, Samml. t, Landesgef., XI, 1. — In Defterreich befteht noch 
das Regal nad) dem Patente vom 21, Dec, 1807, f. Krapf, Handb. 
d. Zoll: u. Staatsmonop.=D, II, 341. 


$. 191. 
Diefe Beflimmiungen waren dem Zwede, bie Bereitung bes 
Salpeters im Lande zu befördern, Feineöwegs entfprechend, denn 


249 


zu 1) wurde durch die Abgabe und die ausfchließliche Berechtis 
gung für einen gewiffen Bezirk die Ergreifung diefes Gewerbes 
erfchwert, während man eher noch Ermunterungsmittel deffelben 
hätte aufftellen müffen, wie Prämien und Belehrungsanftal- 
ten (a) ; — zu 2) wurde den Landbewohnern eine große Laft 
aufgebürdet, indem fie das Durchwühlen des Bodens in ihren 
Beſitzungen fich gefallen laffen mußten (5) ; es ift daher rath— 
fam, zu verordnen, daf die Salpetergräber fi) von den Haus- 
eigenthümern die Erlaubniß zum Euchen nad falpeterhaltiger 
Erde auswirken müffen ; — zu 3) Wenn das dringende Beduͤrf⸗ 
niß des Staates ein’ foldyes Vorkaufsrecht rathfam macht, fo 
muß wenigitens der volle Marktpreis vergütet werden, Nach 
diefen Anordnungen hört das Salpeterwefen auf, Quelle einer 
Staatseinnahme zu fein, 


(a) In Frankreich wurden während des Nevolutionsfrieges viele junge 
Leute nach Paris gerufen und von dortigen Chemikern im Salpeter: 
fieden und in der Pulverfabrifation unterwiefen. 

(5b) Es war fogar verboten, die Wellerwände eingeben zu laffen, um fie 
mit Mauern oder VBerzäunungen zu erfegen. Gemeinden entrichte— 
ten häufig das Pachtgeld für die Erlaubniß des Salpetergrabens, 
blos um ſich von jenen Beläftigungen zu befreien, — Nach der baier, 
Verorbnung vom 28. Januar 1815 koͤnnen ſich die Gemeinden das 
durch vor den Beeinträchtigungen der beein Pa fhüsen, daß 
fie denfelben Eünftlih bereitete Salpetererde überliefern. — Ver: 
pflidhtung der Salpetergräber, den Grundeigenthümern allen Scha> 
ben zu erfegen, nach $. 11 des a, Öfterreich, Patents von 1807. 


4. Hauptſtück. 
MHegal der Jagd und Fifcherel. 


$. 192. 

Dad Jagdregal, d. h, die Befugniß der Staatögemwalt, 
die Jagd in den Privatwaldungen auszuüben, darf nicht mit 
der Sagdhohheit und dem Wildbanne, d. h. dem Rechte 
einer Zeitung des Jagdweſens aus dem Standpuncte der Volks⸗ 
wirthſchaftspflege (II, $. 175.), verwechfelt werden, Die letz⸗ 
tere Thätigfeit bezweckt die Erhaltung des Wildftandes im Gans 
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zen, wen auch immer die Iagdgerechtigkeit zuſtehe, und ift der 
Aufſicht des Staates auf die gefammte Forftwirthichaft (II,$. 153.) 
ähnlich, aus der man irrig die Eriftenz eines Forftregals abge— 
leitet hat (a). Das in vielen Ländern beftehende Iagdregal 
dagegen trägt vollfommen die Merkmale eines Hohheitsrechtes 
an fich (5), nur mit der Eigentlyumlichkeit, daß viele Grund⸗ 
eigner, inöbefondere Bejiger von Nittergüttern, von Alters her 
fich im Befige des Iagdrechtes behauptet haben, wenigftens in 
Anfehung der niederen Jagd, während die hohe Jagd in der 
Regel der Regierung zugefallen ift (ec). 


(a). Die Annahme eines Forftregales beruht auf einem Mißverftänd- 
niffe, denn die Rechte, welde der Staatögewalt über bie Privat⸗ 
waldungen zuftehen, betreffen nur bie Leitung ber Privatforfiwirths 
fchaft, hauptfächlicd in den Gemeinde» und Stiftungswaldungen, 
nad) Zweden der Volkswirtbfchaftspflege, aber nicht die Benusung 
derfelben zum Vortheil der Staatscaffe. Was die Eigenthümer 
der Waldungen für die Ausübung diefes Auffichtsrechtes etwa ent: 
richten müffen (Anweifegeld, Beförderungsabgaben 2e.), das fällt 
in den Begriff einer Gebühr, die von wefenttichen Regierungshand: 
lungen erhoben wird. — Einzelne Forftnebennugungen, 3. B. das 
Maftrecht, find allerdings hie und da, wie die Jagd, landesherrliches 
Refervatz f. 3. B. Stiffer, Forft- und Jagdhiſtorie der Teutſchen, 
Ausg. von Franken, 1754, ©. 185. 

(6) Es unterfcheidet fich alfo weſentlich von den gutsherrlichen Rechten, 
welche ganz privatrcchtlicher Art find, F. 134. 

(c) Eslaffen ſich hiebei 3 Perioden unterfcheiden: 1) Auch ald die Jagd 
fhon nicht mehr Hauptnahrungsquelle war, blieb fie doch fo beliebt, 
daß die freie Pürfch lange fortdauerte. 2) Allmälig brachte man es 
dabin, das Jagdrecht dem Grundeigenthümer ausſchließlich zu 
ſichern. Zuerft fchloffen die karolingifhen Könige ihre Wälder, dann 
ahmten es Privatperfonen nah und der Wildbann kam auf. 3) Erft 
gegen Ende des Mittelalters gelang es den Regierungen, aud in 
vielen Privatwaldungen das Jagdrecht an fich zu ziehen. Hülls 
mann, Fin. Geſch. ©. 43. Mittermaier, $. 213—15. — In 
Norwegen ift dad Jagdrecht den Grundeigenthümern geblieben, 
Niemann, Dänifche Forftftatiftit, S, 160. 


— 


$. 193, 


Die neue Einführung des Jagdregales wiirde als ein Ein⸗ 


griff in die Rechte der Grundeigenthuͤmer nicht gebilliget wer« 
den Eünnen, Wo jedoch diefes Hohheitsrecht fchon lange be= 
fteht, da haben die jegigen Befiger der Waldungen diefelben 
ohne Nüdficht auf dad Iagdrecht erworben, und die Fortdauer 
der Negalitat hat in rechtlicher Hinficht nichts gegen ſich. Von 





251 


volkswirthſchaftlicher Seite fprechen folgende Gründe für die 
- Erhaltung des Iagdregals: 1) da die Jagd eine Nebennugung 
der Waldungen ift und der Wildftand nur bis zu einer gewiſſen 

Graͤnze ohne Nachtheil für Holzwuchs und Feldbau vermehrt 

werden ann, fo vermöchte auch der Ermwerbseifer der Einzelnen 

feinen höheren Nohertrag zu erzielen; 2) bei der Freigebung 
“der Jagd an die Grumdeigenthlimer würde da, wo die Kände- 
reien ſehr zerftüdelt find, das Wild wegen der unvermeibdlichen 
übermäßigen und regelwidrigen Benugung der Jagden nicht 
gehörig geſchont werden und fomit eine immer ſchaͤtzbare Güter 
quelle ganz verfiegen, vgl. II, $. 174 (a), ferner würde der 

Reiz des Jagdvergnuͤgens viele Menfchen von der Arbeit ab 

ziehen (5). Deßhalb hat man auch da, wo das Jagdregal 

fammt allen Iagdrechten auf fremdem Boden geſetzlich aufges 

- hoben worden war, die Ausübung der Jagd zu befchränfen ge- 
fucht Ce). Daſſelbe ift in der neueften Zeit (1848) in vielen 
deutfchen Staaten geichehen, wo die Jagdrechte wegen der 

. mit ihnen verbundenen Unbequemlichkeiten und felbft Berlufte 
fuͤr den Grundeigenthuͤmer aufgehoben worden find. Nur ein= 
zelne große Grundeigenthuͤmer dürfen ihre Jagd felbft benugen, 

die Gemeinden müflen fie verpachten oder Beauftragte an- 

ftellen (d). 

(a) Bei vielen Heinen Grundftücden ftellt fich, wenn die Jagd dem Eigen» 
thümer überlaffen wird, von felbft Koppeljagd oder fogar freie Puͤrſch 
ber, weil ed Niemand der Mühe werth findet, auch dem Nichtbegü: 
terten das Sagen zu unterfagen, Hier fällt auch alles eigene Inters 
effe-an der Schonung des Wildes hinweg, wie man ſchon bei geord> 
neten gröferen Jagdrevieren an den Gränzen gegen einen unzuver— 
läffigen Nachbar mehr als in der Mitte zu erlegen pflegt. Schon 


die ftete Beunruhigung des Wildes durch tägliches Jagen ift 
ſchaͤdlich. 

(5) La chasse, sans ötre plus productive que d'autres travaux, a 
malheureusement plus d’attraits; le jeu s’y combine avec la 
peine, l’oisivet@ avec l’exercice et la gloire avec le danger. 
Bentham. 


(e) In Frankreich wurde am 11, Auguft 1789 das Jagdregal aufgehos 
ben. Im Koͤnigreich Weftfalen ahmte man dieß nad), forderte aber 
vom Grundeigenthlimer, damit er jagen dürfe, einen Waffenpaß; 6. 
Februar 1808. — In den preußifchen Landen auf dem linken Rhein= 
ufer haben die Grunveigner zwar, zufolge jenes franzöfifhen Ge: 
feßes, die Nusung der Zagd behalten, aber nicht die Ausübung ders 

felben, fie wird nämlich zu Gunften jener verpachtet, V. v. 17. April 
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1830. Diefe Einrichtung ift in Bezug auf den Betrieb ber Jagd von 
ber Regalität nicht verfchieden, — Bol. Memorial forestier, Ann, 
X, 124. 

(d) Bad. Gef, 10. Apr. u. 26. Jul. 1848, — D. Grundredte, $. 169: 
Zagdgerechtigkeit auf fremden Boden ift aufgehoben, außer wo fie 
erweislich durch einen läftigen Bertrag erworben worden ift. Die 
Landesgefepgebung kann die Ausübung ber Jagd ordnen. Ebenfo 
preuß. Entwurf $. 167, 


$. 194, 

Mo das Jagdregal noch befteht, da Fann es benußt werden 
(a) 1) durch Selbftverwaltung, indem dad von dem unteren 
Forftperfonale erlegte Wild auf herrfchaftlihe Rechnung vers 
kauft und dem Säger eine Eleine Vergütung für jedes Stüd 
bezahlt wird, 2) durch Verpachtung, die in der Hegel vortheils 
hafter ift und in den Privatwaldungen auch den Nuben ge 
währt, daß die Forfibedienten nicht fo häufig von dem Befuche 
der Staatöforften abgezogen werden ($. 152.), 3) durch Ue— 
berlaffung an größere Gutsbefiger in ihrem Gebiete gegen einen 
feften Zins, doc mit dem Vorbehalte des Widerrufes im Falle 
einer Zerftüdung ihrer Beſitzungen. Dieß trägt weniger ein, 
als die Verpachtung, ift aber fehr einfach und befreit die Grund- 
eigenthümer von allen Beläftigungen. 

Je mehr man zur Verhütung des Wildfchadens thut, defto 
mehr muß der Wildftand und folglich der Ertrag des Jagd» 
regales abnehmen. Zur Sicherung deffelben gehören vorzüglich 
Maafregeln gegen den Wilddiebftahl, die außer der Hut in den 
Maldungen au in der Aufjicht auf den Handel der Privat- 
perfonen mit Wildpret beftehen. Dagegen müffen die mancher 
lei Laſten, die ehemals den in der Nähe von Jagdbezirken des 
Staates wohnenden Zandleuten aufgelegt wurden, ald 7. B. 
Sagdfrohnen, Beköftigung der Jäger und Hunde u, dgl. voll» 
ftandig aufgehoben werden, 


(a) Rohertrag in Baiern, i. D. 1835—37: 95724 fl,, wovon aber 


33603 fl. Koften abgehen. Baden, Reinertrag 1829 u. 1830 i. 
D. 3880 fl., 1831 und 1832 1. D. 23360 fl,, — 1837 und 38 i. D. 
32334 fl, — Die Zunahme rührt von der allgemeinen Einführung 
ber Berpacdhtung her. A. für 1848 war 32890 fl. 


$. 195. 
Die ausfchließliche Befugniß der Regierung, nugbare Gegen- 


wi mn mm . 
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ftände aus. den Gemäffern zu gewinnen, ein Beftandtheil des 
fogenannten Wafferregales (a), ift ein eigenes Hohheits- 
recht, denn die fchiff- und floßbaren Flüffe und die Meereskuͤſten, 
als Staatseigenthum, find dem allgemeinen Gebraucde der 
Bürger gewidmet, ſo daß ein befonderer Vorbehalt nöthig 
ift, um diefe von ber Betreibung des genannten Gewerbs- 
zweiges auszufchließen; in Privatgemwäffern fteht den Grund» 
eigenthümern die Benugung zu, wo fie nicht ebenfalld dem Nes 
gale unterworfen iſt. Unter den hieher gehörenden Nukungen 
ift am erheblichften die Fifcherei in größeren Gewaͤſſern, in 
denen zwar jene Sorgfalt fich nicht belohnen wiirde, die man in 
Fleineren gefchloffenen Wafferbehältern (Zeichen) anmwendet, 
die jedoch auch nicht ohne fchonende Maafregeln betrieben wer- 
den darf. Ihre Negalität laßt fich ungefähr wie die der Jagd 
beurtheilen. Die Fifcherei in Binnengewäflern, wo fie nicht her- 
fümmlich oder vermöge fürmlicher Uebertragung einer nahen 
Gemeinde, einem Gutsherrn ıc, zufteht, pflegt von der Regie— 
rung verpachtet zu werden, unter Bedingungen, welche ber 
Bertilgung der Fifche vorzubeugen dienen koͤnnen, II, $. 176 
(5). Die Fifcherei auf dem Meere fönnte nur in der Nähe der 
Küften als Negal in Anſpruch genommen werden, es ift aber 
am zwedmäßigiten, fie gänzlich freizugeben, weil fie nicht er- 
giebig genug ift, um eine Abgabe ertragen zu Fünnen und zu— 
gleich eine Begunftigung vollfommen verdient, — Die Gold- 
wäfcherei an den Flüffen giebt in Deutſchland Faum einen 
teinen Ertrag und verdient daher durch Freigebung befördert 
zu werden (ce). Die Perlenbaͤche einiger Pänder find zwar 
Negal, aber ohne Gewinn für die Staatscaffe (A). 


(a) Klüber, Def. R. F. 456 ff. Bol. Mittermaier, 1, $. 222 a. 


(5) Bergius, Pu. K. Magaz. IN, 110.— In Rufland war früher 
die aftrachanifche Fifcherei (auf dem cafpifchen Meere, mit Ausnahme 
der uralifchen) ein Regal, welches 1763 gegen eine Abgabe von je⸗ 
dem Pud Haufenblafe und Baviar der Kaufmannfchaft zu Aftradyan 
überlaffen wurde; 1802 wurde bie Fifcherei der allgemeinen Be: 
nusung freigegeben. Stordh, Rußland unter Alexander I. X, 

(ce) Wo der Goldfand nicht aus dem Berte eines Fluffes, fondern von 
Privatgrundftüden gewonnen wird, dba hat dieß Geſchaͤft gar Feine 
Beziehung zu den Gewäffern und müßte, wenn ber Staat es ſich 
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vorbehalten wollte, unter das Bergregal gebracht werben. — Außer 
dem Rhein führen audy viele andere Flüffe Gold, z. B. Arriege 
(Aurigera), Ifar, Inn, Eder, Reuß, Aar, Emme, Po, Tajo ꝛc., body 
in wenigen verlohnt fi das Auswaſchen. In Baden ift dieß freis 
gegeben, jeder Grundeigenthümer, ber Lager von goldführendem 
Kiefe befist, kann darüber verfügen. Das Verfahren tft feit alter 
Zeit ſich gleich geblieben, ein Schlämmen auf einer geneigten, mit 
Zud überzogenen Fläche und das Amalgamiren des hiedurch gewons 
nenen fchwereren und feineren Sandes, Die Münze in Karlsruhe 
vergütet die Krone Gold (70 holl. As) mit 5 fl. (früher nur mit 
41, fl.). Der 'abgelieferte Betrag ift jährlid i. D. gegen 2300 
Kronen, ohne das auf anderen Wegen verkaufte. Die — 
verurſacht außer der Arbeit keine Koſten, als die Anſchaffung des 
Queckſilbers, und liefert einen taͤglichen Rohertrag von 30 tr.—1 fl. 
für den Arbeiter, 

(4) Baiern hat einige Perlenbähe im Main, Regen» und Unterbonaus 
freife, deren Verwaltungskoften den Ertrag überfteigen. Es wäre 
daher vortheilhaft, das Betriebsrecht audy unentgeldlich einem Pri⸗ 
vatmann zu geben. Eine Freigebung an alle Uferbefiger würde bie 
ganze Nudung zerftören. — Saͤchſiſche Perlenfifherei im Vogtlande, 
Regal feit 1621.— Badiſcher Perlenbady zu Schönau im Oben: 
walde. — Das Bernfteinregal an den preuß. Küften, hauptſächlich 
zwifchen Pillau und Palmniden, ift vielen Defraudationen ausgefept 
und macht ftrenge Strafen fowie fleißige Auffiht nothwendig; f. 
Nande, Wanderungen burd) Preußen, I, 72. 1802, 





5. Hauptſtück. 
Das Münzregal. 


$. 196. 


Unter dem Münzregal verftand man fonft den Inbe— 
griff aller auf das Münzwefen fich beziehenden Nechte der 
Staatögewalt (a). Diefe Nechte find aber größtentheils dem 
Sinanzwefen ganz fremd und fließen aus dem Bedürfniß einer 
feften Leitung des Muͤnzweſens nach volfswirthfchaftlichen 
Zwecken, weil die Münzen ein höchft nothwendiges Hülfsmittel 
des Verfehres find und ihre gute Beichaffenheit, fowie ihr guter 
Umlauf zu den wichtigften Bedingungen des Wohlftandes ge— 
hören, Werden nun die hierauf gerichteten Maafßregeln in der 
Bolkswirthfchaftspolitif beleuchtet (I, $. 249.), fo bleibt für 
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die Finanzwiſſenſchaft nur die Unterfuchung übrig, inwiefern 
das Münzprägen als eine Einnahmsquelle benußt werden 
könne. Das Münzregal im engeren finanzwiffenfchaftlichen 
Sinne ($. 85.) beſteht demnach nur in dem ausfchließlichen 
Mechte der Regierung, Münzen prägen zu laffen und hieraus 
einen Gewinn zu ziehen. Wie ſchon im Alterthum (5), fo 
ging man auch in fpäteren Zeiten fehr haufig in dem Streben, 
das Münzwefen für die Staatscaffe einträglich zu machen, ſo⸗ 
meit, daß darunter die Nüßlichkeit der Münzen für den Verkehr 
litt, Erſt in neuerer Zeit, bei befferer Einſicht in das Wefen und 
die Beftimmung des Geldes, hat fich die Ueberzeugung be— 
feftiget, daß die finanzielle Benutzung des Muͤnzweſens nur 
eine Nebenfache fei und der gemeinnüsigen Wirkung der Miün- 
zen feinen Gintrag thun dürfe. 

(a) ©, 3. B. Bergius, Mag. VI, 405 nad Juſti. 

(5) Im römifchen Reiche ſchon in den Zeiten der Republil, Im Jahre 
264 a, C. wurde das As von 1 Pfund bis auf U, Pfund verringert 
und in diefem leichten neuen Kupfergelde zahlte man die Schulden 
ab, Ita quinque partes factae lucri dissolutumque aes alienum. 
Plin, — Im fräntiihen Reiche wurde das Münzregal nad) bem 
Beifpiele des römifchen eingeführt, in Deutfchland insbefondere ger 


langte es allmälig an die vielen Reidhsftände, wodurch eine unbes 
fhreibliche Verwirrung entftand. 


$. 197, 

Das Prägen ver Münzen verurfacht Koften, Ein Erfa 
berfelben und allenfalld noch ein weiterer Gewinn wird dann 
möglich, wenn man ſich das rohe Muͤnzmetall für eine etwas 
geringere Menge von geprägtem verfchafft, alfo 3. B. 100 Loth 
rohes Silber mit 99 oder 98 Lothen gemünzten Silbers er- 
wirbt. Der Unterfchied zwifchen dem Preife des rohen und des 
geprägten Metalles ift der Schlagfchat (a), und die Ein- 
träglichkeit des Münzregales beruht mithin auf der Größe des 
Schlagſchatzes. Würde man diefen gänzlich aufgeben und den 
Bürgern ihre Metallvorräthe unentgeldlich, alfo auf Koften der 
Staatscaffe prägen, fo verurfachte das Muͤnzweſen nur eine 
Staatsauögabe, Feine Einnahme. Die für eine folche Einrich— 
tung angeführten Gründe (2) find nicht zureichend (c) und 
ein auf den Betrag der Praͤgekoſten gefester Schlagſchatz muß 
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für unfchädlich gehalten werden, Ein höherer zieht dagegen 

nachtheilige Folgen nach fich, die fich am beften durch Beleuch— 

tung der verfchiedenen Mittel, wie er erlangt werden‘ Fann, 

darthun laſſen. Hiebei ift hauptfächlich zu unterſcheiden, ob 

man den beſtehenden Muͤnzfuß, wenigſtens fuͤr groͤbere Sorten, 

beibehaͤlt oder denſelben verlaͤßt. 

(a) Beiſpiele in II, S. 257, 

(5) v. Jakob, 1, $. 414 ff. 

(c) II, $. 257, — v. Malchus, 1, 119. — Die Bertheibiger ber unents 
geldlichen Ausmünzung legen befonderen Werth auf ben Umftanb, 
daß diefelbe die Preife der Waaren erniedrige und fo den Abfas im 
Auslande befördere. Der auswärtige Käufer, welder eine in Muͤnze 
bedungene Summe zu entrichten hat, muß biezu etwas mehr rohes 
Metall ausgeben, ald der Feingehalt beträgt; f. 4. B.v. Jakob a. 
a. O. Allein abgefehen davon, daß dieſer Umftand, als länaft bes 
fiehend, nicht mehr empfunden wird, ift er audh geringfügig, zumal 
wenn die Zahlungen zwifchen den Ländern in Gold berechnet und 
geleiftet werben. 


$. 198, 


Ohne Veränderung des Minzfußes kann ein Schlagfhat 
bezogen werben: 


1) durch erzwungenen Vorkauf der im inländifhen Berg- 
bau gewonnenen Müngmetalle, ein in Nüdficht auf dieß Ge- 
werbe entfchieden fehlerhaftes Mittel, $. 182, 

2) durch Einkauf edler Metalle von Privatperfonen, oder 
durch das Begehren derfelben, eine überlieferte Metallmenge 
prägen zu laffen (a). Man hängt aber hiebei von dem Muͤnz⸗ 
bedürfniß der Metallbefiger ab. Iſt ein gewiſſer Schlagſchatz 
von der Regierung angeſetzt worden, fo werden ihr nur dann 
Vorraͤthe zur Ausprägung zukommen, wenn die Befiger der» 
felben e8 vortheilhafter finden, fich dafür neue Münzen zu ver 
Schaffen, als fie zu einer anderen Verarbeitung zu verkaufen 
oder außer Landes zu fenden, Laßt fih nun die Regierung 
einen hohen Preis für die Pragung bezahlen, d. h. fordert fie 
einen die Koften überfteigenden Schlagſchatz, fo werben in der 
Negel ſolche theuere Münzen wenig begehrt. Im Welthandel 
fiehen bisweilen die Preife der Miünzmetalle fo hoch, daß man, 
flatt einen Münzgewinn zu ziehen, nur mit einem Verluſte 
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prägen Fann (5), und dieß darf doch nicht unterlaffen werden, 
wenn der Umlauf neuer guter Münzen bedarf; 

3) durch Verfertigung einer geringhaltigen Scheidemünze, 
Dieß ift bei den Fleinften Sorten unfchädlich, wenn weder die 
Größe des Schlagſchatzes noch die Menge der geprägten Stüde 
eine gewiſſe Gränze üiberfchreiten, II, $. 258, 259 (ce). 


(a) Ob die Regierung die Metallvorräthe förmlich anfauft, oder ob 
Privatperfonen ihre Metallmaffen zum Prägen übergeben und ba= 
für eine um den Schlagfcha& verminderte Quantität Münze zurück⸗ 
erhalten (wie die Müller den Mahllohn im 16ten Scheffel zurück⸗ 
behalten), dieß macht wenig Unterfchied. Die edlen Metalle-im rei: 
nen Zuftande find fo gleihförmig befchaffen, daß es gleichgültig ift, 
ob der Privatmann feine Münzen gerade aus feiner übergebenen 
Gold-⸗ oder Silbermaffe, oder aus einer anderen empfängt, und man 
tönnte daher auch das zweite Gefchäft wie den Kauf einer erft zu 
fertigenden Müngmenge für eine pränumerirte Menge Müngmetall 
anfeben. Nur darin zeigt ſich eine factifche Verſchiedenheit, daß 1) 
beim förmlichen Kaufe das Begehren vom Staate ausgeht und das 
her für Anfhaffung einer angemeffenen Quantität Sorge getragen 
werden kann, 2) bei der Ablieferung einer zum Prägen beftimmten 
Metallmenge, weldye das Eigenthum des Uebergebenden bleiben fol, 
eine gewiſſe Zeit verftreichen muß, bis die Fabrication der Münzen 
beendigt ift. 


(5) Wenn bie köln. Mark Silber, aus welcher 241% fl. geprägt werben, 
24 fl. 20 Er. gilt, fo ift der Schlagſchatz 10 fr. auf die Mark oder 
0,67? Proc: und um diefen Betrag kann man nicht einmal grobe 
Sorten prägen. Der neuere Silberpreis ift fogar 24 fl. 30 Er. bei 
hochhaltigen Silbergemifhen. Manche kleine Staaten, nach deren 
Münzen wenig Begehr ift, haben bisweilen längere Zeit gar nicht 
prägen laffen, um feinen Verluft zu tragen. 

(ce) In Rußland zeigten ficd) die Nachtheile des Mifbrauches der Scheides 
münzen in ganz befonderem.Maaße, weil man dort eine fo große 
Menge von Kupfermüngen ausgab, daß dafjelbe im inländifchen 
Geldumlaufe aud zur Zahlung beträdtlicher Summen gebraucht 
werden mußte, — In Deutichland ift das häufige Nachmachen der 
Scheidemünzen , welches bisweilen mit unglaublicher Dreiftigkeit 

etrieben wird, hauptſächlich daraus entftanden, daß man bis 1837 

ine Staatöverträge über Gleichftrllung des Fußes und der Form 
für diefe Münzen gefchloffen hatte, daß folglich Stüde von ber vers 
fhiedenften Güte und Geftalt neben einander umliefen. — Die Hein 
ften Stüce können aus Kupfer mit einigem NReinertrage gefchlagen 
werden. In Preußen wird der Gentner Kupfer in 1,2, 3 und 4 
Pfennigftüden zu 93 Rthlr. 26 Sgr., alfo ungefähr zu dem Drei- 
fahen des Metallwertbes, ausgeprägt. — In Baden wiegen 60 
Kupferkreuzer 1 Köln. Mark, wovon das Metall 30 Er, koftet. Das 
Münzregal gab in Baden i. D. 1832—36 einen Reinertrag von 
6782 fl., aber von 1837 und 38 trat ein Zufchuß von 5168 fl. i.D. 
ein, wegen ber Prägung vieler grober Silbermünger. Der R. Durch: 
ſchnitt für 1846 und 47 hat ogar eine jährliche Mehrausgabe von 
47 986 fl. 

Rau, pol. Dekon, Ste Ausg. ILL 17 
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8. 199, 

Die Veränderung des Münzfußes war ehemals eine fehr 
beliebte Finanzunternehmung, wobei die älteren beſſeren Etüde 
den Stoff zu den neueren fchledyteren darboten, denen man 
gleiche gefeßliche Geltung gab, In Folge der unvolllommenen 
Kenntnif von dem Weſen des Geldes wähnte man, es fei zu 
einer gewiflen Geltung einer Münze nicht gerade ein beftimmter 
Feingehalt erforderlich und es fei hinreichend, wenn berfelben 
von der Negierung eine gewiſſe Benennung, Gulden, Thaler ic, 
beigelegt werde, um ihre Annahme für den bisherigen Preis 
in anderen Gütern zu bewirken. Geſchah eine Muͤnzverſchlech— 
terung Öffentlich, nach einer landesherrlichen Verordnung, 
fo verband man damit gewöhnlich eine Verrufung der älteren 
befferen Münzen und nahm dieſe gegen einen fo, niedrigen 
Preis bei den Münzftätten an, daß die Befiger verloren und 
die Staatscaffe gewann (a). Bon gleicher Wirkung war es, 
wenn man, ohne die Befchaffenheit der gröberen Münzforten 
zu ändern, fie einer größeren Anzahl der kleineren Münzein» 
heiten gleich gelten ließ (2). Die häufigen Anordnungen 
diefer Art, welche die europaͤiſche Münzgefchichte noch bis in das 
18te Jahrhundert nachweill, waren darum ziemlidy verwidelt, 
weil fich immer die gefeliche Preisbeftimmung der Gold- und 
Silbermünzen gegen einander einmifchte, und, wenn ber Marft- 
preis des Goldes gegen Eilber von dem gefeglichen abwich, ſo— 
gleich eine Veränderung im Echrot und Korn oder in der Zaͤh— 
lung der Münzen vorgenommen wurde, 11, $. 250. Die Ber- 
ringerimg des Feingehaltes der üblichen Nechnungseinheit, wenn 
biefe von der Regierung noch eben fo hoch gerechnet wird als 
vorher, muß eine niedrigere Annahme der Landesmuͤnzen im 
Auslande und eine Erhöhung der Waarenpreife verurfachen, 
fie muß denjenigen einen Verluft zu Wege bringen, welche aus 
fhon beitehenden Werbindlichfeiten Zahlungen zu erhalten 
haben (Staats und Privatgläubiger, Befoldete 2c.), dagegen 
die Schuldner begünftigen und den Verkehr verwirren, 1, 
8.256 (c). Iſt aus volkswirthſchaftlichen Gründen die Ans 
nahme eines anderen Miünzfußes rathfam, fo follten alle Ver— 


bindlichkeiten in der neuen Münze nach Maafgabe des Feinge- 
haltes ausgedrüdt werden (d). 


(a) 3.8, franz. Gefes dv. 30. Oct. 1785, über die Ausprägung der neuen 
Louisd’or, 32 Stüd aus der rauhen Mark Troyes, im Korn von 22 
Kar. (nad) dem Remedium nur 2124 Kar. und fo wird auch insges 
mein gerechnet). Bis dahin waren aus der Mark Tr. 30 Louisd. ges 
ſchlagen worden, Der neue &. wurde zu 24 Livres gerechnet, wie 
vorher der fchwerere alte, das Gold wurde alfo gegen das Silber 
im Preife erhöht (auf das 15,*'fache ftatt des 14,%fachen, wie feit 
1726). Von den Münzftätten wurde die feine Mark Troyes Gold 
ausgeprägt zu 850,7 Livres (21%, Kar. Korn angenommen), 
aber angenommen in Barren und fremden Münzen zu 828,6 2., 
in älteren Louisd’or, welche außer Curs geſetzt wurden, im erften 
Halbjahre für 830%, L., fpäterbin zu 822,4 2, Die Inhaber älterer 
Louisd’or büßten alfo zum Mindeften 214 Proc. ein. Das Gefes 
ftebt u. a, bei Buffe, Kenntniffe des neueren Münzwef. II, 100. 

(5) 1693 wurden in Frankreich die umlaufenden großen Stücde verrufen 
und umgeprägt, die neuen aber nur im Gepräge, nicht im Gehalte 
von den älteren verjchieden gemacht. Es war hicbei 

Louisd’or, Louisd’argent. 
die bisherige Geltung - « x ».. + 128iv, 108, 3 Liv. 6S. 
man nahm fie bei der Münzftätteanzu 11 „ 14,3 „3, 
und rechnete die neuen u ....13 „ —u, 3 „ 8u 

Diefe geänderte Zählungsweife bewirkte, daß die mit dem Namen 
Liore bezeichnete Metallmenge 4 Proc. Eeiner wurde als zuvor. 
Mer 100 Louisd’or befaß (= 1250 Kiv.), erhielt dafür nur 1170 
neue Liv., und diefe waren fchlechter als die früheren, in denen fie 
nur 1125 ausmachten, fo daß der ganze Verluft 125 Liv, oder 10 
Proc. betrug! f.v. Praun, Gründl, Nachr. vom Münzwefen, ©. 
213. — Buffe, JI, 88. 

(c) Die Abweichung vom 24. fl. Fuße im füdweftlichen Deutfchland (II, 
$. 260 (a) ) ift nicht aus einem finanziellen Zwecke entftanden, hat 
aber auch Feine erheblihen Nachtheile hervorgebracht, weil 1) der 
neue Kronthalerfuß und der jetzige münchener oder 2414 fl. Fuß nur 
ungefähr um 2 Proc. leichter find als der 24 fl. Fuß, weßhalb noch 
jest im Eleineren VBerfehre die Münzen des lesteren ohne Aufgeld 
umlaufen, 2) weil die Veränderung langfam gefchah, 3) weil fie in 
die Zeit fiel, wo die Preife der edlen Metalle fliegen. Indeß ver: 
lieren immer die Staatögläubiger etwas, wenn fie in Münzen des 
neuen Fußes bezahlt werden und diefelben im Auslande anlegen 
wollen, 

(d) Als in Sachſen ber preuß. Münzfuß angenommen wurbe, beftimmte 
man das Aufgeld nicht zu 5 Proc., wie es hätte fein follen nad dem 
Verhältniß von 1374 zu 14 oder 20 zu 21, fondern nur zu 2%, Proc. 
(Gef. v. 21. Zul. 1840), weil dieg das damalige Preiöverhältniß ber 
beiderfeitigen Münzen war. 


$. 200, 
Eine Müngverfchlechterung im Geheim läßt ſich nur bei 
den dem Staate gehörenden Vorräthen von rohem Metalle und 


bei den durch die Staatseinfünfte eingehenden Münzen aus- 
17* 
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führen, nicht bei der ganzen umlaufenden Menge derfelben, 
Diefe Maafregel ift daher nur allmälig und nie vollſtaͤndig zu 
bewerfftelligen, denn fobald die Weränderung bekannt wird, 
fangen auch Privatperfonen an, die befferen älteren Stüde ein- 
zufchmelgen. So weit man mit dem verfchlechterten Gelbe 
Staatsgläubiger und Beamte bezahlt, hat man zwar Gewinn, 
aber auf ungerechtem Wege, und die anderen Staatdauögaben 
muͤſſen dagegen bei dem unausbleiblichen Steigen der Waaren- 
preife bald eine größere Summe in Anfpruch nehmen (II, $. 256.), 
weßhalb die Staatseinkfünfte nicht mehr zureichen und die 
Staatslaften gefteigert werden muͤſſen. Hiezu Fommt, daß die 
verheimlichte Münzveränderung, die der Aufmerkfamfeit der 
Kaufleute nicht lange entgehen kann, im Auslande Mißtrauen 
gegen die Münzen ded Staates, in dem bieß gefchehen ifl, er 
zeugt, daburd; dem Handel der Bürger ſchadet und überhaupt 


das Vertrauen auf die Nechtlichfeit der Negierung zerftört (a). 


(a) Friedrich II. nahm in der Bedrängniß bes fiebenjährigen Krieges 
diefes Mittel zur Erleichterung zu Hülfe, ftellte aber 1764 fogleich 
ben früheren 14Thalerfuß wieder her. Es waren mit den in Dres— 
ben gefundenen ſächſ. Stempeln 8 Grofchenftüde zu 33 und mehr 
Thalern auf die köln. Mark, 2 Grofchenfiüde fogar zu 45 Rthlr. ges 
ſchlagen, auch die während des Krieges gefchlagenen Friedrichs⸗ und 
Auguftd’or waren viel fchlechter als die Älteren und fpäteren, weß- 
bald aud die Waaren vertbeuert wurden und 4.3. 1 Pfund Butter 
ftatt 2 wohl 8— 10 Gr. galt. Buffea. a. O. U, 53,56, Bgl. Il, 
$. 259 (a). 


g. 201. 


In der neueften Zeit haben die chriftlichen europäifchen Re— 
gierungen (a) bei den gröberen Münzforten allgemein die Noth- 
wenbdigfeit anerkannt, die Prägung fo genau ald möglich in 
Schrot und Korn nad) dem Geſetze einzurichten und daher bie 
größte Gleichförmigfeit zu beobachten, zugleich aber durch Schoͤn⸗ 
heit des Gepräges dem Falſchmuͤnzen entgegen zu wirken, Bei 
diefem Verfahren iſt Fein Gewinn zu erhalten, der Schlagfcha& 
hängt von den Marftpreifen der Miünzmetalle ab und man 
Fann bisweilen die Pragung nicht ohne Zubuße fortfegen (b). 
Nur die Echeidemünzen gewähren noch einigen Ueberfchuß, ber, 
je nad) dem Berhältniß der geprägten Eorten, jene Mehrauss 


% 
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gabe öfters verglitet, oder noch uͤberſteigt, $. 198. Das Um- 
prägen älterer abgenüßter oder fonft geringhaltiger Münzen ift 
ebenfalld mit einem Koftenaufmande verbunden, der befonders 


bei 


dem Uebergange zu einem anderen Miünzfuße beträchtlich 


wird (ec). Diefe Maafßregel Fann auch durch eine vertrags- 
mäßige Verpflichtung geboten werden, wenn mehrere Staaten 
ihr Münzwefen auf dem Wege der Vereinbarung gleichförmig 
ordnen (d). 


(a) Die Pforte hat bis auf die neuefte Zeit ihre Piafter mehr und 


(2) 


(e) 


mehr verfchlechtert, fo daß man gar nicht auf einen gewiffen Silber: 
werth derfelben bauen Fann. Um 1760 giengen erft 18%, Piafter 
auf die Eöln. Mark f. (Werth 1 fl. 17 Er.), um 1800 fchon 38% 
Stüd (Werth 374, Er.), um 1820 531, Stüd (Werth 27 Er.), 1830 
wurde der P. zu 40 franz. Gentimes gerechnet (1114 Er.), 1831 fo- 
gar nur zu 27 Gent. = 7,** fr. Dietionn. du comm, I, 656. Dieß 
bat eine große Zerrüttung des Verkehrs hervorbringen müffen, 


Das zu häufige Münzprägen hatte eine Vertheuerung des rohen Mes 
talles gegen Münze zur Folge und verleitete dann zur Abweichung 
von dem vorfchriftmäßigen Schrot und Korn. Bol, Brüel, Mates 
rialien für die zu erwartende Reform des deutſchen Münzweſens, 
Dannover 1831. 2.4. ©. 29. — Ift aber an guten Sorten im Um— 
laufe Mangel, fo kann man eine ftarke, wenn auch Eoftfpielige Präs 
gung nicht vermeiden. In den meiften Ländern Eoftet heut zu Zage 
das Münzmwefen mehr, als es einbringt, 3. B. Frankreich, X. 1844. 
Einnahme aus dem Münzwefen 20 100 $r., Ausgabe 749 394 Fr., 
ferner bei den Medaillen Einnahme 50000 Fr., Ausg. 531 000 Fr, 


In Frankreich wurden 1845 51/, Mill. Fr. zum Einziehen und Um: 
prägen ber alten Scheidemüngen in Billon von denen gegen 30%, 
Miu, Fr. vorhanden waren verwendet. — In ben Niederlanden wurde 
1845 eine Umprägung älterer Münzen in Gulden und Thaler zu 
217% fl.vorgenommen und in ber Zwifchenzeit die Lücke in den Umlaufs 
mitteln durch Ausgabe von 30 Mill, fl. Münzfcheinen (Papiergeld) 
ausgefüllt. — Man könnte zwar durch Verrufen oder Herabwürbigen 
der zu entfernenden fchlechteren Münzen ben Schaden auf bie ein 
zelnen Befiger folder Münzen wälzen, allein dieß ift unbillig, weil 
ganz zufällig ber Eine mehr, der Andere weniger getroffen wirb 
und Niemand ſich vor Verluft hüten Eonnte, fo lange der Umlauf 
ſolcher Münze ohne eine Warnung zugelaffen war. Daher hat Würs 
temberg 1837 bei der Herabfeßung ber halben und Viertelskronthaler 
den Befigern den vollen bisherigen Preis erftattet und die Zubuße 
von 68 934 fl. auf die Staatscaffe übernommen. So gefchieht es 
neuerlih auch bei dem Einfchmelgen der ganzen SKronthaler. 
Man hat in Baden 1847 ermittelt, daß die Mark fein Sils 
ber in Kronthalern auf 24 fl. 40 Er. zu ftehen kommt, wobei ber Werth 
des Heinen Goldgehaltes ſchon mit berüdfichtiget ift. 


(d) 3. B. in Folge des fchweiz. Müngvertrages von 1825 und ber deut⸗ 


fhen Verträge von München, 1837, und Dresden, 1838, 
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$, 202, 

Der Betrieb des Miünzgefchäftes auf Staatsrechnung er- 
fordert ein großes Capital an Gebäuden, Mafchienen und Bor: 
räthen, deren Zinfen eigentlich unter den Koſten der Prägung 
mit aufgeführt werden follten (a). Da die Sorgfalt eines Pri- 
vatunternehmers immer Einiges zur Erfparung an den Betriebs= 
ausgaben vermag, fo kann es, wenn fich ein gefchidter und zuver- 
läffiger Mann findet, Vortheil bringen, ihm die Pragung ges 
gen eine beflimmte Vergütung zu übertragen, Einem ſolchen 
Unternehmer muß der nöthigen Ueberwachung willen ein landes⸗ 
herrlicher Beamter zur Seite ſtehen und feine Münzen müffen 
einer forgfältigen Prüfung unterworfen werden, Das. rohe 
Münzmetall wird ihm entweder von der Regierung übergeben, 
oder es wird ihm die Anfchaffung deffelben überlaffen und er 
muß dann den Prägegewinn von den Scheidemünzen nach Abzug 
der Koftenvergütung der Staatscaffe berechnen (2). In Heinen 
Staaten ift es am vortheilhafteften, wenn man die Ausmünzung 
an einen Unternehmer verdingt, oder wenn melrere Regie— 
rungen fich einer gemeinfchaftlihen Münzftätte bedienen, bei 
der an dem ſtehenden Gapitale, den Befoldungen und dem Ar— 
beitslohne viel gegen die Koften mehrerer Münzftätten erfpart 
wird (ce). Durch den Abfchluß von Miünzconcordaten wird 
diefe Einrichtung fehr erleichtert. 


(a) Dann wird in der Regel ein Verluft erfcheinen. In Baden wurde 
jenes ftehende und umlaufende Capital zu Ende 1847 auf 435 000 fl. 
geichäßt, wovon der bloße Zins zu 34 Proc, ſchon über 13 000 fl. 
betragen würde. 

(6) Ein Beifpiel giebt Frankreich, Jede der 13 Münzftätten hat 
einen Unternehmer (directeur), welchem der durch V. v. 15 Febr. 
1835 vorgefchriebene Schlagfha& von 1 Proc. bei Silber und 0,193 
Proc. bei Gold bezahlt wird. Die Umprägung ber älteren 12theis 
ligen in 10theilige (Decimal:) Münzen hat vorzüglich der parifer 
Münze eine große Thätigkeit gegeben. Won ber Herrfchaft Napo= 
leond an bis Ende 1840 find 4512 Mill, Fr. gefchlagen worden. Ins 
zwifchen enthalten bie bis 1793 gefchlagenen Gilbermünzen 1 per 
mille Gold, und man erhält von den Unternehmern der Ausfcheis 
dung beffelben eine Vergütung von 6— 61%, Fr. per mille, was die 
Koften ber Umprägung wieder verringert. Die Directoren kaufen 
meiftens das rohe Silber und Gold im Auslande, die Regierung 
bezahlt es ihnen nad) Abzug des Schlagfchages und erftattet diefen 
bei der Beendigung des Praͤggeſchäfts. Ein königl. Sommiffär und 
2 Sontroleure find dem Director beigegeben, Iſt eine Quantität 
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fertig geworben, fo werden 6 Stüde an die Parifer Münzeommilf: 
fion zur Prüfung eingefendet. Ein Eleiner Vortheil für die Staates 
caſſe ergiebt ficy daraus, daß mehr Stüde unter, ald über dem 
gefeglichen Betrage innerhalb des Remediums ausgegeben werben; 
e8 wurde z. B. 1837 

Silber Gold 


ausgepraͤgt für 112355,739 Fr. 2026,740 Fr. 
verwendetes Metall 112336,401 2025,230 „ 
Gewinn 19,338 Fr. 1,510 Fr. 


ſ. Compte gen, de l'admin. des fin. pour 1837, I, 496. ff. — O Au⸗ 

diffret räth, nur cine einzige vollkommen eingerichtete Münzftätte. 

zu halten, I, 119. Der Vorſchlag, die Prägung ber freien Goncur- 

renz zu überlaffen und nur eine Stempelung vorzunehmen, gewährt 

nicht die nöthige Sicherheit; v. Maldhus, I, 115 gegen v. Jakob, 

.412. 

(c) Fabrikanten von Metallknöpfen entſchließen ſich hiezu wegen der 
Lehnlichkeit des Geſchäfts leicht und können ſehr wohlfeil prägen.— 
Die Karlsruher Münzanftalt prägt für Hohenzollern-Sigmaringen 
und berechnet für halbe Gulden 24 kr. auf die feine Mark (1,6% 
Proe.), für ganze Gulden 15 fr. (1,92 Proc.), Doppelgulden 1314 
Er. (0,91 Proc.),Vereinsthaler 12 Er. (0,5! Proc.) ohne die Anſchaf⸗ 
fung des Silbers. 


- 6. Hauptſtück. 


Verfchiedene Gewerfs: und Handelsregalien. 


$. 203, 

Es giebt mehrere Hohheitsrechte, die ſich auf den Allein- 
handel mit gewiffen Waaren oder auf die Verfertigung ber- 
felben beziehen und feinen anderen Grund haben, als die Abs 
ficht, die Erhebung einer fleuerartigen Einnahme zu erleichtern 
($. 169,), 3. B. das Tabaks- und Spielcharten-Regal (a), 
Mag auch die Steuer, weldye man fich auf diefe Meife zu fichern 
fucht, ergiebig und ihrem Gegenftande nad) vollfommen zweck⸗ 
mäßig fein, fo ift Doch die Negalität des Handels oder auch der 
Erzeugung fuͤr den Gewerbfleiß der Bürger defto flörender, 
ie häufiger die belaftete Waare erzeugt und verbraucht wird, 
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1) Handelöregalien (Staatsmonopole im eigent- 
lichen Sinne) beläftigen a) die inländifchen Erzeuger, weil fie 
die dem Regale unterworfene Waare im Innern des Pandes 
nur an den Staat verkaufen Fünnen, der ihnen die Preife be- 
liebig fest, auf die Fortfchritte der Gewerbskunſt nicht gehörig 
Ruͤckſicht nimmt und nur die gewohnten Formen und Sorten 
begehrt, b) die Käufer, weil ihnen die Gelegenheit entzogen 
wird, die Einkäufe nad; Neigung und Bedürfniß vorzunehmen, 
weil fie die Vortheile entbehren, welche ihnen das Mitwerben 
in Bezug auf Befchaffenheit der Waaren, Bequemlichkeit des 
Kaufes u, dgl, gewähren würde, und weil zufolge der Foft- 
baren Verwaltung des Staates die Preife auch nach Abzug 
der Steuer ſich höher ftellen, ald bei freigegebenem Handel (2). 

2) Erſtreckt ſich das Hohheitsrecht auch auf die Verferti- 
gung einer Kunftwaare (ec), fo wird auch der Betrieb eines 
Gewerkes geftört, Die Negierung vermag denfelben nicht mit 
folhem Erfolge zu führen, als die Bürger, es wird daher 
leicht die Production vermindert, die Anwendung von Kunft- 
mitteln, Gapitalen und Arbeitskräften befchränkt, eine Quelle 
des Unterhaltes verfchloffen, und den Käufern werden theurere 
oder minder gute Waaren geliefert. Die Nachtheile für die 
Volkswirthſchaft erfcheinen am ftärfften bei ſolchen Gewerben, 
welche der größten Erweiterung fähig find. 


(a) Das Schießpulverregal in Frankreich hat zwar auch einen anderen 
Zweck, nämlich die Staatsvertheidigung, allein es ift zu bezweifeln, 
daß diefer jene Einrichtung erfordert, ohne die in anderen Rändern 
die Erzeugung von Schiefpulver ebenfalls gefichert ift. Die Verfer- 
tigung deffelben wird in Frankreich von grundlich unterrichteten 
Männern geleitet und das Pulver ift von vorzüglicher Güte, jedoch 
theuer, weshalb viel eingefchwärzt wird. Im D. von 1836 und 37 
war ber Rohertrag 4518 845 Fr., die Koften 2°149511 Fr. oder 
47%, Proc. Der rohe Ertrag bob fich um 1838 auf 5-044 000 Fr. 
— 1840 auf 5-546 000. — 1841 fiel er auf 5305 000 Fr. 1844 die 
Einnahme nad) dem X. 5-855 000 Fr., die Ausgabe 2'805 900 Fr. 

(5) Früherhin waren ſolche Monopole nicht felten, fie wurden auch wohl 
fogar Privatperfonen überlaffen, wie das Brennholzmonopol in der 
Kurpfalz 1778—90, und das preuf. Sudermonopol mit Einfluß 
der Raffinirung. — Monopol des Rumpenfammelns ‚ weldes in 
Naffau gegen 40 fl, einträgt, Im Kirchenftaate ift neuerlich der 
tumpenhandel an das Bankhaus Zorlonia verpachtet. 

(c) Branntweinregal in Rußland, nur in den 29 Gouvernements des 
eigentlichen Rußlands in feiner Bollftändigkeit beftehend, wo bie 
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Branntweinbrennerei von Pachtern, bie gegen 70 Mill, Rubel Aſſig⸗ 
naten entrichten, geübt wirb und der Verkauf nur in beftimmten, 
der Krone gehörigen Schenken erlaubt ift. Der Adel darf überall 
für feinen Hausbebarf felbft brennen. Schnitzler, Statist, de 
la Russie, ©, 288, 450, Neuere Annahme gegen 116 Mill. R. A. = 
62,7 Mill fl. 


$, 204, 


Diefe Wirkungen find namentlich bei dem Tabafsre- 
gale (a) überall wahrzunehmen. Da man, um die heimliche 
Zubereitung des Tabaks zu verhindern, den Landwirthen den 
Anbau des Tabaks unterfagt oder fie wenigftens befchwerlichen 
Aufjihtsmaaßregeln unterwirft, fo wird die Landwirthfchaft in 
einem Zweige, der bei gewiſſen Befchaffenheiten des Bodens 
und des Klimas fehr einträglich werden koͤnnte, beeinträchtiget, 
zugleich wird ein ergiebiges Privatgewerf vernichtet und der 
Preis des verarbeiteten Tabaks noch über den Betrag der 
Steuer hinaus merklich vertheuert, Bei voller Freiheit des An- 
baus und der Verarbeitung fönnte in manchen Rändern viel 
Tabak zur Ausfuhr hervorgebracht werden, Mit diefem Nach: 
theil für die Production wird aber ein erheblicher finanzieller 
Nugen erreicht, denn der Tabak, als ein beliebter, fehr verbrei- 
teter und doch entbehrlicher Genuß, eignet ſich vorzüglich gut 
zur Belaflung mit einem fleuerartigen Monopolgewinn und es 
ift Schwer, ohne Regalität eine gleihe Summe vermittelft einer 
Zabaföfteuer zu erhalten, oder, wenn diefe weniger einbringt, 
den Ausfall durch eine andere nicht drüdendere Auflage zu er- 
fegen. Hiezu fommt, daß man da, wo dieß Negal fchon längere 
Zeit befteht, die Ausdehnung, welche der Anbau und die Zube- 
reitung des Tabaks gewinnen könnten, nicht zu beuriheilen ver- 
mag und fie leicht zu niedrig anfchlägt, ferner daß der Tabaks— 
gebrauh nur ein Fünftliches Beduͤrfniß ift, deſſen Einfchrän- 
fung, wenn fie gewohnt ift, Feine Befchwerde mehr hervorbringt 
(5). Hieraus erklärt fich die Beibehaltung diefes einträglichen 
Regales in den Rändern, wo es fchon lange eingeführt ift, ob- 
gleih die aus ihm fließende Staatseinnahme dem Volksein— 
fommen mehr, als fie beträgt, entzieht und die (freilich fehr 
Ihwierige) Umwandlung in eine Steuer ohne Negalität fehr 
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wuͤnſchenswerth wäre (ec); Die neue Einführung des Tabafs- 


regals ift durchaus. zu widerrathen, 


(a) In Betreff diefes Regales find aus Frankreich die meiften Nadı- 
richten bekannt, 1629 wurde ein Einfuhrzoll von 30 Sous auf das 
Pfund, 1674 aber das Regal angeordnet (Colbert), weldyes man 
anfangs für 500 000 Liv, verpadhtete, dann der compagnie d’occi- 
dent, hierauf der c, des Indes übertrug und fpäter den General: 
pachtern für 7: 600000 Liv, überließ 11,$.336. Eljaß, Flandernıc. 
waren frei und bauten viel Tabak, 1784 wurden in den, dem Res, 
gale unterworfenen Provinzen (22 Mill, Einw.) 150000 Etr. ver: 
Fauft, ber Reinertrag war 30 Mill, Liv. 1789 wurde das Monopol 
aufgehoben und nur ein Einfuhrzoll beibehalten, welcher jährlid) 
1800000 $.—2 400 000 $r. einbrachte. 1797 kam eine Abgabe 
von den Tabaksfabriken hinzu, welche (1,1% Fr. vom Kilogr.) 
4785000 Fr, trug,und nach Anordnung fchärferer Aufſichtsmaaßre⸗ 
geln ftieg der Ertrag auf 18 Mill. Fr. Das Regal (regime ex- 
clusif) wurde 1811 wieder hergeftellt, worauf die reine Einnahme 
ungefähr 45 Mill, Fr. erreichte, Die Kammern genehmigten von 
Beit zu Beit, und zulest 1840 (Gef. v. 23. April) bis 1852, die Fort⸗ 
dauer des Negales, weil diefer hohe Ertrag auf anderem Wege von 
dem Tabaksverbrauche nicht zu erlangen fein würde, obgleich bie 
läftigen Folgen anerfannt wurden, Nur in 8 Departements ift der 
Tabaksbau geftattet, es ift für jeden einzelnen Landwirth befondere 
Erlaubni$ nöthig, welche (Gef. v. 12. Febr. 1835) in jedem Arron⸗ 
diffement von einer aus 5 Mitgliedern beftehenden Commiſſion er— 
theilt wird. Für die Production zum inländifchen Verbrauche wird 
feibft die Morgenzahl in jedem Departement vorgefchrieben, auch 
muß der hiezu gebaute Tabak bei Strafe abgeliefert werden. Bei 
dem Anbaue zur Ausfuhr kann Bürgfchaft gefordert werben, in bei- 
ben Fällen ift eine forgfältige Gontrole im Gange. Der Preis wird 
jährlich vom Finanzminifter für jedes Arrondiffement beftimmt. Die 
Direction macht im Herbfte befannt, wieviel fie im nächften Jahre kau⸗ 
fen will, worauf man dann Kieferungsverträge für jedes Departes 
ment im Ganzen oder mit den einzelnen Pflanzern jchließt. Die 
Käufe betrugen 1826—29 i. D. 245 000 deutſche Gentner, welche 
von 24000 Pflanzern auf etwa 10000 Hektaren (39000 pr, = 
27777 bad. Morg.) gewonnen werben, Die fhledhten Blätter 
(Erdgut) müffen verbrannt werden, Unter den angtkauften Blät- 
teen müffen (Gef, v. 1835) % inländifche fein (vorher 34). 1835 
war der Mittelpreis, den die Verwaltung für inländifche Blätter 
bezahlte, 73,2% Sr, für 100 Kil. oder 17,'T FL, für den Gentner, Im 
Dep. Niederrhein hat die Herabfesung des Preifes bis auf 40-46 
Fr. lebhafte Klagen des Dep. Rathes erregt und man verlangt, daß 
der Preis wieder auf 60 Fr. (14 fl. der Er.) erhöht werde, Deli- 
beration du cons, gen. du Dep. du Bas-Rhin, 1840, ©, 233, 1841, 
&, 12. Der hier angenommene Erlös van 656 Fr. auf den Hektar 
(im Dep. Nord 1655 Fr.) zeigt bei 43 Fr, Mittelpreis einen Ertrag 
von 15 metr. Eten, (10,7% Etr. auf den bad, — 7,? tr, auf den pr. 
M.) an. Der Staat hat 10 Tabaksfabriken. Der Abſatz von verar- 
beitetem Tabak war i. D. von 1835 u. 36: 263 667 Er. oder gegen 
0,8 Pf. auf den Kopf (in Preußen gegen 3 Pf., Dieterici, Statiſt. 
Ueberf. 1842, ©, 148), 1843 aber 205 365 Etr. Rauch⸗ und 134 424 
Gtr, Schnupftabat. Der Rohertrag war fortwährend im Steigen, 
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z. B. i. D. 1825—31 67°283000 Fr. —, 1836. 79880 000 Fr, — 
183941 94 479 000 Fr. — 1843 104368000 Fr, — 1844 X. 
10% Mill., die Koften (ohne mandje in den allgemeinen Verwal: 
tungskoſten begriffene Antheile) 32*836 600 oder gegen 33 Mill, 
— 32,8 Proc, — X, 1846 119 Mill. Fr., wovon g. 80 Mill, rein 
oder 2,28 Fr. aufden Kopf übrig bleiben werben. Der mittlere Ver⸗ 
tauföpreis von 1836 und 37 giebt 140 fl, für den Gentner. Im 
preuß. Staate waren im Jahr 1839 gegen 37000 Morgen Zabat- 
land, alfo faft fo viel als in Frankreich, deffen Volksmenge beinahe 
2!4mal fo groß ift. Zur Vertheidigung des Regales wird hauptſäch⸗ 
lich behauptet: 1) Die Landwirthſchaft würde bei dem freien Anbau 
wenig gewinnen (dief ift nicht glaublich, da vor der Wiedereinfühs 
rung des Regals 441 000 Etr. gebaut wurden, und in dem einzigen 
Arr. Lille der Anbau von 4411 000 auf 1°052 000 Kil. fank); 2) 
es würden nicht mehr Menſchen in den Fabriken Unterhalt finden; 
3) es würden ſich große Fabrikherren des Geſchäfts bemächtigen und 
der Preis würde fteigen, die Güte vielleicht fogar abnehmen (beides 
ebenfalls unwahrſcheinlichl), f. dAudiffret 1, 1055; außerdem 
Necker ]I, 70. — Herbin, Statist, de la Fr. 11, 122, — Chap- 
tal, Industr, fr, I, 167. — Cordier, Agric. de-la Flandre fr. 
Tab. 9. — Verbandlungen*der franz. Dep. Kammer, z. B. 6. März 
1824 (Benoit), 20. März 1839 (Chabrol), 10 Nov. 1829, Jan. 
1835. — De Gerando IV, 150 (die gefegl. Vorfhriften). — 
Rapport au Rei, ©, 114, 


Tabaksregal in Defterreich, eingeführt 1670, fpäter aufges 
hoben, 1723 wieder hergeftellt, 1775—83 verpachtet, feitdem in 
Selbftverwaltung. In Ungarn, Siebenbürgen und der Militärs 
gränze ift der Anbau frei, in Galizien und Süd-Tirol wird er nad) 
jährlichem Anfuchen erlaubt und der gewonnene Tabak muß für bie 
jährlic) feftgefegten Preife an die Magazine des Staates abgeliefert 
werden. Der in den 9 Staatsfabriten zubereitete Tabak wird aus 
den Niederlagen an verfchiedene Glaffen von Verlegern abgege- 
ben, die wieder die Kieinhändler (Kleinverfhleißer oder 
Kleintrafficanten) damit zu verjehen haben, Die Verkäufer 
müffen die vorgefchriebenen Preife genau beobachten. Die Unterver- 
leger und Großtrafficanten erhalten die Tabakvorräthe monatweife 
auf Sredit. Eine befondere Sorte (Kimitotabak zu 12 fr. das 
Pfund), wird an Soldaten und Bergleute abgegeben. Die Aufrecht⸗ 
haltung des Regals macht viele Strafbeftimmungen nothwendig. 
Springer (Il, 213) fchägte den Neinertrag zu 10 Mill. fl., 
Schubert (Allg. Staatsk., II, 1,510) zu mindeftens 9 Mill, fl., 
das Brit, and for, Review für 1837 ebenfalls zu 9 Mill, im 20 fl. 
Fuß. Derfelbe war 1843 12-447 000 fl, — 1846 11°905 000 fl., 
— 1847 12-384000 fl. oder gegen 14 fl. auf den Kopf, — A. für 
1849 (ohne Lombardei und Venedig und die obengenannten 3 Provin⸗ 
zen): Rohertrag 16794000 fl., rein 11*165000 fl. oder %,. Ver: 
faufte Menge 1837 271 858 Gtr.. Annahme für 1849 297.000 Gtr., 
Verkaufspreis deö Gentners i. D. 55 fl. Die Blätter werden größe 
tentheils in Ungarn gebaut, wo zu dieſem Behufe neuerlich eine Ans 
zahl neuer Dörfer von der Regierung angelegt worden ift, Klima 
und Boden find in diefem Lande fo günftig, daß die deutſchen Pro: 
vinzen auch bei voller Freiheit das Mitwerben des ungarifchen Tas 
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baks nicht aushalten könnten. Linden, Abhandl. über cameral⸗ 
und fiscalamtliche Gegenft., 1834, ©, 113.— Malinkovski, 1,208. 
— Krapf, Handb. II, 345 ff. — dv. Dauer, ©. 67, 

Spanien bat dieß Regal gleichfalls. Die aus ihm entfprungene 
Beläftigung für die Landwirthe gehörte unter die Hauptbefchwerden 
ber americanifchen Unterthanen Spaniens, Peru und Chili durften 
z. B. gar keinen Tabak bauen, in andern Provinzen war die Zahl der 
Pflanzen vorgefchrieben und ed wurde genau darüber gewacht, daß 
man fie nicht überfchritt, Nach v. Bourgoing kam das Pfund 
Schnupftabak der Krone auf 2 Fr. zu ftehen und wurde wie der Rauch⸗ 
tabaf zu 10 Fr, verkauft. Eine eigene junta del tabaco forgte für 
die Sicherheit der Tabakseinnahme; Neue Reife nach Spanien, I, 
332 (1789,) Der heutige Pachtertrag des Regale wird zu 75 Mill, 
Realen — 9, Mill. fl. angegeben (1844—54). — Im Kirchenftaat 
ift die Einrihtung wie in Franfreid. In Toscana Tabakspacht, 
die im 3. 1830 1Y, Mill. Lire eintrug. — In Preußen war 
1765— 81 ein Zabaksregal, — In Würtemberg hatte 1770 das 
das alte Monopol aufgehört. 1808 ward es in der Weife erneuert, 
daß der Staat den fabricirten Tabak einkfaufte und an die Kaufleute 
um erhöhten Preis abließ, was 150000 fl. rein trug. 1821 hörte 
auch dieß Monopol wieder auf, es trat nur (bis 1828) eine Abgabe 
von den Zabatshändlern ein, die gegen 40000 fl. einbradte. ©. 
Ueber den Zabakshandel in Würtemberg, Stuttg. 1815. — Ernfte 
Worte über Finanzmaaßregeln, 1815. — Auch Baiern hatte einige 
Beit lang ein ähnliches Reaal des Tabakshandels. 

(5) Den ftarken Reiz zum Schleihhhandel abgerechnet. 

(ec) In Großbritanien ift fein Tabaksregal, aber der Anbau des Tabaks 
ift feit 1652 unterfagt, damit man bie Auflage als Einfuhrzoll er- 
heben könne. In Irland war der Tabaksbau ziemlich ausgedehnt, 
wurde jedoch fpäterhin ebenfalls verboten, Mac Culloch, Handb. 


’ r 





7, Hauptftüd, 


Poſt⸗Megal. 


$. 205. 

Das Poſtweſen (a), eine der einflußreichſten Anſtalten 
der neueren Zeit, ift ein fehr mächtiges Beförderungsmittel des 
Gewerbfleißes und der Bildung (II, $. 242. 243.), welches das 
in der Entfernung der Wohnſitze liegende Hinderniß der Mit- 
theilungen zu befeitigen und die Menfchen in innigere Berührung 
und wechfelfeitige Einwirkung auf einander zu bringen dient‘ 
Zugleich ift die Poft eine weſentliche Hülfsanftalt für die Ne 
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gierungen, indem fie es möglich macht, in kürzefter Zeit Nach— 
richten an den Mittelpunct der Verwaltung und Befehle an 
jeden Drt im Staatögebiete zu bringen und die verfchiedenen 
Staatsbehörden unter einander in die leichtefte Verbindung zu 
feßen, Das Wefen der Poft befteht in der Benußgung des Pferde- 
wechfeld und in der nahen Verbindung der großen Fortfchaffungs- 
anftalt mit der Staatögewalt, indem fie in allen Rändern ent- 
weder auf Staatörechnung betrieben oder dody unter die nähere 
Obhut der Regierung gefegt worden ift, weil man erfannte, daß 
fie zu einem Ganzen verbunden werden müffe, um vollfommen 
nüßlich zu fein (6). Cie wurde hiedurch zugleich eine Quelle 
von Einkünften (ec). Je deutlicher es vor Augen liegt, wie 
fehr die Poft durch fchnelle und fichere Verſendung der Briefe 
und Frachiftüce, fo wie durch die große Erleichterung des Reiſens 
nicht allein zur Blüte der Gewerbe, insbefondere des Handels, 
fondern auch zur Förderung der Erfenntniffe und vieler anderen 
Bellrebungen beigetragen hat, defto entichiedener muß diefe ge- 
meinnüßige Seite des Poſtweſens als Hauptſache angefehen 
und bie finanzielle Nutzung als eine untergeordnete Zugabe be— 
handelt werden, Gute und wohlfeile Poftanftalten machen den 
Verkehr lebhafter; freilich hängt aber die Häufigkeit des Ge⸗ 
brauches der Poft auch wieder von anderen Umftänden ab, 3. B, 
der Bevölkerung, dem Gemwerbewefen u. dgl. (d). 


(a) Klüber, Das Poftwefen in Deutfchland, Erlangen, 1811. Deff. 
Deff. Recht, F. 432—445. — (v. Imhof) Ueber Poftanftalten nad) 
ihrem Finanzprinzip, Halle 1817. — v. Jakob, 1, $ 417 ff. — v. 
Malchus, Finanzw. I, 131, — Art. Poft in Pierers Encyklopäd. 
Wörterb. XVI, 626. — Matthias, Ueber Poften und Poftregale, 
Berl. 1832. 11, Bde. - Stängel, Das Poftwefen in geſchichtl. u. 
rechtl. Beziehung, Stuttg. 1844. — D. Vierteljahrsfhrift Nr, 46. 1. 
2 S. 89 (1849). — M. Culloch, Treatise ou... taxation, 

. 299. 

(5) Bei einer kraftvollen Staatsverwaltung wird leicht das Bedürfniß 
einer Staatsbotenanftalt fühlbar, welche in Stationen mit unters 
legten Pferden abgetheilt ift Soldye Stafetten waren im alten per— 
ſiſchen Reiche, im römifchen (cursus publicus) feit Auguftus und 
im fräntifchen unter Karl dem Großen, fowie in China und dem 
mongolifchen Reiche. Im Mittelalter gab ed, befonders zwifchen den 
Dandelsftädten, viele Privatbotenanftalten, unter welchen die der 
Parifer Univerfität, Fußboten für Briefe und Gelder, fich auszeichnetez 
Ludwig XI. nahm fie der Univerfität ab und ließ fie auf Staatsrech— 
nung verwalten. Derfelbe legte 1464 eine von jener, getrennte 
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Staatöbotenanftalt an, die allmälig auch den einzelnen Bürgern 
ihre Dienfte leiftete. Die im 3. 1276 von den den deutſchen Rittern 
in Preußen errichtete Briefverfendungsanftalt hatte zwar viel mit 
der heutigen Poft gemein, feheint aber bloß für den Gebraud) des 
Ordens beftiimmt gewefen zu fein. Jede regelmäßige Verbindung 
zweier Orte konnte der Keim einer Pofteinrichtung werden, wie 
# B. der Silberwagen, der von Kongsberg dur Schweden nad) 
Kopenhagen ging, allmälig zu einem Voftwagen wurde (v. Buch, 
Reife durdy Scandinavien I, 31). In Großbritanien wurde erft 
1635 eine noch mangelhafte Briefpoft errichtet, 1649 eine vollftän= 
dige. In Deutfchland errichtete Franz v. Thurn und Zaris 1516 
die erfte Briefpoft von Brüffel nady Wien mit kaiſerlicher Genehmi— 
gung. Der gute Erfolg diejes Verſuchs ermunterte zu anderen Uns 
ternehmungen, die theils von der Kamilie Taris, theils von verſchie— 
denen Reichsfürſten ausgingen. 1543 wurde Leonhard v. T., der in 


demfelben Sabre eine Poft von Brüffel über Speier und Zirol nach 


Stalien anlegte, zum niederländifchen Generaloberpoftmeifter, 1595 
derfelbe zum Generaloberpoftmeifter des Reichs ernannt, 1615 2a= 
moral v. T. zur gräflichen Würde mit der erblichen Verleihung jenes 
Amtes erhoben. Es kam jedoch keine allgemeine deutfche Poftanftalt 
zu Stande, indem viele Reichsfürften, felbft Defterreih , ſich eigene 
Landespoften fhufen. Die im Rheinbunde erlangte Souverainität 
der Landeöfürften veranlaßte eine weitere Befchränkung der tarifchen 
Doften, wogegen die deutiche Bundesacte die Gerechtſame des Hau⸗ 
fes Thurn und Zaris in Schus nahm, ohne jedoch, wofern nur diefes 
entfchädigt würde, bie Anlegung von Landespoften zu verhindern. 
Das deutfche Poſtweſen ift überaus verwidelt. 12 Staaten haben 
eigene Sandespoften, die HDarifeftädte theils eigene theils fremde, 
Hamburg fogar 10 verfchiedene Poftämter, worunter ein nordameri= 
canifches und ein fchwedifches. Thurn und Taxis verwaltet in 17 
Ländern die Poft, Preußen in Anhalt und Waldeck, Sachſen in Als 
tenburg ze. Man zählt überhaupt 18 verſchiedene Poftanftalten, 
Der rohe Ertrag des Poftwefens in jedem Lande verdient Beach—⸗ 
tung, weil er den Umfang der Poft und die Häufigkeit ihres Ger 
braudhes anzeigt. Der reine Ertrag ift finanziell von noch größerer 
Wichtigkeit und die große bei ihm wahrzunehmende Berfchiedenheit 
deutet den Einfluß an, ben die Güte der Verwaltung, ferner der 
Grad von Bevölkerung und Lebendigkeit des Verkehrs auf dieſen 
Zweig der Einnahme ausübt. Beifpiele: 


Baden. 
Ganze Einnahme. Reinerfrag. 
Durchſchn. 1835— 10 978378 fl. 240037 fl. = 24,5 Proc, 
1842—47 1102286 fl. 280914 TED „ 

Baiern. 
Durchſchn. 1832—37 1*344340 fl. 407578 fl. = 30 Proc, 
Anfhl. 1837—42 1330180 „ 41840? fL=3I „ 
° Belgien, ohne die Abgabe von den Landkutſchen, Durchſchnilt 
von 1837 und 1838: 2895355 Fr. robe Einnahme, oder gegen 
0,72? Fr. auf den Kopf. Hievon gingen ab 126470 Fr. non valeurs 
— 4,? Proc, 942 168 Fr. Koften = 32,5 Proc., es blieben 1 826717. 
Fr. rein. Anfchläge 1843—48 i. D. 3391 666 Fr. ganze Einnahme, 

Frankreich. Der rohe Ertrag war (ohne die Paketboote) 1816 
20973000 $r., — 1830 32* 742 000 Fr. — D. 1840—43 47° 639000 
Fr, A. 1848 53696 000 Fr. A. von 1844: Einnahme 47911 000 
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., wovon 43 150000 Fr. von ber Briefpoft, 1:093000 von ben 

ldfendungen, 1*286000 Fr. von Zranfitporto, 2°292000 von 
den Mallepoften, 98 000 verſchiedene E. — Ausgabe 25800000 Fr, 
— 53,8 Proc, rein 22111 000 Fr. = 17,® kr. auf den Kopf, Diezu 
kommen aber noch 9°466 600 Fr. Abgabe von den Diligencen, wos 
durch die reine Einnahme auf 31%, Mill. = 24,° fr. für den 
Kopf fteigt. 

Großbritanien,. Briefpoft vor der Reform ($. 213.) i. D. 
1835— 1839 roh 2'226 212 &., rein 1532004 &, oder 68,® Proc. = 
42 tr. auf den Kopf. 

Hannover, X. für 1839 225 000 Rthlr. roh, 140 000 Rthlr. 
ober 62,2 Proc, rein — 8,? Er. auf den Kopf. 

Medlenburg- Schwerin, A. 1849 285730 Rthir. Einnahme, 
50 000 Rthlr. rein. 

Defterreich, 1843 6*701 000 fl. Einnahme, 2083 700 fl. Rein: 
ertrag, — 1846 7472000 fl. Einnahme, rein 1 * 955000 fl. — 1847 
2028000 fl. — %. 1849 ohne die in Kriegsftand befindlichen Pro: 
vinzen 5* 686 000 fl. Einn., 1*208 400 fl. rein. 

Preußen, Reinertrag 1840—44 1*400000 Rthir.; nad der 
Herabfeßung ber Zaren 1845—46 1 Mill. Rthir. U, 1847 7438000 
Rthlr. Einnahme, 1 Mill, Reinertrag — 13,4 Proc. U. 1849: 

6941 000 Rthlr. Einnahme, 1 Mill Rthir. rein, 

Sadfen, X. 1840—42 und 1843—45 230 000 Rthlr. rein. 

Schweiz. ©. Bern, 1832—43 mittlerer Reinertrag 178 900 
8. — 6. Zürid, 1845 Einn. 670095 Fr., rein 132225 Fr. 
E. Waadt. Die Verwaltung auf Staatsrechnung begann 1804. 
Der HReinertrag erhob fi von 19103 Fr. in jenem Sabre auf 
106000 Fr. im Jahre 1830, auf 130 914 Fr, i. D. 1840 u. 41, Der 
mittlere Rohertrag beider Jahre war 490 427 Fr., wovon jene 
Summe 26,* Proc. ausmacht. X. für 1847 140000 Fr. — Ganzer 
Reinertrag der Poften in der Schweiz 1 Mill, Fr. 

Der Ausschlag auf den Kopf ift: 


roh rein 
Großbritanien, 1835—39 60 fr. 2 Er 
Waadt, 1840—4l , . 11 „ O0 „ 
Frantreih, 184%. . 3 „5 242 „ 
Zürich, 1844 23,0, 
Bern, ” + + . + . — 177 18 „ 
Sadıfen, 1840—45 . + Fr „ 13 7 
Baden, 1842—47 . , 49 u 12,8 u 
M.⸗Schwerin 54 , IR i;n 
Defterreih, 1846 . . 2, „ 6— 
Preußen, 1849 . . 44 ” 6,4, 4 
Baiern, 1837 —42 U. * 18 — 5 8 


[4 — „ 

(4) Die Menge der verfendeten Briefe wird 4. B. davon bedingt, wie 
viele Menſchen fchreiben können (183%, konnten e8 in Großbrita: | 
nien 41 Proc, der Neuverehelichten nicht). Der Ertrag der ſchotti— 
fhen Landkutſchen nahm von 1810 an zu, weil Scott’s Fräulein 
vom See zum häufigeren Befuche der Gegend ermunterte, 


$. 206, 
Ein eigenthümlicher Vorzug der Poftanftalt liegt in ihrem 
Zufammenhange,dernod) über die Gränzen des einzelnen Landes 
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hinaus und felbit über die ganze civilifirte Erde ein Gewebe 
zieht, wodurch die fichere Ueberlieferung der übergebenen Gegen- 
ftände ohne Mitwirkung eines Epediteurd und dgl, verbürgt 
wird, Diefe Geflaltung des Poſtweſens kann nicht ohne einige 
Auffiht und Oberleitung der Regierung hervorgebracht und er- 
halten werden. Die Staatögewalt hat, um die Poft zu fördern, 
auch mandye Befchränfungen des Mitwerbens von Privatper- 
fonen angeordnet. Diefe Vorrechte der Poft können nicht ſchon 
durch ihre Nuͤtzlichkeit für die Poftcaffe gerechtfertiget werden, 
fie follten vielmehr nicht weiter gehen, als es nöthig ift, um jener 
Anftalt die Erfüllung ihrer gemeinnügigen Beftimmung möglich 


zu machen. Man darf die anderen Mittel der Fortichaffung von a 


Perfonen und Frachtgütern weder zerftören noch belaften. In 
der Gefchwindigkeit, Bequemlichfeit und Wohlfeilheit des Trans⸗ 
portes giebt es mehrere Grabe, es fommen auch fehr verfchiebene 
Gombinationen diefer drei Zwecke vor und es ift zur Erleichterung 
des Verkehrs dienlich, wenn den Bürgern die Wahl verfchiedener 
Mittel folder Art freifteht, 3. B. die bequeme Beftellung hin 
und zurüc durch Fußboten, die wohlfeile, aber langfamere Reife 
gelegenheit mit Lohnkutſchern oder auf geringe Entfernung durch 
Landkutſchen u, dgl., II, $. 243. Da diele anderen Transport⸗ 
mittel in der Schnelligfeit und in der Eicherheit für große Streden 
mit der allerdings theuereren Poft nicht wetteifern Fönnen, fo 
fann man jene in ihren natürlichen Gränzen ungeftört fort 
beſtehen laflen (a). 

(a) Die gewöhnlichen Einfchränkungen find nachftehende: 


a 


1) Briefe und verfiegelte Pakete unter einem gewiffen Gewichte 


dürfen von Niemanden außer der Poft gewerbemäßig beftellt wer: 
ben. Diefes Gewicht (doch nur auf Polftrafen) ift in Franfreid 
2 Pfd. (bei 150—300 Fr, Strafe, De Gerando, IV, 218); in 
ben deutichen Provinzen des öfterr. Staates 10 Pfd., in Dannos 
ver 15, Sachſen, Braunfhmweig 20, in Baden und vielen andern 
Ländern 25 Pfd., in- Preußen 40 Pfd. Die firengen Vorfhriften 
gegen das unentgeldliche Beftellen und das Beipaden ver Briefe 
veranlaffen viele Uebertretungen, machen eine läftige Ueberwachung 
nöthig und find zu befchwerlich für die Bürger (dgl. z. B. Malin: 
kovski, I, 91). Ein gewerbemäßige Briefverfendung durch Pris 
vaten ift allerdings nicht zu dulden, man hat fi aber auch nur da 
gu fürdjten, wo die Poft zu langfam oder zu theuer abliefert. In 
nfehung ber Pakete follte der Zwang aufgehoben werben, 


—— EEE — — — ————— u, 
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2) une dürfen fich nicht der unterlegten Pferde bedienen, 


3) Wer mit Ertrapoft anfommt, darf erft nad) Berlauf einer ges 
wiffen Zeit mit Kutfcherpferden weiter reifen (nad 48 St. in 
Baden); ein unnöthiger Zwang, ber auch gewöhnlich nicht Yes 
handhabt wird. ” 

4) Die Verpflichtung ber Lohnkutfcher, von jeder Fahrt etwas an 
bie Poftcaffe abzugeben, in Hannover, Kurheffen zc., ift am wes 
nigften zu rechtfertigen. In Preußen aufgehoben d. Cabin. 
Drd, dv. 10. Dec. 1841. Die Abgabe war 1 Sgr. von der Meile 
und trug gegen 60 000 Rthlr. 


$. 207. 


Der Verkehr durch Briefe, Frachtſtuͤcke und Reifen ift ſowohl 
in volföwirthfchaftlichen als in rein perfönlichen Beziehungen fo 
nüßlich ($. 205) und er hangt fo wenig mit den Abftufungen 
der Wohlhabenheit zufammen, daß eine an ihn gefnüpfte fteuer- 
artige Abgabe der Bürger in der Mehrzahl der Falle ald un« 
zwedmäßig, unbillig und nachtheilig erfcheint, Iſt fie beträchtlich, 
fo verhindert fie viele Sendungen und Reiſen, die größtentheils 
irgend einen Vortheil für die Bürger gewahrt haben würden, 
Iſt nun aus diefen Gründen die Feftfegung hoher Preife (Taren) 
für die Benugung der Poftanftalt nicht zu billigen, fo würde 
diefelbe, wenigftens in größeren Staaten (a), auch nicht einmal 
einträglic; fein, weil fie von dem häufigen Gebrauche der Poft 
abhält und zum Umgehen derfelben oder zur Anwendung mandy« 
faltiger Erfagmittel der Briefe ermuntert (5). Die Erfahrung 
bemweift, daß wohlfeile Poften bis zu einer gewiffen Gränze neben 
ihrer Gemeinnügigfeit auch der Staatscaſſe Vortheil bringen (ce), 
Es ift deßhalb aus beiden Nüdfichten rathfam, die beftehenden 
Poſttaxen durchaus nicht zu erhöhen, vielmehr noch zu erniedrigen, 
wenigftens foweit, ald ed ohne Abnahme des Poflertrags ge= 
fhehen kann. Diefe Erwägung müßte auch bei einer bloß nach 
gewerblichen Zwecken geleiteten Poflverwaltung, wie bie eines 
Privatunternehmers, den Mißbrauch des Negales zur Erhebung 
übermäßiger Taren widerrathen, Doc; ift hiedurch die Nuͤtzlich— 
feit einer folchen Uebertragung an Privatperfonen noch Feines- 
wegs außer Zweifel gefebt, vielmehr bebarf diefelbe einer forg- 
fültigen Unterſuchung. 

(a) In Beinen Ländern koͤnnte freilich eine Vertheuerung vorgenommen 
Rau pol, Dekon. Ste Ausg. III 1 
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werben, ohne eine Abnahme der bloß durchgehenden (tranfitivenden) 
Sendungen zu bewirken, wenn fie wegen der Kürze des Weges burch 
das einzelne Gebiet wenig empfunden würde. Indeß würden andere 
Staaten leicht zur Wiedervergeltung verleitet werden. 

(5) 3, B. durch Benachrichtigung in Zeitungen und Zeitfhriften, Um 
laufsfchreiben an mehrere Perfonen, heimliche Privatpoft zc. Kluͤ— 
ber, Das Poftwefen, ©, 162. 

(c) Die thörichte Erhöhung des Briefportos in Frankreich auf wenigs 
Bens 2), Fr. (6, Niv. IV.) vernidhtete faft allen Briefverkehr und 
mußte nad 6 Monaten (6. Meffid. IV) wieder aufgehoben werden. 
Als ebendafelbft 1806 das Briefporto um Y, erhöht wurde, nahm 
der reine Ertrag ab, Er war 1805: 9» 987 761 Fr., 1808 nur noch 
9.568844 Fr. Klüber, a. a. D. ©, 179-183. — Schmalz, 
Staatöw. £., 11, 40. — In Großbritanien folgte zwar auf bie Er— 
böhungen des Zarifs in den Jahren 1797, 1801, 1805 und 1812 
immer eine Zunahme bed NReinertrages, allein ungefähr von 1815 
an blieb derfelbe ziemlich auf gleicher Höhe, obfchen die Volksmenge 
und der Wohlftand des Landes fich fehr vermehrten. Der Durdy- 
ſchnitt von 1816—1837 ift 1422 154 8, St., max, 1538629 im 
3. 1826, min, 1325277 im 3, 1822. Die Urfadhe diefes Stillftan- 
bes liegt im Ueberhandbnehmen vieler Kunftgriffe, die man zur Um: 
gehung der Briefpoft zu Hülfe nahm. Auffallend ift daneben die 
Zunahme der Landkutfchen, von denen bie Abgabe im $. 1815 erft 
2176718. St., 1825 fchon 362631 und 1835 498497 &, trug, was 
eine Fortfchreitung in dem Verhältniß 100: 139: 229 anzeigt, — 
Im britiſchen Oftindien ift das durchfchnittliche Porto eines Briefes 
14 Rupie = 18 Er,, daher wird wenig Gebraud von der Poft ge⸗ 
macht und die Verwaltung derfelben Eoftete 1846 einen Zufhuß von 
5 Proc, ber Einnahme, 


$. 208. 


Bei der Vergleihung des Poftbetriebes auf Staatsrechnung 
und durch Privaten muß man die Brief- und Fahrpoft, ferner 
die Verwaltung durch einen einzigen Privatunternehmer 
für das ganze Staatögebiet und die Zertheilung ineinzelne 
Poſtſtrecken, deren jede ihre eigenen Unternehmer haben fann, 
unterfcheiden (a), Die Briefpoft, der einträglichfte Beftand- 
theil des Poftgefchäftes (5), erfüllt nur dann ihre Beftimmung 
vollfommen, wenn fie fich auf einer größeren Landesſtrecke in 
einer einzigen Verwaltung befindet, weil die große Menge der 
nach allen Richtungen hin zu verfendenden Briefe (c) einen 
hohen Grad von Sorgfalt, Pünctlichkeit, Gefchidlichfeit und 
Redlichkeit von Seite des dabei befchäftigten Perfonals erheifcht. 
Bei weniger guter und zertheilter Verwaltung würden unver- 
meidlich öfters Briefe verloren gehen und dieß würde durch eine 
Geldentfhädigung nicht völlig vergütet, auch felten nur ber 
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Schuldige ausgemittelt werden Fünnen, Viele Briefe müßten 
innerhalb des Staatögebietes von einer Poftunternehmung in 
die andere übergehen, Dieß wuͤrde wegen der Nothwendigkeit 
eined mehrmaligen Umpadens (Umfpedition) die Mühe der 
Berechnung und Vergütung vervielfachen und jenen Berluft 
häufiger verurfachen, wobei auch das Ausland feine Bürgfchaft 
eines unfehlbaren Durchlaufens feiner Briefe fände und daher 
das Anknuͤpfen auswärtiger Verbindungen erfchwert wäre, Die 
Größe der Unternehmung vermindert die Betriebs- und Auf- 
ſichtskoſten. Wollte man aber vollends das Mitwerben mehrerer 
Unternehmer auf einer und derfelben Strede zulafien, fo würde 
dieß die Sicherheit noch mehr gefährden und die Koften noch 
weiter erhöhen, weil die Briefoorräthe defto weniger Arbeit und 
Beſpannung erfordern, je mehr fie fich in einer Stellefammeln (d). 


(a) Gr. Moltke ift für die allmälige Abfchaffung der Poftanftalt, ohne 
bie beiden Hauptzweige zu unterfcheiden, Einnahmequellen ©, 125, 
(5) Beifpiele. Baiern: 


Brie fpoſt Fahrpoſt. 
D, 1826—28 Rohertrag 695 158 fl. 317 828 fl. 
Koften . . 332 054 „ 283 262 „ 

Reinertrag 363 104 fl.=52Pr, 34 566 fl.—10,!Pr, 
A. 1837—42 roh... . 804800 „ 512 500 fl. 
Koften ... 336 996 „ 421 518 „ 


rein... . 467804 f.—=58 Pr. 90 982 fl.—17,'Pr 
In der erften Periode gehen noch 33 799 fl. Koften der Gentralver: 
waltung ab, in ber zweiten Periode 140383 fl. allgemeine Ausgaben 
nad) Abzug von 12 880 fl. allg. Einnahme, Vertheilt man fie nach 
bem Berhältniß beider Einnahmen (8 zu 5), fo bleibt für die Fahr- 
poft nur 36000 fl. Reinertrag übrig. 


2) Baden: 
Briefpoft. Fahrpoft. 
D. 1842—45 Rohertrag 632 560 fl. 466 622 fl. 
Befondere Koften 309 883 „, 454 523 „ 


Reinertrag 322 677 f.—=51Pr. 12099 f.=2,’Pr. 
Hiezu kommen 63 320 fl. allgemeine Ausgaben (nad) Abzug ähnlicher 
Einnahmen). Nach der Vertheilung berfelben im Berhältniß der 
Roheinnahme kämen auf die Kahrpoft 26847 fl. und dieſe brädhte 
alfo 14000 fl, Schaden. Vergleicht man bie beiberfeitigen Einnah— 
men mit ben zugehörigen Ausgaben, fo zeigt ſich nachſtehendes Ver⸗ 
hältniß: Vom Rohertrage nehmen hinweg: 


Briefpoft. Fahrpoſt. 


Koſten des Perſonals 13,? Proc. 13,8 Proc. 
Koften des Transports 20 Ar m 
Reparaturen 22... 0, „ 1 u 
Abgang u, Bureaufoften 42 4 383 


Es bleibt rein ·222 61, „ — ” 
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Hier find von der Briefpofteinnahme bie durchlaufenden Poften für 
fremdes Porto fogleich abgezogen worden, 

« Die vorftehenden Berechnungen find nicht ganz genau, weil bie 
Scheidung beider Einkünfte und Ausgabezweige nicht vollftändig 
ift, e8 müßte z. B. der Briefpoft eine Vergütung für die Fahrpoften 
wegen bes Mitnehmens ber Brieffelleifen angenommen werben, 

3) Dänemark, D, 1841 u, 44, 





Briefpoft. Fahrpoſt. 
Einnahme 489 340 Rthlr. 300 643 Rthlr. 
Koften . . 236786 „, 311 832 „ 
reine... » 252 554 Rthle, —51,® Proc. 
"Bubuße 0 20 eo. + 11189R=10,,0r 
(c) Zahl ber verfendeten Briefe: 
Brit, Reid, . 1839 80 Mill, 


3 auf ben Kopf. 

1847 300  „ 0 
Frankreich, D, 1841—43 107 „ 
1844-46 115 , 


Nordamerika, 1847 58°9783000: == 3,9, u: m: „eb 

Preußen, D, 1832-36 31696000 — 24, , » m 

Belgien, 1839 TR: ei ee 

Schweden, D. 1836—40 2861 000 — 0,® * 

Rußland, 1841 7902 000 — 0, * Europ, 
1845 10136 146 — 


Dieß find jedodh nur die bezahlten, nicht bie — berſende⸗ 
ten Briefe der Staatsbehörden 2c., die 1836 in Frankreich 116 Mill. 
betrugen; die Beitungen beliefen fich ebendaj. 1844 auf 60 Mill., — 
Bol J. v. Herrfeldt, Poftreform in Deutfchland, 1839. 


(d) v. Malchus, II, 132, — Dagegen v. Jakob, 1, $. 426. und v. Im⸗ 
hof, ©. 162. " 


\ 
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Wenn die gefammte Briefpoft eines Landes einem einzigen Un- 
ternehmer unter gewiffen, ihre Gemeinnügigfeit beabfichtigenden 
Vrorſchriften uͤbergeben wird, fo ift e8 unvermeidlich, daß derfelbe 

ald Gemwerbömann in dem, was feiner Wahl anheimgeftellt ift, 
- auf den größten Gewinn Bedacht nimmt. Bei richtiger Be— 

rechnung feines Vortheiles wird er die Brieftare zwar nicht fehr 

hoch anfegen, weil fonft die Poft zu wenig gebraucht wird ($. 207), 

aber auch nicht ganz niedrig, weil fonft feiner reiner Ertrag wie— 

der Eleiner würde (a). Diefe Uebertragung der Poft an einen 

Privat-Unternehmer iſt im Allgemeinen aus folgenden Gründen 

nicht zu empfehlen, 

1) Der Unternehmer Fann die Verwaltungskoften nicht viel 
fparfamer einrichten, ald die Regierung, weil er in diefem aus» 
‚ gebehnten Gefchäft ein zahlreiches Perfonal zu Hülfe nehmen 
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und demfelben in Nücficht der erforderlichen Eigenfchaften eine 
angemefjene Bezahlung bewilligen muß, die Fortfchaffung der 
Briefe aber ohnehin durch Accorde mit den Pofthaltern geſchieht. 


2) Wenige Menfchen find fo vermögend und flößen fo viel 
Vertrauen ein, daß man ihnen die Poftverwaltung überlaffen 
Fönnte, auch muß diefes auf längere Zeit gefchehen. Dieß be- 
ſchraͤnkte Mitwerben hat die Folge, daß der Staat nur einen fehr 
mäßigen Pachtzins (Gonceffionstare) erhält, während der Unter: 
nehmer fich auf Koften der Bürger bereichern fann, Der aus 
der Zunahme des Verkehrs herfließende Nutzen des Unterneh- 
mers geht ohnehin für den Staat verloren (5). 


3) Man Fann nicht erwarten, daß der Poftunternehmer für 
das allgemeine Beſte ein beträchtliches Opfer bringen werde (c), 
daher ſtoßen Verbeſſerungen des Poftwefens, wie fehr fie auch 
Bedürfniß fein mögen, auf große Hinderniffe, Die man unmög- 
lich fchon durch Abfaffung der Pachtbedingungen im Voraus 
befeitigen Fann. 


4) Der volizeiliche Grund, daß der Staat eine Aufficht auf 
den Briefwechfel feiner Bürger und der Fremden führen Fönne, 
verdient zwar wenig Beachtung, denn die Verlegung des Brief: 
geheimniffes muß ftreng verhütet werden; allein es ift denkbar, 
daß ein Privatunternehmer fremdem Einfluß zugänglich wäre 
und die Staatöcorrefpondenz belauert würde, 


(a) Gefest, es wäre für eine gewiffe Entfernung jährlich bei einer Taxe 
von 12 Er. die Br. 3. 100 000, die Einnahme 20 000 fl. 
g „. — — 150000 Briefe. - . 22500 „ 
6 „ zo ca 7 230 000 173 . . 
io = WW u. 6100, 
fo wäre, abgefehen von ben etwas vermehrten Koften, bie Taxe von 
6 Er. die einträglichfte, 

(5) Beifpiel. Baden bezahlt als Abfindung an das Haus Taxis jährlich 

50000 fl., die, von dem jegigen Reinertrage abgezogen, 250000 fl. 
übeig laffen. Würtemberg erhält von Zaris ald Kanon für bie 
ame der Poft nur 70.000 fl., Gr. Heflen 25 000 fl., Naſſau, 

000 fl. 

(c) Dieß zeigt fich z.B. bei der Anlegung eines Poftlaufes durch eine 
ſchwach bevölterte Gegend, bei der Anorbnung mehrerer. Briefvers 
fendungen in ber Woche, bei der Beftimmung des Gewichtes für den 
einfachen Brief, beffen Erhöhung nur dem Volke zu Statten fommt, 
ohne auch die Pofteinnahme zu vermehren ꝛc. 
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$. 210. 

Demnad verdient in der Regel die von der Regierung ge- 
führte Poftverwaltung den Borzug. Wo indeffen mehrere Heine 
an einander gränzenden Staaten, wie in Deutfchland, ver Schweiz 
und Italien, ihre eigenen, noch dazu nach verfchiedenen Regeln 
verwalteten Staatspoften haben, da zeigen fich erhebliche Nach» 
theile, Diefer Zuftand vervielfacht die Berechnungen, erhöht die 
Koften der Auffichtsbehörden und vertheuert ſchon hiedurch das 
Porto, was durch das häufig wahrzunehmende wetteifernde Be- 
ftreben der Regierungen nad; größeren Einnahmen in noch höherem 
Maaße gefchieht; er giebt ferner zu manchen Mißbraͤuchen, z. B. 
zur Umleitung der Briefe, Anlaß, und ſchwaͤcht felbit die Sicher- 
heit, weil er die Entdeckung des Unterfchleifes erfchwert ; uͤber— 
haupt leidet der Zufammenhang der Poſten auf einer größeren 
Fläche. Mit der Ausdehnung des Poftgebietes nimmt die Leich- 
tigkeit verfchiedener Vervollflommnungen zu. Ein Privatunter- 
nehmer, dem die Poften in allen foldhen Staaten übertragen find, 
kann fie mit leichter Mühe mohlfeil, fiher und bequem ein- 
richten (a). 

(a) Die der Poftverwaltung des Fürften von Thurn und Taxis un 
tergebenen Länder haben jest (1850) gegen 4*900 000 Einwohner. 
$. 211. 

In den Ländern, welche mehrere benachbarte Eleinere Staats- 
gebiete enthalten, könnte ohne Aufftellung eines Privatunterneh- 
mers der erwähnte Vortheil ($. 210) auch auf andere Weife, 
durch Verabredung der einzelnen Regierungen erreicht werden, 
wenn man fich dahin vereinigte, gleiche Grundfäge über die Be- 
fugniffe und Verpflichtungen der Poftanftalt, eine gemeinfame 
Poftordnung, gemeinfame Zarife ıc. aufzuftellen, eine oberfte Be- 
hörde zur Oberaufficht zu errichten und das vereinigte Gebiet in 
Beziehung auf die Zaren und Gurfe wie ein Ganzes zu be= 
handeln, Staaten von einer zu Eleinen Oberfläche oder Volks— 
menge müßten ſich zu einer gemeinfchaftlichen Poftverwaltung 
verbinden. Bei diefer ganzen Vereinbarung müßte man bie 
Gemeinnügigfeit und Vollkommenheit der Poftanftalt fih zum 
Ziele fegen und Fleinliche, fifcalifhe Ruͤckſichten befeitigen (a). 
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Leichter und ficherer ald auf diefem Wege wird die nöthige Gleich— 
förmigkeit und Einheit erreicht, wenn die zufammengehörenden 
Staaten fi) zu einem höheren Ganzen, einem Bundesftaate, 
Bereinigen und der Bundesgewalt die Befugniß übertragen, 
durdy Gefeßgebung und Oberaufficht dasjenige anzuordnen, was 
man fonft nur ſchwer vermittelt eines Vertrages aller einzelnen 
Regierungen zu Stande bringen fünnte (5). 


(a) Die Ausführung dieſes Vorfchlages in Deutfchland ift feit dem Er: 
feinen der 1. Ausgabe näher gerückt. Der höchſt erfreuliche Erfolg 
und Fortgang des Zollvereins und die durdy biefen veranlaßten 
Münzverträge geben Beifpiele von den Vortheilen, die ſich auf dem 
Wege freier Vereinbarung erreichen laffen, Zwar ftehen große 
Schwierigkeiten im Wege, aber man kann fie mit Beharrlichkeit und 
gutem Willen überwinden. ©. auch Nebenius, D. Vierteljahre- 
ſchrift, Nr. 14, 257. (1841). Der Pofteongreß von Dresden im Herbft 
1847 hat fchon eine ſchaͤtzbare Vorarbeit geliefert, jedoch in feinen 
Anträgen, die bisher ohne Erfolg geblieben find, Manches zu wüns 
fchen übrig gelaffen, |. D. Vierteljahrsfchrift Nr. 46, 2. Abth. ©, 
165. — Als Hauptpuncte für eine deutſche Poftvereinigung Eönn- 
ten, außer den obengenannten, folgende bezeichnet werben; 1) Res 
gulirung des Verhältniffes zu bem Haufe Thurn und Zaris, 2) Art 
der eiehung ber hödhften Poftbehörde durch die einzelnen Regie: 
rungen und Verhältniß derfelben zu jener. 3) Anordnung einer Ans 
zahl von DOberbehörden (Directionen) in guter —— Ver⸗ 
theilung durch das ganze Poſtgebiet, nach dem Beiſpiele der Zolldi— 
reetionen. 4) Vertheilung der reinen Ertrages, wozu ſich zunächſt 
2 Maaßſtaͤbe darbieten, nämlich der bisherige Reinertrag und bie 
5— wirkliche Roheinnahme der Poſtſtellen (Stationen) jedes 

andes. 

(6) Der Uebergang der ganzen Poftverwaltung an die Bundesgewalt 
(wie in den vereinigten Staaten) ift nicht nothiwendig, wenn nur fonft 
der lesteren bie erforderliche Macht bewilligt wird. D. Reichsverf. 
0:28. März 1849: Art. $. 41. „Die Reichsgewalt hat das Recht der 
Gefesgebung und die Oberaufficht über dad Poftwefen, namentlid) 
über Organifation, Tarife, Tranfit, Portotheilung und die Verhälts 
niffe zwifchen den einzelnen — eh — Gleichlautend 
Preuß. Entw.$. 41. Poftverträge mit auswärtigen Staaten erfors 
bern nach beiden Berfaffungen bie Genehmigung der Reichsgewalt, 
aber die derfelben nad) den Beichlüffen der Nationalverfammlung 

. 44 ertheilte Befugniß, das ganze Poftwefen ald Reichsanftalt in 
Ige eines Reichsgefeges zu übernehmen, ift im preuß. Entwurfe 
hinweggeblieben. — In der Schweiz ift die Polt zur Bunbesanftalt 
geworben. Die Gantone werden für ihre bisherigen Pofteinkünfte 


entichädigt. 
| $. 212, 


Die Fahrpoft verhält fich in mehreren Hinfichten anders 
als die Briefpoft: 1) die Zahl der Frachtſtuͤcke ift gegen bie 
Briefzahl gehalten viel Eleiner, und es ift leichter, fie einzu⸗ 
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fchreiben und den Empfang befcheinigen zu laſſen; 2) diefelben 
gehen nicht jo leicht verloren, aud) Fann wegen der angegebenen 
Schaͤtzung der Verluft erfeßt werden; 3) die Fahrpoften bilden 
in einem ande fein fo vielfach verfhlungenes Netz, fondern 
beftiehen aus einer Eleineren Anzahl von Haupt = und Neben- 
Poftläufen (Curſen); 4) das Fortführen der Perfonen gefchieht 
fchon neben der Poft durch mancherlei Privatunternehmungen, 
die fich, je nach dem Maaße von Freiheit, welches ihnen geftat- 
tet wird, der Poftanftalt mehr oder weniger nähern. 

Defhalb ift e8 da, wo genug Sinn und Neigung für folche 
Unternehmungen vorhanden ift, ausführbar, die Fortſchaffung 
der Perfonen und Padftüde für einzelne größere Haupt» und 
Nebenftreden Privatperfonen zu Überlaffen, welche fich den von 
ber Regierung gegebenen Vorfchriften unterwerfen, unter eine 
forgfältige Aufficht geftellt werden, auch eine Abgabe entrichten 
müffen. Dieß ift in mehreren Ländern gefchehen, das Mitwer- 
ben hat fich wenigftens auf lebhaften Straßen wirkſam gezeigt 
und die Negierung Fonnte fich eines befchwerlichen und wenig 
ergiebigen Gefchäftes überheben (a). Dennoch hat das gaͤnz⸗ 
liche Aufgeben der Staatsfahrpoft erhebliche Gründe gegen ſich, 
denn a) diefelbe Fann pünctlicher und überhaupt vorzüglicher 
eingerichtet, aud; mit dem Auslande leichter in Verbindung ge= 
bracht werden, als Landkutſchen; b) fie beforgt zugleich die 
Sendungen von Acten, Geldern u. dgl, für Zwecke der Staatd- 
verwaltung und leiftet hieburch einen großen Nutzen, den man 
neben dem Neinertrage mit in Anfchlag bringen muß, Würde 
die Staatspoft aufgehoben, fo müßte man diefe Verfendungen 
ben Privatunternehmern bezahlen, c) Der Staat kann allen 
Gegenden des Landes gleichmäßige Theilnahme am Verkehre 
verfchaffen, indem er mit Hülfe des Ueberfchuffes, den die leb— 
hafteren Straßen abwerfen, auch in fchwach bevölkerten Kandes- 
theilen die Poftverbindungen unterhält, während Privatunter- 
nehmer für foldye Gegenden gar nichts oder nur wenig thun (2). 
Es ift daher die Erhaltung der Fahrpoft im Betriebe durch die 
Regierung zwedmäßig, damit es an einer vollfländigen und 
vorzüglichen Fortfchaffungsanftalt nicht fehle; neben ihr follte 
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aber wenigftens auf kürzeren Streden die Anlegung von Land» 
Futfchen (c) nicht verhindert werden, weil diefe wohlfeiler 
fein fönnen, und wo Feine Fahrpoft geht, da Fann folchen 
Privatunternehmungen der Gebrauch des Pferdemechfeld gegen 
eine geringe Abgabe geftattet werden. Wie allmälig die Betrieb- 
famfeit in den Fuhranftalten reger wird, kann die Negierung 
die .ihrigen vermindern und fie endlich auf eine Mallepoft 
(Briefcourier) befchranfen (4). 


(a) Eine Landkutfche (stage-coach) bezahlt in Großbrifanien nad) 
bem Gef. v. 24. Aug. 1839 (2. und 3. Victoria, E, 66) eine Conceſ⸗ 
fionsgebühr von 5 &, St. und bei jeder Fahrt eine Abgabe nach der 
Bahl der Plaͤtze, Pence (3 Er.) für die brit. Meile bei 6 Pläsen 
(= 8 fr. auf die Wegftunde), 174 P bei 7—10, 2 P. bei 11—13, 
2A P. bei 14—16, 3 P. bei 17—19, 3% 9. bei 20-22 Plägen, 
und P mehr für je 3 weitere Plätze (vor 1823 ungefähr doppelt 
foviel.) Kutfchen unter 4miles (1, Weaft.)Gefhwindigkeit auf die 
Stunde gelten nicht ald stage- coaches, Es beftehen genaue Vor: 
fchriften über die Belaftung und Führung diefer Landkutſchen. 
Bailly, I, 542. Diefe Abgabe trug 1835 498000 &, — In Franf- 
reich entrichtet der Meflageriesiinternehmer von einem regelmäßig 
gehenden Wagen oder Schiffe, außer der Licenz von 2—5 Fr., Ys 
vom Preife der Pläge nad) Abzug von derſelben, die ald leer an 
genommen werden, alfo eigentlich As, und Y,, von der wirklich ein» 
genommenen Fracht der Waaren, die durch ein genau geführtes Re— 
gifter nachgewieſen wird. Nicht regelmäßig gehende öffentliche Wä— 
gen zahlen ein Averſum. Ueber die vorgefchriebenen Formen, 3. B. 
Declaration und Buchführung des Unternehmers, f.De Gerando, 
Dr. adm. IV, 214. Ueber ben Betrag biefer Abgabe f. $. 205 (a). 
Man bezahlt in Frankreich ungefähr Fr. auf die deutſche Meile 
für einen Platz im Innern einer Landkutſche, hinten (rotonde) und 
oben (banquette) etwas weniger, vorne (cabriolet) etwa mehr. 
Die deutſchen Eilmägen koſten zwifchen 18 Er. und 48 Er. auf die 

deutſche Meile. 

(5) In England ift bei der großen Ausdehnung des Verkehrs am leich⸗ 

teſten eine Fahrpoft des Staates zu entbehren. In Frankreich ift 
ſchon auf Nebenftraßen für die Bequemlichkeit und Sicherheit durch 
die Landkutſchen (diligences) nicht zum Beften geforgt. — Die 
Staatspoft hat überall im Lande gleihen Preis. Bei Landkut- 
ſchen ift auf ftark befahrenen Streden, wo ber Wagen immer volls 
ftändig befegt ift und mehr Mitwerben befteht, der Fahrpreis öfters 
niedriger, als auf wenig befudhten. 

(ce) Omnibus, Stellwagen, Diligence, Ordinäre zc. 

(d) Die malle-poste, die einzige wahre Kahrpoft in Frankreich, ift fehnels 
er und Eoftbarer als Privatfuhrmerke, 


g. 213, 


Nach dem Bisherigen erfcheint wenigftens bei der Briefpoft 
die Fortdauer der Negalität als nothwendig. Die Gemeinnügig« 


feit der Poft würde ohne Zweifel fehr gewinnen, wenn ber 
Staat die Taren fo niedrig feßte, daß fie nur gerade die Koften 
dedten (a). Wäre die Poft nicht ſchon eine Einnahmsquelle, 
fo würde man nicht mehr daran denken, fie zu einer folchen 
zu machen, nachdem man ihre hohe Bedeutung erkannt hat, 
$. 207, Da aber ein Neinertrag der Poft fchon Tange in die 
Staatscaffe gefloffen ift, fo laßt fich derfelbe nicht leicht plößlich 
entbehren, und der Verzicht auf den Poftgewinn ift wie eine 
Ausgabe für die Zwede der Bildungs » und Volkswirthichafts- 
pflege anzufehen, die ihrer Größe wegen nicht fogleich ganz vorge— 
nommen werden Fann, Es wäre auch unbillig, wenn die Wohl- 
feilheit der Poft den Ausländern zu Statten Fame, ohne daß in 
anderen Staaten gleicher Grundfag in Ausführung gebracht würde. 

Eine folche Verringerung der Pofttaren, welche durch Zu— 
nahme des Gebrauches der Poft vergütet wird, ift ohne Einbuße 
für die Staatscaffe möglih, Wermag man das Maaf diefer 
Zunahme aus der Erfahrung ungefähr zu beurtheilen, fo 
Fann man eine nach ihr berechnete Herabſetzung der Preife 
fogleich unternehmen, ohne eine dauernde Störung in den 
Staatshaushalt zu bringen, wenn gleich in der erften Zeit eini- 
ger Ausfall unvermeidlich ift (5). ine noch weiter gehende 
Ermäßigung der Taxe, fowie verfchiedene andere, die Benußung 
erleichternde Einrichtungen koͤnnen dagegen nicht ohne den Hin- 
bli® auf die zur Dedung des Ausfalld anzumwendenden Mittel 
befchlofjen werden, wobei jedoch zu erwägen ift, daß die Ver— 
mehrung der Briefe, Frachtſtuͤcke und Reifenden den Berluft 
geringer macht, ald er nach dem gegenwärtigen Stande zu ver- 
muthen ift. Es läßt fich zur Beförderung des Verkehres viel 
thun, ohne den Reinertrag ganz aufjuopfern (ec). 


(a) Dahin muß aud die Verzinfung des ftehenden und umlaufenden 
Capitals gerechnet werden. Baben, Ende 1847: 394788 fl. an Ges 
bäuden, Wägen ꝛc. 

(5) Verbefferungen, welche die Schnelligkeit und Sicherheit der Verfjen- 
dungen vermehren, bringen bei gleichen Zaren eine Zunahme bes 
Ertrages zu Wege. Palmer erhöhte bei feinen Vervolllommnungen 
der Poft zugleich die Zaren, und der Ertrag flieg; vgl, Bronne, 
Rapport, ©, 11, 

(c) Großbritanien hat ein merkwuͤrdiges Beifpiel einer Poftreform 
gegeben, die für die erfte Zeit ein fo großes Opfer für bie Staatscaſſe 


erforberte, daß man fie nicht zur Nachahmung empfehlen kann. Der 
Entwurf ging 1837 von Rowland Hill aus und wurde durch das 
Geſetz vom 17, Auguft 1839 (2. und 3. Victoria, E. 5%) in Ausfüh- 
rung gebracht, ſ. $. 216, a. Bisher war das mittlere Porto eines 
Briefes 7—7 9. Die Herabfesung auf I P. (vom 10. Zan 1840 
an) bewirkte eine ftarke, jedoch immer noch eine Tangfamere Zunahme 
ber Briefe, als man vermuthet hatte (Hill rechnete in Kurzem auf 
das 5fadhe). 
Die Ergebniffe find folgende: 







Nobertrag. 


1838. 39 2368 020 





Verb, || Reinertrag. 





Briefzahl. 











8. | 100 || 1601 910 75 Mill, 
40 1359466 = | 57 | 410028 | 25 | 168-768 000 
41 1499 418 = | 63 | 447993 | 27 | 196,5 Miu, 
42 1578 145 = | 66 | 478479 | 29 | 208,5 - 
43 1620867 = | 68] 5233714] 32 | 218 = 
44 1705067 = | "1 | 610724 | 38 | 22 =: 
45” 1'901 580 = | 80 | 660791 | at | 2705 » 
46 1978293 = | 83 | mass | 5130 = 
47 2181016 = | 92 | 863206 | 53 | 329 = 


Hiebei find aud) die von anderen Verwaltungszweigen beftrittenen 
Koften mit abgezogen. Die ftarfe Vermehrung der Koften rührt 
nur zum Theil von der Zunahme der Briefe’ her, zum Theile ift fie 
anderen Urſachen, nämlic) den hohen Forderungen der Eifenbahnge- 
fellfchaften und ber Eoftbaren Poftfchifffahrt, beigumeffen. 


$. 214, 

Die Regeln, nad denen das Staatöpoftwefen einzurichten 
ift, laſſen ſich fo uͤberblicken: 

I. Organiſation. Das Poſtweſen iſt ein fo eigenthuͤm⸗ 
licher und abgeſonderter Geſchaͤftszweig, daß er ſeine beſonderen 
Beamten und eine eigene Oberbehoͤrde braucht, die zwar einem 
Miniſterium (a) untergeordnet iſt, aber in dem Techniſchen des 
Gefchäftes felbftftandig handelt, Mittelftellen find nur in größe- 
ven Staaten nöthig. Die Anforderungen an das in den Poft- 
ftätten (Expeditionen, bureaux) arbeitende Perfonal find von der 
Art, daß man mit Schreibern, die auf Widerruf angenommen 
und wie Handelsgehuͤlfen behandelt würden, nicht wohl aus- 
fommen Eönnte ($. 208.) (5), weßhalb man größtentheils 
Staatödiener brauchen muß, und nur ald Gehülfen des Vor- 
ftandes bei mittleren, Teicht zu überfehenden Poftämtern Privat- 
fehreiber geftatten Fann, An Eleinen Orten, wo ein Beamter zu 
koſtbar fein würde, bleibt nichts übrig, ald Verwalter (Erpe- 
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ditoren) anzuftellen, die nicht allein von ber Poft zu leben 
brauchen und mit einem Antheile an dem Neinertrage belohnt 
werden; fie muͤſſen aber unter einiger Auflicht des nächften 
Poftmeifters ftehen. Das Unterperfonal (Briefträger, Pader, 
Schirrmeifter oder Gonducteurs) wird widerruflich angenom- 
men, anftändig bezahlt und zur größten Ordnung nachdrücklich 
angehalten, 


(a) Der Finanzen, in einigen Staaten dem der auswärtigen Angelegen: 
heiten; in Preußen eine ganz unabhängige Oberbehörbe. 


(d) Manche Schriftfteller ftellen fich die Verwaltung der Poften zu leicht 
vor; fie ift aber auch heutiges Tages viel Eünftlicher und erfordert 
mehr Kenntniffe als ehehin. 


$. 215. 


I. Anordnung der Curſe. Für die Briefpoft muß das 
Land in allen Richtungen von Poftläufen durchſchnitten werden, 
fo daß jede Ortfchaft nicht mehr als einige Stunden von ber 
nächften Poftftätte (Erpedition) entfernt ift und durch Boten 
mit ihr in Verbindung kommen kann. Die Stationspuncte 
find mit forgfältiger Berüdfichtigung der örtlichen Umftände fo 
zu beftimmen, daß ihre Entfernungen von einander nicht über: 
mäßig find (Negel 2 geographiiche Meilen), daß die fich kreu— 
zenden Züge gut zufammentreffen, die wenigften Umwege erfor» 
dert werben und für den Verkehr der größeren Orte am beften 
geforgt ift, Die Lebhaftigkeit der Mittheilungen giebt auch an 
die Hand, wie oft die Verfendung gefchehen müffe (a). Die 
Gurfe und Stationen der Fahrpoft Eönnen nicht fo zahlreich fein, 
follten aber, felbft mit einem Zufchuffe, fo vermehrt werden, 
daß fie in Feiner Gegend des Landes ganz fehlen. Durch gut 
berechnetes Ineinandergreifen der Gurfe ift dafür zu forgen, 
daß die verfendeten Gegenftände mit dem geringften Zeitver- 
lufte, ohne unnöthiges Liegenbleiben, ihren Weg zurüdlegen. 
Um die inländifchen mit den ausländifchen Poften in Verbin 
dung zu feßen, dienen Verträge mit den Nachbarftaaten und 
Verabredungen bei jedem Wechfel der Einrichtungen, Diefe 
Verträge regeln nicht nur Zeit und Ort des Zufammentreffens, 
fondern auch das, was bei der Weberlieferung und Abrechnung 
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zu beobachten ift. In den größten Städten ift eine eigene 


Stadt-Briefpoft nötlig (5). 


(a) Wo möglich aufjedem Gurfe täglich. In Frankreich find — | 
5000 Fußboten angeftellt worden, die täglich 5 Wegftunden machen 
unb jede Gemeinde alle 2 Zage befuchen. In Bezug auf fchnelle Be: 
förderungen find neuerli in allen Staaten große Fortfchritte ges 

macht worben. 

(5) Die kleine Poft in Paris beftellt täglih 15000 Briefe. — Penny- 

post in London feit 1680. 


$. 216, 


I. Zarmwefen, Die Erhebung der Poft= Zaren gefchah 
bisher allgemein nad Tarifen, deren leicht verftändliche 
Einrichtung und öffentliche Bekanntmachung Unterfchleife ver- 
hüten und Jeden in den Stand fegen muß, fich von der Ge- 
feglichFeit der geforderten Taxe felbft zu überzeugen, Bei der 
Entwerfung der Tarife (a) muß man vor Allem die Koiten 
ermitteln, welche jeder Verfendungsgegenftand oder jede Neife 
der Anftalt verurfacht, und fodann fich darlıber verſtaͤndigen, 
wie die anzuſetzende Taxe ſich zu den Koſten verhalten ſoll, 
F. 213, Die Taxen ſteigen ſowohl mit den Entfernungen, als 
mit dem Gewichte der verfendeten Gegenftände, und werden 
daher durch Zabellen, in denen die Zahlen nach zwei Richtun- 
gen fortwachfen, ausgedruͤckt. 

A. Brieftarif, 

1) Man beftimmt ein gewilles Gewicht bes —— 
Briefes, von welchem die niedrigſte Taxe bezahlt wird. Fuͤr 
die unteren Staͤnde, die ſich insgemein eines groͤberen Papiers 
bedienen, ift e8 fehonend, wenn der einfache Satz nicht zu nie— 
drig gefegt wird (2). 

2) Die Steigerung nach der Entfernung foll nicht nach der 
Lange des Weges, den die Poft zufällig wegen der jetzigen 
Gurseinrihtung zurüdlegt, fondern nach dem geraden Abſtande 
der Drte bemeflen werden (ce). Auch follte man den Satz in 
häufigen und Fleinen Abftufungen weiter fteigen laffen, nicht 
etwa bloß von 10 zu 10 Meilen, wobei z. B. eine Entfernung 
von 61 und 69 Meilen gleiche Tare bezahlen würde, Da die 
Koſten nicht genau mit der Lange des Weges wachfen, vielmehr 
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die Mühe des Annehmens, Taxirens und Austheilens gleich 
bleibt, fo ift es billig und auch überhaupt zwedmäßig, daß die 
Tare nicht völlig in dem Berhältniffe der Entfernungen 
zunimmt, fo daß 3.8. der doppelte Weg nicht ganz doppelt 
fo viel Foftet, als der einfache, und folglich die Briefe, die am 
weiteften gehen, verhältnißmäßig am wohlfeilften bezahlt wer- 
den (d). 

3) Auch ein größeres Gewicht eines Briefes über den 
einfahen Sat ſoll nicht in gleicher Fortfchreitung die Taxe 
erhöhen (e). 

4) Zur Begünftigung des geiftigen Verkehrs erhalten 
Drudihriften unter Kreuzband eine niedrigere Taxe (f), und 
die Zeitungen, welche die Poft verfendet, werden um eine 
geringe Erhöhung des Preifes von derfelben geliefert (9). Zur 
Beförderung der Gewerbe werden auch Mufter und Proben 
von Waaren fehonend tarirt, 


(a) Seitdem der franzöfifhe Brieftarif 1827 durch den Befchluß der 
Kammern zu Stande gefommen ift, find die Pofttaren oft Gegenftand 
landftändifher Berathung geworben. 

(6) Das Gewicht des einfachen Briefes ift 156 Hol. A = 71%, Grammen 
in Frankreich feit 1827 (vorher 6), 223 A. — % Loth, Preußen 
und Baden, 260 X. — 2", Hektas in Sadjjen (1840), 294 A. = 4 
Unze in Großbritanien (1840), 304 X. = 1 Loth Köln. Thurn und 
Zaris in ben meiften Ländern, 325 A. = 1 Loth Zollgewicht Baiern 
feit 1849, 364 X. —= 1 Loth in Oeſterreich, vor 1849 nur Loth. 
In Baiern wird 1 Loth auch nur 11,facdy bezahlt, wie in Preußen, 
1’ Loth zahlen 2fach. Großbritanien, 1840: über bis an 1 Loth 
A we Loth bis an 2 Loth Afach, über, 2 Loth bis an 3 Loth 

ach, u. f. f. 

Nach ber früheren fehlerhaften Anordnung (noch in America in Ges 
braud) galt in Großbritanien ein Brief für einfach, wenn er nur 
aus 1 Stück Papier beftand und nicht über 1 Unze wog. Sedes 
eingelegte Stüd verdoppelte fchon den Preis. — In Baden werden 
Eingaben von Privatperfonen an Staatsbehörben, wenn fie nur aus 
1 Bogen beftehen, nach dem einfachen Sage belegt, fonft immer um 

eine Stufe niedriger, ald andere Briefe, 

(ce) Hiedurch erhalten die Zaren eine von dem jebesmaligen Poftenlaufe 
ganz unabhängige Feftigkeit und es wird nun möglich, fürjeden Ort 
die Bezirke (rayons) durch concentrifche Kreife auf der Charte zu 
bezeichnen, fo daß das Porto von dem angenommenen Mittelpunct 
aus nach allen in einerlei Bezirk liegenden Orten gleich viel beträgt. 
In Frankreich ift diefer Grundfag feit 1827, in den meiften deutfchen 
Staaten ſchon länger eingeführt, 3. B. preußifches Tax-⸗Regulativ 
vom 18. Der. 1824, $. 2. 

(2) Die Zare könnte aus einer veränderlichen Größe beftehen, bie fich 
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ganz nad ber Entfernung richtet, und aus einer unveränderlichen, 
die jenen Eh ei Koften jedes Briefes entſpricht. Es fei a 
der feite Beftandtheil, b die Frachtgebuͤhr für die Meile, m die Mei- 
lenzahl, fo ift die Zaret=a + mb. Gebt man z. B. a=2 fr. und 
b=Y, Er,, fo erhält man gerade den früheren baierifchen Zarif von 
1? M. an. Die Tarife find entweder „exclusive“ geftellt, fo daß 
4 B. eine Entfernung von 15 bis an 20 M. einen Satz erhält, bei 
vollen 20 M. aber der höhere eintritt, oder „inclusive“, d, h. in dies 
fem Beifpiel über 16 bis mit 20 Meilen ꝛc. Die Taxe follte nach der 
mittleren Entfernung berechnet werden, 3. B. bei 15— 20 nach 1714, 
M. Sachſen: 1 Meile 4 Pfennige, und für jede Meile weiter 1 
Dfenn. mehr. V. v. 7. Dec. 1840. — Für die Steigerung ber Taxe 
nach dem Berhältniß der Entfernung v. Smbhoff-Spielberg in 
Harls Allg. Archiv, 1827. 1.9. — Dieß ift die Regel des bad, Tas 
rifs vom 11. Aug. 1834 und 22. Okt. 1841. Der einfadye Brief be- 
zahlt bis zu 3 Meilen 2 Er,, über 3—6 Meilen 4 kr., über 6—12 
Meilen 6 Er. und für je 6 Meilen weiter 2 Er. Hiezu kommt 1 fr, 
Beftellungsgebühr von jedem Briefe, Zaris in Würtemberg 1—3 
Meilen excl. 2 Er., 3— an 6 M. 3 Er., 6 bis an 12 M. A kr., 12 bis 
on IEM.6 uw ſ. f. für je 6 Meilen 2 Er. mehr. 

(e) 3.3. Preußen und Baden über ?;—1 Loth 1facher Sag, über 
1—144 Loth 2fach, über 114—2 Loth 2!Afach und für je !4 Loth 
weiter Y, Sag mehr. — Ehemals war das Cinfchließen mehrerer 
Briefe in einen Umſchlag verboten, aber das Verbot ließ fich nicht 
handhaben. 

(f) Gewöhnlich nur /, der Brieftare, aber nur wenn bie Sendung frei 
gemacht (frankirt) wird, 

(4) Baden, 4. B. bei dem Preife von 4—10 fl. für eine Beitung 2 fl. 30 
tr, — bei 10—2%0 fl. 3 fl. 30 Er., — bei 20—40 fl, 5 fl. zc, und dabei 
immer für tägliches Austragen jährlich 30 Er. Oeſterreich und Taxis 
25 Proc. des Preifes, überhaupt ein angemeffener Sag. 


§. 216 a. 


Die britifche Poftreform von 1840 ($. 213,) befteht in der 
Einführung eines einzigen Preisfages für alle im Lande ver- 
fendeten Briefe, ohne Nüdficht auf den zuruͤckzulegenden Weg. 
Die Beweggründe hiezu waren nachftehende: 1) Das bisherige 
teure Briefporto war fehr nachtheilig, $. 207, 2) Unter den, 
von der Briefpoft verfendeten Gegenftänden befanden fich 
fo viele Zeitungen und poflfreie Schreiben, daß auf die Fort⸗ 
fchaffung der bezahlten Briefe der Eleinere Theil der Koften 
fam (a). 3) Die unveränderlihen Koften betragen mehr, 
als die veränderlichen, von der Verſendung herrührenden. 4) 
Diefe richten fi) auch nicht genau nad) der Entfernung, weil 
fie zugleich davon abhängen, welche Anzahl von Briefen ıc, auf 
einmal (in einem Felleifen) fortgefchafft wird, weshalb die Aus- 
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gabe für jeden Brief auf einer längeren, aber Iebhafteren 
Strede Fleiner fein kann, ald im entgegengefeßten Falle. 5) 
Die von der Entfernung ganz unabhängigen Koften laſſen fich 
fehr vermindern, wenn die Briefe fogleich bei dem Aufgeben 
bezahlt werden und für daffelbe eine bequeme Einrichtung ge» 
troffen wird. 

Demnady wurden die bisherigen Poftfreiheiten der Briefe 
(5) aufgehoben, und das Porto des einfachen Briefes murbe 
bei der Vorausbezahlung auf 1 Pence (3 Kr.), fonft auf 2 
Pence geſetzt (c), ſtatt des Bezahlens bei dem Aufgeben wur⸗ 
den aufzuflebende Stempel-Blättchen eingeführt, die man fi 
in beliebigem Borrathe anfaufen Fann (d). Wie leicht und an= 
genehm aud; eine fo große Vereinfachung des Taxweſens fein 
mag (e), fo verurfacht fie doch einen zu großen Ausfall in der 
Staatscaffe ($. 213 (ec) ), audy ift einige Abftufung des Portos 
nach den Entfernungen vollfommen billig, Ferner ift der 
Briefverfehr zwifchen naheliegenden Orten erfahrungsmäßig 
der häufigfte und man dürfte ihn nicht vertheuern, daher 
muß man davon abflehen, dem einzigen Portofag ‚eine gewiſſe 
mittlere Höhe zu geben. Diefe Betrachtungen führen dahin, 
daß wenigſtens in einem größeren Poftgebiete die Anordnung 
einer Eleinen Zahl von Stufenfägen (3 oder 4) den Vorzug 
verdient, wobei die Borausbezahlung mit Hülfe von Stempel- 
blättchen ebenfalld noch anwendbar ift (f). Durch Staatsver- 
träge kann dafür geforgt werden, daß folche niedrige Portofäge 
auch im auswärtigen Verfehre den Bewohnern beider Staaten 
zu Gute fommen. 


(a) Nach dem Gewichte machten die bezahlten Briefe nur 16, bie uns 

entgeldlichen 9, die Zeitungen 75 Proc. aus, Bronne Rapport, ©. 7. 
(5) Die Portofreiheit der Parlamentsmitglieder (10 Briefe täglich frei 

i abſchicken, 1ß empfangen) war ungeheuer gemißbraudht worden. 

(ce) Als Uebergang diente die Ermäßigung des Portos, wo es höher ger 
mwefen war, auf 5 Pence, vom 5, Dec. 1839 — 10. San. 1840. 

(d) Auch geftempelte Briefumfchläge (couverts), 2 Dugend für 2 Schill. 
3 9. Der wiederholte Gebrauch eines Stempelblättchens wirb durch 
Aufdrüden eines ſchwarzen Stempels auf ber Poft verhindert. 

(e) In Rußland befteht feit dem I. 1843 ein gleichförmiger Portoſatz 
von 40 Kopeken Silber = 11,? ir. — Belgien, feit 1847 20 Gent. 
= 5, fr. von jedem Briefe. — Frankreich, Gef, 24. Aug. 1848: all 
gemeiner Satz 20 Eent., über 7, —15 Grammen 40 Gent, Bisher 
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war man gewohnt, die meiften Briefe unfrankirt zu verfenden, Im 
November 1849 hatten fich die frankirten von Yoerft auf Y vers 
mehrt und es wurde ein Portozufchlag von 10 Proc. für die’ nicht 
frantirten vorgefchlagen. — In Seſterreich Eoftete v. 1722—1751 
jeder Brief 8 Er. — Präfident Taylor (Botſchaft 4 Der. 1849) 
empfiehlt für den americanifhen Bundesſtaat ein gleichförmiges 
Porto von 5 Cents = 7,75 Er. 


(FM. Eullody, Taxat. ©, 307 ift ein Geaner der brit. Poftreform 
und giaubt, ein mittlerer Portofag von 2—3 P, für den Brief wäre 
weit beffer gewefen. — Vorſchlag von Herrfeldt a.a. D.: Stadts 
poft I Er, — bis zur nächſten Station 3 fr, — darüber hinaus 6 
Er. Hiebei würde aber in der Nähe fogar noch eine Erhöhung gegen 
ben bisherigen Satz eintreten, Befjer vielleicht 4 Stufen mit Stem: 
peln von verſchiedener Farbe: 1) an Drt und Stelle 1 kr., — 
2) bis zur nächſten Station 2 Er,, — 3) bis 10 oder 12 Meilen 4 
kr., — 4) weiter 8 Er. Dieß würde allerdings der Staatscaffe ein 
ftarkes Opfer aufertegen. — Defterreich ftellte vom 1. Auguft 1812 
an 2 Portofäge, 6 Er. bis zu 10 Meilen und 12 Er. für größere Ent: 
fernung auf, mit der erklärten Abficht, daß künftig nur ein einziger 
von 6 Er. befteben folle, (7,?% Er. des münd). Fußes). Der Sag von 
6 Er. wurde fpäter biö auf 20, 1849 bis auf 30 Meilen ausgedehnt. 
Im Sept. 1849 wurde das Porto bis 10 Meilen auf 3 £r., darüber 
auf 6 kr. in Wien auf 2 Er, herabgefest. — Bai. Säge (Jun. 1849): 
bis 12 Meilen 8 kr, darüber 6 kri, im Orte und der Unigebung 1 Er. 
— Antrag der Dresdener Conferenz: bis 6 M. incl. 2 r,, bis 20 M. 
5 Er., barüber 10 Er. (100 Er. — 122,5 kr, des 244, fl. Fußes.) — 
Vorſchlag in der Vierteljahrsfhrift a. a. D.: bi 20 M. 1 Sor., 
20— 70 MR. 2 Sgr., 70—155 Gar. 3, darüber 4 Sgr. — Preuß. 
Entwurf, Dec, 1849: bis 10 M, 2 Sgr., 10-20 M. 3 Sgr,, bars 
über 4. 


$. 217, 

B. Palfettarif. Gleiche Gemwichtsmenge wird bei ber 
Fahrpoſt weit niedriger belegt, ald bei Briefen, weil man vor⸗ 
ausfegt, daß der Poſt- oder Packwagen Frachtſtuͤcke von ans 
fehnlihem Gewicht zu verfenden hat, bei denen die Bemühung 
des Perſonals verhältnißmäßig viel Eleiner ift, fowie auch die 
Sortfhaffung langfamer gefchieht (a). Der Fahrpofttarif 
wird genauer als der für Briefe aufgeftellte nach der Entfernung 
eingerichtet, doch ift es üblich und angemeffen, von Eleinen Ents 
fernungen und Gewichtsmengen eine verhältnißmäßig höhere 
Taxe zu nehmen ald von größeren (2). 


C. Tarif für Geldfendungen, melde wegen ber 
größeren Haftung ein höheres Porto entrichten müffen (ec). 


D. Tarif für die Perfonen auf dem Poftwagen (d), 
Rau, polit. Oekon. 3te Ausg. II. 19 
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wobei Fein befonderes Tirinfgeld mehr vorkommen follte, und 
bei Ertrapoften (e), endlich 

E. für Poftreuter (Eftaffetten): | 

F. Auch alle Nebengebühren, 3. B. Beltellgeld an den 
Briefträger oder Pader, für Pofticheine, Laufzettel ꝛc. muͤſſen 


genau geregelt fein (f). 

(a) Bei den bisherigen hohen Brieftaren war man fehr geneigt, Briefe 

unter dem niedrigen Paketporto, wenn aud) etwas langfamer, abzu⸗ 

fenden. Es mußte daher vorgefchrieben werden, bei welchem Gewichte 

erft ein Paket auf der Fahrpoft angenommen werden darf, 4.8.2 

Loth in Preußen, 8 Loth in Baden. Eine ſolche Beftimmung ift aud) 

fernerhin nicht zu entbehren, da man fie aber durch Angabe eines 

gewiffen Werthes umgehen Tann, fo follte man durch die Einrihtuug 
der beiderfeitigen Zarife dafür forgen, daß der Unterfdied in den 

Preifen ber beiden Aufgabs- und Verfendungsarten nicht fo groß 

bleibe, als er bisher war. 

Dies ergibt fich z. B. nad) dem neuften bairifchen Zarif daraus, daß 

das Porto nach vollen Grofchen abgerundet wird, während fonft das 

Pf. auf die Meile nur kr. bezahlt; Y, Pf. 4 Meilen weit follte 

nur 1% Er, Eoften, wird aber zu 3 Er. angefegt. — In Preußen ift der 

Portofag für Pakete Silbergroſchen für dad Pfund auf je 5 

Meilen, aber Eleine Pakete bis 4 Pfund zahlen doppeltes Briefporto, 

ſolche über 4 Pfund dreifaches, bis zu dem Gewichte, wo jener Pakets 

faß mehr beträgt. — Nach den Dresdener Anträgen würde das Fahr: 
porto fo zufammengefegt: 1) eine Grundtare von? Er. für jed Meilen, 

2) eine Gewichtstare von 14 Er. für das Pfund auf je 5 Meilen, 

doch erft von 10 Meilen an, 3) eine Werthötare für Waaren, die 

über KRthlr. für das Pfund angeſchlagen werden, ebenfalls mit 
der Entfernung fteigend (Rthl. zu 2 fl, des 24 fl. Fußes) 

(c) Sehr zu empfehlen ift die in England und neuerdings in Frankreich 
getroffene Einrichtung, daß man Geldfummen, ftatt jie zu verfenden, 
der Poft übergibt, welche fie wie eine Bank dur eine Anweifung- 
von der Pofterpedition des Beftimmungsortes ausbezahlen läßt. Dieß 
Geſchaͤft könnte bei mäßiger Gebühr ziemlidy ausgedehnt werden, 
müßte aber auf eine gewiſſe Summe befchräntt fein, weil fonft die 
Poftämter ftärkere Gaffenvorräthe nöthig hätten. Die Poft bezieht 
von Summen bis 2 &, Sterl, 3 Pence (alſo mindeftens 34 Procent.) 
von 2—5 2. Sterl. 14, Schill. (Die macht von 5 kiv. 1, Procent, 
von 3 2. St, 0,8? Procent.) — Der Vorſchuß, den die Poſt auf Ber- 
langen beim Abnehmen eines Briefes giebt und bei der Ablieferung 
deffelben wieder einzgieht, pflegt Privatgefhäft der Poftbeamten zu 
fein und muß wegen der Wagniß höher, als jene Anweifung vergütet 
werben, 3. B. in Baden: 3 £r. vom fl. = 5 Proc, — Preuß. Geldta⸗ 
rif: Von je 100 Rthlr. Silber bei Summen von 100 bis 1000 Rthir. 
für je 5 Meilen 4 Sar., über 1000 Rthlr. für je 100 Rthir. 3 Sar,; 
Gold halb fo viel. — Baden: Nach dem Tarif bezahlen 4. B. 76 bie 
100 fl. bis 2 Meilen 4 Er., fodann fürjede weitere Stufe ber Ent⸗ 
fernung, als 21, —4Meiten, 44—6, 61% —8, 81, —10 ꝛc. immer je 
2 Er. mehr. 

(d) gl. $, 21% (db). Baiern und Baden 24 Er. auf die Meile. — Uns 
gleiche Preife der verſchiedenen Pläge in England und Frankreich. 


— 


(b 
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(e) Die Zarederfelben hat einen veränderlichen Beſtandtheil, welcher von 
A zu Beit nad den Preifen des Habers und Heues neu beftimmt 
wirb, 

(f) Das Briefbeftellgeld follte aufhören. 


$. 218. 


IV. Berfendungsgefchäfte. Die Stellung der Pferde 
und Pofifnechte ift Sache von Privatunternehmern (Pofthals 
tern), welde mit der Poftverwaltung hierliber die nöthigen 
Verträge abfchließen und fiir jede einzelne Leiftung bezahlt wer⸗ 
den. Sie und die Poſtknechte ſtehen übrigens unter Aufficht 
der Pojtbehörden. 

1. Regeln für die Briefverfendung: 

a) Briefe, welche franfirt werden und nicht fehon auf eine 
bequemere Weife bezahlt find ($. 216 a), dürfen nur durch 
fichere Perfonen in Empfang genommen und müffen fogleich 
Aufzeichnung der Summe auf dem Briefe nach dem Tarife 
tarirt werben. 

b) Dem Aufgebenden muß es frei flehen, den Brief zu fran⸗ 
firen oder nicht, und man hat beim Abfchluß von Staatöver- 
tragen in Poftfahen dahin zu ftreben, daß diefe Wahl auch bei 
der Abfendung ins Ausland frei bleibe (a). 

c) Zur Vereinfachung der Gefchäfte werden alle in eine ges 
wife Gegend laufenden Briefe in ein Paket verfchloffen, wel 
ches fo weit ald möglich uneröffnet fortlauft, entweder bis an 
den Beftimmungsort, oder bis zu einem Poftamte, wo eine Um- 
packung und Bertheilung aller angefommenen Briefe in neue 
Pakete nöthig wird. Auf diefe Weife bilden ſich in jedem Staate 
gewiffe Sammelpläße, die unter einander in dem Werbande 
des „Paketſchluſſes“ ftehen und bei denen die fogenannte 
Umfpedition gefchieht. Nur die an nahe Stationen gerichtes 
ten Briefe machen hievon eine Ausnahme, Die Beamten des 
Bellimmungsorted oder des Umfpeditionspunctes haben die Rich— 
tigfeit ver Tarirung der anfommenden Briefe forgfältig zu prüfen. 

d) Bei jedem folchen verfiegelten Briefpafete wird die Zahl 
und das Gefammtgewicht der eingefchloffenen Briefe aufs 

19* 
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gezeichnet, Das Aufzeichnen jedes Briefes nach feiner Adreffe 
in eine Lifte, deren Abfchrift in dem Pakete mit verfendet 
wird, würde die Gefchäfte zu fehr vermehren, ohne die Sicher: 
heit erheblich zu verftärfen (5). 

e) Für jedes Paket wird auch die Berechnung über das Porto 
beigefügt, welches, foweit e8 dem eignen Staate angehört, von 
der Poftitelle, die es baar einzieht, der Staatscaffe verrechnet 
wird (c), 

f) Vollkommene Gemwißheit der Ueberlieferung durch Be 
fcheinigung des Empfanges laßt fich nur mit größerer Bemühung 
der Poftbeamten und befonderer Einzeichnung bewerfitelligen 
und erheifcht daher eine erhöhte Gebühr (eingefhriebene 
oder recommandirte Briefe). 


2) Pakete werden fpeciell aufgezeichnet und, nad der in 
Suͤddeutſchland eingeführten Methode, dem Begleiter des 
Wagens (Conducteur, Schirrmeifter) übergeben, der 
fie wieder dem Poftbeamten ded Beſtimmungsortes einzeln 
abliefert. Für jeden ermeislichen, vom Aufgeber nicht ver- 
fhuldeten Verluſt haftet die Poftanftalt, die dafür fich wieder 
an den Schuldigen halten kann. 


(a) Verweigert ein Staat alle Abrechnung, fo müffen bie Briefe hin 
und her von jebem der beiden Gorrefpondenten für die Strede in- 
nerhalb feines Landes bezahlt werben. 

(5) Weil man doch nur Ort und Hauptnamen bes Empfängers eintragen 
kann und oft viele Briefe an Perfonen mit gleichem Hauptnamen 
vorkommen. Klüber, Das Poftw, S. 99—113, 

(ce) In mandyen Staaten müffen auch bie inländifchen Poftftellen mit 
einander über das Porto abrechnen, welches jede verdient und 
empfangen hat, wobei man annimmt, daß derjenigen Voftitelle, welche 
ben Brief ıc. an den Empfänger beftellt, bas Porto für die inläns 
difche Sendung zufomme, Dieß vervielfacht indeß die Gefchäfte 
ohne Noth und es ift hinreichend, wenn nur bei der Verrechnung an 
die Staatdcaffe die gehörige Controle vorhanden ift. — Wenn ein 
Brief von A nad) B geht, fo find folgende Fälle möglich: 

1) er ift beim Aufgeben bezahlt; a) er bleibt in B oder der Umge— 
gend; hier berechnet das Poftamt A das eingenommene Porto 
unter der Ueberfchrift „Fran co’ der Poftcaffe. Kam der Brief 
weiter, vom Auslande, fo muß diefes ber inländifchen Gränzftas 
tion den Antheil vergüten , welcher den inländifchen Poften daran 
gebührt; b) er geht weiter ins Ausland, fo muß ber erften Sta» 
tion oder dem Umfpebditionsorte des Nachbarftaates der ent- 
fprechende Antheil erfegt werden, unter ber Rubrik „Weiter: 
franco”; 
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2) er ift nicht franfirt; a) Fam er vom Auslande, fo muß die Stelle 
A diefem das daran verdiente Porto erftatten und der Expedi— 
tion B unter der Benennung „Auslage” zur Laft ſetzen. Diefe 
Auslage wird durch B von dem Empfänger bes virfendeten Ge⸗ 
genftandes eingezogen; b) für den inländifchen Lauf wird das 
durch B zu erhebende Porto unter diefem Namen von A ans 
gezeigt. 

Nach der Einführung eines einfacheren Portofages kann die bishe- 
rige Vergütung des Antheils, den ein zwifchenliegendes Land nach 
ber Länge bed Weges an dem Porto eines Briefes erhält, nicht mehr 
Statt finden. Dieß Tranfitporto muß aufhören, vorbehaltlich 
einer Entfhäbdigung für die Länder, welche hiebei erweislich ver— 
lieren. | 


$. 219. 


V. Einzelne Regeln, melde ficy auf die Zwecke der 
Poftverwaltung beziehen, 

1) Zur Gefhmwindigfeit dienen außer dem guten In— 
einandergreifen der Curſe unter andern a) die Vermeidung des 
Umleitens, d. h. der Abfendung auf einem Ummege, in der 
Abficht, die Berfendungsgegenftände länger auf den inländifchen 
Poftitraßen laufen zu laffen und dadurch mehr Porto zu ver- 
dienen, Die gänzliche Abftellung erfordert Unterhandlungen der 
Nahbarftaaten (a); b) die Trennung der Packwaͤgen von den 
Eilwaͤgen (Schnellpoften), weldhen dagegen die Brief-Felleifen 
mitgegeben werden; c) pünctliche Beobachtung der Abgangs- 
zeit und Vorfchrift beflimmter Zeiten, in welchen die Brief: und 
Fahrpoft jede Station nach Maafgabe ihrer Länge und Be- 
ſchaffenheit bei Strafe zurücklegen muß, und die Führung von 
Stundenzetteln, welche der Poftfnecht oder Conducteur mit« 
nimmt, um den Beweis des richtigen Eintreffeng zu liefern (2) ; 
d) Verpflichtung jedes Pofthalters, eine beftimmte genügende 
Zahl von Pferden zu halten; e) fchleuniges Austragen der an- 
gekommenen Gegenftände, mit mehrmaligen täglichen Abho— 
lungszeiten. 

2) Sicherheit. Am meiſten befoͤrdert dieſen Zweck das 
vorgeſchriebene Verfahren bei dem Verſendungsgeſchaͤfte ($.218). 
Sonft verdienen noch genannt zu werden a) Verpflichtung aller 
Beamten und Bedienten der Poft zur Beobachtung der größten 
Sorgfalt und Rechtlichfeit, namentlich auch in der Bewahrung 
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des Briefgeheimniffes (c), b) Zuruͤckweiſung fchlecht verpackter 

oder gefährlicher Gegenftände (d), ferner folcher, deren Auf: 

fehrift nicht deutlich und beflimmt genug if, ce) gute Bewach— 
ung des Poftwagens, Begleitung deffelben in unficheren Gegen- 
den ıc. d) gefegliche Beftimmungen über die VerbindlichFeit der 

Poſt, für die ihr übergebenen Gegenftände zu haften, 

3) Bequemlidfeit. Es läßt ſich mit geringer Mühe 
manche Erleichterung und Annehmlichfeit bei der Benußung der 
Poft zu Wege bringen, hauptfächlich bei der Perfonenpoft, 3.8. 
durch gute Wägen, anftändige Behandlung, fefte Ordnung in 
den Eisen, gute Wartzimmer ıc. 

4) Eintraͤglichkeit, der Wohlfeilheit unbefchadet. Hie- 
her gehört vornehmlid die Verhütung des Mißbrauches der 
Portofreiheit. Am ficherften ift es, nur die Dienftcorrefpondenz 
der Öffentlichen Behörden zu befreien, das perfönliche Freithum 
aber ganz aufzuheben (e). 

(a) Defterreich leitete fonft die franzöfifche und ſchweizeriſche Correfpons 
benz mit Vermeidung ber baierifchen Gebietes durh Tyrol und 
Vorarlberg, ohne eine höhere Taxe zu nehmen, aber zum Nachtheil 
der baierifchen Poftcaffe und der Geſchwindigkeit. Verhandl. d, 2. 
K. in Baiern, 1822, Beil. VII, 200, 1831, Beil. Nr. XLIV, ©, 4. 

(5) Für die engliſchen Landkutſchen find 8,° miles = 3,? Wegſtunden auf 
die Zeitftunde als mittlere Gefchwindigkeit vorgefchrieben, alfo auf 
eine Wegftunde 19, auf die d. Meile 32 Minuten, Die beutfchen 
Eilwägen brauchen mit Einfchluß des Aufenthaltes gewöhnlich gegen 
% Stunden für die Meile oder 27 Minuten für die Wegftunde. 

(ec) Die Verfaffungen mehrerer Staaten erwähnen die Sicherheit des 
Hoftgeheimniffes, 3.8. Kurheſſen. $. 38. — D. Grundredte, $. 142. 
Preuß. Entw. $. 140, Defterr. Grundredhte $. 11, Preuß. Verf. v. 
31. San. 1850. $.33. — Die Fälle, in denen die Deffnung eines 
Briefes durch die Obrigkeit erlaubt ift, müſſen gefeslich beftimmt 
fein. Weimar. V. vom 1, Ian. 1820: 1) Briefe an Berftorbene, des 
ren Vermögen unter Siegel liegt, 2) an Inquifiten. Lesteren Fall 
geftattet auch, auf Requifition der Unterfuhungsbehörbe, bad. V. 
von 1822, Fink, Repertor. II, 21. — In Baiern ift Requifition 
eines Appellationsgerichts erforderlich. Hiezu kommt das Deffnen 
ber fog. Retourbriefe nady einer gewiffen Frift und vorgängiger Aus: 
ftellung, um von dem Aufgeber das Porto erheben zu können. — 
Deffnen der Briefe als Hülfsmittel der Diplomatie! In Großbrita- 
nien wurde 1711 in einer Parlamentsacte das Recht der Regierung 
zum Deffnen von Briefen anerkannt. Seit 1806 werden die Befehle 
hiezu, bie zum Theil fehr willkürlich find, in ein Verzeichniß ge- 
bracht, feit 1822 die Urfchriften der Befehle bei den Poftämtern 

aufbewahrt, 

(4) Schiefpulver, Knallgold, Säuren und überhaupt Flüffigkeiten ac, 

(Ce) So Baden, 28, Der, 1831. — England feit 1840. 
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$. 219 a. 


Eine erhebliche Veränderung in der Verwaltung der Poften 
ift durch die Errichtung der Eifenbahnen entitanden, Laͤngs 
einer Bahn hören die eigenen Poftfuhren gänzlich auf, die Poſt 
verliert den Ertrag von VPerfonen und von einem Theile der 
Frachtftüde, dagegen erfpart die Poſtcaſſe auch an den: Berfen- 
dungskoften der Briefe und Eleineren Frachtſtuͤcke, indem. fie 
beide auf der Eifenbahn mit viel geringerem Aufwande fort- 
ihaffen kann. Die größere Schnelligfeit der Sendungen ver- 
mehrt zugleich die Anzahl der an die Poſt gelangenden Briefe 
und anderer Gegenftände, fo daß die reine Einnahme aus der 
Poſt nicht nothwendig vermindert wird, fich vielmehr fogar er- 
höhen fann (a). Wo beide Anftalten auf Staatörechnung ver- 
waltet werden, da ift es ziemlich gleichgültig, wie die Abgrän- 
zung und Berechnung zwifchen ihnen eingerichtet wird, Werden 
aber Actienbahnen hergeftellt, fo muß in den Bedingungen ihrer 
Genehmigung ihr Verbältniß zur Poſt genau geregelt werden, 
und zwar nach dem Grundfage, daß ieder won beiden höchft 
wohlthätigen Unternehmungen ein ihrer Eigenthuͤmlichkeit ent» 
fprechender Spielraum zum Vortheil der Staatsbürger unver: 
fümmert erhalten wird, II, $. 273 b. Hieraus ergeben ſich 
nachitehende Regeln: 

1) Die Beitellung der Briefe und Fleinen Frachtftüde bis 
zu einem gewillen Gewichte (5) fteht allein der Poft zu, welche 
fi dazu der Eifenbahn bedienen darf, Es ift am bitligften, 
wenn die Briefpafete oder auch ein von der Poſt geftellter und 
unterhaltener Wagen mit einem Poflbeamten unentgeldlich auf 
der Bahn mitgeführt, diefer aber Fein weiterer Aufwand zuge- 
muthet wird, 

2) Poftreifende, deren Weg zum Theil in die Richtung der 
Balın fällt, werden diefer von der Poft übergeben und’gegen 
eine ermäßigte Vergütung in einer entfprechenden Wagenclaffe 
(c) unverzüglich befördert, dagegen muß auch die Poſt das 
Sahrgeld auf ſolchen Strecken niedriger fegen ald auf den eigent= 
lichen Poſtſtraßen. 
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3) Größere Frachtftüde, die einen Theil ihres Weges auf 
der Eifenbahn fortgebracht werden müffen, koͤnnen ebenfalls 
durch die Poft beforgt werden, welche fie von ihrem Perfonal 
auf die Balın bringen und auf derfelben in Empfang nehmen 
läßt, allenfalld in einem der Poft gehörenden Wagen, Die 
Fracht wird der Bahnvermwaltung nad dem gefammten Gewichte 
aller zufammen verfendeten Gegenftande in ermäßigtem Satze 
vergütet, 

4) Die Fahrten der Eifenbahn müffen mit dem Gang ber 
Poſt in Uebereinfiimmung gebracht werden, fo daß beide gut in 
einander greifen, 


(a) Die badifche Bahn wurde im Herbft 1840 auf einer vierftünbigen, 
1842 auf einer weiteren 12ftündigen Strede eröffnet u. f.f. Der 
Reinertrag der bad. Poften war i. D. 1839—40 268 800 fl,, — hier: 
auf nahm er anfangs etwas ab, hob fich aber nachher; er war 1842 
234614 fl., 1843 255283 fl., 1844 292017 fl., 1845 303717 fl, 
1846 330830 fl. 1847 266613 fl, 1848 213778 fl, 


(5) Sachſen 20, Zaunusbahn 25 Pfund, 
(c) Eilpoftreifende in Wagen der 2. Claſſe. 
$. 219 b, 

Der Telegrapb, anfangs wie die Poft nur dem Dienfte 
des Staatd gewidmet, ift neuerlich auc der Benugung für Prise 
vatperfonen gegen eine Abgabe zugänglich geworden, Die Ers 
findung des magnetifch-elektrifhen Zelegraphen hat wegen ber 
leichten Verbindung mit den Eifenbahnen die Verbreitung die— 
fer Anftalt befördert, welche, als die ſchnellſte denkbare Art von 
Poft, vielfachen Nugen gewährt, auch nicht nothwendig auf die 
mit Eifenbahnen verfehenen Linien befchränft ift. Die Gebühr 
für den Gebrauch des Telegraphen richtet fich nach der Ränge 
des Weges und des gemeldeten Satzes in gemilfen Abftufun- 
gen (a), Die Meldungen der Staatsbehörden oder der Eifen- 
bahnverwaltung erhalten den Vorzug. Die bei dem Telegraphen 
angeftellten Beamten find zur Geheimhaltung verpflichtet (2). 


(a) Preuß. Zarif für den Gebrauch diefer Zelegraphen, 18, Det. 1849, 
I—20 Worte von Berlinnad Erfurt 2 Rthir. 6 Sgr., nad Kaffel 
3%, Rthlr., nach Frankfurt a. M. 4 Rthlr. 24 Sgr. — Bair, Zarif, 
23. Dec, 1849: Bis 25 Worte 12 Meilen weit 3 fl., weiter 6 fl. Je 
15 Worte weiter Eoften '4 biefes Betrags mehr. — Defterr. Zarif 
v. Dctob. 1849, ermäßigt Febr. 1850, Auf eine Meile Länge ift die 
Zare für 1—20 Worte 5 kr., 21—60 10 kr., 61—100 15 £r,, mehr 
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als 100 find nicht erlaubt, Außerdem bezahlt man 2 fl. für jede 
Nachricht (Manipulationstare) und 24 Er. Zuftellungsgebühr. Es 
find bis jest 10 Stationen. Eine Botſchaft bis zu 20 Worten Eoftet 
von Wien nad) Zrieft 6 fl. 18 Er,, nah Prag 5 fl. 16 tr., nach Lai⸗ 
bach 4 fl. 44 Er., nach Salzburg 3 fl. 17 fr. 

(5) Rach der a. bair. Verordnung kann auch eine Rückmeldung (Colla⸗ 
tionirung) verlangt werben, wie bie Nachricht verftanden worden 
ift, gegen halbe Gebühr, in Defterreich gegen die volle Zare, 


8, Hauptftüd. 
Staatseifenbahnen. 


$. 219 c. 

Die Anlegung einer Eifenbahn wird durch die Zwangsab- 
tretung der erforderlichen Grundflüde und folglich durch die 
Genehmigung der Staatögewalt bedingt. Diefe kann, ftatt 
einer Privatgefellfchaft die Erlaubniß zu geben, den Bau auch 
auf Staatskoften übernehmen und weil eine Eifenbahn nicht 
von mehreren Unternehmern der Fortichaffung zugleich benugt 
werden fann, vielmehr mit dem Eigenthum das ausfchließliche 
Betriebörecht verbunden ift, fo befteht va Eifenbahnregal 
aus diefer doppelten Befugniß der Regierung, Eifenbahnen an= 
zulegen und aus der Benugung derfelben ein Einfommen zu 
ziehen, wozu fih, nad den Bedingungen, unter denen 
Privatbahnen geftattet worden find, öfters auch das Recht ges 
fellt, diefe nach einer gewiffen Zeit gegen eine gewiſſe Verguͤ— 
tung an fich zu bringen, Diefes Hoheitsrecht iſt dem Berg— 
werföregale in der Entjlehungsart, dem Poftregale in der Nas 
tur des Gegenftandes am Ahnlichiten. | 


$. 219 d, 

Daß Eifenbahnen auch ohne eigene Betheiligung des Staats 
durch Privatgefellfchaften zu Stande fommen fünnen, ift eine 
befannte Thatfache, Indeß fprechen mehrere gemichtvolle 
Gründe dafür, daß der Staat die Hauptbahnen eines Landes 
auf eigene Rechnung herftelle, weil er ihnen leichter eine dem 
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Staatswohf in verfchiedenen Hinfichten (vorzüglich volkswirth— 
fchaftlihen und militärifchen) entfprechende Nichtung und 
Beichaffenheit geben und ihre Verwaltung auf gemein- 
nüsige Weife führen laſſen Bann, weil ferner der Actienhandel 
mit feinen Mißbräuchen auf diefe Weife am vollſtaͤndigſten be- 
feitigt wird, 11, $. 273 c. Die Größe eines folhen Werkes 
macht, daß hier die Vorzüge einer Privatunternehmung gegen 
den Bau auf Staatskoſten in viel fhwächerem Grade, als bei 
anderen Gewerben, erfcheinen, wenn nur die Negierung ernft- 
lich bemüht ift, überall eine verftändige Sparſamkeit vorzufchrei- 
ben und durchzuführen, Bringt man außer den ſaͤmmtlichen 
Betriebsfoften auch die Zinfen des großen in die Bahn und alle 
Zubehörungen gewendeten fiehenden Gapitald und die Ab- 
nutzung defjelben in Anfchlag, fo wird der Ertrag einer Staats- 
bahm nicht leicht einen anfehnlichen Ueberfhuß abwerfen (a), 
allein diefer unmittelbare finanzielle Nugen ift nicht der einzige, 
es kommt die Erfparung an den Koften des Pofibetriebes 
($. 219 a.) und an mancherlei andern Staatösausgaben, 
3. DB, Neifeloften und Tagegeldern der Beamten, ‘Fort: 
Ihaffungsfoften der Eoldaten, der Vorräthe zum Gebrauche 
der Staatövertheidigung, des Kochſalzes und dgl. hinzu, Selbft 
mit einem Opfer aus der Staatscaffe wären aber auch die gro- 
Ben, dauernden volföwirthfchaftlihen Wirkungen der Eifenbah- 
nen nicht zu teuer erkauft, zumal da der erhöhte Verkehr und 
Wohlitand auch andere Quellen der Staatseinnahmen reichlicher 
fließen macht, Da bei den Landftraßen, Brüden u, dgl, auf 
eine Verzinfung des Aufwandes durch die erhobene Gebühr 
gar nicht zu rechnen ift, fo Fann man auch bei den Eifenbahnen 
fih aus den obigen Gründen leicht mit einem unvollftändigen 
Sinfenerfage begnügen, Indeß muß man mit Benußung aller 
bis jeßt erworbenen Erfahrung und Beiziehung bewährter Bau- 
meifter darnach ftreben, daß der Aufwand, unbefchadet der 
Dauerhaftigkeit und des Anftandes, durchaus mit ſtrenger 


Sparfamfeit eingerichtet werde, 


(e) In Belgien find nad; genauen Ermittlungen hoͤchſtens 3 Proe. und 
mit Sicherheit nur 2%, Proc. des Gapitales zu erwarten. Die Zeit 
ift noch zu kurz, als daß man die Abnüsung der Schienen, der Lager 
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u, dgl. vollftändig berechnen könnte, Die ganze Ausgabe für die bel- 
gifchen Bahnen, mit Zinfen und den im Verlaufe der Zeit nöthig 
gewordenen Vermehrungen der beweglichen Hülfsmittel Fam auf 
172 Mill. Fr. Die Länge ift 112 Wegſtunden zu 5 Kilometern = 
75,° geogr. Meilen — 126 Wegftunden zu 44, Meridiangrad, Es 
koſtete demnach die Meile 1°073000 fl., die Weaftunde 644 000 fl. 
Perrot in Bulletin de la commission centrale de statist,, II, 118. 
— A. für 1849: 151, Mill. Fr. Einnahme, 9: 140000 Fr. Koften, 
alfo wäre der Reinertrag gegen 3,* Proc. des Capitals. — Die ba- 
difche Bahn von Mannheim bis gegen Bafel Eoftet ungefähr 2IMIIL fL., 
das Betriebsmaterial gegen 5 Mill., zufammen 34 Mill., wovon der 
angenommene Reinertrag bes Betriches für 1848 und 49 (870000 
und 1*044000 fl.) i. D. 224 Proc, ausmacht. Die amtliche Rech⸗ 
nung giebt für 1843—46 i. D. 4,** Proc. 
$. 218 e, 


Die Staatseifenbahnen find bisher nur in eigener Verwal⸗ 
tung benugt worden, Ueber die Ausführbarfeit und Nüglichfeit 
einer Verpachtung fehlt es daher an allen Erfahrungen; es ift 
jedoch nicht wahrfcheinlich, daß diefelbe ſich vortheilhaft ermeifen 
werde, ſchon darum, weil man befürchten muß, daß das Eofibare 
fiehende Gapital in Dampf- und Fortfchaffungswägen von einem 
Pachter nicht forgfältig gefchont und in gutem Stande erhalten 
werden möchte, Der Wetteifer zwifchen Staatd- und Xctien- 
bahnen hat zu vielen Vervollfommnungen Anlaß gegeben, bie 
zum Theile auch Erfparungen bewirkten, 3. B. die Berminde- 
rung des Steinfohlenverbrauchs durch die Maafregel, den Ma- 
fchienenflihrern und Heigern einen Antheil an Dem daraus ent- 
fiehenden Gewinne einzuräumen (a). Die Mittel, durch welche 
die größte Sicherheit, Schnelligkeit, Bequemlichkeit ıc. erreicht 
wird, müffen den Kunftverfiändigen (Technifern) überlaffen 
werden, doch fommen bei vielen diefer Verbeſſerungen auch 
wirthſchaftliche Erwaͤgungen vor, die den Zweck haben, den 
Rohertrag der Bahnen zu erhoͤhen und an den Koſten zu ſpa— 
ven (2). Dagegen fallen die Anordnungen über die Zahl und 
Zeit der täglich abgehenden Züge und fiber die Höhe des Fahr— 
geldes und der Fracht für Waaren ganz in das gemerbliche, 
alfo bei bei den Staatsbahnen in das finanzielle Gebiet, Die 
Grfahrung muß diejenigen Preisbeflimmungen an bie Hand 
geben, welche für den Neinertrag die vortheilhafteften und zus 
gleich für die Erleichterung des Gebrauches günftig find, Die 
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Errichtung von 3 oder 4 Wagenclaffen für Neifende ift in bei- 
den Beziehungen zwedmäßig und es hat fich ergeben, daß bei 
Fahrten auf kurzen Streden die wohlfeileren Glaffen verhältnif- 
mäßig ftärfer benußt werden, als bei längeren Reifen (c). Wäh- 
rend die erfte Claſſe noch beträchtlih unter dem Preife der Eil- 
poft fteht, müffen die anderen um foviel wohlfeiler fein, daß die 
dritte ungefähr die Hälfte der erftien Eoftet. Die Beifügung 
einer vierten vermindert zwar die Befekung der dritten, ift aber 
für Arbeitsleute, Marktverfäufer und dgl, fehr wohlthätig und 
Fann beiläufig auf den halben Preis der zweiten Glaffen gefett 
werden (d), Auch bei der Bahnfracht wird zwifchen der fchnelle- 
ren oder langfameren Beförderung, der Füllung eines ganzen 
Magens oder einzelnen Stüden, ferner zwifchen Eoftbaren und 
niedrig im Preife flehenden Waaren ein Unterfchied gemacht. 
Die hoͤchſte Fracht follte die Koften der gewöhnlichen Fuhr nicht 
überfteigen, die geringfte etwa bis zur Hälfte derfelben herab- 


gehen (e). 

(a) Auf der linken Verfailler Bahn kam der Verbrauch für den Kilomes 
ter von 13%, bis 774 Kit. herab, auf den beigifchen Bahnen von 19 
bis 12 Kilog. Coaks, in Baden für die Wegftunde (4%, Kilom,) 
in den 3, 1843—46 von 89 auf 55 Pf. 

(6) Das Verhältniß der Koften zum Rohertrage ift nicht gleichförmig. 
Sn Frankreich werden jene zu 45 Proc, des letzteren angenommen, 
= Belgien X. für 1849 zu 59 Proc,, in Baden R. 1843—46 54,? 

roc. 

(c) In Belgien gingen 1838—42 8—12 Proc. der Reiſenden in der er⸗ 
ſten, 25—32 Proc. in der zweiten, 55—66 Proc. in der dritten 
Glaffe, und der Ertrag diefer 3 Glaffen betrug 24—35%/, und 40%, 
Proc. der ganzen Fahrgeldeinnahme. Ein Reifender jeder Glaffe 
trug i. D. 4,2° — 2,2° — 1,19 Fr. ein und legte alfo gegen 11—8 
—6,® beig. lieues zurüd. In Großbritanien ift die Zahl der Reifen 
den in den 3 Glaffen 18, — 46 und 36 Proc,, in Frankreich 15—30 
und 55, in Baden 1843—46 1,9 — 9,7 — 40,4 — 48,4 Proc. 

(d) Der Durchſchnittspreis der Glaffen auf den deutfchen Bahnen für 
die ge. Meile ift 21 — 14 — 9, — 7 Er., auf der badifchen B. 
18 — 12 — 9 — 6 £r., auf der franzöfifchen ungefähr 22, — 16% 
11 Er., auf den belgischen ungefähr 15 — 11 — 74 Er. Die Kos 
ften, welche ein Reifender der 3 Glaffen der Bahnverwaltung vers 
urfacht, find für Belgien nad Belpaire (Traite des depenses 
d’exploitation aux chem. de f. Brax, 1847) auf 5, — 34 — 2,9% 
fr. anzunehmen. 

(e) Belgien 1,4 bis etwa 2,5 Er, Bafel-Strasburg 1,49 — 2,33 Er. 
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9, Hauptſtück. 
Fähr: und Floßrecht. 


$. 219 £. 


Die beiden genannten Rechte find in vielen Ländern Rega— 
lien und wurden ehemals ald Beftandtheile eines fog. Waffer- 
regals angefehen (a).. Die aus polizeilihen und volfswirth- 
fchaftlihen Gründen nothwendige Etaatsauffiht auf die Bes 
fchiffung der öffentlichen Gewaͤſſer ift von der Befugniß der 
Staatögewalt zum ausfchließlichen Betriebe der Ueberfahrt in 
Führen und des Holzflößens wefentlich verſchieden. 

1) Die Benugung der Fähren ſowie der, oft an deren 
Stelle tretenden fliegenden Brüden gefchieht am beiten 
vermittelft der Verpachtung auf mehrere Jahre an den Meift- 
bietenden. Dem Pachter werden die Fahren und Brüden famınt 
zugehörigen Geräthfchaften und dem Faͤhrhauſe «übergeben. 
Kleine Ausbefferungen muß er beftreiten, benannte größere 
fallen dem Staate zur Laſt. Ererhält einen Gebührenfag 
(Tarif), den er nicht überfchreiten darf, und andere, auf die 
gute Bedienung der Ueberfahrenden gerichtete Vorfchriften (5). 
Uebrigens haben aud) mandye Ufergemeinden das Necht, eine 
Fahre zu halten und zu benugen. 

2) Das Flößen des Holzes fleht mit der Forftwirthichaft 
in Zufammenhang und ift von der Regierung häufig als ein 
Mittel gebraucht worden, den, Ertrag der Kammermwalbungen 
zu vergrößern (c). a) Das Fortichaffen der Balfenflöße auf 
den Flüffen (angholzflößen) wurde fonft bisweilen an 
Holzhandelögefellihaften gegen eine gewiſſe Pachtſumme im 
Ganzen überlaffen, Dieß Verfahren verhinderte das Mitwerben 
und gab den Unternehmern monopoliftifche Gewinnfte, weshalb 
es beffer ift, das Flößen gegen eine gewiffe Abgabe von jedem 
Floße nad; Maafgabe feiner Größe und unter den zur Schonung 
der Brüden, Mühlen, Uferbauten, Durchläffe ıc. nöthigen Be— 
dingungen freizugeben, b) Das Scheitholzflößen Fann, 
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wenn ber Staat Feine Holzhöfe mehr hält ($. 151.), verpachtet 
werben. Der Staatscaffe fallt die Unterhaltung der Floßteiche, 
Schwellungen, Floßgraben, Auffangerehen ac. in baulichem 


Stande zur Laſt. 


(a) Gegen die Annahme eines folhen Mitte rmaier, Grundſ. 8. 222. 
(6) Bergius, Pol. und Kam. Mag,. II, 1. 
(ce) Bgl. Bergius, Ill, 156 ff. 


10, Hauptſtück. 
Negal der Glüdsfpiele. 


$. 220, 


Es ift zwar noch immer beffer, wenn die Totterieen Regal 
find, ald wenn ed Privatperfonen freifteht, fie zu unternehmen, 
weil von dieſen mancherlei Anlodungsmittel gebraucht werden 
‚können, die der Staat verfchmäht (a), — weil diefer der Spiel- 
ſucht gewiſſe Schranken entgegenſtellen kann, die dem Vortheil 
eines Privat⸗Lotterie⸗Inhabers widerſtreiten, — und weil Staate- 
lotterieen eine Einnahme fuͤr die Staatscaſſe abwerfen, welche 
den Steuerpflichtigen zu Gute kommt, allein auch die Staats— 
Iotterieen follten aufhören. Eine Anftalt, weldhe vom Sparen 
abhält und an die Stelle des unverdroffenen Fleißes die aufge 
regte Gewinnſucht fest, die Einbildungsfraft durch das Trugbild 
eines leicht zu erlangenden Reichthums feffelt und Zaufende von 
Familien der Armuth oder der Unreblichfeit und dem Sitten- 
verderben Preis giebt, wird durch ihre Einträglichfeit Feineswegs 
gerechtfertiget. Die durch fie zu Grunde gerichteten Perfonen 
koͤnnen zwar nicht den Staat, nur ihren eigenen Keichtfinn an- 
Flagen, aber jener follte dennod; von den Bürgern eine folche 
Verſuchung ferne halten, die immer für den weniger unterrichs 
teten, gebanfenloferen Theil des Volkes gefährlich ift (2). 


(a) Dahin gehört namentlih, daß Privatunternehmer durd das Mits 
werben angetrieben werben würben, ſtets neue Bedingungen , For⸗ 
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men, Spielarten ꝛc. auszufinnen und dadurch den Reis der Spiele 
aufzufrifchen. 
(5) Häufigkeit der Lotterien in Italien. Bronn, Reifen, IT, 145 (1832), 


G. 221. 

Zur Bertheidigung der Staatslotterieen ift hauptſaͤchlich Fol 
gendes angeführt worden: 

1) Die Menfchen hingen fo fehr an Gluͤcksſpielen diefer Art, 
daß fie, wenn der Staat auf den Ertrag berfelben verzichtete, 
doch insgeheim, befonders in ausländifchen Anftalten fpielen 
würden, wobei dann das Uebel fortdauerte und nur die Staatd- 
cafie feinen Vortheil mehr bezöge (a). Diefer Grund hat am 
meiften Gewicht in Fleinen Staaten, in deren Nachbarfchaft 
Potterieen fortbeftehen, Wenn jedoch durch firenges Verbot der 
inländifchen Privatlotterieen und des Sammelns für ausländifche 
Anftalten der tägliche Anreiz befeitigt wird, wenn endlich auch 
die Nachbarftaaten gleichen Grundfäßen huldigen, fo Fann das 
Spiel nur in fehr geringer Ausdehnung betrieben werden. 

2) Aus den Fleinen Ausgaben vieler Spieler würden be- 
trächtliche Summen gefammelt, die den Gewinnenden zuflößen, 
die Lotterie wirfe alfo wie eine Erfparung aus den Einkünften (). 
Allein die Potteriegewinnfte können nicht als eine günftige Ber- 
theilung des Vermögens angefehen werden, denn fie werden 
meiftens leichtfinnig aufgezehrt, ohne eine dauernde Verbeflerung 
des Vermögensftandes einer Familie hervorzubringen, Wenn 
auch ein Theil der Spieler befonnen genug ift, um weder bei 
den Cinfähen das Maaß ihres Einfommens zu tberfchreiten, 
noch auch die Gewinnfte zu verfchleudern, fo iſt Doch die entge- 
gengefette Handlungsweife fehr häufig, befonders in der Claſſe 
der Lohnarbeiter, und es giebt Fein Mittel, die Lotterieen nur 
den verftändigen Perfonen zugänglich zu machen. 

(a) 3. B. Möfer, Vatriotifche Phantaf. I, 161. — Rapport au Roi, ©. 
126. Hier wird bemerkt, in Frankreich habe man nach ber Aufhebung 
der Staatslotterie im 3. 1793 defto mehr in geheimen Privat- und 
in ausländifchen Anftalten gefpielt, was bie Polizei nicht habe ver: 
hindern können, und fo fei denn 1797 die Staatslotterie wicder her: 
geftellt worden, en se fondant sur cette maxime ..., qu’il est plus 
sage de gouverner les hommes tels qu’ils sont que tels qu'ils 
devraient £tre. 

(5) Hierauf hat neuerlich Bernouilli aufmerkfam gemacht, Schweiz. 
Archiv, II, 112, 


304 


8. 222. 


Es giebt zwei in vielen Hinfichten von einander verfchiedene 
Arten von Potterieen. Die genuefifche oder Zahlenlot— 
terie, neuer als die Glaffenlotterie und bisweilen durch die Be- 
nennung Lotto (Lotto di Genua) von dieſer unterfchieden (a), 
ift in viel höherem Grade verderblich. Ihre Einrichtung befteht 
darin, daß von 90 Zahlen jedesmal nur 5 gezogen werden, und 
den Spielern die Wahl frei fteht, nur eine jener 90 Zahlen, oder 
2, oder 3, 4, auch wohl 5 zu befegen, Nach der Zahl der be= 
fegten Nummern fteigt die Größe des Einſatzes; dagegen wird 
das Herausfommen einer einzelnen Zahl (fimpler Auszug) 
auch mit einem geringeren Gewinne bezahlt, als das Errathen 
zweier Zahlen (Ambe); nod höher die Terne, Quaterne 
und Quinterne, Ferner ift es, wenn man 3. B. auf drei 
Zahlen fett, auch geftattet, die in denfelben enthaltenen 3 Amben 
und 3 einfachen Auszüge noch befonders zu befegen, um dann 
wenn etwa nur zwei Zahlen oder doch eine herausfommt, die 
darauf fallenden Gewinnſte zu beziehen, Der Gewinn befteht 
in einem Vielfachen des Einſatzes, deſſen Größe bis zu einem 
gewiffen Minimum herab beliebig ift. Der Nutzen für den Un- 
ternehmer entfieht daraus, daß man die Gewinnfte niedriger fefl- 
fest, als fie nach der geringen Wahrfcheinlichfeit des Gewinnes 
in Folge der arithmetiſchen Gefeße fein follten (8). Bei der ges 
wöhnlichen Einrichtung folcher Lotto's machen die Gewinnfte der 
Spielenden ungefähr 34 der Einfaßfumme aus. Von dem an den 
Staat fallenden Drittheil gehen die Befoldungen, Ziehungskoſten 
und der Antheil der Einnehmer ab, Der Belauf des reinen Er- 
trages hängt von der Volksmenge des Landes, von der Menge 
der aufgeftellten Einnehmer, der Spielfucht einzelner Gegenden 
u, dal. ab (ce). 


(a) Urfprung des Lotto in Genua, da bei den Wahlen in ben großen 
Rath 5 Namen aus 90 gezogen wurden und es auffam, auf die ein 
zelnen Sandidaten Wetten anzuftellen. Später wurbe hieraus, ins 

" dem man ftatt der Namen bloße Zahlen anmwendete, das förmlidhe 

R Lotto, welches aber erft im vorigen Jahrhunderte auch außerhalb 

Genua Eingang fand; 1752 in Wien, (Seit 1787 vom Staate felbft 

betrieben), 1763 in Berlin, 1769 in Ansbach ꝛc. — Bedmann, 

Beitr, zur Geſch. d. Erfindungen, V, 334—39, 


* 
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(b) pi Wahrheiten der Gombinationslehre befinden ſich unter 
90 n 


1) 90 mögliche einfache Auszüge, von denen jedesmal 5 heraus: 

 Zommen, alfo ift die Wahrfcheinlichkeit, einen berfelben übers 
haupt zu gavinnen (unbeftimmter Auszug), Y,, aber bei einem 
auch der Ordnung nach beftimmten, z. B. dem dritten, nur Ya 
In Baiern bezahlt die Anftalt jenen nur 152, diefen 7Ofach, in 
Defterreich 14= und 57fadh. 

2) 77 oder 4005 Amben (verſchiedene Sombinationen zu zwei 
Dingen), wovon unter den 5 gezogenen Zahlen = oder 10 her: 
auskommen, die Wahrjcheinlichkeit des Gewinnes ift alfo u 
ober ungefähr *, die Bezahlung deſſelben geſchieht nur . 
270fah, in Defterreih 240fach. 

3) „ — 480 Ternen; in den 5 Zahlen find aber 
— = 10 Zernen enthalten, folglich ift die Hoffnung, eine be: 
flimmte zu gewinnen, nur as; man bezahlt in Baiern 54005, 
in Oeſterreich 4800fach. 

4) > 2 = 2555 190 Quaternen, wovon, da in 5 Zahlen 
5 derfelben enthalten find, die Wahrfcheinlichkeit nur Is 
ift, Vergütung 60 — 64 500fad). 

5) 43-949 160 Quinternen, deren Befegung aber meiftens gar 
nicht geftattet wird, fowie auch bei der hoͤchſt geringen Wahr: 
fheinlichkeit die Spieler felten nur dazu geneigt fein würben. 

- (e) In Frankreich betrugen im Durchſchnitt von 1792- 1828 die Ge: 
winnfte 72,2? Proe., die Verwaltungskoſten 8,8? Proc,, der reine Ers 
trag war 18,9! Proc. Bon den Koften machen wieder die Ahtheile 
ber Einnehmer an 24, (64 Proc.) aus. Die Gewinnfte beliefen fich 
1814 auf 90 Proc, (max.), 1820 auf 61,5% Proc, (min.). Die 
Einnehmer bezogen früher 6, fpäter 5 Proc. Bom 3. VI (1798) 
bis 1832, im Söjährigen Mittel, wurden jährlich eingefent 
54679000 Fr., gewonnen 39533 000 Fr. (71,? Proc.), und vom 
Staate ald Reinertrag bezogen 10°420000 Fr. — Die Zahl der 
Burcaur war in Paris 150, in ben Departements feit 1830, 440, 
Rapport au Roi, ©. 126, und Tabl, 13, 24., Docum. statist. I, 
134, — Der Reinertrag war 1816—28 im Durchfchn. 14250000 
Fr., 1829: 12°727000 $r., 1830 und 1833 etwas über 10 Mill, 
Fr., 1834 wegen vieler Beſchränkungen in der Zahl der 3iehungen 
x. nur nod 51, Mil. Fr. Vom 1. San. 1836 an hörte die 
Lotterie nad) dem Finanzgefeße vom 21. April 1832 
zit. VI in Frankreich gänzlid auf. 


Baiern: Jahresdurchſchnitte: 


Einfäße, Gewinnfte. Koften, Reinertrag. 








— 














fl. fl. fl. fl. 
1819— 21 4:324 361 | 2:826 893 360 918 | 1136 055 
26— 31 4053 566 | 2.668 404 317633 | 1067 529 
38— 40 5983 724 | 4560 064 384 953 ; 1'038 707 
41—44 5:513 007 | 3301 394 — | 
Rau, pol. Oekon. äte Ausg. III. 20 


Die Gewinnfte waren in biefen 4 Perioden 65 — 65, — 76, — 
59,8 Proc, Im 3. 182%, wurben 3686 638 fl. eingefest und 
3+077 033 fl. oder 83,* Proc. gewonnen, fo daß nur 307 388 fl. rein 
übrig blieben. Im 3. 1838 gewannen bie Spieler 85, Proc. der Ein: 
fäße. 1838—41 ſetzte jeder Einwohner im D.1 fl, 20 Er,, und zwar 
in Oberbaiern 3 fl. 21 Er. (max.), Schwaben: Neuburg, 1 fl 45 kr., 
Riederbaiern 1 fl. 24 fr., — Oberfranfen 36 Er., Pfalz 28 fr. (min.) 

Defterreidh: Einfäseund Nebeneinnahmen 1837 R, 10°410527 
fl., 1843 14:348523 fl. R., 1846 X. 12579000 fl., Reinertrag 
1843 4°993071 fl. R., 1847 5°525434 fl. im 20 f. F. — Däne 
mark mit den Herzogthümern, 1844 Einfäge 1369696 ARthlr., 
Gewinnfte 957 655 Rthlr. (69 Proc.), Reinertrag 319818 Rthlr. 
(23 Proc ) 1841 waren 1662 996 Rthlr. Einfäße, 305121 Rthlr. reiner 
Ueberfhuß. — Niederlande, X.1849 400 000 fl.rein. Spanien, 
A. 1850, 22°273 000 Rtbir. Sardinien (v. Raumer, Italien 1, 
331 ff.) brutto 5%, Mill. Lire, Gewinnfte 3300 000 (60 Procent), 
Koften 462 000, Neinertrag 1738000 &. (31,9 Proc.). — Aud) 
Zoscana, Neapel und der Kirchenftaat, ferner der E. Uri und Zug 
haben Zahlenlotterieen. In Deutfdyland hatten ehemals viele Länder 
folche Lottericen, die allmälig aufgehoben wurden. Thatſachen hier: 
über aus den Zahren 1770—93 bei Krünis, Encyklop. Bd. 
81, ©. 70. 
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Die Schädlichkeit der Zahlenlotterie insbefondere (a) beruht 
auf folgenden Umftänden: 

1) Es find fo geringe Einfäge geftattet (5), daß auch duͤrf— 
tige Perſonen mitfpielen koͤnnen, für welche fomohl die Verfuchung, 
als der wirthfchaftliche und fittliche Nachtheil am größten ift. 

2) Es ift der Phantafie und felbft der Berechnung ein 
größerer Spielraum eröffnet, Weil nämlich; von den 90 Zahlen 
immer nur 5 gezogen werden und die Menge ber bei einer Zie— 
hung überhaupt gemachten Gewinnite von der häufigen Beſetzung 
diefer Zahlen abhängt, jede Nummer aber von Zeit zu Zeit wie- 
derfommt, fo geſchieht es leicht, daß man durch abergläubifche 
Mittel die glücklichen Zahlen zu errathen fucht, denfelben man- 
cherlei Beziehungen unterlegt, auch das frühere oder fpätere Er- 
fheinen derfelben beobachtet. So bildet fich eine ftete Befchäfti- 
gung der Gedanken mit dem Rotto, wodurch; die Spielfucht zum 
unwiderſtehlichen Hange werden Fann, auch findet man Anlaß, 
nach Berechnungen planmäßig und hartnädig das Spiel fort- 
zufeßen, welches indeß meiftens die Spieler zu Grunde richtet, 
ehe fie das erfehnte Ziel erreicht haben (ce). 
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(a) Nah K. Dupin, (Deput. 8. 22%. März 1828.) hatte Frankreich 21 
fpielfüchtige und 65 befonnene Departements. Sene find die betrieb: 
fameren, mit Gewerfen und Handel mehr befchäftigten, z. B. Nord, 
Ober⸗ und Niederrhein, Mofel, Rhone, Ifere, Gard, Vaucluſe, Rho— 
nemündungen ꝛc. Die Einfäße betrugen 1826 in einem der fpiel- 
ſüchtigen Departements i. D. 2°200 000 Fr., in einem der bes 
fonnenen nur 81000 Fr. Währerd die Grundfteuer beider Theile 
des Landes 52-870000 und 101884000 Fr. beträgt, alfo bie 21 
leichtfinnigeren Depart. nur 1, des ganzen Grundeinfommens 
beziehen, war die Anzahl der Hausdiebftähle, der unehelichen 
und Findelkinder, auch verfchiedener fchwerer Verbrechen in den 
21 Depart,. zufammengenommen faft fo groß, als in den 65 an- 
deren. Die 5 Departements, worin die Ziehungsorte lagen (Paris, 
Lyon, Bordeaur, Lille, Straßburg), lieferten allein 37417000 Fr. 
oder über 2, aller Einfäße, in ihnen ift auch u, a. die Menge der 
Hausbiebftähle am größten. — In Bezug auf Baiern: Das Lotto, 
Eine Denkſchrift. Nördlingen, 1841. 

(db) In Baiern bis’ 3 Er, 

(ce) Es ift in mehreren Lotterieen beftimmt, daß im Falle des beharrli- 

“ chen Befegens einer und derfelben Zahl die Annahme des Einfages 
verweigert werden fann, auch daß auf jede Zahl für eine einzelne 
Biehung von allen Spielenden nur eine gewiffe Summe gefest wers 
den darf. Baier, Verhandl. 1822, Beil. VII, 226. Solche Borfchrif: 
ten müffen fehr genau geregelt fein, um jede Willtühr auszufchlie- 
en, und fie fönnen dennod den Schein derfelben nicht völlig zer— 
fireuen, wenn fie erſt nad) der Ziehung angewendet werden. — Bes 
trügereien, 3. B, durch Zaubenpoft, wenn die entfernten Einnehmer 
noch nad) der Ziehung Einfäge annehmen, 
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Die Aufhebung der Zahlenlotterie ift demnach ein fo drin» 
gendes Bedürfniß, daß man ſich durch die Schwierigkeit, wie 
die Luͤcke für die Staatscaffe wieder zu ergänzen fei, nicht ab- 
halten lafjen follte, denn Steuern find nicht fo fchädlich als die 
Lottoeinnahme. Als Vorbereitungen zu diefem Schritte find 
folhe Maafregeln anzufehen, welche die Ziehungen feltener, 
die Einſaͤtze koſtbarer machen, die Anzahl der Einnehmer ver- 
mindern und den Gebraud, befonderer Anreizungen von Seiten 
derfelben verbieten (a). Diefe Vorkehrungen der gänzlichen 
Aufhebung vorausgehen zu laffen, ift audy darum rathfam, weil 
dadurch die Spielfucht allmälig gefchwächt wird, was bei dem 
plößlichen Aufhören nicht der Fall fein würde, 

(a) 3.8. Frankreich, angef. Ord. v. 1829: In den 8 Departements, wo 
feine Eollecteurs find, follten auch feine angefest werden (hierunter 
befinden fid) die beiden Depart. Greufe und GCorreze, welche ſich 


durch die äuferft geringe Zahl von Verbrechen auszeichnen, 1 auf 
resp. 17 312 und 13551 Einwohner, f, Compte general de l’admi- 
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nistrat, de Ja justice criminelle enFr., J. 1825, 26,27), in 28 
anderen follten die Einnehmereien aufhören, ber geringfte Einfag 
wurde von 1, auf 2 Fr. erhöht. Ehmald wurden in mandyen £än- 
dern lodende Rottofalender herausgegeben. — Die Reichsverſamm⸗ 
lung in Frankfurt wollte die Aufhebung des Lotto in allen beutfchen 
Staaten. Beſchl. v. 8, Jan. 1849, Stenogr, Ber, Nr. 148. 
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Beider holländifchen oder Glaffenlotterie (a) oder 
Lotterie im engeren Einne wird eine beflimmte große Zahl 
von Loofen gemacht und eine gewilfe Summe von Gemwinnften 
verfchiedener Größe angeordnet (6). Um die Theilnahme zu 
erleichtern, erfolgt gemeiniglich die Ziehung aller zufammenge- 
hörenden Looſe in mehreren Abtheilungen, nach beflimmten Zwi— 
fhenzeiten und fo, daß man den Betrag des Looſes theilweife, 
für jede Ziehung (Glaffe), entrichtet, auch nicht gezwungen 
ift, daffelbe durch alle Ziehungen fort zu bezahlen; hiezu wird 
man indeß durch den Umſtand ermuntert, daß in den lekten 
Ziehungen die größern Gewinnfte vorfommen (ce), Der Er- 
trag für den Unternehmer wird gleichfalls fchon im Voraus in 
einem gewiflen Procentfag der Gewinnfte (10 — 12) feftgefeßt, 
wovon die Koften 4—5 Procent hinwegzunehmen pflegen (d). 
Da hierin nichts vom Zufalle abhängt, die Thätigfeit des Bor- 
ftehers aber viel dazu beitragen Fann, den Abſatz der Loofe zu 
befördern (e), fo Fann eine folche Anftalt eher als ein Lotto 
verpachtet werden, was jeboch nicht auf lange Zeit rathfam ifl, 
weil ed Verbefferungen und Einfchränfungen verhindert. Den 
Einnehmern wird eine Vergütung nach der Zahl der verfauften 
Looſe zugefichert. Obgleich otterieen diefer Art weniger fchäd- 
lic find, ald das Zahlenlotto, zumal wenn der Preis eines Looſes 
für einen großen Theil des Volkes unerfchwinglich ift (/), fo 
muß doch die Abſchaffung aller Potterieen als ide wuͤnſchens⸗ 
werth anerkannt werden (9). 


(a) Diefer Name iſt nicht ganz paſſend, denn die Anordnung mehrerer 
Claſſen ift nicht wefentlich, wie fie denn z. B. bei ben Eleineren preuß. 
Gourantlotterieen nicht vorfommt, Den Ausdrud holländifche oder 
alte Lotterie braucht fhon Bergius, Mag. Art, Lotterie. 

(db) Bei ben Römern wurben öfters Loostäfelchen (tesserae) ausgetheilt 
oder unter das Volk geworfen (missilia), welche zum Theile Ges 
winnfte trugen. Doch 2 biefe Einrichtung noch nicht auf bie 
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Lotterieen, welche erft gegen Ende des Mittelalters auflamen und 
anfangs in einzelnen Ausfpielungen von Waaren beftanden, oft für 
mwohlthätige Zwede; dann kamen Geldgewinnfte an die Reihe und 
das Spiel Fam in fortwährenden Gang. 1530 eine Geldlotterie des 
Staates in Florenz. Erfte Ziehung in London im Jahre 1569, Ger 
winnfte in Silbergefhirr, der Ueberfchuß zum Unterhalte der See- 
häfen beftimmt ; in Paris 1572 und 1588 zur Auöftattung dürfti- 
ger Mädchen. Hamburg 1615, Nürnberg 1699 ıc. Bedmann 


a. a. O. 

(c) 3. B. Frankfurter Stadtlotterie, jährlich 2 Spiele, jedes zu 6 Zieh⸗ 
ungen ober „Glaffen,” deren legte über 4 Monate nach der erften 
erfolgt, In der erften Ziehung find 26 000 Looſe, in der legten nur 
nod 18.400. Ein 2008 Boftet durd) alle Ziehungen (Claſſen) 6—14 
—241—22—16—8 fl, oder zufammen 90 fl. Den Gewinnenden 
werden außer dem baaren Betrage auch Freiloofe für die nächfte 
Biehung gegeben, Unter der Vorausfesung, daß mit Ausnahme der 
erforderlichen Freiloofe alle anderen Looſe abaefest werden, zahlen 
bie Spielenbden in allen 6 Glaffen 1*455800 fl, wovon bie Einnehmer 
107 500 fi. (7,3® Proc,,) erhalten,die Gemwinnfte betragen 1°154 574 fl. 
(79,? Proc.), der Antheil des Staats 141041 fl. (9,6 Proc.), die 
Derimation ber Freiloofe 52 685 fl. — Preußen: jährlich Zmal 5 
zufammenhängende Glaffen oder Ziehungenz ein Loos Eoftet in jeder 
Claſſe 8 Rthlr., es werden aber aud) halbe und Y, Koofe abgegeben. 
Ertrag, D. 1840—46 rein 943844 Rthle., U. 1849 1029 917 
Rthlr., nämlich 1214 Proc, von den Gemwinnften, die zu 6895000 
Rthlr. angenommen find, und einige Nebeneinnahmen, Koften 
207917 Rthlr. Für 1850 ift der Antheil der Einnehmer an den 
Gewinnften von 3 auf 2 Proc,, die Hebgebühr von 11% auf 1 Proc. 
herabgefest worden, — In Dänemark 1844 339290 Rthlr. Einfäge, 
256502 Rthlr. Gewinnfte, 68495 Rthlr Reinertrag, in den Ders 
zogthümern aber bei 93559 Rthlr. Einfägen eine Mehrausgabe von 
45155 Rthlr. Im 3.1841 brachte die Slaffenlotterie in den Herzog: 
thümern (80431 Rthlr. Einfäße) einen Reinertrag von 15513 
Athir., während im Königreih D. (261 436 Rthlr. E.) die Mehr: 
ausgabe 2376 Rthlr. betrug, — Medlenburg: Schwerin, Padhtertrag 
4627 Rthlr. 

(4) In der Frankfurter Lotterie werben von Gewinnften und Prämien 

„unter 1000 fl, 10 Proc,, von den höheren 12 Proc. abgezogen, 
bei den preuß. Eotterien 121, Proc, Der Reinertrag in Preußen ift 
für 1848 auf 875 000 Rthir. gefest, von etwa7+814 000 Kthir. 
Einfägen. 

(e) Für den nicht verkauften Theil der Loofe muß bie Anftalt mitfpielen. 


(f) Wohlfeile oder getheilte Looſe reizen ftärker. In der früheren waabdt- 
ländifchen Lotterie Eoftete 1 Billet durch alle Elaffen 30 Schweizer: 
franten, aber in der erften nur 2 Fr. (1 fl. 33 kr.). Es hat fich ges 
zeigt, daß von 2007 Billets nur 164 an reiche Leute, 909 an Perfos 
nen in mittelmäßigen Umftänden, 934 aber an „Arme, Falliten und 
Unterftüste” abgefest wurden. Der Staat hatte von jeder einzelnen 
Unternehmung gegen 14000 Fr. Reinertrag und 6000 Fr. Koften. 
©. Forel und Jaquet in den N, Verhandl. der Schweiz. gemein: 
nütz. Gefellfch. V, 353 (1829.) ö 

(9) Die britifhe Slaffenlotterie wurde 1826 dburd Par: 
lamentsbefhluß für immer aufgehoben. Die letzte Zie⸗ 
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bung war am 18. Juli und bot 6 Gewinnfte zu 30000 2. St. dar. — 
Aufhebung der Lotterie im Gr, Heſſen, 1832. Sie war 1815—32 für 
jährliche 8900 fl. verpachtet worden. S. v. Hofmann, Beiträge 


+ + 
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In mehreren größeren deutfchen Badeorten find andere 
Glüdsfpiele erlaubt und werden von Privatunternehmern, die 
der Staatscaffe einen Pachtzins entrichten, veranftaltet (a). 
Man fucht ihre Zulaffung aus dem Zufammentreffen vieler un- 
befchäftigten Neichen, aus der Unmöglichkeit, heimliches Wag- 
fpiel zu verhindern, wenn das öffentliche verboten wäre, und 
aus dem Umſtande zu rechtfertigen, daß man bei der bejtehen- 
den Einrichtung Gelegenheit hat, nicht blos Betrug zu ver- 
hüten, fondern das Spiel gewiffen Einfchränfungen zu unter- 
werfen (5). Diefe Gründe mögen in den, ftarf befuchten Baͤ⸗— 
dern, bei dem einmal eingewurzelten Hange nach Glüdsfpielen, 
die plöglihe Aufhebung der Spieltafeln an einem einzelnen 
Orte unrathfam machen, auch kommt die Nüdficht auf die Er- 
fhütterung des Nahrungsftandes vieler Einwohner hinzu; aber 
man follte wenigftens einftweilen auf die weitere Einſchraͤnkung 
derfelben in Anfehung der Spielzeit, des höchiten und niedrig- 
ſten zuläffigen Einfages, der Art von Spielen ꝛc. Bedacht 
nehmen und auf die allgemeine Aufhebung hinwirfen (ec). 

(a) In Paris waren fortwährend Spielhäufer geöffnet, welche 6 Mill 
Fr. Pacht trugen, nebft 1 Mill. pot-de-vin für die 6jährige Pacht: 
zeit. Auf die Folgen derfelben für Wirthfchaftlichkeit und Sittlich— 
keit läßt fhon die Menge der durch fie veranlaßten Selbftmorde 
fhließen. — P oiffon berechnete 1820, daß im trente-et-un jährlich 
330 Millionen, in ber roulette 100 Mill. Fr. eingefest wurden, zus 
fammen 430 Mill., weldye, da diefelben Geldftüde im Jahre 12—15 
mal über die Tafeln gingen, eine Gelbmaffe von 24 Mill. in den 
Händen der Spieler und Banquiers erforderten, Den Geminn ber 
lesteren fchlug P. auf ungefähr 8 Mill. an, fpäter wurde er auf mehr 
als 9 Mill, geihägt, wovon nad Abtragung des Pachtgeldes und 
Beftreitung der Koften noch gegen 1880000 Fr. reiner Neberfchuß 
‚bleiben follten; ſ. 3ſchokke's Prometheus, I, 262 (1832). — 
Aufhebung diefer Spielhäufer 1837, 

(5) Auch kommt vielleicht hie und da die Erwägung hinzu, daß es mei- 
ftens Ausländer find, die fich zu Grunde richten! 

(c) Baden: bisher 40 400 fl. Pachtzins, welcher, fowie die Abgabe von 
Hanbelsbuben, ganz für Gebäude, Anlagen, Freibad ꝛc., in Baben 


verwendet wird, doch 3000 fl, auch für andere Badeorte. — Hom⸗ 
burg 1841 Padıtvertrag auf 30 Jahre, Pachtſumme 24 000 fl., wozu 
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aber noch andere beträchtliche Leiftungen kommen, namentlidy 4 Sahre 
hindurch jährlid 40000 fl., fodann 31 Jahre hindurch 10 000 fl. 
jährliche Verwendung für Bauten und Anlagen. Homburg hat durch 
den ftarken Beſuch in Folge der Spiele und ber von ben Spielpach— 
tern getroffenen Einrichtungen (Zheater, Orchefter, Lefezimmer zc.) 
fehr gewonnen, viele Privatperfonen haben Häufer gebaut u. dgl. f. 
die Schrift: Zur Beurtheilung der Frage über Aufheb. db. Spiel- 
banten, Homb. 1848, — Die Reicheverfammlung in Frankfurt bes 
ſchloß am 8. Jan. 1849 die Aufhebung aller Spielbanken vom 1. Mai 
deffelben Jahres an (Stenogr. Ber. Nr, 148), dieß Gefes ift aber 
bis jest unvollftändig vollzogen worden, 
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IT. Abſchnitt. 
Einkünfte aus Gebühren. 


$. 227. 


Die unter den Begriff der Gebühren ($. 86. Nr. 1) fallen- 
den Staatseinfünfte werden von den meiften Schriftftellern zu 
ben Steuern, und zwar zu den indirecten gerechnet. Dieß ift 
nur dann zuläffig, wenn man das Wort Steuern in einem 
weiteren Sinne nimmt und darunter alle Auflagen verfteht 
($. 84.) ; indeß unterfcheiden ſich die Gebühren fo weſentlich 
von den anderen Auflagen, daß ed immer nöthig ift, fie als 
eine befondere Art derfelben zu betrachten. Die Gebühren 
werden bei ſolchen Gelegenheiten gefordert, wo der einzelne 
Bürger mit einer Staatöbehörde oder einer wefentlichen Staats- 
anftalt (a) in eine gewiffe Beziehung fommt, Sie fönnen als 
eine partielle Vergütung für den Aufwand angefehen werden, 
welchen die einzelne Aeußerung der Staatögewalt verurfacht, 
und haben infofern mit der Bezahlung für geleiftete Private 
dienſte Aehnlichfeit. Dagegen wird eine NRegierungshandlung 
oder die Staatsanftalt nicht etwa wegen der an fie gefnüpften 
Gebühr angeordnet, fie geht aus den Pflichten der höchften 
Gewalt hervor und Eönnte, ohne ihr Wefen zu verändern, 
auch unentgeldlich fein, wie denn auch fehr Vieles den Bürgern 
ohne Bezahlung erwiefen wird und in den einzelnen Staaten 
der Umfang der mit Gebühren belegten Leiftungen der Regie— 
rung fehr verfchieden ift, 

(a) Im Gegenfaß eines bloßen Staatögewerbes. 
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$. 228, 

In früheren Zeiten, wo e8 an einem Ueberblide der Volks— 
wirtbfchaft und an leitenden Finanzgrundfagen fehlte, nahm 
man eine Manchfaltigfeit von Gebühren für die Staatscaffe zu 
Hülfe, um diefe aus vielen kleinen Ganalen zu füllen, Biele 
offenbar unzwedmäßige Arten der Gebühren find in neuerer 
Zeit aus den Staatörechnungen verfchwunden (a), mehrere 
andere Arten dagegen hat man nody ziemlich allgemein beibe- 
halten, z. B. Stempel, Zaren, Sporteln, Weggelder 2c, Gegen 
diefelben läßt fich im Allgemeinen diefes anführen : 

1) Die Eigenfchaft, welche diefer Glaffe von Einkünften 
den Namen der zufälligen erworben hat ($. 86,), deutet 
die Unvollfommenheit derfelben an, indem fie fich nicht nach der 
Fähigkeit der Bürger richten, zu den Staatslaften beizutragen, 
fondern nad einem andern Maaßitabe, der leicht die Wohl- 
habenden unbillig fchont, die Dürftigen bedruͤckt und daher ala 
willkürlich erfcheint, 

2) Die wohlthätige Wirkfamkeit der Negierung leidet, wenn 
man die Benutzung ihrer Anftalten durch eine Abgabe erfchwert “ 
ober ganz verhindert; es ift daher im Allgemeinen .befler, wenn 
die. Koften der Staatseinrichtungen, foweit der eigene Erwerb 
der Regierung nicht zureicht, auf dem Wege der Belleuerung 
aufgebracht werden und die Leiſtungen des Staates für bie 
Einzelnen ganz unentgeldlich gefchehen, 


(a) 3. B. die Abgaben, welche fonft die Juden, abgefehen von allen Ber: 
mögensverhältniffen, blos für ihre perfönliche Duldung entrichten 
mußten, wie Leibzoll, Zoleranggebühr, Opferpfennig, 2e,, val. Ber: 
gius, Magazin, V, 260, — Lang, Gefchichte der deutfchen Steuer: 
verfaffung, ©, 198. — v. Kremer, Öteuerweien, 1, 43. — In 
Frankreich Fam beim Regierungsantritte eines Königs unter dem 
Namen joyeux avönement eine Abaabe für die Beftätigung der 
von den Vorgängern ertheilten Bewilligungen vor; — franc-fief, 
eine Entrichtung des Bürgerlichen, der ein adeliges Gut kaufte u, dgl, 


$. 229, 

Diefe unverfennbaren Unvolllommenheiten der Gebühren 
verbieten die neue Einführung der meiften Arten derfelben eben- 
fowohl als die Steigerung der ſchon beftehenden, Indeß find 
die einzelnen Arten der Gebühren in Anfehung ihrer Wirkungen 
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verfchieden. Während einige mit folchen Nachtheilen verbunden 
find, daß man ihre baldige Abfchaffung dringend anempfehlen 
muß, laſſen fich andere da, wo man fich an fie gewöhnt hat, 
und wo eine Steuererhöhung Schwierigkeiten findet, einfiweilen 
beibehalten, woferne man nur die Größe der Entrichtung mäßig 
und die Art der Erhebung fo wenig als möglich befchwerlich 
macht; einige Arten fünnen unter diefen Bedingungen felbft 
für ganz unschädlich gehalten werden, weil es in ihrem Wefen 
liegt, daß eine geringe Verguͤtung einer gewiſſen Staatsleiftung 
dem Zwede derfelben nicht widerſtreitet (a). 


(a) In mehreren Schweizercantonen nehmen die Gebühren eine auffals 
lend wichtige Stelle ein, z. B. nad den Anfchlägen für 1846.in 
Waadt 31 Proc. der reinen Einnahme, Thurgau 28,8, Baſel-Stadt 
19, Bern 15,?, Bafelsfand, Luzern 12 Proc, Hottinger .a.D.— 
Belgien 1846 25 Mill, fr. — 22 Proc, der rohen E. — Baden, 
1848 A.: Banze Einnahme aus Gebühren 1913000 fl. oder an 12 
Proc. der Bruttorinnahme des Staated. — Preußen X. 1849 111% 
Mill. Rthl. = 13 Proc. — Großh. Heffen, 1848—50 8. 1089000 fl. 
"oder 13,° Proc. des rohen Staatseinfommens, — Medl.-Schwerin 
1849 128000 Rthir. — 4,8 Proc, 


$. 230, 


In den europäifchen Staaten kommt eine große Manchfal- 
tigkeit von Gebühren vor, von denen in den folgenden $$. nur 
die beträchtlicheren aufgeführt und erläutert werben, Sie laſſen 
fi) je nach der Veranlaſſung, bei der fie erhoben werden, fo 
uͤberblicken: 

A) in allen Zweigen der Staatsverwaltung vorkommende; 
I. Stempelgefaͤlle, — II. Taxen von Amts- und Wuͤrden⸗ 
ertheilungen; 
B) nur in einzelnen Zweigen der Regierungsgeſchaͤfte an- 
wendbare; 
a) aus der Nechtspflege: 
111. Gerichtögebühren, — IV. Eintragsgebühr von Gon- 
tracten, — V. Erbſchaftsgebuͤhr, — VI. Strafen; 
b) aus der Sicherheitspolizei: 
VI. Polizeifporteln, — VII. Wafferbaubeiträge ; 
c) aus der Bolföwirthfchaftspflege: 
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IX. Straßengeld, — X. Waflerzoll, — XI. Abgabe von 
Gewerböverleihungen, — XII. von Erfindungspatenten, 
— XII. Beförderungsfoften ; | 
d) aus der Bolföbildungsforge: 
XIV. Firchliche Difpenfationstaren, 


$. 231. 

I. Stempelgebühr. Diefe Abgabe von Schriften, die 
einer Staatöbehörde vorgelegt oder von ihr felbft auögefertiget 
werden, erhält durch den vorgefchriebenen Gebrauch des Stempel⸗ 
papiers eine leichte und fichere Erhebung (a), Cie fönnte als — 
eine Verguͤtung fuͤr die Bemuͤhung angeſehen werden, die der 
Stempelpflichtige den Staatsbeamten verurſacht; allein es iſt 
weder leicht ausfuͤhrbar, noch auch rathſam und billig, ſie genau 
nach dieſem Umſtande abzumeſſen; auch hat man ſie gewoͤhnlich 
nur aufs Ungefaͤhr nach der Wichtigkeit des Gegenſtandes, den 
eine ſolche Schrift betrifft, ſteigen laſſen, und zwar 

1) wo Vermoͤgensverhaͤltniſſe vorkommen, wie bei Kauf- 
und Miethverträgen, Handwerksrechnungen, Quittungen ıc,, 
nad) der Größe der in denfelben ausgefprochenen Summe 
(Werths- oder Gradationsitempel), 

2) in anderen Fällen nach einer Abftufung, bei welcher 
einfache Eingaben (Bitten, Klagen ce.) den niedrigften, Reiſe— 
päffe, Öffentliche Zeugniffe, Vollmachten, Teftamente, Conceflio- 
nen, auch wohl richterliche Erfenntniffe u, dgl. höhere Säge 
bezahlen (Glaffenftempel) (Bd). 

In mehreren Staaten hat man auch, folhe Schriften der 
Stempelgebühr unterworfen, welche gar nicht dazu beftimmt 
find, bei einer Staatöbehörde eingereicht zu werden, fondern 
nur vielleicht zufällig ald Beweismittel eines Anfpruches dienen 
fönnten, 3. B. Faufmäannifche Wechfel (ce), Frachtbriefe, Regi— 
fter der Kaufleute, Fabricanten, Mäkler, Gaftwirthe u. dgl. (d). 
Wenn auh Spielkarten, Zeitungen und Galender geftempelt N. 
werden, fo trägt diefe Abgabe, obgleich in die Stempelform 
gehuͤllt, mehr den Charakter einer Aufwandsfteuer an fich, weil 
fie fich an den Verbrauch einer Fäuflihen Waare anfchließt und 
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insbefondere ald eine Belegung des Luxus angefehen werden 
kann. Es läßt ſich übrigens Feine beſtimmte Gränze für die 
der Stempelabgabe unterworfenen Gegenftände ziehen, denn 
fie ift eine Form, unter der fich mancherlei Gebühren erheben 
laffen und defhalb gelten die Negeln für die verfchiedenen 
Arten derfelben theilweife aud) von den Stempelabgaben. 


(a) Diefe Art von Staatseinkünften ift nah Borhorn von einem 
Holländer erbacht worden, nachdem die Generalftaaten einen Preis 
auf die Erfindung einer neuen, nicht drüdenden und body einträgli- 
chen Abgabe gefest hatten. Die Einführung geſchah 1624. Eine Art 
von Stempelpapier fommt zwar fchon in der Nov. 44 vor, aber ohne 
Erwähnung einer dafür angeordneten — Beckmann, Bei⸗ 
träge zur Geſch. d. Erfind., II, 300-310, — Einführung in Eng 
un) 1671, in Defterreich 1686, — Mac Culloch, Taxation, 

* 273. x 


Beifpiele aus der preuß, Stempelgefeßgebung, ſ. Philippi, Samms 
lung fämmtlicher neuen preuß. Gefege über die indirecten Steuern, 
©. 491 ff. (1830). Das Hauptgefes ift vom 7. März 1822. Einen 
Stempel von 5 Silbergr. brauchen Geſuche und Eingaben, Gefindes 
Entlaffungsfcheine, amtliche Ausfertigungen in geringfügigen Ge- 
genftänden, — 15 Sgr. Dienftabfchiede, amtliche Attefte, erbeblichere 
Ausfertigungen, Beftallungen, Gautionsinftrumente, Geffionen, 
Kundſchaften, Lehrbriefe, Reifepäffe, Vollmachten, Wanderbüdyer 
u, dgl, — 2 Rthle. Adoptions:, Ehe⸗, Erbtheilungs-Verträge, Leis 
chenpaͤſſe, Majorennitätserklärungen, Zeftamente, — 5 — 20 Rthlr. 
Entſcheidungen in Eivilproceffen, deren Gegenftand nicht in Geld 
gefhäst werden kann, — 10 Rthlr. kriegsrechtliche Erfenntniffe, 
5—50 Rthlr. Entſcheide in Straf- und Injurienfadhhen. — Den 
Gradationsftempel bezahlen mit Y,, Proc, Wechfelbriefe, im Lande 
traffirt (vor 1830 doppelt foviel), — Y,Proe. Actien, Schuldbriefe, 
Quittungen, bie einer Staatsbehörde vorgelegt werben, — Proc. 
Käufe von Mobilien, foferne fchriftliche Abfaffung des Vertrages 
nothwenbig ift, Pacht: und Miethverträge, Auctionsprotofolle, — 
Y, Proc. der Prämie, Affecurang:Polizen, — 1 Proc, Käufe von 
Smmobilien, Erbpadıte, Sröfgpaften von Ehegatten, Givilproceß: 
Entſcheidungen bis zu 1000 Rthlr. (bei höherem Belaufe des Ge- 
genftandes resp. Y, und Y, Proc.) — 2—8 Pr. Erbfchaften. — In 
Frankreich befteht, ftatt des Glaffenftempels, nur einDimenfions- 
fiempel,weilman nämlich ſechs Papierforten hat, vom Octavblatt bis 
zum grand registre von 16 und 22', rhein. Boll. Die Gebühr fteigt 
von Y, bis 114, Fr., dabei ift die Zahl der Zeilen gefeglich befchränft, 
grand registre bis 35 Zeilen auf die Seite, Der Grabationsftempel 
beträgt durdhgehends p. mille. Gefes dv, 13. Brum. VII (3. Nov, 
1798), inRondonneau, Code de l’enrögistrement etc, S. %5 
(1810). — De G&rando, Droit administr., IV, 227, 


(c) Bon dem in der neueren Zeit immer häufiger gewordenen Wechfel- 
ftempel leitet man den Berfall des Wechfelhandels her, Ferber, Bei- 
träge zur Kenntniß des gewerblichen und commerciellen Zuſtandes 
ber preuß. Monardjie, 1829, ©, 234. — Stempel von Lotterieloofen 
in Baiern, welcher i. D, 1835—37 146 436 fl, eintrug. 


(b 


— 
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(a) In Großbritanien ift die Verpflichtung zum Gebrauche des St. fehr 
weit ausgedehnt und bildet eine empfindliche Laſt. Alle Quittungen 
über 5 2. St. hinaus, Anweifungen, Bankſcheine (die Banken können 
ſich durdy eine jährliche Paufhfumme mit dem Stempelamte abfins 
den), Affecuranzicheine (Betrag 3 Schill. von 100 L. St. der ver> 
fiherten Summe, alfo 11% p. m.), 3eitungsblätter und einzelne Ans 
fündigungen in Beitungen (früher zu 314, feit 1833 11, Schill.), 
alle Gebrauchszettel bei Arzneien 2c. muͤſſen geftempelt werben, f. 
Bailly, L 487. Bgl. Wiederhold, Handb. d. Liter. u. Geſch. d. 
indir. Steuern, 1820, ©. 281. — Nach den franzöfifhen Stempel- 
gefesen find alle Verhandlungen, Auffäge, Abſchriften, Regifter ꝛtc, 
die vielleicht vor Gericht gebraucht werden könnten pour obligation, 
decharge, justification, demande ou defense, ftempelpflidhtig, ähns 
lich in Defterreich, wo ſich die Stempelpflicht gleichfalls auf Privats 
urkunden erftrecdt, jedoch finden viele Befreiungen Statt; f. Ma: 
Lintovsti, I, 122 —168, 


$. 232. 


Die Stempelgebühr, obgleich in mehreren Staaten fehr ein- 
träglich (a), ift eine in vieler Hinficht mangelhafte Art von 
Cinnahmen. Cie erregt bei unzähligen Weranlaffungen ein 
läftiges Gefühl von Beengtheit und Bewachung, verurfacht 
unbequeme Förmlichkeiten, giebt zu vielen Uebertretungen An- 
laäß und erfordert eine ausführliche, umftändliche Gefeßgebung, 
fie trifft ohne Wahl und Unterfchied die Bürger bei folchen Hand- 
lungen und Greigniffen, in denen auf Feine Weife das Kenn- 
zeichen einer größeren Vermoͤglichkeit liegt (2) und halt endlich 
bei ſtarkem Betrage von manchen fonft nüslichen Gefchäften ab. 
Für die Stempelgebühr läßt fich die einfache Erhebungsart und 
bei mäßigen Saͤtzen die Geringfügigfeit jedes einzelnen Bei- 
trages anführen, der durch längere Gewöhnung noch erträg- 
licher geworden ift und als Erſatz für den Zeitverluft, welchen 
eine Privatangelegenheit den Staatöbehörden zuzieht, nicht un- 
bilfig erfcheint. Gleihwohl find jene Mängel des Stempels 
überwiegend und mit einem volllommenen Finanzſyſteme un- 
vereinbar ($. 229.), und bis ein fehr ausgebildetes Steuerwefen 
die Aufhebung diefer Gebühr ausführbar macht, muß man we- 
nigftens ihre Nachtheile zu mildern fuchen, Dazu dienen 1) ge- 
linde Strafbeflimmungen für den Nichtgebrauch, zumal in foldyen 
Fällen, wo offenbar nur Nacyläffigkeit oder Unfenntniß, nicht 
gefegwidrige Abficht obwaltet (ec), 2) niedrige Beftimmung des 


318 


geringften Stempelſatzes (d) und mäßiges Auffteigen deffelben, 
3) Aufhebung des Stempel: von foldyen Schriften, bei denen 
die Entrichtung fehr unbequem oder die Ueberwachung fchwierig 
wäre, ein ftarfer Neiz zu Umgehungen Statt findet oder auch, 
wie bei Anweifungen, Wechfeln, Affecuranzen, der Verkehr leiden 
würde, 4) Befreiung der Dürftigen, der wohlthätigen Stiftungen 
und dergl. 5) Aufftellung einfacher, leicht zu behaltender Regeln für 
den Gebrauch ded Etempels, damit man fich leicht vor Strafen 
hüten Eönne, 2 

Zur Berwaltung der Stempelgebühr gehört Ankauf des 
Papieres, Anfchaffung und Erhaltung der Stempel, Anftellung 
des Perfonals bei dem Stempelamte, Ablieferung der Stempel- 
papiere an die Verkaͤufer, denen ein gewiſſer Nachlaß als Ge— 
werböverdienft bewilligt wird, Auflicht zur Entdedung von Ber- 
leßungen der Stempelgefege, Wo vielerlei Schriften diefer Ge— 
bühr unterliegen, da muß auch für nachträgliche Stempelung 
von Urkunden ıc, geforgt werden, was jedoch ein befonderes 
Perſonal erfordert, 


(a) Ein verhältnißmäßig großer Ertrag rührt zunächſt von ber Höhe 
der Stempelfäse und der Menge von Gegenftänden ber, bie bem 
Stempel unterworfen find, er bildet alfo infofern das Maaß für die 
Laft, welche das Stempelmwefen den Bürgern auferlegt. Indeß muß 
man auch darauf achten, welche andere Gebühren neben der Stems 
pelabgabe beftehen, da z. B. in Großbritanien diefe faft alle anderen 
Gebühren erfekt. Sie brachte (mit Einfchluß der Abgabe von Lohn⸗ 
tutfchen in den Städten und von Daufirern) 1847 7° 671 324 2. St. 
ein. Der Ertrag in den Jahren 1838 u. 39 feste fich fo — 
2'104 958 &, von Erbſchaften, 1*681 500 &. von der Eintragung 
von Gontracten, 907360 8. von Brandverfiderungen, 272 417 8. 
von Seeverficherungen, 757 874 2, von Wechſeln und Banfkfcheinen, 
352 697 €. von Zeitungen und Anzeigen, 495750 &. von Landkutſchen 
(stage-coaches), 173488 8. von Quittungen (receipts), 468897 
2. von anderen Gegenftänden. Die Koften beliefen ſich in beiden 
Sahren auf 2,2? Proc,, und es blieb ein reiner Ertrag von 7'044 954 
2, übrig. A. des NReinertrags für 18%),, 6%, Mill. — Franfreidy, 
i.D. 1836 u, 37 32°144390 Fr., — 1846. 47, 41 Mill. Fr. —33 Er. 
auf den &., 1848 nur 30905000, Koften 957 000 Fr. = 3,' Proc, 
— Oeſterreich, D. 1846, 47 5719000 fl. rein, = 11,8 fr. 2444 fl. 
auf den K., Koften nad) dem %. für 1849 4,3 Proc. — Preußen A. 
18474), Mill. Rthlr. mit 1,9? Proc. Koften, %. 1849 3557737 
Rthlr., Koften 57 737, alfo rein 31%, Mill. — 22, Er. auf ben Kopf. 
— Kurheſſen, A. 1849 200000 Rthlr., Koften 18000 Rthlr. = 
9 Pr. — Baiern, D. 1835—37: 962753 fl., Koſten 8'4 Proe., rein 
880 215 fl, = 12 Er. aufden Kopf, Unter ben Ausgaben nehmen bas 
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Papier 47, bie Befoldungen 25, der Rabatt der Verkäufer 11,? 
Proc. hinweg. — In Baden und Würtemberg ift der Ertrag bes 

Stempels nicht von den Sporteln auszufcheiden, die Stempelgefege 
find aber bier fehr mäßig und mild. — Sachſen, U. 1843—45 
162 000 Rthir., 3,° Proc, K. — Gr. Heſſen, U. 1846—7 520.000 fl. 
— Belgien 1846 3 Mil. Fr. — E. Bern A. 1845 77000 Ar = 9 
er. EBEN Kopf, Bürid 38000 Fr. — 7 kr., Waadt 60000 Fr. 
== 13,°. 22, 

(db) Obgleich der Stempel von Kauf-, Miethverträgen u. dal. ſich nach 
der Vertragd:Summe richtet, fo kann doch die Abgabe nicht als eine 
nach der Vermöglichkeit abgemeffene Steuer angefehen werben, weil 
fie nur die zufällige Bewegung des Vermögens trifft, nicht die Größe 
deffelben überhaupt, und aus der Eingehung eines ſolchen Vertrages 
auf keine Weife die größere Wohlhabenheit der Gontrahenten zu 
vermuten ift. 


(ce) Die Strafe befteht gewöhnlidy in einem Vielfachen des nicht ge: 
brauchten Stempels. Bei Geſuchen u. dal,, wo nur aus Verfehen 
gefehlt wird, follte nur die einfache Gebühr eincaflirt werden (a. 
preuß. ©. $. 23). " 

(d) Baiern 314 Er., Baden 3 Er., Preußen 5 Sgr. (1714, Er.). — Für 
manche Fälle, wo eine mehrmalige Zahlung ze. vorfommt, muß erft 
eine Regel zur Berechnung der, die Stempelgebühr beftimmenden 
Summe aufgeftellt werden. 


$. 233. 


II. Gebühren (Zaren) von der Ertheilung eines 
Amtes oder eines Ehrenvorzuges, 3. B. eines Titels, 
einer Würde, eined Adeldgrades, eines Ordens, Diefe Art von 
Gebühren entfprang wie manche andere aus dem Streben, jede — 
Gelegenheit für die Staatscaffe zu benußen, wo ein erwünfchtes 
Greigniß Iemanden eine damit verbundene Ausgabe unfühlbar 
macht. Da jedoch die Staatögewalt Feine perfönlichen Beguͤn— 
fligungen ausüben, fondern bei Anftellungen und Beförderungen 
nur auf die gute Befeßung der Aemter mit den fahigften Männern 
Bedacht nehmen und Verdienſte belohnen foll, die Verleihung 
folcher Wortheile oder Vorzüge an Unmürdige dagegen fehr nach« 
theilig auf die SittlichFeit und auf die Achtung gegen die Re— 
gierung wirkt, fo ift Fein genügender Grund zur Erhebung einer 
Tare vorhanden. Die Käuflichkeit von Ehrenvorzügen ift vollends 
verwerflich (a). Anftellungsgebühren find wie vorausbezahlte 
Befoldungsabzüge anzufehen. Nur folhe Gebühren der oben 
bezeichneten Art laffen ſich in Schuß nehmen, die fo gering find, 
daß fie bloß die Ausfertigung des Beſchluſſes vergüten, oder bei 
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einer Anftellung oder Beförderung als Zufhuß zur Wittwen- 
caffe erhoben werden, $. 64. 


(a) Frühere Käuflichkeit der Aemter und Würden. Aemterhandel im 
byzantiniſchen Reiche; in Venedig verkaufte man bisweilen das Pas 
triciat (procuratori per denari und per dignitä wurden uns 
terfchieden!) und die Vererbung eines Amtes. — Einen Titel oder 
den Adel dem darum Nachſuchenden gegen Gelb ertheilen, heißt foldye 
Rangvorzüge in der öffentlichen Meinung zu Grunde richten. — In 
Frankreich wird (Gef. v. 21. April 1832) bei der Ernennung cines 
Advocaten, Notare, greffier, huissier, Mäklers ıc. ein enregistre- 
ment von 10 Proc. der Cautionsſumme erhoben. 


$. 234. 


II. Gebühren aus der Rechtspflege, Sporteln 
(droits de greffe in $ranfreich) werden von den Bürgern 
für die auf fie Bezug habenden Gefchäfte der Juſtizbeamten ent- 
richtet ($. 69). Zu ihnen gehören 1) die Gerichtsfoften bei 
bürgerlichen Nechtöftreiten, die gemöhnlich der unterliegende Theil 
zu tragen hat, und die nad; der Zahl und Schwierigkeit der 
richterlihen DVerrichtungen geregelt werden, 2) die Koften der 
Strafrechtöpflege im Falle der Verurtheilung, 3) die Vergütung 
für Handlungen der fogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit 
oder Nechtöpolizei, d. h. des Beiftandes, der den Bürgern bei 
der Feftftelung von Nechtöverhältnifien geleiftet wird, 3. B. bei 
Erbtheilungen, Teftamenten, VBormundfchaften, Beglaubigungen 
und dergl. 

Diefe Gebühren erfeßen einen Theil des Aufwandes für 
die Suftizverwalturg (a), Es würde nicht zweckmaͤßig fein, diefe 
Koften ganz vermittelft der Eporteln aufzubringen, denn das 
Vorhandenfein der Rechtsanftalt nütt auch denjenigen Staatd- 
bürgern, die nicht gerade in einem gewilfen Zeitraume von ihr 
Gebrauch; machen, e8 fichert ihnen für jeden vorfommenden Fall 
den nöthigen Rechtsſchutz und hält von vielen Nechtöverlegungen 
ab, deren Erfolglofigfeit man vorausſieht; ferner würde bei jener 
Einrichtung der Aufwand bei Nechtögefchäften haufig für Einzelne 
unerfchwinglich werben und felbit die Benußung jener Anftalten 
erfchweren (8). Dagegen geht auch die öfterd ausgefprochene 
Forderung, daß die ganze Nechtsverwaltung unentgeldlich fein 
folle, zu weit, denn ein befonderer Beitrag ift in Fällen, wo dem 
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Einzelnen vor Anderen ein Dienft geleiftet wird, oder wo er 
widerrechtlich gehandelt hat, vollfommen billig, und bei bürger- 
lichen Necytöftreitigkeiten würde die Aufhebung aller Sporteln 
der Proceßjucht zu große Nahrung geben. Deßhalb läßt fich 
die Beibehaltung diefer Glaffe von Auflagen unter-gewiffen Be- 
fchranfungen in Schuß nehmen. 


(a) Frankreich, 1844 (mit dem enregistrement einigermaffen verfloch⸗ 
ten): greffes 4600000 Fr., hypotheques, beim Eintragen und 8ö- 
ſchen derfelten, 2 Mill., Erfag von Gerichtsfoften 2° 120000. Dazu 
das anjehnliche droit fixe des enregistrement, 1836 zu 1724 Mill 
angeſchlagen. Die Koften des Juſtizweſens waren auf 21 Mill, ange: 
ſchlagen, aber ohne die, in den Departementörechnungen vorkommen⸗ 
den Ausgaben für Gerichtsgebäude und für die Strafanftalten. — 
Baiern 1832—34 i. D. 1'836 898 fl. Gerichtstaren. — Baden D, 
1844—6 R. 367093 fl. Zaren, Sporteln und Stempelgebühren in 
gerichtlichen und Verwaltungsangelegenheiten, 573 161 fl. Gebühren 
für die Rechtöpolizei, wozu noch 89182 fl. für verfauftes Stem- 
pelpapier und 137560 fl. Strafen kommen, zuf. 1167000 fl. = 
0,84 fl, auf d. K. Die befonderen Koften diefer Einnahmen betragen 
76 060 fl. und mit dem Abgang an unbeibringlichen Einnahmen 
119.086 fl. = 10 Proc, Die Rechtspoligeigebühren machen bedeu— 
tend mehr aus als die Koften- der Recdhtspolizeiverwaltung, zu 
368 000 fl. angefchlagen, worunter 166800 fl. Gebührenantheil ber 
Notare und Affiftenten. 

Würtemberg, R. 1838—40 i, D.: 

33 594 fl, gerichtliche, 156 018 fl, Notariatefporteln,, 

22 623 „ Ehefporteln 142645 ,‚, Berwaltungsfporteln., 
zufammen 355800 fl., Anfchlag für 1848/49 328900 fl. rein und 
2100 fl, Koften, Iener Ertrag macht 40 Proc. von ben Ausgaben 
für die Rechtöpflege, Der größere Theil der Koften ift vermuthlich 
unter den Iuftizausgaben enthalten. — Belgien, R. 1839: 195 868 
Fr., greffe, 784387 Fr. gerichtliche Handlungen, 812141 Fr. Hy⸗ 
vothetengebühren, zufammen 1792396 $r, — In Preußen war 
ber Betrag der Sporteln lange Zeit gang unbefannnt, denn man 
batte ihn im Hauptanfchlage der Staatseinfünfte ausgelaffen. Er 
war im Soll 1836 3+928663 Rthlr., 1840 4198331 Rthlr., A. für 
1847 3°931 830 Rthlr. = 60 Proc. der Ausgabe für das Juſtizwe⸗ 
fen. Auch im A. des K. Sachſen waren die Koften der Untergeridhte 
nur nad) Abzug der Sporteleinnahme aufgerechnet, — Gr. Heffen, 
18418—50 A.: 75.000 fl. 

(5) 3. B. Die übermäßigen Gebühren, welche in Frankreich bei den Un: 
terpfandsverträgen vorkommen und welche die Eintragung bisweis 
len verhindern. Sine Hypotheken-Oarleihe von 300 Fr. koftet 19 
Fr. 10 Gent, Gebühren, die Abtragung ber Schuld 121, Fr. D’Au- 
diffret, 1, 27. 


$. 235, 
Zur guten Einrichtung des Sportelmefens in finanzieller 


Hinficht gehören folgende Bedingungen : 
Rau, pol, Oekon. Ste Ausg. III. 21 


1) Niedriger Betrag der Säte, fowohl im Ganzen, ald 
verhältnißmäßig bei allen einzelnen Arten von Handlungen und 
Geſchaͤften. | 

2) Die Sportelordnung muß einfach und deutlich beſtimmt 
und vollftändig fein, fo daß fie alle Willkuͤhr befeitiget. Die 
fruͤhere Vernachlaͤſſigung diefer Negel hat oft die Staatsbürger 
ſchweren Bedruͤckungen preisgegeben. Zu dem Maaßſtabe für 
die Feftfegung aller Sporteln Fann bald unmittelbar der Zeit- 
aufwand der Beamten, bald die Wichtigkeit und Schwierigkeit 
des Gefchäftes gewählt werden, weil diefe ungefähr mit jenem 
Zeitbedarfe in Verhältniß fteht (a). Es ift fowohl für die An- 
feßung und Erhebung, als für die Entrihtung bequem, wenn 
bei Nechtshändeln nicht alle einzelnen Verrichtungen, fondern 
nur die, welche für Umfang und Umftändlichkeit des ganzen Ge- 
fchäftes bezeichnend find, mit einer Gebühr belegt werden (2). 

3) Das ältere Verfahren, näch welchem die Eporteln den 
richterlichen Beamten ald Befoldungstheile zugewiefen waren, 
brachte eine ftarfe Verſuchung hervor, die Gefchäfte in die Länge 
zu ziehen und die Gebühr hoc, anzufegen, Deßhalb ift es neu- 
erlich allgemein üblich geworden, die Sporteln für die Staats- 
caffe zu erheben und dafür den Gerichtsbeamten feſte Beſol⸗ 
dungen zu geben, UWeberforderungen und Unterfchleife werden 
am beften verhütet, wenn nur der Anfa der Sporteln bei dem 
Gerichte, die Erhebung aber von einem Steuerbeamten ge- 
fchieht, nur ift dieß mühfamer und koſtbarer (ce). Den für die 
freiwillige Gerichtsbarkeit angeftellten Beamten, 3. B. Notaren, 
muß ein Antheil an den durch ihre Verrichtungen bewirkten 
Sporteln bewilligt werden (d). 


(a) Beifpiel: Das badifche Gefes vom 13. Octob. 1840 über die Gebüh— 
ren der Rechtspoligeiverwaltung ordnet an 1) eine Werthstaxe für 
die Abtheilung von PVerlaffenfchaften und Gemeinfchaften und für 
Vermögensübergaben, je nad) dem Betrage des Vermögens von %, 
Proc. bis auf p. milleherab, für Bermögensaufnahmen die Hälfte; 
2) eine Taggebühr von 4 fl.; 3) für Teſtamente 3—4 fl.; 4) für 
Verträge theils eine fefte, theils eine nad) der Vertragsfumme be- 
meflfene Gebühr, 5) für Rechnungen 40 Er vom Bogen ꝛc. Die ſächſ. 
Sportelordnung v. 26. Nov. 1840 hat 127 Säge für ftreitige Eivil- 
ſachen der Untergerichte, 68 für Unterſuchungs⸗- und Denunciatione- 
ſachen, 80 für freiwillige Gerichtsbarkeit. 
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(5) Bad. Gef. v. 13. October 1840 über die Gerichtsfporteln: 1) bie 
Parteien haben bei ihren Eingaben Stempelpapier zu gebrauchen, 
den erften Bogen zu 15—30 Er. — 1 fl. bei den 3 Inſtanzen; — 2) 
Protokolle werden für die Stunde zu 24 Er. bezahlt; — 3) für ver: 
ſchiedene Arten von Verfügungen ift die Gebühr resp. 15—45 Er., 
30 kr. — 2fl., 1 fl.15 Er. — 3 fl. in den 3 Inftangen; — 4) für 
Endurtheile richtet fi die Gebühr nach der ftreitigen Summe; wo 
eine ſolche nicht zu ermitteln ift, beläuft fie fich hoͤchſtens auf resp. 
6, 18 und 24 fl. 

(ce). So in Baden, V. v. 20 März 1834 (Reg. Bl. Nr. 13.) Die Ein: 
zugslifte des Sportelertrabenten gelangt an die Steuereinnehmer. 
Sener erhält !4,, der Untererheber ebenfoviel, der Obereinnehmer 
2 der Gebühren, zufammen alfo 81%, Proc. 

(d) In Baden werden die Gebühren der Rechtspolizei von dem Amts 
repifor erhoben, welcher fodann die Antheile der Notare (%, nebft 
—* br Befoldung) ausbezahlt, f. a. V. v. 25. Nov, 1841. ©. 5, 

ec. 1841. 


$. 236, 

IV. Die Eintrags- oder Negiftergebühr (Gonfirs 
mationstare in Naffau, Kaufaccife in Baden, Handäans 
derungsabgabe in der Schweiz, enregistrement in Frank— 
reich zum Theile) wird von folchen Kauf, Schenfungs-, Paht- NL 
u, a, Verträgen entrichtet, zu deren Gültigkeit gerichtlicher Ein— 
trag (Protofollirung) erforderlich ift (@), und erreicht in meh- 
reren Staaten eine beträchtliche Höhe (6), Bei Käufen wird 
die Gebühr von dem Käufer gefordert, dennoch fällt fie meiftens 
dem Verkäufer zur Laſt, weil derfelbe gewöhnlich mehr zu der 
Abfchließung des Vertrages gedrängt ift, ald der Käufer, Die- 
fer giebt daher in der Megel nicht mehr aus, als ihm nad) 
Maaßgabe des Neinertrags und eined angenommenen Zind- 
fußes rathfam fcheint und zieht dem Verkäufer foviel ab, als er . 
dem Staate bezahlen muß (ec), Diefe Auflage, wenn fie das 
Maaß einer Sportelgebühr überfteigt, ift fehlerhaft (d), denn 
I) die verkauften, verfchenkten oder verpachteten Vermögens 
theile find fhon einer Grund- oder Hausfteuer unterworfen, und / 
. der zufällige Umftand, daß fie in andere Hände gelangen, recht- 
fertiget Feine zweite Belaftung, zumal da die Veräußerung nicht 
felten die Folge ungünftiger Vermögensverhältniffe ift. 2) Die 
Gebühr wird nicht aus den Einkünften der Bürger beftritten, 
fondern verfchlingt Capital und fchadet dadurch dem Gemerb- 
fleiße, denn der Erlös des Verkäufers wird in der Kegel her- 

21* 
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vorbringend angelegt, es fei nun von diefem felbft, oder in zwei⸗ 
ter, dritter Hand, und wenn die Gebühr dem Käufer zur Laft 
fällt, fo wird deffen Capital gefchmälert. 3) Es unterbleiben 
auch der Gebühr willen manche nügliche Anfäufe u, a, Unter- 
nehmungen, 

Diefe Mängel, obgleich; fie nicht ſchon im täglichen Leben 
fihtbar find, fondern erft durd; die genauere Betrachtung er- 
kannt werden, machen die Herabfegung der Eintragsgebühr 
bis zur Größe einer mäßigen Sportelabgabe hoͤchſt rathfam. 
Ihr Ertrag fteigt fowohl mit der Häufigkeit der Verträge, die 
3. B, von erhöhter Sterblichkeit, Auswanderungen, Verar— 
mungen ıc, ungewöhnlich vermehrt werden Fann, als mit den 
Preifen der Liegenfchaften in Folge des zunehmenden Wohl- 
ftandes, 


(a) In Großbritannien ift diefe Abgabe ein Theil der Stempelgebühr, 
nad) dem Werthe des Gegenftandes, ungefähr 1 Proc,, aber nicht 
genau, da z.B. von 1000 bis an 2000 8. St. 12 8. bezahlt werden 
(alfo 1,2 — 0, Proc.), von 2000 an 25 8. 2c. M. Culloch, Tax, 
S. 277. Das läftige franzöfifche enregistrement wurde am 30. 
September 1797 eingeführt. Hauptverordnung vom 12. Dec, 1798, 
body mit manchen fpäteren Milderungen. Ueber das droit fixe von 
1 — 15 Fr. f. $. 234. Das droit proportionnel beträgt Y, Proc. 
bei Weidepachten, Viehvermiethungen, — Y, Proc. bei Afferuranzen 
(von der Prämie), Accorben für Bauten zc, mit der Regierung, den 

» Gemeinden und öffentlichen Anftalten, Kofte, Lehrverträgen, Han— 
delseffecten mit Ausfchluß der Wechfel, — 1 Proc, bei Aecorden un: 
ter Privaten, Zeitpadhten, Darleihen, — 2 Proc. Kauf von Mobis 
lien, Rentenverträge, Tauſch von Grundftüden, Kaufeiner Mäkler-, 
Rotarftelle ꝛc. — 4 Proc. Kauf, Eeffion ıc. von Grundftüden, Erb: 
pacht 20.5 Schentungen (und Bererbungen) bezahlen nad) dem Fis 
nanzgef. vom 21. April 1832 je nad) dem Berwandtfdhaftsverhälts 
niffe beider Perfonen, bei Mobilien 2—6, bei Immobilien 41,—9 
Proc. — Die bad. Verkaufs: oder ImmobiliensAccife (Dauptv. vom 
4. Januar 1812) beträgt 2, Proc, (114 Er. vom Gulden) vom 
Kaufe oder Zaufche und bei Schenfungen von Grundftüden und 
Grundgefällen. Die Gebühr fällt weg, (Gefes vom 14. Mai 1828), 
wenn Immobilien durch Tauſch oder Kauf an Defcendenten, Ehe— 
Hatten ober öffentliche Anftalten gelangen, beim Loskaufe bäuerlicher 
Laften und bei Zaufchen, die das Zufammenlegen von Grundftüden 
bewirken; ferner, wenn ber Unterpfandsgläubiger bei einer Zwangs— 
verfteigerung die Liegenfchaften erwirbt, Gef. v. 26. Det. 1833, 
Samml. aller noch gült. Gef. zc., Abfchn. IV, 

(5) Das franzöfifche enregistrement trifft zugleich die Erbfchaften, f. $. 
237. Der Ertrag ohne jene wari.D, von 1836 u.37 110754562 
Fr., wovon 79 Mill. auf den Verkauf von Liegenfchaften kommen. — 
Es ift lehrreich, durch diefe Gebühr zugleich den Belauf der verfchies 
benen Verhandlungen in einem Lande kennen zu lernen, 3. B. aus 
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dem Jahre 1836: 1) Uebertragung von beweglichem Vermögen uns 
ter Lebenden, titulo oneroso, 441 Mill, Fr., — 2) von unbeweglis 
chem Vermögen, ebenfo, 1352 Mill., — 3) von beiderlei Wermögen 
unter £ebenden, tit. gratuito 549 Mill.,— 4) Pacht, Miethe, 664 Mill, 
— 5) Schuldbriefe, Wechſel (50 Mill), billetsä ordre (129 Mill,), 
703 Mill., — 6) Bürgfchhaften, 181 Mill, — 7) Abzahlungen (li- 
berations), 724 Mill, — 8) befondere Arten von Verkauf, 61 Mill, 
uf. 4675), Mill. Fr, ſ. Compte general de l’admin. des fin. pour 
1827, 11, 70, — Die bad. Immobilienaceife mit der Gebühr von den 
Erbſchaften trug 1830: 312794 fl., 1832—34 i. D. 400155 fl., 
1836—38 511 503 fl, 1844—46 aber 621 925 fl., alfo in 12 Zahren 
eine Zunahme von 55 Proc.! — Würtemberg, feit 1. October 1839, 
14 Proc, vorher 1 Proc. beim Berkaufe von Grundftüden, Grunds 
gefällen 2c., unter der Accife. Anfchlag 1842—44 i. D. 185.000 fl, — 
Belgien, enregistrement, 1846 10581330 Fr. — Waadt, droit de 
mutation, 1841—45 i. D. 301 000 $r. = 19 Proc. der Staatsein: 
nahme. — Im Ertrage der Gebühren in Genf ($. 229 (4)) nimmt 
das, nad) frangöfifchen Gefegen erhobene enregistrement den größ: 
ten Theil ein. Die Handänderungsabgabe machte 1846 in Thurgau 
7,9 Proc., Bafelftadt 7, Schaffhaufen 5,°, Bafelland 5, Solothurn 4 
Proc. der reinen Einnahme aus, f. die Angaben b. Hottinger. 

(ce) Ad. Smith, B. V. Cap. 2. (IV, 227 Baſ.). M. Eullody beftreitet 
diefen Satz, weil die Verkäufer ebenfalls bedacht feien, einen dem 
Reinertrag entfprechenden Preis zuerhalten, Treatise of... taxation, 
©. 274. Es läßt ſich hierüber kein allgemeines Geſetz aufftellen. In 
manchen Fällen ift der Käufer begieriger zu kaufen, als der Verkäus 
fer zu veräußern, und dann wird jener die Abgabe auf ſich nehmen 
müffen, Aber in der Regel kann der Käufer eher zwifchen verfchiebes 
nen Anlegungsarten des Vermögens wählen, während der Verkauf 
öfter durch die Umftände geboten ift. In Bezug auf die nachtheilige 
Wirkung ift es gleichgültig, wer von beiden durch die Gebühr Vers 
luft leidet. 

(4) X. Smith, a. a. DO, — Bernoulli, Archiv, II, 24. — Bad, Verb. 
1831, Beil. VII, 56. , 


$. 237, 

V. Erbfhaftsgebühr. Diele alte und in den meiften 
Staaten übliche, bald in Stempelform, bald ald Beftandtheil 
der Eintragsgebühr vorfommende Entrihtung (a) pflegt nach 
dem Verwandtſchaftsgrade der Erben abgeftuft zu werden, fo 
daß in gerader Linie oder mwenigftens von der Verlaffenfchaft 
der Xeltern, Großältern ıc. gar nichts, bei entfernter Verwandt⸗ 
fchaft aber oder bloß teftamentarifcher Erbfolge am meiften bes 
zahlt wird, Sie greift zwar ebenfalls dad Capital an (B), 
fchadet jedoch in geringerem Grade, als die Eintragsgebühr, 
weil erfahrungsmäßig das ererbte Vermögen, ald ein neuer Zus 
wachs, Feineswegs fo vollftändig wie der Erlös aus Liegen- 
fchaften werbend angelegt zu werden pflegt. Diefe Gebühr ver 
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urfacht feinem Einzelnen das Gefühl einer Entbehrung und 
man kann es nicht für ungerecht erachten, wenn der ‘Staat die 
lediglich dem pofitiven Rechte angehörende Erbfolge der Sei- 
tenverwandten oder aus einem legten Willen mit der Beding- 
ung verbindet, daß ein Fleiner Theil einer Verlaſſenſchaft für 
öffentliche Zwedfe abgegeben werden müffe, und zwar eine defto 
größere Duote, je geringere Hoffnung und Anfprüche der Erbe 
auf die Erbfolge befaß, Aber nur eine folche Gebühr, die noch 
aus ben Renten beftritten werden Fann, alfo etwa ein oder zwei 

Procente nicht überfteigt, ift von jener nachtheiligen Wirkung 

auf die Gapitale frei (e), auch Fann eine ftärfere Abgabe nicht 

mehr ald Gebühr angefehen werden und nimmt vielmehr das 

Wefen einer Vermögensfteuer an, $. 405. Die Abzugsgebühr 

von Erbichaften, die ind Ausland gehen (d), wird immer mehr, 

fo wie die Abgabe von dem Vermögen der Auswanderer, durch 

Verträge unter den Staaten abgefchafft. 

VI. Geldftrafen. Gründe einer geläuterten Staatsflug- 
heit machen es unrathfam, von diefer Strafart bei Verbrechen 
und Vergehen häufigen Gebraudy zu machen (e), fo wie auch 
die allgemeine Vermögensconfiscation faft gänzlich aufgehoben 
worden iſt (f). 

(a) Die Vicesima hereditatum in Rom beftand feit Auguft , doch mit 
Befreiung der Afcendenten und Defcendenten. Sn Baden kommt 
ſchon 1622 ein „Lacherbengeld“ vor. Die heutige badifche Erbfchaftss _ 
accife Läßt Defcendenten frei und fordert von den erbenden Afcens 
denten, Gefhwiftern, Neffen, Nichten und Ehegatten 1 Er, vom 
Gulden (124 Proc,), von andern Erben 3 Er. (5 Proc.). Ang, Gef. 
vom 4. Januar 1812. VBerdopplung biefer Gebühr, 1850. — 
Baier. Stempelgefes vom 11. September 1825 (Landtagsabfchied) 
$. 7: Gefchwifter und deren Kinder zahlen Y, Proc., Erben des 3. 
und 4. Grades Proc., über den 4. Grad 3 Proc., Nichtverwandte 
5 Proc, — Franzöf. enregistrement: Gefhwifter, Ohm und Muhme, 
Neffe und Nichte resp. 3 und 614 Proc, (bewegliches und unbeweg- 
liches Vermögen), Nichtverwandte resp. 6 und 9 Proc-, Gefes von 
1832, Betrag der Erbfchaften im Sahre 1838: 1071 Mill. in gera⸗ 
der Linie, — 134 Mill, unter Ehegatten, — 284 Mill. an Seiten: 
verwandte, — 51 Mill, an Nichtverwandte, zufammen 1540 Mill, 
Fr. wovon 974 Mill, oder 63 Proc. in Liegenfchaften. Nur bei Nicht: 
verwandten beträgt das bewegliche Vermögen mehr als das unbe- 
wegliche, resp. 29 und 22 Mill, und die ganze Erbſchaft von Nicht: 
verwandten ift 314 Proc, der Verlaſſenſchaften. — Die britifcye 


Stempelgebühr von Erbfchaften ift fehr verwidelt. Die probate 
duty von Zeftamenten ift gegen 1%, Proc., die Gebühr von Erb⸗ 
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[haften ab intestato 2—3, die legacy duty I—10 Proc. Diefe 3 
Abgaben brachten 1843 2'143 127 &, St. ein, M. Culloch, Ta- 
xat. 288, 

(5) Grafv, Hogendorp (Lettres sur la prosperite publique, II, 44° 
erwiedert bierauf: Der Erbe könne das volle Capital ſich erhalten’ 
er braudye nur auf den Zins von 1 oder ? Jahren zu verzichten. Aber 
wie felten wird ein Erbe ſich entfchließen, auf diefe Weife die Wir: 
fung der Abgabe aufzuheben! Meiftens betrachtet man nur das als 
die wahre Erbſchaft, was nad Abzug der Koften und Gebühren 
übrig bleibt, 

(ec) Vergl. v. Ulmenftein, Bon Steuern und Abgaben, ©.203 (Nimmt 
diefe Abgabe nur dann in Schuß, wenn fie zu wohlthätigen Zwecken 
verwendet wird. Dieß muß in einem wohlgeordneten Finangwefen 
immer der Fall fein)- 

(4) Detractus, Nachſchoß. Vor Alters wurden ſolche Erbfchaften wohl 
auch ganz vom Fiscus eingezogen, jus albinagii. — Die deutfche B. 
Acte Art. 18 hebt für die deutfchen Staaten unter einander Nadj- 
fteuer und Abfahrtsgeld (gabella emigrationis) auf. 

(e) Ausgenommen Wuchergejese, Confiscation bei Zoll⸗ und Acciſebe⸗ 
trug ꝛc. 

(P) Nur etwa das Vermögen der ohnehin in der Regel unverehelichten 
Deferteure ausgenommen. 


$. 238, 


VI. Gebühren der Polizeiverwaltung (Polizei- 
fporteln) und Polizeiftrafen. Jene fommen bei der ei- 
gentlichen oder Sicherheitspoligei, in welcher die Behörden von 
Amtswegen für das allgemeine Wohl thätig find und fich wenig 
mit dem Bortheil einzelner Perfonen befchäftigen, nicht fo haufig 
vor, als bei der Rechtöpflege, und müffen fehr niedrig ange- 
feßt werden, um die wohlthätigen Wirfungen der gemeinnüßigen 
Anftalten nicht zu fchwächen (a). Geldftrafen find bei der Ueber: 
tretung von Polizeivorfchriften die häufigfte Strafart und auch 
in den meiften Fällen zweckmaͤßig. 

VII. Wafferbaubeiträge von denjenigen Grundeigen- 
thuͤmern, die durch eine Bauunternehmung, 3. B. einen Damm, 
einen Stromdurchſtich u. dgl. Schuß ihrer Grundftüde erhalten, 
Solche Beiträge find überhaupt bei großen Ausgaben, die zu- 
nächft nur einem Theile der Staatsbürger in einem genau be- 
ftimmbaren Maaße zu Gute fommen, nicht zu mißbilligen, doch 
follte nicht der ganze Aufwand auf diefe Weife beftritten werden, 
weil die Wirkung folder Maaßregeln immer zugleich der all» 
gemeinen Wohlfahrt müßt (2), 
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(a) 3. B. bei Päffen, der Leichenſchau, Fleiſchſchau, Waffenpaͤſſen zur 
Ausübung der Jagd (die z. B. in Frankreich gegen 114 Mil. Fr. 
eintragen) u. dal. . 

(5) Baden, vergl. $. 79. — Der Beitrag muß von allen Grundeigenthü- 
mern berjenigen Gemeinden geleiftet werden, deren Gemarkung ganz 
oder aud) nur zum Zheile in dem Ueberſchwemmungsgebiete eines 


Aluffes liegt. 
$. 239. 


IX. Weggeld (Straßen-, Chauffeegeld) und 
Brüdengeld. Man hat diefe Abgaben von dem Gebrauce 
der Kunſtſtraßen früherhin als Ausflug eines Straßenregales 
angefehen, welches jedoch, nad; dem oben aufgeftellten Begriffe 
eines Regales ($. 167.), nicht anerkannt werden Fann, denn 
die durch eine unabweisbare Pflicht gebotene Sorge des Staates für 
die Landſtraßen (II. $. 269.) zieht eine nothwendige Staatsaus- 
gabe nach ſich ($. 79.), auch ift der Straßenbau feine einträg- 
liche Unternehmung, da er gewoͤhnlich mehr Eoftet, als das 
Weggeld einträgt (a). Dieſes erfcheint folglih nur als eine 
Gebühr für die Benugung einer Kunftftraße und dient, die hiermit 
verbundene Verſchlechterung derfelben theilweife zu verguͤten, 
weshalb die Gebühr fich nicht nach der Art der verfendeten 
Gegenftände, fondern nur nach ihrem Gewichte und der Beihaf- - 
fenheit der Fuhrwerke richtet. | 


(a) In Baden z. 8. Eofteten die Straßen gegen 340.000 fl., das Weg: 
geld trug 190000 fl. oder an 56 Proc. der Ausgabe, Berhandl, d, 
2. 8, 1828, III, 72. — Sachſen, X. 1843—5 Weageld 200 000 Rthir, 
Brüdengeld 12000 Rthir. — 40 Proc. der Koften des Straßen: u. 
Brüdenbaues. In Preußen trug das Weggeld 1841—46 i, D. 
1168840 Rthlr. rein. Nad dem %. für 1849 1+361 000 Rthir. 
ee und 9,5 Proc. Koften, Der Rohertrag auf die Meile 
Straßenlänge war 1848 i. D. 741 Rthlr., in der Dfthälfte des 
Staats 833, in der Wefthälfte 582 Rthir. max. R. B. Breslau, 
1198 Rthlr. rein, min. Coblenz, 327 Rthlr. Der Straßenbau koftet ohne 
neue Anlagen 1800000 Athir. — Defterreich, Betrag der Mäuthe 
(mit Einfluß des Waſſerzolles) 1846, 47. i. D. 2 · 468 000 fl. rein, 
Koften des Straßenbaues 6°872000 fl, Belgien, Weggeldertrag 
1846 1862 000 Fr. — Medlenburg: Schw. A 1849 44445 Rthlr. 
Weggeld, 60 684 Rthlr. Unterhaltungstoften. — Kurheſſen, A. 1849 
90000 Rthir. Weggeld, 162000 Rthlr. Unterhalt der Straßen. — 
Gr. Deffen, 1848—50 175000 fl. Weggeld — 56 Proc. der Un: 


terh.⸗K. 
g. 240. 
Das Weggeld iſt in Anſehung ſeiner volkswirthſchaftlichen 
Wirkungen als ein Theil der Frachtkoſten anzuſehen, welche in 
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der Negel von den Käufern im Waarenpreife verguͤtet werden. Die 
Aufhebung des Weggeldes muß daher 1) die Preife der Waaren 
zu Gunften der Zehrer erniedrigen und hiedurch zum Vortheil 
der Erzeuger den Abfah erweitern (a), namentlich auch den 
Verkauf ins Ausland, bei dem man insgemein mehrfache Gon- 
currenz zu beftehen hat. Diefer Wortheil wird von den ent- 
legenen Gegenden eines Landes und von den Erzeugern folcher 
Waaren, die im Verhältniffe zu ihrem Gewichte nur einen nie- 
drigen Preis haben, am meiften empfunden, 2) Sie veran- 

laßt die häufigere Durchfuhr ausländifcher Waaren, welche nicht 
allein den an den Straßen liegenden Ortfchaften mancherlei Ver— 
dienst verfchafft, fondern au) zum Zwifchenhandel und zum An- 
knuͤpfen anderer Handelsverbindungen manchen Anlaß giebt, 
3) Sie bereitet den Neifenden eine Koftenerfparniß. Erwaͤgt 
man biezu noc die befchtwerliche und koſtbare Erhebung 
des Weggeldes (2), jo muß man die Aufhebung deſſelben für 
fehr zuträglich erachten (ec), auch ift es nicht unbillig, den 
Straßenbau aus den allgemeinen Staatseinfünften zu be— 
ftreiten, weil der Nugen der Straßen mittelbar allen Bewoh— 
nern des Bandes durch den niedrigeren Preis vieler Güter fühl- 
bar wird, Hat ein Staat das Beifpiel der unentgeldlichen 
Straßenbenugung gegeben, fo Fann zur Erhaltung des Waaren- 
zuges die Nachahmung diefer Maafregel in ven Nachbarländern 
nothwendig werden (d). Da indefien ein maͤßiges Weggeld 
nur auf großen Streden und nur bei Waaren von einem fehr 
niedrigen Preife eine beträchtliche Wertheuerung verurfacht (e), 
fo kann das Fortbeftehen diefer Gebühr, bei fonft guter Ein- 
richtung, wenigftens nicht ald Hemmniß der Betriebſamkeit an- 
geſehen werden, es ift alfo zugleich darauf Nückficht zu nehmen, 
wie beim Aufhören des Weggeldes der Ausfall gedeckt werden 
kann, und ob Feine anderen Cinnahmsquellen vorhanden find, 
deren Nachlaß noch dringenderes Beduͤrfniß iſt. 


(a) Das Weggeld unterfcheidet fich wefentlich von einer, auf irgend eine 
Waare gelegten Steuer, denn es trifft folhe Vorräthe gar nicht, die 
auf feine Chauffee tommen, z. B. das in den Dörfern verkaufte und 
verzehrte Getreide und Holz; es trifft ferner bie in der Nähe des 
Marktortes wohnenden Erzeuger weniger und erhöht ihren reinen 
Veberfchuß. 
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(5) Baben, 1828—30 i. D, roher Ertrag 226 191 fl., reiner Ertrag 
199936 fl., alfo die Koften 11,° Proc,, wobei die Bemühung ber 
Obereinnehmer nicht angefchlagen war. 

(c) Für diefe Aufhebung die Reden im XII. B. der baier. Verhandlun⸗ 
gen von 1828. 

(4) In Frankreich wurde das Weggeld nad) der Wiedereinführung von 
1797 im Jahre 1806 aufgehoben, auf dringendes Verlangen ber 
Dep. :Räthe, zur Erleichterung der Landwirthſchaft, vgl, $. 186 (db). 
Es hatte 15 Mill. Fr. eingebradyt. — Der Zollvertrag zwiſchen 
Baiern und Würtemberg von 1828 feste feft, daß das Weggeld beim 
inneren Verkehre aufhören und nur nod) bei der Einfuhr und 
Durchfuhr dur einen Zollbeifhlag, ferner von Reiſenden beim 
Eintritt in das Vereinsgebiet erhoben werden folle, Nach dem bair. 
Gef. vom 1. Zuli 1834 wird das Weggeld getrennt vom Zolle beim 
Eintritte in das Land erhoben, und zwar für die geogr. Stunde von 
Laftfuhren bei 4 oder weniger Zugthieren 1%, Er. von jedem, bei 5 
oder 6 Thieren 3'4 Er. vom Stüd, und von Reifenden 3 fl. für das 
Pferd, doch mit einer Rüdvergütung von 3 Er. für jede Stunde, um 
die der zurüdgelegte Weg unter 60 Stunden beträgt. Nach fpäteren 
Ermäßigungen fällt das Weggeld bei der Einfuhr weg und beläuft 
fi bei der Durchfuhr auf 121% kr. vom Gentner, Der Ertrag war 
1834, noch 101 000 fl., 18354, und 189%, aber wegen ber Derab- 
fegungen i. D. nur 73700 fl. Verb. d. Dep. K. 1840, VII, 356. — 
Die proviforifche badifche Verordnung vom 22. April 1830 ſprach 
die Aufhebung des Weggeldes aus und wurde 1831 durd die Kam— 
mern genehmigt, Verhandl. d. 2. 8. XX, 362). 

(e) Das bad. Weggeld betrug 2 Er auf das Pferd und die Stunde. Bei 
einer Ladung von 20 Gentnern auf jedes Pferd machte dieß auf den 
Gentner bei 10 Stunden 1 fr. Das preuß. Weggeld (min. 1 Gar. 
vom Pferd auf die Meile) beläuft fi unter Annahme gleicher La- 
dung für den Gentner bei 40 Meilen auf 7 Er. ꝛc. 


0 7} Bernd 

Wo das Weggeld noch nicht ganz zu befeitigen ift, da Eönnte 
man wenigftens den Gedanken faſſen, die läftige Erhebung def- 
felben auf den Straßen zu entfernen, indem die Ausländer 
beim Eintritte in dad Staatögebiet zur Entrichtung angehalten 
würden, ber die Inländer treffende Theil aber auf die Befiger 
von Zugvieh umgelegt würde. Ein mißlungener Verſuch (a) 
zeigt die Schwierigkeiten diefer Maaßregel, die, wenn man nicht 
das richtige Verhältniß zwifchen den verfchiedenen Glafjen derer, 
welche die Straßen benugen, zu Grunde legte, leicht eine oder 
die andere fehr bedruͤcken koͤnnte. Es wären deßhalb forgfaltige 
Borarbeiten nothwendig, um die Abgabe auf Fuhrleute, Lohn- 
Futfcher, Befiger von Fuhrwerken und Pferden für eigenen Ge- 
brauch ıc, zwedimäßig zu vertheilen, und dennoch wäre es nicht 
wohl möglich, die auf diefe Weife in eine Zugviehfteuer umges 
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wandelte Gebühr zu einem genauen Stellvertreter des Weg— 
geldes zu machen, indem die von den Straßen weiter entfernten 
Viehbefiger verhaͤllnißmaͤßig zu ſtark in Anfpruc genommen 
wuͤrden. Aderpferde müßten, da fie die Straßen weniger be- 
treten, niedriger angelegt werden, noch niebriger Zugochſen. 
Eine Abgabe diefer Art wäre leicht mit den Steuern einzufor- 
dern, man erfparte die Erhebungsfoften des Weggeldes und 
Eönnte die Gebühr um foviel niedriger anfeßen, es würden 
aber immer viele läftige Ungleichheiten bleiben, fo daß die Nuͤtz— 
lichkeit diefer Einrichtung noch fehr zweifelhaft fcheint, 


(a) Baieriſche Zugpiehfteuer als Br (Hauptverordnung 
vom 16, Auguft 1808), aufgehoben in Folge der Landtagsfisung 
vom 1822, in welcher die allgemeine Unzufriedenheit mit diefer Ab— 
gabe fid Laut ausgefprodhen hatte, hauptſächlich wegen der zu flars 
ten Belaftung der Aderpferde und Dchfen. Sie trug 1818—20 
455 000 fl. Verh. v, 1822, VI, 292. Beil, III, 286, 


8. 242, 

Wo das Weggeld fortbefteht, da ift hauptfächlich Folgendes 
zu beachten: 1) der Tarif ift nach dem Grabe, in welchem jede 
Benußungsart die Straßen verfchlechtert, abzuftufen, aber zu= 
gleich im Ganzen billig anzufegen (a). 2) Fuhren, für welche 
das Weggeld aus einer Staats-Caſſe bezahlt werben müßte, 
find von demfelben frei, 3. B. Hof-, Militärfuhren, Poftwägen 
und Dienftreifen der Beamten, mit der nöthigen Borficht gegen 
Mißbrauch (5). 3) Iedem, der einen längeren Weg zurüd- 
zulegen hat, wird erlaubt, das Weggeld fogleich für die ganze 
Strede zu entrichten. 4) Die Einnehmer erhalten eine nach der 
Menge ihrer Verrichtungen abgemefjene Belohnung (ce). 5) 
Die Quittungen für das entrichtete Weggeld dienen zur Ueber- 
wachung der Einnahmen. Diefe Quittungen müffen daher ent- 
weber regelmäßig abgeliefert (3. B. von Fuhrleuten), oder 


wenigftens den Reifenden haufig abgefordert werben (d). 


(a) Es giebt in diefer Beziehung Eeine fefte Gränge, nur ein Mehr oder 
Weniger, doch kann z. B. eine Gebühr von 4, tr. per Gentner und 
Meile für mäßig und wenig ftörend gelten, ba fie ungefähr 2—3 Proc. 
ber Fracht beträgt, -— Preuß. Zarif vom 28, April 1828: für 1 Meile 
1 Sgr. von jedem Kutfchenpferde, bei Fuhrwaͤgen wenigftens eben 
foviel, nur wird bei fchmalen Radfelgen und einer Befpannung von 
mehr als 4 Pferden für vierräberige, von mehr ald 2 Pferden für 


zweiräberige Wägen 2 — 3 Silbergr. entrichtet. — Nach bem bair. 
Bollgefege vom 11. Sept. 1825 gab der Gentner auf die Stunde bei 
den meiften Gegenftänden '% Er. 

(5) Auch gewöhnlich Armen, Feuerlöfhungss, Leichen, Düngerfuhren, 

(ce) In Belgien wird die Weggeldseinnahme verpadhtet. Indeß kann bei 
gehöriger Gontrole aud) der bezahlte Einnehmer zur nöthigen Sorg⸗ 
falt angehalten werden und an wenig beſuchten Straßen macht es ihm 
eine Nebenbeſchäftigung moͤglich, ſich mit einer Einnahme zu begnü—⸗ 
gen, die ihn nicht völlig ernährt. Seine Vergütung wird entweder 
nad) der verrechneten Summe oder nad) der Zahl ber außgeftellten 
und eingeforderten Zettel ꝛc. beftimmt; 3. B. früber in Baden, 1821: 
von jedem Manualeintrage !% Er., von jedem eingefammelten Zettel 
ı/, Er., ferner von jeder Abrechnung 18 fr. und eine Debgebühr von 
Y —lY, fr. vom Gulden. 

(d) Nach der üblichen Einrichtung werden dem Einneh mer bie Quit- 
tungszettel zugezählt und er muß bei der Abrechnung den Betrag 
ber Stüde, die er nicht mehr vorräthig bat, vergüten. Gegen ben 
Unterfchleif, daß er für die Zettel weniger verrechnet, als er ein: 
nahm, ſchützt die öftere Vergleichung derfelben, am beften fo, daß 
von jedem Zettel eine Abfchrift im Manuale aufbewahrt wird, bad. 
Straßengeldorbnung $. 11 und angef. Inftruction $. 6 ff. 


$. 243, 


Außer dem Weggelde wurden auch die Straßenfrohnen 
der in der Nähe einer Kunftftraße liegenden Gemeinden als ein 
Ausfluß des früherhin angenommenen Straßenregales ($. 238.) 
betrachtet. Sie werden entweder bloß auf die Beifuhr der Ma- 
terialien für den Straßenbau befchränkt und den Befigern von 
Zugvieh allein aufgelegt, oder fie beftehen auch in Handarbeiten 
bes eigentlichen Straßenbaues, fomohl der erſten Anlegung wie 
der jährlichen Unterhaltung. Der oft ausgefprochene Grund, 
daß die Landbewohner Zeit genug übrig hätten, um zu dem 
Baue der ihnen vorzüglich nüglihen Straßen mitzuarbeiten, ift 
bei einem guten Betriebe der Landwirthfchaft, wo es für jede 
Jahreszeit und Witterung Gefchäfte giebt, nicht richtig. Die 
Landwirthe follten nicht allein belaftet werden, denn alle die 
Befißer von Zugvieh, alle Gewerböleute und felbft alle Zehrer 
in den benachbarten Drtichaften empfinden den Wortheil der 
Straße. Die Befreiung der landwirthichaftlihen Fuhren vom 
Weggelde ift für die große Befchwerde der Frohnen ein unzu- 
reichender Erſatz (a), und diefe verlieren auch durch Verlegung 
auf die Zeit, wo die Feldarbeiten größtentheild ruhen, Eeined- 
wegs ganz ihr Läftiges, zumal da es der Willkühr der Beamten 
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überlaffen bleibt, ob fie entferntere Gemeinden beiziehen wollen, 
auch die Leiftung in einer ſchwach bewölferten Gegend für jeden 
Einzelnen weit ftärfer wird, ald da, wo längs der Straßen viele 
Ortfchaften liegen (8). Könnte eine folche Beihülfe zu den 
Koften des Straßenbaues nicht entbehrt werden, fo wäre e8 an 
gemefjener, allen Gemeinden in der Nähe einer Straße einen 
Steuerbeitrag aufzuerlegen (ce), etwa mit der Unterfcheidung 
mehrerer Glafjen nach der Entfernung, und mit der Erlaubniß 
die Geldleiftung durch Arbeiten abzuverdienen, $. 79, 

(a) In Baden wurbe jene Befreiung nur auf 20000 fl. angefchlagen, der 

Belauf der Frohnen aber auf mindeftens 200 000 fl. 

(5) Val. bad. Verhandl. 1828, III, 26.—77.— Wirklich aufgehoben wurs 

ben bie Straßenfrohnen 1831. 

(a) Bgl. Badhariä in den angef. Verh. 111, 67, 
$. 244, 

X. Gebühren bei der Benugung der Gewäffer 
(11, $. 280,) find dem Weggelde ahnlich und nach gleichen 
Grundfägen zu beurtheilen, Es gehören dahin: 

1) FSlußzölle (a), welche, diefer Benennung ungeachtet, 
nicht wie die wahren Zölle nach der Befchaffenheit der Waaren, 
fondern bloß nad; den verfchifften Gewichtsmengen bemefjen 
werden müffen, obgleich man, um den Verkehr zu befördern, 
zu Gunften mancher Waaren von fehr niedrigem Preife eine 
Ermäßigung des gewöhnlichen Wafferzolles bewilliget, II, $. 281. 
Neben der niedrigen Feſtſetzung dieſes Zolles ift befonders da= 
rauf zu achten, daß er mit dem geringften Zeitverlufte von den 
Schiffern erhoben werde, Die Erhebungsftätten dürfen nicht 
zu nahe an einander fein und die Entrichtung muß fo einfad) 
als möglich nach dem Gewichte der Ladung, wie ed ſich aus den 
einzelnen Verladungsfcheinen und dem Werzeichnifje aller ge— 
ladenen Frachtſtuͤcke (Manifeit) ergiebt, gefchehen. Zudiefem 
Behufe wird die Form des zu führenden Manifeftes vorge 
fchrieben, es werben für Gegenftände, die man nicht zu wägen 
pflegt, 3. B. Holz, Nebuctionsfäge auf Gewicht oder auch ſo— 
gleich die Zolfäge felbft aufgeftellt, um ale Willkuͤhr zu bes 
feitigen, auch wird für die befondere Gebühr, die jedes Fahr 
zeug nach Maaßgabe feiner Größe noch neben der Abgabe von 
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den Frachtftücen zu entrichten hat, der Tarif und das Ber- 
fahren bei der Unterfuchung der Ladungsfaͤhigkeit (Eichung) 
vorgefchrieben, Auf den durch mehrere Gebiete laufenden 
Strömen ift es nur durch vertragsmäßige Beſtimmungen mög- 
lich, die Abgaben fehonend einzurichten (5) ; auf Binnenftrömen 
ift ihre Aufhebung wie die des Weggeldes zu beurtheilen ($. 240, 
241,), doc) Fann fie, bei geringem Betrage der Gebühr, wegen 
der ohnehin fehr wohlfeilen Wafjerfracht, nicht für dringend 
nothwendig gehalten werden, Ganalzölle und Schleußen- 
gelder Fünnen fi in den Handen von Privaten befinden, 
wenn ſolche Communicationsmittel von ihnen angelegt werden, 
doch unter der Aufficht des Staates, II, $. 277. An den Aus- 
ladeplägen fommen Krahn-, Wäggelder ıc, hinzu. 

2) Hafen- oder Anfergelder (Zonnengeld), 
welche man nach der Größe der in einem Hafen einlaufenden 
Schiffe erhebt, Es fand: hierin, fo wie in den verfchiedenen ähn- 
lihen Schifffahrtsabgaben, gewöhnlic eine Verfchiedenheit der 
Anfäge für in- und ausländifche Fahrzeuge Statt, welche jedoch 
neuerlich durch Schifffahrtsverträge zwifchen einzelnen Staaten 
meiftens aufgehoben worden ift, IL, F. 283, Die niedrige Feft- 
ſetzung diefer Gebühren muß unfehlbar dem Befuche der Häfen 
förderlich werden (ec). 

3) Gebühren der Müller (Mühlenzins, Waffer- 
laufzins) für ven Gebrauch des Waffers (4). 


(a) 3. B. außer den Rheinzöllen in Baden R. 1844—46 153608 fl. 
Waflerzölle mit 8063 fl. Koften, Großh. Heſſen 1845—47 26 000 fl. 
Wafferzoll, — Frankreich, Fluß: und Ganalzölle 1844 A. 6673000 Fr. 
— In Belgien hat die Herabfegung des Zolles auf der Sambre auf 
10 Gent, von der Tonne und Wegftunde (1. Sept. 1840) den 
Verkehr und felbft den Zollertrag vermehrt, Preußen A. 1847 mit 
Brüden= und Hafengeldern 686214 Rthlr, 20825 Rthir, Erhe- 
bungstoften, ferner 620164 Rthlr. conventionsmäßige Abgaben auf 
Rhein, Elbe, Wefer und Mofel mit 112321 Rthir: Koften und Laften. 

(8) ©. 11. $. 281. — Rheinzoll in Baden, 1844—46 R. 106567 fl. 
wovon aber 68058 fl. Antheile anderer Staaten und 15383 fl. 
andere Koften abgehen. — Großh. Heffen 1848—50, X, 211000 fl. 
rein. Raffau 1841, A. rein 108800 fl. - 

(Ce) Zonnengelber u. a. Schiffahrtsabgaben in den franzöfiichen Häfen 
1844 X. 3573 000 $r. 

(d) 3. B. im Herzogthum Naffau 1841, A. 23600 fl. - Man hat fonft 
wohl auch ein förmlidhes Mühlenregal angenommen, aber bie zur 
Anlegung neuer Mühlen erforderliche obrigkeitliche Genehmigung 
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beruht nur auf polizeilichen Gründen; vergl. Möfer, Patriot. 
Phant. II. Rr 63. 
$. 245, 


XI. Die Gewerböverleihungsgebühr für die Er— 
laubniß zur Betreibung von Gewerks-, Handels und Dienſtge— 
fchäften follte nicht ald eine vorausbezahlte Steuer von dem 
Gemwerböertrage behandelt werden, weil fie dann ungerechter 
Weiſe alle einzelnen Unternehmer gleich belaftet, wie verfchieden 
auch ihre Einnahmen fich geftalten mögen. Hohe Taren diefer 
Art (a) koͤnnen nur bei einer, die vorhandenen Unternehmer 
auf Koften der Abnehmer begünftigenden Befchränfung des 
Mitwerbens erfchwungen werden und bilden felbit ein folches 
Beihränkungsmittel, welches Feine Billigung verdient, 


XI. Gebühren für die Ertheilung eines Er— 
findungsporrechtes. Wenn bei diefer Maaßregel Die 
Zwecmäßigfeit der Erfindung nit vom Staate unterfucht 
wird, fo hat eine Gebühr den Vortheil, das Nachſuchen von Pa— 
tenten fir unbedeutende und unergiebige Neuerungen zu ver- 
- hüten (II, $. 204.), doch follte fie immer mäßig fein und nicht 
auf einmal, fondern in jährlichen Beiträgen während der Dauer 
des Privilegiums erhoben werben (2). 

XIN. Beförfterungsgebühr, eine Abgabe der Ge 
meinden und ‚Stiftungen, deren Waldungen durch Forfibediente 
des Staates mit beauffichtet und bewirthichaftet werden, an 
die Staatscaffe, um einen verhältnißmäßigen Zufhuß zu der 
Befoldung diefer Beamten zu bilden. Da folhe Forften ohne= 
hin aus volfswirthfchaftlichen Gründen unter der näheren. Auf 
ficht der Staatsforftbehörden ftehen müffen (II, $. 155,), fo ift 
es zweckmaͤßig und es erfpart an den Köoften, wenn fie auch ber 
Verwaltung der von dem Staate angeftellten Förfter unter- 
geben werden, ohne daß den Gemeindevorftänden dadurch die 
Mitwirfung zu der Wahl der Benugungsart oder auch im 
Falle eines großen Waldbefiges die Befugniß zur Aufitellung 
eines eigenen Gemeindeförfters entzogen würde, Der Beitrag 
muß: genau geregelt werben, damit Fein Vorwand zu ungebühr- 
lichen Forderungen übrig bleibe (d). 


(a) 3. B. in Frankreich vor der Revolution, vgl. II. $. 184 (a): 

(b) Frankreich, 1844 X. 600000 Fr. - 

(ce) Diefe Entrichtung ift keine Steuer, wenn fie auch nad) dem Fuße der 
Grundfteuer mit erhoben wird, — Code forestier, Art. 106: Die Be- 
förfterungsabgabe der Gemeinden und Stiftungen wird alljährlid) 
durch das Finanzgefes beftimmt und nach der Grunbdfteuer aufgelegt. 
Vorher beftanden verfchiedene andere Einrichtungen, namentli 10 
Proc. von den Holzverkäufen, welche dem Staate mehr eintrugen, als 
ihn die Beförfterung Eoftete, da der Rohertrag der Gommunals und 
Stiftungswaldungen auf 30 Mill. Fr. angefchlagen wird, f. de 
Vaulx et Foelix, Code forestier annot&, I, 26. 92. (1827). Er: 
trag A. 1844 1659000 Fr. — Bad. V. v. 14. Mai 1828: Statt der 
bisherigen verfchiedenen und ungleichen Abgaben ein fefter Beitrag 
(von 6 Er. auf 100 fl. Waldfteuercapital) außer den Diäten für erheb- 
liche Geſchaͤfte. Gemeinden, die herkömmlich einen eigenen Förfter 
halten, find frei. Bgl. Verhandl. von 1828, II. 72. Betrag 1844— 
46 D. 18621 fl. 

(4) Es Eönnen bei der Volkswirthichaftspflege noch mandherlei andere 
Gebühren vorfommen, 3. B. die im franz. Finanzgefege erwähnten 
Eichungsgebühren (droits de verification des poids et mesures), 
die Ay der bad. Maafordnung (2. Januar 1829, $. 27) an bie 

—— Gemeinde und die Eicher fallen, Frankreich A. 1844 1 Mill. Fr. 
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XIV. Die Dispenfationen von verfchiedenen, die Ver- 
heirathung betreffenden Befchranfungen, z. B. verbotenen Ber- 
wandtfchaftögraden, frühem Alter, der Trauerzeit, mehrmaligem 
Aufgebote, pflegen eine Einnahme zu gewähren, die in ihrem 
Betrage unerheblich ift und nicht aufgegeben zu werden braucht, 
indem fie das zu häufige Nachfuchen folcher Dispenfationen ver- 
hindert, welches bei einer, auf guten Gründen beruhenden ge- 
feglihen Verfügung immer nachtheilig wirft (a). In wich 
tigeren Fällen fann da, wo die Taxe driüdend werden wuͤrde, 
durch Nachlaß geholfen werden (5). 

(a) Befler ift es freilich, foldye Verbote, von denen man oft bispenfiren 
muß, lieber nicht fortbeftehen zu laffen. 

(5) Sonft gehören nod) zu den Gebühren aus der Vollsbildungsforge 
mandje andere Entrichtungen, die gewöhnlich nicht in der. allge: 


meinen Staatörechnung erfcheinen, 3. B. Prüfungsgebühren, Ein: 
ſchreibgebühr bei Lehranftalten u. dgl. 


— — 


IV. Abſchnitt. 


&S teuern 


1, Abtheilung, 


Das Stenerwefen im Allgemeinen. 





Ginleitung. 


g. 247, 


Unter Steuern (a) verfteht man bisweilen im weiteren 
MWortfinne alle diejenigen Entrihtungen der Bürger an bie 
Regierung, welche oben mit dem Namen Auflagen bezeichnet 
worden find. Steuern in engerer Bedeutung find ſolche 
Auflagen, welche nicht wie die Gebühren bei einzelnen Regie 
rungshandlungen und ald Zufhüffe zu den befonderen Koften 
derfelben, fondern ald Beiträge der Bürger zu den Staatsaud- 
gaben überhaupt nah einem allgemeinen Maafftabe erhoben 
werden (5). Die Steuern in dieſem Sinne find einer weit 
größeren Ausdehnung fähig, als die Gebühren und liefern auch 
wirklich in den meiften Staaten einen viel beträchtlicheren Theil 
der Staatseinkünfte, als jene. Beide kommen aber darin übers 
ein, daß fie, ohne eine Ermerbsthätigkeit der Negierung, aus 
dem Vermögen der Bürger gezogen werden, alfo fein urfprüng- 


liches, fondern nur ein abgeleitetes Einfommen (I, $. 251) 
Rau, pol. Dekon, te Ausg. ILL. 22 


gewähren. Durch die Befteuerung werden alfo Staatseinkünfte 

unmittelbar ausdem Volksvermoͤgen gefchöpft, wobei die Staats- 

gewalt nur die Negel der Eutrichtung geſetzlich auszufprechen 
und fodann die Einzelnen zu deren Befolgung anzuhalten braucht. 

Die Steuern bringen in der Vertheilung deö Volkseinkommens 

Aenderungen hervor, deren Unterfuchung in einer Anwendung 

volfswirthichaftlicher Lehren befteht. Manche Schriftitelter haben 

diefe Betrachtung in die Nationalökonomie felbft aufgenommen, 
aber fie fteht in diefer nicht fo gut an ihrer Stelle, weil mit ihr 
die Entwidlung der Kegeln für die gute Einrichtung des Steuer⸗ 
wefens verwebt fein muf, und die Volkswirthſchaftslehre das 

Nahrungswefen der Völker nach feinem Weſen und nod) ohne 

Nüdficht auf wirthfchaftlihe Maafregeln der Negierung dar- 

zuftellen hat (ce). 

(a) Steuer (ehmals Sture, Stior) heißt im Allgemeinen Stüge, Hülfe; 
daher Steuerruder, — zur Steuer der Wahrheit. Engila stiura, 
Schuß der Engel, bei Otfried, Val. Hüllmann, Finanzgeſchichte 
des Mittelalters, ©. 146. — Abgabe hat eine allgemeinere Ber 
deutung, es zeigt jede dauernde Entridhtung an, z. B. aus dem guts⸗ 
herrlichen Werbande, oder bed Sohnes, der den Hof übernommen 
bat, an die Aeltern. Es giebt daher Privat: und Staatsabgaben, be= 
dungene und auferlegte. Letztere find Auflagen, f. $. 84. (d). — Ans 
ders Schön, Grundfäge der Finanz, ©. 55: „Sie (die Steuer) ift 
für den Bürger Abgabe, für den Staat, Auflage.” — Tributum 
und aide, adjutorium fommen ungefähr mit Steuer überein, impöt 
mit Auflage. Beede wird bald von baten, helfen, abgeleitet 

Möfer), bald von bitten, oder auch von gebieten, vgl. Lang, T. 
teuerverf. ©. 55. 
(5) von Prittwis nennt die Gebühren Specialfteuern und ſetzt den⸗ 
felben die Generalfteuern entgegen. Theorie, 99, \ 
(ce) A. Schriften über die Steuerlehre im Allgemeinen, 

€. Klock, Tractatus de contributionibus,. Francof. 1655. Fol. 
(mehr zum deutfchen Staatsrechte, als zur Finanzwiſſenſchaft 
gehörend, fo wie die vielen Differtationen aus jener Zeit.) 

(3. D. Eulner) Practifhe Vorfchläge, weldergeftalt Steuer 
und Gontribution « .. , einzurichten feyen, „.. 1721. 2te A. 
mit Benennung des Verfaſſers. Marburg 1741. 4° (Ohne 
theoretifche Unterfuchungen.) 

C. A. Broggia, Trattato de’ tributi. Nap. 1743, — Class. 
ital., Parte antica, IV. 9; ältefte geordnete Steuertheorie.) 

FW. vonder Lith, Politifche Betrachtungen über die verfchier 
denen Arten der Steuern. Berlin, 1751. — Deff. neue Ab⸗ 
handlung von den Steuern. Ulm, 1766. 

(Strelin) Einteitung in die Lehre von Auflagen, Nördlingen, 
1778. — Deff. Revifion der Lehre von Auflagen. Erlangen, 

-- 4821 (mit dem Namen bes Verf.) 

F. W. von Ulmenftein, Verſuch einer . . . . Einleitung in bie 


\ 
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“Lehre * t. Staatsrechts von Steuern und Abgaben. Erlan⸗ 

J en, 1794. 

R rönde, Das Steuerwefen nad) feiner Natur u, f. Wirkun⸗ 
gen. Darmft. 1804. — Ausführliche Anleitung zur Regulis 
rung der Steuern, Gießen, 1810. II. — Ueber die Grund» 
fäge einer gerechten Befteuerung. Heidelberg, 1819, 

de Monthion, Quelle influence ont les diverses especes d’im- 
pöts sur la moralite, l’activite et l’industrie des peuples? 
Paris, 1808, deutfd von Zimmermann, ®ießen, 1814. 

(Dofer) Ideen zu einer leicht ausführbaren Steuerperäguation 
in einem Staate wie das Großh. Baden. Karlsruhe, 1808. 

D.C. 9. Eſchenmaier, Vorfhlag zu einem einfachen Steuer: 
fofteme. Heidelberg, 1808. 4°, 

Berger, Das Abgabe-Syftem, Heidelberg, 1811. 

J. P. Hari, Handbud der Steuerregulirung. Erlangen, 1814. 

Christian, Des impositions et de leur influence sur lindu- 
strie agricole, manufacturiere et commerciale et sur la 
prosperite publique, Paris, 1814, 

Krehl, Das Steuerfoften nad) den Grundfägen des Staatsrechts 
und der Staatswirthfchaft. Erlangen, 1816. 

H. Keßler, Abgabenkunde. Zübingen, 1818, 

S. v. Kremer, Darftellung des Steuerweſens. Wien, 1821. 
II. — Zweite unveränderte Auflage, 1825. 

U. %.von Seutter, Die Befteuerung der Völker, Speier 1828, 

V. Delecourt, Disput, oeconomico-politica de tributis ac 
vectigalibus. Lovan., 1829. 

6.K. van Hogendorp, Lettres sur la prospérité publique. 
Amsterd., 1830. 11. 

E. Ph. v. Sensburg, Ideen über einige Probleme im Steuers 
weſen, Heidelb. 1831. 

K. Murhard, Theorie und Politik der Beſteuerung. Gött. 1833, 

Ueber verhältnißmäßige Befteuerung. Leipzig, 1834, 

5. E. von Fulda, Ueber die Wirkung der verfchiedenen Arten der 
Steuern auf die Moralität, den Fleiß und die Induftrie des 
Bolts. Stuttg., 1837. 

3. ©. Hoffman, Die Lehre von den Steuern ...., mit befon- 
berer Beziehung auf den preuß. Staat. Berlin, 1840, 

M,von Prittwis, Theorie der Steuern und Zölle. Mit befons 
derer Beziehung auf Preußen und den deutfchen Zollverein. 
Stuttg. 1842. 

J.R. MacCulloch,A treatise on the principles and practical 
influence of taxation and the funding system, Lond. 
1845. 

Außerdem die oben ($. 23 (a) — (c)) genannten Werke über 
politifche Dekonomie überhaupt und Finanzwiffenfchaft inss 
befondere, vor Allen Ad. Smith, Unterfudyungen, 5, Bud. 


B, Ueber das Steuerwefen einzelner Staaten. 
v. Savigny, Röm. Steuerverfaffung unter den Kaifern, in ben 
Hiftor. philolog. Abhandl. der berliner Akad. aus den Jahren 
1822 und 23, ©. 27, 
K. H. Lang, Hiftorifhe Entwidlung der teutfchen Steuerverfaf: 
fungen, Berlin, 1793 (fehr lehrreich); 
22* 
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W. A. Klewis, Steuerverfaffung im Herzogthum Magdeburg. 
Berlin, 1797. 11. 

Fr. L. v. Berlepſch, Gefchichte des Finang= und Steuerisefens 
der Fürftenthümer Salenberg und Göttingen. Franff., 1799, 

Gedanken über das dermalige Steuerwefen der Stadt Frankfurt, 
1810. — Ueber die Abgaben in der freien Stadt Frankfurt 
a M,, 1815. 

(Freih. v. Du-Thil) Ueber Befteuerung im Großh. Heffen 1814, 

G. Sartorius, Ueber die gleiche Befteurung der Lanbestheile 
des K. Hannover. Göttingen, 1815. 

K. W. Schmidt, Ueberficht der gefammten directen und indirec- 
ten Befteuerung in ben preuß. Staaten, Berlin, 1825. I. 
(Unvollftändig und ungleidyförmig.) 

(Schüs) Handbud der Steuergefehgebung Würtembergs. Stutt⸗ 
gart 1835. 

Reyſcher, Sammlung der würtemb. Gefege, Bd. XVII, Abthl. 
1 u. 2, 1839 u. 40 (von R. Mofer). 

Ueber bie bireeten Steuern in Defterreidh, f. v. Kremers m, 


Memoires concernant les impositions et droits. Paris, 1768, ff. 
IV. B., 4°. (Band 2 — 4 handeln von Franfreid).) 

Montgommery Martin, Taxation of the British Empire, 
1833. 


Ueber die Niederlande, ſ. . Hogendorpa.aQ. 

Außerdem find bier die in $. 23. (e) u. (f) genannten Schriften 
zu vergleichen, namentlih Sinclair, HDanfemann, Ruds 
hart, Ubbelohbe, v. Raumer, Parnell, Bailly, 
Macarel, V’Audiffret, Werke über einzelne Steuergat- 
tungen werben bei den folgenden Abtheilungen angeführt. — 
Eine gute Steuergefhichte fehlt noch. 

Ueber die ältere Literatur des Steuerwefens, f. Pfeffinger, 
Vitriarii institut. juris p. illustrat. III. 383, — Binde, 
Kameraliftenbibliothet, ©. 838 — 868 — Bergius, Ka— 
meraliftenbibliothek, & 564 (1762), — Harl, Handb. J. 
S. 464. 


$. 248, 


In dem früheften Zeitalter eines jeden Staates gab es noch 
feine Steuern, weil theils die noch im Entftehen begriffene Staatö- 
gewalf zur Steuerforderung nicht mächtig genug war, theild bei 
geringem Verfehre und mangelndem oder doc; ſchwachem Geld» 
umlaufe und der befchrankten Anwendbarkeit der Naturalfteuern 
die Einziehung von Steuern fehwierig war. Ald man nady und 
nady bei dem Anwachſe der Staatöbedürfniffe mehr und mehr 
gendthigt war, Steuern zu Hülfe zu nehmen, ftieß man auf 
manches Widerfireben, wie es fchon die Unbeholfenheit der da— 
maligen Anlegungd= und Erhebungsweife und die Ungewohnt- 
heit einer folchen Belaftung erwarten ließ. Bei der Vervoll⸗ 
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fommnung der Staatskunft, befonders in der neueren Zeit, lieferten 
dagegen die Steuern einen immer größeren Theil des Staats- 
bedarfes und vermehrten fich deßhalb in ftärkerem Maaße, als 
diefer felbft. Hiezu trug in den legten Sahrhunderten die Ver- 
größerung der Militärausgaben (a), fowie die Zunahme 
der Staatöfchulden und die hierdurch veranlaßte Veräußerung 
der Domänen ($. 95—96) Vieles bei (8) ; andere Urfachen - 
lagen in der regeren Betriebfamfeit, dem erhöhten Wohlftande 
und der mehr ausgebildeten Kunft, die Steuern anzulegen, 

Diefe Veränderung, welche in Folge mander eigenthümlichen 

Berhältniffe nicht in allen Ländern gleich weit gehen Fann (ce), 

legt zwar den Bürgern immer fühlbarere Opfer für den Staat 

auf, hat aber auch wieder das Gute, daß die Negierung den 

Erwerbseifer der Einzelnen ungeflörter walten laßt und ſich dar- 

auf befchränft, einen Theil feiner Früchte in Anſpruch zu neh- 

men (d). 

(a) Ueber den genauen Zufammenhang zwifchen den Militärausgaben 
und dem Steuerweien, |. Lang, Z. Steuerverfaffung, ©. 4. 

(5) Wenn man z. B., um 1 Million Schulden zu tilgen, Domänen ver- 
kaufte, welche 33 000 fl, eingerragen hatten, fo wurden hiedurch die 
Staatslaften zwar eher gemindert ald gemehrt, allein die Quote, 
welche die Steuern von der ganzen Staatseinnahme bildeten, ftieg. 

(ce) Man dürfte daher nicht ohne Weiteres diejenigen Staaten für bie 
am beften regierten halten, in denen die Steuern die mehrften Pro: 
cente ber Staatdeinnahme ausmachen, weilder geringe Belaufanderer 
Einkünfte häufig nur die Folge früherer ftarker Verſchuldung oder 
anderer ungünftigen Ereignifle ift. — Der reine Ertrag der Steu- 


ern (ohne Gebühren), verglichen mit dem ganzen reinen Staatsein- 
fommen einiger Länder, ift in folgender Tabelle dargeftellt: 





Neines Ein⸗ Reiner Steuer» | Berhältnik 














fommen, Ertrag. von 23u1 

Sroßbritanien 14ER. . . | 52422000 Liv. | 44815000 Liv, | 81, Proc. 
ß Nr . | 64 Mill. rl. 39849 000 rl. | 6226 
Preußen | is... . . 60-773. 000 rl. | 33'057000 ri. 1.612: . 
Dänemarrk, 1344R.. . » | 16702000 rl. 10-170 000 rl. | 609% „ 
Sachfen, 18345. . » . 5681 000 rl. 3361000 xl. | 591 „ 
Frankreich, mit; 1844 X. . |1191:382.000 647724 000 fr. | 54,3 > 
. Salzfteuer | 1848 A. . |1236 Mil. fr. | 733 Mil. fr. )598 
Defterreich, 1EITR. . . 144-872 000 fl 81'370 000 rl. | 56,1 * 
W — 1848 49 X, . | 12548000 fl, 6.148.000 fl. | 49 7 
Baiern, 163342A.2710600 fl. 13885000 fl. | 6? „ 
Baden, 16T R. : » + . | 12350000 fl. 5742000 fl. | 46 — 
AKTüurheſſen 16404.. - 3710 000 xl, 1618000 rl, | 436° „ 
Waadt, 186%... . . 1564 000 fr. 678000 fr. | 433 „ 
li ————— 3012 000 fr. 917000 fr. | 30,4 a 
Be ie 2.033 000 fr. 526 000 fr. | 258 u 
Karga, 1 urn ie.» 1:092 000 fr. 85000 fr. | IT „ 


Diefe Vergleichung ift übrigens nicht volllommen genau, weil bie 
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Einkünfte in den einzelnen Staaten nach fehr verſchiedenen Regeln zu: 
fammengeftellt und abgetheilt werden. 
(d) Vgl. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, ©, 27. 


$. 249. 

Die Steuem find jedoch dem Mißbrauhe fehr ausges 
fest. Unfenntniß ver fhonenden Nüdfichten, welche die Volks— 
wirthfchaft erherfcht, und übermäßige Anwendung der Herrfcher- 
macht haben, wie die Gefchichte bezeugt, bisweilen die Befteuerung 
foweit getrieben, daß fie zu einem harten Drude für die Voͤlker 
wurde, daß das Eigenthum der Bürger den Eingriffen der 
Steuergewalt ohne Schuß preißgegeben war und das Gapital 
des Volkes angegriffen wurde, Diefe Uebel entiprangen bald 
aus der uͤbermaͤßigen Höhe der geforderten Steuerfumme, bald 
aus der fehlerhaften Bertheilung der Steuerlaft unter die Volks— 
claffen und Einzelnen. Es ift daher ein hoher Grad von Ge- 
rechtigkeit, Kenntniß und Gefchidlichfeit erforderlich, um theils 
das mit der allgemeinen Wohlfahrt noch vereinbare Maaß der 
Steuern zu beobachten, theild diefelben fo einzurichten, daß fie 
bei gleicher Größe fo wenig ald möglich wirthfchaftliche Störungen 
hervorbringen (a). Zugleich ift aber aud die Aufftellung feiter 
und zuverläffiger allgemeiner Grundfäße in diefem Gegenftande, 
in dem man fich fonft nur mit fchwanfenden, der Staatspraris 
entnommenen, oberflächlihen Regeln beholfen hatte, überaus 
wohlthätig und zur Erleichterung der überbürdeten Glaffen von 
Bürgern unentbehrlich. Die Kunft der Befleuerung, eine Frucht 
der allgemeinen Bildung, reift langfam und fcheint, obgleich 
fie in dem jegigen Zeitalter unverkennbar große Fortichritte ge— 
macht hat, doch von ihrer Vollkommenheit noch immer entfernt 
zu fein. Die Steuertheorie wird hauptfächlich von der Ausbildung 
der Volfswirthfchaftsiehre bedingt, und hat daher erft feit X. 
Smith wiffenfchaftliche Haltung erlangt. 

(a) Das Bedürfnis von Steuern war eineder häufigften Veranlaffungen, 
aus denen Landftände zufammengerufen wurden und eine ber Haupt⸗ 
urfadhen von der Ausbildung der landftändifchen Verfaſſung. Die 
Steuern wurden anfangs meiftens nur auf einmal oder auf bes 
ftimmte Zeit bewilligt und die Landesfürften gaben Verſicherungen, 
gegen eigenmäcdhtige Belaftung, So verfprady Ludwig ber Branden⸗ 


burger 1342 im tiroler Freiheitsbrief: — „auch fullen wir dhein 
ungewenlid Stuir nicht uflegen, on ber Landluet Rat.” Erzbifchof 
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Friedrich von Salzburg erklärte 1327: — „ba gaben uns unferes 
Gotteshaus Dienftmannen (alfo noch nicht alle 3 Stände), Ritter 
und Knecht, durdy Lieb und Treu, die fie zu dem Herrn hätten, und 
nit durch Recht ihren Gunft, daß wir ab ihren Leuten, ab ihren 
Vogtleuten und Lehenleuten in unferem Gebiete nämen ab eine ge= 
meine Schasfteuer.” Bei der Föderation des Adeld in Oberbaiern 
1302 wurde eine Biehfteuer bewilligt, zugleich aber gegen künftige 
weitere Belaftung Vorkehr getroffen; 1307 erfolgte die erfte Eini- 
gung der 3 Stände dafelbft, aus gleihem Anlaß, f.von Krenner, 
Anleit. 7. d. Kenntniß der baier. Landtage des Mittelalters, Müns 
chen, 1804, Beil. 1. und 1.— Rudhart, Gefhichte der Landftände 
in Baiern, 1816. 1, 51. 55. — Pfeiffer, Geſchichte der Iandftänd. 
Verfaſſ. in Kurheffen, 1834, ©. 74. — Die deutfchen Kaifer waren 
durch die Gapitulationen. in gleiher Weife an die Zuſtimmung 
des Reichötages gebunden. Dagegen erweiterte fich allmählig die 
Steuergewalt der Landesfürften, indem fie, wie es zur Feftigkeit des 
Reichsverbandes unvermeidlich) war, die Reicyds und Kreis:Steuern, 
die Koften des Kammergerichts und der Feftungen, des Reichötages, 
ber Bertheidigung gegen feindlichen Angriff, ferner alle Steuern, 
die hergebrachtermaßen ohne ftändifche Bewilligung erhoben worden 
waren, (3. B. die Prinzefjinfteuer in Kurheſſen, Pfeiffer, ©. 86), 
für ſich allein einziehen durften, aud) kamen ftändige Abgaben zur 
Bezahlung der Armee und zur Verzinfung der Schulden allmählig 
hinzu. Der Reichsabfchied von 1654 8. 180 beſtimmt namentlich die 
Verpflichtung, für Feflungen und Befasungen den Fürften und 
Obern „mit hülflihem Beytrag gehorfamlid an Hand zu gehen,’ 
f. au Pütter, Hiftor. Entwidl. der heutigen Staatöverf, des t. 
Reiche, 11, 224, Deff. Institut. jur. publ. germ. $..254 fi. —3öpfl, 
Deutfche Staats: und Rechtsgeſchichte, 1836, III. 181. 


1. Hauptftüd, 
Entwickelung der oberften Beſteuerungsgrundſätze. | 


$. 250, 


Dem Befteuerungdrechte der Staatsgewalt ſteht die Ver- 
pflihtung der Staatsbürger gegenüber, Steuern zu. entrichten. 
Der Grund jenes Nechts und diefer Pflicht liegt darin, daß die- 
jenigen, welche im Staate leben, die Seegnungen der Staats- 
verbindung empfinden und die Vortheile mancher einzelnen 
Anftalten genießen, dafuͤr auch an den Beſchwerden und: Auf- 
opferungen Theil nehmen müffen, ohne welche der Staat feine 
volle Wirffamkeit nicht äußern fünnte, Wo daher Steuern als 
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Ergänzung der Übrigen Staatseinfünfte zur Befriedigung der 
Staatöbedürfniffenothwendig find, wie dieß in unferen Staaten 
ohne Zweifel der Fall ift, da darf man fie auch ald geredt- 
fertiget anfehen. Die Gewähr, welche der Staat dem Eigen- 
thume feiner Bürger leiftet, ift deßhalb Feine unbedingte, fondern 
nur unter dem Vorbehalte zu verftehen, daß nöthigenfalls ein 
Theil deffelben für die Staatseinnahmen in Anfprucd genommen - 
werden dürfe (5), Da die Verbindlichkeit, Steuern zu ent- 
richten, eine bloße Folge des allgemeinen ftaatsbürgerlichen Ver- 
hältniffes ift, welches über allen befonderen perfönlichen Be— 
ziehungen fteht (ec), fo folgt: | 

1) Alle Staatsbürger müfjen Steuern entrichten, und zwar 
fortwährend (Allgemeinheit der Steuern), ed wäre 
denn daß Einzelne durch befondere Aufopferungen anderer Art 
einen Erſatz leifteten (d), oder daß ihre Vermögensumftände 
fie für jest unfähig machten, ohne Schmälerung der nöthigften 
Unterhaltömittel etwas an den Staat abzugeben (e). 

2) Alle Bürger follen nach gleichen Regeln und nad einem 
gleichen in ihrem Werhältniß zum Staate begründeten Maaf- 
ftabe beigezogen werden (Gleihförmigfeit der Steu— 
ern). Wie fchwer es auch fein mag, diefer Forderung der 
Gerechtigkeit völlig zu genügen, fo bildet diefelbe doch ein, Biel, 
dem man fich unabläflig zu nahern fuchen muß. Die Steuern 
entfprechen jenen Anforderungen volllommener ald die Ge— 
buͤhren. 


(a) Vgl. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, ©. 30, 31. — Ein 
zweiter Vorbehalt befteht in der Befugniß, in Nothfällen die Abtres 
tung des Privateigenthums für öffentliche Zwecke, aber gegen vollen 
Erfad zu verlangen. Auf biefes fogenannte jus eminens und das 
Befteuerungsreht hat man bie Annahme eines Obereigenthbums ber 
Staatsgewalt zu flüsen verſucht. 

(5) Anders verhielt es fich im Alterthume, wo ed zwifchen ben Uns 
freien und den vollberedhtigten Staats: und Stabtbürgern noch 
Mittelftufen gab, mit denen auch eine Ungleichheit der Auflagenbes 
laftung verbunden war, Die Theten (Onres) in Solons vierter 
Claſſe waren fteuerfrei und ohne Theilnahme an Staatsämtern, bie 
capite censi in der fechften Slaffe des Servius Zulliuß waren vers 
mögenslos und thaten feinen Kriegsdienft, auch hatte diefe Glaffe 
fehr geringen Einfluß bei der Abftimmung in den comitiis centuria- 
tis, Italien erlangte noch zur Zeit der römischen Republik bie Freis 
heit von Grund: und Kopffteuer, weldye bis auf Diocletian forts 
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dauerte, auch einzelne Städte außer Italien erhielten diefe Begüns 
ftigung in dem jus Italicum. — Steuerfreiheit des Prälaten- und 
Ritterftandes im Mittelalter und zum Theile noch bis in die neuefte 
Zeit. Defters genoß wenigftens ein Stand den Vorzug eines niedri: 
geren Steuerfußed. Die Aufhebung bdiefer Ungleichbeiten ift am 
fchwerften, wenn diefe auf verfaffungsmäßigen Rechten beruhen. 
Schilderung diefes Mifverhältniffes bei Pütter, Hiftor. Entwid: 
lung der heut. Staatsverfafl. des t, Reichs, II, 200, Die Eurheff. 
Verfaff. $. 148 fihert den bisher Steuerfreien eine angemeffene 
Entſchädigung zu. Auch in Sachſen ift eine ſolche bei der Einfüh— 
rung der neuen Grundfteuer gegeben worden, 


(d) So war vor der Einführung geworbener Deere, ald die Staatsver- 
vertbeidigung zunächſt dem Ritterftande oblag, auch die Steuerfrei= 
beit deffelden nicht unbillig. Bat. Ancillon, Ueber den Geift ber 
Staatöverfaffungen, ©. 298. — Im preuß, Staate find die Heb- 
ammen von den nicht auf Grundbeſitz ruhenden directen Steuern 
befreit, was man wie das Erfagmittel eines Befoldungstheiles an: 
fehen kann. 


(e) Da es in jedem Lande Arme giebt, die noch eines fremden Zuſchuſ⸗ 
fes bedürfen, fo ift es natürlich, daß zwiſchen ihnen und den Be- 
güterten eine Glaffe gefunden wird, die weder empfängt noch ge: 
ben kann, 


$. 251. 


Diefem Grundfage der Gleichförmigkeit würde nicht Ges 
nüge gefchehen, wenn Jeder einen gleich großen Steuerbeitrag 
zu entrichten hätte, denn hiebei würde den Einzelnen ein uͤber— 
aus verfchiedener Grad von Befchwerde auferlegt; für Einige 
wäre biefelbe faft unfihlbar, wahrend Andere ſchon empfind- 
liche Entbehrungen zu ertragen hätten. Die Gleichheit der Bei« 
träge läßt fich zwar billigen bei Vereinen für irgend einen ein- 
zelnen Zweck, deren Mitglieder in Beziehung auf den Mitge- 
nuß des beabfichtigten Vortheils einander gleich zu achten find, 
aber nicht im Staate, der alle Lebensangelegenheiten näher ' 
oder entfernter berührt und den ganzen Befig der Bürger fo- 
wohl an perfönlichen als fachlichen Gütern beſchuͤtzt und pflegt. 
Da ferner der zu erhebende Betrag nach der Abgabefähigkeit 
der mindeftbegüterten Glafje beftimmt werden müßte, fo würde 
im Ganzen nur eine geringe unzureichende Ginnahme zu Wege 
gebracht. Es Fann folglich nur eine Verhaͤltnißmaͤßigkeit 
beabfichtigt werden, die, wenn man die Beftimmung und das 
Mefen der Steuern beachtet, auf doppelte Weife möglich ift, 
naͤmlich: 
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1) nad dem Grade des Mitgenuſſes an den Vortheilen 
der Staatöverbindung, 
2) nach der in den Bermögensumftänden begründeten Beis 
tragsfähigkeit. 
$. 252, 


Mehrere Schriftfteller haben fich zu dem Grundſatze befannt, 
daß die Steuern nad dem Genuffe der Staatsanftalten 
abgemeffen werden follten (a). Hierzu hat die von Manchen 
angenommene Anficht beigetragen, nach welcher der Staat nur 
für eine Sicherheitsanftalt gehalten wird, weil man daraus 
folgerte, die Wirkungen der Staatsverbindung für jeden Genoffen 
ließen fich nach der Menge der fchukbedürftigen Gegenftände 
bemefien. Dagegen ſprechen nachftehende Gründe: 1) Die ein- 
zelnen Staatsanftalten find nur die verfchiedenen Lebensaͤuße— 
tungen eined organifchen Ganzen, deffen höhere Wefenheit und 
Bedeutung bei einem folchen ZBerreißen feiner Einrichtungen 
nicht erfannt wird, Das Verhältniß des Bürgerd und Unter: 
thanen zum Staate, der jenem die Außeren Bedingungen einer 
Achtmenfchlichen Eriftenz und Entwidlung darbietet (5), kann 
nur willfürlich und unvollftändig in eine Menge von einzelnen 
Beziehungen aufgelöft werden, die doch genau unter fich zu- 
fammenhängen, 2) Der Vortheil, den jeder Einzelne von den 
Staatseinrihtungen zieht, laßt fich nicht ausmitteln. Denn 
wenn man auch jede unmittelbare Berührung und Benugung 
derfelben berechnen wollte, fo würde doch der nicht minder maͤch— 
tige mittelbare Einfluß der Staatsanftalten auf Sicherheit, Ge— 
werbthätigfeit, Bildung und überhaupt auf alle Seiten der 
bürgerlihen Wohlfahrt, 3. B. der Schuß, den ſchon das bloße 
Beftehen guter Gefeße und Gerichte gewahrt, außer Acht bleiben. 
Für alle perfönlichen Güter, die man dem Staate verdanft, 
fehlt ed ganz an einem Bergleichungsmaaßftabe (c). 3) Der 
Genuß der Staatsanftalten ift in vielen Fällen fo veränderlich, 
zufällig oder von der Handlungsweife des Einzelnen abhängig, 
daß man feine dauernde Verpflichtung auf ihn gründen kann (d). 


(a) 3.8. Krehl a. a, D.— Krönde, Grundfäge, S. 4. — v. Kre 
mer, J, 70. — v. Jakob, Staatöfinanzw.1, 369, — v. Rotted, 
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in der Fortfesung des Staatsrechts der eonftitutionellen Monardjie, 
11,324. Deffelben Dekon, Politit, ©. 287. (Der Verf, erkennt 
aber die Schwicrigkeit der Bollgiehung dieſes Grundfages.) — 
Dagegen Schön, Grundf., ©, 61, — Badhariäd, Staatew., 


.411. 


(6) Diefe Höhere Anſicht von der Beſtimmung des Staats iſt von Pla 


ton, Ariftoteles und Eiceroanbisauf Fichte und Hegel 
häufig anerkannt worden, 


(ce) Krönde, a. a. D,, räumt ein, daß man alle perfönlichen Vortheile 


(d 


— 


bei der Beſteuerung außer Betracht laſſen, und blos auf den, dem 
Eigenthum gewährten Schutz Rückſicht nehmen müffe; gegen jene 
Vortheile bringt er die perfönlichen Leiftungen des Bürgers, 3 B. 
den Waffendienſt, in Anſchlag. Indeß ift dieſe Abrechnung willkühr⸗ 
lich. — Auch Thiers (Ueber das Eigenthum, d. dv. Obermayer, 
1848 S. 193) achtet nur auf den Schutz, welchen der Staat ge— 
währt, 

Selbſt die Vertheidiger dieſes Steuermaaßſtabes haben darauf ver: 
zichtet, ihn im Einzelnen durdyguführen. Sie beſchränken ſich darauf, 
für die Vergütung der aus dem Staatsverbande fließenden Vortheile 
ein allgemeines mittleres Verhältniß anzunehmen, welches fie in ber 
Groͤße des Vermögensbefiges zu finden glauben. Auf diefe Weife ge: 
langt man auf einem Umwege zu dem im folgenden $. aufgeftellten 
Sage und es gereicht demfelben zu einiger Betätigung, daß aud 
ber Geſichtspunct des Schußes für Habe und Erwerbsthätigkeit zu 
ibm binführt. Uebrigens liegt in dem Dinblide auf den Genuß der 
fämmtlichen Staatöeinrichtungen, der nicht fo ungleich fein kann als 
das bloße Vermögen, ein Beruhigungsgrund für den Fall, daß man 
nicht im Stande ift, bie Reichen ganz in dem Verhältniß ihres Reichs 
thums höher zu belaften als die Minderbegüterten. — Eine Verbin 
dung deö Genuß: und Bermögensprineipes verfucht v. Kremer, a. 
a. O. S. 71. 88. — Nach v. Rotted darf man fih, obſchon das 
Genußprincip richtiger fei, doch an das leichter ausführbare und 
wenig verfchiedene Wermöglichkeitsprincip halten, mit einzelnen Ab» 
änderungen in Hinſicht auf jenes, Def. Politik, a, a, O. 


$. 253. 
Die Befchwerde und Entbehrung, welche von einer gewiffen 


Steuer verurfacht wird, beftimmt fich nicht ſchon allein aus der 
Größe der Summe, fondern vielmehr aus der Werthmenge, 


welche fie für den Steuerzahlenden vorftellt. Dieß hängt da- 


von ab, wie viel andere Güter ihm noch übrig bleiben (a). 
Zwar ift die individuelle Werthſchaͤtzung unerforfchlih und zur 


Berüdfichtigung bei der Umlegung der Steuern nicht brauchbar 


(1, $. 62), man kann aber im Allgemeinen annehmen, daß beis 
läufig eine gewiffe Geldfumme für den Befiger einen deſto 
höheren Werth hat, einen je größeren Theil feines ganzen ver- 
wendbaren Güterpprrathes fie ausmacht, weil er defto werth- 
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vollere Gegenftände für fie anfchaffen muß (I, $. 64), daf 
folglich Alle nicht etwa eine gleihe Summe, fondern einen 
gleichvielften Theil (Quote) des zu ihrer Verfügung beftimmten 
Güterbefiges ungefähr gleich leicht oder ſchwer entbehren werben. 
Die Belaftung durch die Steuern wird alfo am gleichförmigften 
und gerechteften, eingerichtet, wenn man fie nach den Ver— 
mögensumftänden der Staatsbürger abftuft. Die nad, die- 
fem Grundfage angelegten Steuern find zugleih in Hinficht 
auf. die Volkswirthſchaft die unfchädlichiten und weit mehr als 
die Gebühren dazu geeignet, nach und nady vermehrt zu werden, 
während die Staatöbedürfniffe wachien und die Erwerbsein- 
fünfte der Negierung vermindert werden (6). 


(a) Die unterſcheidung des conereten und Gattungswerthes (1, $. 61) 
findet bier eine wichtige Anwendung, nur daß hier jener nicht nach 
den Empfindungen, Gewohnheiten 2c, der Individuen, fondern nad) 
allgemeinen Erfahrungsfäßen angefchlagen wird, 

(8) Diefer Befteuerungsgrundfas ift in Folge eines gewiſſen Gefühls 
feiner Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit von Vielen, auch ohne genü= 
genden Beweis, angenommen worden; z. B. Boxho rn, Institutios 
nes politicae, Lib. I. c. 10, $. 18, Nr. IX.: In tributis aequalitatis 
maxima habenda ratio, quae in eo potissimum versatur, ut par 
sit eorum ratio, ac paria hic onera sentiant, quorum in diversis 
rebus positae sitaeque sunt opes. — X. Smith, B. V. C. 2 Abth. 
2 giebt ftatt einer eigentlichen Begründung nur die Hindeutung auf 
den Schuß des Staates und die Xehnlichkeit eines großen, von Meh— 
reren gemeinfchaftlicy bewirthichafteten Landgutes (Garve hat hier 
11, 211 eigenmädtig einen Sag eingefchaltet). Auch Say, Handb. 
VI, 44, äußert nur, es fei billig, daß Jeder im Berhältniß feiner 
Einkünfte beifteuere, „denn der dem Steuerpflichtigen geleiftete 
Dienft ift um fo wichtiger, je bedeutender feine Einkünfte find.” — 
Den im $. angegebenen Hauptgrund hat fon Craig bemerkt, 
Grundzüge der Politik, II, 210. Vgl. III. 6. 


$. 254, 


Die in dem Vermoͤgenszuſtande einer Perfon begründete 
Möglichkeit, ohne Nachtheil für die Befriedigung der dringendften 
Bedürfniffe Steuern überhaupt oder ein gewiſſes Maaß der- 
felben zu geben, heißt Steuerfähigfeit (Beitragsfähig- 
feit). Man kann daher den im vorigen $. aufgeftellten Grund» 
ſatz auch fo ausdrüden: die Einzelnen follen von den Steuern 
im Berhältniß ihrer Steuerfähigkeit getroffen werden. Bei den- 
jenigen Staatsbürgern, welchen die Steuerfähigfeit gänzlich 
fehlt, muß, fo lange dieß der Fall if, die Steuerpflicht als ruhend 
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angefehen werden, $. 250. Worin diefe Steuerfähigfeit der 
Einzelnen und des ganzen Volkes befiehe und aus welden 
Zeichen fie erfannt werde, dieß ift mit Hülfe volkswirthſchaft— 
licher Lehren zu entwideln. Die Steuern dürfen nämlich die 
Gütererzeugung im Volke nicyt fchmälern, die Erwerbung des 
Nöthigften nicht hindern, das Volksvermoͤgen nicht fchwächen 
und fomit auch die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerftören, 
$. 83, Dabei ift es aber nicht hinreichend, bloß die Volks— 
wirthfchaft im Ganzen ins Auge zu faffen, denn fie befteht aus 
einzelnen Familienwirthichaften, aus deren Wohlfahrt fich der 
allgemeine Volkswohlſtand zufammenfegt (I, $. 81.) und bie 
insgefammt auf gleiche Echonung Anfpruch haben, Nach diefen 
Ruͤckſichten muß man diejenigen Stellen in der Volkswirth— 
fchaft auffuchen, von denen ein gewiſſer Steuerbetrag mit den 
„ geringften wirthfchaftlihen Nachtheilen erhoben werden Fann, 
Solche Vermögenstheile, aus denen die Steuern beftritten 
werden fönnen, d. h. deren man fic zum Theile entäußert, 
um den Steuerbetrag aufzubringen, werden Steuerquellen 
genannt und müfjen von denjenigen Gegenftänden unterfchieden 
werden, nach welchen blos die Steuerfchuldigkeit jedes Ein . 
zelnen bemeffen und ausgefprochen wird, d. i. von den Steuer» 
gegenftänden (Steuerobjecten) (a). Sind die Quellen 
richtig erfannt, fo hat man die Gegenftände fo zu wählen daß 
jene in dem angemeffenen Verhältniß getroffen werden. Häufig 
fallen beide zufammen, 
(a) unpaſſend hat man fie auch Steuerregulative genannt. 
$. 255. 

Der Befteuerte Fann die Abgabe entweder aus feinen Ein- 
fünften oder aus feinem Stammvermögen nehmen, 
I, $. 70, So lange ed angeht, zieht er jenes vor, um den 
Stamm feines Vermögens zu fehonen, defien Verringerung 
nicht allein dem Cinzelnen, fondern auch der ganzen Volks— 
wirthfchaft fchädlich ware. Der Vermögensftamm befteht aus 
vielerlei Sachgütern, welche größtentheils fchon ihre befondere 
Beftimmung erhalten haben. Da der Regierung mit Steuern, 

die in diefen verfchiebenartigen Gütern entrichtet würden, nicht 
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gedient fein koͤnnte, fo müßte der Eigenthlimer, wenn er aus 
dem Bermögensftamme eine Steuer beftreiten wollte, den- 
felben theilweife in Geld umſetzen. Dieß zöge fchon Verluſt 
nach fich, auch wuͤrden die Beltandtheile diefes Stammes, fo 
weit es thunlich ift, zu anderen Arten des Gebrauches verwendet 
und dabei haufig einer fehnelleren Verzehrung preisgegeben 
werden, Bei den Grundftüden ift dieß nicht möglich, fie 
müßten alfo bei einer Befteuerung des Stammes wiederholt 
veräußert werden und ein folcher beflagenswerther Wechfel des 
Beſitzes würde die gute Benutzung der Grundftüde überaus er- 
fchweren, zugleich aber ihren Preis mehr und mehr verringern, 
Eine Verminderung der Gapitale ift hoͤchſt verderblic (a), 
weil fie eine Abnahme der Production, des Volkseinkommens 
und der Hülfsmittel zur Befchaftigung der Arbeiter bewirkt (2), 
Man wirde zunächit einen Theil der umlaufenden Gapitale 
zur unproductiven Verzehrung herüberziehen, 3. B. die Sum- 
men, die man bisher auf Arbeitslohn und Anfchaffung von Roh- 
ftoffen verwendete, fodann auch die Ergänzung der ftehenden 
unterlaffen oder diefe felbft angreifen, 3. B. den Viehſtand. 
Auf diefe Weife müßte mit der Verarmung des Volkes eine 
Abnahme der Steuerfähigfeit eintreten, durch welche auch bie 
Regierung ihre Hülfsquellen von Jahr zu Jahr mehr dahin 
ſchwinden fühe, Schonung des Gapitales eines Volfes 
tft alfo eine nothwendige Anforderung an jedes 
Steuerfvitem. 


(a) Dieß gilt nit bloß von den wahren volkswirthſchaftlichen Capi—⸗ 
talen, fondern auch von den verzinslichen Forderungen der Privats 
perfonen, die man im gemeinen Leben ebenfalls Gapitale nennt 
(I, $. 53), denn diefelben Eönnen nicht ohne Schmälerung jener zus 
rüdgezogen und verzehrt werden. 

(5) Wenn ber Ertrag der Steuern für Staatöbienfte innerhalb des 
Landes angewandt wird, fo entfteht zwar einiger Erfaß für ben 
legtgenannten Nachtheil, aber doc kein genügender, weil bie zu 
diefem Behufe auszugebenden Summen aus dem fortwährend ber- 
minderten Gütererzeugniß aufgebracht werden müffen. 


$. 256. 

Eine auf die Genußmittel (I, $. 51.) fallende Steuer 
ift zwar weniger fchäblich, und es befinden fich unter jenen manche 
leicht entbehrliche Gegenftände, deren Verminderung eine der 
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geringften, von den Steuern überhaupt verurfachten Beſchwer⸗ 
den fein wuͤrde. Gleichwohl ift eine folhe Steuer ebenfalls 
mangelhaft, venn 1) fie ift nicht nachhaltig, weil fie die Genuß⸗ 
mittel, zuerſt die leicht entbehrlichen, fodann auch die werth— 
oolleren, nach und nach aufzehrt, 2) Hiebei verlieren die Be— 
fteuerten mehr, als die Staatscaffe gewinnt, indem bei vielen 
Gütern, die nicht gleich gut zu einem productiven Gebraudye ges 
eignet find, eine Veräußerung, allenfalls fogar aufer Landes, 
oder der Verbrauch zu einem anderen Zwecke, als zu dem fie 
beftimmt find (a), nötbig würde, wobet man die Anihaffungs- 
foften nicht ganz vergütet erhält. 3) Manche Arten der Ge- 
nußmittel find bald für die Einzelnen, bald für die birgerliche 
Sefellfchaft von ſolchem Werthe, daß ihre Berringerung zu bes 
dauern fein würde, 3. B. Sammlungen für Iwede der Wiffen- 
fchaft, der fchönen Kunft oder des Gewerbfleißes, Eine: Untere 
fheidung von Elaffen in diefer Hinficht wäre fehr mühfam, eine 
unbedingte Belaftung aller Genußmittel ſchaͤdlich. 4) Die ein- 
zelnen Genußmittel find ferner von fehr ungleicyer Dauer, Dies 
jenigen, welche langfam abgenugt werden, würden von einer 
regelmäßigen Beitenerung wiederholt ergriffen und verringert, 
die fchmell verzehrbaren dagegen ihres mwechfelnden Vorrathes 
wegen zum Theile gar nicht getroffen werben. Cine folche 
Steuer würde einen Antrieb geben, mehr auf Güter der Ich« 
teren Art zu. verwenden, welches offenbar nicht vortheilhaft 
wäre. — Hiezu fommt, daß man felten einen großen Vorrath 
von Genußmitteln bei geringem. Einkommen, häufiger das 
Gegentheil antrifft. Befteuert man daher die Einfünfte, was 
viel leichter ift, fo werden die zur Ergänzung der Genußmittel 
beflimmten Eummen mit getroffen und es wird eine beſondere 
Belegung der letzteren überflüffig. 


(a) 3.8. wenn eine Muͤnzſammlung oder ein metallenes- Kunſtwerk 
eingefehmolgen ober ein fchönes Hausgeräth ald Brennholz ver: 
braucht werben müßte. 


g. 257. 


Die gefchilderten Unbequemlichkeiten und Nachtheile fallen 
hinweg, wenn die Eteuern aus den regelmäßig wiederkehrenden 
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Zuflüffen neuer Vermögenstheile gefchöpft werden. Der ge- 
fammte oder rohe Ertrag einer Erwerbsart (1,$. 70)- ift 
nicht fchon zur Steuerquelle tauglich, weil von ihm nothwendig 
erft die Erwerbskoſten beftritten werden müffen, welche man 
nach ihrer Erftattung immer wieder von Neuem für den. näm- 
lihen Zweck aufzuwenden pflegt. Wenn die Steuern diefen 
Koftenerfaß nicht verfchonten, fo wäre die Fortdauer des Er- 
werbes in feiner bisherigen Ausdehnung gefährdet und hiermit 
die Steuerfähigkeit bedroht. Die Steuern können daher fort- 
dauernd nur von demjenigen Theile des Ertrages genommen 
werden, welcher dem Empfaͤnger defjelben übrig bleibt, nach« 
dem die des Ermwerbed willen erforderlichen Ausgaben an ans 
dere Perfonen und die nöthigen WVerzehrungen ſchon vorhan« 
dener Sachgüter erfeßt worden find, fo daß der Weberreft zur 
Verfügung des Eigenthümers fteht und von ihm für perfün- 
liche Zwede des Nugens und Vergnügens oder zur Vermehrung 
des Stammpvermögens verwendet werden Fann, d. h. von ben 
Einfünften oder dem Einkommen. I, $. 70, Nr. 3, Müffen 
der Steuern willen diefe Verwendungen eine Einſchraͤnkung er— 
leiden, fo hat man doc; die Beruhigung, daß der Fortgang der 
Wirthfchaften nicht gefährdet wird und daß die Vortheile, die 
man mit den Steuern erfauft, die Aufopferung auf Seite der 
Steuerpflichtigen überwiegen. Demnach beruht die Steu= 
erfähigfeit ver Bürger vorzüglih aufihrem Ein— 
fommen, und nach welhem Maafftabe auch immer zu— 
nächft die Steuerfchuldigfeit ausgefprochen werben mag, fo - 
müffen die Steuern fo viel als möglih nah dem 
Verhältniß des Einfommens vertheilt werden. Es 
iſt dieß neben den beiden früher erklärten ($. 250.) der dritte 
Hauptgrundfag des Steuerwefens, und von feiner Durdh- 
führung wird vornehmlich die Vollkommenheit der Steuertheo- 
rie, fo wie des Steuerwefens in jedem Lande bedingt (a). 


(a) A. Smith hat diefen Sat der Steuertheorie zu Grunde gelegt 
und mit der Lehre von den Zweigen des Einkommens in Berbindung 
gebracht. Er geht davon aus, daß die Steuern nur aus den 3 Quellen 
aller Einkünfte, Grundrente, Gapitalgewinn und Arbeitslohn, berflie= 
fen können (111, 210.), und zeigt fpäter, wie der Arbeitslohn bie 
auf ihn gelegten Steuern abwälze ıc. 
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Die Einkünfte der Bürger Iaffen fich, mit wenigen uner⸗ 
heblichen Ausnahmen (a), in vier Abtheilungen bringen, von 
denen zwei, die Grund- und Gapitalrente, lediglich den 
Beſitz eines werbenden Vermögens, zwei andere, Kohn und 
Gemwerbsverdienft, die Arbeit des Empfängers voraus⸗ 
feßen. Aus diefen beiden Zweigen muß vor Allem der Unter 
halt des Lohnarbeiters und Gewerbsunternehmers beſtritten 
werden und zwar nach demjenigen Bedarfe, welcher durch bie 
Natur der einzelnen Verrichtung, 3. B. den Sitz berfelben, die 
erforderliche Lebensweiſe u. dgl. beftimmt wird, Der Ueber: 
fchuß über diefen Unterhaltsbedarf ift reines Einfommen, wie 
es jene Renten ebenfalls faft ihrem ganzen Betrage nach find, 
I, $. 71. 6). Nur das Eoftenfreie oder reine Einkommen in 
diefem Sinne follte von den Steuern getroffen werden, Arbeitd« 
lohn und Gewerbsverdienft aber dürfen nicht nach ihrem ganzen 
(rohen) DBetrage, Sondern nur nad Abzug des Unterhaltö- 
bedarfes befteuert und müffen daher anders behandelt werben ' 
als die Nenten, bei denen ein folcher Abzug nicht gefordert 
werden Fann, weil fie Feine Arbeit des Empfängers voraus: 
fegen. Daher find Grund» und Gapitalrente weit ergiebigere 
Steuerquellen, ald Lohn und Gewerböverdienft. 

(a) Arme, Gefangene ꝛc. 


$. 259, 

Gegen diefen Sat hat man eingemwendet, die Nentenem- 
pfänger müßten doch auch leben und alle dringenden Beduͤrf— 
niffe der Familien hätten auf billige Berhdfichtigung bei der 
Steueranlegung Anſpruch (a). Hierauf laßt fich aber erwidern: 

1) Der Rentner fieht gegen den Lohnarbeiter und Unter- 
nehmer fehr im Bortheil, denn er ift Herr feiner Zeit, Fann 
feinen Neigungen leben oder fich aus irgend einer Befchäftigung 
eine andere Einnahme verfchaffen, z. B. im Staatsdienfte oder 
aus einem Gewerbögefchäfte, wozu ihm fein Wermögen gute 
Gelegenheit eröffnet (5). Unterläßt er dieß, fo ift er zwar in 


feinem Rechte und kann für die Gefellfchaft noch auf mandherlei 
Rau, pol. Oekon. Ste Ausg. ILL. 23 
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Meife nuͤtzlich werden (I, $. 336.), aber er hat wenigſtens 
keinen Anfpruch darauf, daß fein Unterhalt wie Erwerbsfoften 
behandelt werde. Wollte man ihn unbilliger Weife jenen beiden 
arbeitenden Glafjen gleich feßen, fo hätte dieß auch den Nach— 
theil, den Neiz zum unthätigen Leben zu verſtaͤrken. 

2) Der Unterhaltsbedarf hat Fein feſtes, beftimmtes Ver—⸗ 
haͤltniß zur Rente, wie er es zum Lohne und Gewerbögewinne 
darum hat, weil diefe ein gewiſſes Maaß von Arbeit, alfo einen 
gewiffen Eörperlichen und ftandesmäßigen Bedarf des Arbeiters 
oder Unternehmers erheifchen. Der Nentner kann fi) in Wohns 
ort und Lebensweiſe nach feinen Einfommen richten. Seine Be- 
dürfniffe hängen nur von perfönlihen Umftänden, Erziehung, , 
Gewohnheit ıc, ab, und wenn eine gegebene Einnahme zufällig 
für.den Einen ungenügend, für den Anderen ſchon reichlich iſt, 
fo wäre eö nicht gerecht, wenn man hiernach gleiche Nentenbe- 
züge ungleich befteuern wollte (e). 

3) Die Nenten find wegen ihrer Einträglichfeit und der 
Ahnung einer größeren Steuerfähigkeit bei den Rentnern fchon 
längft ftärfer befteuert worden, es ift folglich im Allgemeinen 
als vorbedachter Entfchluß zu betrachten, daß viele Perfonen 
‚dennoch bloß von ihren Renten zehren. Nur diejenigen Familien, 
die zum Arbeitserwerbe unfähig und auf eine fpärliche Rente aus⸗ 
fchließlich angewiefen find, verdienen einige Ruͤckſicht (4). 

4) Da die Steuern in feinem Falle die reinen Einkünfte 
ganz verfchlingen werden, fo bleibt den Nentnern immer noch 
der größere Theil für ihre Bedürfniffe übrig. 

(a) Nach Krönde (Grundfäge einer ger. Befteur. ©. 10 fl.) follen die 
Steuern nad) ber ganzen Einnahme, ohne Abzug von Lebens: und 
Standeöbedürfniffen, auferlegt werden, weil jene, nicht blos das reine 
Eintommen, unter dem fchügenden Einfluffe der Staatsgewalt bego- 
gen wird. Er bedient fidy der undeutlichen und entbehrlichen Aus— 
drüde: pofitives und relatives Bermögen und Einkommen. 
— Nah Schön (Grundfäge, ©. 57) foll man dagegen nicht blos 
bie Erwerbsfoften, fondern auch den Unterhalt und einen Eleinen 
Sparpfennig bei der Befteuerung frei laffen. — Neuerlich ift 
hauptfädhlidy von K. Murhard der Sat ausgeführt worden, daß 
nur das von bem Vf. fogenannte fubjectide reine Einkommen, 
d. h. dasjenige, von welchem der nöthigfte Unterhalt des Empfän- 
gers abgegngen fei, befteuert werden dürfe, nicht das objective 


reine, 3. B. die ganze Grund: und Gapitalrente, f. deſſen Zheorie 
und Politik der Befteuerung, ©. 438, 447. — Nach v. Rotted 
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(Dekon. Politil, ©, 294) hat Niemand einen rechtlichen Anfprudy 
auf Freilaffung des Unterhaltes, beim Reichen foll diefe unterbleiben 
und nur dem Dürftigen durch Nachlaß geholfen werben. Der Ver: 
faffer unterſcheidet rohes und reines Einkommen nid. 

(5) Die Rente muß nicht gerade müßig verzehrt werden, fie kann auch 
dazu dienen, Arbeitern und Unternehmern, denen fie zufällt, mehr 
Lebenögenuß zu gewähren, oder Erfparniffe zu machen. 

(ce) Eine Perjon könnte in verfchiedenen Ländern oder Gegenden Renten 
beziehen und demnach fogar auf mehrfachen Abzug ber Unterhals 
tungsfoften Anſpruch machen. — Murhard verlangt nur, daß der 
abſolute Bedarf des Steuerpflichtigen und ſeiner Familie frei bleibe. 
Hierbei ift wenigſtens die Größe der Familie ein ſehr zufälliger Ums 
ftand, und abgefehen hievon wäre e8 eine Ungerechtigkeit gegen 
den Arbeiter, der z. B. 600 fl. verdient, wenn er foviel fteuern follte, 
als der, deſſen Rente gleiche Summe ausmadıt. 

(d) Ueber die Streitfrage, ob die Steuer einen gleichbleibenden 
oder einen mit der Größe ded Einkommens fteigenden Theil def: 
felben (progreffive Steuer) ausmadıen folle, f. $. 400. Bei 
der Befteuerung bed rohen Arbeits und» Gewerbsverdienſtes ift 
biefe Einrichtung nothwendig. 


$. 260. [259.] 

Die nächften Folgerungen aus vorftehenden Saͤtzen find 
nachſtehende: 

1) Das reine Einkommen eines Volkes iſt die Quelle, aus 
der ſaͤmmtliche Steuern geſchoͤpft werden muͤſſen, ſo wie daraus 
uͤberhaupt alle diejenigen Verwendungen zu beſtreiten ſind, 
welche nicht zu den. Hervorbringungskoſten gerechnet werden 
fönnen, Die Steuern dürfen aber dieſes Cinfommen nicht 
aufzehren ($. 34.), weil fonft für viele darauf angewiefene 
Privatzwede, namentlich für den Unterhalt der Rentner und 
vieler Dienftleiftenden nichts übrig bliebe, alfo ein Theil des 
Volkes in Armuth geftürzt, das ganze Privatleben aber jedes 
behaglichen Gütergenuffes beraubt und von der ängfllichen Sorge 
um Erwerb und Ginfchränfung der Bedürfniffe verfümmert 
würde, Den mievielften Theil des reinen Volkseinkommens 
die Steuern verfchlingen dürfen, dieß Fann nicht in einer allge= 
meinen Negel ausgefprochen werden ($. 35.), was ſchon dar⸗ 
aus erhellt, daß eine Quote, die in dem einen Lande in Folge 
längerer Gewohnheit wohl ertragen wird, in einem anderen, 
wo biöher eine niedrigere beftand, empfindlichen Drud Außern 
kann. 

2) Auch alle Volksclaſſen, die Bewohner eines jeden Lan⸗ 
destheiles und alle Einzelnen ſollen nach Maaßgabe ihres reinen 
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Einkommens fteuern, und zwar ded ganzen Betrages deffelben, 
denn die Gerechtigkeit fordert, daß Fein Theil deffelben unbe- 
fteuert bleibe. 

3) Die einzelnen Zweige des reinen Volkseinkommens follen 
ebenfalls gleichmäßig von den Steuern getroffen werben, 

4) Man Fann ftatt des reinen Einfommens auch den 
reinen Ertrag, die foftenfreie Frucht eines gewiſſen Er— 
werbsmittels, als die Quelle und das Maaß der Befteuerung 
annehmen, denn jene beiden Begriffe fichen in genauer Ber: 
fnüpfung. Die Summe ded Neinertrages in einem ganzen 
Volke ift mit dem reinen Volfseinfommen einerlei Größe, nur 
objectiv, ohne Nüdficht auf die Empfänger gedacht. Das jähr- 
liche reine Einfommen einer Perfon Fann den Reinertrag 
mehrerer Erwerbögelegenheiten in ſich fchließen, e8 Fann aber 
auch ein einzelner NReinertrag mehreren Perfonen ein reines. 
Einfommen gewähren, wie 3. B. der reine Ertrag eines Ge- 
werbes an den Unternehmer, den Sapitaliften und die Arbeiter 
gelangt. 


$. 261. 


Da jedes reine Einfommen eine Steuer tragen kann und 
foll, fo macht die Entftehungsart deffelben feinen Unterfchied, 
und das abgeleitete Einkommen ift gerade fo wie das urs 
fprünglidhe (I, $. 251.) zu behandeln, Dieß zieht die bes 
merfenswerthe Folge nach fich, daß eine und dieſelbe Güter 
maffe zweimal befteuert werden Fann, naͤmlich bei zwei ver 
fhiedenen Empfängern nad; einander, wenn fie für jeden der- 
felben reines Einkommen ift. Was z.B. die Grund- und Ga- 
pitalbefiger für die Dienfte des Arztes, Lehrers, Künftlers, An- 
waltes u, dgl, bezahlen, dad wird aus dem reinen Einfommen 
ber erfteren beftritten, Werden nun die Dienftleiftenden reichlich 
genug bezahlt, fo Fann ein Theil ihres Einfommens wieder als 
rein angefehen werben und begründet, obgleich es ein abge 
leitetes ift, doch unzweifelhaft die Steuerfähigkeit der Ems 
pfänger (a). 


(a) Es würde auch in ber That fchwer fein, eine ſolche Unterfcheidung 
bei der Anlegung ber Steuern zu berüdfichtigen, weil bie Grängs 
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linie der produetiven und unprobuctiven Beichäftigungen fi nicht 
beutlich ziehen läßt, I, $. 109, 
$. 262. 

Die Steuerforderung richtet ſich zunächft gegen die im 
Staate lebenden Perfonen wegen ihres Einkommens und in 
Gemäßheit deffelben. Weil man indeß ein leicht Penntliches 
Außerliches (objectives) Maaß der Steuerpflicht aufitellen muß, 
um die Willführ bei der Erhebung zu befchränfen, fo wird bie 
Steuer meiftens auf gewiſſe Gegenftände ($. 254.) gelegt, 
Die man entweder, wie bei rentetragendem Vermögen, ald Urs 
fache, oder wenigftend, wie bei manchen Genußmitteln, als 
Kennzeichen eines reinen Einkommens anfehen kann. Ferner 
gewährt ed bei unbemweglichem Vermögen, deffen Eigenthimer 
entfernt fein Fann, eine große Erleichterung, wenn man die 
Abgaben von dem Befiger fordert und ihm überläßt, fich von 
jenem ſchadlos halten zu laffen. Defhalb fcheint die Regierung 
bei der Steuerforderung fich bisweilen an die Wermögenötheile 
felbft zu halten und die Perfpnlichkeit ihrer Eigenthlimer aus 
dem Gefichte zu verlieren. Doch muß man fi, ſtets erinnern, 
daß nicht die Sachgüter an und flır fich, fondern die Bürger in 
Bezug auf jene befleuert werden follen, Die bequemere Ein— 
ziehung von dem jebeömaligen Inhaber gewiffer fleuerbarer 
Gegenftände ift daher nur inſoweit zuläffig, ald dabei eine gute 
Bertheilung der Steuer unter diejenigen, welche von berfelben 
getroffen werden follen, zu erwarten iſt. Diefe unmittelbare 
Befteuerung der Güterquellen nad ihren Reinertrage 
kann alfo da angewendet werden, wo fie in ihren Wirkungen 
mit der Belegung des reinen Einfonimens der Steuerpflichtigen 
übereintrifft (e@). 

(a) Bal. hierüber Nebenius, Der öffentlihe Grebit. I, 24%. — 

Schön, Grundf. ©. 66. 60. — v. Rotted, Oekon. Polit. ©, 201, 

$. 263. 

Nach den bisherigen Erörterungen läßt es ſich leicht ent—⸗ 
fcheiden, welche Perfonen im Staate fleuerpflichtig feien. Dieß ift 

1) bei den einzelnen Staatöbürgern, die im Ge 
nuffe eines eigenen reinen Einkommens find, ſogleich außer 


Zweifel (a); | 
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2) bei Gefellfhaften, deren Mitglieder einen Gewinn 
aus dem eingelegten Vermögen beziehen, 3. B. Bergwerks— 
oder Bank-Unternehmungen, ift die Beſteuerung des Reiner— 
trages, der entweder unter die Mitglieder vertheilt, ober zu 
neuer Anlegung zurüdgelegt wird, ebenfalls unbedenklich, und 
derfelbe Fann bei der Gefellihaft im Ganzen weit leichter ges 
troffen werden, als bei den Einkünften der Theilnehmer; 

3) Gemeinheiten (Corporationen), 3.8. Gemeinden, 
Univerfitäten, Glöfter und andere Kirchengefellfchaften dürfen 
mit einer Steuer belegt werden, wenn fie im Beſitze eines 
rentetragenden Stammpermögens find. Denn wenn aud) die 
Steuer eine Vermehrung der Gemeindeumlagen nöthig macht, 
fo wird hiedurch nur ein Theil des Nutens aufgezehrt, den das 
Einkommen der Gemeinheit den Mitgliedern gewährt und fie 
befinden ſich noch in befferer Lage, als die Genoflen einer uns 
begüterten Gemeinheit. Wären Feine Umlagen anwendbar, wie 
z. B. bei Glöftern, fo träten diefelben Verhältniffe ein, wie bei 
Stiftungen. Haben aber foldhe Corporationen, wie viele Hand» 
werkszuͤnfte und manche Gemeinden, Feine anderen Hülftmittel, 
als die Beiträge der Mitglieder, fo koͤnnen fie nicht befteuert 
werden, weil diefe Beiträge lediglich eine Verwendungsart der 
ſchon belafteten Privateinfünfte bilden. 


(a) Nach einem anerkannten Grundfage gehört hierher aud) das Staates 
oberhaupt in Anfehung besjenigen Bermögens und Einkommens, 
welches ihm nicht zufolge feiner Negenteneigenfchaft, fondern aus 
irgend einem Privattitel zuftcht.v. Kremer, Darftell, des Stw.1, 75, 


g. 264. 


4) Die Steuer von einem Stiftungsvermögen läßt 
fich, da die Menten dieſes Vermögens nicht durch Beiträge er- 
gaͤnzt werden koͤnnen, nur fo aufbringen, daß man die für den 
Stiftungszwed beftimmten Ausgaben befchränft (a). Dieß ift 

im Allgemeinen der mit jeder Steuer verbundene Nachtheil, der 
in den nüslihen Wirkungen der Staatsaudgaben feine Ver 
gütung findet. Er ift da am geringften, wo die Beftimmung 
einer Stiftung Fein gewiſſes Maaß des Bedarfes in fich ent- 
hält, vielmehr der Aufwand je nach den vorhandenen Mitteln 


eingerichtet werben Fann. Bei ſolchen Stiftungen aber, deren 
Gegenftand in die Staatözwede fällt und daher eine Staats- 
ausgabe rechtfertigen würde, ift eine Steuerbefreiung dann zu 
rechtfertigen, wenn die Einkünfte nur gerade zur Dedung des 
genau beftimmbaren Bedarfes hinreichen. Es wäre ein Um— 
weg, eine Steuer zu fordern und etwa wieder mit einem Staatd- 
zufchuffe nachzuhelfen, Wenn nun gleich die Steuerpflicht der 
Stiftungen als Regel auszufprechen ift, fo follte doch beim nach⸗ 
gewiefenen Eintreten der eben bezeichneten Umftände eine Aus— 
nahme zugelaffen werden, die wieder vorübergehend in ſchwie— 
rigen Zeitverhältniffen hinwegfallen Fann (2). 


(a) ai —— denn ſchon ein Ueberſchuß über dieſe Ausgaben vorhan: 
en fein. 

(5) Diefe Säge beziehen ſich hauptſächlich auf Kirchliche und Wohlthäs 
tigeitöftiftungen, Die Steuerpflicht eines reichlichen, die Bedürf- 
niffe der Seelforge überfteigenden Kirchenvermögens ift nicht zu 
bezweifeln. — Stephani, Dürfen Stiftungen befteuert werben? 
Augsb. 1810.— Hartl, Handb. 1, 533, — Die Großh. eff. Verordn. 
v. 1809 und 1811 laſſen bei geiftlichen Stiftungen den Beweis zu, 
daß fie, wenn fie fortwährend befteuert würden, ihren Zweck nicht 
mehr erfüllen Eönnten, Eigenbrodt, Handbud II, 83, 


$. 265. 


5) Eine Befteuerung ded Domaͤnen- und Regalien— 
Ertrages ift im Allgemeinen eine unnüge Förmlichkeit, 
denn dieſer Ertrag hat Feine andere Beſtimmung als bie 
Steuern felbit und fließt mit diefen in der Hauptftaatscafle zus 
fammen. Zwar muß man, wegen des nach dem Steuerfuße 
umzulegenden Beitrages zu den Gemeindelaften, den Steuer« 
anfchlag jener Einkünfte ausmitteln, aber die wirkliche Entrich- 
tung läßt man am beften bis zu einer Veräußerung beruhen (a). 
Eine Ausnahme tritt ein a) mo die Trennung einer Kammer- 
und Steuercaffe befteht ($. 92.), weil hier die Domänenein- 
fünfte zu einer anderen Verwendung beftimmt find (5); 
b) bei Steuern, welche ſich genau nach der Menge von Er- 
zeugniffen richten und den Koſtenſatz bderfelben in einem fell 
ftehenden Verhältniß erhöhen, fo daß durch die Steuerfreiheit 
ein Staatögewerbe begünftiget und den Privatunternehmern 
das Mitwerben erfchwert würde, Dieß ift nicht wohl bei den 
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Landguͤtern der Fall, weil der Preis der rohen Stoffe fich nicht 
nach dem Koftenbetrage einzelner Verkaͤufer abandert, eher 
Fönnte e8 bei Gewerfö- und Handelsunternehmungen eintreten, 
wenn 3. B. ein Hüttenwerf des Staates von dem Einfuhrzolle 
für einen wichtigen Berwandlungäftoff, wie Gußeifen, zum 
Nachtheil der Privathütten befreit würde, oder eine Domänen- 
brauerei feinen Bieraufichlag zu entrichten hätte (ec). 


(a) Borfchriften, wie die Steueranſchläge von den bad. Domänen bei ben 
Domänenverwaltungen bereit gehalten werden follen, bei Wehrer, 
Kam.: Dom.:Adm., S. 156. Deff, Snftruction, ©, 81. 

(5) Bu den allgemeinen Reichsfteuern in Deutichland mußten nach den 
Reichsgeſetzen die Landesfürften aus ihren Kammergütern beitragen. 
Pfeiffer, Gef. der landftänd. Verfaſſ. in Kurheſſen, ©. 80. 

(ec) Bergi. (du Thil) Ueber Befteuerung im Großh. Heſſen. S. 2. 


$. 266. 

6) Auch Fremde werden häufig bei der Beſteuerung ges 
troffen, und zwar a) zufällig, wenn fie fi in einem Ver— 
haͤltniß befinden, an welches eine Steuerfchuldigkeit der Staats- 
bürger gefnüpft ift, 3. B. wenn fie Waaren Faufen, in deren 
Preife eine vom Verkäufer vorgefchoffene Steuer mit begriffen 
ift (a), oder wenn fie Grundeigenthbum innerhalb des Staats- 
gebietes an fich bringen. Diefe ſich von felbit ergebende Theil- 
nahme der Ausländer ift gerecht, weil denfelben doch theilweiſe, 
während ihres Aufenthaltes oder durch ihr Eigenthum, die 
Staatdeinrichtungen zu Gute fommen; b) abſichtlich, in- 
dem den Fremden, die im Staatsgebiete irgend einen Bortheil 
in Anſpruch nehmen, eine befondere Art von Abgaben haupt- 
fächlich zur Gleihftelung mit den Einheimifchen abgefordert 
wird, 3. B. Gemwerbsfteuer von Handelöreifenden. 

Diefe Entrichtungen find zwar infoferne Feine wahren Steu- 
ern, als fie nicht von Staatsbürgern herrühren ($. 247) und 
nur bei der Benugung einzelner, von der Regierung dargebo- 
tener Bortheile gegeben werden, indeß find fie den eigentlichen 
Steuern übrigens fehr ähnlich und dienen zum Theile zur Er- 
gänzung derfelben, weshalb man fie indgemein zu ihnen rechnet. 
Bei den befonderen auf die Ausländer gelegten Abgaben ift es 
rathfam, fie mäßig und frei von laͤſtigen Erhebungsformen ein» 


* 
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zurichten, um ben Verkehr zwifchen den Ländern nicht zu hemmen 

und die Fremden nicht von dem Gebrauche der befteuerten 

Leiftung abzuhalten. Hierher gehört z. B. der Durchgangszoll. 

(a) Bei den Ausfuhrzöllen läßt fid) gar nicht allgemein beftimmen, ob 
fie auf die In- oder Ausländer fallen, denn dieß hängt von dem 
Mitwerben ab, 


— 


2. Hauptſtück. 
Die volkswirthſchaftlichen Wirkungen der Steuern. 


$. 267. [268.] 

Die Unterfuhung diefer Wirkungen und zwar fowohl der 
allgemeinen und notliwendigen, als der von gemiffen Umftänden 
bedingten und vermeidlichen, ift eine ber wichtigſten Aufgaben 
der Steuertheorie ; es Fünnen aber im allgemeinen Theile der= 
felben (1. Abthlg.) nur die Grundzüge gegeben werden, welche 
dann bei jeder einzelnen Art von Steuern, und bisweilen felbft 
wieder bei einzelnen Arten ihrer Anlegung weiter ausgeführt 
werden müffen, Es ift hiebei fomohl die Wirkung auf die Bes 
fteuerten, als auf die Verzehrung und Erzeugung von Gütern 
innerhalb des Landes überhaupt zu beleuchten. 

In den meiften Fällen kommen die Ausgaben der Bürger 
für perfönliche Zwecke den Einkünften derfelben gleich (a). Die 
Einführung einer Steuer nöthiget dann den Befteuerten, feine 
Ausgaben und folglich feine Genüffe zu befchränfen, er empfindet 
alfo eine Entbehrung oder doch eine unangenehme Störung in 
feinen gewohnten Verwendungen, wenn gleich diefe Befchwerde 
durch die mit Hülfe der Steuern zu Wege gebrachten Vortheile 
der Staatseinrichtungen reichlich aufgemwogen werden mag (2). 
Aber felbft wenn der Befteuerte diefe Vergütung als zureichend 
anerkennt, und noch mehr im entgegengefegten Falle fühlt er 
fich angetrieben, der von den Steuern verurfachten Schmälerung 


362 


feines bisherigen Aufwandes zu widerfireben und zwar defto 
- eifriger, je ftärfer die ihm zugemuthete Entbehrung.ift. Diefes 
Streben, die in den Steuern liegende Beſchwerde abzuwenden 
(Reaction) Fann auf doppeltem Wege einen Erfolg herbeiführen: 

1) durch Vermehrung der Thaͤtigkeit und der Leiftungen, 
aus denen die Einfünfte entipringen, $. 268, 

2) durch Veränderung in den Preifen, damit die Steuer- 
laft auf andere Perfonen hinübergemwälzt werde, $. 269, 


(a) Bleibt von den Einkünften ein Ueberfhuß, den man zurüdlegt, 
fo wird durch die Steuer zunächſt diefe Erfparniß angegriffen. 

(5) Man Tann das Steuerzahlen einen erzwungenen Ankauf per: 
fönliher Güter mit fahlihen nennen. Se volllommener bie von 
der Regierung veranftalteten perfönlicdhen Güter find und je rich: 
tiger der Steuerpflichtige fie zu fchäsen weiß, defto mehr nähert 
ſich jener Kauf einem freiwilligen. — Ueber die irrigen Vorftellungen, 
nad) weldyen man wegen bes Zurücdfließens der Geldfummen in das 
Volk das Dafein diefes Uebels ganz in Zweifel zog, f. $. 29 ff. und 
Murhard a. a. O. ©, 40-50. 


g. 268. [267.] 


Wenn ed den Befteuerten gelingt, ihre Einnahmen durch 
erhöhte Thaͤtigkeit um den Betrag der Steuern auszudehnen, 
fo haben diefe Feinen anderen Nachtheil, ald daß die Steuer- 
pflichtigen etwa ein größeres Maaß von Zeit und Kraft auf 
wenden müffen, Kann die Gütererzeugung in allen Zweigen 
vergrößert werden, fo wird in dem Volkseinkommen die durch 
die Steuern entftehende Lüde wieder erfeßt. Offenbar kann 
diefer Erfaß nicht Schneller zu Stande Fommen, als es die beffere 
Benugung des vorhandenen Capitals und die Anfammlung 
neuer Gapitale möglich macht. ine allmälige Erhöhung der 
Steuern, befonderd wenn diefelben gut vertheilt find, vermag 
allerdings einen Antrieb zu einem folchen gefteigerten Gewerb- 
fleiße zu geben und die Steuerfähigfeit nach und nach auszu— 
dehnen; Nentner treten in die Reihen der Arbeiter ein, die 
Unternehmer werben betriebfamer, die Arbeiter fleißiger und ge= 
ſchickter und die Güterquellen erhalten eine beffere Benukung. 
Diefe Erfcheinungen haben in neuerer Zeit ohne Zweifel beige- 
tragen, die verftärfte Steuerlaft erträglicher zu machen (a). 
Indeß darf man hierauf nicht ficher bauen. Wiele Steuer: 
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pflichtige find fehon fo fehr angeftrengt, daß fie nicht mehr leiften 
Fönnen, Anderen fehlt der Abſatz oder die Befchäftigung oder 
das Gapital ꝛc., daher läßt fich nie vorherfehen, wie weit diefe 
günftige Wirkung der Steuern gehen werde (2). 


(a) M. Culloch (Taxation, S. 6—10) fchlägt diefe Wirkung hoch an 
und glaubt, ohne den Krieg und bie erhöhten Steuern würde das 
Be da der Briten nicht größer geworden fein, als e8 bei jenen Um— 
ftänden geworden ift. 

(5) Bgl. die bi Murhard, © 56 angeführten Stellen, und v, Rotted 
a. a. O. ©. 300. 


$. 269, [271.] 

Die Ueberwälzung einer Steuer findet dann Statt, 
wenn diejenigen, welche fie an den Staat entrichten, fich von 
Anderen eine Entfhadigung verfchaffen, indem fie eine Ver—⸗ 
änderung im Preife einer Waare oder Art von Leiftungen bes 
wirken, Der Wunfch, den Steuern vermittelt der Ueberwäls 
zung auszuweichen, ift eine natürliche Folge der unangenehmen 
Empfindung, die fie erregen. Ein ſolches Hinüberfchieben einer 
Steuerlaft auf andere Perfonen, wenn es nicht vorausgefehen 
wurde, vereitelt bisweilen die Abficht, die die Staatögewalt bei 
der Anlegung einer Abgabe gehabt hat. Bei den nachſtehenden 
allgemeinen Erfahrungsfäßen tiber diefen Gegenftand muß man 
immer bebenfen, daß die Verhältniffe des Mitwerbens in ihren 
manchfaltigen Geftaltungen fehr verfchiedene Erfcheinungen 
hervorbringen und daß ſich nur aus der genauen Erforfchung 
der Umftande in einem gegebenen Falle der zu erwartende Ers 
folg mit einiger Wahrfcheinlichkeit beftimmen laßt, 


1) Eine Steuer fann nur dann übergemälzt werden, wenn 
fie die Mehrzahl der von ihr zunaͤchſt Getroffenen zu einer gleich- 
förmigen Handlungsweife antreibt und hiedurch eine Veraͤnde— 
rung in den Preifen bewirkt. Dieß ift möglich a) auf Seite 
des Begehrs, wenn die befteuerten Käufer einer Waare oder 
Peiftung nicht mehr die nämliche Menge derfelben einkaufen 
wollen; b) auf Seite deö Angebotes, wenn die Verkäufer eine 
ihnen auferlegte Steuer wie eine Koftenvermehrung betrachten, 
die ihnen durch einen höheren Preis erfegt werden muß, und, 
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falls dieß nicht ſogleich gelingt, die Erzeugung oder Herbei⸗ 
ſchaffung einer gewiſſen Waare theilweiſe aufgeben. 


$. 270. [272. 273,] 


2) Die Ueberwälzung von den Käufern auf die Verkäufer 
einer Waare findet bei einer Steuer, die auf dad Einfommen 
der Käufer uͤberhaupt gelegt wird, wenig Statt, weil die Ein— 
ſchraͤnkungen der Befteuerten in, ihren Ausgaben fehr vielerlei 
Waaren betreffen Fünnen ($. 269.), wobei die geringe Ab» 
nahme des Abfages einer jeden leicht durch eine Ahnlich Verringe— 
rung des angebotenen Worrathes aufgewogen wird. Wenn 
aber eine Steuer gerabe eine gewille Ausgabe oder Verzehrung 
trifft, wie 3. B. eine Auflage auf Reit und Kutfchen-Pferbe, 
fo giebt fie eine Aufforderung für Viele, an der nämlichen Aus- 
gabe etwas zu erfparen. Legen in einem foldhen Falle die Ver— 
fäufer auf die Erhaltung ihres Abſatzes großen Werth, weil 
fie fich vielleicht in ihrem ganzen Unterhalte bedroht glauben, fo 
müffen fie den Verluft ertragen, den ihnen der gefunfene Preis 
auferlegt; Fünnen fie aber zu anderen Beichäftigungen uͤber— 
gehen, jo muß das Angebot ebenfalls Fleiner werden und ber 
Preis wieder zunehmen, $. 269. Dieß ift mit der Zeit aller 
dings zu erwarten, wenn ber Ergreifung anderer Zweige der 
Hervorbringung weder natürliche noch Eünftliche Hinderniſſe 
im Wege ftehen, I, $. 160, 

3) Die Ueberwälzung auf die Käufer gelingt da am Teich» 
teften, wo alle Verkäufer einen gleich ftarfen Antrieb haben, fie 
durch Befchränfung des Angebotes zu erzwingen, wie bei folchen 
Steuern, deren Betrag mit der verfauften Waarenmenge in 
gleihem Verhältniß zu- und abnimmt, 3. B. Zölle und Acciſe. 
Diefe haben für den Verfäufer ganz die Wirkung einer Koften- 
vermehrung und ziehen wie diefe eine Preiserhöhung nach fich, 
I, $. 163. 1). Bei der Anlegung von Steuern diefer Art pflegt 
man die Uebertragung auf die Käufer auch wirklich vorauszu— 
fegen, denn dieſe find es, die man mittelbar zu treffen beabfich- 
tiget. Gleihmwohl leiden auch bei vollftändigem Erſatze der 
Steuer die Verkäufer doch wegen des verringerten Abfages eine 
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Einbuße an ihrem Einfommen, ihr Schaden ift aber noch 
größer, wenn ed ihnen nicht gelingt, den Preis der Fäuflichen 
Gegenftände um den ganzen Betrag der Steuer zu fleigern (a). 
(a) Canard Grundf. d, pol, Oek., überf. v. Völk, ©, 145, 


u 16 Ps [273, 274.] 

4): Eine Ueberwälzung der Steuern auf Andere ift einigen 
Glafjen der Steuerpflichtigen ſchlechthin unmöglich, weil ihre 
Einkünfte feftgefeßt find, 3. B. den Beamten des Staates, der 
Kirche und der Gemeinden und den Staatögläubigern, In 
gleicher Lage befinden fidy während der Dauer des Vertrages 
die Eigentümer verpachteter oder vermietheter Liegenfchaften. 

5) Solche Steuern, deren Größe fich nicht nach der jedeg- 
maligen Menge der von den Gteuerpflichtigen feilgebotenen 
Waaren oder Keiftungen richtet, find weit weniger zum Ueber- 
wälzen geeignet, denn es ift nicht zu erwarten, daß alle Wer 
Faufer in dem Entfchluffe übereinftimmen, das angebotene 
Quantum zu vermindern, vielmehr Fann leicht ein Theil der- 
felben gerade eine Erweiterung ihres Gewerbes bezweden, um 
fich auf diefe Weife in dem vermehrten Abfage eine Entfchädi- 
gung zu bereiten, Doch würde die Steuer dann unfehlbar auf 
die Preife einwirken, wenn eine Glafje von Verkäufern fo ftarf 
befteuert wäre, daß fie das uͤberbuͤrdete Gewerbe aufgeben 
müßte, 

6) Insbeſondere Fommt es bei Steuern, die den Ertrag 
einer einzelnen Güterquelle, 3. B. der Grundſtuͤcke oder der Ar- 
beit, zu treffen beflimmt find, darauf an, ob der Befteuerte durch 
eine anderweitige Verwendung jener Quelle oder andere Ein- 
richtungen der Auflage ausweichen Tann (a). Dieß wird in 
vielen Fällen durch die Befchaffenheit des werbenden Vermoͤ— 
gend verhindert, 3. B. bei Kändereien, Gebäuden ıc., in anderen 
Fällen durch die Allgemeinheit der Befteuerung, Deßhalb blei- 
ben die meiften Steuern auf den Renten des Stammvermögens, 
die auch wirklich den größten Theil des fteuerbaren Einkommens 
ausmachen, liegen oder werden noch auf fie hinuͤbergewaͤlzt; die 
Lohnarbeiter dagegen müffen für eine Steuerlaft, die im Ver⸗ 


366 


haltniß ihres Einfommens zu groß ift und ihren nothwendigen 
Unterhalt zu fchmälern droht, durch erhöhten Lohn entſchaͤdigt 
werden, weil fonft Auswanderung, vermehrte Sterblichkeit zc, 
die Menge der angebotenen Arbeit verringern würde (d). 


(a) 3. B. man weicht einer Steuer auf Aderpferde aus, indem man 
Zugochſen anſchafft. 

(6) Canarda. a. O. nimmt zu allgemein an, jede Steuer, ſie werde 
vom Käufer oder vom Verkäufer einer Waare erhoben, vertheile ſich 
in beiden Fällen auf gleiche Weiſe unter beide Betheiligte und zwar 
in demſelben Verhältniß, in welchem das Mitwerben dem einen oder 
dem anderen günſtiger iſt. Wenn z. B. eine Waare 100 fl. gilt und 
mit 10 fl. Steuer belegt wird, die Concurrenz bed Angebotes aber 
zu der des Begehres fich wie 2 zu 3 verhält, jo follen jene 10 fl. in 
eben diefem Verhältniß von beiden Glaffen getragen werben, bie 
Waare foll auf 106 fl. fteigen und der Verluſt für die Verkäufer 4 
fl. betragen. Es kommt nicht blos auf die. Größe des Angebotes und 
Begehres, fondern aud) darauf an, nad) welcher Fortichreitung beide 
fich verändern, und im obigen Falle darauf, wieviel Kaufluftige mehr 
als 100 fl. zu geben und wieviel Verkäufer unter 100 fl. zu verkaufen 
geneigt find. — Ueberhaupt hat man ſich zuweilen, ohne die verfdjies 
denen Fälle deutlich zu unterfcheiden, das Ueberwälzen ver Steuern 
zu leicht vorgeftellt und deßhalb die gute Anlegung derfelben vers 
nachläßigt. Hiezu neigt ſich auch Ricardo Cap. 8. „Obgleidy einige 
Steuern dieſe Wirkungen (nämlich die Hemmung der Production) 
in höherem Grade äußern als andere, ſo muß man doch zugeſtehen, 
daß die verderblichen Folgen der Beſteuerung weniger von der Wahl 
ber befteuerten Gegenftände, als von ihrer ganzen Summe hers 
rühren.” 


$. 272, [274.] 

7) Eine Steuer, die eine gewiffe Claſſe von Bürgern ver 
hältnißmäßig ftärfer ald andere trifft, reizt, woferne die Ueber: 
wälzung nicht bald gelingt, zum Verlaſſen des überbürdeten Er- 
werbözmeiges an. Ift dieß ausführbar, fo muß durch die Ver- 
minderung des Angebotes das Gleichgewicht in der Eintraͤglich— 
Feit verfchiedener Befchäftigungen und Erwerbsarten fich wie- 
berherftellen. Es Fann lange dauern, bis dieß vollftändig ges 
fchieht, zumal da unterdeifen auch aus anderen Urfachen das 
Mitwerben in einem gewiffen Nahrungszweige fich verändern, 
3. B. der Abfag geringer werden und dadurch die Erftattung 
der Steuer neue Schwierigkeit finden Fann, und während diefer 
Zeit treten die in $. 273 gefchilderten Störungen und Berlufte 
ein, Iſt die Ausgleichung endlich erfolgt, fo ift der Mehrbetrag 
(das Uebermaaß) der einzelnen Steuer auf die Käufer hinüber- 
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gewalzt, die dagegen ihren Guͤterverbrauch verringern, weshalb 
auch die Erzeugung des überlafteten Gewerbszweiges abgenom= 
men haben muß; die Wirfung bievon feßt ſich auf andere Ge- 
werbe fort, deren Erzeugniffe von jenen verbraucht werden. Dieß 
find die Nachtheile, welche fortdauern, wenn auch die Ueberbür- 
beten zuletzt von der Steuer verhältnißmäßig nicht ſtaͤrker als 
andere Bürger getroffen werden. 

8) Die Leberwälzung vermag uͤberhaupt die Fehler in der 
Anlegung einer Steuer nicht völlig zu heilen, weil fie a) in vie— 
len Fällen gar nicht möglich ift, wohin unter anderen auch die 
Ungleichheit der Befteuerung einzelner Perfonen in einem und 
demfelben Stande gehört, b) weil fie oft erft nach langer Zeit 
gelingt und die Uebergangsperiode empfindliche Nachtbheile bei 
fih führt, e) weil auch, die endlichen Wirkungen volkswirth— 
fchaftlich fchadlich fein können (a). 

(a) Ueber v. Prittwitz's abweichende Anſicht f. 8.274 (a), 


$. 273. [269.] 

Schränken die Befteuerten ihre Verzehrung ein, fo nimmt 
der Abfak mancher Güter ab und der Preis derfelben finkt, 
Suchen nun die Erzeuger diefer Gegenſtaͤnde auch das Ange— 
bot zu vermindern, indem fie ihre Gapitale anders anlegen, fo 
Fann der Preis fich wieder auf die vorige Höhe erheben, und 
die hervorgebrachte Menge dem jegigen fchwächeren Begehre 
entfprechen. Diefe Erfcheinungen zeigen fich nicht bei den werth— 
vollften Dingen, auch nicht in voller Stärfe bei einer und ders 
felben Art von Genußmitteln, weil die Neigungen der Menfchen 
in Dinficht auf den Giüterverbrauch fehr verfchieden find. Das 
gegen bewirft die Verwendung der Staatseinfünfte innerhalb 
bes Landes eine beträchtliche Werzehrung der Befoldeten, der 
vom Staate befchäftigten Gewerbsleute u. dgl. Die hieraus 
entfpringende Abfagvermehrung Fann zum Theile‘ gerade folche 
Güter betreffen, an denen fid die Eteuerpflichtigen etwas ab» 
brechen ; body auch abgefehen von diefem Falle, muß, da die Ver- 
zehrung der Bürger und der Regierung im Ganzen nad) der Ein- 
führung einer gewiffen Steuer wenigftens fo groß bleibt, wie 
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vorher, auch der Abſatz der Gewerböunternehmer fowie bie 
Beichäftigung der Arbeiter und der Gapitale ungefähr in 
gleichem Umfange bleiben. Es dauert jedoch immer einige Zeit, 
bis die mit der geänderten Richtung der Verzehrung verbundenen 
Störungen fich verlieren, namentlich bis die Befteuerten fich in 
eine andere Lebensweiſe gefunden haben, das Angebot ver: 
fchiedener Waaren ſich mit dem nunmehrigen Begehre ins 
Gleichgewicht gefegt hat, bis die außer Thätigfeit gefegten Ar- 
beiter, 3. B. in Fabriken von Lurusgegenftänden oder in Dienften, 
ein anderes Unterfommen erzielt und die Unternehmer ihre 
Gapitale wieder nüßlidy verwendet haben, befonders da ſich in 
den Staatsausgaben mancherlei Veränderungen zutragen und 
die durch fie in Nahrung gefegten Gewerbe und Landestheile 
wechfeln, Ein folcher Uebergang ift ftets mit Verluften am Ca— 
pital und mit einer Bedrängniß von Arbeiterfamilien verknüpft; 
ift er jedoch beendet, fo bleibt nur noch die Einſchraͤnkung übrig, 
welche die Steuerpflichtigen fich auferlegt fehlen, und auch diefe 
verliert mit der Zeit, durch die Gewöhnung, einen Theil ihrer 
Befchwerlichkeit. 


$. 274, [270.] 


Sowohl aus diefer Urfache, ald der Möglichkeit der Ueber- 
wälzung willen ift die anfängliche Wirkung einer Steuer häufig 
von der fpäter eintretenden und dann fortdauernden verfchieden, 
und alte Steuern werden deshalb bei gleicher Güte leichter er» 
tragen ald neue (a), Hieraus folgt, daß man nicht ohne wichtige 
Gründe und nur mit großer Umficht erhebliche Veränderungen 
in den Steuern vornehmen follte (6), ed wäre aber zu weit 
gegangen, wenn man fich fo wenig ald möglich zu denfelben 
entfchließen wollte, denn fie werden vor Zeit zu Zeit Beduͤrfniß. 
Bald fordert die Vermehrung der Staatöbedürfniffe die Er— 
höhung, bald das Bedürfniß einer Erleichterung für eine ober 
die andere Volksclaſſe die Erniedrigung einer Steuer; bald ge= 
bietet die Gerechtigkeit eine andere Vertheilung der Steuern 
oder die Einführung einer neuen Art derfelben, wenn ſich naͤm⸗ 
lich zeigt, daß bei der bisherigen Einrichtung die Staatsbürger 
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nad Maaßgabe ihres Einfommens in fehr ungleihem Maaße 
getroffen werden, 3. B, wenn Irrthuͤmer zum Vorſchein kom— 
men, oder die befteuerten Objecte fich verändert haben. 


(a) Sanard (Grundf. d. p. Oek. überf. von BÖLL, ©. 174) behauptet, 
jede alte Auflage fei gut und jede neue ſchlecht. Er nimmt an, daß 
der Drudjeder Steuer endlich ganz unfühlbar werde und Niemand wei: 
ter zur Laft falle (ebend. S. 157), giebt jedoch zu, daß die Reichen 
zu einer Verminderung ihres Lurus genöthigt werden. Auch miß- 
billigt er nicht die beffere Vertheilung der Steucrn auf die Indi: 
viduen, fondern bezieht jenen Sag nur auf die Befteuerung der 
verfchiedenen Zweige von Einkünften im Ganzen (S. 154), indem 
er glaubt, daß, in welchen Verhältniß diefe auch belegt fein mögen, 
mit der Zeit doc) die Steuern ſich gleichmäßig auf alle Zwerge ver- 
theilen müffen. Die Schwierigkeiten, welche der Herſtellunz diefes 
Gleichgewichts entgegenftehen, die aber nothwendig vorübergehend 
feien, nennt er Reibung (©. 159). — Diefe Lehre Ganard’s hat 
neuerlih M. v. Prittwig wieder aufgenommen und weiter ver: 
folgt, |. deffenKunft reich zu werden, $. 635—655 und Theorie ber 
Steuern und Zölle, ©. 100 ff. Nach der Anficht diefes Verf. wirken 
die Steuern wie eine Vermehrung der Erzeugungstoften oder eine 
Bertheuerung der Genußmittel, da aber das Einkommen ber ver: 
ſchiedenen Volksclaffen nicht von den genannten 2 Umftänden ab- 
hänge, fo Eönne es auch von den Steuern nicht verringert werden, 
wenn biefe nur Zeit gehabt haben, ihre Wirkung zu äußern; fie 
vermindern alfo nur das Bolkseinfommen im Ganzen, Die Stetig- 
keit deö Steuerwefens müßte demnach aud) da vorgezogen werben, 
wo eine Art von Steuern fehlerhaft angelegt ift, und die gleichmä— 
Bige Beiteuerung würde als ein Phantom erfcheinen. 

(5b) L’impöt variable c’est pis encore que l’impöt excessif, De 
Gasparin et Reboul, De l’amortissement, S. 13. — F$ulba, 
Ueber bie Wirkung 2c. S. 17. So lange eine Steuer ſich gleich bleibt, 
können bie Bürger ſich in ihren wirthfchaftlichen Maaßregeln leichter 
nad) ihr einrichten, 
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In den einzelnen Staaten muß man die Wirkungen der 
Steuern aus flatiftiihen Thatfachen zu erforfchen fuchen, indem 
man die Veränderungen in den Preifen der Waaren und Leis 
ftungen, fowie in den Quantitäten der erzeugten und verzehrten 
Güter beobachtet und den Einfluß der neuen Steuereinrichtun- 
gen auf diefe Erfcheinungen ausmittelt. Das Uebermaaß der 
Steuern in Ganzen giebt fidy durdy die harten Entbehrungen 
der unbegüterten Glaffe von Einwohnern, durch die zunehmende 
Verarmung, die Vertheuerung werthvoller Güter, den Verfall 
einzelner Gewerbe, das Sinken des Steuerertrages wegen 
angehäufter Ausftände oder ftarfer Abnahme der befteuerten 

Rau, polit, Dekon. Ste Ausg. III. 24 
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Gonfumtionen u. dgl. Fund. Ueberbürdungen einzelner Volks— 
claffen oder Gewerbszweige laffen ſich aus partiellen Erfchei- 
nungen ähnlicher Art wahrnehmen. Es ift jedoch ſchwer, bie 

Mitwirkung fremdartiger Urfachen genau auszufcheiden, Die 

öfters verfuchte Berechnung, welche Steuerfumme im Durd;- 

fchnitt auf den Kopf der Einwohner in jedem Lande fomme, ift 
zwar in manchem Betrachte nüglich (a), nur muß man ſich hü- 
ten, Folgerungen aus ihr abzuleiten, zu deren Begründung fie 
nicht zureicht. Auch wenn man die Nechnung, wie es gefchehen 
foll, bei allen Staaten auf gleiche Weife führt, gleiche Arten von 

Abgaben annimmt (5), überall den Brutto» oder den Nettoer- 

trag anwendet 2c,, jo beweift diefer Ausfchlag doch 1) nicht den 

verfchiedenen Drud der Steuern, weil ſowohl der Wohl- 
ftand, ald auch der Preis des Metallgelded gegen die anderen 

Güter in den verglichenen Rändern fehr ungleich fein Fann, und 

wegen der legtgenannten Urfache die gefundenen Geldfummen, 

um verglichen werden zu koͤnnen, eigentlich noch einer Berich— 
tigung bedürften, zu der es aber an ficheren Anhaltspunften 
fehlt (e); 2) nicht den Wohlftand jedes Landes, denn es 
läßt fich nicht annehmen, daß die wirkliche Befteuerung demfel- 
ben überall gleichmäßig entfpreche, vielmehr ftehen die Steuer- 
fummen der. Gränze, wo das Uebermaaß anfängt, bald näher, 
bald ferner; 3) nicht die Koftbarfeit oder Sparfamfeit 
der Staatöverwaltung, weil man auch auf die anderen Ein- 
nahmsquellen Rüdficht nehmen muß, und ferner erft zu unter- 
fuchen ift, ob nicht der Staat, in welchem die Steuern höher 
find, auch in guten Negierungsanftalten verhältnifmaßig mehr 

leiftet (d). 

(a) Zu diefem Behufe ift es dienlicher 1) fämmtliche Auflagen zu neh⸗ 
men, weil fie die, aus dem Einkommen ber Bürger gefhöpften Sum: 
men anzeigen, während in $. 248 die Gebühren weggelaffen wurden, 
weil e8 dort gerade auf die Ausdehnung ber eigentlihen Steuern 
ankam; 2) den rohen Betrag, weil die Erhebungsfoften von den 
Bürgern ebenfalls aufgebracht werden müffen. Bon mandyen Staa= 
ten ift derfelbe in den veröffentlichten Anſchlägen oder Rechnungen 
nicht aufgeführt, weßhalb diefe Lärder hier wegbleiben mußten. 


In der Schweiz war der Reinertrag der Steuern und Gebühren 
nad den Anfchlägen für 1846 auf den Kopf: Genf 6,'fl., Waabt 
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4,9%, Freiburg 2,??, Graubündten 1,8%, Bern 1,8, Zürich 1,°°, Aar⸗ 
gau 1;,*%, Luzern 1,21, Wallis 1,1%, Glarus 0,9%, Zug 0,? Gulden 
(aus ben Angaben bei Hottinger.) 





Betrag ber Beitr. auf 
Auflagen. den Kopf. 











Britifches Königreich, 1847 R. „| 53°417 965 2, St. | 22,89 fl. 
Hamburg, 1848 X. (ord. Einf,) 4631 000 ME, 21, „ 


Niederlande, 1848,49. U. . . + I 51'871 000 fl, 17,18, 
Frankreich, ohne Salzft. 1844 &., [99714 Mill. Er, 13,8% „ 
— — — — — 14849 A.. 197 0 MÜl „ 12,4? „ 
Belgien, 1849 U. . . . . * | 85835 950 Fr. 8 
Baden. 1846.4.R.*)* » + »| 9060 000 fl. u 5 
Dreußen, A. 1847. 2 x». . + | 54'732 000 rl, 5,8. ”„ 
— — 1849. 2. 5. +1] 53684 000 „ 5,9, 
Grosh. Deffen, U, 1848-50 . » 4775 820 fl 8, 
Kurbefien, 1849. U. +... 2.074 000 rl. 4°. 
Baiern, 1843—49 U. +. + + .» | 20895 600 fl. 4% 5, 
Hannover, 1848,49. U. » . » 4629 950 ti, ar u; 
Würtemberg, 184548 A.“) .| 6616 700 fl. 9,7 „ 
Oeſterreich, 146 » +» » 1105277000 „ gr 
Zu; — — 1849 A. er) * * 69-407 000 „ 3,8 7 
Medlend, Schwerin, 18494 . » 7155 400 „ 2, 


) Baben erhält aus ber Zollvereinscaffe den Erfag feiner wegen ber 
langen Gränze fehr großen Grängverwaltungstoften. Diefe Ein> 
nahme darf hier nicht beachtet werden, es ift daher ftatt derfelben 
nur der mittlere Koftenbetrag im Zollverein (9 Proc.) beigefchlagen 
worden, weil man annehmen kann, daß die badifchen Landesbewohr 
ner nur ungefähr ſoviel Zoll bezahlen werden. 

*) Mit Zufchlag von 6 Proc, Erhebungskoften der bireeten Steuern, 
weil diefe Koften von den Gemeinden getragen werben. 

“Nur die auf dem Reichötage verfretenen Provinzen mit 91, Mil. 
Einwohner. — Die Sporteln fehlen. 


(db) Es kommt z. B. viel darauf an, ob man neben ben, in die Staats: 
caffe verrechneten Steuern auch Provinciale, Bezirkö-Abgaben zc. 
mit einrechnet. Bei Nordamerica wäre es irrig, bloß die Einkünfte 
der Bundesregierung berüdfichtigen zu wollen. 

(c) Man weiß nur im Allgemeinen, daß eine gewiſſe Geldfumme in 
England am mwenigften ausrichtet, in Frankreich und den Nieder: 
landen mehr, in Deutſchland noch mehr u. ſ. f. 

(4) Val. v.Hoffmann, Geſetzgeb. des Gr. Heſſ. S. 208 fir (NRedtfers 
tigung ber höheren heſſiſchen Steuerquote.) 
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3, Hauptftüd, 
Cinrihtung des Steuerwefens 


I. 
Zufammenhang ber Steuern. 


g. 276, 

Es waͤre fehlerhaft, jede Steuer nur fuͤr ſich, in Hinſicht auf 
ihre Eintraͤglichkeit, Unſchaͤdlichkeit, Koſtbarkeit oder Wohlfeilheit 
und Leichtigkeit der Erhebung ꝛc. zu betrachten und lediglich 
nach dieſen Eigenſchaften eine Anzahl von Steuern einzufuͤhren, 
vielmehr muͤſſen nach den oben aufgeſtellten Grundſaͤtzen die 
Steuern ſich an die Verzweigung des Volkseinkommens an—⸗ 
ſchließen, um dieſes in allen ſeinen Theilen gleichmaͤßig und 
vollſtaͤndig zu treffen. Die ſaͤmmtlichen in einem Staate be— 
ſtehenden Steuern, deren Inbegriff man das Steuerſyſtem 
zu nennen pflegt, verdienen nur dann diefen Namen in ber 
- That, wenn fie ein zufammenhängendes Ganzes bilden, fo daß 
Fein einzelnes reines Einfommen frei gelaffen oder zu fehr ge= 
fhont, oder dagegen Überbürdet wird, Schon die Gerechtigkeit 
fordert zu diefem Streben nach Bollftändigfeit und Gleichför- 
migfeit auf, wobei man bisweilen einzelne Steuerarten beftehen 
laffen und einführen muß, die fonft in verfchiedenen Hinſichten 
mit mehr Schwierigkeiten und "Unbequemlichkeiten verfnüpft 
find, als die übrigen, 


$. 277, 

Das Steuerwefen der wirklichen Staaten bildete fih aus 
geringem Anfange allmalig fo aus, daß man, wie die Bedürf- 
niffe der Regierung anwuchfen, von Zeit zu Zeit neue Steuern 
zu Hülfe nahm und dabei, ohne von allgemeinen Grund» 
fügen auszugehen und einen gewiffen Plan im Auge zu 
haben, nur auf die leichte Aufbringung der nöthigen Summen 
achtete, Diejenigen Auflagen, denen fich der Bürger am mes 
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nigften entziehen Fann und zu deren Anlegung die beften Stüß- 
punkte vorhanden find, wurden zuerft eingeführt, andere unter- 
blieben blos der aͤußeren Schwierigfeiten wegen. Da man bie 
Ungenauigfeit der Anlegungsart mancher Steuern wohl fühlte, 
fo fcheute man fich, fie zu erhöhen und dadurch die Klagen her- 
vorzurufen, man zog es daher vor, vielerlei Auflagen von ge- 
ringem DBetrage neben einander einzuführen, Diefe Vielheit 
der Steuern machte die Erhebung umftändlich und Eoftbar, fette 
die Steuerpflichtigen ebenfalld einer unnügen Mühe aus und 
erjchwerte den Ueberbli des ganzen Steuerweſens. In der 
neueften Zeit hat man dagegen den großen Nutzen einer verein- 
fachten Steuereinrichtung ſchaͤtzen gelernt, eine Menge von Auf- 
lagen abgefchafft und dafür die beibehaltenen forgfältiger ange- 
legt, fo daß ihre Erhöhung unſchaͤdlich wurde, Bei der kleinen 
Zahl von Steuerarten, die man in den heutigen Staaten an- 
trifft, ift 68 viel leichter, ihre Wirkungen wahrzunehmen und fie 
in ein richtiges Verhältniß zu einander zu fegen, als bei der 
früheren Menge derfelben. Die wahren, kraft Iandesherrlicher 
Gewalt aufgelegten Steuern müffen forgfältig von den privat- 
rechtlichen Leiſtungen aus dem gutsherrlichen Verbande (Grund- 
gefälle) unterfchieden werden, weil jene den Bürgern unent- 
geldlich erlaffen werden, diefe aber abzulöfen find, $. 156. 
Diefe Scheidung ift in mandyen Fallen nur mittelft genauer 
hiftorifcher Unterfuchungen auszuführen (a). 


(a) Diefe Ausfcheidung hat zugleich befonders darum praftifches Inter: 
effe, weil den deutfchen Standes: und Grundherrn die grundherr- 
lichen Gefälle verblieben, die Steuern entzogen worben find. In 
mehreren beutfchen Staaten hat die Aufhebung alter Abgaben müh- 
fame Nachforſchungen veranlaßtz f. v. Sensburg Unterf, des Urs 
fprungs und der Ausbildung alter Steuern und Abgaben, Erl. 1823. 
— Eigenbrodt, Ueber die Natur ber Beede-Abgaben. Gießen, 
1826. — Neuere Korfchungen zeigen, daß die Namen der Abgaben 
für das Wefen derfelben nicht entfiheiden, indem bisweilen Steuern, 
gutsherrliche und leibeigenfchaftliche Entridytungen mit dem näm— 
lihen Ausdrude belegt wurden. — Ueber die alten Abgaben in 
Baden, f. Verhandl. d. 1. K. v. 1837, Beil, 1, 153—168 (v, Rau.) 


$. 278, 


Die Bereinfahung des Steuerwefens findet nothwendig 
darum eine Gränze, weil man feinen Theil des reinen Einkom— 
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mens im Volke unbefteuert laffen darf, und bei der forgfältigen 
Ausmittlung der verfchiedenen Zweige deffelben ſowie bei der 
Anlegung der Steuern auf diefe nicht gleiches Verfahren beob- 
achtet werden kann, fo daß alſo mehrere Arten von Steuern, 
3. B. von der Grund- und Gapitalrente, neben einander beſtehen 
muͤſſen. Hiezu kommt, daß man bisher auch noch nicht für ratlı= 
fam gehalten hat, diejenige Gteuergattung, bei der man nur 
mittelbar auf die Einkünfte der Steuerpflichtigen fchließt, aufzu- 
geben. Mandye Schriftfteller haben gerathen, nur eine einzige 
Steuer einzurichten, was freilich, wenn es fonft mit den Grund- 
fägen der Befteuerung vereinbar wäre, die Verwaltung fehr 
erleichtern würde. Dieß Biel hat man erreichen wollen: 

1) durch Einführung einer einfachen Steuer, welche theils 
unmittelbar, theils vermittelft ver Ueberwälzung alle Staate- 
bürger treffen würde. Dahin gehört, neben anderen Vorfchlä- 
gen (a), die von den Phyfiofraten empfohlene einzige Grund- 
fteuer (1, $. 41.), deren Unzweckwaͤßigkeit aus der Flaren Ein- 
ficht in die Vertheilung der Einkünfte leicht erhellt (5), fowie 
iiberhaupt die Unmöglichkeit jeder ähnlichen Belteuerungsme- 
thode außer Zweifel ift; 

2) durch eine allgemeine Einfommens= oder Vermoͤgens— 
fteuer, die man fich alö eine Zuſammenſetzung und Berfchmel- 
zung mehrerer, nach einerlei Hauptgrundfag angeordneten Ar- 
ten von Steuern denfen Fann, wobei die auf einem anderen 
Principe beruhenden aufgehoben würden, f. $. 368. 402. 

(a) Plan einer einzigen Mahlfteuer, von einem fpanifchen Finanz 

mannez; f. Delecourt, De tributis ac vectigalibus, ©, 60 
(5) Unter andern ift Sana rds Preisichrift ($. 270 und 1, $. 45 (d)) 

bauptfächlic) zur Beleuchtung diefes phyfiofratifchen Satzes beftimmt 

gewefen, f. auch v, Jacob, St, Fin. Wiff. I, $. 502—507, 

$. 279, 

Die größeren und mittleren europäifchen Staaten entftanden 
großentheils Durch allmälige Zufammenfügung mehrerer kleine— 
rer Gebiete. Wo diefe Vereinigung noch neu iſt, wie fie es in 
Deutfchland nad; den legten Veränderungen war (a), oder wo 
das Andenken an die frühere Trennung fich noch in der ver- 
fchiebenen Gefeßgebung und Werwaltungsweife der Provinzen 
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erhalten hat, 3. B. in Frankreich bis 1789, im öfterreichifchen 
Staate und in Spanien bis jetzt, da verurfacht die ungleichartige 
Steuerverfaffung der einzelnen Zandestheile vielerlei Unbequem- 
lichfeiten. Sie verljindert, daß die Bewohner verfchiedener Be- 
zirfe gleichmäßig belegt werden, fie erfchwert die Oberleitung 
und die Bervolllommnung des ganzen Steuerwefens, verwidelt 
das Nechnungswefen und Fann felbft den Verkehr im Innern 
des Staatögebietes beläftigen (5). Diefer nachtheilige Zuftand 
laßt fich jedoch nicht augenblidlicy aufheben, weil genaue ftati- 
ftifche Vorarbeiten dazu gehören, um ein und daffelbe Steuer- 
foftem im ganzen Lande einzuführen, und weil es, wenn Fein 
Theil des Staates fchon eine vorzügliche Steuerverfaffung hat, 
rathfam ift, lieber fogleich eine neue, befjere Einrichtung vorzu= 


bereiten. 


(a) Reichedeputationsrecef von 1803, Rheinbundesacte von 1806, 
Ücte des Wiener Congreſſes von 1815, 

(5) In Baiern wurden noch 1831 ($. 18 des Finanzgefeges) 19 verſchie⸗ 
dene, in einzelnen Landestheilen üblidy gemefene Abgaben aufgeho- 
ben. — Hannover hat feit 1817 ein gleichförmiges Steuerſyſtem. 
Bis dahin war wegen der ungleihen Gonfumtionsfteuern der Uebers 
gang von Waaren aus einer Provinz in die andere mit Abgaben 
belegt, wie in Preußen bis 1818, Diefer Staat hat noch jest vie: 
lerlei Grundfteuerfyfteme. Die bad. B, v. 22. März 1811 ſpricht 
von 40—50 verfhiedenen Steuerfoftemen, die damals im Lande be: 
ftanden. — Die großh. heſſiſche Provinz Starkenburg hatte 24 ver: 
fhiedene Steuerverfaffungen, Krönde, Anleit,. ©, 7. 


$. 280, 


Wenn man noch) nicht im Stande ift, die nämlichen Steuern 
im ganzen Rande einzuführen, aber doch vorläufig die Ungleich- 
heiten in der Belaflung der verfchiedenen Gegenden entfernen 
will, fo muß man fuchen, die jegigen Auflagen durch Zufchläge 
oder Berminderungen überall in ein gleiches Verhaͤltniß zu der 
Steuerfähigkeit ver Einwohner zu fegen. Für diefe vorläufige Aus- 
gleihung hat man vergeblich einen einfachen, leicht anwendbaren 
und genauen Maaßſtab aufzufinden fihbemüht(a).Der$lächen- 
raumiftwegen ber ungleichen Fruchtbarkeit, Benugung und Be— 
völferung des Landes und der verfchiedenen Ausbildung der Ge: 
werbe und des Handels offenbar ganz unbrauchbar, Eher koͤnnte 
man ſich noch andie Vol ksm en ge halten, doch wird auch fie fehr 
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unzuverläflig, wenn in den vorhin genannten Umftänden große 
Verfchiedenheiten obwalten, Die Erfahrung zeigt, daß bei glei- 
chen Steuergefegen auf jeden Kopf der großen Städte ein höhe- 
rer Beitrag fommt, als fonft im Lande, und daf öfters die ftarf 
bevölferten Gegenden im Verhaͤltniß zu ihrer Kopfzahl mehr 
entrichten, als die fchwächer bewohnten, woraus man fchließen 
Fann, daß hier in der Negel eine größere Steuerfähigfeit Statt 
finde, Doch dürfte man auch nur da jedem Kopf nah Maaf- 
gabe der dihteren Bevoͤlkerung eine flärfere Summe auf- 
legen, wo. man in dem guten Fortgange der Gewerbe, im Ars 
beitslohn und der Lebensweiſe der Einwohner die Merkmale 
eines höheren Wohlftandes erkennt, weil auch nicht felten eine 
hohe Bevölkerung mit ungünftigen Nahrungsverhältnifien an- 
getroffen wird (5). Hat man einen Anfchlag der Gebäude, fo 
laßt fi, aus diefem einigermaßen abnehmen, ob man die Ber 
völferung zum Maafftabe nehmen dürfe. 


(a) Betrahtungen hierüber enthalten Benzenberg, Preußens Geld» 
haushalt, ©. 77. 131. — Ganilh, Theorie de l’econ. pol. ©, 192 
(unklar). — (Hofer) angef. Ideen, 1808. — Hätten wir mehr 
ftatiftifche Thatfachen, welche aus mehreren Staaten zeigten, wie 
fi der Steuerbetrag der Landestheile bei gleicher Steuerverfaffung 
ftellt, fo würden wir über den beften Vertheilungsmaaßftab für den 
entgegengefesten Fall ficherer urtheilen können, Die meiften hierauf 
ſich beziehenden Nachrichten nehmen entweder nicht alle Steuern auf, 
oder laffen es zweifelhaft, ob die ungleichen Beiträge der Provinzen 
auch wirklich dem Grade von Steuerfähigkeit einerjeden entſprechen. 


(5) Dieß ergiebt ſich z. B. aus den von Cordier (Agriculture de la 
Flandre frangaise) mitgetheilten Angaben über die Steuer ber 
franz. Departements, wenigftens im Ganzen. — Rechnet man im 
Großh. Heffen die direeten und die Trankſteuern zufammen, fo fteht 
der Beitrag der 3 Provinzen ungefähr in demfelben Verhältniß wie 
die Bevölkerung; der Kopf zahlte in Rheinheſſen 4,2%, in Starken 
burg 2,8', in Oberheffen 2,7 fl., auf der I] M. lebten 7670—4755 
— 3670 Einw., f. v. Hofmann Beiträge, ©, 142, 213. 

In Baiern ergiebt der Durdfchnittsbetrag der directen Steuern 
und des Aufſchlags von 18254 u. 18 3%, auf den Kopf nach der 
Bevölkerung der [I M. von 1834 folgende Zahlen: 












Steuer, | Bevölk. 




























Sfarkreis - „| 4,9% | 2110 2210 
Rezatkreis. » | 3,5% | 3860 || Obermainfreis 2970 
Negenkreis. . | 3,43 | 2270 | Untermainkreis 3620 
Dberbonaufreis | 3,3% | 3050 | 
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Die Zölle müffen bei folchen Vergleichungen außer Anfaß bleiben, 
weil fie nicht gerade von der Gegend getragen werben, in ber fie ein⸗ 
gehen, Der hohe Steuerbeitrag des Ifarkreifed rührt von der ftarfen 
Einnahme aus Aufſchlag (Acciſe) in der Hauptftadt her, der nie— 
drige Sag des Untermainfreifes vielleiht von dem geringen Bier: 
verbrauche. Die Veränderung der Kreiseintheilung im Jahre 1837 
geftattet keine Vergleichung älterer und neuerer ftatiftifchen Zahlen. 

Belgien, Mittelbetrag der direeten Steuern, Accife, der Eintrags: 
und Stempelgebühr von 1836— 38, ohne Abzug der im Jahre 1839 
an Holland abgetretenen Landestheile; mit der Bevölkerungv. 1838: 











Steuer. | Bendlk, Steuer. | Bevdtt, 











Fr 


Brabant . . | 22,8 | 10,110 || Oftflandern . | 14,% | 14,090 
Antwerpen. . | 19,#% 7060 | Weftflandern „ | 12,99 | 10,800 
Hennegau . » | 15, | 9870 | Limburg, „ . | 10,8% 1830 
Lättih « . +. 15,% 7590 || Luremburg. 8,35 1170 


Namur. . . | 14,9 3470 


Hier ragt ebenfalld Brabant der Hauptftabt willen, fodann auch 
wegen ber vielen Bierbrauereien hervor, Antwerpen wegen der uns 
gewoͤhnlich ftarken Acciſeentrichtung von Zucker aus den zahlreichen 
Siedereien; die in jeder Provinz erhobene Acciſe ftebt keineswegs 
mit dem Verbrauch innerhalb der Provinz in gleihem Berhältniß, 
— Die Provinzen des preuß. Staates verhalten fih nah Hanſe— 
mann, wenn man bie directen Steuern, die Mahl:, Schlacht: und 
Glaffenfteuer zufammenfaßt, nach der damaligen Bevölkerung, fo: 









Steuer. 








Sadıjfen. . » Scylefien . „| 1,81 | 3260 
Rheinpreußen . 4630 | Pommern „ . | 1,52 | 1560 
Meftfaten . . 3380 | Preußen. . „| 1,22 | 1680 
Brandenburg . 2100 | Pofen . „ „| 1,22 | 1950 





wo aber die Zranffteuern und Zölle fehlen. — In den öfterreichifchen 
Provinzen kommt nad) dem X. für 1848 auf ben Kopf von fämmtlis 
hen Steuern ! De. unter d. Ens 5,2? fl., Steiermark 4,4 fl., Kärn: 
then und Krain 3,8°, De. ob. d. End 3,75, Böhmen 2,9%, Mähren und 
Schleſien 2,93, Zirol 2,12, Galizien 1,3% fl. 

Die von der fchweizerifchen Thagfasung aufgeftellte, 1838 abgeän- 
berte Scala bes Beitrags zu den Militärausgaben des Bundes, die 
man für ein richtiges Maaß des Wohlftandes hält, zeigt das ge— 
ringere Eintommen der hauptfädhlic auf Viehzucht hingewiefe- 
nen höheren Gebirgsgegenden, im Vergleich mit den fabrik- und 
handeltreibenden Gantonen, welche größere Städte und fruchtbaren 
Boden beſitzen. Es ift hiebei ein Gontingent von 2 Proc. angenoms 
men, und der Mann wird bezahlt mit 30 Fr. von Bafel-Stadt, 25 
Fr. Genf, 20 Fr. Zürich, Bern, Aargau, Neuenburg, Waadt, 15 Fr. 
Zhurgau, Solothurn, Freiburg, St. Gallen, Lucern, Schaffhaufen, 
Appenzell A. R.; 1214 Fr. Bafelstandfchaft; 10 Fr. Zeflin, Glarus, 
Suraämter von Bern; 714 Fr. Wallis, Bündten, Zug; 5 Fr. Unter: 
walden, Schwyz, Uri, Appenzell I. R. — 
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Die Steuerverfaffung jedes Landes, namentlich das Verhältnig 
zwifchen den verfchiedenen Gattungen von Steuern, hat auf bie 
Steuerquote in den einzelnen Landestheilen fo großen Einfluß, daß 
fhon deshalb keine zuverläſſige Regel aufzufinden if. — Hofer a. 
a. D. fhlägt vor, zur Steuerperäquation zwifchen den einzelnen Pro⸗ 
vinzen 2% der Summe nach der Volkszahl, 14 nady dem Flächenraume 
umzulegen, in ben Amtöbezirken jeder Provinz aber Y, nad) dem Flä- 
cheninhalte und mit der Reduction des fhhledhteren Bodens auf eine 
Eleinere Fläche des befferen, Dieß widerlegen bie vorftchenden 


Erfahrungen. 
I. 
Ausführung der Steuern, 
$. 281. 


Wenn aud der Gegenftand und die Größe ber Steuern ge- 
geben find, fo hängt doch die Größe der Beläftigung für die 
Bürger und die Schwierigkeit, welche die Negierung bei der 
Grlangung der Steuereinnahme zu überwinden hat, zum Theile 
noch von den Außeren Einrichtungen ab, die dazu dienen, 
jedem einzelnen Steuerpflichtigen feinen Beitrag abzufordern 
und denfelben der Staatscaffe zuzuführen, Sind jene Einrich— 
tungen mangelhaft, fo fügen fie zu der ohnehin in jeder Steuer 
enthaltenen Befchwerde noch eine zweite zufällige hinzu ; find fie 
gut, fo vermindern fie die Laft und befördern die Verwirklichung 
der obigen Grundfäge, Die Regeln, welche ſich auf diefe for 
“ mellen, zur außerlihen Darftellung eines Steuerfuftems gehö- 
renden Anordnungen beziehen, können nad) folgenden drei, bei 
jeder Steuer vorfommenden Verrichtungen abgehandelt werben: 

1) Feftfeßung der Steuerfchuldigkeit, 
3) Entridtung durd die Steuerpflichtigen, 
3) Erhebung (Einzug) für die Staatscaffe. 
$. 282, 

1) Um eine Steuer fordern zu Eönnen, müffen vor Allem 
diejenigen Zahlenbeflimmungen aufgeftellt werden, aus denen 
die Steuerfchuldigfeit jedes Einzelnen leicht erkannt wird. Da- 
zu gehört: 

a) die Bezeichnung des Gegenftanded ($. 254.), nach wel⸗ 
chem überhaupt die Steuerpflicht bemefjen werden foll, z. B. 
eines Vermögenstheild, eines Einkommens, einer Ausgabe ıc, 
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b) die Feftfekung des Zahlenverhältniffes, welches zwifchen 
dem ÖSteuergegenftande und der davon zu entrichtenden Abgabe 
Statt finden fol, d, i. des Steuerfußes, welcher, wenn beide 
in einer Geldfumme ausgedrüdt find, ein Bruch fein muß, Man 
Fann ihn in diefem Falle auf verfchiedene Art bezeichnen, 3. B. 
in Procenten, oder mit Benußung der in Suͤddeutſchland uͤbli— 
chen Münzftücdelung in Kreuzern von 100 fl. des Steuerge- 
genftanded. Der Steuerfuß wird öfters verändert oder bleibt 
längere Zeit hindurch gleih. Es gewährt ſowohl Bequemlich- 
lichkeit ald Schuß vor möglicher Willkuͤr von Seiten der Erhe- 
bungsbeamten, wenn derfelbe nicht blos genau für alle Fälle 
beftimmt, fondern auch fo leichtverftändlich ausgedrückt wird, 
daß Ieder fich felbft abnehmen Fann, wie viel er zu entrichten 
hat (a). Die obrigfeitlihe Werkündung des Steuerfußes und 
die Darauf gebaute Berechnung der Steuerfchuldigfeit jedes Ein- 
zelnen heißt das Steuerausfchreiben (2); 

ec) die Ausmittlung der Quantität des Steuergegenftandes, 
welche von jedem Einzelnen zu verfteuern ift; dieß Gefchäft er- 
fordert bei manchen Steuern, die nach einzelnen Borfällen erho— 
ben werden, nur die forgfältige Aufficht auf diefelben und die 
Anwendung der allgemeinen Vorfchrift (Tarif) auf jeden ge- 
gebenen Fall, bei anderen aber die mühfame und umftändliche 
Entwerfung von Verzeichniffen (Liften, Rollen). 


(a) Die Gewißheit deffen, was jeder Einzelne zu zahlen hat, ift im 
Steuerwefen von fo großer Wichtigkeit, daß, wie die Erfahrung 
aller Völker zeigt, ein beträchtlicher Grad von Ungleichheit kein 
fo großes Nebel ift, als ein fehr geringer Grab von Ungewißheit. A. 
Smith, 11, 212. (IV, 166. Baf. Ausg.) 

(5) Bad, Inftruct, v. 4. März 1816 8. 1. 
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Während ber Steuergegenftand und der Steuerfuß in einem 
Gefeße allgemein ausgefprochen werden koͤnnen, ift der die 
Schuldigfeitjedes Einzelnen beflimmende Umfang des Steuerob- 
jectes eine Thatfache, welche von einemXheile der Steuerpflichtigen 
aus Gemwinnfucht verheimlicht wird, Man hat in diefer Hinficht, 
fo weit ed die Natur einer jeden Steuer geftattet, darnach zu 
ftreben, daß theils das Eindringen in hausliche Werhältniffe und 
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jedes widrige Ausfpähen vermieden, vielmehr nur auf folche 
Umftände geachtet werde, welche offen vorliegen, theild aber der 
Reiz zum Betruge durch eine fichere Erforfchung, welche ge- 
ringe Hoffnung der Verheimlichung übrig laßt, geſchwaͤcht werde, 
Die eigene Angabe des Steuerpflichtigen follte wo möglich nur 
in ſolchen Fällen zu Hülfe genommen werden, wo man im 
Stande ift, fi von ihrer Nichtigkeit auf anderen Wegen zu 
überzeugen. Es ift auch in fittlicher Beziehung rathfam, den 
Eigennuß mit der Gewifjenhaftigfeit fo wenig, als es thunlic) 
ift, in Widerftreit zu bringen und die Bürger einer fchweren 
Berfuhung zu überheben. Bei mandyen Steuern läßt fich dieß 
nicht umgehen, doc muß man ſtets erwägen, daß Strafgefege 
und Strafzufügungen ein zweites Uebel neben der Steuerlaft 
find, welches man zu mildern fuchen follte, und daß eine defto 
Fleinere Strafe ausreicht, je ſchwaͤcher der Antrieb zur Gefegwidrig- 
feit und je größer die Wahrfcheinlichkeit der Entdeckung ift (a). 
(a) Bal.%. Smith, III, 214, 
$. 284. 

2) Bei der Entrihtung der Steuern ift zuwörderft der 
Vorzug der Geld- vor den Naturalfteuern zu bemerfen. 
Diefe waren zwar in früheren Zeiten, mo es an Geldverfehr, an 
Verfendungs-und Abfaggelegenheit noch fehlte, unvermeidlich (@), 
find dagegen jeßt nicht mehr paffend, weil fie die Freiheit des 
Verkaufs beſchraͤnken, mühfame Aufbewahrung und Ablieferung 
verurfachen und auch der Regierung Beſchwerde auferlegen. 
Selbft wenn diefe ein Bedürfniß von Naturalien hat, 3.3. für 
die Kriegsmannfchaft und deren Pferde, fteht man ſich beffer bei 
dem freien Einfaufe, Die Naturalentrichtung koͤnnte überhaupt 
nur bei Steuern von dem Bodenertrage vorkommen. Man hat 
fie bisweilen für folche Zeitumftände empfohlen, wo die Land— 
wirthe wegen der niedrigen Fruchtpreife Mühe haben, die nad 
einem höheren Durchſchnitte angefegten Geldfteuern aufzubrin- 
gen, Doch ift auch diefes Fein zureichender Grund, Natural- 
fteuern einzuführen, weil der Vortheil derfelben nur darin liegt, 
daß man die Naturalien zu einem höheren Preife als der gegen- 
wärtige an Zahlungöftatt annimmt, und ein vorübergehender 
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Nachlaß an der Steuerfumme gleiche Wirfung auf einfacherem 
Wege hervorbringen Fann, 


(a) Im perfifchen Reiche kamen Katurallieferungen für den Hofftaat 
neben den Geldfteuern vor. Sie follen in den inneren Provinzen 
mehr betragen haben als an den Gränzen, wo bagegen die Gelbabs 
gaben vorberrihend waren (Strabon). Die erklärt ſich nicht 
blos aus dem Geldmangel der inneren Gegenden, weil baseingehende 
Geld eingefchmolzen und aufbewahrt wurde (Reynier, Perses 
et Pheniciens, ©. 189), fondern auch aus der Nähe der Hofbaltung. 
— Entrichtung des Heerbanns im fränfifchen Reiche in Gold, Sil— 
ber, Tuͤchern, Waffen, Pferden, Schladhtvieh. Capitul. de 812. Ba- 
luzius, J, 767, — Raturaltribute unter den Merovingern, Liefe— 
rungen, z. B. für die Sendgrafen, Lang, T. Steuerverfaffung, ©. 
22 — 26. Reynier, Ec. publ. et rur. des Celtes, ©, 289 (aus den 
formulis Marculfi). — Kaifer Ifaat Komnenus erhob auf dem 
Lande von je 30 Feuerftellen 1 Goldſtück, 2 Silberftüde, 1 Schaaf, 
30 Hühner, 6 Scheffel Gerfte, ebenfoviel Mehl und 6 Eimer Wein, 
bei 20 oder 40 Feuerftellen verhältnifmäßig weniger, Gregor. 
Tholoz. De rep. L. IV. €. 3. $. 13. — Die Dalekarlier empörten 
ſich gegen Ehriftian I., weil fie glaubten, er wolle die Steuern in 
Geld erheben, Monthion, ©, 84. 
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Sonft trägt noch zur leichten Entrichtung bei: 

a) Die Einziehung der Steuernin jeder Gemeinde, damit den 
Bewohnern das Hinbringen an einen andern Ort erfpart wird, 

b) Die Abtragung in Fleinen Abteilungen, wenigftens bei 
den Steuern der Mindeftbegüterten, namentlich der Kohnarbei- 
ter und kleinen Gewerbsunternehmer, deren Einnahmen eben- 
falls in Fleinen Beträgen einzugehen pflegen. Bei diefer Ein- 
richtung ift es leichter, die Eleinen Theilfummen der Steuer durch 
jedesmalige Befchränfung der Ausgaben aufzubringen, Muf 
man dagegen längere Zeit auf den Steuerzahltag fparen, fo ge— 
rat) man allzuoft in Verſuchung, die zurüdgelegte Baarfchaft 
unterdefjen zu anderen Zwecken auszugeben und wird fodann 
vom Herannahen des Zermins in Verlegenheit geſetzt. Je mehr 
einzelne Steuerzahlungen im Jahre Statt finden, defto öfter 
koͤnnen auch Staatdausgaben vorgenommen werden, und fo 
entiteht ein fchnellerer Geldumlauf und ein geringerer Geldbe- 
darf, als wenn 3. B. alle Steuern nur in Biertel= oder Halb» 
jahröterminen eingiengen, Bei einigen Steuern ergiebt fich die 
Zertheilung in viele faft unmerfliche Beträge von felbft, bei an« 
dern hängt es von ber Regierung ab, wie viele Theilzahlungen 
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fie geflatten will, und hier iſt ed rathfam, diefelben, wenigftens 
für die genannten Volksclaſſen, fo weit zu vervielfachen, als es 
ohne große Vermehrung der Mühe und Koften der Einziehung 
thunlich ift (a). Ä 

c) Die gute Wahl der Zeit, in welcher die Steuerpflichtigen 
im Befige der nöthigen Geldmittel find. Dieß findet fich bei fol- 
chen Steuern von felbft, die man beim Anfaufe entbehrlicher 
Genußmittel im Preife derfelben mit abträgt. Bei Abgaben der 
Grundeigenthimer nimmt man auf die Jahreszeit Nüdficht, in 
welche die ftärfften Einnahmen zu fallen pflegen, d. h. den Zeit- 
raum von der Getreideernte bis in den Winter. Diefer Umftand 


erfiredt feinen Einfluß auch auf andere Volksclaſſen (2). 


(a) Zwölf Monatötermine in Frankreich, wie fchon in Gallien vor der 
römifchen Herrfchaft und audy während derfelben (Reynier, Cel- 
tes, ©, 268, 272), 6 in Baden, 4 in Sachſen. Vgl, v. Maldhus, 
Finanzwiſſ. I, 373. 

(5b) InBaben werden befhalb vom März bis zum Ende des Junius, auch 
im October und November bie birecten Steuern nicht gefordert, 
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3) Bei der Steuererhebung fordert es zunadft 
dad Intereſſe der Staatscaffe, mittelbar jedoch auch das 
der Steuerpflichtigen,, denen alle Verlufte jener zulegt zur Laſt 
fallen, daß die Steuern mit wenigen Koften, pünctlich und 
vollftändig eingehen, Die Erhebung Eoftet nicht bei allen 
Arten von Steuern gleichviel, nicht blos weil die Mühe des For- 
derns, Einnehmens, Befcheinigens und Einzeichnens davon ab» 
hängig, in welchen Summen und Zeiten die Zahlung erfolgt, 
fondern auch weil die Leichtigkeit des Betruges und das darauf 
beruhende Bebürfniß verfchiedener Auffichts- und Sicherungs- 
anftalten fehr ungleich if. Gleihwohl Fann durchgehende 
durch einfache Einrichtungen unbefchadet der Eicherheit auf eine 
Koftenverminderung hingewirkt werden (a). Zu den Koften 
müffen auch diejenigen Abzüge von dem Steuerertrage gerechnet 
werben, welche denfelben noch vor der Ablieferung in eine öf- 
fentliche Caffe vermindern, wenn naͤmlich ein Theil der einge- 
forderten Summe von den Steuereinnehmern erlaubter oder 
unerlaubter Weife zuruͤckbehalten wird (d). 
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(a) Das Nähere von den Erhebungskoften folgt bei ben einzelnen Steu⸗ 
ern. — In Großbritanien wurde der Erhebungsaufwand fämmtli- 
cher Steuern, weldher 1817—1824 noch über 10 Proc. betrug, feit 
1830 unter 7 pCt. herabgebradht, 1831 auf 6,1%, 1834 auf 6 Proc. 
Diefe Reduction rührt zum Theile von der erhöhten Brutto-Ein- 
nahme her, die zwifchen 1824 und 1831 von 151%, auf ?i Mill, & 
St. ftieg; fe. Pablo Pebrer, Histoire financiere et statistique 
generale de l’Empire Brit., I, 177. Mit Einrechnung von Irland 
waren 1839 die Koften der Stevern überhaupt 5,9% Proc., der Zölle 
insbefondere 5,4%, der Acciſe 6,7%, der directen Steuern 4,9 Proc. — 
Preußen, X. 1849, im Ganzen 10,52? Proc. — Oeſterreich, U. 1849 
7,’ Proc., aber ohne die Koften der Sameralgefälle-Berwaltungen 
und der Finanzwache. — Baden, A. 1848: beſondere Koften ber Steuern 
(ohne Zoll) 6,® Proc., Antheil an den allgemeinen Koften der Steus 
ern und Gebühren 3,6? Proc., alfo zuf. 10, Proc, — Frankreich, A. 
1844, Koften der eigentlichen Steuern 9,? Proc, 

„Je vis avec une horreur ‚qui augmenta mon zele, que pour ces 
30 millions, qui revenaient au roi, il en sortaient de la bourse 
des particuliers, j’ai presque honte de le dire, 150 millions, — 
Je ne fus pas surpris, apres cela, d’ou venait la calamite du 
peuple.“ M&m. de Sully, a 1598. IV, 332 (2ond, %. v. 1778.) — 
%. Smith, IV, 213. 


(b 


— 


g. 287. 

Ruͤckſtaͤnde in der Steuereinnahme (Ausſtaͤnde, Steuer⸗ 
reſte) ſind fuͤr die Ordnung im Staatshaushalte ſtoͤrend, denn 
die Ausgaben der Staatscaſſe dürfen doch nicht verſchoben wer- 
den, die Erhebungsgefchäfte werden vermehrt (a), auch pflegt 
ein Theil der ruͤckſtaͤndigen Summen verloren zu gehen. Eine 
aus milder Abficht hervorgehende unbedingte Nachficht gegen 
die Steuerpflichtigen würde mehr Uebles ald Gutes bewirken, 
indem fie diefelben zur Nachläßigkeit verleitete, die Reſte an- 
wiüchfen und die endlich doch nothmwendig werdende Strenge 
noch härter wäre, Eine rüdfichtslofe Eintreibung wird dagegen 
zur zwedlofen Härte, wo die Unvermöglichfeit am Tage liegt. 
Hieraus entfpringen folgende Regeln: 

1) Man muß die Steuern fo pünctlih und nachdruͤcklich 
einfordern, daß die Nachläffigkeit, Trägheit oder MWiderfpenftig- 
feit der Steuerpflichtigen bezwungen und denfelben ein Antrieb 
gegeben werde, die nöthigen Summen bereit zu halten. 

2) Das hiebei anzumwendende Verfahren mit einer regel- 
mäßig fortfchreitenden Steigerung der Zwangsmittel muß durch 
das Geſetz genau beftimmt, auch muß dafür geforgt fein, daß 
die Pfändung weder den nöthigen Lebens und Gewerbsbedarf 
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hinwegnehme, noch auch die Steuerpflichtigen aus dem Beſitze 

ihreö unbeweglichen Vermögens treibe (6)? — 

3) Wenn die einſtweilige oder gaͤnzliche Unfaͤhigkeit zur Ab⸗ 
tragung einer Steuerſchuldigkeit dargethan wird, ſo muß je 
nach den Umſtaͤnden eine billige Friſt oder ein Nachlaß bewilligt 
und hiedurch das Zwangsverfahren gehemmt werben, Es iſt 
zweckmaͤßig, vor dem Beginne deſſelben das durch Vernehmung 
der Schuldner richtig geſtellte Ruͤckſtandsverzeichniß mit den noͤ⸗ 
thigen Erläuterungen der höheren Behörde vorlegen zu laffen, 
damit diefe Über Einziehung oder Nachlaß enticheide (c). Zei⸗ 
gen fich hiebei die Steuerſaͤtze Einzelner als fehlerhaft oder 
durch geänderte Verhältniffe unpafiend geworden, fo wird zu- 
gleich ihre Abänderung nad) vorgangiger Unterfuchung einge 
leitet, Auch ift es der Ordnung überaus hinderlich, wenn bie 
Steuerrefte lange in den Nechnungen fortgeführt werden, man 
muß daher eine beftimmte Zeit feftfegen, nach deren Verlauf 
fie einzutreiben oder niederzufchlagen find (d). 

(a) Die Rüdftände der ganzen Steuereinnahme mit Einfluß ber 
Gebühren waren in Baden in den 4 Jahren 1845—48 0,59 Proc. — 
0,89 Proc. — 1,18 Proc. — 3,8 Proc, 

(6) Franzöf. Steuer-Erecutionsverfahren, verordnet 16. Thermidor I. 
VII, (1800), in Code des contributions directes, J, 192,1], 270, 
— Thum, Syſtem der directen St. in Fr. ©, 169. — Bab. 
Steuer-Ereeutions-Ordnung v. 8. Jul. 1817. Reg. Bl. 1818. Nr. 1, 
— Die gewöhnlihen Maafregeln find: fchriftliche Mahnung gegen 
eine kleine Gebühr — Erecution durch Einlegung eines Steuerboten 
(Ereauenten, porteur de contrainte, Preffer in Würtemberg), dem 
eine Gebühr bezahlt werden muß (1 fl. 30 Er. Baden, 1—2 Fr. täg- 
lich Frankreich ), in das Haus des Zahlpflichtigen (in Baden Hödy- 
ftens 10 Stunden, in Frankreich bi 10 Tage in einer ganzen Ges 
meinde), — Pfändung entbehrlicher beweglicher Dinge, die nad) be> 
ftimmter Frift verkauft werden, In beiden Ländern find, (einem 
ſchon lange üblihen Grundfage der Schonung gemäß) 1 Meikkuh 
oder ftatt ihrer 1—2 Biegen, ferner, Betten, Kleider, nothwendige 
Geräthe, auch Immobilien; frei, — Beſchlagnahme von Pacht: oder 
Mietyzinfen. 

(c) Bad. Inftruct, v. 4. März 1816, $. 13 ff. 

(d) Frankreich: Der Steuererheber hat die Summen felbft zu bezahlen, 
für deren Einforderung er nicht 20 Tage nad) der Verfallzeit die 
vorgefchriebenen Maafregeln angewendet hat. Den Regreß an den 
Steuerpflichtigen verliert er erft, wenn er biefem 3 Jahre Tange 
Nachſicht gegeben hat, ohne Zwangsmittel anzuwenden. Gef. dv. 3. 
Frim. VII. (1799), Art. 148—150. Code des contrib, dir. U, 141. 
Bad. Inftruct. v, 4. März 1816, $. 12. Ueber 2 Jahre dürfen keine 


KRücdftände nachgeführt werden, fie find einzutreiben oder in Abgan 
zu decretiren. 
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Die Steuererhebung follte nicht verpachtet werden (a). Eie 
ift nicht wie ein Gewerbe zu betrachten, deſſen Ertrag durch Bes 
triebfamfeit des Unternehmers gefteigert werben Fann ; denn die 
Roheinnahme aus Steuern hat ihre gefeßliche Grenze und man 
kann vermittelft guter Aufficht die befoldeten Einnehmer zu der 
nämlichen Sorgfalt anhalten, welche ein Pachter anwenden 
wiürbe, auch läßt fich die Bezahlung der erfteren ſparſam ein— 
richten. Daher ift es möglich, der Staatscaffe den Vortheil zu- 
zumenden, ber ſonſt auf Koften der Steuerpflichtigen den Pach- 
tern zufallen würde, Diefe rechnen wegen ber Ungemißheit, 
welcher Theil der Steuern uneinbringlich fein werde, bei ihrem 
Angebote auf den ungünftigften Fall, und gewinnen fon 
darum (5). Zudem nehmen fie bei der Einforberung richt jene 
fchonenden Nüdfichten, die man den angeftellten Ginnehmern 
anbefehlen kann, weßhalb die Steuerpachter ſtets ihrer Härte 
wegen mit dem allgemeinen Kaffe beladen waren (e). Der 
Grund, der noch außer der Bequemlichkeit der Finanzbehörden 
die Pachtungen empfahl, daß man nämlich in Geldverlegenhei- 
ten von den Pachtern Vorfchüffe erhalten koͤnne, ift in einem 
geregelten Finanzwejen unerheblich, indeß erklärt er die lange 
Beibehaltung der Pahtungen in manchen andern (d). 

(a) v. Kremer,a. a D.1,105. — v. Malchus, 1, 382, — Murhard, 
‚ 153, 

(db) deMonthion, ©. 284. Man hat in Frankreich nie bemerkt, daß 
bie Pachter verloren hätten. 

(ce) 3. 8. die römifchen Zollpadhter, die italienifhen und franzöfifchen 
Pachter, von denen wenigftens die fermiers generaux ſich fehr be— 
reicherten, die fpanifchen Pachter, bis 1747, wo die eigene Erhebung 
eingeführt wurde; f. Bourgoing, Reife, I, 226. 

(d) In Frankreich fchoß jeder Generalpachter zu Neders Zeit 1560 000 
Liv. vor, wovon ihm die Million zu 5, ber Reft zu 7 pE&t. verzinft 
wurde. Den Gewinn eines jeden diefer 40 Pachter fhlägt Necker 
(Des fin. de la Fr. 1, 49) auf 75000 &, an. Uebrigens umfaßte bie 
ferme generale nur die Zölle (droits de traitte) in einem Theile 
des Landes (provinces des 5 grosses fermes), daneben dad Tabaks— 
und Salzregal und einige andere Einkünfte. — In der Türkei be— 
fteht feit lange die Einrichtung, daß der Pafcha jeder Provinz die 
Steuerfumme vorſchießen muf, wozu er fie von Bankhäuſern borgt, 
und fie dannvon den Steuerpflichtigen mit Gewinn eintreibt. Neuers 


lid wurde die unmittelbare Einziehung eingeführt, aber bald wieder 
aufgegeben (1841). 


Rau, polit. Deton. Ste Ausg. III. 25 
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Die Erhebung auf Rechnung des Staates wird in folgen- 
der Weife eingerichtet: 

1) Es werden mehrere Glaffen von Einnehmern angeftellt, 
nämlich a) foldhe, die von den einzelnen Steuerpflichtigen die 
Zahlungen in Empfang nehmen, Unter= oder Elementar— 
erheber, Einbringer (Würtemberg), percepteurs oder 
receveurs municipaux (4); b) ſolche, die von jenen bie 
Steuern eined ganzen Bezirks fich abliefern laffen (Oberein- 
nehmer, receveurs particuliers), und diefelben entweder an 
eine allgemeine Provincialcaffe, oder an c) die Provincial- 
Ginnehmer (receveurs generaux) abgeben, 

2) Die Bezahlung der unterften Claſſe pflegt ganz in einem 
gewiffen Theile der erhobenen Summe zu beftehen, die höheren 
Claſſen Fönnen ganz oder zum Theile auf fefte Befoldungen 
gefet werden, und dieß ift zweckmaͤßig, damit die verfchiedenen 
Stellen diefer Art in den einzelnen Randeötheilen in der Ein- 
träglichFeit nicht allzu ungleich werden (2). 

3) Die Untererheber find für die forgfältige Einforderung 
und Eintreibung der Steuern nach der ihnen ertheilten Weifung 
(Steuerlifte oder Tarif) verantwortlich, haben regelmäßig nad) 
Furzer Zwifchenzeit ihre Einnahmen an den vorgefeßten Einneh- 
mer abzuliefern, auch demfelben ihr Caſſentagebuch mitzuthei= 
len (ec). Sie find ftreng verpflichtet, jede Zahlung ſowohl zu 
befheinigen, als aud) unverzüglich in ihre Rechnung einzu- 
tragen. 

4) Die höheren Steuerbeamten haben die unteren genau 
zu beauffichtigen und fich Nechnungsauszüge von ihnen vorlegen 
zu lafjen, auch haften fie für diefelben, wenn fie ihnen eine vor- 
fchriftswidrige Nachficht geftattet haben (d). 

5) Jeder Einnehmer leiftet eine Bürgfchaft in Geld oder 
inländifchen Staatöpapieren, die nad der in feiner Gaffe fich 
fammelnden Summe beftimmt und ihm verzinft wird (e). 


(a) Ueber die Dienftverhältniffe derfelben in Frankreih, Orbonn. v. 2. 
Nov. 1839. Sie find in 4 Elaffen getheilt,, die höchfte nimmt über 
3600 Fr. ein, die unterfte unter 1500 Fr. 
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(5) Frankreich: Die percepteurs find zugleich Gemeinde-Rechner und 
werben von den Gemeinden hödhftens mit 5 pCt. bezahlt; deßhalb 
bedürfen die ftatiftifchen Angaben über die Koften der Steuererhe- 
bung noch einer Berichtigungs Die receveurs particuliers der Ar 
rondifjements (es find deren 368) beziehen 2400 Fr. fir und Y, p&t. 
die rec. generaux in den Dep. 6000 Fr. und I per mille. — Wür- 
temberg ſ. $. 290 (a). — Baden: Die Hebgebühr des Untererhebers 
(vulgo Acciſors) ift bei den verfchiedenen Steuergattungen zwifchen 
1/, (GSefällfteuer) und 3 Er. vom Gulden ber wirklich erhobenen 
Summe. 

(c) Das alle 10 Tage abzuliefernde Caſſenbuch (bordereau) muß in 
Frankreich vom Bürgermeifter unterzeichnet werden. — Monatliche 
Ablieferung der Einnahmen und Borlegung des Regifters an den 
Dbereinnehmer in Baden. 

(d) Franz. Ordonn. v. 19, Nov. 1826 (Villele). Die Dep. Einnehmer 
müffen fogleich der Staatscaffe erfegen, was die Bezirkseinnehmer 
fhuldig bleiben. Um zu wiffen, was dieſe eingenommen haben, tft 
folgender Mechanismus eingeführt: der Untererheber muß fi für 
feine Ablieferungen von bem Bezirkseinnehmer eine Quittung aus— 
ftellen laffen, die mit einem Fuß (talon) verfehen ift, d.h. mit einem 
ebenfalls unterzeichneten Anhange, der den Hauptinhalt ber Quit— 
tung wiederholt und dazu beftimmt ift, von dem Unterpräfecten beim 
Unterzeichnen der ihm vorgelegten Quittung abgefchnitten und zus 
rücbehalten zu werden. Ord. 4. San, 1808 (Mollien). Die Un: 
terpräfecten haben dieſe talons nach der neueren Beftimmung an bie 
Dep.-Einnehmer einzufenden; a. D. 1826, X. 3, 

(e) Die badifchen Untererheber haben meiftens 100 fl., doch einzelne bis 
400 fl. Gaution zu leiften, die Ob.-Einnehmer, wie die Domänenvers 
walter, 800 fl. Im 3. 1834 betrugen bie Gautionen der 1083 
Steuerbeamten 149900 fl. 
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Wenn die unmittelbare Einziehung derjenigen Steuern, die 
zu beftimmten Zeitpuncten eingeforbert werden, mit der Befor- 
gung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden verbunden 
wird, fo Fann hiedurd an den Koften beider Gefchäfte etwas 
erfpart werden ; doch wird diefer Wortheil wieder durch den Um— 
ftand aufgewogen, daß die doppelte Stellung eines folchen Erhe- 
berö und das Zufammentreffen zweier Pflichten, zwifchen denen 
MWiderftreite möglich find, manche Verwidlungen und Unord- 
nungen verurfacht und eine kraftvolle Beauflichtigung erfchwert. 
Verfchieden hievon ift die Einrichtung, daß die Gemeinde die 
Einforderung jener Gattung von Steuern übernimmt und der 
Staatscaffe für die auf ihre Mitglieder treffende Steuerfumme 
im Ganzen haftet. Dieß it für die Negierung fehr bequem, aber 
in ſolchen Gemeinden, wo eine unverhältnißmäßig große Anzahl 
von Steuerrüditänden aus Nachläfjigkeit, Unwirthſchaftlichkeit 

25* 
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oder Bedraͤngniß der Steuerpflichtigen zum Worfchein Fommt, 

muß die Haftung den fteuerfähigen Mitgliedern allzu laftig 

werden (a). 

(a) v. Malchus, Politik der innern Staatöverwaltung, II, 134, Finanze 
wiff. I, 376. — In Würtemberg befteht diefe Einrichtung feitlange, 
ald Folge der ben Gemeinden und Amtöbezirken geftatteten Mit- 
wirkung zur Umlegung ber Steuern. Die Erhebung gefhieht auf 
Koften der Gemeinde durch einen von derfelben aufgeftcllten Eins 
nehmer, weldyer zugleich Gemeinderechner fein kann. Die fäumige 
Gemeinde Fann Erecution befommen, wenn fie nicht aus befonderen 
Gründen einen Nachlaß ausgewirkt hat, Handb. $. 24, 


4, Hauptftüd. 
Eintheilung der Steuern 
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Bei der wilfenfhaftlihen Betrahtung des Steuerweſens 
entfpricht es dem praftifchen Bedürfniß, nicht allein die in ein 
vollkommenes Eyftem pafjenden Steuern, fondern auch ſolche 
zu beleuchten, welche in einzelnen Staaten beitanden oder noch 
beftehen, wenn fie auch bei einer genauen Prüfung ald mangel- 
haft erfcheinen mögen. Indeß wäre eine erfchöpfende Darftel- 
lung aller irgendwo verfuchten Arten von Steuern und Anle— 
gungsarten hier nicht belohnend, weil viele derfelben auf den 
erften Blick ald unzuläffig erfcheinen, vielmehr genügt ed, ges 
wiſſe Hauptelaffen zu unterfcheiden, in welche dann jede wirflich 
vorkommende Steuer eingereiht werden Fann, und ſich uͤbri— 
gens auf die wichtigeren Arten und Unterarten zu beſchraͤn⸗ 
fen. (a). 

(a) Bei der häufig angewenbeten Unterfeidung von Reals und Perfos 
nalfteuern, welche lestere nicht nady Vermögensumftänden, fondern 
nach irgend einer perfönlichen Beziehung aufgelegt werden follen, 
ift e8 einleuchtend, daß nur die erften in den bier aufgeftellten Begriff 
fallen. Perfonalfteuern würden blos als fortbauernde Gebühren an= 
gefehen werden müffen, wenn man nicht bei ihnen ebenfalls eine, nur 
nicht Elar ausgkſprochene Hinfiht auf VBermögensverhältniffe auf- 
finden kann, die es dann möglich) macht, ihnen unter den wahren 


Steuern eine Stelle anzumeifen ; — bisherige Rangfteuer in Sach— 
fen; Zudenfteuern. 
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Die Steuern Eönnen auf mehrfache Weife eingetheilt’wer- 
den, Zwei Eintheilungen, obgleich wefentlich verfchieden, find 
bisher mit einander vermengt worden, Es iſt daher nöthig, fie 
forgfältig zu. unterfcheiden und die aus ihnen fich ergebenden 
Arten von Steuern mit befonderen Namen zu belegen. 

J. Sieht man auf die Art und Weife, wie die Steuern 
der Beitragsfähigfeit der Bürger angepaßt und zur Erreichung 
dieſes Zweckes an gewilfe Gegenftände angefnüpft werden koͤn— 
nen, fo ergeben fidy folgende zwei Wege: 

1. Man Fann die Bermögensumftände oder die Steuer— 

fähigkeit jedes Einzelnen erforfchen und ihm darnach eine gewiffe 
Steuerlaft zutheilen. Hier hat man ed mit Perfonen zu thun, 
denen fir jedes Jahr eine gewiffe Steuerfchuldigfeit aufgelegt 
wird. Die Vollkommenheit folher Steuern hängt zum Theile 
von der Genauigkeit der gefammten Nachrichten über Befig und 
Einfommen der Einzelnen ab, Steuern diefer Gattung Eönnen 
Schatzungen genannt werden (a). Cie werden entweder 
von den Einkünften der Bürger gefordert, oder auf den Stamm 
des Vermögens gelegt. 

2) Man Fann von gewiffen Verwendungen des Vermögens 
auf deſſen Größe fchließen und daher die Steuern an die Au &- 
gaben. der Steuerpflichtigen anlehnen, Hiezu find nur ſolche 
Ausgaben tauglich, deren Größe ald Kennzeichen für einen ges 
wiſſen Grad von Bermöglichfeit betrachtet werden Fann. Die 
Steuern diefer Gattung nennt man gewöhnlich Verbrauchs, 
Verzehrungs: oder Conſumtionsſteuern, noch bezeid;- 
nender Fönnen fie Nufwandsfteuern heißen (8). Man hat 
bei ihnen Feine Perfon mit ihrem Befige und Erwerbe fortwäl- 
rend im Auge, fondern hält ſich nur an einzelne Handlungen 
des Gütergebramches, deren jede für ſich den Grund einer bejon- 
deren Steuerforderung bildet, 3. B. den Ankauf eines Genuß- 
mittelö, oder wenigfiens nur an die einzelnen Zweige der Aus- 
gaben, die man als Merkmale eines gewilfen Einfommens an— 
fieht, 3. B. das Halten einer Anzahl von Bedienten (ce). Die 
wichtige Eigenthüimlichfeit der Aufwandfteuern befteht darin, 
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daß ber Zwang zu ihrer Entridhtung nur ein bedingter ift und 
daß man fich derfelben entziehen Fann, wenn man den befteuer: 


ten Aufwand unterläßt (d). 


(a) Diefer alte noch hie und dba übliche Ausdrud ift zwar ehmals nicht 
ganz genau in dem angegebenen Sinne genommen worden, bezeid)s 
net aber doch gerade bie Steuerbelegung nad) einem Anfcdhlage 
(einer Schägung) ded Vermögens oder Einkommens. Beſchatzen, 
Schatzen, davon auch Brandfchagen. Die Nothbede wurde in Schwa— 
ben Schagung genannt, Mofer, Würtemb. Finanzgefege, II, ©. 
AXXV, — Luther überfegt in Luc, 11, 2. die (in Anfehung bes 
Beitpunctes viele Schwierigkeiten darbietende) droygapn unter Aus 
guftus (Aufzeichnung zum Behufe der Befteuerung) durch Scha&- 
ung. — In Oldenburg heißt noch jest die Grundfteuer Schaßung. 
— Die Schagung in der Rheinpfalz war eine Einfommensfteuer 
von 12 p&t. — Rauchſchatzungen, d, h. Hausfteuern in Osnabrüd, 
— Schatzung in Frankfurt a.M., fonft die einzige ordentliche Steuer. 
— „Schatzungsausſchuß“ noch jest in Baden. — Auch das mittelal: 
terliche Scaticum foll hiermit zufammenhängen und eine Steuer 
bedeuten, ſ. Du Canges.h. v. 
Weil es zunächſt eine Ausgabe ift, wovon man die Steuern fchuldig 
wird. 
Mit diefer Eintheilung ftimmt in ber Hauptſache überein bie von 
Hoffmann (Preuß. Staatszeitung, 1829, Nr. 304.) entiwidelte 
Unterfcheidung der directen und indirecten Steuern; jene follen 
nämlich auf das gerichtet fein, was ift, d. h., eine Sadye, eine Per: 
fon, eine Befugniß , diefe auf das, was geſchieht, eine Handlung. 
— In feiner Lehre von den Steuern ©, 63. 69, unterfcheidet Hoff: 
mann die Steuern von dem Befi& und von einer Handlung und 
nennt jene dbirecte, diefe indirecte. — Bon Prittwis, Theorie, 
©. 102, fegt den Productionöfteuern (von ben Bermögensquels 
len) die Confumtionöfteuern entgegen, welches mit obiger Ein 
theilung übereintommt. 

(d) Daher nennt v. Ulmenftein (von St. u. Abg. ©. 161) die hieher 
gehörigen Steuern freiwillige, collectae voluntariae, im Ges 
genfag der nothwendigen, coll. necessariae, Der von ihm ci- 
tirte Pütter (Institut. juris publici German. $. 257, nicht $.247) 
verfteht jedod) diefe Ausdrüde anders: Coll. voluntariae, quarum 
necessitas lege nulla imposita est, und fährt fogleid) fort : Hasque 
invitis subditis omnino nusquam impoui fas est. 
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II. Nimmt man dagegen bei der Eintheilung der Steuern auf 
das in der Erhebung angemwendete Verfahren Nüdfiht, um die— 
jenigen Bürger zu treffen, welche eine gewiffe Steuer tragen 
follen, fo findet man folgende Verfchiedenheit: 

1) Man wendet fi an die Perfonen felbft, welchen man 
einen gewiſſen Steuerbeitrag abfordern will; folche Steuern 
heißen directe, eigentlich direct oder unmittelbar er 
hobene; 


(b 
(c 


— *— 
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2) man zieht die Steuer von einem Anderem vorfchußmeife 
ein, indem man fich darauf verläßt, daß diefer im Stande fein 
werde, fich von denjenigen, deren Belaftung eigentlich beabfich- 
tigt worden, Erſatz zu verfhaffen; indirecte, mittelbar- 
erhobene, vorgeſchoſſene Steuern. Die Zumuthüng eines 
Steuervorfchuffes kann nicht wilfführlich gefchehen , fondern nur 
gegen folhe Bürger, die ald Verkäufer einer Waare die- Gele- 
genheit zum Ueberwälzen auf die Käufer haben, oder die fonft 
mit den mittelbar Befleuerten in einem ſolchen Verhaͤltniſſe 
ftehen, daß ſie ihnen an einer fchuldigen Leiſtung einen Abzug 
machen koͤnnen. Diefe indirecte Erhebung wird- in foldhen Fäl- 
len vorgezogen, wo die directe allzu umſtaͤndlich und Foftbar. fein 
würde, Wenn der Verkäufer eine Steuer worfchießt ſo tritt er 
zwifchen die zu beiteuernden Einzelnen und die Staatscaffe in 
die Mitte und erfcheint ald Werkzeug der Steuererhebung. 
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Solhe Aufwandsfteuern, welche von dem Berfaufe und 
Gebrauche einer einzelnen Waare gefordert werden, eignen fich 
größtentheild zur indirecten Erhebung von dem Verkäufer, weß- 
halb man Überhaupt die Aufwandsfteuern indirecte zu nennen 
pflegt; dieß ift aber nicht richtig, weil ed nicht an Beifpielen di— 
rect erhobener Aufwandsfteuern fehlt, wie 3. B. die Steuer von 
Hunden, von Neitpferden, von dem Weinkaufe, dem Schlachten 
oder dem Einbringen zollpflichtiger Waaren für den Hausge— 
brauch u. dgl. Die meiſten Schatzungen werden direct er- 
hoben, doc gibt e8 auch hier Ausnahmen und ed Fann bei 
einer und derfelben Steuer fomohl die eine als die andere Art 
der Einziehung vorfommen (a). Ueberhaupt ift die Unterfchei- 
dung der directen und indirecten Erhebung mehr auf das Aeu— 
Berliche gerichtet, während der Gegenfag der Schagungen und 
Aufwandsfteuern in dad Weſen der Steuern eingeht (5). Wenn 
bei einer indirecten Steuer die vorausgeſetzte Ueberwälzung nicht 
gelingt, fo daß der Entrichtende die Abgabe felbft tragen muß, 
fo verändert diefe ihre Natur und übt einen uͤbermaͤßigen, nicht 
beabfichtigten Drud aus, fo wie eine directe Steuer, welche auf 
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Andere unerwartet uͤberwaͤlzt wird, ebenfalls einen anderen Cha- 
rafter annimmt (ce). Es muß die Aufgabe der Finanzverwal- 
tung fein, die Steuern fo anzulegen, daß folche unwillfommene 


Wirkungen vermieden werben. 


(a) 3.8. die Gefäll: und die Zinsrenten= (Gapital-) Steuer. 

(5) In ber Praxis ift es bis jest üblich geblieben, den Ausdruck „directe 
Steuern” zu brauden, wo man eigentlich die Schagungen meint. 

(ce) Man hat wegen der Möglichkeit folder Ummandlungen die ganze 
Eintheilung in directe und indireete Steuern im gewöhnlichen Sinne 
beftritten, Hoffmann, a. 0.0. 
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Eine aus dem franzöfifchen Finanzwefen herſtammende Un- 
terfcheidung, obgleich von untergeordneter Wichtigkeit, verdient 
erwähnt zu werden, weil fie über die Anlegungsweife der Steu- 
ern einiges Licht verbreitet (a). 

1) Bertheilungs= oder NKepartitionsfteuern find 
folche, bei denen man damit anfängt, feftzufegen, wie viel fie im 
ganzen Lande einbringen follen, worauf man diefe Summe auf 
die Provinzen, Kreife, Aemter, Gemeinden und endlich auf die 
Einzelnen ausfchlägt. Hier laffen fich zwei Fälle unterfcheiden : 

a) Man kennt die Zahl der vorhandenen fieuerbaren Ge— 
genftände, und, falls fie nicht gleichen Betrag zu geben haben, 
auch das Zahlenverhältniß der Steuerfchuldigfeit jeder Claſſe. 
Hier ergiebt jich aus der befchloffenen Summe des ganzen 
Steuerertrages fogleich auch, wieviel Steuer auf jeden gegebe- 
nen Betrag des befteuerten Objectes, 3. B. auf 100 fl. Ertrag 
oder Preis, treffen werde (8). Der Steuerfuß folgt alfo un- 
ter diefen Umftänden von felbft aus der Steuerfumme, 

b) Wenn man folche Nachrichten nicht befißt oder doch die 
Bertheilung nicht nach ihnen vornehmen will, fo zeigt fich der 
Steuerfuß erft nach beendigter Bertheilung, und ed wird fich 
leicht treffen, daß derfelbe in den einzelnen Gemeinden des Lan- 
des verfchieden ausfällt, was allerdings eine Unvolllommen- 
heit ift. 

2) Quotitätsfleuern werben diejenigen genannt, bei 
denen bie Beftimmung des Steuerfußes (der Quotität) voraus- 
geht und der gefammte Steuerertrag das nicht ſogleich zu er- 
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kennende, fondern erft zu erwartende Ergebniß ift. Der Grund, 
warum man folche in ihrem Ertrage ſtets ungewiſſe Steuern 
beftehen läßt, liegt hauptfächlich in der Weränderlichfeit der Zahl 
von Steuerobjecten.und der Ueberzeugung, daß es für die Unter- 
thanen hoͤchſt ftörend und nachtheilig fein würde, wenn der 
Steuerfuß von Jahr zu Jahr wechfelte, Die Aufwandsfteuern 
gehören insgefammt in diefe Abtheilung, aber auch Schaßungen 
können nad) diefem Verfahren eingerichtet werden, 3.8, die bei 
jahrlihen Gonceffionen (Patenten) erhobene Gemwerbsiteuer, 
die Capitals, Befoldungöfteuer ıc. 


(a) Code des contrib, directes, I, — Thum, Syſtem ber birecten 
Steuern in Franfreid ©. 2. 

(db) Man weiß z. B., daß ein Land 1 Million Morgen Wald hat, wovon 
Y, zu 100 fl., die Hälfte zu 50 fl. und "/, zu 30 fl. angefchlagen ift, 
alfo der ganze Anfchlag fich auf 57%, Mill. fl. beläuft. Wird nun 
beſchloßen, daß fämmtliche Waldungen 190000 fl. fteuern follen, fo 
findet man fogleih, daß die 14, pE&t. des Anſchlages ift, und daß 
von den obigen 2 Glaffen der Morgen 20—10—6 fr. zu ge 
ben hat, 
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Man hat vielmals die Steuern in ordentliche und au- 
Berordentliche getheilt; jene find die regelmäßig fortdauern- 
den, diefe werden nur vorübergehend zur Dedung ungewöhnlich 
vergrößerter Staatöbedürfniffe erhoben. Diefe Unterfcheidung 
ift für das pofitive Staatsrecht und die Statiftif erheblicher als 
für die Finanzwifjenfchaft, weil fie nur das wirkliche Vorkom- 
men, nicht die Natur der verfchiedenen Arten von Steuern be- 
trifft. Indeß laßt fich doc; eine allgemeine Betrachtung an diefe 
Eintheilung Enüpfen. Die den Befteuerungsgrundfägen am mei- 
ften entfprechenden Abgaben pflegen ordentliche zu fein, zu au— 
Berordentlichen, wählt man gewöhnlich ſolche, die am leichteften 
anzulegen find und viel einbringen, wenn fie gleich ſolche Män- 
gel an fich tragen mögen, daß man fie nicht ohne große Nach— 
theile fortbeftehen lafjen dürfte, 


(a) Die Steuern erhielten bisweilen ihre Benennung von bem Zwecke, 
zu dem fie verwendet wurden, 3. B. bie beutfchen Prinzeffin: 
fteuern, — Servisgelder (für die Gafernirung der Truppen) ze. 


— — 


MR achträge, 


Zu $. 80 ©. 94. Nach dem franzöfifchen Unterrichtögefes vom 19. Jan, 
26. Febr. und 15. März 1850 erhält der Schullehrer von der Ges 
meinde die Wohnung und mindeftens 200 Fr. Gehalt, fein Einkom⸗ 
men muß aber mit Schulgeld und Ergänzungsbetrag wenigftens auf 
600 Fr. kommen. Das Schulgeld wird wie die directe Steuer erhos 
ben, wenn der Lehrer es nicht felbft einziehen will. g 

3u F. 182 ©. 230. Im preuß. Staate betrugen biefe Abgaben i. D. von 
1843—47 714 128 Rthlr. oder gegen 10 Proc. des Rohertrages ber 
Privatbergwerke. Der Zehnte insbefondere belief fih auf 490427 
Rthlr., die Quatember- und Receßgelder auf 104267, Freiture auf 
33 087 Rthlr. Der Zehnte wurde meiftens in Geld, nad) Preisfägen, 
die unter dem Marftpreife fteben, erhoben. R. v. Garnall (Die 
Bergmwerke in Pr. und deren Befteuerung, 1850) fehlägt folgende 
Abgaben vor: 1) 250 000 Rthlr. Erfag der Berwaltungstoften des 
Staats, nad) dem Werthe der gewonnenen Erzeugniffe umzulegen, 
2) 119600 Rthlr. Ertragsfteuer, 5 Proc. des Reinertrages,3) 73290 
— Feldesſteuer, I—?2 Pfenn. von 100 D Lachter des Gruben 
eldes. 

Zu $. 187 (e) ©. 242. Ein Umlaufsſchreiben des franzoͤſ. Handelsmini⸗ 
fters von 1849 (Dingler, P. I. 114,,5,) nimmt ald Regel für 
einen Zugochſen oder eine Milchkuh täglich 60 Grammen — 3,9% 
Loth, alfo jährlic 43,8 Pf. 

Bu $. 231 ©. 316. Das Gef. vd... . März 1850 führt in Frankreich einen 
Wechfelftempel ein, bis 100 Fr. 5 Eent., von- 100—200 Fr. 10 Gt., 
... über 1000 $r. p. mille, 

Bu $. 231 ©. 317. Der Zeitungsſtempel trug im brit. Reich 1848 513289 
2, St., nämlid 153016 £. von Beitungsblättern und 153016 &, von 
Anzeigen zu 1 und IP. 

Zu $. 236 ©, 324. Das a. franzöfifche Gef. v. 1850 verorbnet von der 
Uebertragung der Renten (Staatsfchuldbriefe) eine Gebühr von '4 
p. mille des Nennbetrages, 
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Die Schatzungen (Einfommens- und VBermögenöfteuern) 
legen der Regierung die Nothwendigfeit auf, die Wermögens- 
umftände der einzelnen Bürger fo weit zu erforfchen, daß bie 
von jedem derfelben geforderten Steuerbeträge zu feiner Steuer⸗ 
fähigkeit ungefähr ein und daſſelbe Verhältniß haben. Die 
Steuerforderung ift unbedingt und für den, der nicht feine Zah. 
Iungsunfähigfeit darzuthun vermag, unausweichlich. Während 
hierin ein Vorzug der Schagungen liegt, hat man dagegen bei 
der Anlegung derfelben mit großen Schwierigfeiten zu Fampfen, 
die theild aus der verwidelten und veränderlichen Befchaffenheit 
der Einkünfte, theild aus der Abneigung der Steuerpflichtigen 
entfpringen, ihren Befig und Erwerb Fund werden zu laffen, 
Da auf die Redlichkeit und Vaterlandsliebe hierbei im Allge— 
meinen nicht genug zu bauen ift (a), fo muß man fich Überall 
nach Außeren, offenfundigen Kennzeichen umfehen, auf die 
Quelle jeder Einnahme zurüdigehen und das Einkommen jeder 
Perſon in feine Beftandtheile auflöfen, wenn es wirklich zufam- 
mengefeßt ift, Zugleich ift auf die Wahl der Perfonen, denen 
die Ausführung der Schagungen anvertraut wird, en Sorg⸗ 
Rau, polit, Dekon. Ste Ausg. III. 2. Abth. 


2 


falt zu wenden, damit alle Anfüge von redlichen und wohlunter- 
richteten Männern aufgeftellt und geprüft werden, wozu aud) 
der Befteuerte mit feinen Einwendungen gehört werden muß (2). 


(a) Der Einzelne beforgt oft, daß, wenn er auch die ftrengfte Wahrheit 
fagen wollte, Andere es ihm nicht nachthun und daß er alfo durch 
feine Gewiffenhaftigteit. überbürbet werde, er hält es daher für 
eine Art erlaubter ftillfchweigender Uebereinktunft, daß Alle unge— 
fähr gleich viel von der Wahrheit abweichen, Freilich ift dieß nur 
ein Mitderungss, kein Entfhuldigungsgrund, Der Eigennug foll 
vor dem Pflichtgefühl des Bürgers und der Ueberzeugung, daß 
die Steuern gut verwendet werden, zurüdweicden. 

Das bad. Gef, v. 8. Juli 1848 enthält nicht bloß neue Beſtim— 
mungen über den in jeder Gemeinde beftehenden Schatzungs— 
rath, der aus den verſchiedenen Ständen von ber Gemeindebehörde 
gewählt wird und mit dem Katafterbeamten zufammen wirft, 
fondern auch die. Anordnung eines Steuerfhmwurgerihtes 
für jeden Bezirk von 30— 60000 Einw, zur Entſcheidung flreitiger 
Steuerfragen, Diefe Einrichtung ift nicht zur Ausführung ges 
fommen, 


— 


(b 


$. 298, 

Die genaue Erforfhung der reinen Einkünfte, die alle 
einzelnen Bürger in jedem Zeitabfchnitt (Jahr) wirklich beziehen, 
würde für diefe überaus laftig, für die Negierung mühfam und 
foftbar fein und dennody nicht gelingen, weil dad Einfommen 
der Steuerpflichtigen von vielen Umſtaͤnden abhängt, die un— 
möglich) ganz zur Kenntniß der Negierung kommen koͤnnen. 
Man muß fich folglich mit einer folchen Annäherung an die 
Wahrheit begnügen, bei welcher die Abweichungen theild fich 
mit der Zeit ausgleichen, theild wenigſtens nur eine unbedeu- 
tende Wirkung auf die Steuerfumme felbft aͤußern, wozu bie 
Feſtſetzung eines niedrigen Steuerfußes beiträgt (a). Aus dies 
fem Grunde fünnen bei dem Anfchlage des fleuerbaren reinen 
Grirages 
1) ſolche Verfchiedenheiten nicht beachtet werden, welde in 

den Perfünlichkeiten liegen (fubjective), und zwar 

a) in dem vorzüiglichen Fleiße und Eifer, oder der Träg- 
heit und Unwiffenheit einzelner Steuerpflichtigen in 
Bezug auf den Erwerb, bei vem man vielmehr auf 
die Vorausfegung des üblichen regelmäßigen Verfah— 
rend bauen muß, Nur da, wo man fich an Feine Außere 
Quelle des Einfommens halten Fann, wie bei dem Ar⸗ 


3 


beitöverdienfte und manchen Gewerböunternehmungen, 
kann audy die Handlungsweife des Befteuerten ald Ur- 
fache einer gewiflen Einnahme nicht außer Betracht 
bleiben; 

b) in dem ungleichen Unterhaltsbedarfe der einzelnen Fa— 
milien, an deſſen Stelle eine mittlere Größe für jede 
Glaffe von Bürgern und jede Stufe des rohen Ein- 
kommens aufzufuchen iſt; 


2) auch der von aͤußeren Umſtaͤnden herruͤhrende Wechſel im 


Betrage der Einkuͤnfte von Jahr zu Jahr kann nicht genau 
verfolgt werden, vielmehr muß man einen Durchſchnitt 
derfelben annehmen und von der Vergangenheit auf die 


Zukunft ſchließen. 


Auf dieſe Weiſe tritt an die Stelle der unerforſchlichen 


wirklichen Einnahme ein mittlerer Betrag derſelben, der 
zugleich den Durchſchnitt der gleichzeitigen und unter gleichen 
aͤußeren Umſtaͤnden erfolgenden Einkünfte vieler Steuerpflichtie 
gen bildet (2). 

(a) Sind z. B. die Abweichungen von ber wirklichen Reineinnahme 


(2) 


10 pCEt. und beträgt der Steuerfuß derſelben, fo ift die Steuer 
hödftene um 11, p&t, der Einnahme zu groß oder zu Klein, 
was wenig in Betracht kommt. 

So wird z. B. für mehrere Wohnhäufer von gleicher Beſchaffen— 
heit und Lage gleiche Rente angefest, wenn auch zufällig das 
eine etwas höher als das andere vermiethet worden ift, — Mur: 
bard nennt diefen mittleren oder „idealen Betrag bes reinen 
Einfommens Rente und gründet hierauf den Unterfhied der 
Renten: und Einfommenöfteuer, a. a. DO. ©. 199, 267, — Die 
Schwierigkeiten einer vollftändigen und genauen Befleuerung 
aller reinen Einkünfte haben mehrere Schriftfteller zu dem Rathe 
bewogen, dad Streben nach Erreichung diefes Zwedes ganz auf: 
zugeben. 3.®. Hoffmann (Die Lehre von den Steuern, ©. 37 ff.) 
legt vorzügliches Gewicht auf den Umftand, daß die Empfänger 
eines gewiflen Einkommens in Folge von vielerlei perfönlichen 
Verhältniffen fehr oft nicht einen gleichen Theil deffelben mit glei= 
her Leichtigkeit angeben können, „Wer Steuern nad) dem Ein= 
kommen vertheilt, ber unternimmt zu beflimmen, welcher Theil 
des Einfommens eines Jeden nüslicher durch öffentliche Behörden 
als durch ihn felbft verwendet werde... Bei den Lebensverhältnif: 
fen, welche ſich unter gefitteten Völkern in der Reihe von Jahr: 
hunderten ausgebildet haben, beruhen alle Verſuche zur Begrüns 
dung eines foldhen Urtheild auf einer wohlgemeinten Selbfttäus 
hung”, ©. 40. — Aber man kann nicht auf die Schagungen gänz- 
lich verzichten und der bei ihnen mögliche Fehler ift doc defto 


kleiner, je forgfältiger man. in der Anlegung zu Werke geht. 


1* 
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Bei den Schagungen wird für jeden Steuerpflidhtigen und 
für jede Art von Einkünften deffelben eine gewiſſe Jahresfchul- 
digkeit der Steuer feftgefeßt. Dazu iſt erforderlich 

1) die Anlegung (Regulirung) der Steuer, d. h. die 
Berfertigung der Steuerbüher, Steuerbefhreibungen 
oder Katafter (a). Hierunter verfteht man die Werzeichniffe 
aller, eine Steuerfchuldigfeit begründenden Gegenftände (Ber: 
mögenstheile, Gewerbe, Arbeitözweige 2c.), mit Angabe folder 
näherer Bezeichnungen und Zahlen, daß daraus das Verhältniß 
der Beitragspflicht der Einzelnen zu erkennen ift (5). Wieviel 
Jeder in einem gewiffen Jahre wirklich zu bezahlen habe, dies 
hängt zugleich von dem jebesmaligen Steuerfuße ab, welcher 
veränderlich if, Der Steueranfchlag (allivrement), d. i. bie 
Verhältnißzahl, welche für jeden fteuerbaren Gegenftand neben 
der Befchreibung der Hauptmerkmale defjelben im Katafter fteht, 
muß wenigftens zu dem wahren fteuerbaren Einfommen ober 
dem aus dieſem fich ergebenden Mittelpreife (Verkehrswerth) 
der Steuerquelle durchgängig in gleihem Verhaͤltniſſe ftehen, 
wenn er nicht mit einer jener Größen zufammenfällt (ce). Er 
Fann auf mehrfache Weife ausgebrüdt werden; er ift nämlich 
entweder 

a) ein Anfchlag des ausgemittelten fleuerbaren (reinen) Ein- 
fommens, ober 

b) das fogenannte Steuercapital, ein Anſchlag des mitt- 
leren muthmaßlichen Preifes oder Verkehrswerthes einer 
Einnahmsquelle. Bei manchen Steuergegenftänden, na= 
mentlich einem Arbeitsertrage, kommt der Preis nicht wirk- 
lich vor und Fann nur in Gedanken (durch eine Fiction) 
angefchlagen werben; ober 

ec) ein gewiſſer Theil des ermittelten Einkommens oder Preis 
ſes; Steuerfimplum (Anfchlagstheil, Steuerein- 
heit), Die Anfegung folher Simpla gefchieht, um die 
jährlich zu erhebenden Summen mit größerer Leichtigkeit 
finden zu fönnen (d). 

2) Die Entwerfung der jährlihen Erhebungs-Liſten 


(Heberollen), welche entitehen, indem man den befchloffenen 
Steuerfuß auf die im Katafter enthaltenen Anfchläge anwendet 
und hieraus die von jedem Steuerpflichtigen jährlich zu entrich- 
tende Summe berechnet (e). | 

(a) —* Urſprung der Wortes Kataſter iſt von Jac. Gothofredus 


(Cod. Theodos.) zuerſt richtig erklärt worden aus einer Zuſammen⸗ 
ziehung von capitationis registrum oder wohl capitum registrum, 
was durch die altfranzöfifche Schreibart capdastre beftätigt wird. 
Capitatio war fowohl Grund⸗ als Kopffteuer, caput das einzelne 
fteuerbare Object, Gadafter, Cadastre, ift alfo unrichtig. ©. Du 
Fresne du Cange, Glossarium, s. v. capdastrum und cata- 
strum. — v. Savigny a. a. O. ($. 247.) — Mackhiavelli 
(Istorie Fiorentine, 4, Buch) berichtet, das Wort fei zuerft für eine 
VBermögensfteuer in Florenz gebraucht worden, wegen bes Abmeſſens 
des Vermögens, accatastare, welches eigentlich aufflaftern, auffchich- 
ten bedeutet, wie catasta Holzftoß. Diefe Ausdrüde deuten auf 
»ardoraoıs, Aufftellung, Anordnung, Zuftand ıc., und es Eonnte leicht 
catasto, welches zuerft die Steuer felbft bezeichnete, au, in dem 
Sinne genommen werden, wie unfer „Katafter,”” Dieſe lestere Abs 
leitung läßt fidy fo denken, daß, nachdem das Wort auf die erftere 
Weiſe fich gebildet hatte, feine Verbreitung durch die Erinnerung an 
ein anderes, ähnlich lautendes, ſchon vorhandenes Wort befördert 
worben ift, 


(b) Die Erhaltung und Fortführung ber Katafter erfordert eine befon- 


(e) 


dere Fürforge, vgl. $. 338, — Kedeifen, Das Steuer: und Ka— 
tafterwefen mit befonderer Rüdficht auf die VBerhältniffe in Wuͤrtem⸗ 
berg. Stuttgart 1848, 


Es Eönnten z. B. in Folge einer Veränderung in den Preifen des 
Metallgeldes oder der Bodenerzeugniffe alle Eataftrirten Einkünfte 
einer gewiffen Art um gleich viel zu niedrig angefest fein, was ſich 
baburdı unfhädlich machen ließe, daß man den Fuß der davon zu 
erhebenden Steuer in gleihem Verhältniß über den der anderen 
Steuern erhöhte. Wenn dagegen etwa bie Rente der rer am 
14 unter dem wahren Betrage, die der Felder 14 über demfelben 
angefchlagen wäre, und doch bei beiden gleicher Fuß angewendet 
würde, fo entftünde eine offenbare Ungleichförmigkeit der Belaftung. 
Bei der Errichtung eines neuen Katafterd muß man darnad) ftreben, 
dieſe Anfäge der wirklichen Größe nahe zu bringen. Da aber Kleinere 
Fehler nicht zu vermeiden find, fo ift es nüglich, wenn alle Anſchläge 
nach gleichen Regeln gebildet werden, weil man dann hoffen Eann, daß 
bie Abweichungen von der Wahrheit eher gleicher Art find und daher 
das Verhältnig der verfchiedenen kataſtrirten Gegenftände dennoch 
ziemlich richtig bleibt, 


(4) Man könnte z. B. 5 Procent von der Rente jedes Grundftüds als 


Simplum annehmen. Soll nun 4 der Rente ald Grundſteuer erho> 
ben werben, fo braucht man nur 4 Simpla zu fordern. In Naflau 
4 B. ift das Steuercapital von Grundftüden Y, des Mittelpreifes, 
und von jenem wird Y,. ( Er. vom Gulden) ald Simplum ange: 
fest. In Sachſen bilden 10 Ngr. oder 100 Pfen. Reinertrag die 
Steuereinheit, die zu 10 Rthlr. Gapitalwerth geredjnet wird 
(30 fa). Man giebt jährlich die Zahl der zu erhebenden Pfennige an. 


(e) 3.8, ein Haus fei zu 8500 fl, angefchlagen, der Zuß Y, Proc, jo ift 
die Steuerfchuldigkeit 2814 fl. In Frankreid und Belgien ift es 
üblich, eine veränderliche Zahl von Procenten (centimes additionels) 
zur Hauptfumme einer Steuer zu ſchlagen. 
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Die Schatzungen geftalten fich bei ihrer Entftehung nicht 
nach der wifjenfchaftlichen Unterfcheidung, fondern nad) der be- 
quemften Art, diefelben zu belegen, Doch laſſen fich die in den 
wirklichen Staaten vorfommenden Schagungen in folgende Ab- 
theilungen bringen: 

I. Steuern von dem Einfommen, und zwar 

A. von den einzelnen Zweigen deſſelben. 

1) Die Grundrente Fann belegt werden 
a) bei den Eigenthümern, in der Grundfleuer 
°» (fs den folg. 1. Abſatz); 

b) bei denjenigen, welche vermöge eines Realrech⸗ 
tes einen Theil davon beziehen, durch die Ge— 
fällfteuer (2. Abfaß). _ 

2) Diefelbe mit einer Zinsrente verbunden zeigt ſich 
in der Hausrente und bildet den Gegenftand der 
Haudfteuer (3. Abſatz). 

3) Die Gapitalrente findet fich 
a) in Verbindung mit Gewerböverdienft in, dem 

Einkommen der Gewerbsunternehmer, welches 
der Gemwerbfteuer unterliegt (4. Abſatz); 

b) abgefondert in dem Zinfe ausgeliehener Capi- 
tale, für welche die Zins⸗ oder Capitalſteuer 

beſtimmt ift (5. Abſatz). | 

4) Der Arbeitslohn, ohne Verbindung mit anderen 
Einnahmen, Fann eine befondere Lohnſt euer be- 
gründen (6, Abſatz). 

B. von dem zufammengefaßten Einfommen jedes Steuer- 
pflichtigen im Ganzen; allgemeine Einfommens- 
fteuer (7, Abfaß); 

II. Steuern von dem Stamm des Vermögens, Vermögens- 
fteuer (8, Abſatz). 








1. Abfas, 
Grundfteuer. 


A. Allgemeine Grundfäße, 
$. 301. 


Die Grundfteuer (a) ift beflimmt, einen Theil der Grund» 
vente, d. i. des reinen Ertragesd, welchen das Grundeigenthum 
gewährt (I, 207), für die Staatöcaffe in Anſpruch zu neh— 
men (5), Die Grundrente kann aus fehr verfchievdenen Bes 
nußungsarten einer gewilfen Bodenfläche herrühren, indem eine 
folche bald zum Bergbau, bald zum Landbau, zu einem Ge- 
werks- oder Dienftgefchaft, zum Ueberbauen ıc, angewendet 
wird und in allen diefen Fällen dem Eigenthuͤmer einen Rein— 
ertrag zu gewähren vermag. In den meiften Staaten ift bie 
Grundrente der größte Beftandtheil des reinen Wolkseinfom- 
mens, und die Örundfleuer nimmt daher unter den Schagungen 
in Hinfiht auf Ergiebigkeit und Sicherheit die erſte Stelle 
ein (c). Ihr hohes Alter erklärt fich leicht aus der am Tage 
liegenden Steuerfähigfeit der Grundeigner, welche in einer Zeit, 
wo ber Reichthum faft blos in Ländereien beftand, noc mehr 
hervortrat, als feit der Wermehrung des beweglichen Ver— 
mögens. Auch giebt es Feine andere Steuer, deren Anlegung 
fo vieles Nachdenken und fo große Vorarbeiten veranlaßt hätte, 


als diefe. 


(a) %. Smith, III, 215. — Craig, Grundzüge ber Politik, III, 24 
bis 66. — Ricardo, Principles, I, Cap. 9—12. — v. Jakob, 
1, 487. 11, 863. — Lotz, ın, 233. — v. Kremer, 1, 121. —_ Mal 
bus, Finanzwiff. I, 186, — Murhard, 8.263. — Hoffmann, 
Von den Steuern, ©, 94, — v. Prittwis, Theorie der St. und 
Bölle, ©, 132, — Benzenb erg, Ueber das Katafter, Bonn 1818. 
11. Bde. Zweite Ausg. 1824. — Späth, Ueber die Grundfteuer nad) 
dem reinen und rohen Ertrage, München, 1818. — (Derz09), 
Staatswirthfchaftliche Blätter, II. Heft. 1821. — Grävell, Die 
Grundfteuer und deren Katafter, Leipzig, 1821. — Gebhard, 
Das Grundfteuerkatafter. Münd). 1824. — v. Groß, Die Reiner: 
tragsfchäsung des Grundbefiges nebft VBorfchriften zu einer, auf Ber: 


meffung, — und — gegründeten Steuerregu= 
lirung. Neuſt. a. » 1828. — Selß, Grundfäge zur Aufnahme 
und Erhaltung Be Srunttotafter in den beutfchen Staaten. Wefel 
u. Leipz. 1840. — Klemm, Staatswirthichaftliche Blätter, Stuttg. 
1842, eft IIAIV. 

(6) Daher ſchlägt Jakob den Namen Grundrentenſteuer vor. 

(ec) Die Grundfteuer macht in vielen Staaten ungefähr ', bis an "/, 
der reinen Staatseinnahme aus, Sie beträgt z.B. in den 10 Pro: 
vinzen von Defterreich (ohne Ungarn, Oberitalien ꝛc.) 1,3 fl, in Ba⸗ 
den 1 fl., in Würtemberg 0,81 fl. auf den Kopf der Einwohner. 
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Die Grundrente, ald ein Einfommen, von welhem die 
Koften der Bodenbenußung ſchon abgezogen find (a), kann 
ohne Nachtheil eine mäßige Steuer ertragen und dürfte nicht 
unbefteuert bleiben (2). Die Grundfteuer bleibt auf den Grund= 
eigenthümern liegen (c), denn biefe find nicht im Stande, jene 
auf eine andere Claſſe von Bürgern zu wälzen, Dieß läßt fich 
fo nachweifen: 

1) Die Steuer kann nicht durdy Vertheuerung der Boden- 
erzeugniffe den Käufern derfelben aufgebürdet werden, weil 
hiezu eine Verminderung der Production erforderlich ware, zu 
der die Mehrheit der Grundeigner fich nicht entfchließen würde, 
wenn auch Einzelne geneigt wären, den Anbau des Landes ein- 
zufchranfen. Eine folche Grundfteuer, welche die Nente ganz 
aufzehrte oder fie fogar noch Üüberftiege, würde allerdings den 
Landbau entmuthigen und das Angebot verringern, namentlic) 
wenn man die undankbareken Grundſtuͤcke nicht mehr ohne Scha— 
den bauen koͤnnte (d). Aber von einer ſolchen fehlerhaften An- 
legung abgefehen, ermuntert die Grundfteuer eher zur Wervoll- 
fommnung, ald zur Vernachläffigung des Anbaues, weil diefe 
den Eigenthuͤmer von der Steuerpflicht nicht befreien würde, fo 
wie ed demfelben au in Bezug auf die Steuer nichts helfen 
kann, wenn er eine andere Benügungsart ber Grundftüde vor⸗ 
nimmt, | 
2) Eben fo wenig kann die Steuer auf die Pachter gewälzt 
werden, denn wenn die Eigenthuͤmer, um jene zu höheren Pacht- 
zinfen zu nöthigen, ihre Laͤndereien häufiger felbft bewirthſchaf— 
ten wollten, fo würden fie ebenfalls von der Auflage getroffen 
werden, 


0 u — — — — — eve go 


(a) Mag aud) die Ertragsfähigkeit zum Theile die Folge eines früheren 
Capitalaufwandes für Urbarmahung und Grundverbefferungen fein, 
fo kann man doch die Zinfen deffelben nicht unter die Koften rechnen, 
denn die Zinfen eines fiher und fortdauernd angelegten Gapitales 
find ebenfalls reines Einkommen, 

(6) Mac Culloch (Treatise on the principles and practical in- 
fluence of taxation and the founding system, Lond. 1845, &;43) 
verwirft die Grundfteuer. Derjenige Theil der Grundrente, welcher 
von einem auf Gebäude, Einfriedigung, Entwäfferung 2c. verwen: 
beten Gapitale herrühre, laffe ſich von dem anderen nicht leicht 
ſcheiden. Befteuere man jenen ebenfalls, fo halte die von weiteren 
Bobdenverbefferungen ab; gelinge aber die Trennung beider Theile, 
fo fei doch eine Steuer, die nur ein einzelnes Einkommen treffe, un: 
gerecht. Diefer letzte Sas hätte nur Gewicht, wenn es neben der 
Grundfteuer keine anderen Schagungen gäbe, gegen den erften ift zu 
erinnern, daß der Unterhalt aller Mauern, Gräben, Gebäude ıc, 
unter die Koften gehöre, die reine Zinsrente von Meliorationen aber 
ohne Nachtheil befteuert werden Eönne, ferner daß keine Grundfteuer 
fogleich, etwa alljährlich, nad den Meliorationen erhöht werde, fon= 
dern nur nad) langen Zwifchenzeiten 2c. — Auch mehrere Deutfche 
haben ſich neuerlich gegen die Grundfteuer ausgefprocdhen, z. B. 
Gr. Moltke, Ueber die Einnahmequellen des Staates. S. 179, — 
v. Bededorf in v. Lengerke, Annalen der Landw. VII. Jahrg. 
Supplementheft. ©, 72, (1849). — Ziegler, zur focialen Reform 
des preuß. Abgabenwefens, Berlin, 1830. S. 19. Die Einwürfe die- 
fer Schriftfteller fommen in $. 311 ff, zur Unterfuchung. Die Mei- 
nung berfelben ift jedoch nicht, daß die Grundrente gar nicht belegt 
werden fol, denn fie find einer allgemeinen Einfommenfteuer nicht 
entgegen. 

(c) %. Smith, III, 216, 232. 

(d) Ricardo, a. a. O. unterfcheidet mehrere Arten von Steuern, bie 
auf den Ertrag der Landwirthfchaft gelegt werben Eönnen: 1) ſolche, 
die fich nad) der Menge von Erzeugniffen richten und folglich wie ir— 

end eine Vergrößerung der Hervorbringungstoften anzufehen find, 

ap. 9; 2) foldye, die genau im Verhältniß der Grundrente ftehen und 
von denen bas im $. Gefagte gilt; 3) folche, die auf alle Ländereien, 
auch auf die fchlechteften, rentelofen gelegt find, und defhalb, da fie 
dem Eigenthümer folder Grundftücde nicht zur Laſt fallen können, fo 
wie die unter Nr. 1 betrachteten wirken müffen, ©, 211 der 2, A., 
S. 180. d. Ueberf. v. Baumftarf, — Uebrigens läßt fi) das Eintre: 
ten diefer Wirkung noch bezweifeln, weil es in jedem Lande nur we: 
nig ganz rentelofe Grundftüde giebt, beren Debebleiben ſchwerlich das 
er von Bodenerzeugniffen in fühlbarem Maafe vermindern 

nnte. 


$. 303. 


Die Grundfteuer foll denjenigen Theil des NReinertrags von 
Grundftüden treffen, der dem Eigenthümer als folchem zufält. 
Die Einkünfte find jedoch in der Wirklichkeit nicht immer fo von 
einander gefchieven, wie fie in dem Begriffe gefondert werben 
müffen, Es muß daher bei der Anlegung der Grundfteuer der 
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Fall zu Grunde gelegt werben, in welchem der Eigenthümer die 
Benutzung einem Andern überläßt und nur die Grundrente bes 
zieht. Uebernimmt er die Bewirthſchaftung felbit, fo. muß die 
Grundrente erft aus dem gefammten Reinertrage der Erdarbeit 
herausgefunden werden, und felbft bei Pachtungen ift fie nicht 
immer ganz abgefondert anzutreffen. Es Fann naͤmlich mit ihr 
verbunden fein | 

1) der Zins des angewendeten Gapitales; 

a) Bei ganzen Landgütern wird zugleich das ſtehende Ga- 
pital an Gebäuden und Geräthfchaften mit vermiethet, 

bisweilen auch der Viehſtand, und der Pachtzins ent- 
halt dann die Zinsrente diefer Gegenftände (I, $. 209) 
nebft einer Vergütung für die Abnuͤtzung oder die Aus- 
befierungsfoften ꝛc. Waldungen, viele Weiden und 
einzelne Garten= und Feldftüde find jedoch von einer 
folchen Bermifchung verfchiedener Einkünfte frei, auch 
geben folche vereinzelte Grundftücde einen Anhalts— 
punct, um da, wo bie Bodenbefchaffenheit, Lage ꝛc. die— 
felbe ift, die bloße Grundrente aus zufammengefeßten 
Pahtungen auszufcheiden. 

b) Die Betriebsauslagen müffen von dem Pachter beftrit- 
ten werden, weshalb die Zinfen des auf fie verwendeten 
umlaufenden Capitals dem Grundeigner nur dann zu= 
fallen, wenn er zugleich Landwirth ift. 

2) der Gemwerbäverbdienft des letzteren, worin nach Abzug bed 
Unterhaltsbedarfs ebenfalls oft ein reines Einfommen ent- 
halten ift. Der Pachtzins begreift diefen Gewerböverbienft 
nicht in fih, man Fann daher, wenn man jenen mit bem 
ganzen Neinertrage vergleicht, abnehmen, welcher Theil 
des leßteren ald Belohnung für die Gewerböthätigfeit des 
Eigenthümers anzufehen ift. 


g. 304. 


Bei der Grundfteuer zeigt fich fogleich die oben ($. 298). 
erklärte Unmöglichkeit einer ganz gleichmäßigen Belegung des 
reinen Einkommens fehr deutlich, Ein und daffelbe Grundſtuͤck 
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giebt nicht nur bei einer Verſchiedenheit in der Benutzungs⸗ 
weife, fondern auch wegen der Ungleichheit in den Ernten und 
in den Preifen der Erzeugniffe zu verfchiedenen Zeiten nicht die 
nämliche Nente (a). Die genaue Erforfchung der jedesmali« 
gen wirklichen Grundrente würde unverhältnißmäßig viel 
Koften verurfachen, auch würde diefe unermeßliche und endlofe 
Arbeit unfehlbar nadyläffig betrieben werden und dadurch wieder 
viele Fehler veranlafien. Man muß fich deshalb mit der mitt» 
leren Grundrente begnügen, welche man von jedem Grund» 
ftüde nad) genauer Beruͤckſichtigung aller Eigenfchaften deffel- 
ben erwarten kann. Die Grundfteuerbefchreibung kann wegen 
ihrer Schwierigkeit und Koftbarfeit nicht: oft verändert werden, 
jie muß alfo foldye Umftände, die einem häufigen Wechſel unter- 
worfen find, unbeachtet lafjen und nur dad Dauernde in Rech— 
nung bringen, | 


(a) Aud) die Veränderungen in den Wirthichaftskoften zufolge der wech: 
felnden Preife der Arbeit u, dgl. haben hierauf Einfluß; ferner 
Unfälle, die den Einzelnen ſchwer treffen und fich nur in längeren 
Zeiträumen gegen bie günftigen Jahre wieder gusaleien. Schil⸗ 
derung dieſer unvermeidlichen Unvollkommenheiten bei J. G. Hoff: 
mann, Die Lehre v. d. ©t., ©, 40 und ©, 106: „Das Einkommen 
aus landwirthſchaftlich benustem Boden ift bei weitem abhängiger 
von ben perfönlichen Eigenſchaften feines Bewirthfchafters und von 
Begebenheiten, welche die Wirthfchaftskoften und die Fruchtpreife 
beftimmen, als von der Größe und Beſchaffenheit des benugten 
Raums,” „Diefe (die gewöhnlihe) Grundfteuer ift eine fehr 
ſchlechte Form, Mittel zur Beftreitung des Staatsaufiwandes zu er: 
u — Die Vorzüge der Grundfteuer entwidelt Los, Handb., 
a. a. O. 


$. 305, 


In der Regel benugen die Menfchen ihr Vermögen fo gut, 
als fie koͤnnen, nur ift bei der Abfchägung des Ertrages Fein un- 
gewoͤhnliches Maaf von Capital, Kenntniß und Fleiß, fondern - 
die in einer gewiffen Gegend übliche Behandlungsweife zu 
Grunde zu legen, $. 298, Es bleibt alfo als vorübergehend 
und zufällig außer Betrachtung, wenn 1) mit Hülfe eines vor⸗ 
zuͤglichen Gewerbfleißes von einzelnen Ländereien ein höherer 
Ertrag gewonnen wird, als ihn Grundftüde derfelben Befchaf- 
fenheit und Lage regelmäßig gewähren, es fei nun durch eine 
ausgezeichnete landwirthfchaftliche Behandlung, oder durch vor- 
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übergehende Verwendung zu einem anderen Zwecke (a); ein 

folcher Mehrertrag des einzelnen Bewirthſchafters ift nicht ein= 

mal Grundrente, fondern Gemwerböverbienfl; 2) wenn diefelben, 

3. B. in der Hand eines dürftigen oder nachläffigen Landwir— 

thes, weniger abwerfen, als in der Regel anzunehmen ift. Hie- 

her gehört auch der Einfluß, den die Größe der Befigungen auf 
die Nente außert. Wenn der Morgen eines großen Landgutes 
weniger einträgt, als der eines mittleren und Eleineren, fo hat 
der Eigenthümer des erften feinen Anſpruch auf einen niedrige- 
ren Steuerfaß, da es in feiner Wahl fteht, diefen Umftand zu 
andern (5). Dagegen kann auch der Befiger weniger Morgen 
feine Steuererleichterung verlangen, weil der Befisftand zu 
veränderlich ift, weil eine übermäßige Zerſtuͤckelung, bei der die 
Nente wieder abnimmt (I, $. 373), eher eine Erfchwerung 
verdient, ald eine Begünftigung, und weil die freie Zeit zu 
einem Nebenerwerbe benußt werden fann; 3) wenn fie vorüber- 
gehend auf eine nicht werbende Weife zu perfönlihem Genuß 
verwendet werden, wie Luftgärten (c), Spielpläge u. dgl. Hier 
verzichtet der Eigenthuͤmer eine Zeit lang freiwillig auf die 

Rente, weil er ein perfönliches Gut höher anfchlägt ; die Steuer 

wandelt ſich während dieſes unproductiven Gebraudhes in 

eine Aufwandsfteuer ($. 292) um, welche auch zuläffig ift, in- 
dem derjenige, welcher eine ſolche fichere Einnahme aufgiebt, 
wahrfcheinlih aus anderen Quellen ein reichliches Einfommen 

bezieht (d). 

(a) 3.8. eine Bleiche, Seilerbahn, ein Bimmerplas, Trodenplas, Turn⸗ 
plaß, eine Reit- oder Kegelbahn ꝛc. Nur überbaute Pläge fordern 

. wegen ber Widmung auf lange Zeit eine andere Behandlung. 

(5) Anders verhält es fich freilich da, wo die Theilung gefeglich verhin⸗ 
bert ober erfchwert ift. — Die franzöfifchen Gefese rechtfertigen die 
Regel, den Durchſchnitt vom Ertrage beider Bewirthfchaftungen, 
in großen und Fleinen Gütern, zu nehmen, wobei die Befiger der er⸗ 
fteren etwas zu Eurg fommen, mit dem Gate: Le but, qu’on se pro- 
pose dans l’&valuation d’une commune, est d’atteindre le taux 
moyen du produit des terres, et la loi dit positivement qu’on 
n’aura aucun &gard au plus ou moins d’industrie des proprictai- 
res; c’est une industrie que de diviser son dömaine 
enpetitetenue. Recueil methodique etc. Art. 563, 

(ce) Diefe geben jedoch immer einige Nusung an Holz, Gras, Blumen ıc. 

(d) Die pofitiven Steuergefege ftimmen hiermit überein. — Diefer Fall 
gibt ein Beifpiel davon, daß durch Steuern auch verfchiedene nicht 


* 
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finanzielle 3wede des Gemeinwohles beförbert werben können, wie 
hier die Begünftigung der productiven Bodenbenugung, obſchon 
auch abgefehen von diefem befonderen Grunde bie in $. 304 entwi: 
delten Sätze zu jener Folge führen. Monthion in ber angef, 
Schrift hat fi) vorzüglid mit diefen Nebenzweden und Nebenwir: 
tungen ber Steuern befchäftiget. Sie dürfen jedoch nicht mit der 
Hauptbeftimmung in Widerftreit ftehen, 


$. 306. 

Die Geld-Grundrente, die der Eigenthuͤmer bei der eigenen 
Benutzung bezieht, ift ferner von Jahr zu Sahr veränderlich, 
weil die Preife der Erzeugniffe, und mit Ausnahme der Walz 
dungen auch der Raturalertrag einem Wechfel unterliegen, $.304, 
Die Preife ändern fi) zwar bisweilen unabhängig von ber 
Größe des Erzeugniffes dur Zunahme oder Abnahme des Be- 
gehrs, 3. B. Erweiterung des Abfakgebietes, Mißernten im 
Auslande u, dgl., Öfter jedoch nach der größeren oder geringeren 
Ergiebigkeit der einzelnen Jahre. Daher gewinnen die Lande 
wirthe nach ſchlechten Korn, Obſt-, Wein-, Heu⸗ ıc, Ernten 
nicht in gleichem Werhältniß, wie die Preife fteigen, und 
finden dagegen bei großer Wohlfeilheit in der Fülle des 
Ernteertrags einige, obſchon Feine ganz zureichende Entfchädi- 
gung, I, $. 160, Nimmt man, wie ed unvermeidlich ift, die Er- 
tragsfäge und Preife nach dem Durchfchnitte einer längeren 
Zahresreihe in das Katafter auf (a), fo gleichen fich geringere 
Veränderungen von Jahr zu Jahr leicht aus und koͤnnen unbe: 
achtet bleiben. In Mißjahren hilft man durch Steuernachläffe, 
Wenn aber die Preife der Nohftoffe anhaltend niedrig find, 
3. B. bei einer Reihe guter Ernten oder Unterbrechung der bis- 
herigen Abfagwege, — oder anhaltend hoch, 3. B. in Folge 
einer Zunahme der Bevölkerung oder der Ausfuhr, fo verliert 
der Durchſchnitt einer früheren Periode feine Anwendbarkeit auf 
die gegenwärtige und es wird eine Berichtigung nöthig, die ent 
weder in einer einflweiligen Aenderung der Fataftrirten An= 
fchläge, oder wenigftens in einer Veränderung des Steuerfußes 
beftehen Fann (5). Auch die Schwanfungen im Preife des Gel: 
des Fönnen eine ähnliche Wirkung haben. 


(a) Behr (Wirthfchaft des Staats, F. 200) verlangt, daß die Grund⸗ 
fteuer nach dem wirklichen Einkommen umgelegt werde, weilnur 
mit diefem die Steuerfähigkeit gleichen Schritt halte, 
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(5) Hiernach hat man in den meiften Staaten feit der Wohlfeilheit der 
18207 Jahre gehandelt, indem bie KRatafter aus der theureren Zeit 
bherftammten, Es kann nirgends an ber Kenntniß derjenigen ftatifti- 
fchen rn fehlen, nad) denen biefe Berichtigung vorzuneh— 
men ift, 


$. 307. 

Der Vorfchlag, die Grundfteuer im Katafter in Boden- 
erzeugniffen (in natura) anzufeßen und nach den Preifen jedes 
Jahres die Steuerfchuldigfeit in Geld zu beflimmen (a), be= 
zweckt zwar eine Erleichterung der landbauenden Claſſe, hat 
aber Folgendes gegen fich: 

1) Die rohe und reine Einnahme der Landwirthe ift aus 
der in $. 306 angegebenen Urſache Feinesweges fo verfchieden, 
als der Preis der Bodenerzeugniffe, Es wäre fehlerhaft, die 
jährliche Steuerzahlung nur nach diefem Berfaufspreife abzu- 
meſſen, ohne dabei auch die erzeugte Menge in Betracht zu zie— 
hen, beren Beruͤckſichtigung aber zu umftändlich fein würde (5). 

2) Man hätte vielerlei Feld- und Gartengewächfe zu beach— 
ten, In der einen Gegend Fann der hohe Preis eines Handeld- 
gewächfes für die Wohlfeilheit des Getreides entfchädigen ıc, 

3) Da fhon ein Theil der Steuern, namentlich die Auf— 
wandsfteuern, unitändig ift, fo wäre es für die Ordnung im 
Staatshaushalte überaus ftörend, wenn nun audy die beträcht- 
lichſte unter den Schagungen jährlich einen veränderlichen Er- 
trag hätte, Wollte man dagegen den Gefammtbetrag der Grund⸗ 
fteuer gleich bleiben laffen und nur nach den jedesmaligen Prei- 
fen der .Erzeugniffe die Abgabe der verfchiedenen Arten von 
Ländereien neu beflimmen, fo würde jede Erleichterung eine 
Beſchwerde auf einer anderen Seite hervorbringen, 3. B. ein 
fehr wohlfeiles Getreidejahr würde den Steuerantheil der Wein- 
bergs⸗ und Waldbefiger, ein fehr gelinder Winter den der Ader- 
befiger erhöhen (e). | 
(a) Lo, Handb. d. Staatöw, II, 257 (219 der 1.4.) — Schön, 

Grundfäge, ©. 194. — ©, dagegen die Rec, bes erfteren Werkes in 

den Heidelb. Sahrb, 1823, Nr, 64 (v, Rau). 

(5) Bei welchem Preife der landwirthſchaftlichen Erzeugniffe die Grunds 
rente am größten fei, dieß ift im Allgemeinen gar nicht anzugeben, 
weil Eein feftes Verhäftniß zwifchen den Preifen und Quantitäten 


ftattfindet, I, 8. 160 (e). Soviel ift jedoch außer Zweifel, daß, wenn 
der Scheffel von 1 auf 2 fl. fleigt, darum die Rente nicht auch die 
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boppelte wird, Bei Holz und Wolle ift dieß eher der Fall, weil die 
Preisveränderungen derfelben faft nur von dem Begehre ausgehen. 
— Bei verfchiedener Fruchtbarkeit und verfchiedenen Preifen blei— 
ben auch die Koften des Lamdwirthes nicht ganz gleich, aber wenn 
man dieſen Umftand ebenfalls beachten wollte, fo würde die Verwi— 
ckelung vollends unlöslich. 

Sn dem v. Lotz a. a. D, aufgeſtellten Beiſpiel ſind die Waldungen 
mit einem Steuercapitale von 2 Mill. Klaftern Holz angelegt, wo⸗ 
von fie 20 pCt. oder 400,000 Kl. zu ſteuern haben. Zu einer Grund⸗ 
fteuerfumme von 7,200,000 ri, follen die Waldungen nad) dem Preife 
von 3 rl. für die Klafter 1,200,000 rl, beitragen. Nun fleigen die 
Preife der Bodenerzeugnifle, Waizen um die Hälfte, Roggen, Gerfte, 
Heu und Holz um Y,. Da man im Ganzen aud) nur 7, 200,000 ri. 
aufbringen will, fo vertheilt man die Laft fo, daß die Befiger ber 
Waizenfelder 192,000 ri, mehr, alle andern Grunbeigner aber we 
niger als bisher bezahlen, während vielleicht die Steuerfähigkeit 
ber Waldbefiser am allermeiften zugenommen hat, Hiezu kommt, 
daß kein Acer bloß Waizen oder Roggen 2c trägt, vielmehr immer 
einige Abwechslung vorkommt und alfo die Preife mehrerer Erzeug: 
niffe zufammengefaßt werben müßten, 


$. 308, 


Die Befikungen des Bauernftandes waren bisher insge- 

- mein mit erheblichen bäuerlichen Zaften belegt. Da ein folches 
Realrecht auf Dienfte und Abgaben einen Theil des Neinertra- 
ges dem Berechtigten zumendet, fo Fann die Steuerpflicht des 
belafteten Eigenthümers ſich nur auf den demfelben bleibenden 
Ueberreft der Grundrente erſtrecken. Derjenige Theil des Nein- 
ertrages aber, welchen der belaftete Eigenthümer wieder abge= 
ben muß, bildet in den Händen des Berechtigten eine Gefäll- 
rente, fir welche derſelbe ebenfalls befteuert werden muß, ba 
fein Antheil nach Abzug der Erhebungsfoften ebenfalls reines 
Einkommen ift, So wie es die Gleichheit verlegen würde, wenn 
man die Gefällberechtigten fteuerfrei ließe ($. 338), fo wäre es 
eine Weberbürdung, den Eigenthümer zehnts, zinse, frohn= ıc, 
pflihtiger Grundftüde ebenfo zu behandeln, wie den, deſſen Be= 
figungen ganz unbelaftet find (a), und diefer Unterfchied muß 
ſchon bei der Grundfteuer beachtet werden, weil diefe verfchiede- 
nen bäuerlichen Raften mit der Art des Grundbefißes zufammen- 
hängen (5), Bon Dienftbarkfeiten gilt daffelbe (ce). Die Hypo- 
thefenfchulden haben aͤhnliche Wirkung und ihre Nichtbeachtung 
bei der Steuerbelegung der Grundeigenthuͤmer ift eine der größ- 
ten Unvolllommenheiten der bisherigen Steuerfufteme, Da in- 
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deß die Belaftung mit Unterpfandsfchulden eine vorübergehende 
und veraͤnderliche ift, auch nur eine einzelne Art der Verſchul⸗ 
dung bildet, ſo kann ſie an einer anderen Stelle abgehandelt 
werden, |. F. 401 a. 


(a) 


(b) 


Man könnte dieß nicht damit rechtfertigen, daß man ſich objectiv an 
den reinen Ertrag der Güterquelle, nicht an das Ginfommen 
der Perfonen halten wolle, denn jenes wäre eben in ſolcher Weife 
unzuläffig, vergl, $. 262. 


In Defterreich wurde bei der T erefianifchen Grundfteuerregulirung 
(1750—1756) den Gefällbere tigten eine Dominicalfteuer aufge: 
legt, eine Erleichterung der belafteten Eigenthümer fcheint aber 
nicht vorgefommen zu fein, da man in Niederöfterreich die Ruftical- 
(bäuerlicen) und Dominicale (gutöherrlichen) Befisungen auf 
gleiche Weife nad) den Preifen der verſchiedenen Bodenclaffen an: 
Ihlug, in Mähren fogar bei einem Theile der Ländereien das rusti- 
cale höhere Anfäge erhielt, ald dad dominicale von leicher Boden: 
güte; f. Linden, Grundfteuerverfaff, der öfterteichifehen Monar: 
hie, I, 8. 10, 43, — Bei der Joſephiniſchen Grundfteuer (1784 und 
1785) durften zwar die Reallaften bei der Ausmittlung des Ertras 
ges nicht abgezogen werden, e8 wurde ihnen aber ein gewiffes Maaß 
gefest, indem die Steuern und Grundlaften zufammengenommen 
nicht über 30 pGt. des Rohertrags betragen follten, und da jene im 
Durchſchnitt auf 12 fl, 13%, Er, gefegt wurden, fo blieben für diefe 
17 fl, 46%, Er. von 100 fl, übrig; v. Krem er, 11, 60, Linden, 
1, 72, Diefe Verminderung der Grund efälle, eine für die Berech⸗ 
tigten harte Maaßregel, trat vom 1. November 1789 an ein und 
wurde ſchon 1790 mit dem ganzen Sofephinifchen Grundfteuer- 

fofteme von Leopold 11. wieder aufgehoben, doch follten wenigftens 
von jegt an bie herrfchaftlichen Grundftüce eben fo hoch als die un: 
terthänigen (bäuerlichen) befteuert werden, woraus für diefe eine 
Abgabenverminderung entftand, Linden ‚1, 76. — Das Patent 
von 1817 $, 14 verbietet die Berüdfichtigung der „Capitalſchulden, 
Gelddienſt⸗ Natural⸗Abſtattungs⸗ Roboth⸗ und Zehentverbindlich⸗ 
keiten.“ Das Bebürfniß einer Abänderung dieſer Beftimmung 
wurde nicht verfannt, In Niederöfterreich, wo das Katafter 1835 in 
Vollzug trat, wurde noch kurz vorher, auf den Antrag der Stände, 
die Uebertragung eines Theil der Grundfteuer von belaftetem Lande 
auf die Berechtigten verfügt und einftweilen der Abzug der Kirn 
gen Urbarials u. Zehntfteuer von dem Anfchlage der bäuerlichen 
Ländereien angeorbnet, Decr, vom 1, Juli 1834, Während unbelafte: 
tes Eigenthum von 100 fl, Reinertrag 16 fl. 55%, Er. giebt, fo trägt 
der belaftete Eigenthümer nur 13 fl, 134 Er. und der Berechtigte 
die übrigen 3 fl. 42%, Er. Linden, I, 555, U, 14 und Beil, Rr, 4. 
— Dad mailändifche Katafter trifft den Grundei enthümer nad 
Maaßgabe feines feften oder veränderlihen Pachteintommens, parte 
dominicale, und der Antheil des Bauern (parte colonica) wird 
unter die Wirthfchaftskoften gezählt; jedoch geſchah diefe Ausſchei⸗ 
dung nicht ohne Fehler, ſ. Burger, Reife durch Obertalien, II, 240. 
— Sn den öftlichen Provinzen des preußifchen Staates gab es viele 
Bauern, welche Gefälle in Geld oder Früchten an die Domänencaffe 
entrichteten und bafür von der Grundfteuer frei geblieben waren, 
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Man mußte daher bei den Gefällablöfungen einen der ländlichen 
Grundfteuer entfprechenden Theil ausfheiden und als Steuer ftehen 
‚ laflen. Um die Befiger hiezu geneigter zu machen, wurde ihnen bie 
Ablöfung des Reftes mit dem 20fachen ftatt des 25fachen geftattet, 
V. v. 23 Juni 1836, zurüdgenommen 1. Dec. 1843, Schimmel: 
fennig, die preußifcdhe dir. St. I, 42, 
(c) Ueber die Ausmittlung der Reallaften ſ. Würtemb. Inftr. vom 10, 
Sebruar 1820 in Reyſcher's Sammlung (Moſer's Sammlung 
ber würt, Fin. Gefege, II.) XVII, 2. ©, 1104, 


$. 309, 


' Um biefer Forderung der Gerechtigkeit zu genügen, hat man 
in den meiften deutſchen Staaten bei der Kataftrirung jedes 
Grundftüdes aud die Grundlaften forgfältig berechnet, ihren 
mittleren Betrag in Geld angefegt und von dem Reinertrage 
des als laftenfrei angenommenen Grundftüds abgezogen. Der 
Ueberreft bildet den fteuerbaren Ertrag des Eigenthuͤmers; zu= 
gleich wird aber von dem Berechtigten eine befondere Gefäll- 
fteuer erhoben (a). Dieß Verfahren gemährt den belafteten 
Eigenthümern volle Sicherheit und Bequemlichkeit, nur wird 
dadurch die Kataftrirung viel umftändlicher und Eoftbarer. 

Man könnte jedoch auch die Grundlaften ganz aus dem 
Katafter weglaffen und ſich damit begnügen, den Grundeigen« 
thuͤmer zu einem verhältnißmäßigen Abzuge an den zu entrich⸗ 
tenden Grundgefällen zu ermächtigen. Dieß bewirkt für das 
Kataftrirungsgefchäft, fo wie für die jährliche Erhebung eine 
fehr erhebliche Erleichterung (2). 

(a) 3.8. bad. Grundfteuer - Ordnung v. 1810, $. 4: Zehnten, Beeten, 
Binfen, Gülten, Erbpädte, Theilgaben, Holz: und Weideberehhtiguns 
gen follen abgezogen werben; Verordn. v. 6, Sept. 1813: auch Froh⸗ 
nen, die auf einem Grundftüde haften (dagegen ift nad) V. v. 4. März 
1811 der Abzug des Handlohns und Sterbfalld nicht geftattet, weil 
fie nicht jährlich eintreten; ein unbefriedigender Grund), — Ebenfo 
würtemb, Gef. v. 15, Zuli 1821, $. 21. 22. — Im Großh. Heflen be⸗ 
ruht auf diefem Abzuge der Unterfchied des fogenannten Rauh— 
und Pur= Steuercapitales, — Bair, Grundſt.-Geſ. v. 1828, $. 4, 

(5) Ausführliche Schilderung diefer Schwierigkeiten, wie fie ſich in der 
Erfahrung barftellen, bei v. Groß, a. a. O., ©, 52? — 61. „Es 
giebt Länder, wo man nad) Aufopferung von mehreren 100,000 fl. 
zu ber Ueberzeugung gelangt ift, daß es befler fei, die auf den 
Grundftüden ruhenden Reallaften ald gar nicht vorhanden zu be= 
tradhten und dem Empfänger und Geber zu überlaffen, fich mit ein= 
ander auszugleichen.” — In ähnlichem Sinne Benzgenberg, II, 
283. — Preuß, Grundfteuergef, für die weftl, Provinzen v. 21. Jan. 
1839, $. 24: Privatrechtliche Laſten werden im Katafter nicht be= 

Rau, polit, Oekon. 3te Auög. III. 2. Abth. 2 
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rüdfichtigt. F. 41: In wieferne der Eigenthümer von einem Berech— 
Ahr Entfhädigung verlangen Tann, beftimmen bie beftehenden 
Geſetze. 


$. 310, 

Diefed zweite einfachere Verfahren ift indeß mit verſchie— 
denen Nachtheilen verbunden. 

a) Bei verwidelten bäuerlichen Verhältniffen fommt es oft 
vor, daß die Berechtigten und Pflichtigen fich Über die Art und 
Größe des Abzuges, 3. B. bei einer untheilbaren Leiſtung, die 
in Geld angefchlagen werben muß, nicht vereinigen, und für 
dieſen Fall müßte man wenigſtens eine leichte, unfoftfpielige 
Schlichtung folder Streitigkeiten, etwa durch ein Schiebögericht, 
anordnen und für baffelbe eine Anftruction geben (a). 

b) Der Gefällberechtigte wird hiebei mittelbar (indirect) 
befteuert. Während der Staat die Erhebungsfoften der Gefäll- 
fteuer erfpart, entfteht für den Grundeigenthuͤmer die Beſchwerde, 
daß er diefe Steuer vorfchießen muß, und hierin liegt bei ben, 
nur von Zeit zu Zeit eintretenden Handlöhnen, Fallgebühren ıc. 
ein empfindlicher Nachtheil, 

c) Bei manchen Gefällen, vorzüglich bei Zehnten, hat der 
Berechtigte verfchiedene Einfammlungs-, Transportkoften, Ber- 
Iufte u. dgl, zu tragen, die Entrihtung bed Pflichtigen bildet 
den Rohertrag des Gefälles und nur der nach Beftreitung jener 
Koften uͤbrigbleibende Theil ift fteuerbares Einfommen, Der Bes 
rechtigte würde alfo zu hoch befteuert, wenn ihm gerabe foviel 
abgezogen würde, ald die dem Pflichtigen gebührende Steuerer- 
leichterung ausmacht. Ohne Kataftrirung der Gefälle läßt fi 
diefe Ermäßigung nicht genau vornehmen. | 

Es ergibt fi hieraus, daß die befchriebene Abkürzung des 
Kotaftergefchäftes nur da zu empfehlen ift, wo wenige Grund⸗ 
laften beftehen und wo dieſe fchon in eine einfache Form umge⸗ 
wandelt find, 


)a) Soll der belaftete Eigenthümer jährlich den vollftändigen Erſatz der 
vorgefchoffenen Steuer durch den Abzug an der Laft erlangen, fo 
muß es befannt fein, den wievielften Theil der ganzen Rente bes 
Grundftüdes die Laft ausmacht, Es ift ein Geldanfchlag ber legteren 
erforderlich und wenn mehrere Gefällberechtigte vorhanden find, fo 
muß man für den Anfpruch eines Jeden einen Geldfag haben, — Fehlt 
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es hieran, oder kann man fich über den Anfchlag nicht verftändigen, 
fo könnte nur etwa angeordnet werben, baß von jeder Leiftung an 
die Berechtigten der ebenfovielfte Theil zurück behalten werde, als 
die Steuer von der ganzen Rente beträgt, Dieß hätte die Folge, daß 
in ben einzelnen Jahren der Abzug bald größer bald Kleiner ift, als 
der für den Berechtigten ausgelegte Theil der Steuer, Es fei 
z. B. die ganze Rente 16 fl., die Belaftung 74, die Steuer 14, fo hat 
von der Steuerfchuldigkeit der Eigenthümer 1 fl. 20 Er, der Be- 
rechtigte 40 Er, zu tragen, Wird nun jedesmal 1% abgezogen und 
beläuft ſich in einem einzelnen Jahre, wo die ganze Rente auf 11 fl. 
finkt, die Laft auf 4 fl, fo ift der Abzug von Y/, nur 50 ftatt 40 fr, 
und bie Ausgleihung erfolgt erft in einem längeren Zeitraum. — 
Bei der frangöfifchen Verordnung : 11 (le proprietaire) est autorise 
à retenir la contribution de la portion du revenu, dont il ne jouit 
pas, Rec, Art. 329, bleibt es unbeftimmt, nad) welcher diefer beiden 
Methoden der Abzug erfolgen ſoll. Wahrſcheinlich geſchieht es nad) 
ber zweiten und zwar fo, daß der Eigenthümer 14 der jährlichen 
Leiftung zurüdbehält, weil dieß der Fuß der Grundfteuer fein follte. 
&o verordnet auch das angef. baierifche Geſetz von 1828 in $, 4, 
daß im Rheinkreife der Eigenthümer dem Rentenempfänger Y, der 
Rente in Abzug bringen dürfe, — Bei der proviforifchen Grund- 
fteuer im venezianifchen Gebiete wurde 1815 dafjelbe vorgefchrieben, 
Linden, 1,193, 


$. 311, 

Die Regeln, nach denen die Regierung in Hinficht auf dieſe 
Steuer handeln foll, werben zum Theil von der Meinung be= 
dingt, die man über die Wirkung einer gleihbleibenden 
und einer veränderlichen Grundfteuer auf die Preife der 
Ländereien gefaßt hat, und diefer Gegenftand bedarf deßhalb 
einer Unterfuchung. | 

Wenn in einem Lande Feine andere Schaßung befteht, als 
die Grundfteuer, und zwar eine unveränderliche, fo wird die 
durch fie verurfachte Minderung des Reinertrages wie eine 
Grundlaft oder eine Verringerung der Fruchtbarkeit bei der 
Erwerbung der Grundftüde in Anfchlag gebracht werden, Eine 
folcye fefte Grundſteuer erniedrigt alfo den Kaufpreis des Grund- 
ftüds etwa um das 20, 25 oder 33 fache und der Käufer, der nur 
den nach Abzug der Steuer übrig bleibenden Reinertrag bezahlt 
hat, verliert durch jene nichtö an der erwarteten Rente, Dage- 
gen leidet derjenige, welcher. dad Grundftüd nach der Einfüh- 
rung ber Steuer zum erftenmale verkauft, den vollen Berluft, 
und der Staat erfcheint ihm gegenüber wie ein Gefänberechtig. 
ter, denn ber Werth des immerwaͤhrenden Anſpruchs auf bie 

2* 
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Steuer wird gerade durch jene Summe ausgebrüdt, um melde 
fidy der Preis der Ländereien erniedrigt, Wer nicht verkauft, 
fieht wenigſtens feinen Vermoͤgensanſchlag und feinen Credit 
verringert, Jede Steuererhöhung bringt eine ähnliche Wirkung 
hervor, eine ältere Steuer aber entzieht den jegigen Grundeigen- 
thümern nur einen Theil des Reinertrags, auf den fie gar feinen 
Anfpruch machen Eönnen, weil fie ihn nicht bezahlt haben. 


$. 312, 


Diefe Wirkung ift nicht der Grundfteuer allein eigen, ſon⸗ 
dern Eommt bei jeder Schagung vor, die auf einen verkäuflichen 
Gegenftand von veränderlihem Preife gelegt wird, 3. B. bei 
der Steuer auf Häufer, reale Gemwerbs- und andere Berechti⸗ 
gungen, Staatöfchuldbriefe u. dergl. Jede Claffe von Steuer⸗ 
pflichtigen, die eine Schagung tragen muß, leidet eine Schmäle- 
rung ihres Gintommens und wird in dem Falle überbürdet, wenn 
andere Glafjen nicht ebenfalls verhältnißmäßig befteuert find, 
nur druͤckt ſich diefe Belaftung nicht überall in einem Fleineren 
Preisanfchlage des Vermögens aus (a). Doch dürfte man nicht 
fchließen, daß eine ſolche ältere Grundfteuer, welche die einzige 
Schatzung wäre, von den Befteuerten gar nicht ald Befchwerde 
empfunden würde, Denn 1) Außert fich der Einfluß einer ſolchen 
Grundfteuer auf den Preis der Liegenfchaften Feineswegs in 
allen Fallen, Ein Theil der Ländereien befindet fich in feſter 
Hand bei Körperfchaften, ein anderer vererbt fid) ohne Preisan- 
fhlag an Nachfolger in Fideicommiffe, an einzige oder bevorzugte 
Kinder und Teftamentserben, und bei Erbtheilungen unter Ges 
fchwiftern pflegt ein niedriger Anfchlag zu Grunde gelegt zu 
werden, In allen diefen Fallen wird Fein von der Steuer er- 
niedrigter Preis bezahlt, ein folcher zeigt fich nur etwa bei einem 
Bermögensüberfchlage, 3. B. für eine Verpfaͤndung. 2) Der 
Preis der Grundftüce ift bei einerlei Höhe der Grundrente fehr 
wechfelnd, wie es die Veränderung im Begehr und Angebot fo- 
wieim Zinsfuße (I, $.119.) mit ſich bringen, zudem ift die Rente 
felbft je nach den Preifen der Rohſtoffe, der Benugungsart des 
Bodens ıc ungleich und fchon hieraus folgt die Nothwendigfeit 
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eined veränderlichen Preifes des Grundeigenthums. Daher 

laßt fich neben diefen häufigen und ſtarken Preisſchwankungen 

die Wirfung einer feften Grundfteuer nicht herausfinden, diefe 
erfcheint dem Eigenthümer wie jede andere Ausgabe, z. B. flır 

Bewirtbfchaftungsfoften ; fie wird nit unfühlbar, weil man 

das deutliche Bewußtfein nicyt hat, daß man ihretwegen defto 

wohlfeiler gefauft habe (5). 

(a) Eine Steuer vom Arbeits: und Gewerböverbienft und von dem Gapi- 
tale trifft nur das Einkommen der Befteuerten, ohne deffen Vermö- 
gen dem Verkehrswerthe und Preife nad) zu erniedrigen, Wenn ein 
Landgut von 10,000 fl. Preisanfchlag, welches eine Rente von 400 fl, 
abwirft, mit 80 fl. befteuert wird, fo bleiben nur noch 320 fl. übrig, 
und der Preis wird auf 8000 fl. finken, es gehen alfo an der An= 
faufsfumme 2000 fl. verloren, Ein Kaufmann, der von 10,000 fl. 
Capital 800 fl. Zins und Gewerbögewinn bezöge und bavon 80 fl. 
Steuer gäbe, hätte in feinen Einkünften gleiche Einbuße, und fein 
Gapital trüge ihm % p&t. weniger ein, der Anfchlag feines Vermoö— 
gens bliebe aber der nämliche. 

(db) Janßen, Natur und Wirkungen ber feit langen Jahren unveräns 
dert gebliebenen Grundfteuer, Oldenburg 1851, ©. 35. — Mit 
ben Reallaften verhält es ſich darum anders, weil diefe oft einen viel 
ftärferen Theil des Reinertrages hinwegnehmen, auch das Gepräge 
ber Unveränderlichkeit wegen ihrer privatrechtlihen Natur deut: 
licher an ſich tragen. ' 
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In den bisherigen Sägen ($. 311. 312.) wurde der Fall 
angenommen, daß Feine andere Schaßung befteht, ald die Grund— 
fteuer. Wenn dagegen alle Einkünfte, alfo auch alle Arten, Ver⸗ 
mögen werbend anzulegen, gleichmäßig befteuert find, fo fällt 
jene Wirfung der Grundfteuer auf die Preife der Grundftüde 
ganz hinweg. Wird z.B, von jeder Nente Y, ald Steuer ge- 
fordert, alfo der Ertrag von je 100 fl, Capital von 4 auf 31% 
Proc. vermindert, fo wird ein Grundftüd, welches vor der An⸗ 
legung der Steuern 100 fl, galt, und dann der Grundfteuer 
willen auf 8714 fl. fank, nicht mehr um diefen Preis zu haben 
fein, weil fonft der Käufer nur das Zöfache bezahlte, während er 
bei anderen Anwendungen feined Vermögens erft aus 28% fl. 
einen Gulden Rente nach Abzug der Steuer bezieht. Waren, fo 
lange die Grundfteuer allein beſtand, die Güterpreife niedriger 
geworben, fo müffen fie bei dem Hinzufommen anderer Schaß- 
ungen wieder in bie Höhe gehen, weil fo lange, ald man aus 
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Pändereien eine höhere Nente erhält, ein ftärferer Begehr nad) 
denfelben eintritt, Ie volllommener das Schatzungsſyſtem ge— 
worden ift, defto vollftändiger ftellen fich diejenigen Preife deö 
Grundeigenthums wieder her, melde ohne alle Schagungen 
ftattfinden würden, und nur darum, weil diefe gewoͤhnlich ftärfer 
auf das liegenfchaftliche Eigenthum fallen, als auf das bewegliche 
Bermögen, läßt fich annehmen, daß noch einige Erniedrigung 
der Kändereipreife in Folge der Grundfteuer übrig bleibt (a). 
(a) Unter der Vorausfesung, daß ſich die Einträglichkeit verfchiedener 
Anlegungsarten eines Vermögens mit der Zeit durch das Mitwer- 
ben völlig ausgleichen müffe, ift die Wirkung der ungleichen Steuer- 
belaftung fo zu verdeutlichen. Es fei bei einem Zinsfuße von 4 pGCt. 
der eine Theil des Vermögens mit 14 p&t, ober der Rente be- 
fteuert (3. B. Ländereien und Häufer), ein anderer Theil mit 4 pEt. 
oder Y,, der Rente (3. B. die vom Eigenthümer zum Gewerböbes 
triebe gebrauchten Gapitale), ein dritter Theil gar nicht belegt 
(3. B. die ausgeliehenen Gapitale), fo läßt die Steuer den 3 Elaffen 
von VBermögensbefigern 3, —3%/, und 4 pCt. der Rente übrig. Dieß 
kann nicht fortdauern. Die abnehmende Nachfrage nad) Liegen- 
fchaften wird den Preis derfelben erniedrigen, zugleich wirb man 
mehr auszuleihen fuchen und der Zinsfuß wird herabgehen. Sinkt 
derjelbe auf 3%, pGt. und der Preis der Liegenschaften auf 93%, pEt., 
fo ftehen alle drei Verwendungen wieder im Gleichgewichte, Obige 
Vorausſetzung trifft aber nicht genau ein, weil z. B. das Grund: 
eigenthum wegen feiner Sicherheit und der Ausſicht auf Rentener- 
hoͤhung mehr gefucht wird, fo daß deßhalb die Preife etwa um bie 
dreifache Rente höher ftehen müffen, ald außerdem (etwa 2814 fach 
ftatt 25 fach), — weil das wechfelnde Mitwerben und die Unmög— 
lichkeit einer fcharfen Ausmittlung der Grundrente immer vielerlei 
Schwankungen in die Preife bringen, — ferner weil bei dem Aus—⸗ 
leihen viel auf den Grad von Sicherheit und Bequemlichkeit bes 
Gläubigers ankommt, und weil ein geringer Unterfchied nicht zu= 
reicht, um viele Gapitaliften zu Gewerbsunternehmungen, ober bis⸗ 
herige Unternehmer zum Ausleihen zu bewegen ꝛc. 
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Aus der in vorftehenden 88. beleuchteten Annahme, daß eine 
durch lange Zeit gleichgebliebene Grundfteuer fuͤr die jetzigen Be- 
ſitzer ganz unfuͤhlbar geworden ſei, hat man die Regel gefolgert, 
dieſe Steuer durchaus unveraͤndert zu laſſen, indem ſie dann einem 
Theile des Grundeigenthums entſpreche, den die früheren Ver⸗ 
kaͤufer ohne Erſatz abgegeben haͤtten und der gleichſam dem 
Staate anheimgefallen ſei, waͤhrend jede Verminderung der 
Grundſteuer ein unverdientes Geſchenk, jede Erhoͤhung derſelben 
eine Eigenthumsentziehung bilde (a). Wenn die jetzigen Grund- 
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eigenthuͤmer wirklich ihre Befigungen um einen Preis erworben 

hätten, der nur die nach Abzug der Steuer übrig bleibende Nente 

vergütete, fo wäre diefe als fteuerfrei anzufehen, und die Regie— 
rung fönnte in Verſuchung kommen, diefe Eigenthümer ald Em- 
pfanger eines unbelafteten reinen Einfommens gleich anderen 

Ständen, die ein foldyes genießen, noch einer weiteren Schaßung 

zu unterwerfen (2). Allein: faft in allen Staaten iſt durch das 

Hinzulommen anderer Schaßungen jene Preiserniedrigung der 

befteuerten Grundſtuͤcke größtentheild wieder aufgehoben worden, 

$.313, Aber felbft da, wo dieß nicht gefchehen wäre, müßte doch 
die behauptete Unfühlbarfeit aus den in. $. 212. angegebenen 

Gründen bezweifelt werden. Wird endlich die Grundfteuer nicht ge= 

ſetzlich für unveränderlich erflärt, werden vielmehr Abänderungen 

vorbehalten oder wirklich vorgenommen, fo können die Käufer kei⸗ 
neöwegs auf das Fortbeftehen der gegenwärtigen Steuerfäße 
bauen (ce). 

(a) Diefe Anficht fcheint von Craig hergurühren, Politik, III, 40, — 
Nach ihm ift fie vorzüglich von Sartorius entwidelt worden, 
Ueber die gleiche Befteuerung des K. Hannover, befonders ©, 9%, — 
van Hogendorp, I, 185, — Murhard, 8,294 ff. — v. Pritts 
wis, Theorie der Steuern und Zölle, ©. 132, — v, Bülow-Eum- 
merow,\Preußen 2c, II, 181 (1843) erklärt fogar, die Grundfteuer 
fei ihrem Wefen nad) feine Steuer, fondern eine Grundrente, und 
glaubt, der Staat fei nicht zur neuen Anlegung einer ſolchen be> 
rechtigt, weil dieß eine Gapitalsberaubung oder eine Schmälerung 
des. Grundvermögens ſei. — Aehnlich Schüsenberger in ber 
franzöf. Deputirtenfammer, 26. Sun, 1845. — Mac Culloch, 
Taxation, S. 62. — v. Bededorf a ,.D.— Klebs, in den 
Berhandlungen bes landw. Congreſſes v. 1848 und in Oekon. Neuigk. 
1849, Nr. 95. — Dagegen Krönde, Ueber die Grundfäge einer 
gerechten Befteurung, Ste Abhandlung, ©, 276. — Benzenberg, 
Ueber das Katafter, I, 387. — Lo, Handb. III, 273. — Lacaves 
Laplagne (Finanzminifter) in der Deputirt, Kam, a, a. Tage, — 
Klemm, Staatswirthfchaftiiche Blätter, III, 5, — Harkort, Bes 
merkungen über bie Grundfteuerausgleichung, Berl, 1849. — v. Pa; 
tow a. a. O. S. 5. — Janßen a a. DO, — dv. Struenfes, 
Die —— mit beſ. Beziehung auf das Königreich Preußen, 
1850, ©, 81, ’ 

(b) Murh ard baut fo feft auf die Unfühlbarkeit Alterer Grundfteuern 
für die fpäteren Grundbefiger, daß er es für zuläffig erachtet, diefel- 
ben noch einer neuen Eintommenfteuer neben jenen zu unterwerfen, 
weil fie fonft gar nicht mit ihrem eigenen Einkommen in Anſpruch 
genommen wären, ©. 365. Krönte hatte dieß fchon als eine 
richtige Folgerung aus bem von ihm befämpften Principe barge- 
ftellt, a. a. D. ©, 277, — Ebendahin zielt der Oldenburgifche Ein⸗ 
tommenfteuerentwurf v. 1850, ſ. Janßens a, Schrift. 
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(ce) v. Patow, a. a. O. zeigt, daß bie preußifche Grundfteuer viele Ver⸗ 
änderungen erlitten * und daß die neueren Geſetze wiederholt eine 
neue Anlegung derſelben in Ausſicht geſtellt haben. 


g. 315, 


Veraͤnderungen in der Grundſteuer (a) ohne gleichzeitige 
und gleichmaͤßige Aenderungen in den uͤbrigen Schatzungen 
gehen aus dem Beſtreben hervor, die gegenwaͤrtige Grundrente 
durchgaͤngig in gleichem Verhaͤltniß und in Uebereinſtimmung 
mit der Belaſtung der anderen Zweige des reinen Einkommens 
zu beſteuern und Mißverhältniffe zu beſeitigen, die in dieſer 
Hinficht wahrgenommen werden, Findet man die Grundfteuer 
im Allgemeinen zu hoch oder zu niedrig, ſo laͤßt ſich leicht durch 
Abaͤnderung des Steuerfußes helfen. Der Beweggrund hiezu 
kann liegen 1) in der Zunahme der Grundrente wegen der 
Fortſchritte des Anbaus, der Bevoͤlkerung und des Wohlſtandes, 
— oder dagegen in dem Sinken dieſer Rente, welches wenig⸗ 
ftend bisweilen vorlbergehend von geftörtem Abſatze und gefun- 
kenem Preife der Bodenerzeugniffe verurfacht wird. Wer Laͤn— 
dereien befaß, während ihre Nente anwuchs, der ift fähig und 
verpflichtet, eine Steuererhöhung zu ertragen, und wer feine 
Rente abnehmen fah, hat Anfpruch auf Erleichterung, Won 
ſolchen Erwerbern, welche die Grundftüde um einen geminder- 
ten Anfchlag an fich brachten, gilt Gleiches, $. 312 Nr, 1. Nur 
diejenigen Erwerber fommen in Nachtheil, welche erft kuͤrzlich nach 
ber erfolgten Zunahme der Nente gefauft und einen der— 
felben entfprechenden Preis bezahlt haben, ohne dabei auf die 
Vermuthung einer baldigen Erhöhung der Grundfteuer Ruͤck— 
fiht zu nehmen, Die Zahl folcher Käufer ift aber verhältniß- 
mäßig Flein und der letztgenannte Umſtand nicht ermeislich, 
weßhalb fich eine Ausnahme zu ihren Gunften nicht ausführen 
ließe; 2) in der gewonnenen Ueberzeugung, daß die bisherige 
Grundfteuer in Vergleich mit der Befteuerung anderer Zweige 
bes reinen Einfommens zu hoch oder zu niedrig gewefen fei. 
Der letztgenannte Fall kommt nicht leicht wor, öfter aber der 
erfiere, Hätte die Ueberbirdung lange gedauert, fo würden 
allerdings viele Grundſtuͤcke um niedrigere Preife an die jeigen 
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Beſitzer gelangt fein, die deghalb von der Steuerermäßigung 
einen unverhofften Bortheil zögen und bei ben von jekt an er- 
folgenden Sandveräußerungen größere Preife erlangten, Se 
Fürzere Zeit jedoch feit der Feſtſetzung diefer Grundfteuer verfloffen 
wäre, defto weniger koͤnnte man fich durch diefe Erwägung von 
der Herabfeßung abhalten laffen, und da auch für diefen Fall 
die in $. 312 enthaltenen Bemerkungen ihre Anwendung finden, 
fo läßt es ſich auch rechtfertigen, wenn der Staat ſich überhaupt 
lediglich an das Verhältniß der Steuer zu der Nente hält, ohne 
die Bedingungen zu beachten, unter denen die Ietere von dem 
Grundbefiger erworben worden ift, wenn er alfo bloß darauf be= 
dacht ift, von der Grundrente eine eben fo große Quote zu erhe— 
ben, als von anderen Einkünften (2), 


(a) Die englifche Grundfteuer, auf die man fich oft beruft, ift von eigen- 
thümlicher Art. In England waren lange Beit hindurch periodifche 
Steuern, die monatlich oder wöchentlich nach dem jedesmaligen Be: 
darfe ausgefchrieben wurden, die Üblichfte Belaftungsart des Grund: 
eigenthums, Im Sahre 1693 wurde eine neue Grundfteuerbefchrei: 
bung verfertigt, welche einen Gefammtanfchlag von 10 Mill, 2, St, 
ergab. Hievon wurden feitdem bald 1, bald 2, 3 und in der Hälfte 
des ganzen Zeitraums 4 Schilling vom 8, St., d. h. Y—% als 
Steuer erhoben, ber Durchſchnitt war 3 Sch, 3 P. vom 2. St. 
(16'/, p&t.) des kataftrirten Reinertrages., 1798 dei Sahr Georgs Ul, 
C. 60) wurde der damalige, ſchon lange gleichgebliebene Fuß von 
4 Sch, vom 2, der Anfchläge von 1693 als immerwährend er: 
Härt, Die Summe war 2,037,627 8. Zugleich wurde auf Pitt’s 
Antrag befchloffen, die unveränderliche Grundfteuer abkäuflich 
zu maden, nämlich fo, daß der Eigenthümer gegen Hingabe einer 
gewiffen Summe in Staatspapieren fich von diefer Steuer befreien 
könne. Die 3procentigen Staatsfhuldbriefe ftanden damals zu 50, 
was dem Käufer derfelben 6 pCt. Zinfen verfchaffte., Nach dem Ge— 
fege foll jedes &, St. Grundfteuer mit 40 &, in ſolchen Obliga- 
tionen nad dem Nennbetrage abgelöft werben. Diefe 40 2. trugen 
aber 114 2. Zins, der ablöfende Grundeigner mußte alfo den Vor: 
theil der Anlegung auf ficheres unbewegliches Vermögen und bie 
Sicherheit gegen eine künftige Steuererhöhung mit der Aufopferun 
jenes 14 2, St. erfaufen. Bei jenem Eurfe der 3 pCt. verzinft fi 
die Ablöfungsfumme zu 5 pCt. oder fie ift das 20fache der Steuer 
(20 years purchase), bei einem Gurfe von 75 ift fie das 30fache, 
bei dem jetzigen Curſe von 92 das 36%, fache, Pitt (Rede im Un: 
terhaufe, 2. April 1798) verkennt nicht die Nachtheile einer un— 
wandelbaren Grundfteuer: „Ich geftehe gerne zu, daß ich e8 für einen 

———— Mangel (an original defect) der jetzigen Ver: 

theilungsart betrachte, daß keine periodifche Nevifion angeordnet 

worden war. Ich glaube es wäre weife und zuträglich für das Land 
gewesen, wenn man eine foldhe Vorſorge —2 hätte. Zwei wichtige 

Vorkehrungen (guards) wären nöthig, nämlic) zu verhindern, daß die 
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Ungleichheit zu groß würde, und zugleich Verbefferungen nicht zu ent⸗ 
muthigen.“ Aber er ftügt ſich darauf, daß man dieß nicht gethan, die 
Steuer ſchon lange ungeändert gelaffen habe und die Landkäufe fi) 
hiernach gerichtet hätten. ©, u. a, The Scots Magazine, LX, 275. 
Rees, Cyclopaed. XX. Art, Land-Tax — Die Ablöfungen dauern 
zwar noch fort, jedoch in geringem Umfange. Die Grumdfteuer in 
England, Wales und Schottland belief ſich 1839 noch auf 1,174,100%. 
brutto. — Die Veränderungen in der Grundrente haben bie 
Steuer im Laufe der Zeit fo ungleich gemacht, daß fie in den am 
meiften aufgeblühten Gegenden nur 14, ftatt ",, in mandyen anderen 
aber dagegen bis zu 94, der Rente ausmacht. Eine neue Umlegun 
würde jedoch fhon darum unausführbar fein, weil Schottland dur 
die Unionsurkunde dagegen gefchüst iſt. Uebrigens ift doch nur ber 
Steuerbetrag jeder Ortfhaftder nämlicdhe; unter die ein- 
zelnen zugehörigen Grundbefiger wird die Steuer jährlich neu, nach 
Maafgabe der muthmaßlichen Rente, vertheilt. Sinclair, Hist. of 
the Revenue, II, 340. — Bailly, 1, 567—584. 

(db) Das frangöf. Gefeg v. 1. Aug. 1850 fchafft 17 pCt. Zufchläge für 
allgemeine Zwede ab, welche bisher mit der Grundfteuer- verbunden 
waren. 


$. 315 a, 


Zeigt ſich eine Ungleichheit in der Befteuerung einzelner 
Arten von Ländereien oder der Grundftüde verfchiedener Gegen- 
den, fo fann eine gleichförmige Belaftung nur durch eine Ver: 
änderung in den Steueranfhlägen bewirkt werden, Die 
Beforgniß, daß die Steuererhöhung bei einem vermehrten Bo— 
denertrage von ferneren Verbeſſerungen der Ländereien abhal= 
ten und den Gewerbfleiß entmuthigen möchte, ift nicht begrün- 
det (a), weil eine in richtigem Verhältniß erhöhte Steuer im= 
mer noch den größten Theil des erzielten Mehrertrages in den 
Händen des Eigenthümers laßt, auch ohnehin diefe Maafregel 
immer nur nach längeren Zwiſchenzeiten erfolgt und die geſchickte 
Bewirthfchaftung des einzelnen Landwirthes von der Grund 
fteuer nicht getroffen wird, $. 298. Nur eine willfürliche, das 
billige Maaß überfteigende Erhöhung der Katafteranfäge koͤnnte 
jener Befürchtung Naum geben (5). Man entvedt bisweilen 
Fehler in den Schägungen, die eine Abänderung nöthig ma— 
hen (ce). Die Grundrente einzelner Stüde oder Bezirke 
wird nicht felten durch natürliche Verſchlechterung, 3. B. Ab⸗ 
fpülen, Berfumpfen, Verſanden, Vorrliden der Gletfcher, Ver- 
fhütten ıc., erniedrigt; fie fteigt auch oft aus Urfachen, die 
außerhalb des Gewerbfleißes der Landwirthe liegen, z. B. durch 
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höhere Preife oder erleichterten Abſatz; aber felbft eine durch 
Kunft bewirkte Ertragsvermehrung, wenn fie dauernd ift und 
folglich entweder auf der Urbarmachung oder Grundverbefferung 
beruht, oder aus dem herrfchend gewordenen befferen Betriebe 
herrührt, Fann füglicy eine Erhöhung des Steueranfchlages be- 
gründen (d). 

Auch bei diefem Falle ift der Zweifel erhoben worden, ob 
nicht die zu hohe oder zu niedrige Belaftung einzelner Grund- 
ſtuͤcke ſich ſchon längft durch, die darnach abgemeffenen Preife fuͤr 
die gegenwärtigen Befiger ausgeglichen habe. Hierauf ift außer 
den obigen Gegengründen noch dies zu ermwiedern: Es ift Fei- 
neöwegs ficher, daß ein zu gering befteuertes Grundftüd ver- 
hältnißmäßig höher verfauft wird, denn es kann auch, da man 
nicht fo leicht an die Unrichtigfeit des Katafterd glaubt und der 
Reinertrag ſchwer zu erforfchen ift, der Käufer fein Preis gebot 
‘ gerade nach dem Steueranfchlage abmeſſen. Dauert das Stei- 
gen oder Einfen der Grundrente fort, fo hat der größte Theil 
der jegigen Befiger von diefer Wirkung felbft noch Nutzen oder 
Schaden gehabt, und es ift alfo billig, daß die Steuerfäße ver- 
ändert werben. 

Uebrigens ift es Schon wegen der Größe und Koftbarkeit des 
Gefchäftes nicht rathfam, die Nevifion der Grundfteuerbücher 
fchon nach Furzen Zwifchenzeiten zu veranftalten, Wie oft dieß 
gefchehen ſolle, dieß hängt hauptfächlich von der Größe der in 
der Mente der einzelnen Landestheile und Bodenbenugungsarten 


eingetretenen Veränderungen ab (e). 


(a) Hiermit übereinftimmend find X. Smith, II,216 ff. — Monthion, 
Quelle influence etc. &, 91, — Malchus, Fin. I, 222 und die dort 
ange [übten Schriftfteller, — v. Seutter r Befteuerung d. Völker, 
©, 111, — Burger, Reife durch Ober: Italien, II, 255. 

(b) In biefer Hinſicht mag * zweckmäßig fein, daß ein, in Akbbar's Ge: 
ſetzbuch (16. Jahrh.) auf, aeg aber vermuthlich weit älteres 
und nod) geltendes perfi lches Geſetz verbot, die Steuern unter dem 
Vorwande einer durch Verbefferungen bewirkten Ertragserhöhung 
zu vergrößern, Reynier, Des Perses et des Phenic., ©, 264. 

(ec) Diefelbe Wirkung, nur im größeren Maafftabe, hat die Aufhebung 
der Steuerbefreiungen, vgl: $. 250. Hoffmann (Die Lehre v. den 
&t. S. 118.) betrachtet den Abkauf der Grundfteuer als das befte 
Mittel ui Befeitigung der Steuerfreiheiten und Begünftigungen. 
Aber würde man — umhin koͤnnen, die Grundrente in einer an 


beren Form zu befchagen? Das preuß. Geſetz v. 24: Febr, 1850 ver⸗ 
ordnet die Aufhebung aller Grunpdfteuerbefreiungen, läßt aber noch 
unentfchieden, ob den bisher Befreiten eine Entihädigung gegeben 
werben folle, wie dieß in Braunfchweig (1821) vollftändig, in Weimar 
(1821) zu 4, in Sachſen (1834) zu %, Meiningen (1846) Fr Yu 
Hannover (1826) zu geſchehen if, v.Patomw a. a. O. ©. 60, — 
Gegen die Entfhädigung v, Struenfee a a. O. ©, 106, 


(4) In der Lombardei beträgt nad) Burger die, in Gemäßheit des alten 


(e) 


Katafters erhobene Grundfteuer in den ebenen Gegenden, bie ſchon 
lange bewäflert und gut angebaut find, 26—27 p&t, des jetzigen 
Pachtertrages, in den nicht bewäfferten bergigen Gegenden, bie nach 
der Kataftrirung zu einem viel befferen Anbau gebradht worden find, 
nur 13—16 pG&t.; Reife, 11, 169. — In allen Eataftrivten Gegenden 
von Frankreich gab es einzelne Grundeigenthümer, die %, ſelbſt 
14, dagegen auch andere, die nur Y.— "4, ihres Reinertrages 
fteuerten. Nach den Eataftrirten Gantonen zu ſchließen, gab es ein 
ganzes Departement, welches ftatt Y% nur "4, entrichtete, und deren 
5, die nur Y, abgaben. Gaudin, Memoires, II, 261. 297, — 
Benzenberg, Ueber das Katafter, I, 355, ſ. auch Lotz, Ill, 276. — 
Im öfterreich. Staate hat fic neuerlich gezeigt, daß die bisherige 
Grundfteuer von dem genau ermittelten Reinertrage in Salzburg 
nur 824 pCt., Oeſterr. unter der Enns 16,9% pEt., Steiermark, 
Kärnthen, Krain 17,28, Defterr,. ob der Enns 20,* pGt. betragen 
hat. In Böhmen, Mähren und Schlefien macht fie nicht über 16 pCt. 
und diefer Fuß wird nun allgemein eingeführt, doch zahlt Salzburg 
dieß Jahr nur 12 p&t. Minift, Vortrag zu dem B, für 1849, Pas 
tent v. 10, Oct. 1849. — In der DOfthälfte des preuß. Staates 
zählt man 23 verfchiedene Grundfteuerverfaffungen, bei denen bie 
U Meile von 862 bis 3852 Rthl., der Kopf von 11Y,—29%, Ser. 
bezahlt und ohne Zweifel große Ungleichförmigkeiten obwalten, Die 
meiften Veränderungen gehen in der Rente des Waldbodens vor, ber 
auch am feltenften verkauft wird. Das Steigen der Dolzpreife und 
die Verbefferung der Wege und Straßen hat in neuerer Zeit bie 
älteren Waldfteuerfäge fo unanwendbar gemacht, daß das Bebürfniß 
iner Berichtigung derfelben lebhaft empfunden wird. Beifpiel: 
5. Naffauifches Gef. über die Revifion des Waldfteuerkatafters vom 
3, April 1840, 
Nach v. Malchus etwa alle 30 Jahre. — Smith (MI, 224) räth, 
dem Grundeigenthümer, der VBerbefferungen vornehmen will, die 
Nichterhöhung der Steuer auf eine ne verhältnißmäßige Zeit 
zuzufichern. — Preuß, Grundfteuergef, v. 1839, $. 26: Revifion der 
Kataftralabfhägungen von Zeit zu Zeit, — Die Unveränderlichkeit 
ift ausgefprochen in dem bair. Gef. v, 15. Aug. 1828, $. 3: „Für 
die Grundfteuer wird nur eine Betragsgröße ausgemittelt, und es 
bleibt diefelbe unverändert, fo lange der Beiteuerungsgegenftand 
dauert.” Dennod find nach $. 76 Minderungen und Mehrungen 
durch Elementars oder fonftige Zufälle und Unfälle zuläffig, — In 
Frankreich hat man, fo oft man Unrichtigkeiten wahrnahm, das 
Gleichgewicht nur durch Erniedrigung der zu hohen Contingente 
herzuftellen gefucht, wodurch der ganze Betrag der Grundfteuer ſich 
von Zeit zu Zeit verringerte, Die im Jahr 1848 angeftellte Unter: 
fuhung zeigte, daß die einzelne Depart. von Y—14, der Rente 
entrichteten, es wurden daher 52 Dep, erleichtert, Jo daß ihre Steuer 
Y—Vo betrug. 
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Die Anlegung (Regulierung) der Grundfteuer befteht 
in der Berfertigung eines Katafters (Grundfteuerbuches, Grund» 
fteuerbefchreibung), welches bei jedem Grundftüde oder ganzen 
Pandgute eine, die Steuerpflicht bezeichnende Verhältnißzahl 
angiebt, $.299, In der Befchaffenheit und Verfertigungsmweife 
der Katafter drückt fich die Güte oder Mangelhaftigkeit der 
Grundfteuereinrichtung eines Landes oder Zeitalterd aus, Im 
Aterthume fcheint man bei der Grundfteuer nur auf die Größe 
und Benußungsart der Ländereien Nücdficht genommen zu ha= 
ben (a). Im Mittelalter beftand neben den vielen grund und 
lehnherrlihen Abgaben lange Zeit Feine allgemeine Grund: 
ſteuer (8), in den deutfchen Ländern erfchien eine folche zuerft 
als eine Art der auf verfchiedene Weife aufgelegten Beeden (c), 
fodann ald Beftandtheil einer allgemeinen Vermoͤgensſteuer, 
Schatzung, Schoß, Eontribution ıc, (d), aus der fie fich 
fodann als eine befondere Steuergattung hervorhob, indem die 
Befteuerung anderer Vermögenstheile, namentlich der beweg- 
lihen Habe, unterblieb (e). Diefe Steuern wurden früherhin 
meiftens nicht fortdauernd, fondern nur je nad; Bebürfniß er- 
hoben, Die Befchreibungen der fteuerpflichtigen Rändereien (/) 
waren lange Zeit hindurch nody fehr unvollflommen, Bei dem 
Mangel allgemeiner leitender Grundfäge fhlug man in den 
einzelnen ändern vielerlei Wege ein, um eine billige und zu- 
gleich einträglihe Steuer zu Stande zu bringen, führte auch 
ſtatt einer einzigen Grundfteuer haufig mehrere, nach verfchiede- 
nen Gegenftänden angelegte, jedoch das Grundeigenthum tref— 
fende Steuern ein; auch gehört der Name Grundfteuer erft 
der neueften Zeit an, Bei der fehr ungenauen Kenntniß von 
dem Flächeninhalte der Grundftüde bediente man fich bisweilen 
in Bezug auf das Aderland nur eined Anfchlages der Aus- 
faat (9). Die Beſchaffenheit der Ländereien blieb entweder 
ganz unbeachtet, oder wurde nur infoferne beruͤckſichtiget, als 
man einige (gewöhnlidy drei) Abftufungen der befferen und 
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fchlechteren Laͤndereien unterfchied und für fie ohne genaue Er- 
mittlung des Ertragsverhältnifjes allgemeine Anfäge annahm (A). 
Diefe Mängel wurden wegen des niedrigen Betrages der gan- 
zen Grundfteuer wenig empfunden, doch war man von Zeit zu 
Beit auf Verbeferungen bedacht, fowie die Steuer erhöht wer- 
den mußte. In neuerer Zeit wurden die beiden Haupttheile des 
Kataftergefcehäftes, nämlich die Meſſung und Schaͤtzung, fehr 
vervollkommnet, wozu fchon die Aufhebung der bisherigen Steuer- 
freiheiten einen Antrieb gab und die Ausbildung der praftifchen 
Geometrie fowie der Iandwirthfchaftlihen Schaͤtzungskunſt die 
Mittel lieferte (). | 


(a) In Aegypten wurde ſchon früh, angeblich von Sefoftris, um 
die Koſten ber Ganalbauten zu deden, das ber Kriegerkafte zuge- 
wiefene Drittheil des Landes einer Steuer unterworfen, nur mit 
Ausnahme bes von den Eigenthümern felbft gebauten Antheils, Zur 
Beit der Ptolemäer mußten auch ſchon die Priefter von ihren Be- 
fisungen fteuern, Die Abgabe foll % des Ertrages gewefen fein, 
und in einem fo überaus fruchtbaren Lande Eonnte au) 4 des Roh: 
ertrages wohl aufgebracht werden. (Reynier vermuthet eher vom 
reinen Ertrage.) Die Ausdehnung der Ueberfchwemmungen be: 
flimmte jährlich, welche Ländereien befteuert werden fonnten, und 
da fefte Gränzen des Eigenthums unter diefen Umftänden unnüg 
gewefen wären, fo mußte jährlid durch eine Vermeſſung jedem 
Grundbefiger ein gleiches Stüd des vom Nil befruchteten Landes 
zugetheilt werden. So erklärt fid) der Zufammenhang der Land: 
vermeflung mit der Steuererhebung. Beides war ein Gefchäft der 
Priefterkafte, jedoch verſchiedener Abtheilungen derfelben, Reynier, 
De l’econ, publ. et rurale des Egypt. des Carthagin. ©, 190, — 
Im perfifhen Reiche mußten läftige Grundfteuern, nicht blos 
an den König, fondern audy an die Satrapen entrichtet werben, wo= 
bei viele Erpreffungen vorkommen konnten; e8 waren Geldfteuern 
und Naturallieferungen. Bei den Streitigkeiten der griechifchen 
Pflanzftädte in Kleinafien über die Bertheilung der Steuern ließ 
Darius das Gebiet derfelben vermeffen und bie Steuer nach 
Parafangen umlegen, was vielleicht audh in andern Provinzen geſchah. 
. Herodot. VJ, 42. — Reynier, Perses et Pheniciens, ©, 174, — 
Eine neue Vermeſſung und Steuerregulirung in Perfien foll unter 
Kobad I. (reg, feit 491) begonnen und von Kosrul. (feit 531 
beendigt worden fein; ſ. Har tleben, Juftize, Kameral, und Pol 
Kae 1822, Nr, 33. und den bort citirten Silv. de Sacy. — 
n Bezug auf Sparta rügt Ariftoteles, daß die Steuer nicht 
pünctlic erhoben werde, da der größte Theil der Ländereien den 
Spartiaten (Stadtbürgern) gehöre, Politic. I, 7,— Athen hatte 
feine befondere Grundfteuer, aber der Grundbefig wurde in ber, je 
nad) den Bebürfniffen des Staats eingeforderten Bermögensfteuer 
vorzüglich mitgetroffen. Schon die Bezeichnungen der Solonifchen 
Elaſſen (Pentakofiomedimnen, d. h. fünfhundert Scheffel Einneh— 
mende u, ſ. w.) beuten darauf hin, daß fie Hauptfächlich auf Grund: 
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befig gebaut waren und die Abgaben in jeder Glaffe größtentheils 
als Grundfteuer gelten fönnen, Reynier, Grecs, ©, 284 ff. — In 
Rom war dieſe eine fehr erhebliche Einnahmsquelle. Sie hieß capi- 
tatio, welches Wort indeß auch für Kopffteuer gebraucht wurde, 
oder agri tributum. In Italien war noch zur Zeit des Freiftaats 
alles Land fleuerfrei geworden, felbft in den- Provinzen genoffen 
viele Städte in dem jus Italicum auch diefen Vorzug, allein diefe 
Befreiung Italiens ging unter Diocletian bei der Einführung der 
indietio (Steuerausfhreiben) verloren. Man fcheint einen gewiffen 
Steueranſchlag ald Einheit angenommen zu haben, nad der man 
die jedeömalige Steuerfumme berechnete, Savigny überfegt caput 
durch Steuerhufe. Nach den von Ulpian (L. 4. D. de censibus, 
L. 15) mitgetheilten Rubriken des Katafters (tabula censualis) 
wurde von Aeckern und Wieſen nur die Morgenzahl, von Rebland 
die Zahl der Rebftöde, von Delgärten Baum: und Morgenzahl, 
von Weide und Wald die ungefähre Morgenzahl (quot jugerum 
esse videantur), alles nad) der eigenen Angabe des Grundbefigers, 
eingetragen. Es bleibt ungewiß, wie man ein folches caput berech⸗ 
nete, wie viel Weinftöce 4. B. einem Morgen Ader gleichgefest 
wurden; doch müffen wohl foldye Verhältnißzahlen beftanden haben. 
Ediet der 8, Honorius und Theodofius (L. 2. Cod. de immu- 
nitate nemini cone. X, 15): Possessores... pro jugerum numero 
vel capitum, quae possidere noscuntur, dare cogantur. Was für 
Ader oder Wiefe zu nehmen fei, darüber entfchied die Benugung in 
den legten 10 Jahren. Dies möchte ſchwerlich zureichen, um Savig: 
ny's Vermuthung zu begründen, daß alle 10 Jahre das Katafter 
erneuert worden fei. Die Steuer wurde zum Theil in Naturalien 
entrichtet, was zu vielen Bedrüdungen- Anlaß gab. Hegewiſch, 

“ Röm. Fin, ©. 273—306, Reynier, Econ. publ. et rurale des 
Celtes, 274. — Die römifhe Grundfteuer fcheint fi in Gallien 
auch unter den fränkifchen Königen erhalten zu haben (Reynier, 
Celtes, 277), und es ift nit unwahrſcheinlich, daß die römifchen 
Katafter bei fpäteren Kataftrieungen im fränkiſchen Reiche zum 
Vorbilde gedient haben mögen. Ehildebert I., König von Xu: 
ftrafien, befahl im 3. 590, das unter feinem Vater Siegebert 
verfertigte Katafter von Poitou zu erneuern. Auch Ehilperid I. 
ließ fein Land kataftriren (descriptiones novas et graves in omni 
regno suo fieri jussit, Gregor. Turon.); f. Encylop. method., 
Abth. Finances, I, 152.— von Löw, Gefchichte der deutſchen Reichs: 
und Zertitorialverf., ©, 58. 93, 

(6) Ausgenommen die dona annua im fräntifchen Reiche und den cen- 
sus regalis von einzelnen Grundeigenthümern. Ilſe, Geſchichte 
bes deutfchen Steuerwefens, 1, 21. 25. Bergl, v, Raumer, Ges 
ſchichte ver Hohenftauffen, IX. Buch IV, 3, 

(ce) Die Beede (petitio, precaria exactio) war nah Eihhorn ur: 
fprünglid eine Abgabe, durch die man ſich von dem Kriegsdienfte 
loskaufte (Deerfteuer, Heerſchilling), wurde aber fpäterhin 
ohne Rüdficht auf jene Entftehungsart und auf verfchiedene Weife 
erhoben, nach Köpfen, nad) Häufern, nach dem Viehſtande, nad 
Landhufen; ſ. Eigenbrodt, Ueber die Natur der Beede-Abgaben, 
Gieß. 1826, — Lang (Hiftor, Entwidl,, ©, 20. 54.) erklärt die 
Beede für eine Steuer, die der Lehnherr von feinen Bafallen erhob. 
Dieß ſcheint auch urfprünglich das Wefen der franz. taille gewefen 
zu fein, die ſchon 1185 vorkam. Unter Karl VIL wurde fie eine blei⸗ 
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bende Steuer, um bie erften ftehenden Truppen (9000 Reiter) zu 


(4) 


(e) 


erhalten, weldye an die Stelle der zügellofen en traten, Die 
taille war wie die Beede eine Wermögensfteuer, theils blos nach 
dem Grundbefig umgelegt (taille reelle), theils auf dad Eintommen 
aus Ländereien, Häufern, Gewerben und Binsrenten gelegt (taille 
personnelle); einige Provinzen hatten auch eine taille mixte; |. 
Encylop. method. Abth. Finances, II, 537. — Vielleicht entftand 
die Beede aus den früheren donis annuis, Ilſe, ©. 54. Ueber bie 
Beeden in Würtemberg, f. Mofer, Sammlung der Würt, Finanz- 
gelete, II, 2. ©. VII. 

ang, a. a. O., S. 97. — Vorzüglich lehrreich für die Geſchichte 
der Grundſteuer iſt Shimmelfennig, Die preußiſchen directen 
Steuern. 2 Ausg. Ir. Bd, 1843, 40 — Der Schoß wurde von 
den Städten auf das platte Land übertragen und traf bort auch 
Handwerker, Taglöhner, den Viehftand ıc. Im diefer Vermögens: 
fteuer begnügte man ſich oft mit der eidlich erhärteten eigenen An⸗ 
gabe des Steuerpflichtigen und beftimmte nur den Steuerfuß, 3. B. 
Koburg. V. v. 15 April 1589 bei Harl, Handb, II, 152: von 1 fl. 
Güterwerth 1 Pf., nad) dem jegigen Werth der Güter „oder wie fie 
ein jeder geben wollte‘, bei Eiden und Pflichten. — Fürftl. heſſ. 
V. v. 19. Dec, 1576, zur Türkenfteuer von 100 fl, Hauptgeld jährl. 
1 Schredtenberger (Y fl), aud von Vieh und verkäuflichen Vor⸗ 
räthen. Steuer: O. einer baierifchen Hauptſtadt v. 1606, Hart, I, 
168, In der Mark Brandenburg wurde eine folche Abgabe, Schoß, 
census, ſchon 1281 mit ftändifher Zuftimmung eingeführt, neben 
der fchon beftehenden Naturalabgabe (1 Chorus (Wispel) Hartkorn 
oder 2 Ch. Haber von der Hufe). Sie betrug 2 Schill. von der Hufe 
oder 2 Pf. vom Pfund (talentum). Hieraus wurde fpäter ber Hu⸗ 
fen= und Giebelfchoß, zu welchem in 16 Jahrh. bie Kontribus 
tion ald wahre Grundfteuer kam. Shimmelfennig 1, 335. — 
In Sachſen findet fi) fhon 1481 eine Vermögensfteuer, feit 1488 
als Schockſteuer, d. h. es wurde das Schod Groſchen (2% auf die 
Köln, Mark) ald Einheit angenommen und eine Zahl von Pfennigen 
davon ald Steuer angefest. Nach der Regulirung von 1660 (wo die 
fahrende Habe von der Steuer befreit wurde) erhielt ein Ader 
Feld 3 Schod, Wiefe 5, Garten 6 ꝛc. Schimmelfennig, 1, 390. 
Bol. Bergius, Mag. VII, 217. — Schieſiſche Schagung v. 1527, 
auf die eigene Angabe (Indiction) von allem beweglichen und unbe⸗ 
weglichen Vermögen gegründet, nach Beſchluß v. 1721 durch eine 
neu geregelte Landfteuer erſetzt. BR 
Doc) war in England ſchon das von Ethelred feit 991 erhobene 
und anfangs zur Leiftung des Tributes an die dänifchen Könige 
beftimmte Dänengeld (danagild) eine Grundfteuer, I Schilling von 
der hide Landes, daher der fpätere Name hidagium. Die hide, hyde 


"der Angelfachhfen war, wie die Hufe in Deutſchland, eine Adern 


rung, mit 1 Pfluge zu beftellen, ihre Größe war aber nit gleich⸗ 
förmig angenommen. Späterhin rechnete man fie zu 100, zu 86 
oder 120 acres'(fächfifch hyde, Hütte) f. die General introduction 
zum Domesdaybook, ©, XLVI. — Sachße, Hiſtor. Grundlagen 
des deutfchen Staats: und Rechtslebens, S. 424 (Heidelb. 1844.) 
— In der Republit Mailand ward 1208 eine Kataftrirung des Ber: 
mögens (stima e catastro de’ beni) begonnen und 1248 beendet. 
Niemand war frei. Man bezahlte anfangs 10 soldi 5 den. von 100 
lire (etwas über pCt.). Die fpätere Erhöhung des Steuerfußes 
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brachte diefem Katafter den Namen Schmergensbuch (libro del do- 
lore) zu Wege; Carli, Del censimento, ©, 185 ber Classici 
mod. XIV. 

Bei den älteren Landbüchern war die Befteuerung nur ein Neben 
zweck, Dauptfache die Beftimmung der Eigenthumsverhältniffe, der 
grundherrlichen Gerechtſame u, dgl. Das Domesdaybook (do- 
mus dei, weil in der Kirche verwahrt), aud) liber judiciarius, cen- 
sualis etc. genannt, wurde unter Wilhelm I, von England, wahr: 
fcheintich 1086, zu Stande gebracht. Abdrud, mit Regiftern und 
Einleitung, von der Archiv⸗ (record) Commiſſion beforgt, 1783 
bis 1816, IV. B, Fol. — Aehnlich das im J. 1375 unter Kart IV. 
verfaßte Landbud) der Kurmark Brandenburg, herausgegeben 1781 
von Minifter v. Herzberg, und das noch ältere neumaͤrkiſche Land⸗ 
buch von 13375, ſ. G. W.v. Raumer, Die Neumark Br, im I. 
1337, Berl, 1837. — Katafter der Provence von 1471, auf welches 
man noch fpäter zurückkam, um die fteuerbaren Grundftücde, die in 
ben —9 der ſteuerfreien Staͤnde gekommen waren, ausfindig zu 
machen, ferner in Alengon, wo drei Klaſſen von Ländereien unters 
fhieden wurden, Bodinus, De republica, L. VI. c. 1. ©. 929 der 
Ausg. v. 1591. (Der Verfaffer fchildert treffend die Vortheile eines 
Katafters), — Colbert beabfichtigte eine neue Regulirung der taille 
reelle, e8 wurde aud) von einer VBerfammlung der Intendanten in 
den Provinzen, wo jene beftand, eine Verordnung entworfen, deren 
Genehmigung aber Eolberts Tod verhinderte, Monthion, Par- 
ticularites ©, 23.— Die nad) der Declaration dv, 21. Nov. 1763 
beabfichtigte Aufftellung eines allgemeinen Kataſters wurde nicht aus= 
geführt, doch hatten vor der Revolution mehrere Provinzen, ungefähr 
die Hälfte des Landes, ihre Grundfteuerkatafter u, daher die taille 
reelle, Encycl. meth. Fin. 1, 153. Daneben beftand bis zur Revo- 
lution eine Grundfteuer von und Y,, des reinen Bobenertraged 
(3 vingtiemes et quatre sols par livre en sus), welhe Neder 
auf 76%, Mill, Liv, anſchlug. Das dritte Y,, kam erft 1782 hinzu, 
Administr. des fin. ], 4 u, 110 (1785). 


(9) Die Schäsung nad) Hufen, nad) ganzen, halben und Viertelshöfen, 


nad) Pflügen u, dgl. war nothwendig ſehr oberflächlich. Pommerifche 
Steuernad Hufen, 1653. — GeneralsHufenfchoß in Oftpreußen, unter 
Friedrich Wilhelm I,nachdem fchon früher ein Hufenſchoß von 24 rl, auf 
die Hufe ohne Rüdficht auf den Boden beftanden hatte. — Im Mag: 
deburgifchen wurde bis 1531 der zehnte Pfennig (10 pEt. des ange⸗ 
fchlagenen Rohertrags), feit jenem Jahre der 5Ufte, von 1534 an 
der 70te erhoben; 1 Hufe Land oder I Wifpel Ausfaat war zu 10 
rl, Ertrag angefest. 1692 kam ein Katafter zu Stande, mit Un 
terfcheidung von 4 Aderclaffen, die vom Scheffel Ausfaat 4, 3, 2 u, 
1 Pf. im Simplum feuern follten; dich Simplum wurde 1693 ver⸗ 
doppelt und alle Monate erhoben, Klewis, Steuerverf. im Herz. 
Magdeburg, I, 9. (1797). — In Schweden wird noch jest nad) 
Hufen gefteuert, aber es gibt dort vielerlei Arten von Hufen (hem- 
man), die in Anfehung der Staatslaften fehr von einander abwei- 
hen; f. auch Forſell, Stat, v. Schw, (1835), ©. 82, — In De: 
fterreich wurden bei der Therefianifchen Steuerregulirung (1748— 
54) da, wo man die Größe des Landes nicht kannte, 3 Metzen Aus: 
faat auf 1 Joch angenommen, Linden, Grundfteuerverf. d. öfterr. 
Monarchie, I, 8 (1840). — In Böhmen wurde 1654 ein gewiſſer 
Bodenertrag unter dem Namen Anfäffigkeit zur Einheit ge: 
Rau, polit, Oekon. 3te Ausg. IL 2te Abth. 3 
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nommen, Nach der Regulirung von 1748 befteht die Anfäffigkeit 
aus 180 fl., von denen 60 fl. die Steuer bilden. Linden, I, 117. 


(h) In Dänemark ift in dvemunter Chriftian V. 1681—1688 zu Stande 


(i) 


gebrachten Katafter das Land nad) Tonnen Hartkorn angejdjlagen, 
worunter man ſich feinen gewiffen Flächenraum, fondern einen ge— 
wiffen Bodenertrag denken muß. Vom beften Boden gehen 28,000 
MD) Ellen (2 Tonnen Land) auf I Zonne Hartkorn, vom ſchlech— 
teften in Zütland erft 16 T. Land, Bergius Polizei und Kame— 
ral- Mag. VII, 219, — Bergföe, in Rau, Ardiv, IV, 315. — 
In Medtenburg, wo die Gontribution nad) Hufen zu 300 Scheff. 
Landes beftimmt wurde, verordnete man 1751, wie viel Land nad 
der Güte des Bodens auf den Scheffel gehen folle, nämlich in 6 Elaf- 
fen, 75 bid 300 DJ Ruthen Ader, 50—150 TR. Wiefen (1 Fuder 
Heu — 2 Scheff.) 2c.; ſ. Tarations-Inftruetion, Art, 9, Beil IV, 
zum Erbvergleiche von 1760, — In Schlefien wurde durch Inftrucz 
tion vom 8, Dec. 1746 eine Unterfheidung von 4 Aderklaffen, in 
denen die Ausfaat 6=, 5, 4: und 3fach geerntet würde, ferner von 
4 verfchiedenen Mittelpreifen der Früchte aufgeftellt. Von dem aus: 
gemittelten Ertrage zahlten feit 1744 geiftliche Stiftsgüter 50, 
ritterliche Gommenden 40%, Bauern 34, bifchöfliche Güter 334%, 
Ritters, ferner Pfarrer: und Schulgüter 2814 pEt.; v. Eölln, in 
Europ, Annalen. 1819. V. ©, 183. Schimelfennig, 1, 251. — 
Böhmen, Patent v. 6. Sept. 1748: 8 Glaffen, von 2", — 6 fachem 
Körnerertrag, 6 Abftufungem des Getreidepreifes. Für Baukoſten 
wurden 2 Körner abgezogen, vom Ueberreft wurde !4 als Steuer 
angefegt. Linden, 1, 117. — Bamberg, ©. v, 1716, Schätzungsin⸗ 
ftruetion v. 1731: Jedes Grundftüd wurde nad) dem reinen Ertrage 
gefhägt, daraus der Werth berechnet und Y4 deffelben als Steuers 
capital angefest, wobei auch die letzten Verkäufe und die eigene Ans 
* des Beſitzers berückſichtigt wurden. Mayer, Verſ. einer Abh. 
ber Steuer u. Abg. Bamberg, 1795 ©, 191, 195. — Heſſen-Darmſt. 
Inſtr. v. Aug. 1700: Es wird die Ausfaat und der Ertrag jedes 
Grundftüds ermittelt. Auf je 1 marburger Mütte oder 314 Darmft, 
Malter Korn Ertrag kommen bei zehntpflichtigen Grundftüden 15, 
10 oder 5 fl, Steuercapital je nad) ber Entfernung und Fruchtbar—⸗ 
keit, Zugleich findet eine Vermeſſung ftatt und die Morgenzahl wird 
beigefegt. — Gaffer, Einleit. zu den oͤkon. polit. u. Cameralwiſſ. 
1729, © 312, glaubt, es fei billig, von 1 preuß. Scheff. Ausfaat 
monatlidy 8, 6, 4 und 2 Pfenn. zu fordern, je nachdem die Saat 
eben fo vielfach geerntet wird. Vergl. überhaupt v. Boffe, Darftell, 
des flaatewirthfch. Zuſtandes in den d. Staaten, ©. 305. 
Buonaparte fchilderte im Staatsrarhe treffend die Vortheile, 
welche ein gutes Grundfteuerkatafter gewährt, indem e8 in die Be— 
fteuerung der Grundrente Feftigkeit bringt und die Willkür befeitigt, 
Bresson, Hist. financ. II, 246, Er feste wahrfcheinlich voraus, 
daß nad) der Vollendung des Katafters die Grundfteuer in eine 
Quotitätöfteuer umgewandelt werden würde, was jedoch in Frank: 


reich noch nicht gefchehen iſt. 
g. 317. 
Wenn man die Anfchläge der Ländereien nicht von jedem 


einzelnen Stüde befonders berechnen, fondern claffenweife ab» 
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ſchaͤtzen will, was die Arbeit um Vieles erleichtert, fo ann man 
die genaue Kenntniß von dem Flaͤcheninhalte jedes Grund- 
ftüdes nicht entbehren, Die bloße Schägung der Größe nad 
dem Augenmaaße führt zu großen Irrthuͤmern (#), auch ge- 
währt weder das Abfchreiten, noch die flüchtige, kunſtloſe Mef- 
fung eine vollfommene Zuverläffigkeit (5). Daher ift zu einer 
guten Kataftrirung eine mit allen Hülfsmitteln der Kunft bes 
wirkte Vermeſſung erforderlich (ec), die zwar Eoftbar ift, dagegen 
aber nicyt bloß zur guten Umlegung der Grundfteuer, fondern 
auch. in anderen Hinfichten wefentliche Dienfte leiſtet. Sie bildet 
eine nothwendige Grundlage der genauen Pandesfenntniß, die 
bei. vielen Negierungsmaaßregeln benußt wird, fie verhuͤtet 

Gränzftreitigfeiten, weil die Gränzen dabei neu berichtiget und 

fefigeftellt werben, fie erleichtert die Abtheilung von Ländereien, 

3. B. von Gemeinmweiden, die Austaufhung zum Behufe der 

Zurundung, die Anlegung von Kunftftraßen, Entwäfjerungs: 

und Bewäflerungsgräben u, dgl., und macht in allen Fällen die 

viel foftbarere Meffung einzelner Stüde unnöthig, Eine neue 

Vermeſſung eines Landes zum Zwede der Steuerregulirung ift 

jeboc nur da zu rechtfertigen, wo die bisherigen Angaben über 

die Größe der Grundftüde fo ungenau find, daß jene Maafregel 
zur gerechten Steuervertheilung nothwendig ift. 

(a) Bei den Verſuchen im Fürftenthum Neuburg giebt die Schäßung 
der größten Stüde zufammen 385 Morgen, die wirkliche Größe war 

- aber 1103 M. und der Fehler ſchwankte hiebei zwifchen 84 und 43 
pCt. des wahren Betrages, ſ. Beiträge zur Steuer Rectific. im 
Herz. Neuburg, 1806. Seite 48, Die Beftimmung nad) der Ausfaat 
würde weniger fehlerhaft gewefen fein. 

(5) Bei der ducd) Kaifer Joſeph Il. 1785 angeordneten Kataftrirung 
geſchah die Meflung mit Ausnahme der allzu unregelmäßigen Figu— 
ren durch die Richter und Gefchwornen jedes Dorfes, mit Ketten 
oder Striden, |. Inftruction zur V. v.20, April 1785 in Bergius, 
Sammlung deutfcher Landesgefeße, X. 326 ff. Bei Abhängen, fowie 
bei Grundftüden, die nicht Rechtede find und doc noch durch die 
Landleute gemefjen werben durften, Eonnten grobe Fehler vor ſich 
gehen. In 4 Jahren war die Arbeit in den deutfchen Landen der 
Monarchie und in Galizien beendigt, aber 1790 unter Leopold I. 
wurden die früheren Steuerfäge wieder eingeführt, was freilich 
mehr wegen der Art der Ertragsfhäsung gefchah. ie 
Ergebnifje der Joſephiniſchen Kataftrirung in Andre, Neuefte 
Bahlenftatiftik, 1823, Vgl, Kremer, II, 48, 


(ce) Schon vor längerer Zeit wurden VBermeffungen zur Anlegung der 
Grundſteuer angewendet, Die Venezianer nahmen in Morea eine | 
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ſolche Vermeffung vor, Ranke, Hiftor, polit. Zeitfchrift, II, 444. 
Sn Würtemberg und Weimar gefhah es in der erften Hälfte des 
18, Sahrhunderts, in Piemont fing man 1698 an. — Heflen:Darm: 
ſtadt, ſ. F. 316 (h). In Magdeburg wurde 1720 eine folche beab— 
fihtiget (Klewig, I, 61.), in Weftpreußen fand man bei ber 
Steueranlegung nad) der Inftruction v. 1772 in mehreren Landes: 
theilen pe Ati vor, Shimmelfennig, 1, 163, 


2 $, 318, 

Soll eine Bermeffung lediglich zur Steueranlegung dienen, 
fo genügt es, jede Gemeindeflur abgefondert für fich aufzuneh— 
men und in eine harte zu bringen, Dieß Verfahren ift aber 
nicht zureichend, um eine genaue Landescharte zu geben, weil 
bei dem Aneinanderfügen der einzelnen Flurcharten in Fleinerem 
Maaßftabe viele Fehler unvermeidlich find. Will man daher zu= 
gleich auch die anderen erwähnten Zwecke erreichen, fo muß der 
Aufnahme der Fluren die Dreieckmeſſung (Triangulirung) vor- 
ausgehen. Es wird namlich dur hoͤchſt forgfältige Meffung 
einer großen Standlinie, Aufnahme der Winkel und trigono- 
metrifche Berechnung die Lage einer Menge von Puncten bes 
flimmt und fo ein großes Netz von Dreieden entworfen, welches 
der Vermeſſung einzelner Stüde zur feften Stüße dient und die 
Grundlage der Charte bildet. Diefe Triangulirung wird foweit 
fortgefeßt, bis fir jede Flur eine hinreichende Anzahl von Punc- 
* ten beftimmt ift, Der Mehraufwand, den diefe Arbeit verurfacht, 
wird durch die vielfachen daraus zu erwartenden WVortheile leicht 
vergütet und ed ift zu rathen, daß die Staatöbehörden ſtatt ver- 
fehiedener Meflungen für verfchiedene Zwecke, 3. B. finanzielle 
und militärifche, fi) zur Weranftaltung einer vollfommenen 


Landesvermefjung vereinigen (a). 


(a) In den deutfchen Staaten, z. B. Baiern, Oeſterreich, Würtemberg, 
Großherz. Heflen, Hannover, Rheinpreußen, Oldenburg, ift man von 
ber Zriangulirung ausgegangen, in der Lombardei und in Frank: 
reich nicht, In diefem Lande wurde erft 1817 befchloffen, die Kata= 
ftermeffung zur Verfertigung einer neuen Charte ftatt der Caſſi— 
ni’fhen zu benugen. In Sadjfen ging die Vermeſſung durd das 
Ingenieur-Corps voraus, und die Kataftermeffung lehnte ſich an die 
noch kenntlichen trigonometrifchen Puncte an, „wiewohl zur Erfpa= 
zung der Zeit und der Koften feine eigentliche Chartirung beabfich- 
tigt wird.” — Bei dem Mangel der allgemeinen Zriangulirung 
muß man in jeder Flur eine befondere Standlinie meffen und Dreis 
edöpuncte beftimmen, was ebenfalls umftändlich ift und die Gefahr 
zu fehlen vervielfaht; vgl, Gebhard, Das Grundſteuerkat., 
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©. 77, — v. Groß, Reinertragsfhäsung, ©, 23. — Dagegen Los, 
Handb. III, 267, — In mehreren Staaten find für militärifche 
Zwecke unter der Leitung des Generalftabes Meffungen veranftaltet 
worden, die der Givilverwaltung fremd blieben, 4. B. in Baiern 
und Baden. In lesterem Lande leitete dad militärisch -topogra= 
phiſche Bureau eine auf ein Dreiecksnetz geftüste Vermeflung, an- 
fängli im Maafftabe Yoooo, Teit 1835 im Die (vortreff— 
lichen) gedrudten harten find im Yun Beide Maaßſtäbe find 
für andere Verwaltungszwecke zu klein. Diefe Unternehmung Eoftete 
1819—40 289,000 fl., womit die Zriangulirung beendet und die 
Aufnahme von 153 IM, bewirkt wurde. ©, Verh. der 2, 8, 1841, 
Beil, IV, 94. 1842, Beil. V, 120 (von Bogelmann). 1848 war 
eine neue Vermeſſung zur Kataftrirung beabfichtigt, welche jedoch 
noch nicht zur Ausführung kam. Gef. Entwurf v. 31. Dec, 1847. 
Commiſſ. Bericht d, 1.8. (v. Marfchall) v. 13, März 1848, 


$. 319, 


Ueberficht der Gefchäfte bei einer Yandesvermeflung (a): 

1. Borarbeiten. 1) Entwerfung von Inftructionen für 
das Perfonal, mit den nöthigen Formularen, Charten-Muftern 
u. dgl, (8). 2) Anftellung des in zwei oder drei Abflufungen 
eingetheilten Meffungsperfonals (ec), für deffen Unterweifung 
man erforderlichen Falles Sorge tragen muß, 3) Anfchaffung 
der Inſtrumente. 

I. Zriangulirung im Großen, wodurd ein Neb von 
Dreieden erfter und zweiter oder auch noch dritter Ordnung 
entworfen wird (d). 

IT. Meffung der einzelnen Gemeinde-Fluren, 
worüber für den gegenwärtigen Zweck nur Folgendes zu bes 
merken ift: 1) Den Anfang macht die Beflimmung der Lage 
vieler einzelner Puncte (Dreiede vierter Ordnung, Detail- 
ne&) (e). 2) Die Gränzen der Flur und der einzelnen Stüde 
werben mit Zuziehung der Ortöbeamten befichtigt und berich- 
tigt (f). 3) Die Meffung der größeren Flurtheile (Feldlagen, 
Gemwanne) oder der Eulturarten ohne Aufnahme aller einzelnen 
Stüde (Stüd-, Parcellarmeffung) ift ungenügend, weil 
man die Größe der einzelnen fteuerbaren Grundftüde nicht 
genau, fondern nur nach einer Muthmaßung erhält und alfo 
erhebliche Unrichtigkeiten vorfommen, weßhalb die Stuͤckmeſſung 
ungeachtet ihrer Umftändlichfeit den Vorzug verdient (9). 
4) Da die Meffung abhängiger Grunpdftüde nicht die wahre 
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Größe, fondern nur die horizontale Grundfläche (Projection) 
darftellt, fo muß, um die Schaͤtzung zu erleichtern, die Neigung 
und Nichtung der Abhange erforfcht und angemerft werden (A). 
5) Der Feldmeſſer hat zugleich befchreibende Werzeichniffe der 
Grundſtuͤcke zu verfaffen, die ald Grundlagen des Katafters die- 
nen, — Meßregifter (tableau indicatif des proprictaires et 
des propridtes). 6) Die Vermeffungen werden forgfältig ges 
prüft (i). 

IV. Zeichnung der Charten und Berechnung des Fla- 
cheninhaltes jedes Stüdes (A). Der Maafftab der Charten 
muß fo gewählt werden, daß er, je nach dem vorhandenen 
Grade von Zerftüdelung des Grundeigenthbums, eine für prak— 


tifchen Gebrauch genügende Genauigkeit gewährt (7). 


(a) v. Malchus, Finanzw. II, 204. — Gebhart,a, a. O., ©, 79 bis 
119. — v. Groß, a. a D, ©, 95. 19, — Self, a. a. D. — 
Klemm, die Landesvermeffung, 1842, 


(5) Beifpiele: Frankreich. Hauptinftruction v. 5. Nov, 1805, Zufammen: 
ftellung aller Vorfchriften im Recueil methodique etc. Tit. IV. — 
Baier, Inftruction für die allg. Landesvermeffung vom 12, Apr. 
1808, neue 3. vom 19. San, 1830. Reg, Bl, Nr. 6. — K. Oeſterr. 
Inſtr. v. 28, März 1818, neue X. 28. Febr, 1824, f. Linden, 
1, 273, — Inftruet, über das Verfahren bei der Vermeffung des 
Grundeigenthbums in ben Rhein. Weftfäl, Provinzen der Preuß. 
Monardjie, 12, März 1822, mit 1 Heft Formulare. — Großh. heſſ. 
Snftr. v. 30. Juni 1824 und mehrere fpätere Vorſchriften. — 
Würtemb, Inftructionen v. 20. Aug. 1825 u, 28, Zuli 1830 für das 
Bureau der Primärkatafter, v. 8. Oct. 1831, für die Ausführung 
der Landesvermeflung, bei Mofer, Würt, Fin. Gef. II, 2. ©. 
1670 u, 180%, — Sächſ. Inftruction für das Vermeflungeperfonal, 
11. März 1835. Sächſ. Dienft- und Gefchäftsanweifung für das 
Vermeflungsperfonal, 5, Mai 1837. — Oldenb. Inftruction für das 
Verfahren bei der Bermeffung des Grundeigenthums in den Krei— 
fen Vechta und Eloppenburg, 24. Febr, 1836. 

Baiern u, Würtemberg : Trigonometer, Ober-Geometer, Geometer; 
— 3 Glaffen von Geometern, jede mit einem beftimmten Maaße von 
Vorkenntniffen u, Befugniffen, nad) dem Ergebniß einer Prüfung, 
Großh heil. V. v. 14, Juni. 1832, 

Man nimmt zu den Puncten der Hauptdreiecke Thürme oder ſtark 
gebaute Signale, Die Seiten der Dreiecke erſter Ordnung können, 
je nad) der Lage der Puncte, mehrere Meilen lang fein, in Rhein 
preußen haben fie wenigftens 6000 Ruthen, die der 2ten Ordnung 
3 bi8 6000, der 3. 1— 3000 R. Der Meffungsfehler darf bei der 2ten 
Ord. nicht Yaooo, bei der Iten nicht Yzooo betragen, Inſtr. F. 20. 32. 
(e) Graphiſche Zriangulirung in Oeſterreich. 

(NM Gr. heſſ. Inftr, hiezu von 30. Juni 1824, Gef. v. 23 Octob. 1836, 
Ueber Eigenthumsgränzen entfcheidet in Streitfällen das Gericht, 
über Gemarkungsgrängen die VBerwaltungsbehörde. 


(c 


— 


(d 
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(9) In Frankreich hatte zwar die conftituirende Verfammlung 1791 eine 


(h) 


(i) 


Parcellarmeflung beichloffen, da diefe aber nicht ausgeführt worden 
war, jo fcheute man fich, al8 unter Bonaparte die Sache wieder 
aufgenommen wurde, anfänglidy vor dem großen Aufwande der 
Stüctmeffungen. 1802 beſchloß man, bloß 1800 Gemeindefluren 
meffen und ſchätzen zu laffen um darnach die Steuerfäse der ganzen 
Departements zu berichtigen. 1803 wurde die Meffung aller Gemein: 
den und aller Culturmaffen in denfelben angeordnet. Die Grunds 
eigenthümer follten die Größe ihrer eingelnen-Befigungen anzeigen, 
und wenn die fo entftehende Summe Eleiner war, alö das Vermeſ— 
fungsergebniß im Ganzen, fo follte der Unterfchied auf alle Parcellen 
verhältnißmäßig ausgefchlagen werben. Hiebei blieben aber viele 
Irrthümer unvermeidlich, weil die Kehler bei den einzelnen Anga— 
ben nicht gerade der Größe der Stüde proportionirt waren, und 
man ging endlich 1808 zur Parcellarmeffung über, Benzen— 
berg, I, 8t— 89. — Duc de Gaöte, Memoires, II, 259. Gegen 
die Parcellarmeffung, v. Seutter, Befteurung der Völker, 
©, 128 — 33, — Im Großh. Heffen hängt der Beihluß der Par: 
celarmeffung von jeder einzelnen Gemeinde ab, welche die Koften 
zu tragen bat. Der Staat zahlt dazu die Koften der Gewannen: 
meflung. Steuergef. v. 13, Apr. 1824 Art, 34. Gef. v. 11, Ian, 
1831, Befanntın, v. 20 Juni 1831. Verh. der 2. K. 1833. Beil I, 51. 


Es ift Sache der Taratoren, den Einfluß zu würdigen, den die 
Abhängigkeit eines Grundftüdes auf den Werth defjelben übtz daher 
braucht bei der Meffung nur ber Grad der Neigung ermittelt zu 
werden. In ber bair. Inftruction von 1811 ift die Angabe des Nei- 
gungsmintels in der Charte verordnet. Neuere Bezeichnungsart 
durch Linien des horizontalen Durdfchnittes, z. B. von 20 zu 20 
Fußen. Ueber den Werth abhängiger Flächen ſ. Rau, in Andre, 
Det. Neuigkeiten, 1829. Nr. 68,, vgl, v. Liehtenftern, inBerg- 
baus und Hoffmann's Hertha, I, ©, 63 u, 391, — Gräpvell, 
a. a. D., ©, 368 (will den Werth von der fchiefen Grundfläche allein 
beftimmt wiffen). — In Sachſen wird ſowohl der Flächeninhalt des 
Abhanges, als der Grundflächeim Katafter angegeben, a. Inftr. $. 29, 
Hiezu dienen insbefondere Probelinien, welche viele Grundftüde 
durchfchneiden (Zransverfalen, Revifionsdiagonalen) und welche 
man, nachdem fie in der Charte gezogen worden find, in der Flur 
nachmißt. Man pflegt auch die Gränze bes noch zuläffigen Fehlers 
vorzufchreiben, z.B. !), pCt. bei großen, 1 pCt. bei Kleinen Linien, 
Frankreich, Rec. Art, 261. 262, — "4 pt. des Fläcdhenraums 
Defterreih, — 1 pCt. des Flächenraumes, Rheinpr. Inſtr. F. 
72, — Y bis 1 pCt. je nad) dem Maapftab der Charte, bair, Inftr, 
$, 72, — 1 per mille bei den Dreieden 4ter Ordnung, Yz,, für die 
nachgemeffenen Linien, "4,, für die Flächen der Parcellen, Olden= 
burg. Inſtr. $. 112, — 1% p6t. des Flächenraums, Würtb, I. v. 
1831. F. 109, — 14 p&t. bei der Stüdmeffung, 2 pCt, des Flächen⸗ 
raums, 2 Heſſ. Inftr. v. 30. Sun. 1824, $. 15, Inſtr. v. 4. Apr. 
1831 $, 


(k) Zur ——— hat man Rechenmaſchinen erfunden; ſ. Zobel und 


Müller, Beſchreibung einer Flächenberechnungs⸗ und Theilungs⸗ 
maſchine, Münd. 1815. Dieſe M., welche die Berechnung der Tra⸗ 
peze unmittelbar, ohne die Zerfällung in Dreiecke, bewerkſtelligt, ſoll 
die Hälfte der Beit erfparen, ihr Gebrauch iſt aber wieder aufgege⸗ 
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(!) 


ben worden, In Bern wurde 1830 eine andere Erfindung für glei- 
chen Zweck angekündigt, Neue Mafchine (Planimeter) von Wetli 
in Zürich, bei welcher der Fehler nur etwa Y, p. m. beträgt, f. 
Stampfer in Dingler, Polyt. Journ, CXV], 424 (1850), 


Mailand You der natürlichen Größe, reducirte Charte jeder Flur 
von Yon — Frankreich: Regel "Aso0, ausnahmsweife Yon, WO 
keine Parcellen unter 2 Hektaren vorkommen, dagegen Vase, WO 
über 4—5 Stüde auf 1 Hekt. — Oeſterreich: Regel 1 Zoll gleid) 
40 Klaftern oder Yagao, bei größeren Maffen halbes Maaß oder Y%zan+ 
— Würtemberg 5, bei geringer Berftüdelung nur Yoga, bei 
Städten — — pe Rheinpreußen Yarsaı Yarseı Ya je na dem die 
vorkommenden Parcellen über 4, oder I—4, oder nur 1 M. und 
darunter enthalten, — Baiern sn Regel, ausnahmsweife Yazoo 
für Ortfchaften und andere Gegenden, bei denen jener Maaßitab 
nicht genau genug ift, nady Gutbefinden der Katafterftelle, F. 11 des 
Gef, v. 1828, — Gr. Heffen, für Gewanndyarten I p. m. Gemar: 
Eungscharten Yun — Sachen Yarzo- — Oldenburg Yaoon Regel für 
Flurdyarten, bei geringer 3erftüdelung Yooo bis Yooo, bei größerer 
Yooo bis zu on (für Dörfer und Städte). — Baden, Gef. Entw,, 
Regel YAooo, bei größerer Berftüdelung Y 00, für Dofpläge ꝛc. Yo. — 
Die Größe des Maafftabes zeigt ſich hauptſächlich zum Behufe ber 
Flächenberechnung wichtig, wenn die Seiten jedes Grundſtücks auf 
der Charte gemeffen werden. Die Vervielfältigung der Charten durch 
ben Steindrud gewährt den einzelnen Gutöbefigern, Gemeinden zc. 
vielen Nugen. So in Baiern. Der Uebertrag auf den Stein ge: 
ſchieht fehnell mit dem Stordfchnabel, Die Steine werben aufbes 
wahrt, um Aenderungen einzeichnen zu Eönnen, 


$. 320, 
Die verfchiedenen Wege, die man in neuerer Zeit verfucht 


hat, um die Steueranfchläge der Grundftüde zu erhalten, laſſen 
fich in folgende Hauptabtheilungen bringen : 


A. Benugung eines einfachen Thatumftandes, aus dem man 


auf den fteuerbaren Ertrag fchließt, und zwar 1) des 
Kaufpreifes der Grundftüde, 2) des Pachtzinfes der— 
felben, 


B. Berechnung des muthmaßlichen mittleren Bodenertrages, 


1) des rohen, von dem man Feine Benugungsfoften oder 
doch nur einen Eleinen Theil derfelben in Abzug bringt, 
2) des reinen Ertrages. 


Dieſe, in den folgenden $$. darzuftellenden Hauptmethoden 
find nicht immer abgefondert und ausfchließlich angewendet, fon= 
dern es find oͤfters mehrere derfelben mit einander in Verbin- 
dung gefeßt worden, was auch ald zweckmaͤßig anzufehen iſt. 
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A. 1) Anlegung nad den wirklihen Kaufpreifen 
der Ländereien (a), Diefe Preife ftehen im Allgemeinen 
in dem nämlichen Berhältniß zu einander, wie der Neinertrag 
(1,$.219), und drüden das Urtheil der landbauenden Claſſe uͤber 
den ungefähren Verkehrswerth der Grundftüde aus, Wollte man 
jedes einzelne Grundftüd für fich behandeln und ſich lediglich an 
die wirklichen Preife halten, welche innerhalb eines gewiſſen Zeit- 
raumes dafür bezahlt worden find, fo würde man fogar bie 
Vermeflung erfparen ($. 317), weshalb diefe Negulirungsart 
zugleich den Vorzug der Einfachheit und Wohlfeilheit hat, Die 
Verkäufe von Liegenschaften werden fchon der Beglaubigung 
wegen bei den Gerichten aufgezeichnet (regiftrirt) und bie 
Steuerbehörde Fann fich leicht die Auszüge aus diefen Ein- 
tragungen während eines fetgefegten Zeitraums verfchaffen (2). 
(a) Bol. Sartoriuß, Ueber die gleiche Belt. ©, 73. — v. Malchus 

I, 8.44. — 0. Sensburg, Ideen über einige Probleme im Steuer: 

wefen, ©. 9. 

(5) In Tirol wurde, nachdem man (Ebict v, 6. Aug. 1774) die eigene 
Einfhäsung der Eigenthümer ald unbraudbar erkannt und darauf 
eine Schäßung durch Sacverftändige angeordnet hatte, eine Revi— 
fion der Katafterfäge verordnet (RB. v. 16, Mai 1780),der die Durch— 
Ichnittsfaufpreife der Grundftüde von 1760 — 80 zur Unterlage 
dienten, Die fämmtlichen abgefhästen Anfchläge eines Bezirkes 
wurden nad der Vergleichung der VBerkaufspreife mit den Schäßungs- 
fummen einer Anzahl von Grundflüden im Ganzen beridhtigt. 
Krehl, Beiträge, ©, 157, Kremer, II, 40, Linden, 1, 130. — 
Auch die baierifche, durd) das Edict v. 13. Mai 1808 angeordnete 
proviforifche Grundfteuer-Regulirung, die aber mit der Einführung 
des Definitivum wieder aufgehoben wird, ift auf die Kaufpreife ge: 
baut. Dieß Proviforium ift in 1111 I) Meilen von Baiern ap 
führt worden und hat nur 815,000 fl. gefoftet, |. Rudhard, Ueber 
den Zuftand des K. Baiern, II, 77, — Rivetin Rau’s Ardio II, 
1—45 — D’Audiffret, (1,31) ſchlägt vor, die Grundfteuer und 
das enregistrement den nämlichen Beamten zu übergeben und durch 
vollftändige Aufzeichnung aller Käufe, Pachte ꝛc. das fleuerbare 


Vermögen eines Jeden Elar zu machen. Iede andere Art, die Grund— 
fteueranfchläge zu erhalten, erachtet ex für weniger genau, 


$. 322, 
Indeß hat die Benukung der Kaufpreife zur Hauptgrund: 
lage des Katafterd auch erhebliche Gründe gegen fich. 
Wenn gleich bei ganzen Maffen von Grundftüden ange- 
nommen werden Fann, daß die Gefammtheit der Kaufpreife fich 
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beiläufig ebenfo verhalte, wie der ganze Neinertrag, ſo trifft 
dieß doch bei einzelnen Stüden keinesweges zu, weil in jedem 
befonderen Verkaufsfalle eigenthümliche Umftände obwalten, 
welche den Preid gegen die allgemeine Regel erhöhen oder er= 
‚niedrigen koͤnnen. Diefe Umftände find 

1) perfönliche; hohe Werthſchaͤtzung des Käufers, 3. B. 
wegen der Nundung feiner anderen Befigungen, — Noth oder 
ſchlechte Wirthfchaft des Verkaͤufers, — Concurs, — Ueber⸗ 
nahme eines Grundftüdes durc Verwandte nach einem niedri= 
gen Anfchlage; 

2) in der Befchaffenheit des Gegenftandes gegründet; 
namentlich werden die Beftandtheile gebundener Bauerngüter 
unter übrigens gleichen Umftänden in der Regel wohlfeiler er- 
Fauft, ald wenn fie außerhalb des Verbandes (walzend) 
wären (a); 

3) Örtliche; geringe Menge von verkäuflichen Ländereien 
im Vergleih mit der Volksmenge, 3. B. in Gebirgögegen- 
den (5), oder wo viele Befigungen in fefter Hand find, mie bei 
Gorporationen, Lehenträgern 20, — große Anzahl von Feld— 
arbeitern, die Land zu pachten oder zu Faufen fuchen, — Ber: 
fchiedenheit des Zinsfußes in reihen und armen Gegenden, 
1, $. 232; 

4) zeitliche; häufige Auswanderungen, — Kriegönoth 
oder andere große Unglüdsfälle, — Veränderungen des Zins- 
fußes ; auch der wechfelnde Preis des Geldes gegen die anderen 
Güter Fann einwirken (ce). Wahlt man zur Benußung ber 
Preife einen furzen Zeitraum, fo fallen in ihn zu wenige Kauf: 
fälle, befonders in folchen Gegenden, wo das Grundeigentum 
überhaupt wenig wechfelt (d). Nimmt man einen langen Zeit⸗ 
raum, ſo umfaßt derſelbe oft eine ſolche Verſchiedenheit hoher 
und niedriger Frucht- und Landpreiſe, daß es ungerecht waͤre, 
dieſe ruͤckſichtslos gelten zu laſſen und die zufaͤllig bei hoͤheren 
Preiſen verkauften Grundſtuͤcke hoͤher zu beſteuern. 


(a) Daher wurde in Baiern ein Zuſchlag zu dem Steuerſatze der gebun— 
denen Güter angeorbnet, bei den größten Gütern bis an 40 pEt. 
Wieder aufgehoben 1814, S. Rivet, a. a. D., ©. 23. — In Zirol 
wurde der Ducchfchnitt aus den Kaufpreifen der Muftergrundftüde 
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in jeber Gemeinde etwas ermäßigt, wenn barunter Eleine Stüde 
waren. Bei Käufen unter 100 fl. zog man 24, ab, bei 2000— 2500 
no %4,, von 3500 fl. an aber nichts, mehr, ſ. ®inden, I, 140, — 
Vergl. $. 307 (b). 

(b) Dephalb ift in Baiern eine befondere Ausgleihung der Steuerſätze 
zwifchen ebenen und Gebirgsgegenden angeorbnet worden, um letz— 
tere nicht zu überbürbden, f. Rivet, aa. D., ©. 28, 

(c) In Frankreich hat man die Kaufpreife von | 790 an für unbraudybar 
angefehen, was ſich wegen der aus dem Revolutionszuftande her— 
ffammenden Verwirrungen leicht erklären läßt. Deßhalb follen nad) 
ber franzöf. Steuergefeggebung bie Preife nur benußt werden, um 
das Verhältniß der Eulturarten, Ader, Wiefe, Weinberge zc. unter 

.. einander richtig zu beftimmen, Recueil, Art. 426, 598, 

(d) 3. —* manchen Gegenden bed Schwarzwaldes. — Sartorius, 

a. a. O. 


g. 323. 


Aus dieſen Gründen dürfte man die Kaufpreiſe der einzel- 
nen Grundſtuͤcke den Steuerfägen nicht ohne manchfaltige Be— 
richtigungen zu Grunde legen. Durch diefe geht aber einerfeits 
die Einfachheit des Steuerfyftems verloren, andererfeits ift den- 
noch Fein ficherer Erfolg zu erwarten, weil die Abweichungen 
der Kaufpreife von dem Durchſchnittsverhaͤltniß zwifchen Nente 
und Preis auch in einerlei Ort und Zeitpunct in Feiner Hin— 
fiht gleichförmig find, In Baiern find nachftehende Berichti» 
gungsmittel angewendet worden : 

1) Ausfchließung aller derjenigen Kaufpreife, welche wegen 
eines der genannten individuellen Umftände ($. 322) nicht dem 
Ertrage zu entfprechen fcheinen (erceptionsmäßige Käufe). 

2) Ergänzung ſowohl der ganz fehlenden, als der unan- 
wendbar fcheinenden Klaufpreife vermittelft einer Schaͤtzung (a). 
Diefe ift hier fehwieriger, ald in anderen Fällen, weil fie nicht 
für die Gegenwart, fondern für einen verfloffenen Zeitraum vor⸗ 
genommen werden muß; fie ift auch minder zuläffig, weil fie 
nicht geradezu den muthmaßlichen mittleren Ertrag ausfpricht, 
fondern eine Größe, die unter dem Einfluffe verfchiedener ande- 
rer Umftände fteht, und die man nicht ſowohl durch Berechnung, 
als nach Gutduͤnken feftfegen fol. 

3) Das Auffuchen von Durchfchnittöpreifen der Ländereien 
mittlerer Güte in jeder Benugungsart (Mittelwerthe), um 
hiernach die einzelnen Schägungen zu verbeffern (65), Dieß Ver- 
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fahren ſetzt voraus, daß die Schäßungen innerhalb eines jeden 
Bezirkes unter einander in einem richtigen Verhältniffe ftehen, 
was jedoch nicht ficher anzunehmen iſt; auch liegt in der als 
Anhaltspunct aufgeftellten Mittelclaffe, die nicht überall mit 


Beftimmtheit zu erkennen ift, eine Urfache von Ungleichheiten. 


(a) Die Werthangabe durch den Eigenthümer felbft wurde in Baiern 
als untauglich befeitigt, dagegen aber eine Schägung durch vereidete 
Taratoren und fodann eine Beftimmung des Preifes (Current: 
werthes) durch das Gutachten des Beamten vorgefchrieben, Man 
erkannte, daß es unmöglich fei, durch die Zaratoren den wahren 
Mittelpreis zu erhalten, und ſuchte fpäterhin diefelben nur dazu 
anzuhalten, daß fie alle Stüde in ihrem Bezirke gleichmäßig bes 
handelten. 

Bair. Inſtruct. v. 29. Nov. 1809. Rivet, ©, 15. — Das Ber: 
fahren war folgendes: 1) Man ſuchte in 6—8 Diſtricten eines Am⸗ 
tes die Kaufpreife vieler gleichartiger Aeder und Wiefen von mitt: 
lerer Güte, fowohl der freieigenen, ald der mit der gewöhnlichen 
mittleren Belaftung verbundenen. Hieraus ergab fih, mit Berüd- 
fihtigung der Morgenzahl, der Durchfchnittspreis eines Morgens, 
2) Die fämmtlidhen Steuerbezirke eines Amts wurden nad) der 
Bodengüte (Bonität) claffifieirt, und für diejenigen, in welchen jene 
Mittelwerthe nicht felbft gefunden waren, ſolche durch Schätzung 
nad) der Glaffification aufgeftellt. 3) Die Mittelwerthe wurden nun 
mit den, bei ben früheren Regulirungsarbeiten erhaltenen Anfägen 
des mittleren Kaufpreifes (Surrentwerthes) von Grundftüden der 
entfprechenden mittleren Befchaffenheit verglichen und hieraus bie 
Regel abgeleitet, ob die bisherigen Säge in dem ganzen Bezirke er- 
höht oder erniedrigt werden follten. 


$. 324, 

Da die zufälligen Umftände, melde den Preis bald hoch, 
bald niedrig ftellen, fich bei einer größeren Anzahl von Fällen 
einigermaßen ausgleichen, fo ift es befjer, fich ſtatt der Preife 
einzelner Grundftüde vielmehr an ganze Glaffen derfelben zu 
halten, Hiebei ift aber die Eintheilung der Ländereien in jeder 
Gemeinde in gewiſſe Claſſen nad) ihrer Ertragsfähigfeit eben fo 
wichtig, ald das Ergebniß der Kaufpreife felbit, weil diefe für 
jede Claſſe befonders zufammengeftellt werden muͤſſen. Zahlen: 
füge für den reinen Ertrag braucht man bei den Glaffen nicht 
audzumitteln, weil die Durchfchnitte der zu jeder Claſſe gehören- 
den Kaufpreife die Stelle derfelben einnehmen. Die Güte diefer 
in Naffau (a) und Baden (5) befolgten Methode hängt 
hauptfächlich davon ab, daß 1) die Glafjeneintheilung forgfältig, 
mit vollftändiger Beruͤckſichtigung aller Bedingungen ber Er- 


(b 


— 
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tragsfähigkeit vorgenommen werde (ec); 2) daß für die Auf— 
fuchung der Kaufpreife eine Periode gewählt werde, in der die 
wenigften Störungen der Production und des Verkehrs Statt 
gefunden haben (d); 3) daß man alle diejenigen Preife, die 
aus einem der angegebenen Gründe ($. 322) muthmaßlic 
nicht in rihtigem Verhältniß zu dem Ertrage ftehen, ganz hin- 
weglaſſe oder nur mit Berichtigungen gebrauche; 4) daß auch 
die aus dem fehlerfreieften Kaufpreifen abgeleiteten Claſſenſaͤtze 
noch einer Prüfung unterworfen und mit den für benachbarte 
Bezirfe gefundenen zufammengehalten werden (e). — Unter 
diefen Bedingungen vermag das befchriebene Verfahren weit 
mehr Genauigkeit zu geben, ald das in 8. 322. 323 erwähnte, 
auch geht diefe Methode bei foldhen Gegenden, für welche man 
nicht genug Kaufpreife ausfindig machen Fann, in die Neiner- 
tragsichägung felbft über (4); gleichwohl bleiben immer läftige 

Unvollfommenheiten übrig. 

(a) Naffau: Steuergef. v. 10. u, 14. Febr. 1809, in der Sammlung ber 
landesherrl, Edicte, Wiesb, 1817, I, 362, 

(6) Baden: Gef. dv. 20. Zuli 1810. Samml. d. VBerorbn. und Inſtruct. 
über die direcrten St. im Gr. Baden. I. Abth. 1817. Der gute Er: 
folg diefes Grundfteuerfyftems läßt auf eine ſehr einfichtsvolle Aus— 
führung fchließen, gleichwohl find allmählig Mißverhättniffe fichtbar 
geworden, die ſich nicht allein aus dem Mangel einer Vermeſſung 
erklären laffen. — Bemerkungen gegen diefe Methode in Krehl, 
Beiträge, S 177. 

(c) Naffau: Glaffen nad) dem natürlichen Werthe, Gef. S. 50. Baden: 

Glafification nad) der natürlihen Fruchtbarkeit und nad) der Entfer- 

nung von den Wohnpläßgen. Die Claſſen follten nicht im Voraus ent⸗ 

worfen werden, fondern ſich bei der Betrachtung aller Flurtheile von 
felbft ergeben und dann auf 6 reducirt werden, Gef. $. 80. 83, 85. In 
der Regel werden die Stüde eines Feldbezirk3 (Gewannes) in 
einerlei Glaffe gebracht, doch find Ausnahmen wegen einer natürlichen 

Verſchiedenheit geftattet, $. 81. Man hat in beiden Ländern unter- 

laffen, nähere Anleitung über diefe Glaffeneintheilung zu geben. 

Naffau: die legten 10 Jahre. Baden: für jedes der beiden Iahr- 

zehnde 1780 — 89 und 1800— 09 Gegen der Kriegsunruhen wurde 

1790—99 ausgefchloffen) wird der Durchfchnitt gezogen und aus 

beiden wieder das Mittel genommen, $. 91. Die Preife des erfteren 


Sahrzehnds konnten den landwirthſchaftlichen Verhältniffen einer 
a fpäteren Zeit nicht mehr gut entjprechen! vgl. Krehl, 
178. 


(e) Naffau: Es werden auch Pachtzinſe zu Hülfe gezogen, die man 832fach 
nimmt. Man legt die Kaufs und Pachtpreiſe von einigen Grund: 
ftüden aus jeder Elaffe ven Schägern vor, welche nad) Erwägung aller 
zufälligen Berhältniffe ihr Gutachten ausfprechen. Dieß wird den 


(d 


— 
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Steuerpflichtigen bekannt gemacht, deren Einwendungen man wies 
der den Schägern zur Beantwortung mittheilt. $. 50—61. Baden: 
Die mittleren Kaufpreife der Glaffen werden den Zaratoren vorge: 
legt, deren Schägung, wenn fie von jenen Durdfchnittspreifen ab- 
weicht, motivirt werden muß, $. 96. 97. In beiden Ländern findet 
eine Prüfung der Anfäge in befondern Revifionsverfammlungen 


ftatt. 

(f) Bad. Gef. $. 6: in ſolchen Fällen foll ber 2öfache Reinertrag genom= 
men werden. Dieß ift jedoch nur als legte Abhülfe geftattet und es 
ift das dazu nöthige Verfahren nicht angegeben worden; wo möglich 
foll man ſich an die Analogie anderer Gegenden halten, ®. v. 8. Febr. 
und 4. Mai 1811. — Bei Waldungen wird der I5fadhe nachhaltige 
Holzertrag nad dem Preife auf dem Stamme genommen, ohne 
Einrechnung der Nebennugungen. $. 7, 118, 


$. 325. 


A. 2) Anlegung nah den Padhtzinfen (a). Diele 
pflegen dem Neinertrage zwar genauer verhaͤltnißmaͤßig zu fein, 
als die Kaufpreife, ftehen aber doch auch unter dem Einfluffe 
zufälliger Umftände des Mitwerbens. Insbefondere ift bei gro— 
fen Pachtgütern der Zins jedes Morgens gewöhnlich unter 
übrigens gleichen Umftänden nieder, bei Eleinen Stüden aber, 
um bie fich dürftige Landbewohner bewerben, viel höher, Andere 
Schwierigfeiten find 1) daß häufig die Pachtverhältniffe ver 
widelt find und mancherlei gegenfeitige Keiftungen vorkommen, 
bie erft mühfam zu Geld angefegt werden müffen; 2) daß in 
vielen Gegenden nur eine geringe Zahl von Pachtfällen vor- 
kommt, von denen noch ein Theil wegen zufälliger Urfachen von 
der mittleren Nente abweicht, ein anderer Theil unrichtig an« 
gegeben wird, Hiezu trägt bei, daß man bei der Erforfchung 
der Pachtzinfe auf feinen fo langen Zeitraum zurüdgehen kann, 
ald bei den Kaufpreifen. Es muß deshalb vielfältig an die 
Stelle des wirklichen ein abgefchäßter Pachtzind treten, welcher 
nichts anderes ift, als der, nur ohne genauere Berechnung aus- 
gefprochene Neinertrag, $. 328. Aus diefen Gründen ift der 
Pachtzind nicht geeignet, die Hauptgrundlage eines Katafters 
zu bilden, aber er gewährt bei der Neinertragsfchäßung ein fehr 
brauchbares Hülfsmittel (6). 

(a) Sartorius, a. a. O., S. 78. — v. Malchus, 1, 199, — Im ve: 
netianifhen Gebiete war eine foldhe Grundfteuer, die in \4, der bei 


dem ÖSteuerbeamten regiftrirten Pachtzinfe beftand, Der felbfte 
wirthichaftende Eigenthümer zahlte nur 8 pGt, des abgefchägten 
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Pachtzinſes, A. Smith, III, 218. — Aehnlich fonft in einem Theile 
der vereinigten Niederlande. Mögel. Annal. II, 166, 

(5) Die franzöfifchen Steuergefege legen im Allgemeinen, mit dem Vor: 
behalte der nöthigen Berichtigungen, auf die Pachtzinſe ziemlich 
hoben Werth, Recueil des lois etc. Art, $. 7,; ſ. au) Gaudin, 
Mem, 11, 315, 


g. 326, 


B. 1) Anlegung nad dem rohen Ertrage, oder we— 
nigftend nad) einem ohne vollftändigen Koftenabzug gebildeten 
Ertragsfage. Der Gedanke, eine Grundfteuer lediglich nach dem 
rohen Ertrage anzulegen, Eonnte leicht durdy das Beifpiel des 
Zehnten veranlaßt werden (a). Zur Empfehlung diefes Ver— 
fahrens gereichte vorzüglich der Umftand, daß der rohe Ertrag 
weit leichter zu ermitteln ift, ald die Culturkoſten (5); auch hat 
man fich noch auf den Grund geftüßt, daß der rohe Ertrag oder 
die aus demfelben abgeleitete natürliche Ertragsfähigfeit (c) 
gerade das anzeige, was die Grundfteuer belegen folle, namlich, 
die unveränderliche Mitwirfung des Bodens zur Production, 
Hieran Fnüpfte ſich die Hoffnung, daß man, indem man ſich zus 
nähft an den Naturalertrag halte und die wechfelnden Geld- 
preife befeitige, eine auf alle Zeiten hinaus brauchbare Kataſtri⸗ 
rung zu Stande bringe. 

(a) Hieher gehört auch der Vorfchlag eines ald einzige Steuer zu erhes 
benden Zehnten vom Marfchall Vauban, f. deffen Projet d’une 
dixme royale, Paris 1707, Es follte von allen Einkünften, auch 
aus Gewerken und Handel, ohne einen Abzug, gleichmäßig einerlei 
Quote, zwifchen Y4, und erhoben werden. Diefer Plan fand in 
Deutfchland einige Bertheidiger (Gundling, Peſcherin, Karl), 
wurde aber durch von der Lith und v. Zufti befämpft, ſ. Ber: 
gius, Polizei: und Kam.:Mag. IX, 196— 210, In Dalmatien bes 
fteht noch der Zehnte als Grunpdfteuer, Er wird in Geld erhoben, 
nad) einer jährlichen Ertragsfhägung. Neues Regulativ v. 12 Dec. 
1837, Linden, 1, 19%. — Die von K. Joſeph (20 April 1785) 
angeordnete Grundfteuerregulirung (das Sofephinum, f. oben 
$. 317. (5)) beruht auf der Angabe des rohen Ertrages durch die 
Eigenthümer, mit nachfolgender amtlicher Prüfung. Indeß warb 
doch im Steuerfuße auf die Verfchiedenheit der Bewirthſchaftungs⸗ 
koſten einige Rüdficht genommen, indem man von je 100 fl, Roh: 
ertrag bei Aedern, Weinbergen, Zeichen 10 fl. 37% kr., bei Wiefen 
und Gärten 17 fl. 55 kr., bei Weiden und Waldungen (nad) Abzug 
des Hauerlohns) 21 fl, 15 Er. als Steuer anſetzte. Im Durchſchnitt 
follte die Steuer 12 fl. 1314 Er, betragen und die gutöherrlichen Las 


ften follten nicht mehr als 17 fl. 462% Er, pCt. ausmachen, damit 
dem Grundeigenthümer 70 pEt, des Rohertrages ficher blieben. 
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(b 


(c 


— 


— 


Kremer, I, 43 ff. Linden, I, 59 ff. Diefe Kataſtrirung, als auf 
einem unrichtigen Grundfage ruhend, Eonnte fein gutes Ergebnif 
liefen. Vielleicht war es die Folge von der Anerkennung biefer 
Wahrheit, daß man ſich mit zu niedrigen Angaben über den Er- 
trag begnügte, Auf 1 Joch Aderland in Niederöfterreich wurde, 
ohne Abzug der Saat, nur ein Ertrag von ungefähr 6 Metzen be: 
rechnet (— 114, Malter vom bad, = 3 Scheff. von preuß. M), und 
bei Wiefen nur gegen 10 Gentn. Heu (= 7 Etr, bad, = 5,? Etr, 
preuß. M.)! — Indeß hielt man dod) neuerlid) dafür, daß die Jofe- 
phiniſchen Anſchläge mit einer forgfältigen Berichtigung noch mins 
der unrichtig feien, als die bisherigen älteren Anfäge, man legte alfo 
jene dem proviforifchen Katafter, bis zur Vollendung des definitiven, 
u Grunde, in Niederöfterreidh, De. ob d. Eng, Steiermark, Mähren 
hlefien, Kärnthen und Galizien, Patent v. 1. Mai 1819, Linden, 
1,79. 263. — In Baiern wurde, nachdem 1808 die definitive Grund⸗ 
fteuerfegung befchloffen worden war, 1809 die Kataftrirung nad 
dem nur durch einige Abzlige verringerten Nohertrage angeordnet. 
Schäsungs:Inftruction v, 13, Mai 1811, bekannt geworden durch 
den Abdrud in den N ber 2. Kammer, 1822, Beil. V, 44, — 
Nach einiger Unterbredyung wurde in dem Geſetz v. 15. Aug. 1828 
die Fortfegung der Kataftrirung nad) dem nämlichen Hauptgedanten 
ausgeſprochen. Bonitirungs:Inftruction und Inftruction für die 
Liquidirung, Kataftrirung und Umfchreibung der defin. Grundfteuer, 
beide v. 19. San. 1830. Reg. = Bl. Nr. 10. — Schriften über dieß 
Syſtem: (Däzl) Von dem mögl. rechtlichen und national- öfonom. 
Maapftabe zur Repartition der Grundft,, 1814. — Deff. Anleitung 
zur Berechnung des Reinertrages, 1823. ©. 31. — Beweis, daß bie 
in 8 pGt. des Rohertrags ausgeſprochene Grundft. gerecht und na— 
tionalöf. fei, München 1816. — Gebhard, Ueber Güterarrondi- 
zung, 1817. ©. 95 (gegen das Syftem, worauf ſich eine literariſche 
Fehde zwifcen dem Vf. und Grünberger erhob). — Späth, 
Abh. über die Grundft. nach dem reinen und rohen Ertrag ber 
Stüde, Münden 1818, (Ebenfalls gegen das Syftem.) —v. Grün: 
berger, Kurzgefaßte Gefchichte und Darftellung der Kataftercom: 
miffionsarbeiten, München, 1820. — v. Malchus, J, $. 43. 46. — 
VBetterleinin Rau, Archiv, 1835. 11, 45., vergl. ©. 67 ebd. 
Man hat fogar die Ausmittlung des Reinertrages für unmöglich 
erklärt, was wenigftens in Bezug auf diejenige annähernde Genaus 
igkeit, welche überhaupt im Steuerwefen erftrebt werden kann, nicht 
zuzugeben ift. 
Es wird nämlich in Baiern beim Adgrlande unter Vorausſetzung 
der Dreifelderwirthfchaft nur der Ertrag von zwei Getreide-Ernten 
mit Ausſchluß der im dritten Jahre möglichen Nusung der Brach⸗ 
flur, fowie der Weide, beredinet und die Ausfaat abgezogen, — bei 
Wieſen bleibt die Weide, bei Waldungen bleiben die Nebennusgungen 
außer Anfag, Gef. F. 5, — Für jede Bodenclaffe werden Mufter: 
gründe ausgewählt, deren Ertrag mit Benugung der eidlichen An— 
gaben des Eigenthümers oder Pachters forgfältig abgeſchätzt wird, 


+ r 


$. 327, 
Der befchriebenen Veranſchlagungsart ftehen hauptfächlich 


diefe Gründe entgegen : 
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1) Der Rohertrag verfchiedener Grundftüde fteht Feineswegs 
in dem nämlichen Verhältniß, wie der reine, es kann folglich, 
indem die Steuer ſich an jenen anfchließt, eine gleichförmige Be- 
fteuerung der Grundrente nicht erreicht werden, Dieß zeigt fich 

a) bei der Vergleichung verfchiedener Arten von nußbaren 
Ländereien, indem z. B. gleicher Nohertrag von Wiefen nicht 
fo viele Koften verurfacht, ald von Ader- oder Nebland (a) ; 

b) bei verfchiedenen Glaffen der Güte, Der Neinertrag un- 
ergiebigerer oder entlegener Grundſtuͤcke bleibt hinter dem der 
fruchtbaren oder günftig gelegenen weiter zurüd, ald der Unter- 
fchied im Rohertrage anzeigt, es werden daher, wenn diefer ent« 
ſcheidet, die ſchlechteren Ländereien unverhältnißmäßig ſtark in 
Anſpruch genommen. Bei einem fehr unfruchtbaren Ader Fön- 
nen die Koften leicht 80 oder 85 pCt. des gefammten Erzeug- 
niffes hinwegnehmen, während fie bei den beften Feldern viel- 
leidyt 60 oder noch weniger p&t. ausmachen, Cine Steuer von 
Yo des Nohertrags belaftet alfo die Grundrente des beiten 
Aderlandes nur zu , die des fehlechteften dagegen zu Y, oder 
Yz. Wird von dem Rohertrage etwas abgezogen, um den Steu- 
eranfchlag zu bilden , fo bewirkt dieß eine defto ftärfere Berichti- 
gung jenes Fehlers, je mehr die Abzüge den fammtlichen Koften 
proportionirt find (4); 

ec) bei verfchiedener Bewirthfchaftungsweife; denn ein mit 
größerem Gapitalaufwande durch Ueberwindung von Schwie- 
rigfeiten erzielter Ertrag läßt weniger Ueberſchuß, als ein Teicht 
erlangter (ec). 

2) Im Ertrage des Bodens wirken Naturfräfte, Arbeit und - 
Gapital zufammen, Es läßt fic nicht berechnen, welcher Theil des 
Erfolges auf jede diefer Urfachen komme, und dieß ift auch nicht nd» 
thig, weil die Rente in ihrer Gefammtheit den Gegenftand ber 
Grundfteuer bildet. Die natürliche Ertragsfähigkeit if, wenig. 
ftens beim Ader-, Garten» und Wieslande, unerforfchlich und drückt 
ſich insbefondere nicht in der Größe des Nohertrages aus. 

3) Die jedesmaligen Mittelpreife der Rohftoffe dürfen nicht 
unbeachtet bleiben, weil von ihnen das Gelveinfommen ber 


Grundeigenthümer abhängt und die Steuern in Geld entrichtet 
- Rau, polit, Oekon. 3te Aus. III. 2. Abth. 4 
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werden. Die Annahme gleicher Getreidepreife in einem ganzen 
Lande bewirkt für die Bewohner der Gegenden, in benen fort- 
dauernd niedrige Preife einheimifc find, eine empfindliche Ue— 


berbürdung (d). 


(a) Bei guten Wiefen Eann der Reinertrag 80 pCt. des rohen fein. — 
Bon den Waldungen foll nad dem bair. Gefes ($. 26.) nur der 
Holzertrag auf dem Stamme, alfo ſchon mit Abzug des Hauerlohns, 
angerechnet werden. Da nun die nicht mit berüdfichtigten Neben- 
nußungen mehr betragen können, als die Beauffichtigungs= und die 
anderen allgemeinen Bewirtbfchaftungstoften, fo ift in diefen Fällen 
ber Eataftrirte Ertrag fogar noch niedriger, als ber reine; VBetter- 
lein, a. a. O. S. 61. 

(6) Diefe Bedingung iſt in den Vorſchriften des bair. Geſetzes nicht er⸗ 
füllt, da z. B. die Brach- und Stoppelfrüchte gerade auf gutem Bo— 
den und in günftigem Klima am meiften gebaut werben. Wo beide 
Nusungen nicht ftattfinden können und diefer Abzug wegfällt, da 
ift der Steuerjag ein weit höherer Theil bes ganzen Ertrages, 

(c) Uebereinftimmend Linden, I, 264. 

(d) In Oeſterreich wurden die Mittelpreife ber Marktorte von 1772—81 
angenommen, mit Abzügen für entlegenere Ortſchaften. — In 
Baiern wird dagegen allgemein der Scheff. Roggen zu 8 fl., Waizen 
u, Kern zu 12, Gerfte zu 6, Haber zu 4 fl. angefeht, der Eentner 
Heu zu 36 Er. Der Ertrag wird in Roggen ausgedrüdt und fleigt 
von einer Glaffe zur andern um Y, Scheff. 


$. 328, 


B. 2) Erforfchung des Reinertrages (a). Dieſes Ver- 
fahren ift unmittelbar auf das Ziel gerichtet, welches die anderen 
Methoden nur durch Ummege zu erreichen vermögen, namlich 
auf die Erforfhung derjenigen Größe, welche dad Maaß ber 
Steuerfähigfeit bildet ($. 302), und zwar auf eine gründliche 
Weiſe. Daher ift diefe Kataftrirungsart in der neueren Zeit am 
häufigften gewählt worden, und da fie, wie es fiir einen guten 
Erfolg nothmwendig ift, mit einer Vermeſſung in Verbindung 
gefegt wurde, fo pflegt man beide als wefentlich zufammenhän- 
gende Gefchäfte anzufehen (2). Nach manchen früheren Unter- 
nehmungen biefer Art (c) gab die öfterreichifche Negierung im 
Herzogthum Mailand das erfte Beifpiel einer ſolchen forgfaltig 
eingerichteten Grundfteuerregulirung (d). Im 19. Jahrhun- 
dert wurden in Frankreich (e), Dänemark (f), Oeſterreich (9), 
Rheinpreußen (A), Würtemberg (i), im Großherzogtum Sef- 
fen (A), Hannover (2), Sachſen (m), Toscana ıc., ähnliche 
Arbeiten ind Werk geſetzt. 


— 
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(a) ſ. die $. 301 genannten Schriften von Benzenberg, Gebhard, 
Groß und Klemm (Heft III u, IV). — »Biotem, Verſuch einer 
Anleit. z. Abſchaͤtzung d. Grundſt. nach Claſſen, befonders zum Be: 
hufe einer Grundfteuer-Rectification, Lpz. 1820, — v. Malchus, 


B 8, 47 ff. 

(Bd) Dieß ift nit richtig, weil die Meffung audy bei anderen Kata- 
ftrirungsarten nöthig ift. 

(e) Im Herzogthum Würtemberg kam 1713—41 ein Katafter zu Stande, 
Mofer, a. a. D., ©. CXXL — Val. $. 316 (h). 

(d) ride diefer Maafregel im I. 1718 unter 8. Karl VI, Stiftung 
der ObersKatafter-Gommiffion, Giunta del censimento generale. 
1719 Beginn der Vorarbeiten. 1721—23 Meffung. 1726 Beendung 
der Schäßungen, 1732 war die wiederholte Prüfung derfelben eben⸗ 
falls beendet, 1733 unterbrady der Krieg die Sache, 1749 ward fie 
wieder aufgenommen, 1760 traten die Steuerfäge von 1732 in An= 
wendung. Carli, Relazione del censimento dello stato di Milano, 
aa O. ($. 316 (4)). Deutih: Mailands Steuerverf., überf, von 
Wikoſch, Wien 1818, — Zarantola, Praktifche Darſtellung der 
mailändifchen Steuerregulirung, aus dem Ital. Jena 1821, 4%, — 
v. Kremer, 1, 68. — Burger, Reife durch Oberitalien, 1832, 
II, 227, — Morandini, Del censimento Milanese, Mil. 1832, 
11. B. — Linden, 1, 412. — Das mailänd. Katafter ift bei der 
neuen öfterreich. Steuerregulirung (e) beibehalten worden. 

(e) al, $.320, (d). Oyon, Collection des loix, décrèts, instructions 
et eirculaires relatifs au Cadastre de la France, Paris 1804 ff. 
V Bde. — Recueil methodique des lois, decrets, reglemens, in- 
structions et decisions sur le cadastre de la France, 1811. 4°, mit 
1 Heft Fol, — Thum, Handbuch des Katafters, Mainz 1818 (Aus: 
zug aus dem vorigen), — Benzenberg, I, 74. — Auch im König- 
reich Weftfalen wurde eine ſolche Kataftrirung beabfichtiget, (Gef. 
v. 21. Aug. 1808), fie kam aber nicht zur vollen Ausführung. 

(f) 2. v. 1. Octob, 1602; aber das neue Katafter ift noch nicht einge= 
führt; ſ. Bergfde, in Rau, Archiv, IV, 318, 

(9) Patent v. 23. Dec. 1817, Schäsungsinftructionen von 1826 u, 1828. 
v. Kremer, 11, 89. — Ausführlich Linden, 1, 269—411, Ueber 
die Arbeiten im öfterreich, Oberitalien f. Maggi, Sul nuovo cata- 
sto, 1845. — Rezzonico in Giorn. del Inst. Lombardo, 1845. 

(h) K. Gabinetsordre, 26. Zul, 1820, — Allg. Inftruct, über das Ver- 
fahren bei Aufnahme des Katafters von ertragsfähigem Grundeigen= 
thum in den rhein. weftfäl. Provinzen, 11, Febr. 1822 mit 1 Folio- 
beft Formulare. — Inftruction über das Verfahren bei der Er: 
mittlung des Reinertrags von Grundeigenthum, 3. Sun. 1822, — 
Mehrere —— gefammelt in: Verordnungen und Ins 
ftruetionen Über die Verwalt. der directen Steuern für den Reg.⸗ 
Bez. Düffeldorf. 1833, 4% (Amtliche Ausgabe). — A. Gef, v. 21. Ian. 
1839, Gef. Samml. Nr. 3. — v. VBiebahn, in Rau, Ardiv, III, 
145. Das Katafter wurde 1834 foweit vollendet, daß die Steuer 1835 
nad) ihm erhoben werden konnte, doch blieben noch ers Geſchäfte 
für die folgenden Jahre uͤbrig. Der Steuerfuß betraͤgt, da die 
Steuerſumme im Ganzen nicht erhöht werden ſollte, (ohne die Zu— 
ſchläge) 11,918 pCt. des kataſtrirten Reinertrags, der von den Län— 
dereien in den Provinzen Weſtfalen und Rheinland 22°660,000 rl, 
ausmacht, oder mit den Wohnhäufern 27°253,000 rl,, woraus fi 
die Steuerfumme v. 3248,000 rl, ergiebt, In der ur Hälfte 
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des preuß. Staates beftehen die alten, fehr verfchiedenartigen Grund» 
fteuern, von denen in der Provinz Preußen auf die [) Meile 639 rl., 
auf den Kopf der Einw. 11 ©gr. (min.), in Sachſen aufdie IM. 
3598 rl., auf den Kopf 35 Sgr. treffen. Hoffmann, Die Lehre ıc. 
©. 129. 

(i) Das Gef. v. 25. Juli 1821 ordnete die Herftellung eined provifori- 
ſchen Steuerkatafters an, nad) welchem bie Grundfteuer aufdie Amtö- 
bezirke und Gemeinden vertheilt wird, während die Umlegung auf 
die Einzelnen durch die Gemeinden nad örtlichen Normen geſchieht. 
— Inftructionen für die Oberamts-Steuer-Commiſſarien, 6. Sept. 
1821. Kortf. Febr. 1822. Die Ausmittlung des rohen und reinen 
Ertrages gefhah nur für ganze Fluren und Flurftüde (Gewende, 
Gewanne). Diefe Arbeit wurde 1823 vollendet. Ueberfidht der ſta⸗ 
tiftifchen Ergebniffe in Memminger, Würt. Jahrbücher, 1823, 
11, 403, Zugleidy wurde zur Begründung eines definitiven Katafters 
eine Landesvermeflung veranftaltet (f; F. 319 (5)), bis zu deren 
Beendigung die Schägung der einzelnen Stüde verfhoben worden ift. 

(k) Geſ. v. 13. Apr. 1824 über die Vollendung des Smmobiliarkatafters, 
Snftructionen dv. 30. Zun. 1824 (Aufftellung des Kat.) u. 31. Jan. 
1825 (Bonitirung). — Hoffmann, Beiträge, ©, 67. 

(cl) 8. v. 9. Aug. 1822. — Ubbelohde, ©, 218. 

(m) Angeordnet im Landtagsabfchied v. 30, Oct, 1834. Ueber bie Meffung 
f. $. 319 (b). — Geſchaͤftsanweiſung z. Abfhägung des Grundeigen- 
thums, 30, März 1838. — Gef, v. 9, Sept. 1843, Verordn. v. 26. 
Dct. 1843. 


$. 329, 

Man hat neuerlich verfchiedene Einwendungen erhoben, 
welche entweder diefe Methode uͤberhaupt als verwerflich darftellen, 
oder wenigftens zeigen follten, daß fie im Verhältniß zu ihrem 
Erfolge zu große Befchwerlichfeiten mit ſich führe, Dahin ge- 
hören hauptfächlich folgende Puncte (a) : 

1) Die großen Koften eines folchen Katafters, welche leicht 
den ein= oder zweijährigen Ertrag der ganzen Grundfteuer 
hinwegnehmen fünnen (5). 

Der Aufwand, der fich theild nach der Art des Verfahrens, 
theild nach der Zerftüdelung des Grundeigenthums richtet (c), 
ift allerdings groß, mag er nun aus ber Staatöcaffe, oder von 
den Grundfteuerpflichtigen, oder theilmeife auf beiden Wegen 
getragen werden (d). Allein er vertheilt fich nicht allein auf 
eine ziemlich lange Periode, fondern der größere Theil der Ko- 
ften kommt auf die Meffung und die zugehörigen Verrichtuns 
gen (e), und hierdurch wird, zumal wenn zugleich für die Auf— 
zeichnung aller eintretenden Aenderungen geforgt iſt, ein viele 
feitiger, dauernder Vortheil erreicht (F. 317), der dieſen Aufwand 
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wohl vergütet. Diefer Nugen ift defto größer, je unvollfommner 
die Kenntniß von dem Flächeninhalte jedes Grundftüdes bisher. 
war, Hätte man vermittelft früherer Mefjungen wenigitens 
einen ſolchen Grab von Genauigkeit erlangt, wie er ungefähr 
bei den Schägungen zu erzielen ift, fo koͤnnte eine neue Katafter- 
meſſung allenfalld noch verfchoben werden ($. 317), fo wie 
überhaupt bei niedrigen Steuern und einem geringen Betrag 
der Grundrente in einem Lande das Bedürfniß einer genauen 
Regulirung der Grundfteuer viel ſchwaͤcher iſt. 


(a) f. z. B. Sartorius, Ueber bie gleiche Befteurung ꝛc. ©, 61 fi. — 
v. Gölln, in Europ. Ann. 1819, 

(6) Ueber die Katafterkoften. 1) In Frankreich ftellen ſich 
(GB ouin’s Budgetöberichte pro 1837, der Deputirtenfammer vor: 
gelegt im April 1836) die Koften fo: 

bis 1822 kataſtrirt 11°159,928 Heft, für 49-356,594 Fr. 

von 1822 — 1835 29-889,173 ,„,  „ 69:542,704 „ 
1835 in Arbeit 2-120,099 „ „  4982,232 „ 
noch übrig + . 8:902,360 „  „ 2%0919,546 „ 


demnach wäre ber ganze Aufwand . +. . 144°801,000 Fr. 


und es Eoftet 1 Hektar 1 geogr. I Meile 
bis 1822 4,2 Fr. 11,439 ft. 
1822 — 35 2,9? [77 6004 " 
von 1836 an 2, „, 6056 „ 


Man kann alfo die Koften neuerlich auf 6000 fi. für die DI Meile 
annehmen, oder 16%, Er. für den pr. — 23, Er, für den bad. Mor⸗ 
gen. Nach früheren Erforfhungen in Frankreich berechnete Ben: 
zenberg (1, 403) die dortigen Koften auf 3898 ri. (6870 fl) für 
die ID Meile. Jetzt werden die Koften des Katafters auf ungefähr 
200 Mill, Fr. gefhägt. — 2) In Baiern war der Koſtenanſchlag 
für die Periode 1831—37 6312 fl. auf die D Meile, Der Umftand, 
daß in Baiern nicht der reine Ertrag geſucht wird, hat auf die 
Koften Eeinen ftarken Einfluß, fo daß diefe füglich hier mit anderen 
verglichen werden können. Nach den Ergebniffen von 1839 — 41 
find die befonderen Koften (nebft 60,000 fl. jährlichen allgemeinen) - 
a) auf die I Meile für die Triangulirung (ohne die Koften der 
ſchon früher beendigten Hauptdreiede) 187 fl, — Meſſung 3516 fl., 
— Bonitirung 135 fl., — Claffificirung 1262 fl., — Planarbeiten 
94 fl., zufammen 5194 fl.; b) auf jedes Blatt für Steindrud 74 fl., 
— Berechnung 47 fl., — Kataftervorarbeit 29 fl., zuf. 150 fl., oder 
auf die IM. (zu 10 Blättern, welches das minim. ift) 1500 fl., 
mit a) zufammen minbeftens 6694 fl.,; ce) auf die Gemeinde (5—6 
auf eine D Meile) für Liquidation, Kataftrirung ꝛc. 1098 fl. Summe 
7792 fl. im günftigften Falle. Das Meffen Eoftet auf dad Tagwerk 
13% tr. — 9,8 fr. auf d. pr. = 13,8° Er. auf den bad. M. Der ganze 
Aufwand für das Katafter bis Ende 1841 war 12-855,000 fl., und 
ed war etwas über die Hälfte der ganzen Arbeit vollendet, jo daß 
noch gegen 9 Mill, fl. nöthig find. Aber im Ifarkreife muß ein Theil 
der Gefchäfte noch einmal vorgenommen werden, Verhandl. d. 8, d. 
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(ec) 


Abg. 1840, Beil. XXI, K (von Trautner). 1843, Beil, LIL 
(B. Friederid.) — 3) Die Koften des Katafters in Weftfalen 
und Niederrhein werden auf 4°712,688 rl. angefchlagen, mit Ein: 
ſchluß der, nad) ihrer Brauchbarkeit gefchägten Älteren Arbeiten und 
der noch zu beendigenden Geſchäfte (Denkſchrift v. 10, Octob. 
1835); auf jede DD Meile tommen 5583 rl. oder 9770 fl., aufden 
Morgen 26,2 Er. In diefen drei Ländern ift übrigens die Häufer: 
fteuer mit einbegriffen. 4) Im K. Sachſen 5798 fl. auf die I.M.; 
Runde, Die fühl. Landesabfhäsung S. 20. 5) Im Gr. Heffen 
kam die Meffung mit Glaffeneintheilung für die TI M. auf 7600 fl, 
6) In Baden fchäste man 1847 die Meſſungskoſten auf 2:200,000 fl., 
wobei aber die Waldungen, als fhon vermeflen, nur fehr wenig 
ften verurfachen. Dieß beträgt 7900 fl, auf die DI M. 

v. Groß (a. a.D., ©. 86) beredynet, wenn man jährlih 6 Meil. 
Eataftriren will, die Koften für jede auf 8000 fl. Benzenberg 
(1, 404, vergl. II, 164, 410.) nimmt die Koften nad) dem franzöj. 
Verfahren auf die DM. im Durchſchnitt zu 7000 fl. (4000 ri.) an, 
glaubt aber, eine II M. Wald könne für 1750 fl, Ader in großen 
Gütern für 3500 fl., Ader in Eleinen, aber zufammenliegenden 
Befisungen für 5250 fl., zerftüceltes Land von 10—16,000 Parcellen 
auf der [I M. (2?—3 per Hektar) für 7000, von 33—49,000 Par: 
cellen (6—9 per 9.) fogar nur für 10,500—12,225 fl. kataftrirt 
werben, — In Baiern ift die Zahl der Parcellen auf der ID M. 
zwifchen 985 (Berchtesgaden, Alpengegend) und ungefähr 45,000 
(Gegenden in Unterfranken), im D. des ganzen Landes 12,259, in 
Oberbaiern 8041, in Unterfranten 29,330; ſ. a. Bericht von Traut: 
ner; in Sachſen 7366. 


(d) In den weftlichen Provinzen des preuß. Staates werben die Koften 


(e) 


durch einen Zufchlag zur Grundfteuer aufgebradht. In Frankreich 
wurden fie bis 1822 ebenfalld größtentheils® auf die Grund: 
fteuer des ganzen Landes umgelegt, doch ſchoß die Staatscaffe mehr: 
mals hinzu. Iest wird jährlich 1 Mil. Fr. aus der letzteren bezahlt, 
das Uebrige haben die einzelnen Departements durch facultative 
Steuerzuſchläge ($. 54) zu deden, die 1832 u. 1833 gegen 4-600,000 
Fr. betrugen, 1836 4°269,000 $r. Für 1844 vermuthete man nur 
noch 918,000. Anfangs waren 3, jeit 1829 find 5 Gent. (pGt.) erlaubt, 
(Diebei ftehen die früher kataſtrirten Gegenden im Vortheil.) Vgl. 
v. Malchus, Politik d. inn. Staatsverwalt., II, 97, — Bei ber in 
Baden beabfihtigten Meffung follte der Grundeigenthümer 12 Er. 
vom Morgen und 5 Er. von der Parcelle beitragen. Beſchl. d. 1. 8, 
v. 22, März 1848, 

Bezahlungsweife in Frankreich, Recueil, Art, 932, ff. 


vom Hektar von der Parcelle 
Der Geometer erhält . . 15. — 25 Gent, 
Der Indicateur hödjftene . — 2 — 


‘ Der Ingenieur verificateur, 
nebft 3 — 4000 Fr. Befol- 


dung, hödhftend . . . — 30 Cent. 1— 
Der Steuer:-Eontroleur . — 4 — 2— 
u. 20 Fr.v. jeder Gemeinde, 
Der Steuerdiretor . . — _ 12 — 


und fire Vergütungen 
1 Fr. 34 Gent, | 48 Eent. 
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Außerdem erhält ber St.:Infpector 100 Fr. vom Ganton u. 20 Fr. 
von jeder Gemeinde, Die Zaratoren werben tagweiſe bezahlt. Schon 
die nach der Zahl der Hektaren angefesten Ausgaben madyen 3420 fl, 
von der M. — Anſchlag von Gebhard (a. a. O., S. 125) für 
die DJ Meile bei dem Maaßſtabe von "4,,, und , Triangulirung 
500—650 fl., Detailmeffung 1600— 2100 fl., Revifion 350—500 fl., 
Berechnung und Entwerfung ber Grundbüder 450—550 fl., Litho: 
graphirung 300—400 fl., alfo im Ganzen resp. 3300—4200 fl. 


$. 330, 


2) Die lange Dauer der Arbeit, ald Urfache von Ungleich- 
förmigfeiten, indem 3. B. bei fortwährender Zunahme 
ber Grundrente bie fpäter Fataftrirten Gegenden verhält: 
nißmäßig höher belegt werden, 

Allerdings ift eine fchnelle Beendigung nicht möglich, fchon 
weil man hiezu eine große Anzahl von Feldmeſſern haben müßte, 
die dann Feine Befchäftigung mehr fanden (a). Indeß war die 
Verzögerung, welche in der Kataftrirung mehrerer Ränder ſtatt— 
fand, nicht in dem Wefen des Gefchäftes gegründet, fondern 
rührte von den Unterbrechungen her, an denen Aufere Ereig- 
niffe oder Veränderungen im Plane des Werkes oder einge- 
tretene Bedenklichkeiten Schuld waren. Wo feine folhen Um- 
ftände eintreten, ift die erforderliche Zeit nicht fo lang, daß fie 
einen Abhaltungsgrund abgeben koͤnnte (5), zumal wenn man 
die Vorficht braucht, in den zuerft Fataftrirten Landestheilen eins 
zelne Gemeinden oder Bezirke aufzufparen, um fie zulegt nach— 
zuholen und aus ihnen auf die Veränderungen in den anderen 
gleichartigen Gegenden einen Schluß zu machen. Die Verglei- 
chung der Ergebniffe am Ende ber ganzen Arbeit dient ebenfalls 
dazu, die aus der Verfchiedenheit der Schaͤtzungszeit entſtande— 
nen Ungleichheiten zu befeitigen. 


(a) Zur Meffung ift warme Jahreszeit und gute Witterung nöthig, bie 
übrige Zeit wird zum Zeichnen und Berechnen benützt. 

(5) In Frankreich wurde in 9 Jahren Y, des Landes vollendet, jährlich 
284 D M., die weftliche Hälfte des preuß, Staates (844 M.) 
wurde (freilich mit Benusung früherer Arbeiten) in 13 Jahren auf: 
genommen, alfo jährlid an 65 DM. — Das Herzogthum Mailand, 
gegen 220 Meilen groß, aus 2387 Gemeinden beftehend, wurde in 
etwas mehr als 3 Jahren gemeffen und gezeichnet. — In Sachſen ift in 
5 Sommern 1838—42 die Bermeflung, Abſchätzung u. Herftellung 
des Katafters bewirkt worden. 
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g. 331. 


3) Die Unmöglichkeit, eine volle Genauigkeit zu erreichen, 
wefihalb man bezweifelt hat, ob die großen Koften wohl 
angewendet feien (a). 

Hierauf läßt ſich Folgendes erwidern: a) Cine mathema- 
tifche Genauigkeit ift bei der Ausmittlung einer Größe, die fogar 
jährlich wechfelt und die der einfichtsvolle Grundeigenthümer 
felbft nicht ficher anzugeben vermag, nicht zu erreichen, Kann 
man indeß 3. B. auch nur bis auf 10 pCt. der Wahrheit nahe 
fommen, fo hat dieß, bei dem gewöhnlichen Fuße der Grund- 
fteuer, höchftens eine Abweichung von 11, — 2 pCt. in ber 
Größe der Steuer zur Folge. b) Die anderen Arten der An—⸗ 
legung leiften in diefer Hinficht bedeutend weniger, befonders 
wenn bie Kaufpreife und Pachtzinfe bei der Neinertragsfchägung 
mit zu Hülfe genommen werden. — Jedoch wird die Güte des 
Erfolges von der Nichtigkeit der Schägungsgrundfäße und von 
der Gefchidlichfeit der Zaratoren bedingt. Daher bietet die 
Wahl diefes Verfahrens allein noch nicht die Bürgfchaft des 
vollfommenen Gelingens dar, vielmehr feßt diefes die Benutzung 
derjenigen Fortfchritte voraus, welche die Landwirthſchaftslehre 
und die Abſchaͤtzungskunſt insbefondere in der neueften Zeit ges 
- macht haben (2). 

4) Die Veränderungen im Eigenthum, in der Benukungs- 
weife und dem Ertrage der Rändereien, die auch ein fehler- 
freied Katafter mit der Zeit unbrauchbar machen müffen. 

Mas die Cigenthbumsverhältniffe betrifft, fo Fann für die Folge 
jeder Wechfel in der Perfon des Eigenthümers, fowie jede Thei— 
lung unter mehrere Herren piünftlich aufgezeichnet und fo der 
jedesmalige Beſitzſtand deutlich erkennbar gemacht werden, 
F. 338, Daffelbe gilt von den Gulturveränderungen, 3. B. der 
Nodung von Waldungen ıc, Aenderungen im Neinertrage, wenn 
fie nicht auf einzelne Stüde befchränft bleiben, erfordern von 
Zeit zu Zeit eine Durchficht der Ertragsanfäge, welche aber nicht 
mit großen Schwierigfeiten verfnüpft ift. 


(a) 3.8, D’Audiffret, Syst. fin. de la France, I, 31: Toute evalua- 
tion speculative d’une richesse aussi variable que la propriete 
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immobiliere, toute classification des bien-fonds reposant sur les 
probabilites qui naissent du rapprochement d’un grand nombre 
de faits, lorsqu’elles sont sousmises au jugement si divers de 
Yintelligence humaine, sont exposdes A des graves erreurs et 
aux contestations des interets froisses. Das franzöf. Katafter ift 
allerdings nicht ganz nad) Wunſch ausgefallen. In den zuerft kata- 
ftrirten Bezirken verurfachte der Mangel an Uebung und Geſchick— 
lichkeit folche Fehler, daß man hier die Abfchäsungen wird wieder: 
holen müffen. Man getraut fich daher noch nicht, die Grundfteuer 
nad) den Katafterergebniffen auf die Landestheile umzulegen, val. 
$. 337 (c). — Das 1835 vollendete römische Katafter zeigte fich 
fehlerhaft u. eö wurde 1845 eine Commiſſion zur Berichtigung des: 
felben ernannt. Die Erfahrungen in Sachſen find dagegen für das 
neue Katafter fehr günftig, indem man bei Käufen, Verpfändungen, 
Ablöfungen u, dgl. ſich der Kataftereinheiten zu bedienen pflegt, 
Runde a.a. O. ©. 5. 
(5) Ueber die Mängel des mailänder Katafters, |. Burger,a. a. O. 


$. 332. 


Die Reinertragsfchäßung fuͤr dieſen Zweck muß auf dauernde 
Umftände und übliche Bewirthfchaftungsart gegründet, fie muß 
nach gleihförmigen Grundfäßen im ganzen Lande eingerichtet 
werben, weil es vorzüglich darauf anfommt, daß die Anfchläge 
der fämmtlichen Grundſtuͤcke unter einander in das richtige Ver- 
haltniß treten, Hiedurch unterfcheidet ſich diefe Schäßung ive- 
ſentlich von derjenigen, welche man bei Domänenverpachtungen 
vornimmt, $. 122, Als Hauptregeln koͤnnen folgende ange 
nommen werben (a): 

1) Der Reinertrag jeder Art von Grundftüden wird, abge- 
fehen von den Reallaften, vorzüglich von der Befchaffenheit und 
Lage des Bodens und dem Klima ($. 127) (2), — ferner von 
der uͤblichen Bewirthfchaftungsart ($. 128, 1); — fodann von 
den Abfagverhältniffen beftimmt, die fich in den Preifen der Er- 
zeugniffe am nächften Marftorte und der Entfernung von dem: 
felben äußern (ec). Daher muß für die Abnahme der Preife 
mit jeder Meile weiterer Entfernung eine Regel aufgeftellt wer- 
den, doch mit Rüdficht auf die Befchaffenheit des Weges (d). 

2) Für die Preife ſowohl der Bodenerzeugniffe, als der 
Arbeitöfoften und der anderen Ausgaben, muͤſſen Durchſchnitte 
aus einerlei Zeitraum und zwar dem nämlichen im ganzen 
Lande gefucht werden (e). 4 

3) Für Gewächfe, deren Ernteertrag von Jahr zu Jahr ver- 
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fchieden if, wird ein Mittelfak aus längerer Erfahrung ange- 
nommen, alfo mit Nücficht auf Unfälle und Verlufte, 

4) Der Roh- und Neinertrag von Aeckern muß wegen der 
Abwechslung der Feldgewächfe nad) dem Durchfchnitt einer 
ganzen Periode, alfo z. B. nad der üblichften Fruchtfolge für 
3 oder 6 Jahre berechnet werden (f). ' 

5) Bei Waldungen ift zunaͤchſt der nachhaltige Ertrag auf- 
zufuchen, der nach Bodenart und Klima, Holzart und Betriebs- 
weife zu erwarten ift, Hier ergiebt ſich aber die Schwierigkeit, 
daß der gegenwärtige Ertrag eined Waldes nad; der bisherigen 
Behandlungsart und dem gegebenen Holzbeftand oft beträcht- 
lich unter demjenigen fteht, welcher bei guter Bewirthſchaftung 
zu erwarten ift (dem normalen), daß jedoch eine geraume 
Zeit verftreichen Fann, bis die Wirkungen einer unvortheilhaften 
Behandlung gaͤnzlich befeitiget find, Würde man fich Iediglich 
an den jesigen Zuſtand halten, ſo würden der Staatscafje die 
Früchte einer Fünftigen befferen Bewirthfchaftung entgehen; 
wollte man aber den auf einem gewiſſen Boden möglichen nor⸗ 
malen Ertrag zu Grunde legen, fo würden die Eigenthümer in 
der nächften Zeit offenbar überbürdet. Es ift daher am ficherften, 
in ſolchen Fällen für jet nur den gegenwärtigen Ertrag in 
Anfchlag zu bringen, jedoch eine Prüfung und allenfallfige Er- 
höhung der Ertragsfäge nach Ablauf einer feſtgeſetzten Frift 
vorzubehalten (9). Man hat alfo darauf zu achten, ob die ver» 
fchiedenen Altersclaffen bis zur Umtriebszeit fammtlich vorhan: 
den, und wie vollftändig oder luͤckenhaft die einzelnen Beftände 
find, Neue Waldungen ohne alles ältere Holz erhalten den 
geringften Ertragsfat. Der Naturalertrag wird nach den ver- 
fchiedenen Holzforten und den örtlichen Preifen derſelben auf 
dem Stamm zu Geld angefchlagen, die Koften, mit Einfchluß 
des Aufwandes für Verwaltung und Beſchuͤtzung, werden abge⸗ 
zogen (A) und die Nebennugungen beigefügt (). 


(a) Ueber die Grundmängel des bisherigen Verfahrens fe Hoffmann 
in —— für die gef. Staatswiſſenſch, I, 350, Tübin⸗ 
gen 1844, 

(5) Bei Aedern, Wiefen ꝛc. kommt auch die Entfernung der Ländereien 
von den Wirthichaftögebäuden in Betracht. Daher werden im ſächſ. 
Katafter die Entfernungen jedes Grundftüces vom Dorfe in Zahlen 
angemerkt, und die Arbeitskoften bei einer Entfernung von 250 bis 
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500 Ruthen um 10, bei einer größeren um 20 ey erhöht; Ges 
Thäftsanweif, $. 34—36, Berechnungen hierüber bei Blod, Mit: 
theilungen, M, 380. 

(ce) Frankreich: Marktpreife aus dem Durchfchnitt der Jahre 1783 — 
1790 und 1797—1803, In Belgien nahm man dafür neuerlich ben 
Durchſchnitt von 1812—26.— Gr, Heffen: D, 1818—23, — In De: 
fterreich wurden die Marktpreife von 1824, als die niedrigften, zu 
Grunde gelegt. In Sachſen theilte man 46 Bezirke des Landes ab 
und nahm für jeden einen gewiffen Roggenpreis an, von 2 rl, 
12 99. — 3 rl, 2 gar, für den Sceffel, Ausführlich. hierüber 
Runde a. a. O. ©, 54. 

(d) Rheinpreuß, Inſtruct. 8. 135, — v. Flotow rechnet für 1 Meile 
Entfernung vom Marktorte, wenn naͤmlich dort wirklich der Vers 
kauf geſchieht, 2 pCt. ab, ©. 37, 

(e) Ehmals ſuchte man die ausführliche Koftenberechnung zu erfparen, 
indem man dad Mehrfache der Ausfaat als Wirthſchaftskorn abz 
($. 128 (4) ) 4. B. in dem preuß. und brandenburg. Hufenfcho 

(FM Nähere Vorſchriften in der öfterreih. Schägungsinftr, bei Linden, 
1, 353. — Die Gegenftände des Anbaus und ihre Aufeinanderfolge 
(3 B. Stoppelfrüchte) werben nadj der Ortsgewohnheit angenoms 
men, nur daß der Bau von Handelsgewächſen als vorübergehend 
beffer unberüdfichtigt bleibt. 

(vs) Papius, Die Grundfteuer von der Holzwirthfchaft, Frankf. 1842, 
©. 53. — Pernitz ſch, Unterfuchungen über Zuwachs der Wälder, 
Frankf. 1842, ©, 107,— Da ber größere Holzuorrath eines Hoch— 
waldes hHinweggenommen werben kann, fo wird in Frankreich der 
Niederwald als Regel angenommen, wobei ausdrücklich die Abficht 
erwähnt ift, die Aufzucht von älterem Holze zu begünftigen. Rec. 
Art. 368, 370, — Oeſterreich: man legt diejenige Abtriebsperiode 
zu Grunde, welche die befferen FKorftwirthe der Gemeinde oder der 
Gegend befolgen. — Sachſen: man richtet ſich nach der in jedem 
Walde beftehenden Betriebsart, Der Ertrag wird theild nach den 
5 Bobdenclaffen, theils nach den 5 Abftufungen des Wuchſes beur- 
theilt und es find hiezu für jede Glaffe gewifle Ertragsfäge ſchon in 
der Gefchäftsanweifung aufgeftellt, F. 71 ff. und Beil. C. — Naſſ. 
V. v. 3. April 1840 zu dem Gef. v. 30. März über die Revifion der 
MWaldfteuer, $ 8: für Domänen, Gemeinde> und Stiftungswal- 
dungen wird der Rohertrag nad) dem beftehenden Wirthichaftsplan 
und den jüngften periodifchen Ertragstabellen, bei ftandesherrl, u. 
(anderen) Privatwaldungen nad) einem, von ber Abfhäsungscom: 
miffion angenommenen Wirthfchaftsplan geiejätt, — $, 10: in der 
Regel nach der vorherrfchenden Holzart; Bau= und Werkholz wird’ 
als Scheitholz angefchlagen. 

(h) Sachſen, $. 84. 85, Alles Holz wird als Brennholz berechnet, Für 
Unfälle zieht man beim Nadelwald 16, beim Hochwald des Laub: 
holzes 12, beim Niederwald 8 p&t. ab, für Eulturkoften beim Be: 
ginn der Umtriebszeit 5 rl, — 3 rl, — 18 ggr. auf den Ader, 
für Aufſichtskoſten jährlich 6 gar. — Defterreih: 1—5 pCt. Abzüge. 
55 Heſſen: die Koften dürfen nicht über 12 Er, vom Morgen 

etragen. 

(i) Doch nur folche, welche ohne Schmälerung bes Holzertrages Statt 
finden können, Gewöhnlid läßt man fie deßhalb ganz außer Anſatz. 
— Raffau, a. B. $, 10: Nebennusungen werden mit eingerechnet, 
foweit es nicht angeht, fie gegen Eulturkoften auszugleidyen. 
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$. 333, 


6) Für die Schägung jeder Art von Grundftüden wird eine 
ausführliche Anweifung (Inftruction) aufgeftellt, alfo außer den 
in Nr, 4 und 5 genannten auch für Wiefen, Weiden, Gärten 
verfchiedener Art, Heiden, Teiche, Torfftiche, Steinbrüche, Lehm- 
gruben u. dgl, Der Ertrag des Nutzviehes, ald Frucht des Ca- 
pitales und Gewerbfleißes, bleibt außer Anſatz, doch muß der 
Geldanfchlag der Wiefen und Weiden da, wo einträgliche Vieh- 
zucht getrieben wird, von felbft höher ausfallen, 

7) Da die Gebundenheit der Landgüter in den meiften 
Ländern ſchon aufgehoben, in den anderen aber ihre Fortdauer 
zweifelhaft ift und immer freie (walzende) Grundftüde und 
einzelne Zertheilungen vorfommen, fo müfjen alle einzelnen Be- 
ftandtheile eines Gutes abgefondert gefchätt werden, Gleichwohl 
werben die Koften nicht fo berechnet, wie fie fich bei der getrenn« 
ten Benutzung der einzelnen Grundftüde ftellen würden (a), 
fondern unter Annahme eines Landgutes von gewiſſer mittlerer 
Größe in jeder Gegend, 

8) Zu den Koften gehören Ausfaat, — Ankauf von Dünge- 
mitteln, die man nicht felbft erzeugt, 3. B. Gips, — Arbeits- 
lohn, bei welchem auch der Unterhalt des Landwirthes einge» 
rechnet werben follte, — Futter, Wartung, Stallung und 
Abnuͤtzung des Spannviches (5), — Ausbefferung und Ab- 
nuͤtzung ber Geräthichaften, — Baufoften, — Zinfen bed ftehen- 
den und umlaufenden Gapitales (ce), — ferner Zinfen der 
Gebäude, im Falle eine befondere Hausfteuer erhoben wird, 

9) Es ift fehr rathſam, zur Unterſtuͤtzung diefer Abfchägungen 
die Iandwirthfchaftlichen Werhältniffe in jeder Gegend des Lan- 
des forgfältig zu erforfchen. Dagegen follte man ſich hüten, in 
der Schägungsinftruction Zahlenverhältniffe ald allgemein an- 
wendbar hinzuftellen, die nur von einzelnen Dertlichfeiten her- 
genommen find (d). 


(a) Alſo nicht unter der Annahme, daß man für Geld adern läßt und 
den Dünger baar ankauft. 

(5) Sachſen: 1 Arbeitstag eines Mannes — 1'4, einer Frau— 1 Metze 
Roggen, 1 Tag Pferdegefpann — 5?/% — 7, Odhfengefpann 3%, — 
41%, , Metzen e 1 fächf. M. = 0,9%? bad. Malt. = 0,12? pr, Sch.) 


* 


61 


(c) Das umlaufende Capital gehört im Falle der Verpachtung dem 
Pachter, und der Verpadhter hat darum keine Vergütung dafür zu 
erwarten, Die Zinfen bes ftehenden Gapitales fallen, wenn ein gan 
zes Landgut verpadjtet wird, dem Eigenthümer neben der Grund» 
rente zu, und brauchten in ſolchen Fällen nicht abgezogen zu werben, 
wenn nit auch öfter einzelne Grundftüde in Pacht gegeben 
würden. v. Groß, ©, 32, ift gegen biefen Abzug, weil die Zinfen 
kein Theil der Productionskoſten feien. Beifpiel der Berechnung bei 
v. Flotow, XAnleit. zur Abſchätz. der Grundftüde, ©, 43, ff, — 
Blod, Mittheilungen, II, 48—70 ff. 

(4) Hoffmann, in der Tübinger Zeitſchrift, a. a. O. 
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Eine große Vereinfahung gewährt die Eintheilung der 
Ländereien jeder Art in Glaffen, fo daß viele in der Ertrags- 
fähigkeit ungefähr einander gleich kommende Stüde in eine 
Claſſe mit einem gewiſſen Ertragsfage zufammengeftellt werden, 
Hiebei bleiben allerdings kleine Werfchiedenheiten unbeachtet, 
und ed giebt Falle, wo man ungemiß ift, wohin ein Grundftüd 
zu feßen fei, welches gerade zwifchen zwei Glaffen in die Mitte 
fallt, Dagegen ift die Abkürzung der Arbeit ein fehr großer 
Vortheil, und es Fann nun die Ausmittlung der Claſſenſaͤtze 
defto forgfältiger und gründlicher gefchehen. Wenn man Feine 
Glaffen zu Hülfe nahme, fo würde unvermeidlich bei der unge 
heuren Menge von einzelnen Schägungsgegenfländen eine 
Uebereilung einreißen, bei der weit größere Fehler begangen 
werben fönnten, 
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Demnach zerfällt das Abſchaͤtzungsgeſchaͤft in nachftehende 
Haupttheile: 

1) Slaffeneintheilung (Claffification), d.h, Aufſtel⸗ 
lung einer gewiſſen Zahl von Glaffen der Ländereien, mit An- 
gabe deutlicher Unterfcheidungsmerfmale, F. 127. Bisher gefchah 
dieß für jede einzelne Gemeinde befonders, wobei man ber leich- 
ten Ueberficht wegen überall nur eine Eleine Zahl von Glaffen 
geftattete (a). Indeß Fann eine Glaffeneintheilung, wenn fie 
den Lehrfügen der Bodenfunde fowie allen vorhandenen Ver- 
fhiedenheiten der Bodenarten entfpricht, ald Richtſchnur für 
das ganze Land aufgeftellt werden, nöthigenfalls mit Zulaffung 


von Zwifchen= und Unterclaffen. Ein ſolches allgemeines Syſtem 
der Bodenclaffen gewährt den Vortheil, daß man die Abfchäz- 
zungen leichter prüfen kann, während fonft eine gewifle Boden- 
art hier die 2te, dort die 4te oder äte Glafje bilden kann und 
nicht als eine und diefelbe erfannt wird. Es ift zweckmaͤßig, für 
jede Glaffe gewiſſe Süße des Rohertrages anzugeben (2), jedoh ' 
nur ald Stüßpuncte, nicht ald unbedingte Vorſchrift. 


2) Berechnung des rohen und reinen Ertrags jeber Claſſe 
in jeder Gemeinde. Hiebei Fann man fi an beflimmte, den 
Character jeder Claſſe deutlich an fich tragende Mufterftüde 
(types, &talons) halten, bei denen die wirklichen Ergebniffe 
der Bewirthfchaftung, ferner die Kaufpreife und Pachtzinfe, fo- 
weit fie ſich erfahren lafjen, zu Hülfe genommen werden, In 
einer Provinz oder einem Eleineren Staate, wo Feine große Ber- 
fchiedenheit der Tandwirthfchaftlichen Werhältniffe vorkommt, 
kann man die Koftenberechnung für jede Bodenclaffe fchon im 
Allgemeinen aufftellen, doch müffen dann nody immer in jeder 
Gemeinde nach den Preifen u. a, Örtlichen Umftänden die nö- 
thigen näheren Beftimmungen und Berichtigungen hinzugefügt 
werden (c). 

3) Einreihung aller Stüde der Gemeindemarfung in die 
Glaffen, Einſchaͤtzung, Glaffirung (elassement), Hie— 
durch wird man zugleich in den Stand gefeht, die für die Ab⸗ 
ſchaͤtzung brauchbaren Pachtzinfe und Kaufpreife jeder Glaffe 
zufammen zu ftellen und mit dem Ergebniß der Glaffenberedh- 
nung (2) zu vergleichen, $. 324. Die Einfchägung kann noch. 
vor der Glaffenberechnung gefchehen (4), und dieß hat den 
Vortheil, daß man dann für die leßtgenannte Arbeit mehr An- 
haltspuncte erlangt, 


(a) In Mailand waren nur 4 Glaffen erlaubt, in Frankreich find beim 
Aderlande 5, bei anderem nur 3 vorgefchrieben, doch mit Audnah- 
men, Rec. X, 510, — In Gr, Heflen (Inftr. v. 13, April 1824 $. 6) 
und Rheinpreußen (Inftr. $. 115) nicht über 5 Glaffen — Defter- 
reich: die Zahl der Glaffen fol nit ohne hinlänglichen Grund ver- 
vielfältigt werden. — Bgl. v. Flotow, ©. 18, 

(b) So in ber ſachſ. Gefchäftsanweifung, 12 Claffen des Bodens für 
Aderland, für jede 4 Höhenftufen, nad; Bedürfnig mit Iwifchen- 
und Unterclaffen; bei Wiefen 11 Daupts und 9 Zwiſchenclaſſen; bei 
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Waldungen 5 Et., vgl. $. 128 (a) und (e).— Entwurf eined aͤhn⸗ 
lichen Glaffenfyftems für Altenburg bei Runde, Beil. ©. 80. 

Ein Beifpiel gibt die a. ſächſ. Gefhäftsanweifung. — In MWürtem: 
berg follen für das proviſoriſche Katafter die Koften bei Aderland ° 
auf u — 54, bei Wiefen 4 — %, bei Weinland auf %—% des 
Rohertrages geſetzt werden, und wo fie ſich bei der Ausmittlung 
höher zeigen, da müffen fie auf jenes Maaß zurücgeführt werden, 
woraus Ungleichheiten entftehen, zu deren Vermeidung die Ermä- 
Bigung der Koftenfäge von anderen Ländereien nöthig wird, Gef. v. 
15. Iuf. 1821, $. 21. Inſtr. $. 7173. — In Defterreich dürfen die 
Koften betragen: bei Aeckern 20—60 pGt., ausnahmsweife bis 70, 
bei Weinbergen 30—80, bei Wiefen 10—30 pCt. Sole Vorſchrif⸗ 
ten, wenn fie unabweichlich find, geraden Bedenken, weil die Koften 
bisweilen wirklich ein folches Maaß überfteigen. Man trifft Grund- 
ſtuͤcke an, die fo unergiebig oder entlegen ind, daß der Reinertrag 
verfchwindet, z. B- Sumpf, Steingerölle, Flugfand, vgl. 1,$. 216. 
Sind diefelben zugleich auch ziemlich preislos, fo darf kein oder nur 
ein ganz niedriger, unfühlbarer Steueranfchlag gemacht werden. 
Rach dem preuf. Grundfteuergef. $. 19 darf für Land, welches noch 
irgend eine Benutzung geftattet, der Reinertrag nicht unter 1Sgr. 
(5%, tr.) vom Morgen angefest werden, In Sachſen ift in jeder 
Gtafie und Stufe der geringfte zuläffige Reinertragsfag der gemeine 
MWeidewerth, welcher in der unterften Glaffe und der hoͤchſten (kaͤlte— 
ften) Lage auf 114 Metzen vom fähf. Ader (0,9 Sch, auf d. pr, M. 
— 0,%* Malter auf d. bad. M.) herabfinkt. — Nur wenn ein nega= 
fiver Reinertrag zum Vorfchein käme, dürfte man eine unrichtige 
Berechnung vermuthen. Vgl. Rec. Art. 515. — Die Vorausfegung 
der Rheinpr. Inftr. $. 137, daß in der Regel „die Culturkoften der 
geringeren Aderclaffe zu ihren rohem Ertrage in eben dem Verhaͤlt⸗ 
niffe ſtehen, wie die Koſten der Iten Claſſe zum rohen Ertrage ber: 
felben”, Laßt fich nicht wohl mit der Erfahrung vereinigen, außer 
etwa, wenn das fchlechtere Aderland einen größeren Theil der Zeit 
hindurch bloß ald Weide benugt wird; |. aud Burger, Reife, II, 
242%. — In Dänemark fuchte man das volllommenfte Land auf, gab 
Im die Verhättnißzahl 24 und beftimmte nach der Abweichung von 
i 


(€ 


ihm die Anfchläge der anderen Ländereien. Won den ſchlechteſten 
eiden und Sümpfen kamen erft etwa 400 Raumtheile einem Theil 
Normalboden gleih. Bergföe,.a. a. O. 
(4) Rheinpreußen, allg. Inftr. $. 127. — Die Inftruction über die Er: 
mittlung des Reinertrages, $. 4, unterſcheidet 1) Maffenclaffirung, 
d. h. die Eintheilung der ganzen Gemeindeflur in größere, den ver: 
fchiedenen Glaffen entfprechende Abtheilungen, 2) die befondere 
Glaffirung, wobei nämlich einzelne Grundftüde ausnahmöweife aus 
der Abtheilung, in die fie bei der Maffenclaffirung gefegt worden 
find, in eine andere Elaffe verjegt werben, 


g. 336, 


Eine gute Schäsung laͤßt fi nur durd dad Zufammen- 
wirken mehrerer Glaffen von Perfonen bewerkſtelligen. Man 
braucht nämlich 1) ortsfundige Männer, welche den Schägern 
jedes Grundſtuͤck zeigen und auf alle örtlihen Umftände auf: 
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merffam machen Fünnen, Feldanzeiger (indicateurs); 
— 2) Taratoren, Schäger (experts), aus der Mitte 
der ausübenden Landwirthe genommen, die eine gründliche 
Kenntniß der Kandwirthichaft befisen und auch den Betrieb der 
Gegend, in welcher fie zu fchäßen haben, genau kennen. Sie 
muͤſſen zugleich in Hinficht auf Redlichkeit volles Vertrauen ge- 
nießen. 3) Leitende Beamte, die mit dem Steuergefeße 
fowie mit den Grundfägen der politifchen Oekonomie und der 
Landwirthichaft vertraut find und fich immer in denjenigen Lan⸗ 
destheilen aufhalten, deren Abſchaͤtzung im Gange ift, Ihr Ein- 
fluß dient auch dazu, für die Gleichförmigfeit im Schäßungs- 
verfahren zu forgen, ohne die auch bei aller Geſchicklichkeit und 
Gewiſſenhaftigkeit der Taratoren die einzelnen Bezirke nicht in 
ein richtiges WVerhältniß zu einander kaͤmen. Diefe Beamten 
müffen durch mündliche Belehrung und Verabredung fo vorbe- 
reitet werden, daß fie ganz in einerlei Sinn verfahren (a). 


(a) Die Einrichtungen in den einzelnen Staaten weichen unter anderen 
darin von einander ab, daß man balb den unter 2) —— 
Schatzern, bald den Schäsungs-Gommiffaren (3) mehr übertragen 
hat. Bei der Wahl der beften Anordnung ift darauf zu achten, wie 
die Bildung unter den Landleuten fich verhält und über welche Anz 
zahl von Commiſſaren man verfügen kann. Frankreich: Die Steuer: 
controleure des Dep, werden vom Präfecten in die zu kataſtrirenden 
Gemeinden gefendet, um allen Verhandlungen der Schäger beizu⸗ 
wohnen und diefe ftetö auf den rechten Weg zu lenken, bas Protokoll 
zu führen und Bericht zu erftatten. Der Steuerinfpector nimmt 
von den Schägungsarbeiten während ihres Fortganges Einficht und 
berichtet an den Steuerdirector. Rec. 607 ff, 641. — Rheinpreußen: 
In jedem Reg. Bezirke wird eine Glaffificationscommiffion aus 3 
gebildeten Landwirthen, oder e8 werben auch mehrere ſolche Com⸗ 
miffionen errichtet, und zur Beforgung aller Kataftergefchäfte eines 
Verbandes (Bezirkes) beauftragt. Ein Steuerbeamter führt das 
Protokoll, mehrere Gontroleure find beigegeben, Die Commiſſion 
theilt ben Verband in Diftricte und ftellt für jeden die Elaffen auf. 
Ein Mitglied beforgt in jeder Gemeinde die Auswahl der Mufter- 
ftüde und die Maffenclaffirung, dann wird die Einfhäsung (Par: 
cellensGlaffirung) von den beiden anderen Commiſſionsmitgliedern 
mit Hülfe von Einfhäsungs-Gontroleuren vorgenommen (nach ber 
früheren Vorfchrift in der allgemeinen Inftr, von 3 Zaratoren). 
Die Ertragsberehnung geſchieht fpäter von der obengenannten 
Commiſſton für alle Gemeinden, — Sachſen: In jedem Bezirke ein 
DObercommiffar, der mehrere Gehülfen (Specialcommiffare)" unter 
fi hat. Jener fest die Glaffen feſt und wählt die bezeichnenben 
Mufterftüce ;diefe übernehmen die Einſchätzung mit dem Beiftande 
eines Ausfchuffes von Ortseinwohnern, wozu auch Ausſchußmitglie⸗ 





der einer ſchon abgefhästen Nachbargemeinde kommen. — Defter: 
reich: In jeder Gemeinde ein Ausſchuß, der unter dem Bezirks: 
(Zuftizs und Polizeis) Beamten arbeitet. Auf je 1°—15 I) M, ein 
Schätzungscommiſſar, der die Dauptgefchäfte übernimmt; in jedem 
Kreife zur Ueberwachung ein Schäßungsinfpector. &inden, I, 317. 
Yebntich in den noch nicht Fataftrirten Theilen der lombardifchen 
und in den venezianiſchen Provinzen. In jeder Gemeinde ift eine 
delegazione von 3 Mitgliedern zur Schäßung beftellt, Linden, 
1, 421. 
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Zur Vollendung des Katafterd gehört, daß die audgemittel- 
ten Zahlen einer forgfältigen Prüfung unterworfen worden, 
Jeder Grundeigenthiimer muß von denſelben, fo weit er betheis 
ligt ift, in Kenntniß gefest werden (a), um innerhalb einer 
gewiſſen Frift allenfalls Befchwerden vorbringen zu fönnen, zu 
welchen vorzüglic die Cinfhägung Anlaß geben Fann. Zur 
Unterfuchung folcher Beſchwerden Steuerreclamationen) 
ift es dienlich, befondere Prüfungsausfchliffe zu errichten, in 
denen fowohl unterrichtete Staatöbeamte, ald achtbare, land» 
wirthfchaftsfundige Bürger, aus den Grundbefigern gewählt, 
Sit und Stimme haben (2). Das hiebei zu beobachtende Ver- 
fahren, je nach den überhaupt zuläfjigen Gegenftänden einer 
Beſchwerde, muß durch eine Verordnung genau geregelt wer- 
den. Da inzwifchen hiebei zunächft nur die Verhältnißmäßigkeit 
der Einfhägungen und Berechnungen innerhalb eines gewiſſen 
Eleineren Bezirkes zur Sprache fommen fann, fo ift noch eine 
umfaffendere Prüfung nöthig. Es muͤſſen naͤmlich die Ertrags- 
füge mehrerer Eleineren oder größeren Bezirke mit einander und 
mit dem, was fonft über das Verhältniß diefer Gegenden zu 
einander thatfachlich befannt ift, verglichen werden, um, falls 
fich noch eine Ungleichförmigfeit der Berechnungsweife entdeden 
läßt, durch deren Berichtigungen ein vollfommenes Ebenmaaß 
herzuftellen (ce). Nach diefen Werbefferungen ift das Kataſter 
als ungefähre Darftellung des gefammten Bodenertrages in 
einem Lande zu betrachten und kann der Bertheilung der Grunds 
fleuer auf Provinzen, Bezirke ꝛc. zur Unterlage dienen, Doch 
bewirken fchon die Veränderungen, die fich in den Preifen der 
Erzeugniffe ıc, ereignen, bald, daß die Katafterfäße nicht mehr 

Rau, polit. Dekon, 3te Ausg. III, 2te Abth. 5 


genau bie wirkliche Grundrente ausdrüden, fondern nur ald 
Berhältnißzahlen anzufehen find (d). | 
(a) Frankreich: Jedem Grunbeigner wird fchriftlich angezeigt, wie jeder 


(b) 


(e) 


Theil feines Befiges eingefhäßt, und wie der Ertrag jeder Claſſe 
angenommen worden ift. Zugleich werden alle diefe Liften auf dem 
Rathhauſe zur Einfidht aufgelegt, Rec. 684 ff. Aehnlich Rheinpr, 
allgem. Inftr, $. 158, 159, 


Mailand: 6 Schäsungscommiffare und 6 der gefchidteften Feld- 
meffer bildeten eine einzige Commiſſion zur Unterfuhung aller Bes 
fhwerden. — Frankreich: Der Steuercontroleur und der Schäger 
unterfuchen in jeder Gemeinde den Grund der Befchwerde, nehmen 
ein ausführliches Protokoll auf, und der Präfeet entſcheidet na 
Vernehmung des Präfecturrathes; Rec. 734— 45. — In Defter 
werden die Bejchwerden von einem anderen S commillar 
mit Zuziehung des Beamten und Gemeinde-Ausihuffes unterſucht. 
Die Entfcheidung erfolgt von der Provincialbehörde, — Rhein: 
preußen: Prüfungscommiffionen, in die aus jeder Gemeinde ein 
Deputirter ernannt wird, unter Vorfig des Landraths und Theil- 
nahme des Steuerbeamten ꝛc. Die Bezirksregierung entſcheidet 
über die Borfchläge diefer Commiſſion. Alg. Inftr, $. 170-—180,— 
Baden: Revifionsverfammlungen in befonders hiezu abgetheilten 
Diftricten von 25— 40,000 Einwohnern, jedod nur aus ats⸗ 
beamten. Edict von 1810, 8. 26. — Baiern: Compromißgerichte aus 
1 Obertarator und 2 Zaratoren, Gef. v. 1828, 8. 101. 


Frankreich: Gantonsverfammlungen, aus jeder Gemeinde ein vom 
Gemeinderath gewählter Grundeigenthümer, um die Schäßungen 
ber einzelnen Gemeindefluren in richtiges Verhältniß zu bringen, 
Rec. 766 ff. Die Vertheilung der Grundfteuer unter die einzelnen 
Dep. geſchieht Übrigens noch immer nach älteren Berhältnißzahlen 
und man benußt die Katafterergebniffe nur, um diejenigen Dep, - 
welche überbürdet feinen, zu erleichtern. Diefe Methode der de- 
grevements ohne Erhöhung der Steueranfdläge anderer Landes: 
theile ift feit 1819 in Gebraudy, f. Rapport au roi, 1828, ©, 32, 
Der Dep. Rath (conseil general du dep.) vertheilt jährlich das im 
Finanzgefeg angegebene Sontingent jedes Dep. unter die Bezirke 
(arrondissements), der Bezirksrath beftimmt den Antheil jeder ein⸗ 
jene Gemeinde, und nur in diefer wird die Umlegung nad) dem 

atafter vorgenommen, vgl. $. 331 (a). — Rheinpreußen: Gabi: 
netsordre 17. Apr. 1828. Verord. des Fin. Min. v. 22, April 1828. 
In jedem Reg. Bez. prüft eine Commilffion, aus Deputirten ber 
Kreisftände, der Provincialftände, aus den Landräthen und dem reſpi⸗ 
eirenden Regierungsrathe beftehend, die Reinertragsfäge aller Di⸗ 
firicte, nad) dem Vortrag eines Generalinfpectors des Katafters, 
Um die fämmtlicyen Regierungsbezirke in rihtigem Verhältnig an- 
zulegen, wurde eine Gommiffion aus ftändifchen Abgeordneten und 
den Regierungspräfidenten gebildet, 


(A) Val. $. 299. — Das preußifche Grundfteuergef, $. 16, erklärt aus⸗ 


drüclich, daß die Ratafterfäge nicht als die wirklichen wirthſchaftli⸗ 
chen Reinerträge geltend gemacht werden können, | 
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Was die Form des Grundfteuerfatafterd betrifft, fo muß 
dafjelbe in tabellarifcher Anordnung alle Thatfachen, welche auf 
die Befteuerung jedes Grundftüds Bezug haben, uͤberſichtlich 
darftellen. Jede Gemeinde erhält ihr eigenes Katafter, Um aus 
demſelben leicht die Hebeliften verfertigen zu Fönnen, hat man 
es durchgehende vorgezogen, die einem jeden Eigenthuͤmer ge 
hörenden Gegenftände zufammen zu flellen, wobei allerdings 
auch ein der Charte entiprechendes, nach der Lage der Grund» 
ſtuͤcke in der Flur geordnetes Verzeichniß derfelben nicht zu ent⸗ 
behren ift (a). Das eigentlihe Katafler (Mutterrolle, 
matrice du röle cadastral) enthält bei jedem Eigenthümer 
Namen und Wohnort, fodann bei jedem Grundftüd die Flur 
abtheilung (Section) und Nummer in der Charte, — bie 
Größe, — die Art der Benugung, — die Bodenclaffe, — den 
daraus fich ergebenden Anſatz des Preiſes oder Keinertrages 
oder Simplums, — die Neallaften (falls diefe ebenfalls Fataftrirt 
werden), — und den nad; Abzug derfelben übrig bleibenden 

Steueranfchlag (2). Alle Veränderungen im Befisitande durch 
Verkauf, Vererbung, Theilung ıc., fowie in der Benugungsart 
oder im Steueranfchlage, 3. B. bei natürlichen Verſchlechte— 
rungen, beim Ueberbauen eines Grundftudes, welches nun in 
die Hausfteuer uͤbergeht 2c,, werden entweder in befonderen Um= 
fchreibebücern (ce), oder im Katafter felbft, welches zu Die 
fen Nachträgen leeren Naum enthalten muß, aufgezeichnet (d). 
Diefe Fortführung der Grunpfteuerbücher wird am beften be- 
fonderen Beamten übertragen, bie mit der Steuererhebung 
nichts zu thun haben (e). 
(a) Benzenberg (I, 184) zieht ein Flurbuch bem nach ben Eigen: 
thümern geordneten Katafter vor, ohne jedoch daneben ein Bud der 


Eigenthümer, nur mit geringerer Ausführlichkeit, für entbehrlich 
zu halten. 


(b) Formulare bei v. Malchus, Organismus der Behörden, II, ©. 
XXxXVII ff. Deffen Politik d, inn. Verw, II, S. LI ff. — Taran— 
tola, Prakt. Darftclung d, Mail, Steuerregulirung Beil, VI. 
Das Mailänder Katafter enthält die Benugungsart nicht, die man 
in der Erklärung ber Flurcdharte unter der Nummer jedes Grund: 
ftüdes nachfehen muß. 
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(c) Frankreih: Alle Eigenthumsveränderungen werben in einem Za- 
gebuch nach der Beitfolge aufgezeichnet. In der Mutterrolle wird 
dei ganze Artikel des Eigenthümers, bei dem ſich ein Zus oder Abgang 
ereignet hat, geſtrichen und fodann in dem Umfchreibebuche, (livre 
de mutations), weldyes als eine Fortfegung der Mutterrolle anzus 
fehen ift, neu eingefchrieben, Rec. 862, 876, Diefe Einrichtung ift 
ſehr bejchwerlich, f. Bengenberg, I, 493. — Baiern: Das Um- 
fchreibefatafter nimmt nur die Zus und Abgänge und die nad) den- 
ſeiben abgeänderte jedesmalige Steuerfchuldigkeit des Befigers auf, 
Inſtr. für die Liquidirung der Grundfteuer, 19, Jan. 1830. $. 83. 
Reuerlich hat man in Unterfranken eine andere Form der Katafter 
eingeführt, wobei die Betheiligten ſogleich ihre —— ein⸗ 
eiönen und für Befisperänderungen einiger Raum frei bleibt, 

eicht diefer nicht aus, fo muß dennod ein Umſchreibebuch beige: 
ogen werden, — Mailänder Ab: und Zufchreibebud, Tarantola, 
eil. VII 

(4) Vorſchlag dv, Benzenberg, U, 184, im Katafter bei jedem Grund- 
ſtücke Raum für 14 halbe Beilen zu laſſen. — Sehr zwedmäßig ift 
die Einrichtung des badiſchen Katafters, welches aus einzelnen 
Bogen (Steuerzetteln) befteht und in welchem alle Veränderungen 
nachgetragen werden, ohne daß man eines Umſchreibebuchs bedürfte. 
Nur ift ein folches Katafter nicht mit gleicher Bequemlichkeit zu ge= 
brauchen, wie ein eingebundenes. 

(e) In Baden find hiezu die Steuerperäquatoren beftimmt, die von 
Kreiß-Steuerreviforen überwacht werden und jährlich das Ab⸗ und 
Zuſchreiben bei fämmtlichen Schagungen, fowie die Entwerfung der 
Steuerliften beforgen; ſ. Sammlung der auf Erhaltung des Kata- 
fters der direkten Steuern in B. bezüglichen Verordn. u, Inftrucz 
tionen, 1838. 


2. Abſatzz. 
Gefällfteuer, 


339, 


Nachdem einzelne dingliche Nechte auf Nutzungen aus Län 
bereien fi) von dem Eigenthumsrechte gefondert und eine Be⸗ 
fehränfung defjelben gebildet haben, zerfällt die ganze Grund» 
rente in den Antheil des Eigenthuͤmers oder erblichen Nußnießers 
(Grundrente im engeren Sinn), und den der anderen Bes 
rechtigten. Diefer Antheil bildet im Falle der dem Eigenthuͤmer 
obliegenden Entrichtung die Grundgefälle, Die Steuerpflicht 
der Gefällheren im Allgemeinen Fann feinem Zweifel unter- 
liegen, weil diefelben im Genuffe eines reinen Einfommens find, 
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Eine befondere Gefällfteuer kann jedoch nur dann ftattfinden, 
wenn die Gefälle bei der Ausmittlung der Grundrente berüd- 
fichtigt worden find und die Berechtigten nicht fchon mittelbar 
(indirect) durch die Abzüge der gefällpflichtigen Grundeigen» 
thuͤmer getroffen werden, $. 309, Die Anlegung einer Gefäll- 
(Dominical-) Steuer ift in Anfehung der zu befolgenden 
Grundfäge nicht fchwierig, wohl aber wegen der Unterfuchung 
verwidelter thatfachliher VBerhältniffe fehr mühfam und um« 
ftändlich, wofern nicht alle diefe bäuerlichen Leiftungen fchon 
erforfcht und in eine einfache Entrichtung umgewandelt find (a), 
Die Gegenftände diefer Steuer find 1) jährliche Entrichtungen 
aus dem Ertrage der Ländereien, Zehnten, — Grundzinfe in 
Geld oder Naturalien, unter verfchiedenen Namen, Kanon, 
Gülten, — Holzberechtigungen ; 2) Zahlungen bei Befigver- 
anderungen der Laͤndereien, Handlohn ꝛc.; 3) Frohndienfte, die 
jedoch meiftens fhon umgewandelt oder abgelöfet find. — Rechte 
auf gewiffe Benusungsarten fremder Ländereien, wie die Weide, 
Jagd», FifchereisBerechtigungen, fallen nicht in den Begriff 
von Gefällen, fommen aber in Bezug auf die Steuerpflicht 
mit jenen überein und fünnen auf gleiche Weife befteuert werden, 


(a) Bad. Grundfteuer:D, $. 68. — Baier, Grunbdfteuergef, v. 15. Aug: 
1828. 8. 47. Inftruction v. 19, San. 1830. $. 22. 29. 53. — Wür⸗ 
temb. Inftruct. für die Ob.» Amts- Steuer: Gommilffarien, 6. Sept. 
ag $. 15 ff. Handbuch der Steuergefesgebung Würtembergs, 

«123, 
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Zur Ausmittlung aller Gefälle und anderen Rechte dienen 
die Angaben der belafteten Eigenthümer ald Grundlage, ob fie 
fchon für ſich allein.nicht zureichen, weil bei ihnen fowohl in der 
Größe der Laſten, ald in der Perfon des Berechtigten manche 
Fehler begangen werden koͤnnen. Man verbindet Damit die von 
den Berechtigten felbft zu erhebenden Angaben über Umfang 
und Maaß der Berechtigungen, Zweifelhafte Puncte werden mit 
Hülfe von Urkunden, 3. B. Flurbüchern, gerichtlichen Entfchei- 
dungen u, dergl. aufgeklärt, und es muß den Berechtigten 
oder deren Stellvertretern geftattet werden, bei der Feftitellung 
aller diefer Berechtigungen anmefend zu fein, Der Betrag der 
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feften Leiftungen wird nad) den Durchſchnitispreiſen der Ges 
gend zu Geld angefchlagen. Für verfchiedene, nur in geringer 
Menge vorkommende Entrichtungen, 3. B. Geflügel, pflegt man 
fir das ganze Pand einen gleichmäßigen Preisanfat zu geben, 
Bei veränderlichen Gefällen wird entweder der Durchfchnitt 
aus einem beftimmten Zeitraum, fowohl in Anfehung der Größe 
der Naturalnukung als in Betreff des Geldpreifes, oder eine 
Schaͤtzung zu Grunde gelegt. Der Zehntertrag insbefondere 
kann aus dem bei der Grundfteuerregulirung gefundenen Roh- 
ertrage abgenommen werden, Bei den Befigveränderungsab- 
gaben wird für jede Art der Veränderungen, 3: B. Vererbung, 
Verkauf, eine gewiſſe Periode feftgefekt, innerhalb deren man 
einen foldhen Fall annimmt, Dem Berechtigten ift es frei zu 
ftellen, durch Vorlegung feiner Rechnung den Beweis zu führen, 
daß der Ertrag Fleiner geweſen fei, ald man ihn angenommen 
hatte, 
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Bon dem Rohertrage der Gefälle find abzuziehen: 

1) die auf denfelben ruhenden Kaften und Gegenleiftungen, 
z. B. die Beköftigung der Frohnarbeiter, die für das Berech— 
tigungsholz zu bezahlende Vergütung, die Unterhaltung eines 
Zuchtftieres (Fafel) 2c. Der Zehnte pflegt mit den beträchtlichften 
Laften belegt zu fein, I, $. 70, Nr. 4. Das Verfahren bei der 
Ausmittlung ſolcher Zaften Fann aus den zur Umwandlung oder 
Ablöfung von Gefällen aufgeftellten Regeln abgenommen wer- 
den, nur daß man für den Zweck der Beſteuerung einen minder 
- umftändlichen Weg wählen muß (a); 

2) die mit der Einziehung verbundenen Koften, Verluſte 
und Befchwerden, Hier kann' man fich allgemeiner Anfäge für 
den erfahrungsmäßigen Betrag dieſer Koften bei jeder Art von 
Gefällen bedienen (2), jedoch mit Rüdjicht darauf, daß der Ein- 
zug defto mehr Mühe verurfacht, je kleiner die einzelnen zu er 
hebenven Leiftungen find, Statt diefer Ausmittlung der Koften 
Fönnte man einen allgemeinen Ueberfchlag anwenden und den 
Ertrag mit einer Fleineren Zahl vervielfachen, als der angenom= 
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mene Zinsfuß fonft mit ſich bringt, 3. B. mit 18 oder 17 ftatt 
20, allein. dieß wäre wegen ber großen Verfchiedenheit zwifchen 
mehreren Gattungen von Gefällen ungenau, 

Wo diefe Abzüge ftattfinden, da macht die Gefällfteuer eines 
belafteten Grundſtuͤckes mit ber gehörig verminderten Grund- 
fteuer zufammen nicht foviel aus, als die leßtere allein betragen 
würde, wenn feine Gefälle beftänden (ec). 


(a) Das bad. Grundfteuergefes, $. 77. 78, und bie V. v. 22. Apr, 1811 
geben folgende Anfäge verfchiedener jährlicher Laften: 
Ausbeſſerung. Neubaurente. 
farrhbaus . » 2... 20 fl. 30 fl, 
irche ohne Ehurm, Chor 17 „ 18 „ 
„» Ranghaus . . . 13, 2. 
Kirche mit Shurm „ . 23 „ u 
in Orten von mehr als 500 und 800 Einw, resp. 20 und 30 pGt. 
mehr; Unterhalt eines großen oder Kleinen Rindfafels resp. 90 und 
60 fl., eines Ebers 20 fl., eines Widders 10 fl, 

(6) Würtemberg: bei Zehnten, Theil: und Zinsgefällen von Aedern 
und Wiefen wird Y,, von Aedern 14 abgezogen. Ohnehin wird aber 
von allen Gefällen der ausgemittelte Ertrag nur au angeſetzt. 

(c) Das Gegentheil ſcheint in der bair. Inſtruction fuͤr die Liquidation 
2c. $, 50 ff, angenommen worden zu fein. 


3, Abſatz. 
Hausſteuer. 


g. 342. 


Es giebt keinen anderen Steuergegenſtand, der ſo leicht zu 
erkennen iſt, als die Gebaͤude, weßhalb die Schwierigkeiten ihrer 
Beſteuerung hauptſaͤchlich in den anzuwendenden allgemeinen 
Grundſaͤtzen liegen (4). In einem Gebaͤude iſt ein beweglicher 
Guͤtervorrath fo feſt und dauernd mit einem Grundſtuͤcke ver- 
bunden, daß beide ein Ganzes bilden, weldyes von jedem jener 
beiden Beftandtheile gewiffe Eigenthümlichkeiten annimmt, 
Während die Unbemweglichkeit der Gebäude ihre beliebige Be- 
nußung beſchraͤnkt und die age auf den Ertrag einen erheb- 
lichen Einfluß übt, laſſen ſich die Gebäude doch auch nicht nad 
den fir die Grundfteuer geltenden Regeln befteuern, denn 
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fie find ald Kunfterzeugniffe von befchränkter Dauer, unterliegen 
einer Verfehlechterung und werden auf ganz andere Weife be- 
nutzt, als die Grundſtuͤcke. Die getrennte Befteuerung des über: 
bauten Plabes (area) und des Gebäudes, wobei jener in bie 
Grundfteuer, diefes aber in eine andere Schatzung gezogen 
wird (2), verdient Feine Nachahmung, weil hiedurch das weſent⸗ 
lih und innig Verbundene willkürlich gefchieden wird, Die 
Gebäude- oder Hausfteuer bildet daher eine befondere Art 
von Schatungen (ec). Für fie eignen ſich nur folche Gebäude, 
d. h. durch Umſchließung und Bedachung für den Aufenthalt 
oder die Thätigkeit der Menfchen taugliche Bauwerke, welche 
einen Ertrag geben, oder deren Nutzen wenigftens einem Er- 
trage gleich zu achten ift. Dieß ift hauptfächlich bei den Häu- 
fern der Fall, Man darf indeß nicht die zufällige augenblidliche 
Art ded Gebrauches beachten, wo fie wechfelnd ift, fondern nur bie 
aus der Befchaffenheit des Gebäudes ald Negel anzunehmende, 
Bon der Hausfteuer follen daher, außer den zum Staatseigen⸗ 
thum gehörenden Gebäuden, die aus einem allgemeineren 
Grunde ($. 265) nicht belegt werden, auch alle diejenigen Ge— 
bäude befreit bleiben, die ihrer ganzen Einrichtung oder ihrer 
dauernden Beſtimmung nach nicht ald Erwerbömittel zu be— 
trachten find (d). Selbft Wohngebäude haben in ſolchen Fäl- 
len auf Befreiung Anſpruch, wo jene Nüdjichten eintreten, 
welche die Schonung des Gorporationd- und Stiftungsvermöd- 
gend gebieten, $. 263, 264. 


(a) Gleichwohl ift eine allgemeine Hausfteuer in ihrer heutigen geregen 
ten Einrichtung von ziemlidy neuem Urfprung. Gebäude in den 
Städten wurden fonft in dem Schoß mitgetroffen. Als diefer ſpäter 
durch Accife u. a. ftädtifche Abgaben erfest wurde, legte man nur ge: 
ringe Steuern auf die Häufer, und auf dem Lande wurden diefelben 
ebenfalls niedrig nad) beftimmten Anfägen belegt & B. im Herz. 
Magdeburg von einem bdienftfreien Aderhof 16 Ggr. monatlid, 
von einem Koffatene oder Häuslingshaufe 8 Gr, monatlich, Kle 
wis, 1,12. In der franzöf. taille wurden nad) den Vorſchriften für 
die Generalite von Paris dv. 1775 Wohnhäufer in Städten zu Yo, 
auf dem Lande zu Y,, des Miethertrages befteuert. — Die öftt 
reichifhe Thereſianifche Steuerrectification (1750. ff.) gab das Bi 
fpiel einer Befteuerung der Häufer nach ihrem Ertrage. Für das 
Land ordnete man 6 Claſſen an, in Wien wurde 1% bes Micthertra- 
ges gefordert, in den anderen Städten und Märkten der muthmaß- 
liche Kaufpreis angefchlagen, v. Kremer, II, 22. Linden, I, 11. 
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Aud die Iofephinifche . Steuerverfaffung enthielt. eine befondere 
Hauöfteuer, welcher Name erft gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
in Deutfchland häufiger gebraucht wurde, Die fransöfifche Haus: 
fteuer, gleichzeitig mit der Grundfteuer angelegt, trug bei, zur Ein» 
führung jener Auflage aufzumuntern, \ 

(5) In Frankreich wird der Bauplas (superficie) durchgehende als bes 
fies Aderland befteuert, das Gebäude beſonders nach feinem Mieth: 
ertrage, nad) Abzug des Platzes; Rec. Art, 391. Ebenfo Rheinpreuß. 
allg. Inſtr. $. 98. 100, Defterr. Patent v. 23. Dec. 1817. $. 13: bie 
area wird wie das zunächſt liegende Grundftüd angefchlagen. 

(c) Da jedod die Haus: und Grundfteuer aud) Manches mit einander 
gemein haben, fo ift es zuläffig, die auf beide fich beziehenden Geſetze 
und Verordnungen. mit einander zu verbinden, wie dieß nad) dem 
Vorgange von Mailand in Frankreich, Rheinpreußen, Sachſen ꝛc. 
gefchehen iſt. 

(4) Kirchen, Schulhäufer, Armens, Krantenhäufer, Gebäude für Samm: 
lungen von Hülfsmitteln der Wiffenfchaft oder Kunft, — nicht be- 
wohnbare Lufthäufer in Gärten, — Gebäude für Gemeindezwede, 
4 B. Gefchäftszimmer, Sprisenhäufer und dgl. Die Gefese ver: 
ſchiedener Länder weichen in Bezug auf die Befreiungen von der 
Hausfteuer von einander ab und laffen bisweilen fefte Grundfäße 
vermiflen. Die Rathhäufer der Gemeinden find z. B. in Oeſterreich 
us Baden frei, in Sachſen bezahlen fie die Grundfteuer von dem 

auplaße. 
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Bei den fteuerpflichtigen Häufern find zunächft die Wohn- 
und Gewerbögebäude zu unterfcheiden, | 

1. Wohnhäufer find wegen der Größe des in ihnen ent— 
haltenen Vermögens ein einträglicher Steuergegenftand, den 
man fchon vor Alters belegt hat, ehe man den volköwirth- 
fhaftlichen Grund diefes Verfahrens erfannte (a). Derfelbe ift 
in dem Falle am einleuchtendften, wo ein Haus vermiethet 
wird, denn dann wirft ed einen Ertrag ab, welcher nach Abzug 
einiger Koften ein reines Einfommen übrig laßt. Obſchon nun 
im volfswirthfchaftlihen Sinne nur die Wohnungen hervor- 
bringender Arbeiter ein wahres Capital find, welches zu den 
Unterhaltsmitteln gehört (I, $. 126) und fich vor den anderen 
Arten derfelben lediglich durch; feine Dauer auszeichnet, fo bil 
den doch alle Mietwohnungen für den Eigenthlimer ein wer- 
bendes Vermögen, alfo Gapitale im privatwirthfchaftlichen Einne 
(1,$.223), deren Rente in der Befteuerung der wahren Gapital- 
rente völlig gleich zu ſetzen ift, $. 261. 


(a) Die Hauöfteuer war in ben alten Beeden, Landfteuern, Schagungen 
2c. inbegriffen. Rauchgeld, Heerdgeld u, bal.; vgl, Lang, ©, 60, 
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Um die reine Hausrente zu finden, müffen vom Miethzinfe 
abgezogen werden (I, $. 224) 1) die größeren Ausbefferungen, 
welche üblicher Weife der Miether nicht übernimmt und welche 
nur im Ueberblicke eines längeren Zeitraums beiläufig ange- 
fchlagen werden können; 2) die Verficherungsfoften gegen 
Feuersgefahrz; 3) die Vergütung für die endliche Werthözer- 
ftörung (a), deren Eintreten je nach dem Alter des Gebäudes 
und feiner Bauart früher oder fpäter zu erwarten iſt. Der 
Werth eines Gebäudes nimmt unter Übrigens gleichen Umftän- 
den jährlich ab, fowie der Zeitpunct näher rüdt, mo baffelbe 
ganz unbraudbar wird, Doc wirken die Zunahme ded Begehrs 
und das Steigen der Baufoften, hauptſaͤchlich durch Vertheue— 
rung der Bauftoffe fowie der Arbeit, dem Sinken der Häufer- 
preife fo mächtig entgegen, daß diefe eine Zeit lang anſehnlich 
zu fleigen pflegen, bis der ſtaͤrkere Verfall eined Haufes endlich 
den Preis unaufhaltfam verringert (6). Privatperfonen pflegen 
fi zwar beim Kaufen und Vermiethen von Häufern diefe Zah— 
Ienverhältniffe nicht deutlich genug zu machen und audy Feine 
Summe für den kuͤnftigen Neubau zurüd zu legen (ec), die Ge- 
rechtigfeit fordert jedoch die Berüdfichtigung diefer befchränkten 
Dauer, Deßhalb dürfen neue und alte, maffive und leichter ge- 
baute Häufer, auch wenn fie gleiche Miethe eintragen, doch in 
der Beſteuerung einander nicht gleich gefegt werden, Um bie 
aus dieſer Urfache nöthig werdende Ermäßigung zu berechnen, 
fann man den nah Nr, 1 u, 2 übrigbleibenden Neinertrag 
als eine Zeitrente anfehen und deren jekigen Werth im Zeit- 
puncte ber neuen Anlegung bdiefer Steuer zum Gteueran- 
fchlage nehmen, oder vom Ertrage die Neubaurente (Reaͤ— 
bificationsbetrag) abziehen, d. h. die jährliche Zahlung, bie 
mit Zins und Zinfeszins während der ganzen Dauerzeit eines 
gewiffen Gebäudes zu dem Beirage der Erbauungskoſten an- 
wächft, Da die Erneuerung oder wefentliche Veränderung eines 
ganzen Haufes ohnehin eine neue Beftimmnng des Steuerfaßes 
erfordert, ſo Fann man fich bei der erften Anlegung der Haus- 
fteuer damit begnügen, nach der jetzigen Beſchaffenheit und der 
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muthmaßlichen Dauer der Gebäude gewiſſe Claſſen, z. B. 25- 
bis 5Ojährige, — 50= bis 100jahrige, — und noch längere 
Dauer zu unterfcheiden, und für jede einen beftimmten, von der 
Miethe abzuziehenden Neädificationsbetrag anzunchmen (d). 
Insgemein hat man für alle Häufer einen gleichmäßigen Anſatz 
aller diefer Ausgaben 1 — 3, oder irgend eine gleiche Berlid- 
fihtigung derfelben angewendet (e); 4) die auf einem Haufe 
ruhenden Reallaften (f). 


(a) Defterr. Patent v, 23, Dec, 1817, 8. 6: Bom Miethertrage foll ein 
Abfchlag vorgenommen werden für bie Unterhaltungskoften und für 
ben, im Verlaufe einer beftimmten Zeit ganz oder zum Theil zu 
Grunde gehenden Gapitalwerth, 

(b) Unter Annahme eines Zinsfußes von 4 pCt. ift ein Haus, welches 
nod 50. Jahre lang gleiche Einnahme abwirft, jest die 21,49?fache 
Rente oder 0,899 des Baucapitales werth; 15,000 fl. z. B. geben 
alfo 12,889 fl. jetzigen Werth. 

(ce). Der Käufer bietet zwar für ein fefter gebautes Haus mehr, als für 
ein minder bauerhaftes, achtet aber —* oft nur auf den Unter: 
ſchied der Baukoften, ohne zu bedenken, daß von dem vergängliches 
ren Gebäude bei gleichem Alter ſchon ein größerer Theil zerftört 
ift, Am forgfältigften hat man bei der Berechnung ber Baulaften, 
z. B. bes Zehntherrn ($. 341), den Einfluß der Dauerhaftigfeit 
auf.die jährliche Ausgabe in Betracht gezogen. 

(4) Die Zeitrente, welche mit Zins und Zinſeszins das erforderliche 
Neubaucapital gibt, beträgt in Procenten biefes Gapitales bei 


einem Binsfuße von 

2 pCt. | 3p6t, 4pCt. 
und 25 jähriger Dauer 3 p6&t, | 2, pCt. | 2,° pEt. 

50 ” ” 1,! a 0,88 [4 0, [2 

75 [73 „ 0 8 u 0,9% „ 0,1 „ 

100 „ „ 0, „ 0,18 [2 0,97 „ 
Wollte man, mit v. Jakob (1, 8. 625.), keine Zinfen einrecdhnen, fo 
würden für die Abnügung in vorftehenden Friften 2 — 14, —I 
pCt. des Gapitales vom Miethertrage abzuziehen fein. — Die ver: 
ſchiedenen Theile eines Gebäudes find von ungleicher Dauer. Blod, 
Landwirthſch. Mittheil,, III, 30, Schlägt Reparatur, Verſchlechterung 
und Affeeuranz mafjiver Gebäude jährlih zu 4 — Y, pEt., nicht 
nr zu 19, — 2), pCt., und beider im Durchſchnitt zu 1 — 

‚114 pCt. an, 

(e) In Frankreich (Rec. Art, 392) wird von der Miethe Y/, abgezogen, 
wie fchon feit 1775 in der taille personnelle, nach dem preuß, Grund⸗ 
fteuergef. $. 17 1, —14 berfelben, in Oeſterreich 15 pCt. (gegen Y,), 
in Naffau wird die Miethe nur mit 1424 capitalifirt, was, gegen 
die Vervielfahung mit 20 gehalten, einem Abzuge von 28 p6t. 
gleich kommt. Na dem weſtfäl. Gef. v. 2. Aug. 1808 $. 49 follte 
die Hälfte des Miethertrages abgezogen werben. In Mailand zog 
man ab, aber zugleich darum, weil die Häufer fpäter Eataftrirt 
wurden und fonft gegen die Ländereien zu hoch gefchäst worben wä⸗ 
ren. Sachſen: der Abzug für Unterhaltung und allmälige Ver: 
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ſchlechterung beträgt in 18, Abftufungen von 1— 300 rl., in kei⸗ 
nem Falle aber die Hälfte der rohen Mietheinnahme ; Geſchaͤftsan⸗ 
weif. $. 117—119, — Heff. Caſſ. Taxat. Ordn. v. 1700: wegen der 
Feuersgefahr und anderer Laften wird nur Y, des Werthes als 
Anfchlag genommen, bei Ländereien Y, deffelben. 

(f) Die bad, Häuferfteuer-d, $. 7, verbot den Abzug von Gülten, Bin: 
fen u. a. Grundabgaben, mit Ausnahme ber Mühlengülten, aber 
die B. v. 21. Februar 1811 geftattet auch andere Reallaften abzu- 

iehen. Zinfe werden mit dem 20:, Erbpadhtsabgaben mit dem 25= 
** Betrage vom Steuercapitale abgezogen. 
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Die nach diefen Abzuͤgen übrigbleibende reine Hausrente 
befteht aus zwei Theilen (a), nämlich 1) dem Zinfe des Bau- 
capitales oder des bei einem Älteren, verfchlechterten Haufe noch 
vorhandenen Theiles defjelben; Baurente (building rent); 
2) der Nente des uͤberbauten Plates, einer wahren Grund- 
rente (5). Zwifchen diefen beiden Beftandtheilen findet eine 
erhebliche Verfchiedenheit Statt. Die Baurente ift gleichförmi- 
ger, die Grundrente veränderlicher, Bei zerftreuten Wohnungen 
ift zwar die Lage insgemein nicht von ſolcher Wichtigkeit, daß 
man für einen Bauplag beträchtlid; mehr bezahlte, als feine 
Iandwirthfchaftliche Nutzbarkeit mit ſich bringt. Je größer da- 
gegen eine Ortfchaft wird, defto mehr Werth hat die Lage eines 
Platzes im fchönften oder Iebhafteften Theile, die Miethe und 
der Preis der Häufer Finnen hier weit über das Verhältniß der 
Baurente hinausfteigen, und dieſer an den Bauplatz gefnüpfte 
Bortheil (I, $. 229 (a)) druͤckt fich in einer hohen Grundrente 
und in einem hohen Preife des Platzes aus (c). Ein verringer- 
ter Begehr oder ein übergroßes Angebot von Wohnungen 
druͤckt zunächft den Preis der Baupläße herunter, Eine Zeit 
lang Eönnten zwar die Kaufpreife und Miethen der Häufer fo 
niedrig fein, daß fie auch die Baurente nicht mehr vollftändig 
vergüten, allein dieß wirde von neuen Bauten abhalten, und 
ed gehören außerordentliche Umftände dazu, wenn biefer Stand 
der Preife von längerer Dauer fein foll (4). 


(a) A. Smith, III, 239 (IV, 189 Baf.). Ricardo, Cap. 14, folgt 
Smith in diefem Gegenftande, — In England find oft Grundeig- 
ner und Bauherr zweierlei Perfonen, und das Haus fällt nad) ge: 
wiffer Zeit dem Grundeigner anheim, 
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(6) Auch in England wird für diefe Einnahme das Wort ground-rent 
— während man ſonſt die Rente von Ländereien land-rent 
nenn 

(c) Doch wirkt die vollftändigere Benusung der ſchon bebauten Plaͤtze 
einer Vertheurung der Miethen und ber Baupläge entgegen, indem 
man Höfe, Gärten ꝛc. überbaut, höhere Gebäude aufführt oder neue 
Stockwerke aufjest, woburd mit geringeren Koften neue Räume 
— werden, dba man Fundament, Keller, Bedachung, area ıc, 
erfpart 

(4) In alten, fehr gefuntenen Städten, z. B. Venedig, find foldhe Ver: 
bältniffe möglid), denn wenn aud) der Preis eines Haufes fehr nie⸗ 
drig geworben ift, fo findet der Eigenthümer noch immer feinen Bor: 
theit dabei, durch Ausbefferungen wenigftens den jegigen Ertrag 
fi) zu erhalten, Deßhalb kann es Jahrhunderte dauern, bis Neus 
bauten wieder vortheilhaft werben, 
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Eine neue auf die Hauseigenthümer gelegte Steuer (a) 
muß zunaͤchſt aus der Hausrente beftritten werden, weil daß 
Angebot von Wohnungen nicht verringert und alfo die Auflage 
‚nicht auf die Miethbewohner uͤberwaͤlzt werden kann. Die Ver 
minderung des reinen Ertrags der Häufer brüdt die Nente und 
den Preis der Baupläge herab, So lange aber diefe noch fo 
viel eintragen, ald etwa Ager- oder Gartenland gleicher Art, 
und das Baucapital daneben ſich verzinfet, fo Fann man noch 
ohne Verluft neue Bauten vornehmen, um dem jedeömaligen 
Begehr von Wohnungen zu entfprechen, Erft dann wuͤrde dieß 
‚unterbleiben, wenn die Rente der Baupläße unter jenes Maaß 
herabfänke und die Baurente fo gering würde, daß man die 
Luft verlöre, Gapitale auf Eoftbare Ausbefferungen, Vergroͤße⸗ 
‚tungen oder Neubauten zu wenden. Eo koͤnnte folglich eine zu 
hohe Hausfteuer die Ueberwälzung auf die Miethleute bewirken, 
jedoch erft nach langer Zeit, und wenn nicht in der Zwiſchenzeit 
fhon andere Umftände die Miethen erhöht und die Neigung 
zum Bauen wieder belebt haben. Auf dem Lande, wo die Bau⸗ 
pläge die niedrigfte Nente abmwerfen, wäre jene Verringerung 
derfelben unter die Nente von Gartenland am leichteften mög- 
lich, hier aber Fommen überhaupt wenige Miethen vor, denn 
die Eigenthuͤmer bauen meiftens fir eigenen Bedarf, Es läßt 
fi) demnad annehmen, daß die Steuer, fo lange fie mäßig n 
von den Hauseigenthümern getragen werben muß, 
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(a) Die englifche Hausfteuer, von welcher Smith und Ricardo fpre 
hen, wurde von den Hausbewohnern entrichtet, Bei ihr ift eine 
Ueberwälzung nur in foferne möglich, als ein Theil der Miether, um 
nicht mehr im Ganzen für die Wohnung auszugeben, ſich auf einen 
Heineren Raum befchräntt, fowie auch die Eigenthümer aus. demſel⸗ 
ben Grunde mehr Haustheile zu vermiethen fuchen und auf diefe 
Weife ein Sinten der Miethe hervorgebradjt wird, welches jedoch 
fchwerlich fo viel beträgt, als die ganze Steuer. Soweit eine ſolche 
Steuer von den Miethbewohnern getragen wird, hat fie, wie Smith 
richtig bemerkt, die Natur einer Aufwandöfteuer, 
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Gin vom Eigenthümer felbft bewohntes Haus 
($. 343) giebt Fein Einfommen, fondern erfpart nur eine Aus« 
gabe und gewährt den Nugen bes Gebrauchs (a). Es ift daher 
der Zweifel entftanden, ob in diefem Falle eine Schatzung zu- 
laͤſſig ſei (8), oder ob nicht mit gleichem Rechte auch andere 
nügliche oder angenehme Vermögenstheile einer ſolchen Steuer 
unterworfen werben bürften, Man kann zwar nicht jeden Theil 
des Beſitzes darum, weil er eine Ausgabe erfpart, einer Ein- 
nahme gleich achten, allein bei Häufern ift dies zulaͤſſig. Denn 
1) ift Wohnung ein allgemeines, unabweisbared Bebürfniß, 
und es läßt fich nach dem Stande, Gefchäfte und Familienver- 
hältniffe eines Jeden ein-gewifjes Maaß des Bedarfes ermitteln. 
Zudem ift die Ausgabe für die Mithwohnung fehr beträchtlich, 
da fie nach den Umftänden den achten, fechften und felbft einen 
noch größeren Theil vom Durchſchnittseinkommen einer Familie 
ausmachen Bann, Daher wird der Genuß einer Wohnung fehon 
in verfchiedenen Fällen einem gewiffen Einkommen gleichgefest, 
3. B. bei Dienftwohnungen der Beamten, bei Gewerbsgehuͤl⸗ 
fen ıc. 2) In der Regel kann jedes Wohnhaus ſowohl im Gan- 
zen als theilmeife zum Vermiethen benugt werden. Bei der 
eigenen Bewohnung trifft daher ber Verzicht auf diefe Einnahme 
und die Erfparung einer Auögabe zufammen, und es laßt ſich 
annehmen, als feien Wermiether und Miether in einer Perfon 
vereinigt. 3) Andere Genußmittel, wie Gemälde, Eoftbare Ge- 
räthe und dergl., find entbehrlich, zum Theile nicht leicht vermieth« 
bar, größtentheild von kürzerer Dauer, minder koſtbar und zu⸗ 
dem nicht fo offenkundig, ald Häufer, Wo fie Daher nicht gewerb⸗ 
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mäßig vermiethet werben, welches dann unter bie Gemerbfteuer 
fallt, da eignen fie fich nicht zu Gegenftänden einer Einfommens- 
fteuer, 


(a) Rur dann könnte man das Gegentheil behaupten, wenn man auch 
den perfönlidhen Bortheil des Gütergebraucdyes zu dem Einfommen 
rechnen wollte, Der Sprachgebrauch ift diefer Erweiterung des Be- 
griffd von Einfommen, revenu, reditus, nicht günftig; aber felbft 
wenn man ihn zugiebt, muß doch wieder das Eintommen an Sach⸗ 
en von dem aus dem Gebrauchsnutzen unterfchieden werden, 

(5) Diefer Anficht ift &o 8, III, 315, welder die vom Eigenthümer be: 
nugten Däufer nur nad) Maafgabe der auf fie verwendeten Ausga— 
ben einer Sonfumtionsfteuer unterworfen fehen will. 
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Die von den Eigenthuͤmern benüsten Wohnungen duͤrfen 
jeborh in manchen Fällen nicht ganz fo wie die vermietheten be— 
handelt werden, Die Gleichflellung beider beruht auf der Vor- 
ausfegung, daß der Eigenthämer bei jedem Theile feines Haufes 
die freie Wahl hat, ihn zu vermiethen oder felbft zu gebrauchen, 
und diefe Annahme ift nicht in allen Fällen zuläffig. Auf dem 
Lande und in Fleinen Städten ift oft ein Haus für das Beduͤrf⸗ 
niß des Befigers zu groß, Fann aber nicht vermiethet werden, 
weil ed an Perfonen fehlt, die eine Mithwohnung von der ge 
gebenen Befchaffenheit fuchen und dem Eigenthuͤmer in Hinficht 
auf die nöthige Sicherheit und Schonung ded Gebäudes zufagen, 
Dieß tritt 3. B. bei Schlöffern, Pfarrhäufern u, dgl. in Dörfern 
haufig ein, auch ift dad Bebürfniß einer fchonenden Behandlung. 
folcher Wohngebäude fchon praftifch anerkannt worden (a), Es 
ift daher der Billigkeit gemäß, bei folchen Häufern, deren Raum 
den mittleren Wohnungsbedarf einer Familie übertrifft, den 
Steneranfhlag verhältnißmäßig zu verringern, woferne ber 
Eigenthümer darauf Anſpruch macht. Die Schwierigkeit ber 
Ausführung liegt darin, daß man für den durchſchnittlichen Raums 
bedarf einer Familie feinen feften Maaßſtab befist und daher aus 
der ganzen Befchaffenheit des Haufes die Wermögensverhältniffe 
und das Wohnungsbedürfniß der Bewohner, für die es fich 
eignet, abnehmen muß. | 


(a) Mailand: Wohngebäude auf dem Lande, die der Eigenthümer felbft 
. benust, nur nach dem Bauplage, der wie bad benachbarte Land ge= 
Shägt wird, — Bair, Häuferfteuergef. 15. Auguft 1828: Pfarr: 


häufer in größeren Orten, wenn fie bloß zur Wohnung des Pfarrers 
verwendet werben, follen nur nad) dem Nutzen bemeffen werden, ben 
fie in diefer Dinficht geben, $. 17. Pfarrhäufer und nicht vermiethete 
Schlöffer auf dem Lande gehören unter bie Gebäude, weldye man 
nur nad) der Größe des Baupläges anfchlägt, $. 4, |. $. 350 (6). — 
Sachſen, Sefhäftsanweif. $. 111. Bei Schlöffern u, a, großen Wohn: 

ebäuden auf dem Lande werden nur 10 Wohnftuben berüdfichtigt, 
—* nicht zur Vermiethung oder anderweitigen Benutzung der üb- 
rigen Gelegenheit ift, und feine Kammern oder andere Räume, — 
Mietwohnungen, die längere Zeit leer ftehen, verdienen einen 
Steuernachlaß, den fie z. B. nad) dem a. öfterreichifchen Geſetze er- 
halten, f. auch Verhandl. d, bair. 8. d. Abg. 1834. X, 359, Beil. V, 
259. — Unbewohnte Luftgebäube follten bloß nad dem Bauplase 
befteuert werben, 
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Unter die äußeren Hülfsmittel zur Anlegung der Hauöfteuer 
gehören vor allen die Miethzinfe (a). Die wirkliche Mieth- 
fumme für jede einzelne Wohnung ift nicht ganz genau zu er- 
fahren, fie ift ferner veränderlich und zufällig, auch ift ein großer 
Theil nicht vermiethet. E& muß daher der muthmaßliche mittlere 
Preis (Verkehrswerth) jeder Wohnung abgefchägt werden (6). 
Hiebei find folgende Negeln zu beobachten: 

1) Bei einer Anzahl von Häufern jedes Ortes hat man die 
im Durchſchnitt eines gewiſſen Zeitraumes wirklich entricyteten 
Miethzinfe zu erforfchen, zu vergleichen und fich hieraus eine 
Stufenleiter der Miethpreife für Wohnungen verfchiedener Be— 
fchaffenheit und Lage in jeder Ortfchaft zu bilden (c). 

2) Bei jedem Haufe ift die Zahl, Größe und Befchaffenheit 
ſowohl der bemohnbaren , ald der anderen zugehörigen Räume, 
3. B. Keller, ferner die Lage in Bezug auf Annehmlichkeit oder 
gewerblichen Vortheil (d) zu würdigen, Der Zuftand derjeni- 
gen Theile, welche fchon nad; wenigen Jahren verfchlechtert 
werben (Tapeten, Anftrich c.), kommt nicht in Betracht, 

3) Sodann ift für jedes Gebäude oder jede Glafje der noͤthige 
Abzug für die Abnuͤtzung und Ausbefferung ($. 344) ſowie für 
die Schwierigkeit des Vermiethens ($. 348) vorzunehmen, | 


(a) vd. Safob, 11, $. 1039 ff. — v, Malchus, 1, 232, 
(5) Die mailändifhe Hausfteuer folgt dem wirklichen Miethertrage 
Derfelbe Grundfag ift für die öfterreichifche definitive Grundfteuer, 
welche die Gebäube mit umfaßt (Ebict v. 1817, $. 5, 13.) aufgeftellt. 
Die proviforifche Hausfteuer in Defterreich , welche aber nur einer 
Revifion unterworfen werben foll, um dann als definitiv zu gelten 
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(angef. Gef. v. 1. März 1820, Inſtruct. v. 26. Sun, 1820), wird 
in den größeren Städten nad) der vom Eigenthümer ganz ausführ- 
lic angegebenen, von den Miethleuten beftätigten und amtlich ge— 
prüften wirklichen Größe des Miethzinfes erhoben, mit Ausnahme 
der vom Eigenthümer benusten Theile, die man durch Vergleichung 
anderer Wohnungen anfhlägt, Linden, I, 493 ff. — In Frank: 
rei; dagegen wird die mittlere Miethe (valeur locative) zu 
Grunde gelegt, ebenfo in Rheinpreußen, Baiern und Sachſen. 

(ce) Frankreich, Rec. Art, 535, —- Baiern, angef. Gef. v. 15. Aug. 1828, 
$. 14: 3u Mufterhäufern dürfen nur foldhe genommen werben, 
beren Miethertrag von den Eigenthümern und Miethbewohnern 
angegeben und von ben Schäßern anerkannt, auch von ben fämmt: 
lichen Hauseigenthämern nicht beftritten worden ift. 

(d) Lebhaftigkeit der Straße, 
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Die Abſchaͤtzung der Miethpreife reicht für fich allein nicht 
hin, denn fie feßt voraus, daß man in häufigen Vermiethungen 
einen Anhaltöpunct finde, diefer fehlt aber an Fleinen Orten und 
beſonders bei zerftreut liegenden Häufern, Somohl diefer Fälle 
wegen, ald auch zur leichteren Ermittlung der Abzüge ($. 344) 
ift es rathſam, zugleih die Kaufpreife ($. 351) mit in Be— 
tracht zu ziehen. Man hat noch verfchiedene andere Wege ein« 
gefchlagen, um für die Gebäude des platten Landes, bei denen 
man von der Richtſchnur der Miethpreife verlaffen wird, zu 
billigen Anfägen zu gelangen, allein man ift dabei nicht ficher, 
ein richtiges Verhältniß ſolcher Häufer unter fich, oder derfelben 
überhaupt gegen ftädtifche zu treffen. Beifpiele folder anderer 
Hülfsmittel find: 1) eine Glaffeneintheilung nad der Anzahl 
der benusten Räume, mit einem gewiffen Steueranfclage für 
jede Glaffe (a); ein Verfahren, welches bei einem niedrigen Be- 
trage der Schatungen ſich wenigftend durch feine Einfachheit 
empfiehlt; 2) die Veranſchlagung nach dem bloßen Bauplaße (5), 
welche zu niedrige Anfäte giebt; 3) auch die Aufftellung eines, 
nah dem Bauplage bemefjenen minimum kann hieher gerech— 
net werben, indem ſie eine freie, nach billiger Beruͤckſichtigung 
der örtlichen Werhältniffe verfahrende Schägung voraudfegt und 
derfelben eine fehr niedrige Schranke vorfchreibt (ec). 


(a) Defterreich, Inftruction v. 1820, bei Linden, I, 524. v. Kremer, 
11, 138. de Tegoborski, 1,176, In den altöfterreihifchen Pro— 
vinzen wird nur in Wien fammt den Vorftädten und umliegenden 
DOrtfchaften und in 16 anderen Städten die proviforifche Haus- 

Rau, polit, Oekon. Ste Auög. III. 2. Abth. 6 
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fteuer nach dem Zinsertrage erhoben, f. $. 349 (5), Für alle an- 
deren Orte find 12 Glaffen mit einem Steuerbetrage von 40 Er. 
bis 60 fl, (anfänglich nur halb fo Hoch) gebildet, und bie Ein- 
Ihäsung geichieht nad) der Zahl der Zimmer und Kammern, und 
der Stocdwerke, Bei mehr als 35 Räumen eines Hauſes wird für 
je 5 derfelben ein Zufchlag von 2 oder 1 fl. zu dem Satze ber 1. 
Staffe gemacht, je nachdem das Haus ein Stockwerk hat oder nicht. 
— Da in mittleren und Eeineren Städten die Lage des Haufes noch 
einen ziemlich großen Einfluß auf den Ertrag äußert, da zwifchen 
ſolchen Orten und Dörfern noch ein merklicher Unterſchied ftattfin- 
det, auch die Beichaffenheit der Wohnungen nicht unberüdfichtiget 
bleiben follte, fo würde dieß bloß einem einzigen Kennzeichen fol 
gende Verfahren bei einer definitiven Hausfteuer nicht zu billigen 
fein, — Auch nad) den franzöfifchen und rheinpreuß, Steuergejegen 
fol da, wo man nicht genug Miethzinfe vorfindet, eine Claſſenab⸗ 
theilung zu Hülfe genommen werben, die jedoch nicht, wie in Defter- 
reich, an ein einzelnes, Merkmal ſich anlehnt, 
Bair, Häuferfteuergel. dv. 1828, $. 4. Der Miethertrag wird da, 
„wo in wirklichen Miethbeftänden keine genügenden Anhaltspuncte 
- der Schäsung mehr gefunden werden können”, bloß aus dem Flä- 
cheninhalte des Bauplases und Hofraumes berechnet, indem man 
diefe Fläche nad der 30. Bodenclaffe anſchlägt. — Die giebt für 
den Morgen einen Ertrag von ?% Sceff. Roggen oder 30 fl., alfo 
ein Simplum von 30 Er. Die beiden Flächen zufammen follen nicht 
unter Y,, und nicht über %, Morgen angefegt werben, d. h. das 
Simplum foll zwifchen 3 und 22, Er, fallen. Durd bie Einredy- 
nung des Hofraumes wird diefe Beftimmungsweife fehr zufällig, 
und durch die vorgefchriebenen Gränzen wird eine willkürliche 
Schätzung erforderlich, für die ed aber an leitenden Regeln gebridht. 
— In Saͤchſen werden Sommunalgebäude, die zu einem öffentlichen 
Zwecke beftimmt find, auf obige Art behandelt, Geſchäftsanw. $. 122, 
(c) Frantreih, Rec. $. 393, Das minimum des für ein Haus anzu- 
nehmenden Ertrages ift 1) der Ertrag des Bauplages, den man 
als beftes Aderland betrachtet, 2) dazu für das Gebäude, je nach— 
dem es nur ein Erdgefchoß, oder * 1 oder mehrere Stocdwerke 
bat, der 2=, 3: oder Afadye Ertrag der area, Das Dad wird nicht 
als Stodwerk angefehen, — Ebenfo rheinpreuß. Inſtruct. $. 102, 
103, — Nur ganz fhlechte Hütten oder fehr verfallene Häufer dür- 
fen auf das minimum felbft gefest werden, Rec. 543, 
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Legt man die Hausfteuer nach den Kaufpreiſen an, ſo iſt 
ein Abzug fuͤr Ausbeſſerungen u. dgl. unnoͤthig, weil der Preis 
ſich von ſelbſt nach der Feſtigkeit und Dauer eines Gebaͤudes 
ſtellt. Gleichwohl ſtehen einer Beſteuerung nach den wirklichen 
Haͤuſerpreiſen aus einem gewiſſen Zeitraume noch erheblichere 
Bedenklichkeiten im Wege, als bei Laͤndereien (F. 322), denn 
1) ſind nur von einem Theile der Gebaͤude ſicher bekannte 
Kaufpreiſe zu finden; 2) die Haͤuſerpreiſe ſtehen unter dem 


(b 


— 
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Einfluß zufäliger Umflände, weil jedes Haus eine Befonderheit 
hat, welche von den Kaufluftigen nach Beduͤrfniß, Gefchmad 
und Neigung gewirdigt wird, wahrend ber Werth eines land⸗ 
wirthfchaftlid; benugten Grundftüdes eher eine allgemeine An- 
erkennung erhält, Auch im Mitwerben finden darum ftärkere 
Veränderungen Statt, weil die meiften Menfchen, der mühfamen 
Verwaltung willen, fi) vor der Erwerbung mehrerer Häufer 
ſcheuen. Daher find die Preife fehr ungleichförmig. 3) Am 
meiften zufällig ift der Preis ganz vereinzelter oder ſolcher Ge- 
bäude, die an ihrem Orte die einzigen ihrer Art find, Manche 
Häufer haben koſtbare Einrichtungen und folhe Zubehörungen, 
welche nicht gerade den Werth der Wohnung erhöhen und bef- 
halb won einem Miether nicht leicht vergütet werden würden, 
dennod; aber zu dem Werthe des Haufes gerechnet werden müfs 
fen und hin und wieder oder theilmeife auch von einem Käufer 
bezahlt werden, Nach dem Grundfage, daß nur das Einkommen 
befteuert werden fol, müßten folche Gegenftände ganz außer 
Anfaß bleiben (a). 


(a) Ad. Smith bemerkt, daß eine nad) ben Koften der Erbauung ans 
gelegte Hausfteuer die meiften reichen und 6 Familien von 
England und vielleicht von allen Ländern zu Grunde richten würde. 
Die ganze reine Rente ihrer Güter beträgt beinahe nicht mehr, als 
61, oder 7 p&t. der Erbauungskoften ihrer Häufer, an denen meh: 
tere Generationen gearbeitet haben, III, 244 (IV. 195 Baf.). Landgr. 
Heſſ. Inſtr. v. Sun, 1658 $. 9: Die Wohnhäufer und Hofraithen 
follen nicht nach der Koftbarkeit der Gebäw, fondern nachdem fic) 
der Befiger derfelbigen entweder vor fich felbften oder durch Ver— 
leyhung der logiamenter Nus machen kann, in Anſchlag gebradt 
werden. — Bad. Häuferfteuerord, vom 18. Sept. 1810. 8. 50: 
Schlöffer auf Dörfern, ehemalige Kloftergebäude u. dgl. follen, 
„wenn fie auch groß und Eoftbar gebaut find, doch nicht höher ge: 
fhägt werden, als fimple Wohngebäude, welche in Beziehung auf 
bie Perfon des Eigenthümers die erforderlihe Wohnungsbequem: 
lichkeit enthalten würden,” 
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Demnad; müffen, wenn man die Kaufpreife zu Grunde legen 
will, theild die wegen zufälliger Störungen zu hohen oder zu 
niedrigen Preife ausgeſchieden, theild aber die nicht verkauften 
Häufer abgefchäßt werden. Die ſicher bekannten und als bemweifend 
angenommenen Kaufpreife geben eine Stufenleiter, vermittelft 
welcher man die übrigen Gebäude durch Schäßung einzureihen 
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im Stande ift (a). Eine Glaffeneintheilung der Gebäude ift 
wegen ber großen Verfchiedenartigfeit derfelben von geringerem 
Nugen, ald bei der Grundfteuer (5). Zur Prüfung, richtigen 
Anwendung und Ergänzung der Kaufpreife leiftet die Beachtung 
des Miethertrags, der ficy bei den Taxatoren unvermeidlich und 
felbft unmwillfürlich geltend macht, gute Dienfte, Es zeigt fich 
daher auch von diefer Seite, daß es am beiten ift, ſich an beide 
Stüspuncte zugleich zu halten und die mittleren Kauf- und 
Miethpreife in ſolche Uebereinftimmung zu bringen, daß, nad 
den nöthigen Abzügen, die leßteren zu den erfteren im Verhaͤlt⸗ 
niß des bei Liegenfchaften ftattfindenden Zinsfußes ftehen (ec). 


(a) Hierauf beruht die bad. Häuferfteuer, f. das angef. Gef, v. 1810 u, 
Snftruct. v. 16, Febr. 1812. Sie foll nad) dem reinen Ertrage an: 
gelegt werben ($. 1), ber aber aus dem mittleren Localwerthe er: 
ſchloſſen wird ($. 6). Die wirklichen Kaufpreife von 1800 — 1809 
werden, nach den nöthigen Modificationen, zum Maaßftabe genoms 
men, um die anderen Gebäude darnad) einzufchägen. 

(db) Sie ift in Würtemberg eingeführt, f. Inftruct. v. 1821 und Hanbb, 

©. 67, Für jede Glaffe, in die ein Gebäude fällt, wird das arith- 

metifche Mittel zum Anfchlage genommen, 3. B. 7750 fl, für die 

Claſſe von 7501—8000 fl, 

Wenn man die Einwohnerzahl eines Ortes in das gefammte Haus: 

fteuercapital dividirt und die auf jeden Kopf treffende Summe für 

verfchiedene Orte vergleicht, fo zeigt fich eine Stufenfolge, die eini— 
germaßen den Graben von Wohlhabenheit der Städte und Dörfer 
entſpricht, obſchon Fein folches einzelnes Kennzeichen untrüglid) ift. 

Freilich wird hierbei vorausgefegt , daß die Steuer in allen Landes 

theilen gleichmäßig angelegt fei. Die Hausfteuercapitale in Baden 

betrugen im 3. 1845: 173,830,000 fl,, oder auf den Kopf 130 fl. 

Diefer Ausschlag auf den Kopf war 1834 nur 126 fl., das max. der 

einzelnen Steuerbezirke war 222 fl. in der Obereinnehmevei Manns 


— 


(c 


heim, worauf die DE, Karlsruhe mit 207 fl, Heidelberg mit 


172 fl. folgten. Das minimum war 51 fl., D.:€. St. Blafien im 
Schwarzwald, zunää daran 69 fl., Thiengen, 86 fl. Buchen (Oden⸗ 
wald), 90 fl. Bonndorf (Schwarzwald). Merkvürdig ift die ähn: 
liche Stufenfolge der Bevölkerung und ber Hauptfteuercapitale jes 
des Kopfes. In Baden war: 
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Neckarkreis 5532 151fl. Unterrheinkreis 5266 140fl. 
Murg:..... 5313 | 149» | Mitttel- = ..| 5604 | 137: 
Kinzig= »...| 4718 | 130» || Ganzes Land . . | 4586 | 127 = 
Dreifams „..| 4487 | 118 = || Oberrheintreis . | 4312 | 117 = 
Mainz..... 3670 | 106 = || Seekreis ... .| 2975 | 110 = 
Sees. .....] 2784 | 103 > 






ſ. Verh. d. 1.8. 0, 1833, Beil, IV, 432 (Bericht über die Steuer: 
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verw. u. Rau.) — In Würtemberg (Memminger, Belchreib. 
Beil,D) trifft dieß nicht zu. 
$. 353, 

In dem regelmäßigen Zuftande, wo ein Baucapital ſich 
genügend verzinfet, Fönnen zur Prüfung der Steueranfchläge 
auch die Erbauungsfoften benußt werden, foferne fie zweck— 
mäßig, nicht blos für individuellen Gebrauh angewendet und 
nicht zufällig vergrößert worden find. Diefe Baufoften mit dem 
Preife des Bauplatzes zufammen muͤſſen dem mittleren Kauf: 
preife eined vollkommen gut erhaltenen Gebäudes entfprechen, 
für ein älteres aber nadr Maaßgabe der erfolgten Verfchlechter- 
ung gemindert werden, Diefe Ausmittlung ift vorzüglich bei 
folchen Häufern bienlich, die wegen ihrer Abgelegenheit Feine 
Bergleichung zulaffen und fall fein Mitwerben wahrnehemen 
laffen, dabei aber von gewöhnlicher. Befchaffenheit find (a) ; nur 
ift hier die oben ($, 348) erflärte Schwierigkeit ded Vermiethens 
gehörig zu berüdfichtigen, Dagegen eignen ſich die Anfchläge 
zur Feuerverficherung nicht für die Kataflrirung, weil ein Theil 
des Werthed und Koftenfaßes ald unverbrennlich und nicht ge- 
fahrdet ausgefchloffen bleibt. 


(a) Bad. Gef. $. 49: bei größeren ifolirten Gebäuden foll die Schä- 
sung nicht nady den Baukoften, fondern nur nach dem Werthe für 
‚die Bewohnung ꝛc. eingerichtet werden. 


$. 354, 

In Anfehung der Mittheilung des entworfenen Steuerfaßes 
an den Eigenthümer, der Prüfung erhobener Befchwerden, der 
Nichtigftellung der Anfchläge im Ueberblicke ganzer Landestheile, 
der Kataftrirung und öfteren Revifion finden die, für die Grund- 
feuer aufgeftellten Kegeln ($. 337. 338) auch hier ihre An— 
wendung. Bauveränderungen, die den Werth und Ertrag erhö- 
hen, erfordern eine neue Schäßung. 


$. 355, 


II. Gebäude, die zur Betreibung eined Gewerbes 
dienen und daher für den Unternehmer ein Theil des ftehenden 
Gapitals find ($. 342) , Tafjen ficy wieder in zwei Abtheilungen 
bringen; 
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1) Einige find fo befchaffen, daß fie von vielen Gewerböleu- 
ten benußt werden fönnen und häufigen Begehr finden, weßhalb 
der Unternehmer fie nicht eigen zu befigen braucht, fondern fie 
miethen Fann. Sie geben daher dem Eigenthümer einen Mieth- 
ertrag und Fünnen wie Wohngebäude behandelt werden. Zu 
diefen vermiethbaren Gewerbögebäuden gehören 3.8, 
Kramläden, Arbeitö-und Vorrathsraͤume, die feiner befonderen 
Einrichtung bedfirfen , wie die Werfftuben mancher Handwerker 
u, dgl, Sie werden, auch wenn fie dem Unternehmer, der fie 
benust, felbft gehören, gerade fo gefchät, ald wenn fie vermie- 
thet waren, und es verfteht fich, daß bei der Befteuerung des Ge- 
werbsunternehmers die Ausgabe für Miethe oder der Zinſen⸗ 
verluft bei eigenem Befiße mit unter den Koften des Betriebes 
aufgerechnet wird (a). 

(a) v. Jacob, 1, $. 643, 
$. 356, 


2) Bei nicht oder nur ſchwer vermiethbaren Gewerböge- 
bauden, bie Feine abgefonderte Nukung geben, fondern blos als 
Hülfsmittel jur Erlangung eines Gewerbsertrages mitwirken, 
kann zwifchen zwei Befteuerungsmethoden gewählt werden, 

a) In der Vorausfegung, daß das in foldyen Gebäuden 
enthaltene Gapital fi) in dem Gemwerbsertrage nothmwendig ver- 
zinfen müffe, wird von ihnen eine befondere Hausfteuer erhoben, 
die man nach den wirklichen oder abgefchägten Kaufpreifen und 
den Erbauungsfoften anfegt. Dagegen wird dasjenige Einfom- 
men, welches mit Hülfe der Gebäude entfteht, bei feiner Befteu- 
erung unter der Annahme, als befäße der Empfänger Feine eig. 
enen Gebäude, berechnet; man nimmt alfo unter die Betriebö- 
foften der Landwirthſchaft ($. 333), der Gewerke, Handels-und 
Dienftgefchafte nicht bloß die Unterhaltungsfoften und die Ver- 
fchlechterung, fondern auch den Gapitalzins der Gebäude auf (a). 
Nur dann ift diefer Abzug unnöthig, wenn die Grundfteuer nad) 
Kaufpreifen regulirt wird, 

b) Man behandelt die Gebäude wie andere Theile des ftehen- 
den GSapitales, deren Zins, obfchon er dem Begriffe nach immer 
als ein eigenthümliches Einkommen anzufehen ift, doc in der 


» 
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Erfcheinung mit der Grundrente oder dem Gewerbseinfommen 
verfnüpft vorfommt 3. B. bei Brunnen, Mafchinen Werkzeugen, 
Der Grundeigenthimer (bei landwirthfchaftlichen Gebäuden) 
und ber Gewerfs=oder Handelsunternehmer wird daher zugleich 
als Befiger des Gebäudecapitales betrachtet, und von feinem 
rohen Ertrage wird nur die Ausgabe für Unterhalt und Sicher: 
heit der Gebäude, fowie deren Abnügung abgezogen, die wahre 
Hausrente aber wie ein Beftandtheil der Grundrente oder des 
reinen Gewerbsgewinnes behandelt und mit diefen zufammen 
in Anfchlag gebraht (2). Es fällt demnach eine befondere 
Hauöfieuer der Gewerbögebäude hinweg und ed wird nur die 
Grund=und Gewerbfteuer der Eigenthümer defto höher angefekt. 
Bei landwirthichaftlichen Gebäuden hat man auszumitteln, wel- 
cher Gapitalmerth und reine Zind von Stallungen, Scheunen 
u. dgl, in jeder Gegend auf einen Morgen Ader oder Wiefe 
trifft, und darnach ſolche Grundeigenthümer, die nicht auch im 
Befige zugehöriger Gebäude find, verhältnißmäßig niedriger in 
die Grundfteuer zu legen, wie denn auch diefe ohne Gebäude ver- 
pachteten Grundſtuͤcke einen geringeren Pachtzins abwerfen 
würden, 

(a) Ausdrädlic in Bezug auf bie Hausfteuer vorgefchrieben in Mai- 


fand, Linden, I, 540. 
(5b) v. Sacob,1, $. 643, 644, 


$. 357. 


Das erfigenannte Verfahren ift das übliche, Das zweite 
aber, obfchon nicht von Schwierigkeiten frei, hat mehrere Vor⸗ 
züge vor jenem. 

1) Es ift der viel häufigere Fall, daß die Gebäude mit den 
Grundſtuͤcken oder der Betreibung von Gewerben fich in einer 
und der namlichen Hand befinden, Defhalb verurfacht e8 weni⸗ 
ger Mühe, für folche Grundeigenthümer oder Gemwerbsunter- 
nehmer, bei denen diefe Verbindung nicht ftattfindet, einen Ab: 
zug zu berechnen, ald wenn man überall die Ausgabe für Ges 
baudemiethe zu den Betrieböfoften zu fchlagen und eine eigene 
Hausfteuer anzufeßen hat. Ohnehin Fann man bei einer forg- 
fältigen Grundfteuerfegung nicht umhin, nach den Erfahrungen 
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jeder Gegend das Verhältniß zwifchen dem Gebäubecapital und 
dem Flähenraum und wohl auch der Fruchtbarkeit der Feldgü- 
ter zu erforichen (a). 

2) Die Koftbarkeit der Gebäude trifft keineswegs immer mit 
dem Nußen, den fie in einem Gewerbe leiften, überein, was ſich 
bald aus der verminderten Ausdehnung defjelben, bald aus einem 
unnöthigen , übelberechneten Bauaufwand u, dgl. erklären läßt. 
Die befannte Neigung der Gewerbsleute, ihre Gebäude zu ver- 
größern oder zu vervollkommnen, ift vielfältig eine Urſache von 
Zinsverluften geworben. Die Nothwendigfeit einer fchonenden 
Behandlung ift zunächft bei landwirthſchaftlichen Gebäuden an⸗ 
erfannt worden (5), tritt jedoch auch bei manchen Gewerfs-und 
Handelsgebäuden ein. Diejenige Gebäuderente, welche man aus 
der abgefonderten Betrachtung der vorhandenen Gebäude ver- 
muthen müßte, ift von der in dem Gewerbsertrage wirklich ent= 
haltenen oft verfchieden, und offenbar follte nur bie letztere, 
nicht die erfte, befteuert werben. 


(a) Thaer (Mögelinifche Annalen, VII, 513) hält eine genaue Aus- 
mittlung bdiefer Art für unmöglidy und räth daher, von ſolchen 
Grundftüden, deren Eigenthümer Eeine Gebäude befist, 4 — 4 
des Reinertrages abzuziehen. — Ein allgemein anwendbarer Zahlen⸗ 
ausdruc läßt fich allerdings nicht wohl finden, da auch die Bewirth- 
fchaftungsweife, die Koften der Baumaterialien und der Arbeit, die 
Größe der Landgüter ꝛc. mit einwirken, doch wird man in gegebenen 
Fällen die zu befolgende Regel entdecken können. Klebe ſchlägt das 
Gebäubdecapital für 1000 Morgen auf 4000 — 10,000 rl, an. 
Bloc (Landwirthſch. Mittheilungen, II, 40) weift nach, daß unter 
angenommenen Verhältniffen auf 100 Scheff. Roggenwerth des 
Rohertrages vom Aderlande 120 — 136 Scheff. Gapital an Wirth: 
Ichaftsgebäuden kommt, ohne Einfchluß der Wohnungen. Setzt man 
nun, mit Ginrechnung des Strohes, den Rohertrag des preuß, Mor: 
gens auf 10 Scheff. Roggenwerth (5 Malt. auf den bad. Morgen) 
und den Sceffel auf 2 fl. (das bad. Malter auf 5 fl. 26 Er.), jo 
findet man auf den pr. Morgen 27 fl. 12 Er. Hauscapital (38 fl. auf 
den bad. M.), wovon der Bing zu 4 pG&t. 1 fl. für den preuß., 1'% fl. 
für den bad. Morgen beträgt. Soviel wäre alfo von dem fteuer: 
baren Reinertrage eines ifolirten Morgens Acer abzufegen, Beide 
Annahmen find aus dem nördlichen Deutfchland gefhöpft. — Nach 
den Angaben bei Heffe (Rheinhefien, ©. 78 fj.), käme in biefer 
Provinz bei Gütern von 20—50 Morgen ein Hauscapitalvon 40 fl. 
auf den Morgen (der heff. M.= 0,° bad. — 0,9° pr.), und die Ge⸗ 
bäude verhalten fi) dem Preisanfchlage nach zu den Ländereien wie 
1 zu 4 oder 5. Hier find aber die Wohngebäude mit eingefchloflen, 
die man bei der Befteuerung ausscheiden muß, Kleemann (Enty: 
Elop. landw. Verh. ©. 316) rechnet bei guten, nicht: neuen Gebaͤu⸗ 


* 
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ben ben Preisanfchlag zu *4 des Rohertrages vom Acker⸗ und Wies- 
land. Setzt man biefen z. B. auf 10 Scheffel Roggen, fo wäre bas 
Gebäudecapital auf den pr. Morgen 16 fl. 

(6) In Frankreich wird von Scheunen, Ställen, Keltern, Kellern ıc. 
bloß die area nach dem Anfchlage des beften Aderlandes befteuert, 
Rec. 396. — Ebenfo Rheinpreußen, er Inſtr. $. 109. — Sachſen 
Landw. Gebäude nur nach der Grundfläche, Gewerkögebäude, Saft: 
häufer ze. nur nad) dem mittleren muthmaßlichen Miethertrage, 
und wenn biefer nicht zu ermitteln ift, nach dem Ertrage des Raums, 
wenn man benfelben ald Wohnung vermiethen würde, mit Abzug 
von 50 p&t., bei Schuppen, Kalköfen ꝛc. bi8 70 pCt. $, 127, — Die 
öfterr. Hausfteuer trifft nur die Wohngebäude. 


4 Abfas. 


Gewerbfteuer. 


$. 358, 

Die Schagungen Fonnten bei ihrer erften Einführung nicht 
nad) einem volfswirthfchaftlihen Syfteme der verfchiedenen Ein- 
kuͤnfte, ſondern nur nach gewiffen leicht Eenntlichen Arten und 
Gruppen berfelben angelegt werden. Man behandelte daher 
das Einfommen der Gewerbsunternehmer (Gemerböleute) als 
ein Ganzes, Dafjelbe wurde zuerft in den alten Vermögenöfteuern 
(Schoß) nad; dem in einem Gewerbe enthaltenen Gapitale an« 
gelegt (a). Kleinere Gewerbsleute und bloße Lohnarbeiter er- 
hielten niedrige fefte Anfchläge (5). Als diefe allgemeine Schaß- 
ung außer Gebraudy Fam und durch mehrere befondere Schatz⸗ 
ungen, in den Städten auch zum Theil durch die Acciſe erſetzt 
wurbe, begnügte man ſich meiftens mit geringen feften Anfägen, 
außer bei einigen Gewerben, die einen leichtkenntlihen Maaß— 
ftab darboten (ec). Die heutige forgfältig abgeftufte, alle Ge» 
werbe umfaffende Gewerbfteuer gehört aber dem 19, Jahr- 
hundert an. (d). 

Unter Gewerbe verfieht man im weiteren Sinne jebe Be- 
fhäftigung, weldye die Erlangung von Sachguͤtern bezwedt, im 
Gegenfage folder Verrichtungen, bei denen die Verguͤtung 
(Honorar, Befoldung ıc.) einer höheren Beſtimmung wegen nicht 
zum Hauptbeweggrund gemacht werden darf, In einem engeren 
Sinne werden bloße Lohngefchäfte ausgefchloffen und nur die— 
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jenigen Griverbsarten Gewerbe genannt, die mit Hülfe eines 
Capitals betrieben werden, Sie erfordern einen Unternehmer 
(1, $. 136) , welcher gewöhnlich auch Lohnarbeiter zu Hülfe 
nimmt. Die Gewerböfteuer ift die den Unternehmern aufgelegte 
Schatzung. Unterfucht man die Steuerfähigfeit diefer Claſſe von 
Staatsbürgern näher, fo findet man, daß in ihrem nach Beſtreit⸗ 
ung aller Betriebsfoften übrig bleibenden Einfommen zwei 
wefentlich verfchiedene Beftandtheile unterfchieden werden müffen, 


(a) 3.8. koburg. Vermögensfteuer v. 1583, Art, 4, Heſſ. Inſtruct. v. 
Sun. 1658, $. 19, Heſſ. Inſtr. v. 1700: Hanbelsleute Y, p&t. ihres 
Capitals, Meifter in geringen Handwerken 50 fl. Steuercapital, 
für jeden Gefellen 25 fl. mehr, — Magdeb. Inftruction v. 1689 $.3 
(bei Klewig, II, 7): von jedem Thaler „profitirter Nugung‘ 4 Sgr. 
als simplum. In der franz. taille personelle war das Gewerbs- 
eintommen wie jedes andere befteuert, r 

(5) 3.8. das Nahrungsgeld in mehreren preußifchen Provinzen; in 
der Graffchaft Gla& von den meiften Handwerkern 18 Gr. 

(ce) 3. 8. Mühlen , Brauereien, Bäder, wo man auf den Umfang des 
Betriebs Rüdfiht nahm, In den preußifchen Städten waren bie 
ftädtifchen Bürger der zur Abwendung der Einquartierungslaft bes 
ftimmten Servisfteuer unterworfen, in weldyer die Handwerker 
nach der Zahl. ihrer Gefellen, Stühle, ꝛe. Kaufleute nach ihrem Ges 
— ferner jene ſog. Conſumtionsgewerbe nach ihrer 
Ausdehnung belegt wurden. Der Servis war eine ſtaͤdtiſche Ge: 
meindeabgabe und die Gemeinde konnte ihn beliebig aufbringen, 
theild von Ländereien und Gebäuden (Grundfervis), theild von 
Gewerbsleuten, Befoldeten, Lohnarbeitern 20. (Nahrungs: und - 
Gehaltsfervis). Das Gef. v. 30. Mai 1820 verordnet, daß der 
Servis in die Staatöcaffe gezogen wird und ermächtigt die Ge— 
meinden, ihn auf die Liegenschaften umzulegen, — Die bamb, Schä:- 
sungsinftruetion v. 1731 geht in der Berüdfichtigung gewerblicher 
VBerhältniffe Schon ziemlich weit, f. Mayer, Verſuch einer Ab, über 
Steuer u. Abg., ©. 198, | 

(d) Kam auch der Name hin und wieder fchon früher vor (nah Mayer 
a. a. O. S. 187 wurde fon 1653 in Bamberg eine Haͤndwerks⸗ 
und Gewerbsfteuer eingeführt), fo ift doch v. Juſt i der Urheber bes 
Vorſchlags einer nad) genauer Ausmittlung der Gewerbsgemwinnfte 
eingerichteten Gewerbfteuer , Staatswirthſch. U, 373, Er will bei 
den Zweigen des Handels einen Gewerbsgewinn von 10 — 13 pEt, 
annehmen, bei ben anderen Gewerben foll der Ueberfchuß bes Er: 
löfes über die Koften oder der Arbeitsverdienft erforfcht und von 
dem ganzen Einfommen bes Gewerbsmannes follen 34 für den Uns 
terhalt abgezogen werden. Vgl. Bergius Magaz. IV, 127.— Zur 
Einführung der heutigen Gewerbfteuern fcheint die franzöfifche Pa= 
tentfteuer den Anftoß gegeben zu haben. — Ueber die Gewerbfteuer 
f.v. Sacob,1,$. 663 ff. II, $. 1063 ff. — v. Maldhus,1,$. 53 
— 55 und die dort angeführten Schriften. — Späth, Abh. über 
die Aufnahme der Gewerbfteuer, Sulzbad) 1822, — Hoffmann, 
Die Lehre v. d. St., ©, 189 — v. Prittwitz, Theon d. St, u, 
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Bölle, S. 157 (verwirft die Gewerbfteuer, weil fie mit ber Zeit auf 
die Zehrer falle und weil der Bf. überhaupt die Steuerpflichtigkeit 
für ein „wefenlofes Phantom” hält und bloß die Steuerfähigkeit 
anerkennt). — Schon Sartorius (Ueber die gleiche Befteuerung, 
S. 310) erklärte fich gegen die Gewerbfteuer. 


g. 359, 

Diefe Beftandtheile find: 

1) Gewerböverdienft, Gewerbsprofit, von welchem 
der Unternehmer feinen und feiner Familie nothwendigen Un— 
terhalt zu beftreiten und die bei feinem Gefchäfte vorfommende 
Wagniß zu tragen hat, I, $. 237. Was diefe Ausgaben übrig 
laffen, ift reines, alfo fteuerbares Einfommen und bildet den Flein- 
eren Theil des ganzen Profites, I, $. 242. Zwar ift der noth- 
wendige Unterhalt in einem gewiffen Gewerbe ſchwer zu be- 
fiimmen und man hat deßhalb meiftens nur das ganze (rohe) 
Einfommen des Unternehmers in Betracht gezogen, allein man 
darf nie vergeffen,, daß hievon Koften beftritten werden müffen, 
die fo nothwendig find, als die Betriebsausgaben (a). 

2) Zins des angewendeten Gapitald, Er befteht, da bie 
Erhaltungsfoften ic. fchon unter den Betriebsausgaben berechnet 
werben, aus reinem Einfommen, Hat der Unternehmer einen 

- Theil des Gapitales geborgt, fo muß er den Zins mit feinen 
Glaͤubigern theilen. Diefe fehr häufige Theilung der Zinfen 
zwifchen dem Unternehmer und Gapitaliften ift ſchwer zu erfor- 
fchen, deßhalb nimmt man ald Regel an, daß beide ſich in einer 
Perfon vereinigt finden, doch follte in der Anlegung der Steuer 
immer auf die Fälle jener Theilung Rüdficht genommen wer: 
den, fo meit fie befannt find, z. B. bei Pachtern einer Fabrik, 
Mühle u, dgl. (6). 

Im Heinen Gewerböbetriebe, 3. B. bei ben meiſten Hand» 
werfömeiftern, Fommt noch ein Dritter Theil des Gemwerbs- 
einfommens hinzu, indem nämlich der Unternehmer auch an den 
einzelnen Gewerböverrichtungen Antheil nimmt, fo daß er an 
der Auögabe für Gehülfen etwas erfpart und folglich auch eini⸗ 
gen Lohn bezieht, I. $. 187. Diefer Fann zum Zwede der Be⸗ 
fteuerung dem Gewerböverdienfte gleich behandelt werden, 


(a) A. Smith nimmt an, ber Gewerböprofit enthalte neben bem Zinſe 
meiftens nur eine fehr mäßige Vergütung für die Wagniß und 
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Mühe der Sapitalanwendung. Er folgert hieraus, daß diefer Theil 
bes Profitö (der eigentliche Gewerböverbienft) nicht befteuert wer 
den dürfe, weil fonft der Gewerbsmann bie Steuer auf die Käufer 
der Waaren oder durch Erniebrigung des Binsfußes auf die Capi— 
talbefiger wälgen muͤſſe. — J. St. Mill, Princ. of polit. econ. Il, 361: 
Von dem Gewerbseinkommen mag ungefähr die Hälfte als Zins— 
rente anzunehmen fein, 


(6) v. Sacob theilt das aus Gewerben fließende Einkommen in eine 
perfönliche und eine Capital: Induftrierente, welche letztere nicht 
allein den Gapitalgins, fondern auch einen Mehrbetrag für Gefahr 
und Mühe enthalten fol (Staatsfinanzwiſſ. I, $. 676). Nach obiger 
Darftellung ift diefer Mehrbetrag Beftandtheil des Gewerbsge⸗ 
winnes. 


g. 360. 


Die Gewerbe ſind ſchwerer zu veranſchlagen, als die Grund⸗ 
ſtuͤckke und Gebäude, weshalb auch die Gewerbſteuer weniger 
einzutragen pflegt, als man nach der Ausdehnung und Ergiebig- 
feit der ihr unterworfenen Nahrungszweige erwarten dürfte (a). 
Die Schwierigkeiten entfpringen 1) aus ber Verfchiedenartig- 
Feit der zu befteuernden Gewerbe, deren jedes feine eigenthuͤm⸗ 
lichen Berhältniffe des Capitales, der Koften u, dgl. befigt, 2) 
aus dem Mangel an leicht Eenntlichen Anhaltspuncten fuͤr mandye 
Gewerbe, 3. B. Banfgefhäfte; 3) aus dem ftarfen Einfluß, 
den Örtliche und Zeitumftände auf die Einträglichfeit eines Ge- 
werbes üben; 4) aus der Verfchiebenheit in dem Ertrage, den 
ein und bafjelbe Gewerbe den einzelnen Unternehmern gewährt, 
weil ihre Fähigkeiten, ihr Capital und manche zufällige Umftände 
den einen gegen den anderen in Vortheil feßen. 


(a) v. Malchus, 1, 242, — In Baben trug 1844 u. 45 im D. die Ge: 
werbfteuer 663,197 fl. ober 22,® p&t, der Schagungen, in Baiern 
1837 — 41 i. D. 761,981 fl. oder 12,? p&t. der Schagungen, in 
Defterreich 1847 i. 741,000 fl. oder 6'% p&t. der Sch. — In Wür: 
temberg ift das fefte Berhältniß angenommen, baß die Grund: und 
Gefällfteuer 1?4,, die Gebäube %,, die Gewerbe %,, zu ber Summe 
von 2 Mill, J tragen ſollen. — In Preußen wird die Gewerbfteuer 
nur als Ergänzung ber anderen Steuern, namentlich der Glaffen: 
fleuer, angefehen. Sie trifft die Handwerkömeifter nur, wenn fie 
mehr als 1 erwachfenen Gehülfen haben, Gefes v. 30. Mai 1820. 
Hoffmann, Die Lehre ıc. ©, 195. — Großbritanien hat feine Ge— 
werbfteuer. — Im Kirchenftaate wurde burdy das Ebdict v. 14. Oct. 
1850 eine Gewerbfteuer angeordnet, die aber nicht durchzuführen 
war. 
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$. 361. 


Die Gewerbfteuer ift zunächft als die von der fogenannten 
ftadtifhen Nahrung, (Gewerfe und Handel) zu entrichtende 
Schatzung betrachtet worden, Geht man indeß von dem Begriffe 
einer Gewerbsunternehmung aus, fo findet man einen weiteren 
Kreis von Steuerpflictigen, und da es nur auf das Dafein 
eines reinen Einkommens ankommt, fo macht es Eeinen Unter: 
ſchied, ob ein Gewerbe productiv ift oder nicht. Die Gränzen, 
bei denen die Gewerböunternehmungen einerfeitö von den höheren 
und niederen Lohnarbeiten, andererſeits von einer bloßen Anleg- 
ung eines zinstragenden Gapitales ſich unterfcheiden, müffen 
durch die Gefekgebung genau befiimmt werden, In der Aus— 
übung hat man meiftens die niedrigeren Zweige der Rohnarbeit 
mit zu der Gemwerbfteuer gezogen, weil diefelben manchen mit 
ganz geringem Sapitale betriebenen Gewerben nahe fliehen. Die 
fammtlichen Unternehmungen, welche einer folchen Steuer unter- 
worfen werben könnten, laſſen fich fo überbliden : 

1) Erdarbeit; Gewinnung von Mineralftoffen, Landwirth— 
ſchaft in ihren verſchiedenen Zweigen, 

2) Gewerke; Handwerke, Fabriken, BausUnternehmungen, 
Koſthaͤuſer; 

3) Handel und deſſen Huͤlfsgeſchaͤfte, — Fuhrleute, Reeder, 
Schiffer, Bankhaͤuſer, Banken, Canal» und Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften (a). 

4) Dienſtgewerbe und ſolche, die den Gebrauch von 
Sachen betreffen, z. B. Lohnkutſcher, Unternehmer von Theatern, 
Kunſtreitergeſellſchaften, Menagerien, Badeanſtalten, — Mufi- 
canten, Schornſteinfeger, Friſeure u. dgl. 

5) Gemiſchte Gewerbe, z. B. Schenk- und Gaſtwirth— 
ſchaften, die aus Nr, 2) 3) und 4) zuſammengeſetzt find, Apo⸗ 
thefer aus 2) und 3) x. 

6) Gewerbe, bei denen aus der Uebernahme einer Wagniß 
(Rifico) Gewinn gezogen wird, Pramien- Affecuranzen gegen 
Feuer⸗ und Seegefahr, Kebensverficherungen ıc. 


(a) Für ſolche Geſellſchaften pflegen in der Verleihungsurkunde ſchon 
eftimmungen wegen der Steuer aufgeftellt zu werden, 
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$. 362, 

Unter diefen 6 Abtheilungen der Gewerbe ift nur bei ber er- 
ften die Zuläffigfeit einer Beiziehung zur Gewerbfteuer zweifelhaft, 

Bei der Gewinnung der Mineralftoffe find die Berg- 
werfsunternehmungen gewöhnlich darum von diefer Steuer frei 
geblieben, weil man ihnen vermöge des Bergwerföregales eine 
eigene höhere Abgabe auferlegt hatte, deren Ermäßigung nad) 
dem Fuße der Gemwerbfteuer jedoch ſehr rathſam ift, $. 181. 
Steinbrüche, Torfftiche, Lehm, Gypsgruben u, dergl, unterlie- 
gen der Grundfteuer und bringen ald Gewerböunternehmungen 
in der Regel neben der Grundrente nur einen geringen fleuer- 
baren Gewerböertrag. 

Zuder Landwirthfchaft gehören: gewöhnliche Landwirthe, 
welche Feldbau und Viehzucht mit einander verbinden, — Wein- 
bauer (Rebleute), Gemüfes, Obftzund Blumengärtner, — Per: 
fonen, die ohne eigenen Feldbau Schaafzucht betreiben oder 
Kühe zur Milhwirthfchaft miethen (Holländerei-Pachter), — 
Teich» und Flußfifcher u, dgl, (a) Hiebei ift zuwärderft die Steu- 
erfähigfeit größerer Pachter am wenigften zu bezweifeln, da 
diefe in Bezug auf Gapitalzind und Gewerbsverdienft anderen 
Unternehmern gleichitehen und ein reines Einfommen erwerben, 
welches von Feiner anderen Schaßung erreicht wird (5). Klei— 
ne Pachtungen dagegen bringen wegen des großen Mitwerbens 
unbegüterter Landleute Faum mehr als gemeinen Arbeitslohn 
“ ein, Bei welcher Ausdehnung des Betriebes die Gewerbfteuer 
der Pachter anfangen und nach welcher Negel fie fleigen ſoll, 
dieß kann nach der Größe des abgefchästen Pachtzinfes und. des 
angewendeten Gapitales, insbefondere des Viehftandes feſtgeſetzt 
werden (ec), 

(a) — —— koͤnnen nicht zu den Gewerbsleuten gerechnet 
(6) Bgl. Fulda, Sandb. $. 191. 192. — u, Malchus, 1,$.54 
(ec) Die franzöf. taille personelle traf audy die Pachter. Encyclop.a. a. 

O.S. 654. Nach dem Steuer-Regulativ des Generalgouvernem. Sad: 

ſen v. 12. Nov. 1813 (bei Harl, Steuerreg. I, 373) wurden Pachter 

mit einem Steuercapitale angefegt, welches 34 ihres Pachtzinfes bes 


trug, in Weimar verfteuern Pachter ganzer Landgüter "4 des Pacht: 
zinſes, in Sachſen (Gef. v. 24, Dec, 1845, 8. 37) zahlen fie von 
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Pachtungen über 100 bis 1000 rl, Y, p&t., von größeren 2, pGt., 
von Eleinen bis zu 50 rl. 8 Sgr., von 50 — 100 rl. 15 Sgr. — Bei 
ber britifchen Eintommenfteuer giebt der Pachter halb ſoviel als 
der Grunbeigner. 


$. 363 | 

Die Steuerfähigfeit des felbftwirthfchaftenden Grundeigen- 
thümers ift flreitiger und fchwieriger zu beſtimmen. Derfelbe 
zieht neben der Grundrente auch einen Gewerböverdienft und 
Gapitalzins wie der Pachter (a), bei kleineren Befigungen auch 
Arbeitslohn, und diefe Einkünfte werden von der Grundfteuer 
nicht erreicht, Solche Landwirthe, die ihren Laͤndereien viel mehr 
Ertrag abgewinnen, ald man bei der Anfekung ber Grundfteu- 
er auf längere Dauer und nad; ber üblichen Bewirthfchaftung 
annehmen durfte, 3. B. durch eine flarfe Viehnutzung ($. 333, 
Nr, 6), fünnten offenbar eine Gemwerbfteuer tragen, auch find in 
mehreren andern auch wirklich alle Kandwirthe, ſowohl Pachter 
als Eigenthlimer, unter die Gewerbfteuerpflichtigen eingerechnet 
worden (5). Jedoch ftellen fich diefer Maaßregel in Bezug auf 
die Grundeigenthuͤmer mehrere Gründe entgegen, wie denn auch 
die Erfahrung zeigt, daß diefe auf ihrem Eigenthume arbeitenden 
Landwirthe von den oben genannten anderen Einkünften nur 
wenig erhalten, 1) Während die Ausdehnung eines Gewerks— 
oder Handelögefchäftes fich nach dem Capitale und der Abfaßge- 
legenheit richtet und deßhalb zu einem Maaßftabe für das Ein- 
fommen ber Unternehmer dient, beftimmt ſich der Umfang einer 
landwirthfchaftlichen Unternehmung nach der Größe des Gutes, 
ald einem gegebenen Umftande, aus dem fich Feinesweges auf 
eine verhältnißmäßige Einträglichkeit fehließen läßt, Die Landes 
reien muͤſſen auch unter ungünftigen Umftänden fortgebaut wer- 
den, und der Befier ift bei ihrer Benußung durch ihre Lage und 
Befchaffenheit mehr beſchraͤnkt. Naturereigniffe und unvortheil- 
hafte Preife fehmälern bisweilen das Einfommen der Grunbei- 
genthümer, ohne daß fie ein anderes Erwerbsmittel zu Hülfe 
nehmen Eönnten, und fie haben dann wohl Mühe, auch nur die 
Grundfteuer aufzubringen, 2) Die Grundrente wird zum Theil 
von den Zinfen der Unterpfandsfchulden aufgezehrt. 3) Wähe 
rend große Unternehmungen in anderen Gewerben nit nur 


einen größeren Gapitalzins, fondern auch einen höheren Procent- 

ſatz des Gewerböverdienftes vermuthen laffen, ftehen große Land- 

guͤter in der letzteren Hinficht meiftens den mittleren nach und 
befchäftigen auch gewöhnlich ein verhältnigmäßig geringeres Ca- 
pital (1, $. 373) , weßhalb ihre Eigenthümer ſchon von ber 

Grundfteuer ſchwerer getroffen werden, $. 305. Kleine Grund- 

eigner befinden fich dagegen nad) Abzug der ſchon befteuerten 

Grundrente ungefähr in gleicher Lage, wie Eleine Pachter, $. 

362. (ce). 4) Die Betrachtung anderer Schakungen, namentlich 

auch der anderen Gegenftände der Gewerbfteuer, zeigt, daß es 

unmöglich ift, die Capitale vollftändig zu befteuern, Dieß recht- 
fertigt eine Schonung des landwirthfchaftlichen Gewerbes, wel- 
ches fich der Schäßung weniger entziehen kann. Wollte man 
nun die Steuer nur auf einen ungewöhnlich hohen Ertrag legen, 
fo würde die Kataftrirung fehr verwidelt und der Ertrag Feines- 

wegs belohnend fein (4). 

(a) Thaer, Landwirth. Gewerbslehre, $. 75. — Daß der Zins von dem 
ftehenden und umlaufenden Gapitale ein neben der Grundrente fte- 
hendes Einkommen ift, hat man auch bei den Berechnungen der 
legteren anerkannt, indem man z. B. den Zins des Viehftandes un» 
ter die Eulturkoften rechnet, f. $. 333, 8. 

(d) Nach dem nafjauifchen Gewerbfteuergefeß v. 1841 erhält ein Land» 

wirth für eine volle Fuhr (1 Pferd oder 2 Ochfen) 100 fl,, für !% 

Fuhr (1 Pf. unter 3 3. od. 1 Ochs od, 2 Kühe) 57 fl., ohne Spann= 

vieh 50 fl. Steuercapital, ein Weingärtner unter 114 M. 50 fl, 

von 14—3 M. 100 fl., von 3— 6 M. 200 fl. und für je 3 M, weis 
ter 100 fl. mehr. Ein Simplum ift des Anſchlags. — Großh. 

Heffen nad) dem Geſetz v. 2, October 1813, Das Gef, v. 16. Juni 

1826 läßt dagegen die Landwirthe frei. — Die bad, Gewerböft. v. 

6, April 1815 befteuert die Landwirthe, aber nicht höher als Tag— 

löhner, Der Gefegentwurf v. 1847 unterfcheidet aber 3 Glaffen, mit 

einem Grundfteuercapital unter 5000 fl., von 5—15000 fl. und über 

15000 fl, — In Weimar wird ber felbftwirthfchaftende Grundei— 

genthümer fo behandelt, ald wenn er fremdes Land baute. 

Die Viehfteuer kann als eine nad) einem Theile des Gapitald anger 

legte landwirthfchaftliche Gewerbfteuer angefehen werden. Sie kam 

ſchon im 13. Jahrh. vor, Lang, S. 102, En den alten Vermoͤgens⸗ 
fteuern wurde das Vieh mit angefest. Im K. Preußen beftand neben 
dem Hufenfchoß ein Horn= und Klauenfhog (Kuh 24—30 Gr., Zug* 
thier 15 Gr., Schaaf oder Schwein 3 Gr.). Magdeb. Viehfteuer 
bis 1716 (Pferd 4 oder 8 Gr., Ochſe 3, Kuh 2 Gr. 2), Klewiß, 

1, 59. Die alte Schocfteuer traf aud) den Viehftand. — Das ang, 

heſſ. Gef. v. 1813 ordnete eine Viehfteuer als Beftandtheil der Ge: 

werbfteuer an, und feste ald Steuercapital (worunter hier fteuer- 
bares Einkommen verftanden ift) von 1 Pferde 2 fl. 30 Er,, von 

1 Bugochfen oder Farren 2 fl., 1 Kuh oder 1, 2 — 3jährigem Zug: 


(ce 


— 
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ftier t fl. 30 Er, von 10 Schaafen 1 fl,, 1 Ziege (weil man die Ziegen: 
zucht nicht begünftigte) 45 Er, — Daneben erhielten alle Landwirthe 
ein Steuercapital von 18 fl. — Eine Befteuerung des PViehftan- 
des fann zwar aus dem in Note (a) bemerkten Grunde verthei- 
diget werden, hat jedoch wenigftens bei dem Arbeitsvieh gegen 
ſich, daß der fehr veränderliche Ertrag der Landwirthfchaft (oben 
Nr. 1) genaue Berechnungen verhindert und es fehr zweifelhaft 
macht, ob diefer unentbehrliche Theil des Gapitales ſich auch wirklich 
verzinfe. Eine Auflage auf Nutzvieh, zumal wenn ein geringer 
Betrag deffelben, z. B. 1—2 Kühe, 10—20 Schaafe ꝛc. frei bleiben, 
würde fich noch am erften in Schug nehmen laffen, wenigftens in 
Zeiten, wo die wirklichen Preife der landwirthfchaftlichen Erzeug— 
niffe in Vergleich mit den bei der Grundfteuer angenommenen vor= 
theilhaft erfcheinen. Die Ausführung ift jedocdy wegen der zu be— 
berücfichtigenden Verſchiedenheiten ſchwierig ; z. B. ob Milchverkauf 
moͤglich ift oder nicht, ob die Schaafe von hochfeiner, feiner, mitt- 
lerer oder grober Wolle find, ferner wegen der wechſelnden Zahl 
des Maftviches. Vergl. $. 333, Nr. 6. 


(4) Hiermit ftimmt Bierfad überein, Ueber Beft, ©, 152. 
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Das Einfommen des Unternehmers ift ein Theil des ge— 
fammten Gewerböertraged und muß in einer und berfelben Art 
von Unternehmungen mit diefem ab- und zunehmen. Vergleicht 
man aber mehrere Gewerbözweige, fo Fann in ihnen der An« 
theil des Unternehmers einen fehr verfchiedenen Theil des gan« 
zen Ertrages abwerfen. Dieß läßt fich erläutern, wenn man bie 
Ginnahme des Unternehmers in ihre Beftandtheile zerlegt, 
$. 359, | 

1) Der Gapitalzins muß verhältnißmäßig defto mehr be— 
tragen, je Eoftbarere ftehende Einrichtungen in einem Gewerbe zu 
Hülfe genommen werden und je langfamer dad umlaufende Ca— 
pital ſich erfeßt, 3. B. wenn Vorräthe längere Zeit hindurch lie— 
gen bleiben müffen (a). Die gewöhnliche Wohlhabenheit in eis 
nigen Glaffen von Gemwerbsleuten (3. B. Bädern, Fleifchern, 
Brauern, Muͤllern) beruht hauptfächlid auf diefem ftärferen 
Gapitalbefiße und der dadurch verminderten Ausdehnung des 
Mitwerbens (5). Der Zind vom umlaufenden Capital ift am 
geringften, wenn der Verwandlungsſtoff nicht vom Unternehmer 
angefchafft zu werden braucht, wie bei Schneidern, Buchbindern, 
vielen Mahl-, Oel⸗, Schneidemüllern (nämlicy den fog. Kund⸗ 
werfen), bei Webern, Bleichern, Färbern ıc. in der Regel; fers 


ner bei Commiſſions- und Epeditionsgefchäften, 
Rau, polit, Dekon. 3te Ausg. II. 2. Abth. 7 
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(a) Wenn in bem einen Gewerbe 120, in dem anderen 400 fl, ftehendes 
und umlaufendes Capital dazu gehören, um für 100 fl. Erzeugniſſe 
abzufegen, fo nimmt von diefem Erlöfe der Zins (zu 4 pCt.) in dem 
einen Kalle 4,8, in dem andern 16 pGt. hinweg. 

(5) Schuhmacher, Schneider, Weber, Strumpfftrider, Zünder ꝛc. ha⸗ 
ben ein geringes ſtehendes Capital. Ihr umlaufendes wird jedoch 
bedeutend, wenn fie viele Gehuͤlfen beſchaͤftigen. 


$. 365, 


2) Welcher Theil (Procentfaß) des Nohertrags dem Unter- 
nehmer ald Gewerbsverdienft zufalle, dieß wird bedingt 
theild von der Größe des erforderlichen Gapitales, weil mit die— 
fer die Stärke der Wagniß, die Schwierigkeit der Gründung und 
Leitung des Gewerbes und die geringere Stärke des Mitwerbens 
einigermaßen zufammenhängt (a), — theils von der Menge und 
Schwierigkeit der Arbeit, 3. B. dem Maaße von Kenntniffen, Ges 
fchiclichkeit, Erfahrung u. dgl. Daher muß einem Großhändler, 
Mafchienenfabricanten, Apotheker, Bauunternehmer, Buchhaͤnd⸗ 
ler, chemifchen Fabricanten, Uhrmacher, Zumelier ıc. eine größere 
- Quote des Erlöfes als Gemwerböverdienft zufallen, als einem 
Fleiſcher, Schmied, Müller, Weber, Zimmermeifter ıc, (5). Wenn 
der Feine Unternehmer auch gemeinen Arbeitslohn bezieht 
($. 359), fo Fann diefer nur nach dem für die Gehuͤlfen jeder Art 
von Gewerben beftehenden Sage angefchlagen werden. Diefe 
beiden Einkünfte machen zufammen einen defto größeren Theil 
des Ertrages aus, je mehr überhaupt der Unternehmer zur Er- 
zielung deſſelben einwirkt. 


(a) Daß die gefahrvollere Unternehmung einen höheren Gewinnſatz 
trägt, tommt hier nicht in Betracht, weil die Wagniß wie eine Aus- 
gabe betrachtet werden muß und befhalb kein größerer reiner Ges 
winn anzufegen ift, 

(5) Ein Abfag von 100 fl. erfordert vielleicht in dem einen Gewerbe 8 
Arbeitstage des Unternehmers zu 2 fl., in dem andern nur '/, Zag 
zu 5 fl., alfo resp. 16 und 2', pEt. 


$. 366, ’ 


Auch das Verhältniß des reinen Gewinnes zu dem gan: 
zen Gewerböverdienft ift nicht immer gleich. Bei vielen im Klei⸗— 
nen betriebenen kunſtloſen Gewerben fteht fich der Unternehmer 
wenig befjer als feine Lohnarbeiter (a). Erweitert fich der Be: 
trieb, fo wird er nicht bloß wegen des größeren Capitales, fon- 
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dern audy wegen der Gelegenheit zu Erfparungen, Werbefie- 

rungen, neuen Unternehmungen u. dergl. lohnender und wirft 

einen verhältnißmäßig größeren Gewinn ab. Ebenfo verhält es 
fi) mit Gewerben, die mehr Geiftesthätigfeit in Anfpruch nel. 
men, und bei denen daher fchon der Lohn höher flieht. Welchen 

Theil des Gewerbsverbienftes der Unterhaltsbedarf hinwegnehme 

und wo bagegen der entbehrliche, dem Wohlleben angehörende 

Theil des Aufwandes anfange, dieß läßt fich freilich nicht genau 

ausrechnen, doch wird fich mit Hülfe der Erfahrung ohne großen 

Fehler eine Stufenleiter der ungefähren Unterhaltsfoften in den 

verfchiebenen Gewerbszweigen für jeden Ort oder Bezirk (2) 

aufitellen und eine mittlere Quote des reinen Gewerböverdienftes 

bezeichnen laffen (c). 

(a) Staatseinrichtungen, welche den Zutritt zu einer Art von Gewer: 
ben erſchweren, 4. B. ftrenges Zunftwefen, Eönnen die Lage foldher 
Unternehmer verbeffern. 

(5) Wegen der ungleichen Koften ber Wohnung, des Holzes, felbft der 
Lebensmittel ꝛc. 

(ec) Fände man z.B. in 4 Gewerben den mittleren Bebarf einer Fa: 
milie zu 300—400—500—600 fl,, und wäre ber burchfchnittömäßige 
Gewerböverdienft ohne Zinfen 350—500—660 —900 fl., fo betrüge 
ber reine Gewinn ungefähr — — —, bed rohen, Schlägt 
man aber die Gapitalzinfen dazu, fo werben die Quoten des reinen 
Eintommens nicht bloß größer, fondern noch ungleicher, 
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Die verfchiedenen Kennzeichen, aus denen man bie wirth. 
fehaftlihen Werhältniffe bei einer Gewerbsunternehmung und 
insbefondere das aus ihr fließende reine Einfommen beurtheilen 
fann, müffen bei der Anlegung der Gemerbfteuer forgfältig be 
achtet werden, Jedes derfelben dient dazu, in ber einen oder 
andern Art von Gewerben die Gemwinnfte mehrerer Unternehmer 
in ihrem Verhältniß zu einander richtig aufzufaffen, allein die 
Vergleihung von Unternehmungen verfchievener Art Fann nur 
aus der Gefammtheit aller Umftände mit Sicherheit angeftellt 
werben, Bei verfchiedenen Gewerben tritt bald das eine, bald 
das andere Kennzeichen deutlicher hervor, Hieher gehören: 

1) Die Größe des ftehenden Gapitales, woraus fich, 
mit Rüdficht darauf, ob ed ununterbrochen und vollftändig im 
Gebrauche ift (a), die Menge der Erzeugniffe vermuthen laßt. 

mi 
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Bei manchen Gewerken ift diefes Merkmal vorzüglich bezeich- 
nend, z. B. die Anzahl von Webftühlen (5), Spindeln in 
Spinnereien, Scheermafchienen, Drehbänfen, Druderpreffen, 
Bütten in der Papiermühle, Keffeln in der Farberei, Drudtifchen 
in der Kattunfabrit, Gängen oder Rädern bei Mahl:, Walf-, 
Schneide», Stampfmühlen (ce), Haͤmmern und Herdfeuern bei 
Hüttenwerfen, Drahtzüugen, Maſchinen verfchiedener Art (4). 
Daffelbe gilt von einigen anderen Gewerben, z. B. Zahl und 
Befchaffenheit der Zimmer in einem Gafthofe (e), Pferde eines 
Fuhrmannes und Kutfchers, Größe eines Schiffes (/). In vie 
len Fällen giebt auch die Ausdehnung der zur Arbeit und Auf 


bewahrung nöthigen Räume ein gutes Merkmal, 


(a) Würtemb, Inftruct. v. 13. Dec, 1834, $. 36: Bei den Mühlenwer: 
ten find 4 Glaffen unterfchieden je nach dem Theile des Jahres, in 
welchem fie in Gebraud) find. Handb. ©. 91. Das Naff. Gef. v. 1841 
theitt zu diefem Behufe das Jahr bei verfchiedenen Gewerben in 
2,3 u. 4 Abſchnitte. 

(d) Das ſächſ. Gef. v. 24, Dec, 1845 unterfcheidet hiebei 1) Zug od, 
Zacquardftuhl, a) von 3 oder mehr Ellen Breite, b) von geringerer 
Breite, 2) gewöhnliche Stühle. 

(c) Preuß. Gew.⸗St.⸗Geſ. v. 1820. Beil. B Art. I. Ein Mahlgang, ber 
gewöhntid) das ganze Jahr Wafler hat, zahlt jährl. 12 ri., fo auch 
ein Graupengang ‚, 1 Delpreffe, 1 Sägegatter an einer Mühle, die 
mehr als eine Säge hat (Tonft gilt die einzige nur als halber Mahl: 
gang), 6 Grubenlöcher eines Stampfwerkes, — Sächſ. Gef. v. 1845: 
Ein Gang einer Waffermühle monatl, 14 rl., eine holländ. Wind- 
mühle 3— 6 rl., eine Dampf: oder Thiermühle 20 — 40 Ser. für 
die Pferdekraft; american. Mühlen mindeftens doppelt. 

(4) Niederländ, Gef, über die Gewerbfteuer (droit de patente) v. 21. 
Mai 1819 u, 6. April 1823: Außer dem durch die Arbeiterzahl bes 
ftimmten Glaffenfage zahlt ein Färber von jedem Keffel 2,°% fl., ein 
Zuchpreffer von jeder Tuchpreſſe 4 fl., ein Kattunfabritant von 
jeder Drudwalze 8 fl., ein Gerber von jeder Kufe oder Grube 
0,55— 1,1% f[,, — Mahlmühlen (Zab. 3) 2—4 p&t. des Miethzinfes 
(valeur locative). Viele hemifche Gewerke erhalten ihren Claſſen⸗ 
fatz für jeden Ofen, Keffel, oder jede Feuerftätte, z. B. ein Hochofen 
Cl. 1—8, 1 Paar Walzen bei einem Eifenwalzwerk EL, 9—10 10, — 
Diefe Gefege gelten aud) nody in Belgien. ' 

(e) U, Niederländ. Gef. Tab, 13, auch die Zahl der Badewannen in Bäs 
dern, der Billarde. 

(f) Niederländ. Gef. v. 1823: von der Tonne Labungsfähigkeit eines 
Flußſchiffes je nach defien Beichaffenheit 0,7°—0,°% fl., die Zonne 
(2000 Pfd.) zu 1 Eubic-Elle angenommen. 


$. 368, 
2) Größe des umlaufenden Capitals (a), Bisweilen 
ergiebt ſich eine gute Gelegenheit, die Menge verbraudter 
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Stoffe fennen zu lernen, wenn nämlich von denfelben eine Auf- 
wandsiteuer (Zoll oder Acciſe) entrichtet wird ; Fleischer, Braue- 
reien, Branntweinbrennereien (2), Mühlen, wo eine Mahlfteuer 
beſteht; Weinhandlungen, Fabriken, welche bloß zolipflichtige ein- 
eingeführte Stoffe verarbeiten. In anderen Nahrungszweigen 
ift die Menge der bereit zu haltenden Vorraͤthe von verfäuf- 
lihen Dingen in die Augen fallend: Apotheken, Kaufläden ıc, 
Von vorzüglicher Wichtigfeit aber und zugleich leicht wahrzu- 
nehmen ift die Zahl der Gehülfen, Mit ihr fteigen und fallen 
auch die anderen Betriebsausgaben, und je mehr diefelben im 
Verhaͤltniß zum Aufwand für die Arbeit betragen, je mehr na= 
mentlich Mafchienen und Etoffe Eoften, in defto ftärferem Grade 
wird durch das Hinzutreten jedes neuen Arbeiter der ganze 
Ertrag und der Antheil des Unternehmers vermehrt (ce). Daß 
es übrigens hierbei nicht allein auf die Zahl der befchäftigten 
Arbeiter, Sondern zugleih auf die Künftlichkeit oder Einfach— 
heit ihrer Verrichtungen und den darnach abgemefjenen Lohn 
ankommt, erkennt man deutlih, wenn man fich 3. B. die Ab- 
flufung von den Gomptoirbedienten eines großen Banfhaufes 
bis zu den Weibern und Kindern, die in einer Tabaks-, Papier: 
fabrif ıc. arbeiten, vergegenwärtiget. Mit gehöriger Beachtung 
aller in einem Gewerbe obwaltenden Verhältniffe läßt fich von 
dem genannten Merkmal ein fehr nüßlicher Gebrauc machen (d). 


(a) Auch die Dauer des Umlaufes kommt in Betracht. Wenn ein Krä- 
mer fein Gapital 4mal im Jahre umfest, fo braucht er zu dem Jah: 
reserlöfe von 12,000 fl. nur 3000 fl., welche 150 fl. Zins tragen, bei 
einjährigem Umlaufe wird er 600 fl. Zins erhalten müffen. 

(6) Preuß. Gewerbfteuergefeg von 1820, Beil. F. G.: Auf je 24 Scheffel 
jährlihen Verbrauch an Malz oder Branntweinfhrot 8 Ggr. Ge: 
werbfteuer. — Niederlande : Bierbrauer und Effigfieder von 14,000 
und mehr Hektol, Malzverbraud) in die I. Glaffe, von 10 — 14,000 
H. in die Ate .... unter 250 9, in die 14. Et. ; 

(ce) Es fei bei 3 Gewerben A, B, C die Bertheilung des ganzen Erlöfes 
nad) Procenten folgende: 


A B C 
Yiicheitstohn 60 ⏑ 0 
2) Materialverbrauh -. +» «2... 5 40 50 
Same en EEE EURE VIE 
4) Gewerböverdbienft -» +» - . 20.2.0910 16 


n 100 100 100 
Erweitert ſich nun bas Gefchäft, fo daß auf je 100 fl. des Erlöfes 
10 fl, mehr für Arbeiter ausgegeben werden, fo wächſt der Lohnauf: 
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wand bei A um Y,, bei Bum Y,, bei C um , und da bie anberen 
Antheile fowie der ganze Erlös ungefähr in gleichem Verhältniß 
ausgedehnt werden, fo fteigen die den Unternehmern zufallenden 
Einkünfte Nr. 3 u. 4 bei A von 15 auf 17%,, bei B von 20 auf 25, 
bei C von 20 auf 30 fl. — 10 Arbeiter in einer Schwefelfäurefabrif, 
Gasfabrik ꝛc. zeigen ein größeres Einkommen des Unternehmers 
an, als gleiche Zahl bei einem Schuhmacher, Schloffer, Buchbinder ze. 
Die Zahl der Gehülfen kann demnad nur in Verbindung mit ande- 
ren bekannten Verhältniffen zur Bildung von Steuerfägen in ver: 
ſchiedenen Gewerben gebraucht werden, 

(d) 3. B. Niederländ. Gefege dv. 1819 und 1823, In Tab. I. des erften 
Geſetzes ift eine Menge von Gewerben genannt, bei denen die Steuer 
ſich lediglich nad) der Zahl der Arbeiter richtet, Dazu muß in jeber 
Fabrik ein Verzeichniß der Arbeiter aufliegen. Bei Spinnereien 
wird nur die halbe Zahl berechnet. Bei 1—3 Gehülfen gehört der 
Unternehmer der 1. Abth. der Gewerbe in die 13., bei der 2. Abth. in 
die 15. Claſſe, bei 3—6 Gehülfen resp. in die 12. und 14. El. u.T. f., 
bei 300—400 Gehülfen resp. in die 1. u, 3. Glaffe. Bei manchen 
der zugehörigen Gewerbe finden noch Bufäse nach dem ftehenden 
Gapitale Statt (8. 367), und bei einer Anzahl von Handwerkern 

ugleich eine Abftufung nad) den Wohnorten. Es bezahlt z. B. ein 
ra Aka Schreiner, Küfer, Holzdrechsler, Schieferdeiter, 
Maurer, Slafer, Schubmader ꝛc. in den 6 Abtheilungen der Wohn⸗ 
orte bei 70 u. m. Gehülfen 62—18 fl., bei 50—70 G. 45—13fl.,. .»» 
bei 1 —3 Gehülfen 2,5% — 0,8% fl,, ohne Gehülfen 1,0 — 0,8% fl. 
In Mürtemberg werden die Handwerke in Hinſicht auf Sun und 
Einträglichkeit in 4 Abtheilungen gebracht, deren jede 9 Elaffen in 
fi) begreift, 1) bei nicht vollem, 2) bei vollem Betriebe durd) 1 
Menſchen, 3) mit 1 Gehülfen, 4) mit 2—3 Gehülfen, ....9) mit 
10 — 24 Gehülfen. Jede Claſſe hat wieder Abftufungen, die dazu 
dienen, nach individuellen, localen 2c. Rüdfichten einen Spielraum 
für die Einfhägung darzubieten. In der 4. (höchſten) Abtheilung 
. 8, ftehen Buchdruder, Inftrumentenmader,, Juweliere, Kamin 
En Hammerfchmiede, Mechaniker, Rothgerber, Schieferbeder u.a. 
Hier ift der Steuerfag in der 1. Claſſe 42 Er. bis 2 fl. 24 Er., in ber 
2ten 2 fl. 12 Er. — 7 fl. 12 Er., in ber 3ten 2 fl. 48 Er, — 9 fL,..... 
in der Iten 23 fl. 48 ir, — 56 fl. 18 fr. So beftehen bloß für bie 
Handwerke 180 verfihiedene Säse, wobei jebod öfters eine Zahl 
3—4mal vorkommt, was ſchon eine unnöthige Verwickeltheit andeu⸗ 
tet. — Im Großh. Heffen wird bei einem Theil ber Gewerbe für je- 
den Gehülfen ?/, bed Normalfteuercapitals zugefeät. — Sachſen: für 
jeden Gefellen oder techniſch ausgebildeten männlichen Gehülfen 4 
des Tariffages mehr, für Gehülfen ohne foldhe Bildung, ferner für 
weibliche und für Lehrlinge , doch ift ein Lehrling frei, 


$. 369, 

3) Größe des Abſatzes oder der bezahlten gewerblichen 
Peiftungen, 3. B, Menge der transportirten Waaren, der be- 
herbergten Perfonen (a). Bei manchen Gemwerben bietet ſich 
eine Gelegenheit dar, diefe Menge zu erfahren, aus der man 
dann den ganzen Gewerböertrag ermitteln Fann (5). In meh- 
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reren Staaten hat man die Steuerfähe nach der Einwohnerzahl 
des Ortes abgeftuft, weil man annahm, daß ſich nad) ihr der 
Abſatz der Gewerbsleute richte (c). Hieruͤber laßt ſich Folgen- 
des bemerken: a) Bei Gewerben, deren Erzeugniffe eine weite 
Verfendung ertragen, ift die Größe des Wohnortes gar nicht 
enticheidend, Viele Fabriken find wegen des wohlfeilen Brenn- 
ftoffs, der Wafferfraft, der Nähe des Verwandlungsftoffes ıc.,. 
auf dem platten Lande angelegt worden, b) Andere Gewerbe, 
die in der Negel nur einen örtlichen Abſatz haben, können doch 
in benachbarten Ortichaften zahlreiche Abnehmer finden, 3. B. 
Dorfhandwerfer in der Nähe von Städten, oder ausnahmsweife 
für einen weiteren Umfreis arbeiten, 3. B. Töpfer bei vorzüg- 
lich gutem Lehme, Schuhmacher, Schreiner, Bierbrauer ıc, bei 
ausgezeichneter Gefchidlichkeit. ce) Wenn ein Gewerbe in einem 
gegebenen Falle für rein örtlich erfannt wird, fo fann man aus 
der von den Einwohnern verbrauchten und nicht etwa auf andere 
Meife bezogenen Waarenmenge auf den Abfas fammtlicher Ge- 
werbögenofjen des Ortes fchließen und hieraus einen Mittelſatz 
des auf jeden Unternehmer fommenden Ertraged ableiten, 
d) Manche Handwerke arbeiten zwar nicht allein für die Ortöbe- 
wohner, finden jedoch an einem volfreicheren Wohnfige wegen 
der Leichtigkeit der Beftellungen und des Verkaufs erhebliche 
Vortheile, und ein Theil der zugehörigen Verrichtungen, z. B. 
die Ausbefferungen älterer Gewerfswaaren, ift faft ganz auf 
den Ort befchränkt. Bei folchen Gewerböjweigen ift ed ange- 
meffen, im Allgemeinen den Steuerbetrag nady der Größe des 
Wohnortes fteigen zu laffen, doch nicht fo ftark, wie im vorigen 
Falle, und ebenfalls mit der Rüdficht auf die inviduelle Ausdeh⸗ 
nung des Betriebes. 
(a) Niederl, Gef. v. 1819 u. 1823, Taf. 6. Krämer bei einem Abſatz von 
150,000 fl. u. m. in die 1. Glaffe, bei 100,000 — 150,000 excl. in 
die 2te, 75,000 — 100,000 in die 3te . „.., unter 1000 fl. in die 17, 
Cl. — Taf. 15. Theater u. a. Beluftigungen im Schaufpielhaufe 


bezahlen 1 p&t. des Eintrittägeldes jeder Vorftellung, das Haus 
als voll angenommen. 

(5) 3. B. Naffau: Bierbrauer unter 50 Ohm jährl. in die 1. Claſſe, 
unter 75 in die 2fe, unter 100 in die 3te und für je 50 Ohm weiter 
um 1 Glaffe höher, 
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(ce) So 3. B. die franzöfifche Steuerpatentabgabe, f. $. 374. Sede der 7 
Gewerbsclaffen hat wieder 7 Stufen, die oberfte für Städte von 
100,000 Einw. und darüber, die unterfte für weniger ald 5000 €, 
Doc; erftreckt fich diefe Eintheilung nicht auf alle Gewerbe, — 
Preuß. Gef. v. 30. Mai 1820. Gef. Samml, Nr. 14. (Sinnhold) 
Die Gewerbfteuerverfaffung des Pr. Staats, Liegnig, 1831. 4%, 
Hier werden unterſchieden 1) die 10 größten Städte, 2) die 133 
(jest 121) mittleren, 3) die übrigen Orte über 1500 Einw,, 4) die 
Eleineren. — Das a. bad, Gefe nimmt viererlei Orte, nämlich Doͤr⸗ 
fer — Städte und Märkte unter 3000 E, — ſolche von 3—6000 — 
und über 6000 E. an, der Entw. v. 1847 erhöht dieſe Zahlen auf 
4000 und 10,000, — Naffau: nur Städte und Land. — Auch in 
Oeſterreich richten ficy bei den verfchiedenen Arten der Gewerbe bie 
Sätze zum Theile nad) der Größe der Orte, 

Das preuß. Geſetz ftellt für jedes Gewerbe in jeder der 4 Abthei⸗ 
lungen einen Mittel: und einen niebrigften Sa auf. Jener mit der 
Zahl der Gewerbtreibenden der Stadt oder (in der 4. Abtheilung) 
bes Kreifes vervielfacht, zeigt die von denfelben im Ganzen aufzu= 
bringende Summe. Wer nicht einmal den niedrigften Sag zu ent= 
richten vermag, muß das Gewerbe niederlegen. Größere Gewerb: 
treibende müflen das decken, was die Eleineren in demfelben Nah: 
rungszweige unter dem Mittelfage bezahlen, und für diefe Einreis 
hung find beftimmte Progreffionen vorgefchrieben, So 3. B. 


Ati. 2%. 3u4 
für Kaufleute 
Mittelfa -» » +» + 30 rl. 18 rl, 12 rl. 
Niedrigfter Sab . . 12 „ — — 
für Handwerker 

Mittelfab +» » +. Bel. 6rl, 4 rl. 

Niedrigfter Sa , ». 4, nn =. 

Die Steigerung ift 4—6—8—12— 18—241—30—36—48— 60 rl, 
u. f. fe — Den — Gaſt-, Speiſe- und Schenkwirthen, Baͤk⸗ 
kern, Schlaͤchtern, ift es geſtattet, die Steuer unter ſich durch Abge— 
ordnete umlegen zu laſſen. Den übrigen Gewerben kann dieß, wo 
die Oertlichkeit es ausführbar macht, ebenfalls bewilligt werden. 
Jede ſolche Geſellſchaft wählt jährlich aus ihrer Mitte 5 Abgeord⸗ 
nete, und zwar 1 aus den größten, 1 aus den geringften, 2 aus den 
mittleren Unternehmern, den fünften beliebig ; a. Gef. $. 26 bis 59, 
— Bei Bädern und Fleifhern in Städten der 2 erften Abtheiluns 
gen werben auf jeden Einwohner resp. 8 und 3—6 Pfenn. (den 
Thlr. zu 14 Grofchen) gerechnet, um daraus die Steuerfchuldigkeit 
aller Meifter in jedem diefer beiden Gewerbe zu finden; 4. B. 14,000 
Einw., zu 5 Pf. angefest, machen 243 ri., wovon bei 15 Bädern auf 
jeden 16% ri. Mittelfag fommen, Bemerkungen gegen diefes Geſetz 
bei v, Jacob, 11,8. 1099, 


$. 370, 

4) Auch der offenfundige Grad von Wohlftand 
einer Glaffe von Gewerbtreibenden, fowie Einzelner unter ihnen, 
kann mit in Erwägung gezogen werben, nur ift im leßteren Falle 
zu erforfchen, ob der Gewerbsmann nicht zugleich andere Ein- 


(a 


— 
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nahmsquellen habe. Die Höhe des Lohnes der Gehülfen ver- 
dient ebenfalld Beachtung, weil hierin die Untergränze fuͤr den 
Antheil des Unternehmers liegt, $. 355. Ob und wie weit das 
wirkliche Einfommen der Gewerbtreibenden diefen unterften Be 
trag überfteigt, dieß laßt ſich auch ohne ein gehäffiges Ausſpaͤhen 
häuslicher Dinge aus der ganzen Lebensweiſe diefer Familien 
und aus der fichtbaren Zus oder Abnahme ihres Vermögens ab- 
nehmen (a). Hat man ſich für ein Gewerbe eine folche, wenn 
auch nur einem gegebenen Orte und Zeitpuncte entiprechende 
Regel gebildet, fo Fann wieder der Einzelne mit der Mehrzahl 
feiner Genoffen verglichen werden, und hiebei wird von felbft 
der mit fremdem Gapital Wirthfchaftende ($. 359, 2) den Ein- 
druc einer geringeren Vermoͤglichkeit hervorbringen, Iſt ein 
Betrieb verpachtet, z. B. eine Gaft- oder Schenfwirthichaft, ein 
Brauhaus ꝛc., fo muß der volle Steuerbetrag zwiſchen Pachter 
und Berpachter getheilt werden, 


(a) Späth, a. Abhandlung, will die Regulirung nur vorgenommen 
fehen nad) dem Aufwande des Unternehmers und nah dem Kauf: 
preife, den man für ein Gewerbsrecht entrichtet. Lester Umftand 
fällt mit der Verkäuflichkeit der Berechtigungen hinweg. 


$. 371. 


Die große Verfchiedenartigkeit der bisher betrachteten Um— 
ftände fönnte zu dem Entfchluffe führen, fich bei der Entwer- 
fung eines Gemerbsfatafterd ganz auf die beftellten Schäßer zu 
verlaffen und ihnen in der Bildung der Steuerfähe freie Hand 
zu geben: (a). Dann würde fich die Sorge der Regierung nur 
barauf befchränfen, eine leichtverftändliche, die Natur der zu bes 
fteuernden Einkünfte und die Bedingungen und Kennzeichen 
ihrer Größe entwidelnde Gefchäftsanweifung aufzuftellen (5) 
und fodann fähige und zuverläffige Taratoren aus den Bürgern 
jedes Ortes oder Bezirkes zu wählen, die unter der Leitung eines 
Beamten arbeiteten, Dieß Verfahren würde zwar die Beach— 
tung aller gegebenen Berhältnifje erleichtern, allein es hat auch 
erheblihe Schattenfeiten , denn der Mangel thatfachlicher Ans 
lehnungspuncte gibt der Willfür und dem Irrthum zu weiten 
Spielraum und ed ift nicht möglich, durch fpatere Prüfung und 
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Vergleichung der Steuerfäge die nöthige Gleichförmigfeit im 
ganzen Lande zu erreichen. Es ift deßhalb ficherer, durch allge— 
meine VBorfchriften einige Begränzung des vor den Schäßern 
liegenden Feldes zu geben, In manchen Staaten ift man fogar 
in der Aufftellung allgemeiner Negeln zu weit gegangen, fo daß 
für das Ermeſſen des einzelnen Falles zu wenig Freiheit blieb, 
Das reine Einfommen der Unternehmer hängt von vielerlei 
Urfachen ab, die ſich nicht an gleichförmige Merkmale und Kenn» 
zeichen knuͤpfen laffen, und wenn dem Gutduͤnken gar nichts 
überlaffen wird, fo kann es nicht auöbleiben, daß die Anfchläge 
bisweilen unrichtig werden. 


(a) ©. 3. B. der bair, Gefegentwurf von 1828, dem in dieſem Puncte 
ber Ausfhuß der Kammer ber Abgeordneten beiftimmte. Dahin 
neigt fich an v. Jacob, Il, $. 1092, doch mit einigen Beſchraͤn—⸗ 
tungen, $. 1095. 

(b) en it ae Gefege und Inftructionen laffen hierin viel zu wuͤn⸗ 


$. 372, 


Aus diefen Sägen ergeben fich nachftehende Regeln zur 
Anlegung der Gewerbfteuer: 

1) Ald Vorarbeit dient die Erforfchung der wirthfchaftlichen 
Verhältniffe aller Gewerbe, der zu einem gewiſſen Erzeugniß 
erforderlihen Menge von Arbeit und Gapital, die Art wie ſich 
ber ganze Erlös vertheilt u. dgl. Man kann bei jedem Gewerbe 
von einem gewiffen Lohnſatze ald minimum ausgehen und un— 
terfuchen wieviel jeder einwirfende Umftand zur Vermehrung 
diefes kleinſten Einkommens beiträgt. 

2) Da fich nicht bei allen fteuerpflichtigen Gewerben die naͤm⸗ 
lihen Anhaltspuncte finden, fo werden jene in mehrere Abtheiluns 
gen gebracht, deren jebe ihre befonderen Hülfsmittel zur Schägung 
darbietet. So können die Handwerke mit Fleinem und dagegen 
mit beträchtlichem Gapitale, — Fabrifen, — Gewerke, welche 
die gemeinften Nahrungsmittel bereiten, als Bäder, Zleifcher, 
Bierbrauer, — der Großhandel nebft dem Bankgefchäfte, — 
der Kleinhandel, — Gafte und Schenfwirthfchaften, — Fuhr- 
und Schiffergewerbe, — Dienftgewerbe ıc. in ebenfoviele Grup: 
pen getrennt werben (a), Für jede derfelben werben die bei ihr 
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vorzüglich brauchbaren Kennzeichen der Einträglichkeit bezeich- 
net, bei einigen die Größe des Ortes, bei anderen die ftehenden 
Vorrichtungen ıc, ($. 367—70). 

3) Bei jeder Abtheilung von Gewerben ift die Negel anzu= 
geben, um den Steueranfchlag nad der Zahl und Befchaffenheit 
der Gehülfen zu erhöhen. 

4) Es ift zweckmaͤßig, für jede Abtheilung oder für mehrere 
derfelben eine Anzahl von Glaffen aufzuftellen, deren jeder ein 
gewiſſer Steuerfag oder irgend ein Anfchlag beigefegt wird, 
Die verfchiedenen Arten von Unternehmungen koͤnnen fchon im 
Allgemeinen in diefe Glaffen eingereiht werden, aber dieß darf 
nicht fo unbedingt gefchehen, daß auf inviduelle Umftände nicht 
die gehörige Rüdficht genommen werden koͤnnte. Man muf 
alfo etwa noch die Wahl zwifchen mehreren Haupt» oder Unter- 
claffen freigeben, oder eine Abänderung des aus der Stellung 
in einer Glafje fich ergebenden Anfchlages geftatten (5). 

5) Einer Commiſſion von achtbaren und unterrichteten Buͤr⸗ 
gern jedes Ortes, zum Theil aus der Glaffe der Gewerbtreiben- 
den, wird unter Mitwirfung des Katafterbeamten die Abfchäz- 
zung aller einzelnen Steuerpflichtigen auf den, in vorſtehenden 
Sägen enthaltenen Grundlagen Übertragen, 

6) Laßt fich ein brauchbarer Anfchlag für fämmtliche Unter- 
nehmer eines Gewerbes an einem Orte im Ganzen erlangen, 
fo Fann die Bertheilung der Summe unter die Einzelnen dem 
Vereine der letzteren uͤberlaſſen werden, weil fie gegenfeitig ihre 
Gewerböverhältnifie am beften Eennen, Freilich entftehen hiebei 
leicht Streitigkeiten, zu deren Vermittlung der Beiftand eines 
Steuerbeamten nöthig wird (ce). , 


(a) Defterr. Induftrials oder Gewerböfteuer, Patent vom 31. Dec. 
1812, Decret v. 11, Sept. 1822. 1) Landesfabriten in 8 Glaffen von 
40— 1500 fl., 2) Großhandlungen in 9 Abtheilungen von Orten, für 
jede mit 3—8 Glaffen, 3) Künfte und Gewerbe ebenfo, von 1-—300 fl. 
4) Dienftgewerbe ebenfalls in verfchiedenen Abtheilungen für Wien, 
Provinzialhauptftädte, Heinere Städte ıc., überall mit mehreren 
Claſſen nad) Art des Gewerbes, Ort, Gehülfenzahl, Capital und 
Gefhiclichkeit des Unternehmers. — Würtemberg: 1) Hand: 
werker und Kleinhändler (unter 200 fl. Gewerbscapital), 2) Hands 
lungen und Fabriken, 3) Mühlen und andere Werke, die von meh: 
reren Kunden gegen Lohn benust werden, 4) Wirthichaftsgewerbe, 
a) im engeren Sinne, b) Geträntefabriten, Zu 1) f. $. 368 (4), — 
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Zu 2) muß jeder Gewerbsmann ſich nad) feinem ganzen Gewerbe: 
Gapital in eine von 15 Hauptclaffen einreihen, worüber dann eine 
Prüfung angeftellt wird. Hierauf beftimmen die Schäßer,, in welche 
von den 3 Unterclaffen jeder Hauptelaffe der Unternehmer zu ſetzen 
fei. — Aud für 3) und 4) beftehen Glaffen und in denfelben Ab— 
ftufungen. — Die meiften Unterfheidungen haben die Niederländ. 
Gewerbsgeſetze. — Sächſ. Gef. v. 24. Dec, 1845: 1) Kaufleute, 
2) Händler, 3) Kabricanten, 4) Gaft- und Speifewirthe, 5) Fleifher 
und Bäder, 6) Müller, 7) Schiffer, 8) Fuhrleute, 9) Pachter von 
Land oder Gewerksanftalten, 10) Handwerker, Künftler, 11) Ums 
bherziehende Gewerbäleute, 

(6) 3. 8. Großh. Heff. Gef. vom 16, Juni 1827: 7 Claffen von Gewer- 
ben, die erfte mit 2 Unterabtheilungen ; ferner Orte des 1., (Darm- 
ftadt und Mainz) 2. und 3, Ranges, alfo 24 Fächer für die Nor— 
malfteuercapitale, 4. B. in der unterften Glaffe nach den 3 Arten 
von Wohnorten 1%—6—3 fl. Nach der Zahl von Gehülfen und dem 
Miethwerth der benusten Räume werden Zuſchläge zu den Claſſen— 
fäsen gemacht; |. v. Hoffmann, Beiträge, 9. 77. — Bad. Ge: 
werbfteuerordnung: 10 Claſſen des perfönlichen Verdienftes. Ein 
Theil der Gewerbe ift ohne Rüdficht auf die Orte eingereiht, z. B. 
Schiffbauer in die 3te, Papier:, Mahl-, Del: und Pulvermüller in 
die 4te, Spediteurs in die Ste, Banquiers in die Ite Claſſe; andere 
kommen an verfchiedenen Orten in verfchiedene Glaffen ; z. B. Zün- 
cher, Schornfteinfeger, Hutftaffirer, Bürftenbinder, Mädter ftehen 
auf Dörfern in der Iten,, in Städten über 6000 €, in ber 4. Claſſe. 
Nach der Zahl der Gehülfen wird ein Zuſchlag gemacht, $. 373 (a). 
Abgeänderte Eintheilung in 16 Claſſen und mit der Befugniß, ein— 
zeine Meifter gewiffer Handwerke in die nächfthöhere und niedrigere 
Claſſe zu fegen, Entw. v. 1847. — Naffau: 22 Claſſen mit einem 
Steuercapitale von 20 — 30,000 fl. Die meiften Gewerbe find, je 
nachdem fie in einer Stadt oder auf dem Lande betrieben werden, 
feft in eine gewiffe Glaffe gebracht, andere werden ohne Rüdficht 
auf den Ort nach verfehiedenen Kennzeichen eingefchäßt, 3. B. Mahl- 
müller, — A. Niederländ. Gef. Tarif A. 15 Glaffen, deren Steuer 
fäse von 180 fl. bis O,® fl. herabgehen. Tarif B. 14 Glaffen und 6 
Abtheilungen der Wohnorte, 3. B. Claſſe 1. 100—50 fl, 14. Claſſe 
1,90—0,5 

(c) Bat. $. 369 c) und (4). In Sachſen werben in großen und Mittel- 
ftädten 26, 16 oder 10 rl. auf jeden Großhändler angenommen und 
die Summe für jeden Ort wirb durch einen Ausfhuß der Bethei- 
ligten umgelegt. Bei Fabricanten gefchieht die VBertheilung in ei- 
nem ganzen Steuerbezirk: 
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In einigen ändern wird die Gemerbfteuer in zwei abgefon- 
dert ausgemittelte Abgaben zerlegt, namlich die Steuer von dem 
Arbeitöverdienft des Unternehmers, mit Beifchlägen für die ge- 
gebene Zahl von Gehülfen, und in die Steuer von dem Ertrage 
des angemwendeten Gapitaled (a). Diefe Theilung entfpricht den 
beiden Quellen des Gewerbseinkommens, naͤmlich Arbeit und Ca⸗ 
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pital, und kommt ungefähr mit der Unterfcheidung des Gewerb- 
verdienftes und Gapitalzinfes ($. 359) überein, nur daf jener 
ebenfalls unter dem Einfluffe des Gapitales fteht und mit ihm 
ſteigt oder finft,$. 365. Gegen diefe Einrichtung läßt fich vorzuͤg⸗ 
lich erinnern, 1) daß durch die Zufammenfeßung des Steueran- 
ſchlages aus zwei Theilen der Ueberblic einer Unternehmung im 
Ganzen, nad; feiner Gefammterfcheinung und im Vergleiche mit 
dem Zuftande anderer Unternehmer erfchwert wird; 2) daß man- 
che andere gute Kennzeichen unbenugt bleiben und hauptfächlich 
die Erforfchung des Gapitales zu Grunde gelegt wird, die öfters 
fehr fchwierig ift, 3. B. wenn die Vorräthe in verfchiedenen Zeit- 
puncten des Jahres fich fehr verändern, oder wenn ein Theil des 
umlaufenden Capitals nicht in die Augen fällt, wie im auswär- 
tigen Handel, in Bank- und Affecuranzgefchäften u, dgl. (5) 
Doch ift die Erfahrung diefer Methode nicht ungünftig. Zu ihe 
rem guten Erfolge gehören folgende Bedingungen (ec): a) 
Der Arbeitsverdienft des Unternehmers foll nicht bloß nach dem 
Grade der perfönlichen Mitwirkung deffelben in jedem Gewerbe 
($. 365), fondern auch nad) der Ausdehnung des Betriebes ge 
fchägt werden. Hiezu giebt allerdings die Zahl der Gehülfen einen 
Maaßſtab, es ift aber nöthig, mehrere Claſſen von diefen zu un- 
tericheiden ($. 368), fo daß eine Zahl von Gehülfen einer nie= 
drigeren Glafje den Eteuerfaß des Unternehmers weniger erhöht, 
ferner fcheint e8 beſſer, den Beifchlag für jeden Gehuͤlfen fo 
zu beflimmen, daß er eine Quote jenes Steueranfchlages bildet, 
b) Es muß genau vorgefchrieben werden, welche Theile bei dem 
Gewerbscapitale zu beachten feien, und wie daffelbe, mit Zu- 
ziehung des Unternehmers, abgefchäßt werden folle (d). 
(a) Bad. Gewerbfteuergef. v. 6. Apr. 1815. (Kamm) Sammlung der 
Verordnungen u. Erläuterungen, w. auf das Gew. St. Gef. im Gr, 
B. Bezug haben, 1834. Gefegentwurf vom 31. Dec. 1847 (noch nicht 
zur ftändifchen Berathung gelangt). Es find 1) 10 Glaffen des 
perfönlihen VBerdienftes von 500 — 6000 fl. Steuercapital, 
was, nach dem jesigen Fuße von 23 Er. auf 100 fl., 1 fl, 55 fr. — 
23 fl. macht. (Neuer Entwurf, 16 Glaffen bis zu 12,000 fl.) Bei 
ben Gehülfen werden unterfhieden a) Arbeiterinnen, Knechte, 
Hausknechte 2c, jene mit 50 fl., die Männer mit 100 fl. Beifchlag 


für den Unternehmer, b) gewerböfundige Arbeiter; find es 1 — 5 
(Entw, 10), fo wird für jeden dem Verdienftcapital des Gewerbs⸗ 
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(b) 


(c) 
(4) 


mannes Y, zugefügt, von jedem über 5 aber nur 100 fl., wie bei 
a) (3. v. 29. Apr. 1816), 2) Zum Betriebscapitale werden 
gezählt: Mafchienen, Geräthichaften und Werkzeuge, — vorräthige 
Ratur: und Kunftproducte nad) ihrem Durchfchnittsbetrage, — Werth 
der Gewerböberechtigungen, aber nicht Geldvorräthe und activa, 
fowie auch die passiva nicht beachtet werden. Für diefes Betriebs⸗ 
capital find 15 Glaffen gemacht, z. B. 1. Glafie 4 — 600 fl., gerech⸗ 
net zu 300ff., 10. Glaffe 7 — 9000 fl., gerechnet zu 7800 fl, 15. Claſſe 
über 22,000 fl., für voll angefchlagen. (Entw. 20 Glaſſen, die letzte 
über 45,000 fl.) — In Würtemberg (a. Inftr. v. 13. Dec. 1834) 
ift bei Fabriken und Handlungen mit jeder Claſſe des Gapitales ein 
beftimmter Steuerfaß der „Arbeitsrente” des Unternehmers und 
jedes Gehülfen verbunden, 4, B. in der 1, Claffe, von 2— 500 fl. 
Gapital macht der Steuerfag a) von der Verkehrsſumme in 3 Uns 
terabtheilungen 48 Er. — 1 fl. 24 ir. — 2 fl, b) von ber Arbeits⸗ 
vente des Principals 2 fl. 24 Er., jedes Gehülfen Ir Glaffe 36 Er., 
2r Glaffe 1 fl. 12 Er. In der 15. (höchften) Claſſe, von 125,001 bis 
160,000 fl. w. f. w., wird entrichtet a) von der Verkehrsſumme 
540 — 580 — 640 fl., b) von der Arbeitsrente des Principals 15 fl., 
eines Gehülfen in Ir Gtaffe 5, Zr Elaffe 10 fl. Bei Mühlen und 
anderen Werfen, fowie bei Gaſt- und Schenkwirthſchaften wird 
gleichfalls eine befondere Steuer der Arbeitörente von dem Ertrage 
jedes Ganges oder jeder Mafchiene und ein Beifchlag für die Gehüls 
fen angefest. 
Beim umlaufenden Gapitale kann am leichteften gefehlt werben und 
namentlich muß der bei Abnehmern ausftehende Theil deffelben we⸗ 
gen der Unmöglichkeit feiner Ausmittlung ganz außer Anfag bleiben. 
Das ftehende Capital wird nur nad) feiner Größe, nicht zugleich ald 
Kennzeichen berüdfichtigt, 
Vol. v. Malchus, J, 8. 56, 
Das Steuercapital der Gewerbe in Baben war zu Ende des Jahres 
1834 147 Mill. fl. (119 fl, auf den Kopf der Einwohner, max. 133 fl. 
im U.: Rhein. =, min. 110 fl. im Ob.» Rheinkreife), wovon nur un: 
gefähr 22 Mill, oder 15 pCt. auf das Betriebscapital treffen. Von 
174,000 Steuerpflichtigen verfteuerten 157,800 gar kein Betriebs⸗ 
capital (weil fie nämlich unter 400 fl. hatten), worunter 87,650 
Landwirthe und 10,950 Zaglöhner, 12,000 ftanden in Elaffe 1 — 4, 
mit hoͤchſtens 1500 fl., 4200 in CL. 5— 9 mit mehr als 1500 fl, Be: 
triebscapital. Bei faft allen Gewerben ift ein Theil der Unterneh: 
mer ohne Anfas für das Betriebscapital geblieben, z. B. 2060 
Bäder, 54 Bierbrauer, 962 Specereihändler, 243 Mahlmüller, 29 
Goldarbeiter. Sm Durchſchnitte derjenigen, weldje ein ſolches Capi⸗ 
tal verfteuern, beträgt daſſelbe bei Kattunfabrifanten 31,929 fl. 
Banquiers 30,460 fl., Papierfabrikanten 11,450 fl., Tabaks fabri⸗ 
kanten 9700 fl., Bijouteriefabrik. 8940 fl., Buchhändlern 5200 fl, 
Apothekern 3880, Buchdruckern 2660, Mahlmüllern 1900, Holz⸗ 
händiern 1890, Brauern 1730, Rothgerbern 1490, Specereihändlern 
1050, Gaftwirthen 920, Bädern 420 fl.; diefe Säge find vermuth- 
Fr alle zu niedrig. — Betrag des ganzen Gewerbfteuercapitals 
r 1847 

Betrieböcapitäle © + +.» + 32818 600 fl, 

Anfchläge des perfünl. Verdienftes 132-855 125 „ 

Bufag für Gehülfen . +» -» +. 10238025 „ 


zufammen 175-911 7500|. 
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Die franzöfifhe Patentfteuer hat das Eigenthuͤmliche, 
daß auf die Verfchiedenheiten in der Lage der einzelnen Unter- 
nehmer nur wenig (a) Nüdjicht genommen wird, Jedes 
Gewerbe erhält einen einzigen, oder mehrere nach der Einwoh⸗ 
nerzahl des Ortes abgeſtufte Steuerſaͤtze, und alle Gewerbsleute 
in einerlei Geſchaͤft und Ort entrichten gleichviel, weßhalb auch 
die Steuer ſogleich bei der jaͤhrlichen Erlaubniß zur Betreibung 
eines Geſchaͤftes vorausbezahlt wird und ſich einer Gebühr naͤ— 
hert, $. 245. Ein Vorzug dieſer Patent-Abgabe ift es, daß fie, 
mit Befeitigung jeder Willkür, nach einer feften Regel und ohne 
Muͤhe erhoben wird (5). Wenn man aber von ihr ruͤhmt, daß 
fie zur Erweiterung der Gemwerbsgefchäfte ermuntere, weil fie 
dann immer weniger fühlbar werde (c), fo ift dieß ein zwei- 
deutiger Vorzug, denn diejenigen Gewerbsleute, die ihren Be- 
trieb nicht auszudehnen vermögen, werden dabei zu ftarf getrof- 
fen. Die Patentfteuer enthält eine weder gerechte noch volks— 
wirthſchaftlich zweckmaͤßige Begünfligung des großen Betriebes, 
und hierin liegt eine weit größere Ungleichheit, als in den Feh- 
lern, die man bei der Einfchägung der Gewerböleute nad ihren 
muthmaßlihen Einfünften unvermeidlich begeht. 


(a) Rur in dem droit proportionel, welches in 5 Proc. von dem muth⸗ 
maßlichen Miethzinfe der für ein Gewerbe verwendeten Hausräume 
befteht, unterfcheiden ſich die Entrichtungen mehrerer Unternehmer 
berfelben Art an einem Orte. Es wird nur in den erften 5 Glaffen 
der Gewerbe erhoben. In den Niederlanden. ift die franzöfifche Ge- 
fesgebung infofern abgeändert worden, ald man bei der Einholung 
des jährlichen Gewerbiheines (Patentes) nur eine geringe Gebühr 
bezahlt und dagegen der Gewerbfteuer nach deutfcher Einrichtung 
unterworfen iſt. 

(6) v. Malchus, J, 8. 565. 

(c) Eine 1829 in Frankreich niedergeſetzte Commiſſion trug auf Aende— 
derung des Gewerbfteuerfyftems an und wollte, daß Jeder nad) den 
Kennzeichen feines Einkommens befteuert würde; jeder Gewerbs- 
mann foltte felbft Declarationen und Regifter führen. Dieß verwarf 
das Minifterium nad) der Julirevolution, weil es nicht wollte, daß 
die Steuer fogleic jedem Fortfchritte der Betriebſamkeit auf dem 
Fuße nachfolge, was übrigens auch gar nicht nöthig iſt. Neues Ge- 
feß, auf der Grundlage des alten, vom 25. Apr. 1844. Anſchlag der 
Patentfteuer für 1849 48 Mil. Fr. oder 11,2 Proc. der directen 
Steuern. Der Ertrag war 1822: 22-366 000 Fr., 1835 : 27231 000 
r., 1836: 32:145.000 Fr, 
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Weitere Bemerkungen zur Gemwerbiteuer, ' 

1) Man darf nicht hoffen, das in den Gewerben befchäftigte 
Gapital in einer, feiner wirklichen Größe nahe fommenden Schäz« 
zung mit der Befteuerung zu erreichen. Gleichwohl wäre es 
nicht zu rechtfertigen, wenn man defhalb die Gewerbfteuer ganz 
hinweglaffen wollte, Da aber die unvermeibdlichen Fehler in der 
Anlegung hier fchon größer find als bei den früher, erflärten 
Schagungen, fo ift eine etwas fchwächere Belegung rathfam. 

.. 2) Die fteuerpflichtigen Gewerbe müffen im Gefege einerfeits 
gegen die höheren Dienfte, andererfeitö gegen die Einnahme aus 
Renten ohne Gemwerböbetrieb und gegen die einfache Lohnarbeit 
genau abgegränzt werden (a). , 

3) Gemwerbsleute, die ihr Gefchäft ganz im Kleinen, mit 
einem geringen Gapitale, ohne Gehülfen betreiben, behandelt 
man am beften wie Rohnarbeiter, und unter Umftänden, welche 
die Dürftigkeit der Unternehmer beweifen, follten diefe ganz 
befreit werden (5). 

4) Wenn ein Unternehmer mehrere Gewerbe zugleich be= 
treibt, fo find 2 Falle zu unterfcheiden; a) flehen die Gewerbe 
in einem inneren Zufammenhange, fo daß fie einander gegen- 
feitig unterflügen, und bedingen, fo find fie zufammengenommen ° 
als ein einziges Ganzes zu betrachten. Man kann zum Behufe 
des Anfchlages das vorherrfchende, oder, wenn dieß nicht aus- 
zumitteln ift, das höher befteuerte Gewerbe zu Grunde legen 
und für das andere einen Zuſchlag feflfegen, mit Ruͤckſicht auf 
die Summe ber Gapitale, Arbeiter ꝛc. — b) Sind fie einander 
fremd, fo fleht der Forderung der vollen Gewerbfteuer flr jedes 
einzelne nichts im Wege (c). Eine gute Gefeßgebung Über Zunft« 
wefen oder Gewerbsberechtigung. muß dazu dienen, nahe ver 
wandte Gewerbe in Beziehung auf die Befugniß zu ihrem Be— 
triebe zufammenzumwerfen (d). 


(a) Der Verkauf eigener Erzeugniffe ift fein befonderes Dandelsgewerbe, 
wenn er nur durch Feilbieten zu Haufe oder durch Beſuchen eines 
Wochenmarktes bewirkt wird. Es muß auch beftimmt werben, welche 
Veränderungen der gewonnenen Rohftoffe den Landwirthen ohne 
Entrichtung einer Gewerbfteuer geftattet find. 
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(d) In Baden (Gew, :&t.:D. $. 9) find befreit von der Befteuerung 
des perfönlichen Verdienſtes: Perfonen über 65 Jahre — wer einen 
Invalidengehalt bezieht, oder 15 Jahre im Militär gedient hat — 
wer aus Öffentlihen Mitteln unterftügt wird, oder dazu geeigen- 
ſchaftet iſt; ferner ($. 16, Nr. 12) Wittwen und ledige Weibsper: 
fonen, die ein nur zur 1. Elaffe gehörendes Gewerbe treiben. — In 
Preußen find folhe Handwerker frei, „die in der Regelnur um Lohn 
oder auf Beftellung arbeiten, ohne aud außer den Jahrmärkten rin 
offenes Lager von fertigen Waaren zu halten, fo lange fie das Ge: 
werbe nur für ihre Perfon oder mit I erwachſenen Gehülfen und 
mit 1 Lehrling betreiben.” A. Gef. F. 12, vgl. $. 360 (a). — Sadı: 
fen: Handwerker ohne Gehülfen geben nur % des Zariffaßes, und 
wenn fie nur mit Ausbefferungen befchäftigt find, 4 — % deſſelben, 
Gef. F. 39. — Bei alten oder kranken Meiftern ift 1 Gefelle frei. 
Das preuß. Gef. von 1820 $. 18 drüdt dieß undeutlid fo aus: 
„wenn fie abfichtlich mit einander in Verbindung gefest find” — 
und „wenn fie zufällig von einer Perfon betrieben werden.” Im 
1ften Falle follen fie nad) dem gemeinfchaftlihen Umfange nur 1mal 
befteuert werden, im 2ten jedes Gewerbe befonders. Franzöf. Gef, v. 
1844 8. 7: nur die Steuer des am höchften belegten Gewerbes, 
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5) Die eigene Angabe des Steuerpflictigen, zumal wenn 
er, ohne eine beftimmte Summe auszufprechen, ſich nur in eine 
der aufgeftellten Claſſen zu fegen hat, kann zwar benußt werden, 
darf aber nicht von der forgfältigen Unterfuchung von Seite der 
Schaͤtzer abhalten. | 

6) Zu der Prüfung und Entfcheidung der gegen die vor- 
läufigen Anfchläge erhobenen Beſchwerden (Neclamationen) ift 
Örtliche Kenntniß fo nothwendig, daß wenigſtens in jeder mitt« 
leren und größeren Stadt eine befondere Verfammlung von 
achtbaren und unterrichteten Bürgern aus ben verfchiedenen 
Gattungen von Gewerbtreibenden gebildet werden muß (a). 
Für Dörfer und Heine Städte ift ed, um den Prüfungsausfhuß 
zahlreicher und befjer zu befegen, angemeffen, benfelben einem 
ganzen Bezirke vorzufeken, 

7) Eine Bergleihung der Anfchläge in einem größeren Lan⸗ 
deötheil in Hinficht auf Gleichförmigkeit, obgleich fchwieriger, 
als bei der Grundfteuer, ift doc; immer ausführbar und nüglich. 

8) Die Gewerbfteuerkatafter behalten ihre Brauchbarkeit 
nicht lange und erfordern daher a) eine jährliche Berichtigung, 
wobei die Veränderungen in den Perfonen nachgetragen, auch 


einzelne neue Einfhägungen vorgenommen werben, wenn ein 
Rau, polit. Oekon. 3te Ausg. III, 2te Abth, 8 


— 


(c 
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Gewerbsmann auf Herabfegung anträgt, oder eine Erhöhung 
den Beamten angemefjen fcheint, b) eine allgemeine Nevifion 
nach nicht langen Zwifchenzeiten. 

(a) Baden, $. 48: An jedem Orte befteht ſowohl zur Einfhäsung als 
zur Unterſuchung ber Befchwerben eine Gewerbsfteuer:Deputation, 
MWürtemberg, Inftruct. $. 3 a. 4 a: Die Schäßungscommilffion (be: 
ftehend aus I Dberamts » Steuercommiflär, 1 Bezirköichäger, 2 
Schätzern aus der Gemeinde und 2 aus benadhybarten Orten) wird 
zum Behufe der neuen Einfhäsung in Folge erhobener Beſchwerden 
um 2 Perfonen verftärkt, Nach Erledigung der Reclamationen ers 
folgt die Vergleichung aller in einem Oberamte erhaltenen Anfchläge 
durch eine Prüfungs» Gommiffion, 


5, Abſatzz. 
Zinsrenten = oder Gapitalftener. 
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Waͤhrend die Nente der Gewerbscapitale in dem Einfommen 
der Unternehmer mit dem Gemwerböverbienft vermiſcht vorkommt 
($. 359), giebt es auch eine vereinzelt ſtehende Zinsrente, 
welche theild als Leihzins von ausgeliehenen Geldfummen, 
theils ald Gewinntheil (Dividende) von den Actieneinla= 
gen herrührt, Die Empfänger folcher Zinsrenten pflegt man 
vorzugsweife Gapitaliften zu nennen, weil fie großentheils 
ohne Befchäftigung von ihren Nenten leben und dann ald eine 
befondere Glaffe in der Gefellfchaft erfcheinen. Diefe im Sinne 
des gewöhnlichen Lebens ausschließlich fogenannten Gapitale 
bilden Eeinen eigenen Theil des Volksvermoͤgens, ausgenommen 
wenn fie von Anleihen in das Ausland herrühren (I, $. 54), 
oder fo lange fie zwifchen der Ruͤckzahlung und der. neuen An- 
legung in der Geftalt von Geldfummen bei dem Gapitaliften 
vorhanden find, Das in Geldform ausgeliehene Vermögen kann 
von dem Schuldner als Hülfsmittel zur Gütererzeugung, d. h. 
ald wahres Gapital verwendet werden, und in diefem Falle ift 
der Zins ein urfprüngliches Einfommen (I, $. 251), dieß ge= 
fchieht aber nicht immer und die Forderung des Gläubigerd oder 
Actienbefigers ift nur ein Anſpruch an Andere, die oft nicht ein= 
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mal einen gleichen Betrag von beweglichem Vermögen in den 
Händen haben. Eine Befteuerung, die den Güterquellen in der 
Bolkswirthfchaft folgte ($. 263), würde daher das Einfommen 
aus Zinfen ganz unberhdfichtigt laffen, weil diefes von den 
Schuldnern aus ihrem Gewerböverdienft oder ihren Nenten ent— 
richtet wird. Ein Steuerfuftem aber, welcyes fich an alle Zweige 
des Einfommens anfchließt, muß auch diefe abgefonderte Zins— 
rente treffen, weil fie, wie die Grund- und Hausrente, ein Foften- 
freies, reines Einkommen ift, Die Zinsrentenfteuer wird 
gewöhnlih Gapitalfteuer genannt, — eine Bezeichnung, 
welche fich nur nach der im Privatleben üblichen Bedeutung des 
Wortes Capital rechtfertigen läßt. Eine folche Abgabe war in der 
älteren Bermögensfteuer vieler Städte und Länder begriffen (a), 
wurde aber'fpäter, als jene ficy in mehrere abgefonderte Steuern 
auflöfte, insgemein aufgegeben. Auch in neuerer Zeit hat man 
fich meiftens vor ihrer Einführung gefcheut, und ob es fchon 
nicht an einzelnen Beifpielen derfelben fehlte (5), fo find ihr doc) 
viele Stimmen ungünftig. Dieß Fann zum Theil aus der Un- 
gewohntheit einer Zinsbefteuerung und der natürlichen Abnei- 
gung vor jeder neuen Art der Belaflung, ferner aus der Ver— 
fennung der Grundfäße des Steuerwefens und aus dem Wider- 
fireben der Zinsgläubiger erklärt werden, und infoferne hat diefe 
Stimmung ald vorübergehend Fein Gewicht, Doch find auch 
bedeutendere, aus der Natur diefer Abgabe hergenommene Gründe 
gegen fie aufgeftellt worden, welche eine forgfältige Beleuchtung 
erfordern (c). 


(a) Sie kam in dem altdeutfhen Schoß vor ($. 402), fo auch in der 
franzöfifchen taille personnelle, wo Renten und andere Einkünfte 
zulegt mit 5 Proc. belegt waren, Patent v. 1775. — Heſſen-Darmſt. 
SteuersInftruct. v. 1658 Art. 10: „capitalia, davon die pensiones 
noch im Gang und genoffen werden £önnen”, — Koburg. Ausfchreis 
ben v. 1589 Art. 15: von ausgeliehenem Gelde, — Steuer-D. einer 
bair. Stadt v. 1606 bei Dart, 1, 177: von I fl. Zins 8 Pf., von 
Hauszins 5 Pf,, von baarem Vorrath und Ausftänden in Gewerben 
nur 1 Pf. Die baierifche Zinsfteuer, bei weldher das Simplum 5 
Proc, der Zinſen betrug, beftand noch bis in das 19. Jahrh. 

(5) Würtemb. Gef. v. 22. San 1820, — Weimar. Gef. dv. 29. Apr, 1821 
über die allg. Eintommensfteuer, Gef. v. 24. Sun. 1840, die Beft. 
des Eink. an Gapitalrenten betr. — Pennfylvanifhe Schagung v. 
1840, welche die ausgeliehenen oder in öffentl. Unternehmungen ge: 
wendeten Gapitale zu 24 p- m, das Grund= und bewegliche Eigen: 
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thum zu 1 p. m. trifft, — Engliſches Einfommensfteuergefeh v. 22, 
Suni 1842, = 5 u. 6 Victor. Cap. 35. — Die ſächſiſche Gewerbfteuer 
(Gef. v. 24. Dec. 1845 $. 50, 51) und die VBermögensfteuer mehrerer 
Gantone der Schweiz treffen auch die Zinsforderungen. In mehre: 
ren Staaten hat man eine ſolche Steuer zur Dedung vermehrter 
Staatsausgaben eine Zeit lang zu Hülfe genommen, bis die Ab: 
nahme des Bedarfes eine Steuerverminderung zuließ, z. B. bie 
öfterr. Glaffenfteuer, Patente v. 1. Nov. 1799 u, 20, Aug. 1806, auf: 
gehoben 18295 — kurheſſ. Slaffenfteuergef. v. 31. Oct. 1833, auf: 
gehoben 1840; — badifche Eapitalfteuer, V. v. 19. Apr. 1815, in 
dem nämlichen Jahre wieder aufgehoben, als der Friede die außer- 
ordentliche Hülfe unnöthig machte; — außerord, Befteuerung im 
Grh. Heffen, Gef. v. 17. Nov. 1824. — In den legten Jahren haben 
übrigens in mehreren Ländern die Finanzverlegenheiten der Regie: 
rungen zur Ueberwindung jener Bedenken und zur Anordnung der 
Binsrentenfteuer geführt; z. B. bair, Gef, v. 4. Jun. 1848 und 11, 
Zul, 1850. — Bad, Gef. v. 4. Zul, 1848, Vollzugs-V. v. 19, Zul. 
1849, 
ee“ bie Sapitalfteuer: v. Jakob, J, 8. 645 ff. — Fulda, Handb, 
. 180. — Kraufe, National- und Staatsöfon. UI, 311. — d, 
Kottie, in Verh. der bad, 2. K. v. 1831. Beil, VIIL. 1. Deif. 
Oekon. Polit. ©. 322. — v. Benzel:Sternau, Commiſſionsbe⸗ 
richt der 2, Kamm. über ben Entwurf des Gewerbögefeges in Bais 
ern, 1828. — Duchesne, Essai sur les finances, Par. 1831. — 
Motion v. Baffermann, Verb. d. bad. 2. 8. 1812, Beil. 11,63 
1843, 44. Beil. X, 109. Bericht v. Mathy, Beil XI, 115. — 
Unter gewiffen ————— wird die Capitalſteuer ugegeben 
v. A. Smith, 111, 253, (1V, 203 Baf.). — Gegen fie u. A. v. 
— I, 197. — v. Maldus, I, $. 58. — Motive zu dem 
Entwurf des Gewerbfteuergefeges in Baiern, 1828. — Murhard, 
Belt. ©. 396 — 421. — Arndt, Die materiellen Grundlagen, ©. . 
414. — (Berger) Rapport au Grand Conseil (Canton Vaud) 
sur Ja motion de Mr. Mercier, tendante à soumettre les crean- 
ces à un impöt. Lausanne 1837. — v. Prittwig, Theorie d. 
Steuern u, Zölle, ©. 100, vgl. deffen Kunft reich zu werden, $. 635 
— 655. — Helferid, Ueber bie Einführung einer Capitalſt. in 
Baden, Züb, 1846. — Gr. Moltke, ©, 219 (hält fie für eine 
Steuer vom Gelde) — Berfhiedene Meinungen gefammelt bei 
Murhard, ©, 405 ff, — Verhandl, ber bair. Deputirtenfammer 
v. 1828, XI. Bd. 


(€ 


— 


$. 378, 

Der Hauptgrund fürdie Zinsrentenfteuer ift die Forderung der 
Gerechtigkeit, daß Fein Theil des reinen Einkommens, befonders 
fein anfehnlich großer, und Feine unzweifelhaft fteuerfähige Claſſe 
des Volkes von der Beiziehung zu den Etaatslaften befreit blei- 
ben dürfe (a). Wo dieß gefchieht, da genießen die Zinsgläubiger 
eine unverbiente Schonung, während die anderen Einwohner in 
unbilligem Maaße belaftet werden. Diefen Nachtheil vermögen 
die Aufwandsfteuern nicht zu befeitigen, weil fie auch die anderen, 


117 


fhon mit Schatungen belegten Einkünfte und Stände treffen, 
Es .ift öfter behauptet worden, die Zinsgläubiger würden durch 
die Schagungen, welche ihren Schuldnern aufgelegt find, ſchon 
mittelbar getroffen. Dieß wäre nur dann richtig, wenn bie Ga= 
pitaliften ermweislidy darum niedrigere Leihzinſen erhielten, weil 
ihre Schulöner der Grund», Haus- und Gemwerbfteuer unter- 
worfen find, Allein da der Berfchuldete nicht mehr Auflagen 
entrichtet ald der Schuldenfreie, fo Fann das Dafein diefer 
Steuern nicht von dem Borgen einer Geldfumme abhalten, wo- 
ferne damit ein gewerblicher Bortheillerreicht wird oder eine 
dringende Ausgabe zu beftreiten iſt. Eine doppelte Befteuerung 
der. nämlichen Einkünfte findet nicht Statt, weil die Zinsrente 
ein befonderes, durch das beiderfeitige Mitwerben beftimmtes, 
nad eigenthiümlichen Gefeßen ſich richtendes Einkommen ift. 
Die Zinsfteuer darf daher in einem vollfommenen Syſtem ber 
Schasungen nicht fehlen. Hiezu fommt, daß da, wo die Nente 
der Gewerbscapitale ihre Abgabe trägt, das müffige Verzehren 
von Gapitalzinfen nicht begünftigt werben follte. 
Die gegen diefe Steuer aufgeführten Gründe betreffen 
1) die Wirkungen’derfelben, und zwar 
a) auf die Schuldner und auf die ganze Production, 
$. 379— 382, 
b) auf die Staatseinfünfte, $. 383, 
ce) auf den Staatöcrebit, 8. 384 — oder 
2) die Ausführungsart, nämlich die mit der Kataftrirung ber 
Zinsfordberungen verbundenen Schwierigkeiten, $; 385. 


(a) Kraufe a. a. D, rechnet für den preuß. Staat 1206 Mill, rl. 
Schulden auf dem Grundeigenthum, 262 auf den Häufern, 646 in 
den bürgerlichen Gewerben, 95 Mill. andere, zufammen 2212 Mill. rl. 
— Für. Baiern flug: Geier (Verhandlung. 1828. X1, 144). bie 
ausftehenden Forderungen auf 400 Mill, fl. an, wovon aber die 
Hälfte als fchlecht ftehend oder im Handel enthalten abgehen follten. 
Die Steuererhebung nad) dem Gef, v. 1848 zeigte einen verfteuerten 
Betrag von 313 Mil. fl. — Die würtemb, Steuer ließ 18*/,, auf 
191 Mitt. fl. ſchließen. Der Anfchlag für 18%%,,, deutet auf 226 Mill, 
der badifche VBoranfchlag für 184%, (ip: m.-oder 192000 fl.) 
zeigt 192 Mill. fl. an. — In Frantreih waren am 1. Juli 1840 
12544 Mill, Fr. Hypotheleneinträge, wovon 1250 Mill; als Bürg- 
Ihaften an den Staat, die Gemeinden ꝛc, alfo 11 294 Mill. (rund 
11 300) wahre Schulden, unter «denen 3767 Mill, aus Darleihen, 
7533 Mill. beim Kaufe von Liegenfchhaften übernommen; Finanz 
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miniſter Goudehaux, Assembl. nat. 10, Oct. 1848. Unter dicfer 

Summe find viele fhon getilgte aber noch nicht gelöfchte Schulden 
begriffen, weßhalb Thiers nur 4500 Mill. annahm (wohl zu nieb: 
rig). — In Belgien follen gegen 600 Mil. Fr. Hypothekenanleihen 
fein. Demnad) wären diefe Echulden auf den Kopf 

in Preußen (unficer) . fl. 231 

„Frankreich, bloße Hypoth. Schulden „ 155 

„, Baden, fteuerbare Zinsforderungen. „, 161 

„ Würtemberg „ A " en 1%8 

„ Baiern 7 „ ” .. 882,* 


g. 379, 


In Bezug auf die Wirkungen einer Zinsſteuer iſt vor Allem 
zu erforſchen, wer dieſelhe eigentlich zu tragen habe. Wenn dem 
beſteuerten Zinsglaͤubiger (Capitaliſten) eine Ueberwaͤlzung auf 
den Schuldner durch Steigerung des Zinsfußes gelaͤnge, ſo waͤre 
die Verwerflichkeit dieſer Steuer ſogleich erwieſen. Der Wunſch 
und das Beſtreben der Capitaliſten vermoͤgen offenbar eine ſolche 
Ueberwaͤlzung nicht zu bewirken, wenn ihnen nicht das Mitwer— 
ben dabei günftig if. Dieß wäre auf doppelte Weife denkbar, 
theild durcy eine Abnahme der zum Ausleihen angebo= 
tenen Gapitale, theild durch eine Vermehrung des Be— 
gehresvonfolden, 


Das Angebot verleihbarer Gapitale könnte dann 
verringert werden, wenn die Eigenthuͤmer, um der Steuer aus— 
zumeichen, eine andere Anwendung vorzögen, wozu fich folgende 
mögliche Wege darbieten (a): 

1) Eigene Betreibung von Gewerben, wobei man im Ges 
werböverdienfte Erfag für die Gewerbfteuer erhält, Dieß ift in 
anderer Hinficht zuträglich, weil es die Gapitalbefiger in der 
Production befchäftigt, und hat auf den Zinsfuß feinen Einfluß, 
weil in dem nämlihen Maaße auch der Begehr von Gapitalen 
abnehmen muß, denn fo lange die Gelegenheiten diefelben nlıg- 
‚lich anzuwenden fich nicht vermehren, werden die eigenen Unter- 
nehmungen der Gapitalbefiger nur die Stelle der mit geborgten 
Eummen betriebenen einnehmen, 

2) Ankauf von Fändereien oder Gebäuden, die jedoch eben- 
falls mit Steuern belegt und nicht fo mwohlfeil zu erlangen fi find, 
daß man die Abgabe nicht empfände ($. 313) ; überdieß wiür- 
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den diefelben fogleich im Preife fteigen, wenn jie häufiger begehrt 
würden, und endlich müffen in diefem Falle die Verkäufer fich 
wieder um eine werbende Anwendung des Kaufgeldes bemühen, 
es treten alfo nur andere Befißer der verleihbaren Summen auf, 

3) Anlegung im Auslande, Dieß ift bei dem lebhaften Ber- 
fehre in Staatöpapieren leicht auszuführen, man kann aber auch 
fonft in Wechfeln und Baarfendungen Summen außer Landes 
ihaffen, die dann der einheimifchen Betriebfamkeit entgehen, 
Eine folhe Wirfung der Zinsfteuer Fann allerdings eintre- 
ten, es ift aber wahrfcheinlich, daß fie bei einer mäßigen und bil- 
ligen Anlegung der Steuer nicht fo haufi ig vorfommen werde, 
um den Binsfuß zu erhöhen. 


(a) Daß man der Steuer willen Gapitale aufzschre, ift am wenigften 
glaublich. 


$. 380, 

Für diefen Sag laffen fich folgende Gründe anführen: 

a) Ein Theil der Gapitale, die den Stiftungen, Gorporatio- 
nen, Gemeinden, Minderjährigen 2c, gehören, bleibt der größeren 
Sicherheit willen innerhalb des Landes; 

b) ebenfo die Sapitale ſolcher Privatperfonen, welche der 
Sicherheit willen ihre Schuldner in der Nähe zu haben fuchen, 
Viele Rentner lieben die Anlegung in Staatspapieren überhaupt 
nicht, oder feheuen, in der Erinnerung früherer Verlufte, die 
ausländifchen mehr als die einheimifchen. Wer einen größeren 
Zinsfuß höher anfchlägt, als die Leichtigkeit, dad geliehene Geld 
in Fürzefter Frift zurückzuziehen, der fucht lieber einen Privat- 
fhuldner im Lande, Daffelbe gilt von der großen Menge der 
Hypothefenforderungen, die gar nicht aus Darleihen, fondern aus 
der Uebernahme bei Erbtheilungen herrühren, vgl. $. 378 (a). 
Nur der Eleinere Theil der verleihbaren Summen, vorzüglic, 
der in den Händen der Großhändler und Bankfherren befindliche, 
ift folglich fo beweglich, daß er fchon bei einem geringen Unter- 
fhiede im Ertrage von einem Lande in das andere wandert. 
Gerade diefe Sapitale aber vermag die Steuer auch am wenigften 
zu erreichen, fo daß die Eigenthuͤmer diefelbe weniger zu fürchten 
haben, ald andere Gapitaliften (4); 
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c) der Bezug von Zinſen aus einem anderen Sande verur- 
facht größere Bemühungen und Koften; 

d) Wenn der Zinsfuß bei der Zunahme der Wohlftandes 
finkt, fo müffen die Gapitaliften größere Verlufte ertragen, als 
ihnen die Steuer zufügt, fie empfinden hierin, daß ihr Einfom- 
men ein reines ift, welches ohne Nachtheil für die Guͤtererzeug— 
ung durch gebieterifche Umfiände verringert werden fann, und 
werden fich alfo einer Eleineren Verkürzung um fo eher un: 
terwerfen; , 

e) die Gapitaliften koͤnnen gefeßlich verpflichtet werben, die 
im Auslande ausgeliehenen Summen gleichfalls zu verfteuern, 
waͤhrend man die inländifchen Darleihen auswärtiger Gläubiger 
von der Steuer befreit, weßhalb diefelbe Fein Abhaltungsgrund 
if, Summen ins Land zu fenden. Das unbewegliche Vermögen 
befteuert man zwar der Peichtigfeit wegen an dem Orte wo es 
fich befindet, bei der Zinsfteuer aber, deren Gegenftände zerftreut - 
find, muß man die Belegung, die ohnehin immer zunaͤchſt auf 
die Perfon gerichtet ift ($. 262), am MWohnfige des Nentenem- 
pfängers vornehmen, wie dieß bei den Aufmwandsfteuern von felbft 
gefchieht. Nur wenn man die Steuerpflicht nicht aus der ge= 
fammten Staatsbürgereigenfchaft, fondern allein aus der Be- 
ſchuͤtzung des Eigenthums herleiten wollte ($. 352), fönnte man 
die Befteuerung folcher Forderungen, die der Staat nicht fhüßt, 
mißbilligen und müßte dagegen das Vermögen Fremder eben- 
falls befteuern. Beide Methoden find übrigens, wenn man fie 
in allen andern zugleich und gleichförmig befolgt denkt, im Er- 
folge fir die Eteuerpflichtigen, wenigftens bei einerlei Steuer» 
fuß, ziemlich gleich, nur daß der Regierung des leihenden Volkes 
(1, $. 80) die erfte, der ded borgenden die zweite mehr Ein- 
nahmen verfchafft (5). 


(a) Viele denken ſich das Sapital als ein in keinem Lande gebundenes, 
wie auf Flügeln hinfchwebendes Gut, welches, wenn es fich hie und 
ba befruchtend niederläßt, die größte Schonung fordert. A. Smith: 
„Der Eigenthümer von Grundftüden ift nothwendig ein Bürger 
des Landes, in welchem feine Befisung liegt; aber der Gapitalift ift 
eigentlih ein Weltbürger und nicht nothwendig an ein befonderes 
Land geknüpft. — Eine Steuer, welche das Capital aus einem be: 
fonderen Lande treiben würde, müßte, foweit fie dieß thäte, jede 
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Quelle des Einkommens, fowohl des Oberhaupts als des Volkes 
(society) austrocnen.” II, 254. (IV, 294 Baf.). Diefe Vorftellung 
ift wenigftens in ihrer Allgemeinheit nicht richtig. Von einem gro: 
Ben Theile des Capitales it ſchon das Herausziehen mit Schwierig: 
keiten verbunden. Unficherheit des Eigenthums, willfürliche Be: 
drüdungen u. dgl. können leichter eine Auswanderung der Gapitale 
hervorbringen, als eine mäßige Steuer in einem wohlgeordneten 
Staate. In einem Kleinen reichen Staate wäre es allerdings anders, 
weil man bier das Ausland ganz nahe hat und ohnehin häufig ges 
zwungen ift, Summen in demfelben anzulegen. In Laufanne wurde, - 
nachdem Mercier im großen Rath auf eine Binsfteuer angetragen 
hatte, in neuen Leihverirägen ausbedungen, daß der Schuldner die 
Steuer, wenn fie eingeführt würde, tragen ſollte. Das wäre in 
einem größeren Staate ſchwerlich zu erwarten, auch bleibt es zwei⸗ 
felhaft, ob diefe Verabredung durchzuführen gewefen wäre, 

(db) Das bad. Gef. v. 4. Jul, 1848 wollte (Art. 3) auch die im Lande 
wohnenden Fremden beiziehen und machte hiebei zwifchen Deutschen 
und Ausländern einen Unterfchied. Das provif. Gef. v. 14. Zul, 1849 
hob diefen Art. 3 auf. Das im Auslande angelegte Vermögen ift 
ebenfalls fteuerbar, ebenfo Weimar, Gef. v. 29, Apr. 1821 $. 24, 


$. 381. 

Nach einer anderen Meinung foll die Ueberwälzung dadurch 
verurfacht werden, daß, wenn nad der Einführung der Zing- 
fteuer den Schuldnern an ihren Steuern eine entfprechende Er- 
leichterung zu Theil wird, dieß die Neigung zum Borgen er- 
höht; man erwartet defhalb einen größeren Gapitalbegehr 
und eine ſolche Erhöhung des Zinsfußes, daß die Borgenden 
noch eben foviel Zins bezahlen, wie zuvor, die Gapitaliften aber 
für die Steuer entfchädigt werden. Diefe Vermuthung beruht 
auf folgendem Schluffe: Der Gewerbsunternehmer Fann deſto 
mehr Zins geben, je mehr ihm vom rohen Ertrag feines Gewer- 
bes nach Beftreitung anderer Ausgaben übrig bleibt. Die Steuer- 
verminderung wegen der Schulden laßt ihm einen Ueberfchuß, 
und er fucht deßhalb mehr zu borgen (a). Der Gapitalift, der 
einer Schmälerung feiner Einnahme widerftrebt, fteht im Mit- 
werben gegen den Schuldner, welchem eine Ausgabe abgenom- 
men wird, ohnehin im Vortheil, und diefer entfchließt fich Teich- 
ter, im Ganzen noch foviel zu geben als bisher, wenn er die 


ftärfere Goncurrenz wahrnimmt (2). 


(a) Freilich geht diefer Vortheil für ihn wieder verloren, wenn ber Zins 
in gleihem Berhältniffe anwächſt! 

(5) Krönde, Anleit. zur Regulir. d. Steuern, S 35. — Deff. Grund: 
fäße einer gerechten Befteuerung, $. 19. — (du Thil) Ueber Be: 
fteuerung im Großh, Heflen, ©. 26, 
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$, 382, 

Diefe Wirkung ift nicht wahrfcheinlich, weil a) ein Abzug zu 
Gunften der verfchuldeten Steuerpflichtigen an ihren Schaßungen 
ſich nicht vollftändig ausführen läßt, f. $. 384; b) nurein Theil 
der Schulden zu gewerblichen Zwecken gemacht wird, während 
viele andere aus dem Ankaufe von Liegenfchaften (Immobilien) 
oder aus Verluſten und Unfällen herrühren und dann, wenn ber 
Schuldner fich in einer befferen Lage fieht, fogar häufiger abge- 
tragen, als vermehrt werden; c) die Öelegenheiten, Gapitale in 
Unternehmungen zu verwenden, in dem vorausgefekten Falle 
ſich nicht erweitern (a); d) wenn ferner die geringere Ausgabe, 
welche aufgenommene Gapitale dem Schuldner verurfachen, fo- 
gleich eine Zunahme der Nachfrage bewirkte, fo müßte daffelbe 
auch bei einer Erniedrigung des Zinsfußes gefchehen, und es 
müßte biefe hiedurdy in Kurzem wieder aufgehoben werden ; dieß 
ift aber gegen die Erfahrung. Gapitalfteuern haben auch, wo 
fie Statt finden, das Sinken des Zindfußes nicht verhindert, 
und es ift nicht befannt, daß fie denfelben höher erhalten hatten, 
ald anderswo. 

(a) Smith, 11, 252, 


$. 383, 

Durch die vorftehenden Säge wird die Beforgniß einer Stei⸗ 
gerung des Zinsfußes fehr gemindert, doch kommt es hiebei auch 
auf die Höhe der Steuer an, Wäre diefe gering, z. B. nur 
14, Oder U, der Zinfen, fo dürfte man weder das Hinausgehen 
von Gapitalen befürchten, noch die Zunahme des Begehres erwar⸗ 
ten, und die Gapitaliften Fönnten ſchwerlich ihre Schuldner mit 
der Drohung des Kündigens zur Bewilligung eines höheren 
Zinfes bewegen, weil fie Feine Ausficht hätten, im Falle der Heim- 
zahlung die Summen anderswo beffer unterzubringen. Bei den 
meiften Darleihen vermag der Gapitalift Feinesweges, nach Güt- 
duͤnken zu fordern und zu gebieten, vielmehr fleht er unter der 
Macht des Mitwerbens, Nur Darleihen auf perfönlichen Credit 
mit ftärferer Wagniß machen eine Ausnahme, bei diefen aber 
andert fich durch die Zinsfteuer am wenigften, weil fie Beinen 
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Abzug bei dem Schuldner zulaffen. Um die Ueberwälzung noch 
mehr zu erfchweren, koͤnnte man die Steuererleichterung der 
Schuldner erft einige Zeit nach der Einführung der Steuer be 
ginnen laſſen, auch ift es dienlich, die Gapitaliften nach einer ges 
wiffen Abftufung in Glaffen zu feßen, fo daß das Verhaͤltniß 
der Abgabe zu dem Gapital nicht buchftäblich überall daffelbe ift, 
Se mehr man ferner diefe Steuer anderen Schatzungen ähnlich 
zu machen weiß, ohne dadurch die Befteuerungsgrundfäge zu ver- 
legen, deito deutlidyer wird auch die Ueberzeugung hervortreten, 
daß man jene auf fich nehmen müffe, ohne eine Ueberwälzung 
zu verfuhen. Von dem gefeglichen Werbote einer folchen: ift 
wenig Erfolg vorauszufehen (a). 


(a) 3. B. bei der, in der ehemaligen englifchen income-tax enthaltenen 
Zinsfteuer (v. Raumer, Brit. Beſt. S. 164), fowie in der jegigen 
Eintommenfteuer. — Ebenfo würtemb. Abgabengefes v. 22, Juni 
1820, $. 14: Kein Gapitalbefiger ift berechtigt, fich die Steuer vom 
Schuldner vergüten zu laffen, bei Strafe des 18fachen. — Bair. 
Binsfteuer, Verorbn, dv. 1794, Gef. v. 1848 $, 1, Gef, v, 11. Zul, 
1850 rt, 1, 


$. 384, 

Wenn man den Schuldnern der Zinsgläubiger bei der Bes 
fleuerung ihrer Einkünfte den Abzug der zu entrichtenden Zinfen 
geftattet ($. 401), fo wird hierdurch der Bortheil, den die Zins— 
rentenfleuer der Staatöcaffe gewährt, bedeutend vermindert, 
jedoch nicht ganz zerftört, weil es viele Zinsforderungen gibt, bei 
denen kein Schuldner eine Minderung feines Steueranfchlages 
in Anfpruch nehmen Fann, 3. B. die Staatsfchulden und die 
Forderungen an Auswärtige, Uebrigens ift auch der Mehrertrag, 
den die Zinöfteuer abwirft, nicht der einzige Grund für ihre Em- 
pfehlung, fondern zugleich die gleichmaßigere Vertheilung der 
Staatölaften. Die Beiziehung einer bisher zu wenig befteuerten 
Glaffe von Bürgern würde aus Gründen der Gerechtigkeit und 
‚Staatsflugheit felbft dann rathfam fein, wenn fie gar feine Ver- 
mehrung der Staatseinkünfte zu Wege brächte, Ift es fpäter 
einmal nöthig, zur Dedung vermehrter Staatsbevürfniffe die 
Steuern zu erhöhen, fo läßt fic, dieß dann um fo leichter aus- 
führen, in je richtigerem Verhaͤltniſſe alle Einkünfte und alle 
Stände der Gefellfchaft belegt find, 
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Man hat beflirchtet, daß eine Zinsfteuer nachtheilig auf den 
Staatöcredit wirken, den Preis der Staatsobligationen herab- 
druͤcken und neue Anleihen erfchweren möchte, Allein eine all- 
gemeine Maafregel, deren Gerechtigkeit einleuchtend ift, und 
welche der gewiffenhaften Erfüllung eingegangener befonderer 
Verbindlichkeiten nicht im Wege fteht, Fann dem Grebit des Staa— 
tes nicht fchaden, zumal da fie diefem neue Hulfsquellen eröffnet. 
Der Leihvertrag, den der Staat mit feinen Gläubigern abfchloß, 
verbietet die Befteuerung derfelben nicht, denn er Fann ihnen 
feine Befreiung von allgemeinen Bürgerpflichten verfchaffen, 
und es ift in Anfehung ihrer Steuerfchuldigkeit gleichgültig, 
von wen fie ihre Zinfen beziehen, wie 3. B. auch der Eigenthü- 
mer eined an den Staat vermietljeten Haufes fich der Hausſteuer 
nicht entziehen fann. - Eine Erniedrigung des Gurfes der inlan- 
difchen Staatöpapiere Fünnte unter gewiſſen Umftänden ein- 
treten, würde aber dann wie eine Erniedrigung des Preiſes be— 
fteuerter Immobilien ($. 312) angefehen werden müffen, Wo 
die Tilgung der Staatsfhuldfcheine im vollen (Nominale) Be- 
trage fortichreitet, die Schuldenmaffe nicht groß ift und ber 
Staatscredit übrigens feſt fteht, da kann diefe Wirfung nur fehr 
gering und nicht fchädlich fein, auch vermindert fie fich noch, wenn 
man die Steuer anfangs ganz niedrig anfest und fpäter etwas 
vergrößert. Unter ungünftigeren Schuldverhältniffen Fönnte es 
freilich rathfam werden, die Befteuerung der Staatögläubiger 
und fomit die ganze Zinöfteuer noch zu verfchieben, Schon dieß 
erfordert die Billigfeit, daß man eine folhe Abgabe nicht ganz 
furz nach einer Herabfegung der Zinfen von der Staatöfchuld 
neu einführe. 


$, 386, 
Die Ausführung der Zinsſteuer ift darum mit großen 
-Schwierigfeiten verbunden, weil es an offen vorliegenden Kenn⸗ 
zeichen der Zinsforderungen gebricht. Wo man nicht auf die red= 
lihen Angaben der Steuerpflichtigen bauen Fann, da muß man 
darauf gefaßt fein, daß diefer Zweig des Einfommens unvoll- 
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ftandig Fataftrirt wird, Wenn jedoch eine Steuer ald gerecht 
und volfswirthfchaftlic unfhädlich anerkannt wird, fo darf man 
ſich durch äußere Schwierigkeiten nicht abhalten laffen, die fich 
ohnehin mit der Zeit vermindern, indem fowohl die Gefchidliche 
feit der Beamten und Schäger mit ihrer Erfahrung zunimmt, 
als auch der Gefeßgebung fich neue Sütfsmittel zur Veranſchla⸗ 
gung darbieten. 

Zwiſchen den einzelnen Arten von Forderungen findet in 
Abſicht auf die leichte oder ſchwere Erforſchung eine große Ver⸗ 
ſchiedenheit ſtatt. Die Schulden des Staates ſind genau be— 
kannt, hypothekariſche Forderungen laſſen ſich aus den Pfanb- 
buͤchern leicht abnehmen, ebenfo auch das Vermoͤgen der Stif— 
tungen, Corporationen und Minderjährigen aus den obervor- 
mundſchaftlichen Verrihtungen der Staatöbehörden, Dagegen 
ift man bei den im Auslande angelegten und den bloß auf per- 
fönlichen Credit im Inlande dargeliehenen Summen von Stüß- 
puncten jener Art gänzlich verlaffen, Gleihwohl dürfte man 
nicht nur gerade die Arten von Gapitalforderungen befteuern, 
die man genau zu erforfchen vermag, weil bieß, abgefehen von 
der rechtlichen Ungleichheit, die Gapitaliften ermuntern würde, 
ihre Gapitale den fieuerfreien Darleihen zuzumenden, wodurch 
dann die Pfandfchuldner zu etwas höherem Zinfe genöthiget 
werden koͤnnten. 


g. 387, 


Die zur Befeitigung diefer Schwierigkeiten gemachten Vor⸗ 
fchläge find mit anderen Nachtheilen verknüpft, namentlich fol» 
gende beide: 1) Indirecte Befteuerung des Gapitaliften, in« 
dem der Schuldner ermächtigt wird, jenem einen beftimmten 
Theil der Zinfen abzuziehen, während er felbft in der Schaßung 
als fchuldenfrei behandelt wird. Hiebei würde die Staatscaſſe 
bloß den Ertrag der Steuer von den Staatögläubigern erhals 
ten (a), Dagegen ift zu erinnern, daß bei Echulden, die mit 
dem Erwerbe nicht zufammenhängen ($. 401 a), der Schuld- 
ner feinen Anſpruch auf eine Steuerermäßigung hat, und baß 
hier, wo derfelbe zum Werfzeuge der Befteuerung für ben 
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Gläubiger werben foll, allerdings eher eine Verſuchung vorhan« 
den ift, jenem die Uebernahme der Steuer zuzumuthen, 2) Ber- 
pflichtung der Gläubiger, alle auögeliehenen Summen, wenig- 
ſtens die, welche über 1 Iahr verliehen find, bei einer Staatö- 
behoͤrde eintragen zu lafjen, mit der Androhung, daß fie im ent- 
gegengefegten Falle nicht Elagbar fein follten (8). Dieß ift für 
die Zinsgläubiger fehr läftig, für die Schuldner bisweilen höchft 
wibrig und nachtheilig, die ungleiche Dauer der Darleihen über 
und unter 1 Iahr veranlaßt manche unbeabfichtigte Uebertretun- 
gen, und es ift auch ein flarfer Neiz vorhanden, das Geſetz zu 
verlegen, welches ohnehin durch haufigeren Gebraud von An⸗ 
leihen auf kurze Zeit umgangen werden kann. Die Verpflichtung 
der Beamten zur Verfchweigung der Einträge befeitigt den 
Nachtheil nicht völlig, weshalb diefe Einrichtung nicht gebilligt 
zu werben verdient, 


(a) Sowohl bei der früheren britifhen Einfommengfteuer (der Schuld: 
ner 309 10 pCt. ab), als bei der heutigen ift diefe Einridytung an= 
zutreffen, Art, 102 u, 103. Der Schuldner ift als ſchuldenfrei be> 
fteuert und zieht dem Gläubiger 7 Pence von je 20 Schill. der Zinfen 
ab; Verträge, welche diefen Abzug aufheben follen, find ungültig, 
und der Gläubiger, welcher den Abzug nicht zugeben will, ift ftraf: 
fällig. — Aehnlich war es im Großh. Heſſen, 17. Nov, 1824, $. 15, 
wobei es gleichfalls verboten war, durch Gontracte diefen Abzug zu 
befeitigen, $. 17. 

(db) v. Jakob, 11, $. 1057. — Dagegen u, a. Eraig, III, 77, 


$. 388, 


Demnad; bleibt Fein anderes Mittel übrig, ald die eigene 
Angabe der Zinögläubiger und die forgfältige Prüfung derfelben 
durch eine Commiſſion von Bürgern deffelben Wohnorts, Ob« 
ſchon man hiebei nicht hoffen darf, alle Unrichtigkeiten zu befei- 
tigen, fo Fönnen doch den Steuerpflichtigen mehrere gewichtvolle 
Beweggründe dargeboten werden, fi) von der Wahrheit nicht 
zu entfernen (a). Dazu dient: 1) Geheimhaltung der Angaben 
durch die zu ihrer Prüfung und zu der Erhebung der Steuer 
beauftragten Perfonen, Die namentlihe Aufführung der ein- 
zelnen Poften ift entbehrlich, fo lange Fein Zweifel darüber ent⸗ 
ſteht (8). 2) Scheu des Gapitaliften vor dem nach feinem Tode 
zu erwartenden Kundwerden feiner Unreblichfeit, Wenn aud 
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die Einziehung einer Strafe nad) dem Tode deſſen, der fein Ver⸗ 
mögen zu niedrig angegeben hat (ec), nicht zu rechtfertigen ift, 
weil fie Unfchuldige trifft, fo laßt fich doch erwarten, daß wenige 
Menfchen gegen die Schande gleichgültig fein werden, die auf 
ihren Namen fällt, wenn ihr Vermögen zur Kenniniß der Ge- 
richtsbehörde kommt (4). 3) Man hat öfter durch gleichzeitige 
Beiziehung anderer Bolfsclaffen zu einer neuen Steuer bie 
Rechtmaͤßigkeit der Zinsſteuer fühlbarer zu machen gefucht 
$. 382 (e). Wenn diefe anderen Glaffen noch Feine Schagung 
getragen haben und wenn alle Zweige der Einkünfte in richtigem 
Verhaͤltniß belaftet werden, fo iſt jenes Verfahren zuläffig, es 
hat jedoch feinen großen Nutzen, denn die Allgemeinheit der 
Steuerpflicht und der wirklichen Belegung aller Einnahmen 
Fann, auch wenn die einzelnen Steuern verfchiedene Benennun- 
gen und Einrihtungen haben, als bekannt vorausgeſetzt werden. 
4) Einrehnung der Gapitalfteuer unter diejenigen Auflagen, 
deren Größe zur Beftimmung der Wahlfähigfeit und Wählbars 
feit fiir Gemeinde-Aemter, Ständeverfammlungen ıc, gebraucht 
wird, 5) Anordnung einer näheren Unterfuhung in ſolchen 
Fällen, wo aus der Lebensweiſe oder anderen offenfundigen Um- 
ftänden erheblicher Verdacht der Verheimlichung entfteht, wobei 
dann die zur Prüfung beftellte Gommiffion den Gapitaliften zur 
Angabe feiner einzelnen Cinnahmsquellen anhalten kann (f). 


(a) In Würtemberg wurden anfänglich g. 120 Mill, 1843 ſchon 191 
Mill. fl. Zinsforderungen verfteuert. Der Zuwachs kann in 5 Jahren 
nicht wirklich 71 Mill betragen haben, ed müflen alfo die Angaben 
vollftändiger geworden fein — In Baiern erfolgt die Erhebung 
lediglich nach der Selbftfhäsung, Gef. v. 11. Jul. 1850, Art. 4. 

(5) Bei der öfterreichifchen Slaffenfteuer konnten die Angaben verfiegeit 
der Ortsbehörde überliefert werben und wurden dann nur von der 
Landesftelle (Regierung) eröffnet. v. Kremer, 1, 209. — Bei der 
bad. Gapitalfteuer v. 1815 übergaben die Gapitaliften ebenfalls ihr 
Verzeichniß zur Schonung der Schuldner verfiegelt, der Gefammts 
betrag war auf dem Umfdjlage bemerkt, und nur dann erfolgte die 
Eröffnung, wenn der Gläubiger auf Zins oder Gapital gegen ben 
Schuldner Eagte, um zu fehen, ob der Poften wirklid angegeben 
fei. Nach dem bad. Gef. v. 1848 wird ber Betrag der Zinsforde— 
rungen nad) gewiffen Arten derfelben fummarifcd angezeigt. Das 
fertige Katafter wird 14 Tage zu Jedermanns Einficht aufgelegt, 
— In Weimar wird die Faffion gleichfalls verfiegelt übergeben und 
nur der ganze Zinfenbetrag außen angemerkt. — In Kurheſſen 
waren Glaffen angeordnet und jeder Gapitalift brauchte ſich nur in 
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eine berfelben zu feßen, ohne fein Vermögen genau ne Es 
waren 24 Claſſen, deren jede ihr Simplum hatte, z.B. El: XXIV 


von 51 — 75 rl., Simplum 1 Gr., El. XII von 901 — 1000 rl, 


Simplum 2 rl. 12 @r., El. I von 5001 — 5500 ri, Simplam 20 ri, 
20 Gr. 

(c) Nach dem würtemb. Gefes ($. 10) befteht die Strafe der Verheim— 
(ihung im 1ſfachen des Steuerbetrages, um den die Staatscaffe 
verkürzt worden iftz fie wird aud dann erhoben, wenn die Ber- 
ſchweigung erft nad) dem Tode eines Gapitaliften befannt geworden 
ift, — Lesteres gilt auch in Baden ($. 15), die Strafe ift das Vier⸗ 
fache der Steuerverfürgung. — Auch in Weimar (Gef. v. 24: Zun. 
1840, $. 12) müfjfen die Erben die nad) dem Tode des Erblaffers 
entdedte Verheimlichung büßen, doch haben fie die Strafe nur für 
höchftens 4 Jahre zu bezahlen. Die Strafe ift für jedes Jahr dem 
verjchwiegenen Gapitale gleich. 

(d) Dieß ift wenigftend dann der Fall, wenn Abwefende oder Minder- 
jährige miterben, oder ein lester Wille vorhanden, ferner wo eine 
Erbfchaftsfteuer zu erheben ift. — Ueber die in Athen eingeführten 
Denunciations: und Gontrolmittel, Antidofis und Apographe, 
f[.v. Raumer, Brit. Beft., S. 261. — Murhard, ©, 518, 

(e) Beifpiele: Die öfterr, Glaffenfteuer, welche zugleich die Privatbefol- 
dungen, Dauszinfen (mit Ausnahme der felbftbewohnten Theile) 
und Gewerbseinfünfte traf. Vom Betrage des Einfommens wurden 
Schuldzinfen, Laften, andere auf einem Gewerbe liegende Steuern 
abgezogen, der eigene Unterhalt aber nicht. Der Steuerfuß flieg von 
21, p&t. (bei 100—300 fl. W. W. Einnahme) bis auf 2U pEt. (bei 
140,000 fl. und mehr). — Angef. kurheſſ. Gefes, nach welchem Be⸗ 
foldungen (nad) Abzug der Ausgaben für Gehülfen, Dienftkleidung, 
Fourage 2c.), Penfionen, Eintommen aus höheren Dienften, Pach⸗ 
tungen und Grundgefälle mit den Gapitalzinfen zufammengemworfen 
wurden. — In Würtemberg find mit den Gapitaliften zugleich bie 
Befoldeten befteuert worden. — In England bildet die Zinsfteuer 
einen Beftandtheil der income- ober property-taxz; fo auch in 
Weimar. 

(f) Defterreich, a, Patent, 


$. 389. 


Für eine im Vergleich mit anderen fteuerbaren Einkünften 
niedrige Belaftung der Zinsrenten fprechen folgende Ermwägun- 
gen: 1) Die Neuheit der Eteuer macht, daß diefe von Manchen 
als ungebührlich angefehen wird, und dieß giebt einen ftärferen 
Reiz zur Unredlichkeit, uͤberdieß ift es billig, nach der langen 
völligen Steuerfreiheit nur allmälig zu einer beträchtlichen Be— 
laftung diefes Einfommens überzugehen. 2) Der Zinsfuß wird 
im Fortgange des Wohlftandes, wenn Friede und Ordnung un= 
geftört find, allmälig niedriger. 3) Der Zins geht nicht ganz 
regelmäßig ein, es fommen Unterbrehungen, Anrufen der Ge— 
richte, Concurſe ꝛc. vor, Die höhere Zinseinnahme von Dars 
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leihen, die mit geringer Sicherheit angelegt find, dürfte ohnehin 

feine ftärfere Belegung folcher Forderungen zur Folge haben, 

weil fie zum Theile nur Affecuranzpramie ift. 4) Auch die in 
der leichten Verheimlihung der Gapitale liegende Verſuchung 

kann hiebei in Betracht fommen (2), 

(a) Bol. Fulda, Handb, $. 181. — Die würtemb. Gapitalfteuer war 
anfangs '4 p&t. (20 kr. von 100 fl.), dann feit 1830 Y,, feit 1833 
Y p6&t. Das Finanzgefes vom 22. Jul, 1836 fest fie für 19°%, — 
18254, auf 4, p&t. herab, gleichzeitig mit anderen Steuerreduc- 
tionen. 1849 Erhöhung auf 4 Proc. — In Sachſen werden die 

x  Bapitaliften nad) dem Zarif D zum Gewerbfteuergefes getroffen; 
60 — 100 rl, Zins geben ", rl, 100 — 200 rl, 25 Ser. u. f. f.; alfo 
ungefähr von 2, Proc. bis 1,89 Proc. Won mehr als 4500 rl, wer: 
ben 100 rl. entrichtet. — Baiern: Y%, der Binseinnahme, — Ba: 
den: 1 p. mille des Gapitals. 

(b) Es ift rathfam, überall den niebrigften in einem gewiffen Beitpuncte - 
vorkommenden Zinsfuß anzunehmen, Zeitrenten dürfen nicht nad) 
ihrem vollen Betrage belegt, fondern es muß der Zins ihres 
jegigen Werthes ermittelt werben; z. B. eine 20jährige Rente von 
100 fl. ift zu 3 Proc, 1487,? fl. werth und der Zins hievon beträgt 
44,9% fl, die zu 100 fl. noch fehlenden 55,°° bleiben als zur Tilgung 
gehörend außer Anſatz. So beftimmt auch das bad, Gef. Art. 11, 
Leibrenten follen nad) demjelben Sfady zu Gapital angefchlagen wer: 
ben, ewige Renten 25fach. — Eotterieobligationen dürfen befteuert 
werben, wie wenn der Zins ausbezahlt würde. Actien und Schuld: 
briefe, bei denen es offenkundig it daß die Dividenden und Zinfen 
ftoden, müffen fo lange befreit bleiben ꝛc. 


$. 390, 

Eine befondere Beruͤckſichtigung erfordern folhe Perfonen, 
die von den Binfen eines kleinen Gapitaled nur gerade noch les 
ben fönnen und außer Stand find, durch Arbeit etwas zu er- 
werben, denen alfo der Vortheil, über ihre Zeit frei verfügen zu 
koͤnnen ($. 259), nichts hilft, z. B. Wittwen, Waifen in frühem 
Alter, Greife ıc, Die Gränze des aus diefem Grunde fteuerfrei 
zu laffenden Zinseinkommens muß jedoch fo gezogen werben, 
daß die Einftlichen Bedürfniffe der höheren Stände ausgefchlof- 
fen bleiben, Ein ganz geringer Betrag von Binseinnahmen 
ſollte überhaupt billiger Weife unbefteuert bleiben, ſowohl wegen 
ber Mühe der Kataftrirung, ald um der arbeitenden Glafje die 
Neigung zum Ueberfparen nicht zu verringern; namentlich gilt 


dieß von den in Sparcaffen angelegten Summen (a). 
(a) In Würtemberg find (a, Gefes von 1821, $. 5) befreit: die Zinfen 
der Zucht =, Waifen-, Irrenhäufer, der Univerfität, der Wittwen⸗ 

Rau, polit. Oekon. te Aus, II. 2. Abth. 9 
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caffe, derjenigen milden Stiftungen, die erweislich ein Deficit haben, 
der Sparcafje, — der Wittwen, Waifen und Gebrechlichen, die nicht 
über 2000 fl. Gapital befigen und deren Dauptnabrungsquelle in 
diefen Binfen liegt. Das Finanzgeſetz von 1836 beftimmt die letztere 
Befreiung fo: Wittwen, Waifen und Gebrechliche, die nicht über 
3000 fl. Gapitalvermögen befigen und deren übriges Einkommen 
nicht mehr beträgt, ald der Zins aus einem Gapitalvermögen von 
3000 fl, Die befreiten Capitale beliefen ſich 182%, auf 104 Mill, 
fl., Memminger, Jahrbücher, 1829. 11, 96. — In re fing 
die Steuer bei einer reinen Einnahme über 50 rl. an, in Defterreidy 
bei 100 fl. 20 fl, Fuß. — Die brit. Einfommensfteuer läßt ein Ge- 
fammteinfommen unter 150 8, St. frei, — Weimar, $, 14: Nur 
das Sparcaffengutbaben und die im Jahre 1815 der Staaatscaffe 
freiwillig vorgeſchoſſenen Steuern find frei. — Baiern, Gef. von 
1848, $. 3: Gapitale unter. 500 od. 1000 fk, fofern fie das einzige 
Vermögen eines Einzelnen od, einer Kamilie bilden; Gef. v. 1850: 
Gapitalrenten unter 20 fl. frei, von 20 — 100 fi nur halb ange: 
ſchlagen. — Baden, Art. 4 u. 5: befreit find die Armen- u. Kran: 
tenanftalten, die auf Gegenfeitigkeit gegründeten Verſicherungs⸗ 
anftalten, Sterb= u. Krankenpflegcaffen u. dgl, ferner Summen 
unter 500 fl., „wenn fie das einzige rentirende Vermögen bes 
Steuerpflichtigen bilden”. 


6, Abfas, 


Beiteuerung des Arbeitslohns, 


$. 391. 


Das durch Rohnarbeit erworbene Einfommen darf fo wenig 
als ein anderer Zweig defjelben unbefteuert bleiben, indeß ift es 
gerecht und zweckmaͤßig, daß der mittlere Unterhaltsbedarf des 
Arbeiters und feiner Familie von der Lohneinnahme abgezogen 
und nur der Ueberreft als fleuerpflichtig angenommen werde, 
wie überhaupt der mit einem Einfommen nothwendig verknüpfte 
Koftenaufwand in Abrehnung fommen muß, $. 239, 260, 
Deßhalb ift die Lohnfteuer Feine fehr ergiebige Quelle von 
Ctaatseinfünften. Sie muß fowohl im Ganzen, als bei jeder 
Glaffe von Rohnarbeitern in richtigem Verhaͤltniß zu dem muth— 
maßlichen Neineinfommen angeordnet und deßhalb mit Nüdficht 
auf die Kebensweife und den durchfchnittlichen Bedarf der Steuer- 
pflichtigen feftgefegt werden. Da der ftandesmäßige Bedarf 
Feine fcharfe Berechnung zuläßt, der ganze (rohe) Kohnverdienft 
aber viel leichter zu erforfchen ift, als der reine, fo hält man ſich 
in der Anlegung der Steuer gewöhnlich an jenen, und dieß ift 
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zuläffig, woferne man nur den Steuerfuß in folcher Fortfchreis 
tung fteigen läßt, daß er immer ungefähr. eine gleiche Quote des 
muthmaßlichen (reinen) Lohneinkommens bildet (a), Dagegen 
ift die kuͤrzere Dauer des leßteren Fein Grund, daffelbe ſchwaͤcher 
zu befteuern, als ein immerwährendes Einkommen, weil auch die 
Steuer ſelbſt von jedem Arbeiter nur fo lange erhoben wird, als 
er im Bezug des Lohnes ift (2). Die bei kuͤnſtlicheren Beſchaͤf— 
tigungen im Lohne mitbegriffene Vergütung der Vorbereitungs- 
foften (I, $. 194) follte, weil in ihr ein. Koftenerfab enthalten 
iſt, geringer belegt werden, und obſchon ein genauer Ueberfchlag 
diefer Eummen nicht möglich ift (I, 8. 191), muß ‚man doc 
bei. der Feflfegung des Steuerfußes auf diefen Umftand Nüd- 
ficht nehmen, 


(a) Wenn man 3. B. fünbe, daß das reine Einfommen in folgendem 

Berhältniß zur ganzen Lohneinnahme ftünde: 

bei 300 fl, Lohn 30 fl, rein oder 10 pGt, 

„ WO, u Dam „ 5 u 

„ 300 ,„ „ 200 5, u „n Wu 

„ 150, „ 35, n„ Du 

„ 2000 u u 600 „ „ „ 30 
und wenn die Steuer "4, bed Reinertrages fein follte, fo Eönnte 
man fie bei diefen 5 Sätzen bed rohen Eintommens auf 3 — 7,5 — 
20 — 37,° und 60 fl., d. h. auf 1— 1, — 2 — 2° und 3 pGt der 
Einnahme fegen. 

(5) Nach der, früher im Großh. Heffen angewendeten, von Krönde 
(Ausführl. Anleitung ©, 93) angegebenen Methode follte ber Ars 
beitöverdienft wie eine Xeibrente behandelt werden, Man nahm in 
der Borausfegung, daß der Erwerb mit dem 20. Sahre anfange, 
eine 1djährige weitere Lebensdauer an, zog hievon 6 Jahre für 
Krankheiten ꝛc. ab und erhielt fo eine Yjährige Rente, deren ans 
fänglicher Werth (bei 5 Proc. Zins) dem Tfachen Zahresbetrage 
gleih if. So würden alfo 800 fl, Arbeitsverbienft einen Capitals 
anſchlag von 5600 fl, geben. Diebei ift ſowohl die Lebensdauer zu 
kurz (fie beläuft fich im 20 Jahre auf etwa 35 Jahre), als die Zeit 
der Unterbrechungen zu lang angenommen, überhaupt aber ift der 
Lohn eines Arbeiter nicht wie eine Leibrente anzufehen, er enthält 
(den Erſatz der Vorbereitungsfoften ausgenommen) nicht die all— 
mälige Rüdzahlung eines Capitals neben einem Zinſe, fondern ein 
für die perfönlichen Bedürfniffe des Arbeiters beftimmtes Einkom— 
men, und fo lange daffelbe dauert, fo lange kann es auch befteuert 
werden. Die Steuer hört ja ebenfalls mit dem Zode des Arbeiters 
auf! Die durch die Natur des Lohnes gebotene fchonende Behand: 
lung deffelben wird in höherem Grade erreicht, wenn man die Ver: 
Thiedenheit des rohen und reinen Arbeitslohn beachtet. Allerdings 
follte der Arbeiter etwas von feinem Lohne für fein Alter, feine Fa— 
mitie 2c, zurücklegen, was beim Empfänger einer Gapitalrente nicht 
fo nothwendig ift, allein dieß ift auch möglich, weil von der Steuer 
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immer nur eine Quote des muthmaßlichen reinen Einfommens in 
Anſpruch genommen wird. — Die Betradhtung des Lohneintommens 
als einer Reibrente findet fi auch bei Mac Culloch, Taxation, 
S. 127., dagegen hat nun au Mill, Princ. of Polit. Econ. II, 358 
(1849) die richtige Anficht ausgeſprochen. Indeß will der Vf. bei 
der Befteuerung des Lohns nicht den Unterhalt abziehen laffen, fon= 
dern nur das, was ber Arbeiter für feine alten Tage, für feine Kin— 
der ꝛc. zurüdlegen follte, Er will daher nur etwa Y, vom Lohnein⸗ 
tommen abziehen, um den Reft wie eine Rente zu behandeln. 


$. 392. 


Unter die Rohnfteuer fallen alle Perfonen, die ein bloßes 
Kohneinfommen ohne Beimifhung von Gemwerböverdienft und 
Gapitalzins genießen, und zwar aus den manchfaltigen Zweigen 
der Lohnarbeit, von den einfachen Verrichtungen der Taglöhner 
an bis zu den hoͤchſten Dienften der Lehrer, Künftler, Geiftlichen, 
Aerzte, Beamten ıc. Doch kann man fogleicy folche Claſſen von 
Arbeitern auöfchließen, die in der Regel nur den nöthigften Un- 
terhalt beziehen und daher nicht als fteuerfähig anzufehen find, 
wie das Hausgejinde beiderlei Gefchlechts, die Handwerksgeſellen 
und überhaupt ſolche Gehülfen, deren Befteuerung auf die Kohn: 
herren zurüdfallen würde, zumal da diefe Arbeiter doch Auf- 
wandöfteuern entrichten müffen (a). Es madt in Hinficht auf 
die Steuerpflichtigfeit Feinen Unterfchied, 1) ob die Arbeit un- 
mittelbar zur Production, oder zum Handel, zum Gütergebraud,, 
oder zu perfönlichem Vortheil dient; 2) ob die Bezahlung nad) 
der Zeit erfolgt (Tag- und Wocenlohn, Jahresgehalt), oder 
ſtuͤckweiſe für die einzelnen Arbeitsleiftungen, wie z. B. die mit 
dem Namen Honorar (Ehrenfold) belegte Vergütung höherer 
Beichäftigungen; 3) ob die Vergütung für eine gleichzeitige, 
oder wie bei Ruhegehalten für eine beendigte Thätigfeit, oder 
auch, wie z. B. bei geiftlichen Pfrinden, nur wegen ber An- 
nahme einer nüglichen Wirkfamkeit im Allgemeinen gegeben 
wird; 4) von wem und in weldyer Form der Lohn bezahlt wird, 
3. B. von Privaten oder Gorporationen, — in Geld oder zum 
Theil in Naturalien, 


(a) Am weiteften geht das ſächſ. Geſetz v. 24. Dec, 1845, nach welchen 
auch Maurerlehrlinge, Kindermädchen, Ammen, Spinnerinnen und 
Spulerinnen Schagung geben müfjen, die beiden letztgenannten 2 
Ser. jährlich. 
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Die flreitige Frage, ob insbefondere die Etaatödiener be- 
fteuert werden dürfen (a), ift zu bejahen, weil die Steuerpflicht 
lediglidy von dem Dafein eines reinen Cinfommens bedingt 
wird, und, wenn biefes vorhanden ift, die von dem Staate be- 
foldeten: Dienflleiftenden in Abſicht auf die Befteuerung den» 
jenigen, welche ihre Bezahlung von einem anderen Dienftherrn, 
3. B. der Kirche, der Gemeinde, einer Gefellfchaft zc., beziehen, 
ganz gleich ſtehen. Die Regierung befindet ſich in einer zwei⸗ 
fachen Beziehung zu dem Beamten, naͤmlich theils ald Beſtel— 
ler, Bezahler und Anordner feiner Dienftgefchäfte, theild als 
Befleuerungsgewalt. In diefer Hinficht ift der Staatödiener wie 
jeder andere Angehörige des Staates den allgemeinen Bürger: 
pflihten unterworfen (5). Man muß jeboch in jedem gegebenen 
Lande und Zeitpuncte erſt noch unterfuchen, ob jene thatfachliche 
Vorausfegung wirklich eintrete, d. h. ob die Befoldungen und 
Gehalte ꝛc. der Staatsbeamten, in Vergleich; mit der Bezahlung 
anderer Arbeiten und mit dem flandeömäßigen Beduͤrfniß der 
Dienftleiftenden fo groß feien, daß eine Steuerfähigfeit (ein reis 
nes Einfommen) vorhanden ift, vergl. $. 57. 


(a) Die Literatur diefer Streitfrage bei v, Malchus, I, 269. Für 
bie Befteuerung der Staatsbeamten flimmen v. Jakob, Fulda, 
Krehl u. A., ferner Mur hard, Befteuerung, ©, 479, — gegen 
biefelbe Kröncke, Sartorius, Los, v. Malchus, ferner Er, 
Moltke, 8.290. — Das Für und Wider, ohne Entfheidung, doch, 
wie es fcheint, mit einer Dinneigung zu bem leäteren, in Zachariä, 
Abhandlungen aus dem Gebiete der Staatswirthſchaft, 1835, ©, 21. 

(5) al. $S. 385. — Quo facilius etiam tributa tolerent privati, ab iis 
praestandis excipi non debent magistratus, nam rem per se in- 
gratam populo gratissimam reddit imperantium exemplum. 
Boxhorn, Institut, politicae. L. I. B. 10. $. 18. N. XV. 
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Gegen die Zuläffigkeit der Befoldungsfteuer find hauptfäch- 
lich folgende Gründe geltend gemacht worden: 1) Die Anftel« 
lung fei ein Vertrag, es dürfe daher die Befoldung nicht ver- 
Pürzt werben. — Dieß widerlegt fi) durch die Unterfcheidung 
des allgemeinen ftaatöbürgerlichen Verhältniffes von dem be- 
fonderen des Beamten, 2) Die Einnahme aus Staatödienften 
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fei von dem Ertrage gewerbemäßiger Befchäftigungen fehr ver- 
fchieden, indem der Staat in der Feftfegung der Befoldungen 
und anderen Dienftbezüge ein natürliches Monopol habe, feine 
Beamten fpärlich bezahlen Fünne, und diefe nicht im Stande 
feien, durch Fleiß und Unternehmungsgeift ihre Einkünfte zu 
erhöhen, zudem ihre Einnahme vollftändiger befannt fei, als die 
von Gewerbtreibenden, welche man weniger genau mit der 
Steuer zu treffen vermag (a). — Diefe Säte können nicht die 
Rechtmäßigkeit der Steuer Überhaupt zweifelhaft machen, fon- 
dern betreffen nur die Höhe derfelben und müffen in diefer Hin- 
ficht allerdings beachtet werden ; Dagegen kommt auch wieder bie 
Sicherheit und lebenslängliche Fortdauer der Befoldungen in 
Betracht. 3) Statt Befoldungen zu bewilligen, und dann wie= 
der etwas von ihnen hinwegzunehmen, follte man jie lieber ſo— 
gleich niedriger anfegen (2). — Hierauf iſt zu erwidern: 
a) Was die Erhebungsmweife betrifft, fo gefchieht diefe auch 
wirflih ganz leicht durch einen Abzug bei der Auszahlung der 
Befoldungen, b) Die befondere Anfekung der Steuer hat aber 
das Gute, daß der Beamte feine doppelte Beziehung zum 
Staate deutlich erfennt und feine Berufsthätigkeit mehr. nad 
Gebühr vergütet fieht. e) Der Steuerfuß ift Veränderungen 
unterworfen, die fowohl von der Höhe der Schagungen im Gans 
zen, ald von dem wechfelnden wirthichaftlichen Zuflande der. ver- 
fchiedenen Volksclaſſen herrühren koͤnnen. Waren z. B. Befol- 
dungen in einer Zeit bewilligt worden, wo das Getreide oder 
auch alle Waaren gegen Münzmetalle hoch im Preife ftanden, 
fo fünnen jene unter geänderten Umftänden eine ftärfere Be- 
fteuerung ertragen, als die zu einer anderen Zeit feftgefeßten (ec). - 
4) Die Steuer fei fhädlich für den Staatsdienft, indem fie die 
Befoldungen zu fehr verringere, und fie widerftreite dem mo- 
narchifchen Principe, indem fie die VBorrechte der Beamten auf: 
hebe und dadurch die der Krone felbft gefährbe (d). — Der 
erfte Einwand fällt hinweg, wenn die wirkliche Einführung fo- 
wie die Fortdauer der Steuer von der ermweislichen Steuerfähig- 
feit abhängig gemacht wird. In Hinficht auf den zweiten muß 
auf die große Werfchiedenheit zmwifchen dem Staatsoberhaupte 
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und deſſen vertragsmaßig angeftenten Beamten, ferner auf die 

Unverträglichfeit ber Steuerfreiheiten mit den allgemeinen ftaats- 

rechtlichen Grundfägen hingewiefen werden, 5) Die Steuer werde 

leicht dadurch unwirffam gemaht, daß man den Beamten Zu- 
lage giebt. — Daß dieß gefchehen koͤnne, ift außer Zweifel, 
allein eine ſolche Wereitelung des erwarteten Wortheils durch die 

Staatögewalt felbit kann hier nicht in Betracht gezogen werden, 

weil fie ganz von dem Willen der Negierung abhängt (e). 

(a) Badhariä,a. a D,, ©. 39, 

(5) Sinclair, History ete. erklärt es für eine handgreifliche Thor: 
heit, mit der einen Hand Befoldungen zu geben und mit der anderen 
wieder einen Theil derfelben wegzunehmen, 

(ce) Zachariä, S. 44, hält foldhe, z. B. wegen geänderter Geldpreife, 
unter der Form der Befoldungsiteuer gemachte Abzüge nicht für 
eine wahre Steuer, 

(d) Badharid,©. 49, 

(e) Die Befoldungserhöhungen ber Beamten in neuerer 3eit laffen fich 


aus der Vertheuerung der Lebensbedürfniffe erklären und würden 
auch ohne Befoldungsfteuer erfolgt fein, 


$. 395. 


Obgleich demnad) im Allgemeinen die Befoldungsfteuer für 
gerecht und zweckmaͤßig zu halten ift, fo kann es doch da, wo die 
Dienfteinfünfte unverhältnißmäßig niedrig find ($. 393), rath« 
fam fein, alle, oder doch wenigftens die unteren Beamten für 
jet unbefteuert zu laffen. In den höheren Stufen des Staats: 
dienftes pflegt wegen der Seltenheit der erforderlichen Faͤhig— 
Feiten und der fchwereren Berantwortlichfeit die Einnahme fo 
hoch zu fein, daß fie eine Befteuerung erträgt, Die Nebenein- 
fünfte und Amtswohnungen, nach mittlerem Betrage, müffen 
mit eingerechnet, dagegen folche der Amtsführung wegen ge— 
machten Ausgaben, welche unter den Begriff von Laſten fallen, 
3. B. Neifen, Bezahlung von Gehülfen, Haltung von Pfer- 
den ıc., in Abzug gebracht werden (a). Die Nuhegehalte, als 
ohnehin knapp bemeffen, follten nicht nach gleicher Kegel wie 
die Befoldungen behandelt und die Wittwengehalte ganz frei 
gelaffen werden (2) : 


(a) In Würtemberg wurde die Befoldungsfteuer durch das Finanz 
gefes vom 22, Zuni 1820 eingeführt, nachdem die Befoldungen ſchon 
1799 und 1813 bis 1815, doch in diefen Jahren nur von 2000 fl. an, 
in ber Vermögensſteuer beigezogen worden waren, Das Hauptgefeg 
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ift vom 20. Zuli 1821. Die Steuerfäße von 1833 wurben im 
Finanzgefeg vom 20, Juli 1849 wieder anfehnlid erhöht. Sie be- 
tragen 3. B. bei 600 fl, 8 fl. oder 1'4 Proc., bei 1200 fl. 24 fl. oder 
2 Proc., bei 1800 fl. 48 fl. oder 234 Proc., bei 2400 fl, 80 fl. oder 
31, Proc., bei 4800 fl. 288 fl. oder 6 Proc., bei 6000 fl. 432 fl. oder 
7,2. Proc. — Der Ertrag war 15*%,, 52 429 fl. — A. für 18*%, 
261,300 fl. — Die badiſche Gtaffenfteuer (ein unbeftimmter Aus= 
drud, der in mehreren Ländern verfchiedene Schagungen bezeichnet) 
nad) dem Gef. v. 31, October 1820 trifft neben den Staatsbeamten 
aud) alle anderen Befoldeten, Lehrer, Advocaten, Aerzte, Kuͤnſtler, 
Schriftſteller zc., ferner die Apanagien und Wittwengehalte des 
großherz. Haufes, (Schon 1815. war zum Behufe der Kriegskoften 
eine ähnlidhe Steuer von 14, ber Einkünfte angeordnet worden, 
ed kam aber nur der halbjährige Betrag wirklid zur Erhebung.) 
Sie wurde zu Hülfe genommen, um bei der Entwerfung des Vor: 
anfchlages eine Lüce in den Staatseinkünften auszufüllen, dieß ver- 
anlaßte aber eine zu hohe Feftfesung des Steuerfußes und führte 
das Bedürfniß einer Erniedrigung herbei, die im Gef. v. 10, Juli 
1837 gegeben wurde, (©. Berichte v. Mördes u. Rau, in ben 
Verhandlungen beider Kammern v. 1837.) Nach demf. wirh jede 
Befoldung mit einer gewiffen Zahl vervielfacht, um daraus das 
Steuercapital zu bilden, welches nad) dem Fuße der Gewerbfteuer, 
alfo jest mit 23 Er. auf 100 fl., belegt wird. Diefe Vervielfachungs- 
zaht ift bis auf 2000 fl. 3, — von 2001 — 3000 fl. 6, von 3001 — 
4000 fl. 7, von 4001 — 5000 fl.8,.... von 8001 fl. an 12, Man 
muß aber jedes Einkommen in die verſchiedenen Zaufende zerlegen 
und für jedes derfelben die entfprecdhende Vervielfahung anwenden, 
z. B. bei einer Einnahme von 4700 fl.: 
2000 x 3 — 6000 fl. 
1000 > 6 —= 6000 „ 
1000 x 7 = 7000 „ 
700 > 8 — 5600 „ 


4700 geben aljo 24 600 fl., 
wovon die Steuer jest 94 fl. 18 Er. oder 2 Proc, ausmacht. Die 
Wahl der Multiplicatoren deutet auf die VBorausfesung eines ge— 
wiffen Verhältniffes zwifchen rohem und reinem Eintommen, 2000 
fl. Befoldung zc, werden wie 6000 fl, Betriebscapital behandelt, 
welche 240—300 fl. Zins abwerfen, es ift alfo angenommen, daßin jenen 
2000 fl. ungefähr 12 — 15 Proc. reines Eintommen enthalten feien. 
Dagegen zeigt das Steuercapital von 24 600 fl. ein reines Ein- 
fommen von 984 — 1230 fl. — 22 — 26 Proc, an. Berechnet man 
die ganze Steuer eines gewiffen Einkommens, fo erhält man bei 
1000 fl, 11 fl. 30 Er. oder 1," Proc., bei 2000 fl. 23 fl. oder 1,'% 
Proc,, bei 3000 fl. 46 fl. oder oder 1,9? Proc,, bei 4000 fl, 72 fl. 
oder 1,8 Proc., bei 5000 fl. 103 fl. 30 Er. oder 2,1? Proc., bei 6000 
fl. 138 fl. oder 2,? Proc., bei 10.000 fl. 310 fl. 30 Er. oder 3,! Proc, 
bei 30 000 fl. 1230 fl. 30 Er. oder 4,! Proc. Der Ertrag war nad) 
dem älteren Gefes im D. von 1835 und 1836 190 033 fl., dagegen 
im D. von 1839 und 1840 122 768 fl., 1844 — 46 144 911 fl. 1847 
hatten die 25 397 Steuerpflichtigen ein Eintommen von 9°533,270 
fl., wovon nur 360 860 in Beträgen über 2000 fl. — In Baiern 
waren bis zur Einführung der Eintommenöfteuer (1848 (Edict v. 
10, Dec, 1814) Befoldete in der 5, Claſſe der Familienfteuer zu Y, 
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p&t. ihres Dienfteinfommens angefest. — In Defterreidy find bie 
Staatsbeamten und Lehrer unbefteuert; Deer. v. 7. April 1810. 
v. Kremer, 11,200. — In Preußen entrichten die Beamten Claſ⸗ 
fenfteuer, wobei fie nach ihrer wirthfchaftlichen Lage im Ganzen mit 
anderen Glaffen von Staatsbürgern verglichen werben follen, ohne 
daß beftimmte Abgabenfäge aufgeftellt worden wären. V. v. 25. Aug. 
u. 12. Dec. 1820. In einigen Regierungsbezirken hat man folgende 
. Regel angenommen: von 150 — 200 rl, 4 rl. Steuer, von 2—300 rl, 
6 rl, von 3— 400 rl, 8 rl,/von 4— 600 rl, 12 rl,, von 6 — WO rl, 
18 rl. von 1000 — 1200 rl. 24 rl. u, ſ. w., f. Sinn hold, die 
Glaffenfteuerverfaffung des pr. St. 1831. — In Sachſen fteigt die 
Befoldungsfteuer mit den Einkünften von %,, bis auf 214 Proc, 
(5b) Sachſen: Penfionirte und Wittwen geben bei Ruhgehalten unter 
300 rl. nur die halbe Steuer, Gef. dv. 24. Dec, 1845, $. 15. 
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Weitere Bemerkungen über die Befteuerung des Lohnes. 
1) Der Arbeitslohn ift zwar nirgends zum Gegenftande einer 
ausfchließend auf ihn fallenden und alle feine Zweige treffenden 
Steuer gemacht worden, allein in den meiften Staaten ift er 
auf irgend eine Weife mit Schatungen belegt worden; bald hat 
man ihn der Gemwerbfteuer unterworfen, bald die verfchiedenen 
Arten der Lohnarbeit zu verfchiedenen Steuern gezogen u. dgl. (B). 
Diefe Behandlung ift einer gleichförmigen, die Eigenthuͤmlichkeit 
des Arbeitöverdienftes gehörig berüdfichtigenden Befteuerung 
deffelben nicht günftig. 2) Bei der Anlegung der Lohnfteuer hat 
man, mit Ausnahme ber aus Staatd«, Kirchen» und Gemeinde- 
caffen Befoldeten, Fein anderes Hülfsmittel, als die eigene An= 
gabe des Steuerpflichtigen und die Prüfung derfelben durch 
einen Ausfchuß wohl unterrichteter Ortöbürger. Diefe Angaben 
erfordern eine öftere Erneuerung, 3. B. alle 3 oder 5 Jahre, 
oder fogar jährlich, und jedenfalld müffen offenfundige Aende— 
rungen, wie Befoldungserhöhungen, Erweiterung des Berufs» 
zweigs ıc., jährlich angezeigt werden. Befondere Koften, die 
nicht den perfönlichen Unterhalt, fondern die Befchäftigung be- 
treffen, 3. B. Anfhaffung literarifcher oder künftlerifcher Hülfe- 
mittel, find von der Durchfchnittseinnahme abzuziehen, 


(a) Die öfterr, Erwerbfteuer trifft neben den Gewerbsleuten auch die 
Privatlehrer, Advocaten, Notare, Mäkler, aber Aerzte, Beamte und 
Gewerbögehülfen find frei. — Baden: Zaglöhner, Kohnbediente, 
Krautfchneider, Spielleute zc. find zur Gewerbfteuer gezogen, zu 
welcher die Zaglöhner mit 500 fl. Steuercapital eingetragen wer: 
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ben; Dienftleiftende, bis zu den Seribenten, Zollgarbiften, Amts- 
boten, ferner Lehrer aller Art, Aerzte, Hebammen ꝛc. werden von 
der Glaffenfteuer getroffen. — In Würtemberg find neben den 
Staatsbeamten audy die Aerzte, Advocaten, Sandlungsgehülfen, 
gutsherrichaftl, Beamten 2c, zur Befoldungsfteuer pflichtig; Tag— 
löhner u, dgl, zahlen feine Schagung. — Die bair. Kamilienfteuer 
beträgt in der 4. Claſſe für unbefoldete Lehrer, Schreiber, Schrift 
fteller und Künftler jährlich 1 fl. 30 Er. 2c., in der 1. Glaffe für Tag: 
löhner ohne Grundeigenthum 40 Er., Wittwen und ledige Weibs— 
perfonen 20 Er., in der 2. Claſſe für Dienftboten und Gehülfen, die 
nicht in Koft und Wohnung des Dienftherrn ftehen, m. 40 £r., w. 
20 Er,, vgl. $. 395 (a). — In Preußen fallen alle höheren Dienfte 
unter die Glaffenfteuer, im Großh. Heſſen unter die Perfonalfteuer, 
— * nr gi wo die Perfonalfteuer mit der Gewerbfteuer ver: 
unden ift, 
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Die Kopffteuer, welche ohne NRüdficht auf Vermögen und 
Einkommen bloß nad der Zahl der Perfonen aufgelegt wird, 
entfprach dem Kindesalter des Steuermwefeng, in dem fie fich durch 
die Leichtigkeit der Anlegung und Erhebung empfahl (a). Nach— 
dem längft andere, ergiebigere und gerechtere Steuern eingeführt 
worden find, hat ſich doch neben ihnen in einigen Staaten eine 
der Kopfiteuer ähnliche Abgabe erhalten, die unter dem Namen 
Perfonalfteuer alle Familienvater und einzeln lebenden Per— 
fonen (5) oder fogar alle Erwachfenen (c) in ganz gleichem 
Betrage trifft. Sie muß fehr niedrig fein, um von Allen erträ= 
gen werden zu Eönnen, Ihr Nutzen kann nur darin gefunden 
werden, daß fie von den Feiner anderen Schaßung unterworfenen 
Staatsbürgern, alfo namentlich den Kohnarbeitern, einen billi— 
gen Beitrag liefert, indeß bleibt die ruͤckſichtsloſe Gleichheit der 
Steuerfumme und die mühfame Cinforderung derfelben auch 
von denjenigen Staatsangehörigen, welche ſchon auf andere Weife 
befteuert find, immer eine mefentlihe Unvollfommenheit diefer 
Steuer, welche deßhalb beffer durch eine geregelte Kohnfteuer 
erfeßt wird (d). 

(a) Kopffteuer in Perfien, in Rom unter den Königen, fodann auch wie: 
der unter den Kaifern; doch waren nur Plebejer ohne Grundeigen= 
thum diefer Capitatio unterworfen, bie zur Unterfcheidung von der 
Grundfteuer bisweilen den Namen humana trug; f. Savigny, 
a. a. D., und Er euzer, Röm. Antiquitäten, ©, 367, — Der tür: 


kiſche Charadſch von den erwachſenen männlichen Nicht-Moslims ift 
fein einfaches Kopfgeld, dba er 3 Abftafungen von 10, 6 und 3 Piaftern 
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bat. Vrquhart, Turkey and its resources. Lond. 1833, ©, 87, — 
Aud in anderen europäifchen Staaten find früherhin Kopffteuern 
in manchfaltiger Weife vorgefommen, in Glarus befteht eine folche 
noch jest. VBerfchiedene Vorſchläge älterer Schriftfteller zielen bahin, 
einige Abftufung anzubringen, wodurd) die Steuer ſich einer nad) den 
Einkünften aufgelegten nähert, f. z. B. Bergius, Poliz.= und 
Gameralmagazin, V, 347, 


(5) Franzöoſiſche Perfonalfteuer: der dreifache Betrag des Lohnes gemei= 


(ce 


— 


ner Handarbeit. Der Satz des Taglohnes darf zu dieſem Behufe nach 
dem Gef. vom 21. Apr. 1832 nicht über 11% Fr., nicht unter 70 Gt. 
angenommen werden und wird für jede Gemeinde von dem conseil 
general des Departements beftimmt. Jede Perfon , die ihre eigenen 
Einkünfte hat, wenn fie auch nody im älterlichen Haufe wohnt, ift 
fteuerpflichtig. Der Rohertrag ift g. 34 Mill, Fr, ohne die Zufchläge 
(centimes additionels). — Die niederländifche und belgiſche Per: 
fonalfteuer befteht aus ſechs einzelnen Abgaben, welche ſämmtlich zu 
den Aufwandsfteuern gehören, nämlich 1) von dem Miethbetrage 
der Wohnung, 2) von Thüren u. Fenftern, 3) von den Feuerftellen, 
4) vom Hausrathe (mobilier), 5) vom Gefinde, 6) von Pferden, 
ſ. unten $. 426, 427. Diefe ganze Perfonalfteuer trägt in Belgien 
ohne Zufchläge 7%, Mill. Fr. ein. — Die großh. heſſiſche Perfonal- 
fteuer gehört zu den Wohnungsfteuern. 

Nah der ehemaligen öfterr. Perfonalfteuer (Patent v. 23. Nov. 
1802) zahlte jede Perfon über 15 Jahre jährlich 30 Er., fpäterhin 
2 fl. Nur das Militär und erweislid Dürftige waren befreit, in 
Zirol und Vorarlberg wurde von Dienftboten und Zaglöhnern nur 
der halbe Betrag entrichtet. Diefe Steuer befteht feit 1830 nicht 
mehr, wohl aber im lombardifchevenezianifhen Königreich die ſchon 
von Karl VI. eingeführte Perfonalfteuer des platten Landes von 
3,2 Lire für jede Mannsperfon zwifchen 14 u. 60 Jahren. 


(d) Gründe für diefe Abgabe, unter der Vorausſetzung, daß fie etwa 1/ 


der Einwohnerzahl treffe und gegen 14 pGt. des geringften Einkom⸗ 
mens treffe, bei Moltke, ©, 158, 


7, Abfap. 
Allgemeine Einfommensfteuer. 


1. Ald eine befondere Art von Schaßungen, 


$. 398, 
In mehreren Staaten ift eine Einfommensfteuer neben 


den anderen Schakungen eingeführt worden, auch hat man fie 
öfterd zur einzigen Schagung in Vorfchlag gebracht (a). Ihr 


Weſen befteht darin, daß das Einfommen aller Bürger, aus wel- 


chen Quellen es auch fließen mag, auf gleichfürmige Weife er- 
mittelt und nad; gleichem oder doc; wenig verfchiedenem Fuße 
belegt wird, fo daß es fich für jeden Steuerpflichtigen in eine 
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Hauptfumme zufammengezogen darftellt. Man unterläßt hiebei 
die umftändliche und forgfältige Erforfchung der einzelnen Ein- 
Fünfte, theild weil fie langwierig, mühfam und Eoftbar ift, theils 
weil in der Anlegungsart zwifchen den verfchiebenen Zweigen 
des Einfommens Fein Unterfchied gemadyt werden foll; dagegen 
fucht man fich auf einem Fürzeren Wege einen ungefähren Ueber» 
fchlag des fteuerbaren Einkommens zu verfchaffen. Die Bortheile, 
welche eine folche Steuer gewähren Fann, liegen 1) in der Peich- 
tigkeit und Einfachheit der Anlegung, weßhalb diefe Steuer ein 
brauchbares Mittel ift, um in Zeiten vermehrter Bedtrfniffe 
fchleunig eine beträchtliche Hülfe zu gewähren (5), 2) in der 

Allgemeinheit, indem Feine Glaffe von Staatsbürgern befreit 

bleibt und namentlich auch die Gapitaliften beigezogen werben, 

Dieß gereicht diefer Steuer befonderd zur Empfehlung; 3) in 

der Beruͤckſichtigung der Schulden, deren Zinfen von dem fteuer- 

baren Einfommen abgezogen werden Fünnen. 

(a) Lips, Weber die allein wahre und einzige Steuer, Erlangen 1812, 
— ‚Hermes, 15. Heft. — Bahariä, Staatsw., ©. 425 — 433, — 
Murhard, Befteuerung, ©. 506 (bier zugleich viele Autoritäten 
pro et contra). — Ein Xuffas im New Monthly Review, überfegt 
in Buchholz, N, Monatsfchrift, Sept. 1834, — Ueber verhältniß- 
mäßige Befteuerung, keip. 1834. Gap. 1. — Benda, R. Peel's Fi- 
nanzſyſtem, oder über die Vorzüge der Einfommenfteuer, Berlin. 
1842. (Geht nicht in die Steuertheorie ein, fondern ſucht nur bie 
Staatsanleihen zu tadeln.) — Gr, Moltke, ©. 254. —v. Sparre, 
Die allg. Eintommenfteuer als einzige, directe Abgabe, Gießen, 1848, 
— dv. Groß, Allgem. progreffive Grund: und Eintommenfteuer, 
Sena, 1848. — Ziegler, Zur focialen Reform, 1850, — J. St. Mill. 
Princ. of. pol. 11, 378, Dagegen von Malchus, I, 175 und die dort 
angeführten Schriffteller Sartoriug,tos, Fulda, Sismondi, 
— Edinb. Rev. Apr. 1833, ©. 143. — Mac Culloch, Taxat. 
©. 113, — David in Journ. des Econ. XXI, 368, — Cochut in 
Revue des 2 mondes, 1849. 1, 115. — Baumftarf, Zur Einkom— 
menöfteuer Frage. Greifswald, 1850. 

(5) Sie ift aus diefem Grunde auch zu einer außerordentlichen Auflage 
wohl geeignet. Die ziemlich gangbare Eintheilung der Steuern in 
ordentliche und außerordentliche kann in der Wiſſenſchaft nur info> 
ferne anerkannt werden, ald manche Arten von Steuern, bie zwar 


einträglich aber fonft unvolllommen find, eher auf ein oder einige 
Sahre, ald dauernd angewendet werben bürfen. 


$. 399, 


Einer die Stelle aller anderen Schatzungen vertreten« 
den Einkommensſteuer fleht die Ungenauigkeit der Anfchläge 
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entgegen; welche wegen bes gewählten, für alle Arten von Ein- 
fünften gleichen Verfahrens unvermeidlich ift, Die Mittel, welche 
zur Ausführung diefer Steuer. allein uͤbrig bleiben, find 1) die 
eigene Angabe der Steuerpflichtigen, auf die man ſich hier um 
fo weniger verlaffen kann, da es meiftend an Gelegenheit fehlt, 
unwahre Erflärungen zu berichtigen und zu beftrafen (a) ; 2) die 
Prüfung diefer Angabe und die Schägung durch einen Ausſchuß 
von Mitbürgern, welche auf die ihnen befannt gewordenen Ein- 
fünfte, die VBermögensumftände und auf die Lebensweife jedes 
Steuerpflichtigen zu achten haben, . Auch bier find große Fehler 
nicht -zu vermeiden, weil 3. B. das werbende Vermögen einer 
Perfon fich zum Theile nicht in der Nähe ihres Wohnortes be 
findet, weil man fich bei oberflächlicher Betrachtung leicht über 
die Einträglichfeit eines Erwerbszweiges täufcht u, dgl. (2). 
3) Der Vorfchlag, die Steuern durch Abgeordnete erſt im gan- 
zen Staate auf die Provinzen, dann in diefen auf Bezirke u, f. w. 
vertheilen zu laffen, und endlich in jedem Orte die auf denfelben 
treffende Summe durd einen Schägumgsausihuß im Verhält- 
niß des mutmaßlichen reinen Einkommens umzulegen (ce), iſt 
ebenfalls nicht befriedigend, weil man ohne Katafler der fleuer- 
baren Ermwerbsquellen die Austheilung auf die einzelnen Lan⸗ 
destheile nicht mit der erforderlichen Genauigkeit bewirken Fann, 
und weder der gute Wille, noch die Einficht der Abgeorbneten 
den Mangel ficherer ftatiftiicher Anhaltspuncte erfest. 


(a) ©. die bei Murhard ©, 523 ff. mitgetheilten Stellen, mehrerer 
Schriftſteller. 

(6) Murhard, ©, 531, ſowie Schön und der Ungenannte im Der: 
mes legen Auf die Verbindung dieſer Schägung mit ber eigenen An⸗ 
gabe befonderes Gewicht. 

(ce) Der a, Auffag im Hermes und Murhard, ©, 534, 


$, 400, 

Eine Einfommenöfteuer neben den anderen Schaz— 
zungen einführen, heißt dem bisher angenommenen noch ein 
zweites neues Schatzungsſyſtem beigeſellen. Ein ſolcher Zuſtand ift 
offenbar unvolllommen, weil man mehr Arten von Steuern 
hat, als es nöthig und nuͤtzlich ift, weil ferner die neu hinzuge- 
fommene Steuer weſentliche Mängel an ſich trägt ($. 399) 
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und die Ungleichheiten der bisherigen Befteuerung nur mindert, 
nicht ganz befeitigt. Doch ift diefe Steuerart dann zu rechtferti⸗ 
gen, wenn man in den älteren Schakungen eines Landes erheb- 
liche Luͤcken und Fehler wahrnimmmt, denen man nicht: leicht 
und ſchnell abhelfen Fann, fo daß man Bedenken trägt, den Fuß 
diefer Steuern zu erhöhen, oder fogar eine Herabfegung beifel- 
ben für nöthig erachtet (a). In diefem Falle ift der Fuß der 
nur zur Ergänzung beftimmten Einfommenöfteuer ſo niedrig, 
daß die Mängel der Anlegungsart weniger empfunden werden. 
Man follte jedoch dann die Einfommensfteuer nur als ein einfl- 
weiliges Hilfsmittel anfehen und auf eine gründliche Verbeſſe— 
rung Bedacht nehmen, die nur in einer vollkommeneren An- 
legung fämmtliher Schagungen befteht, Zur guten Einrichtung 
der Einfommensfteuer gehört 1) eine genaue Beflimmung der 
bei jedem Zweige der Einkünfte zuläffigen Abzüge von Laften 
und Koften; 2) die Befreiung ſolcher niedriger Einkünfte, bei 
denen feine Steuerfähigfeit anzunehmen ift (5); 3) die Unter- 
fheidung der aus Renten und aus Arbeit fließenden Einkünfte, 
indem die leßteren fehonender behandelt werden müffen (e). — 
Mo für einzelne Schagungen gute Kataſter vorhanden find, 
kann man zwar diefelben zur Einfommensjteuer benugen (d), 
es ift aber zu bevenfen, daß dann die fo belegten Zweige des 
Einkommens genauer, alfo ftärfer getroffen werben, als die ans 
deren, und es ift daher eine Ausgleichung durch den gewählten 
Steuerfuß billig. 


(a) Die ehmal, franzöfifche taille personnelle kann als folche Steuer 
betrachtet werben ; 1 Sous p. livre oder Y„„des Eink. vom Arbeitsver- 
dienftder Handwerker und Zaglöhner nur 14 pGt., Declar v. 11, Aug. 
1776 A. 7. 8. SnGrosbritanien iftneuerlicd eine Einfommen- 
fteuerzum drittenmale eingeführt worden. 1) Die auf Pitt’ Vor: 
ſchlag befcjloffene income-tax von 1798 ließ Einkünfte unter 608, St, 
frei, traf von 60—65 8. St. zu Ya, u. f. f. in fleigendem Betrage, 
bei 200 £. erreichte fie den Sa von Y,. Den Gewerbsperbienft der 
Pachter nahm man zu %, (in Schottland Y,) des Pachtzinſes an, 
fo daß fie mithin resp. 7%, oder 5 pCt. deffelben zu fteuern hatten, 
2) Als diefe Steuer nah) dem Frieden von Amiens aufgehoben 
worden war, wurde fie bald darauf 1803 wieder eingeführt unter 
dem amtlichen Namen property-tax. Sie war einigermaßen abge⸗ 
ftuft, von 1508, St, an belief fie fih auf 5 p&t. des Einkommens, 
1805, nach den Vorfchlägen von For u. Grenville, wurde fie 
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wieder auf 10 p&t. aller Einkünfte gefest, 1816 aber vom Parla- 
ment aufgehoben. Sie hatte v. 1810 — 1815 i. D 15 Mill, &, 
eingebracht, wovon die Koften 10pCt. wegnahmen, ſ.von Raumer, 
Brit. Beſteur.“Syſt. ©. 136 — 176, Beacdhtenswerth war unter an= 
dern die Anordnung, daß im Falle der Befchwerde gegen eine Ab: 
fhäsung durdy die Sommiffare oder auch, wenn Gewerbtreibende 
ihre Vermögensumftände geheim halten wollten, befondere Schieds— 
männer riet ernannt wurden, denen man im leßteren Falle 
die ausführliche Nachweifung vorlegte. — 3) Die neue Steuer, 
Gef. v. 22. Sun. 1842 (5. u. 6, Victor. Cap. 35) wird amtlich eben: 
fall$ property-tax genannt, Robert Peel beantragte fie am 11. 
März 1842, bei VBorlegung des VBoranfchlags, welcher bei den da— 
maligen Einkünften und Ausgaben einen Ausfall von 2570000 2, 
zeigte und eine Steuererhöhung nothwendig machte. P. fchlug 
den Ertrag auf 3771 000 %, an. Nach dem Gefes follte die 
Steuer nur bis 1845 beftehen, allein ihre Dauer ift verlängert wor 
den und ihre Abſchaffung nicht fobald zu erwarten, weil eine Ber: 
minderung bei den Aufwandsfteuern eher Noth thut. Da die bri- 
tifche Grundfteuer höchft fehlerhaft und niedrig ift, die Gewerb- 
fteuer ganz fehlt, die Gapitalfteuer ohnehin, fo ift die Verftärfung 
der Schagungen ganz zwecdmäßig. Die Irländer find befreit. Der 
Fuß, nad) welchem die verfchiedenen Einkünfte belegt find, ift 7 Pence 
vom 8, St. = %,,, oder 2,9! pGt., bei Pachtern 31% Pence vom 
2. St. des Pachtzinſes, in Schottland nur 214 Pence. Das ſchwer— 
fällige, in 194 Art. abgefaßte Gefeg enthält nähere Vorſchriften für 
Schaͤtzung und Anlegung der Einkünfte unter verfchiedenen Abthei— 
lungen (schedules), nämlid A. Liegenfchaften in Grosbritanien, 
mit Einfluß der Häufer, auch Behnten, Fifchereien, Eifen= und 
Salzwerte, Brüden, Ganäle, Eifenbahnen ꝛc. — B. Pachtungen, — 
CE. Zinfen und Dividenden, welche aus den Staatseinkünften bezahlt 
werden, aber mit Freilaffung der Einnahmen, weldye an Unter: 
ftügungsgefellfchaften, Sparcaflen, die Staatscaffe, die Königin 
und die fremden Gefandten fallen. Die Steuer wird bei Bezahlung 
der Binfen fogleich abgezogen, — D. Gewinn und Verdienſt (pro- 
fits or gains) von Vermögen, von einem Gewerbe, Geſchäft, Be: 
ruf ꝛ⁊c. (profession, trade, employment or vocation), und zwar 
wenn entweder der Empfänger in Grosbrit. wohnt, oder das Ver: 
mögen oder Gewerbe dort feinen Sik hat, — E. Befoldungen ıc. 
aus der Staatscaffe. — Einkünfte unter 150 8, find durchgehende 
frei (X. 163.). Ueber den Abzug an den Schuldzinfen f. $ 387 (a). 
— Die gleiche Behandlung bes Arbeitslohns, Gewerbsverdienſtes, 
ber Zins: und Grundrente ift offenbar fehlerhaft, $. 391. Eine Ab- 
gabe von nicht voll 3 pCt. ift bei den erfigenannten 2 Zweigen, welche 
aus rohem Einkommen beftehen, fchon jehr mäßig, bei den Renten 
aber überaus niedrig. Der Ertrag im 3. 1843 war 5'387 455 £, 
1848 — 1849 aber 5605 532 8. und zwar unter Sched. A, 
2655 796, —B. 320 098, — C. 750 781,— D. 1628398, — E. 348 459 
L. St. woraus fich die befteuerten Einkünfte auf ungefähr 186 Mill. 
8, berechnen, Ueber diefe Steuer f. auch Edinb. Rev. Nr. 51, ©. 210 
(1842) und Mac. Culloch, Taxation, ©, 143. 

Weimar'ſche Einfommensfteuer, Gef. v. 29. April 1821, ſ. Stich— 
ling, Das Einkommensſt.Syſtem des Gr. ©. Weimar, 1844. Die 
Steuer trifft das Grundeinfommen nad) den Anfchlägen der alten 
Landſteuer, die Befoldungen, Ruhegehalte über 30 ri,, Zehnten und 
andere Gefälle nach Abzug der Erhebungstoften, — Verdienſt der 
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(6) 


Pachter (zu des Pachtzinfes angenommen, — frei bis 50 rl, 
Pachtzins), — Leihzinfen und Leibrenten unter Annahme eines 
Zinsfußes von 3 p&t., — fodann den Gewerbsverbienft. Auch hier 
ift hauptſächlich die gleiche Behandlung höchſt ungleicher Einkünfte 
auffallend, 

Die preußifhe Glaffenfteuer (Edict v. 30. Mai 1820 und 
fpätere Verordnungen) ift von ganz eigenthümticher Art, fie wird 
nämlich (fowie die ältere Perfonalfteuer feit 1811) in allen Dörfern 
und denjenigen Eleineren Städten erhoben, welche der Mahl: und 
Schlachtaccife nicht unterworfen find, und hiedurch erhält ihre zu= 
zuläffige Höhe eine Graͤnze. Es follte bei ihr, „um die Steuer nicht 
in eine Eintommengfteuer ausarten zu laſſen“, kein Zahlenanfag des 
Vermögens oder Eintommens ausgefproden werben, fondern nur 
eine auf wenigen und leicht erkennbaren Merkmalen beruhende Ab- 
ftufung ftattfinden. Es find neuerlidy 4 Claffen mit 12 Stufen an- 
geordnet, in denen fowohl Kamilien als einzeln Lebende ihre ges 
trennten Anfäge haben, nämlich I. Befonders wohlhabende und reiche 
Einwohner ; die Familie in 3 Stufen 48 — 96 — 144 rl, bie Ein- 
zelnen 24 — 48 — 72 rl. jährlich. II. Wohlhabende Grunbdbefiger, 
Kaufleute 20; die Familie 12 — 18 — 24 rl., der Einzelne 6 — 
9 — 12 rl, II. Geringere Bürger und Bauern, bie Haushaltung 
4 —6— Berl, der Einzelne 2 — 3 — 4 rl. IV. Zagelöhner, Ge- 
finde, Hier zahlt in der unterften Stufe jede Perfon zwifchen 16 und 
60 Zahren jährlich '/, rl,, aber hödyftens 3 Perfonen in 1 Familie; 
in den beiden folgenden Stufen die Haushaltung 2 — 3 rl, der 
Einzelne 1— 114 rl. Die Aufnahme und Schäßung geſchieht von 
den Gemeindevorftänden unter Leitung der Landräthe. Sinnholbd, 
Gtaffenfteuerverfaffung des pr, St., Liegnis, 1831, 4, — Hanſe— 
mann, S. 133. Hoffmann, Die Lehre von d. St., ©. 15%. Bei 
einer folhen ungefähren Schägung nad) den offentundigen Vermö— 
gensumftänden find viele Unrichtigkeiten unvermeidlid, die nur 
weniger fchaden, weil diefe Abgabe lediglich zu einer Hülfsfteuer 
neben den anderen Steuern beftimmt iſt. A. für 1849 7571 652 rl. 
Aufhebung der bisherigen Befreiungen, 7. Dec, 1849, — Nach aus: 
führlihen Verhandlungen wurde auf dem vereinigten Landtage 
(1847) der Entwurf einer, die beiden oberen Abtheilungen ber 
Staffenfteuer erfegenden Einfommensfteuer abgelehnt, Der exfte 
verein. pr. Landtag, I, 40. II, 1576 — 1694, 

Die ehemal bad. Erwerb und Vermögensfteuer Pat. u. V. B 
v. 31. Aug. 1808, aufgeh. 1813, traf das „reine Einfommen” in dem 
Sinne, daß die Laften, Schuldzinfen, Zehnten u. dgl., nicht aber 
Unterhaltskoften abgezogen wurden (8. 5), doch wurden Apanagien, 
Befoldungen und Penfionen nur in halbem Betrage angeſetzt. Der 
Fuß war fteigend, von 14 Proc, (bei 301 — 500 fl.) bis 6 Proc, 
(über 150,000 fl.). — In Lübeck wurde (v. 26. Juni 1815) ein 
„Schoß” vom Einkommen eingeführt; abgeändert durch V. v. 2. 
Apr, 1817, Steuerfuß fteigend. — In den legten Jahren hat man 
häufig die Einfommensfteuer zu Hülfe genommen, Bair. Gef. v. 4. 
Juni 1848 (Neg. Bl, Nr. 18), Gef. dv. 11. Zul. 1850, 8. 6 ff. — 
Sächſ. V. 27, Apr. u. 12. Aug. 1849. — Defterreih. Gef. v. 29, 
Octob. 1849, zunächſt nur für das J. 1850 beftimmt, f. Hübner, 
Das Einf. St. Gef., 3. Aufl. Wien 1850, 

Baiern: Die erften 200 fl. jedes Eint, bleiben frei, — Sachſen; 
Einkünfte bis zu 200 ri, frei, — in Defterreich Befoldungen 2. bis 
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600 fl., Renten bis 300 fl., Gewerbsleute in der unterften Claſſe der 
Ekwerbſteuer. 

(c) Bgl. 8. 391. Nach dem preuß. Entwurfe v. 1847 ſollte das fog. 
nicht fundirte Eink. (Lohn. u. Gewerbseink.) nur zu 24 belegt 
werden. Diefe Erleichterung iſt noch ſehr mäßig, da der Unterhaltsbe— 
darf weniger als %/, übrig läßt. Ueberhaupt ift eine u, dieſelbe Quote 
nicht bei jeder Größe eines Arbeitsertrages anwendbar. — Defters 
reich: Renten u. Gewerbsverdienft 5 Proc., Befoldungen von 600 
— 1000 fl. 1 ®Proc., für das 2te Zaufend 2 Proc. u. f f. — Baiern: 
fein Unterfchied. — Sachſen: Arbeitö= und Gewerbsverbienft wird 
zu ?4,, Befoldung, Gehalt zu %,, Grundrente zu %,, Sapitalzins 
voll angefchlagen, V. v. 12. Aug. 1848, 8. 6. 


$. 400 a. 


Ein Steigen des Steuerfußes mit der Höhe des ſteuer⸗ 
baren Einfommens ift bei diefer Steuer theild vorgefchlagen (a), 
theils wirklich angeordnet worden (6). Abgefehen von fremd« 
artigen oder verwerflihen Beweggründen, Fann für diefe fog. 
progreffive Steuer die Erwägung geltend gemacht werden, 
‚daß, je größer das Einkommen einer Perfon ift, defto entbehr- 
lichere, dem Lurus angehörende Verwendungszmwede bei einem 
Theile der Ausgaben vorfommen und daher, wenn man daß 
Einkommen in eine Anzahl gleicher Summen zerlegt, der con= 
crete Werth der letzten, entbehrlichfien Summe deſto niedriger 
ift, je mehr folhe Summen vorhanden find, $. 253. Außer eis 
ner Betrachtung dieſer Art hat vermuthlich aud die Hinficht 
auf das Arbeitseinfommen, bei welchem allerdings das Steigen 
des Steuerfußes ganz angemeffen ift ($. 391), zu der Empfeh- 
lung der progreffiven Steuer beigetragen, Gegen diefelbe fpre= 
chen aber folgende fehr erhebliche Gründe: 1) Die Abnahme 
des concreten Werthes der Theilfummen findet nur bei dem Auf- 
wande für perfönliche Zwecke in vollem Maaße ftatt, nicht bei 
der Erfparung neuer Gapitale oder bei der Verwendung für ges 
meinnügige Iwede, fie hängt auch zu fehr von individuellen - 
Umftänden ab und ift zu ungleichförmig, um bei der Befteue- 
rung berüdfichtigt werden zu koͤnnen. 2) Es läßt fich Feine 
Zahlenregel fir die Fortfchreitung des Steuerfußes ald die 
allein richtige oder als die befte aufftellen. Daher wirde eine 
gewiſſe Willkür herrfchen und man koͤnnte leicht zu einer ftärfe- 
ren Fortfchreitung, ald man fir gut hält, fortgeriffen werben, 

Rau, polit, Dekon. te Ausg. LIT. 2. Abth. 10 
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3) Eine fortgefeste Steigerung führt zu einem Puncte, wo 
eine Vermehrung des Einkommens durd; die Steuer ganz auf- 
gezehrt wird. Eoll aber die Steigerung bei einer gewiffen Höhe 
des Einfommens aufhören, fo ift es unbillig, bei niedrigeren 

Beträgen defjelben die Quote noch zunehmen zu laſſen. 4) Noch 

weit unter jenem Puncte wird durdy den zunehmenden Gteuer- 

fuß der Eifer zum weiteren Erwerbe gelähmt und eine ftarfe 

Verfuhung hervorgerufen, die wahre Größe des Einfommens 

zu verheimlichen oder die Steuer zu umgehen (ce). 5) Wäre 

die Steigerung Überhaupt nüglich, fo müßte fie im ganzen 

Echagungswelen angewendet und daher auch in der Grundz, 

Haus, Gewerbfteuer ꝛc. eingeführt werden, Dann würde fie 

aber wegen der großen Laft für Wohlhabende und der mit der 

Verwaltung eines ausgedehnten Befiges verbundenen Schwie— 

rigfeiten als fehr drücdend empfunden werden, Nach diefen Er- 

wägungen erfcheint die progrefjive Steuer nicht als empfeh- 
lenswerth. 

(a) Die Aeußerung von I. J. Rouffeau (Discours sur Pécon. polit., 
Ouvrages, 1, 252 der Genfer Ausg.) enthält fchon den Gedanken, 
daß die Steuer in ftärkerem VBerhältniß als das Vermögen fteigen 
folle. In der erften Zeit der franzöfifchen Revolution trieb der Daß 
gegen die Reichen zu diefem Vorſchlage. In neuerer Zeit fand der— 
jelbe in den focialiftifchen u. communiftifchen Anfichten eine lebhafte 
Unterftügung, da man ihn als ein fanfteres Mittel betrachtete, die 
Ungleichheit des Vermögens zu verringern; f. 4. B. W. Ober: 
müller, Das Gütergleihgewidht, Gonftanz 1840, Ziegler, Zur 
focialen Reform des preuß. Abgabenwefens, ©. 79. Doch hat die 
Progreffion auch Vertheidiger gefunden, die von diefem Stand— 
puncte weit entfernt find, z. B. v. Groß, a. a. O. ©. 8. Gegen die 
progreffive St. Mac Culloch, Taxat. ©. 141.— Jollivet, De 
l’impöt progressif, Paris, 1793. — Thiers, Ueber das Eigenthum, 
d.v. Obermayer, 1848, ©. 195. — v, Sparre, ©. 59, 

(5) Die National: Convention genehmigte am 7, Febr. 1793 die pros 
greffive Steuer der Stadt Paris u. faßte am 17, März 1793 den 
Beſchluß, daß ein impöt gradue et progressif sur le luxe et les 
richesses, tant fonciere que mobiliere, eingeführt werden folle, 
was aber doch fpäter nur bei der Zwangsanleihe von den Reichen 
gefhah. Mehrere deutfche Steuergefege enthalten eine Steigerung 
(vgl. $. 388. 409 (a)), die britiihe Einfommensfteuer aber nicht 
und bie öfterreichifche nur bei den Befoldungen. Progreffive Eins 
tommenöfteuer als ftädtifche Umlage in Brandenburg, f. Ziegler, 
zur foc. Reform, — audy mit fchwacher Steigerung in Köln und 

‚ „ Düffeldorf, 

(ce) Dieß kann auf mehrfache Weife gefchehen, ſ. Jollivet, ©. 14. 
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$. 401, 

Wenn die fammtlichen einzelnen Schatzungen vollftändig 
ausgeführt, nach gleihmäaßigem Grundfage dem reinen Eins 
kommen angepaßt und mit aller Eorgfalt eingerichtet, wenn fie 
endlich unter einander in ein richtiges Verhaͤltniß gebracht find, 
wie e8 der Größe der verfchiedenen Theile des Volkseinkom— 
mens entfpricht (a), fo bilden dieſe Steuern ein wohlgefugtes 
Ganzes und machen dann eine befondere Einfommensfteuer 
überflüffig. Dieß Ganze ift nicht fowohl eine einzige Steuer, 
ald vielmehr eine Verbindung mehrerer einzelnen Steuern, 
deren jede in der Beichaffenheit der Steuerquelle und der dar- 
auf gebauten Anlegungsweife ihre Eigenthüumlichkeit hat. Eine 
folche Geftaltung des Schaßungswefens ift ein Ziel, dem man 
allmälig näher zu kommen trachten fol. Eine fchnelle Erreichung 
defjelben ift fchon wegen der dazu erforderlichen Vorarbeiten 
und Erfahrungen unmöglich; hiezu Fommt aber, daß man 
Aenderungen in der Befteuerung, weil fie mandherlei Störuns 
gen im Verkehr bewirken, nicht gerne oft vornimmt ($. 270) 
und durchgreifende Verbefferungen meiftens bis auf das Ein« 
treten eined dringenden Bedürfniffes verfchiebt. 

(a) Und etwa den bei der Befteuerung der Zinsrente zu nehmenben 

Rüdfichten, S, 390, 


$. 401 a. 


Wenn man alle Einkünfte eines Steuerpflichtigen zum Bes 
hufe der Belegung mit Schaßungen zufammenfaßt, fo entiteht 
auch die Frage, ob und wie die fehuldigen Peihzinfen zu berüd- 
fichtigen feien. Ein Abzug diefer Keihzinfen von dem ausgemit- 
telten reinen Einfommen kann bei der Grund- und Hausrente, 
wenn man beide abgefondert für fich betrachtet, nicht in An—⸗ 
ſpruch genommen werden, denn jene Ausgaben find nicht mit 
dem Ertrage der Grundftüde und Haufer wefentlich verbunden, 
wie etwa die Koften der Reallaften, fie nehmen nicht gerade ei« 
nen heil der genannten Renten als folcher hinweg, fondern 
des Einfommens der Schuldner im Allgemeinen, Bei der Ges 
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werbfteuer ift ed anders, weil diefe auch die Binsrente bed Un 
ternehmers treffen foll ($. 359) und folglich diefelbe nur foweit 
treffen darf, als fie Letzterem felbft angehört. Daffelbe gilt von 
der Zinsrentenfteuer in dem Falle, wo ein Gapitalift auch Schul— 
den hat. Hält man fich jedoch an die Gefammtheit aller Ein- 
fünfte einer Perfon, fo Fann man die Schuldzinfen, die einen 
Theil der erſteren aufzehren, nicht überfehen. In den bisherigen 
Steuergeſetzen ift diefer Gegenftand meiftens unbeachtet geblie— 
ben, was wegen feiner eigenthuͤmlichen Schwierigkeiten leicht 
zu erklären ift, Die Geftattung eines Abzuges.an den Schaz⸗ 
zungen wegen der Echulden eines Steuerpflichtigen ift keines— 
weges nothwendig durch das Beftehen einer Zinsrentenfteuer 
bedingt, denn die Page des Schuldners, in welcher allein der 
Grund zu jenem Abzuge gefunden werden kann, bleibt diefelbe, 
der Zinsgläubiger mag befteuert fein oder nicht; allein da, mo 
dieß gefchieht, hat man allerdings mehr Aufforderung, dieſen 
Abzug zu bewilligen, theils weil erdichtete Angaben von Schul⸗ 
den dann hinwegfallen, wenn der Gläubiger eine Schatzung 
entrichten muß, teils weil diefe den Ausfall vergütet, der fonft 
aus der Grleihhterung der Verfchuldeten entftehen würde, vgl. 
$. 383, 


$. 401 b, 


Ein Abzug aller Schulden würde überaus mühfam und 
ſchwer auszuführen fein, er ift aber keineswegs nöthig. Die 
Schulden der Privatperfonen Fünnen in zwei Gattungen ge- 
theilt werden: 

1) Erwerböfhulden, die einer gewifien Einnahmsquelle 
willen gemacht werden. Hieher gehören nicht allein Anleilyen zu 
Anfäufen, zur Betreibung von Gewerben, zu Bauten, Grund: 
verbeſſerungen u. dgl., fondern auch foldye zur Behauptung des 
Beſitzes von Rändereien, Gebäuden u. a. ftehenden Gapitalen, 
wenn man fonft zur Beftreitung dringender Ausgaben fich jener 
Gegenftände entäußern müßte (a), 

2) Verzehrungsfchulden, bie feine Beziehung zu einer 
Einnahme haben und nur als ein Vorgriff (Anticipation) auf 
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die Einnahmen Fünftiger Jahre zu betrachten find, mögen nun 
die Ausgaben, für welche man borgt, vermeidlich oder nothwen⸗ 
dig fein, 

Ein Abzug diefer zweiten Gattung der Echuldzinfen von 
den Einkünften ift nicht zu verlangen, weil der Staat fich nicht 
um bie wirkflihe Verwendung des Ginfommens bekuͤmmern 
fann und nur deſſen Größe in Vergleich mit dem mittleren 
flandesmäßigen Bedarf der Steuerforderung zu Grunde legt. 
Unter ben Erwerbsfhulden wäre hauptfächlich bei denjenigen 
der Abzug der Schulden billig, welche dem Schuldner den 
Schein einer größeren Steuerfähigkeit geben, wie 3. B. Anfäufe 
von Liegenfchaften oder Neubauten, welche alsbald zu der 
Hausfteuer angefchlagen werden, Bei Grundverbefferungen da= 
gegen ift dieß nicht der Fall, weil die Grundfteueranfchläge nur 
nach langen Zwifchenzeiten erneuert und berichtigt zu werden 
pflegen. Nun läßt fi aber nicht mehr ermitteln, wie ber 
Schuldner die geborgte Summe verwendet hat, und man muß 
überhaupt in biefer Angelegenheit auf volle Genauigkeit ver- 
zichten. Es würde zur Erleichterung der Schuldner hinreichen, 
wenn man bie fammtlichen Unterpfands= und die Schulden der= 
jenigen Gemwerböleute, welche der Gemerbfteuer unterworfen 
find, in Abrechnung bringen ließe, die leßtgenannte Art der 
Schulden nur infoweit, als fie regelmäßig verzinfet werden und 
höchftens bi8 zum Belaufe des werbenden Vermögens diefer 
Gemwerbsunternehmer (5), und die Hypothekenſchulden, fomweit 
fie nicht offenkundig zu Meliorationen verwendet wurden, für 
die noch feine Grundfteuererhöhung Statt gefunden hat. Diefer 
Abzug darf nur auf Antrag des Schuldners, nicht von Amts— 


wegen vorgenommen iverden, 


(a) Ein Gewerbsmann, der mit geborgtem Gapitale wirthfcdhaftet, kann 
mit einem Landwirthe auf einem gepachteten Gute verglidyen wer: 
ben; wie diefem der Padıtzins, fo ift jenem ber Leihzins als Koſten— 
aufwand abzurechnen. Ein Haus- oder Grundbefiger , deffen Rente 
faft ganz von feinen Leihzinſen verfchlungen wird, ift offenbar über 
bürdet, wenn er foviel abgeben muß, als ein fchuldenfreier von glei: 
chem Liegenfhaftöbefige. | 

(5) Bol. Hoffmann in ber flaatswiff. Zeitſchrift, 3.1845, ©. 294. 
‚Der Verf, ift mehr für den Abzug aller Schuldzinfen, 
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3, Abfap. 


Allgemeine VBermödgensftener. 
| $. 402, 

Die größte Einfachheit und Gleichförmigkeit im Eteuer- 
wefen hat man bisweilen vermittelft einer Auflage zu erreichen 
gefucht, welche jeden Bürger im Verhältnif feines ganzen Ber: 
mögens ohne ale Ruͤckſicht auf die Befchaffenheit feiner Be— 
flandtheile treffen follte, Diefe von mehreren neueren Schrift 
flellern (a) wieder empfohlene Bermögensfteuer war fchon 
im Alterthum (5), fodann in vielen Rändern und Reichsſtaͤdten 
unter dem Namen Schoß, Loſung haufig zu finden (c), und 
befteht noch jett in einigen Staaten neben anderen Steuern (d), 
Man hat fie aus einem flaatsrechtlichen Grunde vertheidigt, 
weil man nämlich die Steuerpflicht und das Befteuerungsrecht 
aus dem Echuße ableitete, den der Staat den Bürgern gewährt, 
und daraus folgerte, Jeder muͤſſe nach der Größe feines ganzen 
fhugbedürftigen Beſitzthums getroffen werden. Diefer Grund 
ift nicht befriedigend, denn die Befhüsung des Eigenthums ift 
nicht die einzige Grundlage der Beſteuerung ($. 250). Zudem 
würde der Staat feiner Beftimmung fogar entgegen handeln, 
wenn er von dem Vermögen, welches er befchirmen foll, einen 
folhen Steuerbeitrag forderte, der dafjelbe mit der Zeit auf— 
zehrte., Das Staatsrecht Fann zwar einige Erforderniffe eines 
guten Steuerfuftems angeben, aber die Grundzüge deffelben 
müffen aus den Sägen der Volkswirthſchaftslehre abgeleitet 
werden, 


(a) Harl, Handb., I, 515 (Später hat fich der Verf, für eine allgem. 
Erwerbs: und Einfommensfteuer ausgefproden, f. deffen Allgem, 
Archiv, 1827, S. 111.). — Krönde, Anleitung, S. 21. — Derf,, 
Ueber die Grundfäge einer gerechten Beft., I. Abhdl. — Mathy, 
Vorſchläge über die Einführung einer gerechten Vermögensfteuer 
in Baden, Karlör, 1831. — Pebrer Histoire financ. I], 342 u, 
mehrere englifche, ebend. ©. 335 genannte Auffäge. — Dagegen 
u.%. Mac. Culloch, Taxation, ©, 114. 

(5) 3.8. die Gtlaffeneintheilung des Servius Tullius. Aud bie 
athenifche außerordentliche Wermögensfteuer (Eisphora), welche 
nur in Zeiten eined erhöhten Staatöbedarfes und in einem Fuße 
von 1—5 pCt. erhoben wurde, war nad) Claſſen angefegt. 
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(ce) Schoß, Schatzung, ordentliche Jahresfteuer der beutfchen 
Reichsſtädte, fhon im 14 Jahrh. vorfommend, in Nürnberg und 
einigen anderen Städten Cofung genannt, [. Knipschild, De ju- 
rib, er privileg. civitatum imperial, 1687. ©. 418. Nach dem nürn: 
berger Rofungszettel von 1702 (in Schlözer, Staatsanzeigen X, 
187) mußte man bei der vollen Steuer von allen beweglichen wer: 
benden Gütern und Vorräthen 1 p6&t., mit Kreilaffung von 100 
Simra Getreide, und 3 Fuder Wein, — von Hausmiethen, Renten 
und Binfen aus fremdem Eigenthum '/,, vom Ertrag eigener Län— 
dereien und von den Einkünften aus dem Obereigenthum Y, abs 
geben („verlofungen”). Befreit waren Bierrathen, Kleider, Haus— 
rath. Diefe Mifhung von Vermögens: und Einfommensfteuern 
wurde nad) der eigenen Angabe der Bürger ohne andere Sicherung 
als durch den Eid erhoben. Bei Ländereien in eigener Verwaltung 
wurden die Baukoften, überall aber die Schulden abgezogen; vgl. 
auch Schlözer,1V,85. VII, 464. — Lang, ©. 162. — Steuerverordn, 
v. Ulm von 1709 (aus Ländereien Y, p&t., aus verliehenem Vermö⸗ 
gen 14, aus Vorräthen, Baarfchaft ꝛc. pCt.), v. Ravensburg, 
1795 (Ländereien %, fahrendes und ausgeliehenes Vermögen 
1/, pGt.). Hari, Handb. I, 29 u. 53. — Der gemeine Pfennig 
war eine außerordentliche deutfche Reichsfteuer, die jedoch außer 
Gebraucd kam, weil man zu gleichem Zwecke die Befteuerung nad) 
Römermonaten, nad einer feftitehenden Matrifel der einzel: 
nen Gebiete, wegen des größeren Spielraums, den fie den Landes 
fürften gewährte, vorzog. Der gemeine Pfennig wurde 1411 einge: 
führt, Er beftand z.B. 1542 in pCt. des Vermögens, was auch 
in den vereinigten Niederlanden als zweihundertfter Pfennig vor: 
tam. Pfeffinger, Vitriar. illustrat. II, 384. — Klock, De 
aerario, ©. 71%, — Lang, ©. 182, — Fünfzehnter Pfennig 1402 
im Bistum Bamberg, f. Mayer, ©, 161. — Koburg, 1589 vom 
Gulden 4 Pfennig, bei Harl, I, 155. — Säaͤchſiſche Vermögensft, 
feit 1454, fpäter unter unter dem Namen Schodfteuer, Schimmel; 
fennig, I, 390, — Heff. V. v. 19, Dec. 1576 über die Aufbringung 
der Türfenfteuer, von 100 fl. 1 Schredenberger nadı „handgebender 
Gelübnus und Trew“ erhoben, die Ritterfchaft frei. — In ben 
niederländifchen Provinzen war der Schoß, Schot, fehr häufig; ſ. 
die für die holländifche Finanzgefchichte lehrreiche Schrift: Over de 
belastingen, het beheer der geldmiddelen...staande de republick 
der vereenigte nederlande, Amst. 1837. ©, 86. 

(d) Mehrere —— z. B. Zuͤrich, Gef. v. 24. Jun. 1832, 
i per mille des reinen Vermögens. — Schaffhauſen, 23. Febr. 1834 
(alle nicht zum Gewerbsbetriebe dienenden Hausgeräthichaften 
frei, Steuerheinheit 1 p. m.) — Glarus (gewöhnlich 2 p. m.), — 
St. Gallen, (1 .p. m., Ertrag g. 60 000 fl.) — Genf, taxe des 
gardes, im 16. Jahrh. eingeführt, 1798 aufgehoben, 1816 wieder: 
hergeftellt. Die erften oder einzigen 5000 Fr. find frei, von 15 000 
bis 50 000 Fr. zahlt man Y, per mille, von dem Mehrbetrage 1 
p. m. Werk: und Hausgeräthe, Sammlungen für Kunft und Wil: 
fenfchaft,, endlich Grundftüde im Ganton find frei, nicht aber bie 
auswärts befeffenen. Ertrag 1831: 1831: 166 700 fl, (zu 13 Kr.) 
1835—44 D, 108 000 $r., f. J. Vuy, Essai sur la täxe des gardes 
Geneve. 1838 und Hottinger, Staatsh, d.fchweiz. Eidgen. ©. 113, 
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$. 403. 

Die Vermögensfteuer, wenn fie fireng durchgeführt wird, 
unterfcheidet fich von der, Befteuerung der Einkommenszweige 
hauptfächlich in folgenden Stuͤcken: 

1) Sie trifft das nicht werbende Vermögen gleich ſtark wie 
das werbende, Eine foldye Belegung der Genußmittel ift nicht 
nachhaltig und zum Theile mit fehr läftigen und gemeinjchäd- 
lichen Folgen verknüpft, $. 256. Wer im Verhältniß zu feinem 
Einkommen ein ungewöhnlich großes Mobiliar hat, erleidet 
Verluſte, bis er daffelbe fo weit erniedrigt hat, daß er die Steuer 
aus feinen Einnahmen zu tragen im Stande ift, und er muß 
hiebei neben den überflüffigen auch fehr werthvolle Dinge der 
Steuer willen aufgeben. Hiezu gefellt jich die große Schwierig- 
feit der Grforfchung folder Wermögenstheile. Will man ge— 
bafjige Nachſuchungen des Mobiliar vermeiden, fo ift man auf 
die eigene Angabe der Eteuerpflichtigen befchränft, die nur da, 
wo firenge fittliche und religiöfe Grunpdfäge herrfchen, die erfor 
derliche Zulaffigfeit hat (a), zumal da auch der Geldanfchlag 
der Gegenftände vieler Willkür und Ungewißheit Raum giebt, 
Allgemeine Ueberfchläge des Mobiliar, 3. B. nad dem Ver— 
haltniß zum Hausfteuercapital (6), wenn fie auch im Ganzen 
der Erfahrung entſprechen mögen, fallen doc; auf die einzelnen 
Steuerpflichtigen in fehr ungleichem Verhältniß zu ihrem wirk- 
lihen Befige. Deßhalb hat man hie und da Theile des Ge- 
brauchsvorrathes ganz von der Steuer befreit (c). 

2) Sie belegt die werbenden Güter nicht nach ihrer Er— 
tragsfähigkeit, fondern nad ihrem Preis- oder Koftenanfchlage, 
was bei vielen Dingen, deren Anfchaffung feinen verhaltniß- 
mäßigen Vortheil bringt, 3. B. bei wenig benugten Mafchienen, 
unnoͤthig foftbaren Geräthen ıc., ferner bei Gapitalen, die ver- 
fchiedene Zinfen abwerfen, die Eigenthümer fehr befchwert. Mit 
Ausnahme diefes Punctes trifft hinfichtlich der werbenden Ver— 
mögenstheile die Wermögensfteuer mit der Ginfommensfteuer 
überein. 

3) Der Grundfag der Vermögensbefteuerung ift auf die 
aus der Arbeit herfließenden Einkünfte nicht anwendbar, Man 
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hat diefe nur herbeiziehen Fönnen, indem man aus ihnen ein 


eingebildetes Etammvermögen berechnete, 


(a) In mandyen deutfchen Reicheftädten Fam es fogar vor, wie noch jest 
in Genf bei der taxe des gardes, daß der einzelne Bürger ganz fei: 
nem Pflichtgefühl überlaffen blieb, indem er feine Angabe feines 
Vermögens zu machen brauchte und feinen Beitrag einlegte, ohne 
daß Jemand deſſen Größe erfubr: „gefhworne Steuer” Knip- 
schild, a. a. O., ©, 421. Mackhiavelli (Discorsi sopra la 
prima deca di T. Livio, 1, Gap. 55) preift diefen Zug deutſcher 
Zreue mit großem Lobe. Neque enim dubium est, quin singuli 
justam portionem solvant, quod alioquin totam summam contri- 
butae pecuniae minorem fore opporteret, quam alias esse soleret, 
atque illinc patefacta fraus aliam indicendi colligendique tributi 
rationem suasisset, f. latein. Weberf Francof. 1619. ©, 191. — 
Lang, ©. 166. — Auch bei dem Schoß in Bremen fand die geheime 
Selbſtſchätzung ftatt, und das Steigen der Steuer zeigte, daß we— 
nigftens die Unredlichkeit nicht zunehme. Diefe Abgabe hörte nach 
1830 auf. — In Zürich werden die Formulare, auf denen jeder 
Steuerpflichtige fein Vermögen und Einkommen angegeben hat, 
nad) vorgängiger Prüfung durch den Gemeinderath, in ein Regifter 
eingetragen, welches 14 Zage Jedem zur Einficht offen liegt und 
dann von einer Commiſſion nochmals geprüft wird, a, Gef. $. 12 ff. 

(db) Wie bei Mathy, a. a. O. 

(ce) ©. $. 402 (ce) von Nürnberg. Das dortige Geſetz, daß, um ben 
Staat nicht zu verkürzen, Niemand mehr von den genannten feuer: 
freien Dingen haben folle, alö fein Stand erfordert, war fo unbe— 
flimmt, daß es feine Wirkung haben Eonnte, 


$. 404, 


Die Vermögensfteuer, als fortdauernde Abgabe betrachtet, 
ift demnach den Einfommenöfteuern nachzufegen. Eie fchließt 
feinen Vorzug in fich, der nicht, wie z. B. die Beiziehung der 
Gapitaliften und die Erleihterung der Echuldner (a), auch bei 
jenen Steuern angebracht werden fünnte, und zeigt gerade in 
ihren Eigenthümlichfeiten erhebliche Mängel, Wenn übrigens 
die Schagungen in einem Rande noch fehr unvollfommen find, 
fo Fann in Zeiten eines außerordentlich vermehrten Staatsbe— 
darfs eine allgemeine Vermögensfteuer, als eine Auflage von 
furzer Dauer, eher gerechtfertigt werden, da unter ſolchen Um— 
ftänden, die befondere Opfer fordern, Ungleichheiten leichter er- 
tragen werden, eine minder genaue Negulirung weniger fchäb- 
lich ift und überhaupt die gefchilderten Nachtlyeile bei ein= und 
zweimaliger Erhebung noch nicht fehr fihtbar werden (6). 


(a) Hierauf legt Matty, a. a. D., Gewicht. 
(5) Preuß. außerordentl. VBermögenöfteuer im Jahre 1812. Edict v. 24. 
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Mai. Snftruction von demfelben Tage, u. dv. 6. Juni. E& wurben 
3 pCt. von allem werbenden Privatvermögen und 5 p&t. von je= 
dem durdy Arbeit ohne Vermögen erworbenen Einkommen über 
300 rl. in Anſpruch genommen. In jeder Provinz, jedem Kreife 
und größeren Orte wurde eine Commiſſion gebildet, um bie Ver: 
mögensangaben zu empfangen und zu prüfen. Die Kaufleute fonn= 
ten ſich durch eine Gommiffion aus ihrer Mitte ſummariſch abſchä⸗ 
sen laffen. — In den Niederlanden war neuerdings eine Vermö— 
gensfteuer in Vorfchlag gekommen, die jedod nicht ausgeführt 
wurde, Gründe gegen fie in der Schrift: Bedenkingen over belas- 
tingen op het inkomen of de bezittingen der ingezetenen, ’sGra- 
venhage, 1843. ©. 16. (vom Verf. der in $. 402 (ec) genannten 
holländifhen Schrift.) — Die in Baden beabfidhtigte außerordent— 
liche Vermögensfteuer (Gef. v. 10. Mai 1849, ©. v. 23, Jul. 1819) 
ift, nachdem die Angaben der Steuerpflichtigen ſchon abgeliefert 
waren, nidyt erhoben worden, 
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Eine Abgabe von Erbfhaften, wenn fie fo ftark ift, 
daß fie den Charakter einer Gebühr verliert ($. 237), Fann als 
eine auf den Tod des Eteuerpflichtigen hinausgefchobene Ver— 
mögenöfteuer angefehen werden, Sie hat für fi, daß fie wenig 
empfunden wird, weil der Erbe fie entrichtet, bevor er noch das 
ererbte Vermögen als das feinige betrachtet hat. Doch ift fie in 
mehrfacher Hinficht fehr unvollfommen, denn 1) trifft fie die 
einzelnen Werlaffenfchaften Außerft ungleich, je nachdem der 
Erblaffer lange oder kurz im Genuffe feines Vermoͤgens 
war (a); 2) fie greift ihres hohen Betrages wegen den 
Stamm des Vermögens an und giebt feinen ſolchen Antrieb zu 
Erſparungen, wie eine jährliche Abgabe, weil Jeder weiß, daß 
ihn die einmal entrichtete Steuer nie wieder erreiht. 3) Es ift 
billig, daß die Erbfchaftöfteuer nach der Nähe der Verwandt: 
haft abgeftuft werde, wobei Nachkommen frei bleiben, nicht: 
verwandte Teflamentserben dagegen am meilten abgeben (5). 
Die naͤchſten Verwandten, insbefondere Nachkommen, haben 
meiftens ſchon vorher einigen Mitgenuß des Vermögens gehabt 
und dafjelbe einigermaßen als das ihrige angefehen, weshalb der 
Anfall der Erbfchaft für fie Fein ganz neuer Zufluß und Glüds- 
fall ift, Diefe Anordnung widerftreitet aber wieder dem Zwecke 
einer allgemeinen Befteuerung ded Vermögens, und Befikun- 
gen, die fi) lange fort in gerader Linie vererben, tragen ber 
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Staatscaffe nichts ein (ec). 4) Wollte man die Erbichaftöfteuer 
als Erſatzmittel einer einzelnen Art der Schagungen, z. B. der 
Zinsfteuer, anfehen, fo wäre fie, während fie diefe Beftimmung 
nur unvollfommen erreichte (Nr. 1— 3), noch darin fehlerhaft, 
daß fie auch die anderen Vermoͤgenstheile mit beträfe, deren 
Ertrag fchon fonft befteuert ift. Man müßte folglich das unbe- 
wegliche und das von dem. Eigenthümer felbft in ein Gewerbe 
verwendete Gapitalvermögen von der Erbſchaftsabgabe befreien, 


was jeboch die anderen Mängel nicht befeitigte. 

(a) Diefem Mangel ift nicht abzubelfen, denn es wäre allzu umftänd: 
(ich, die Steuer in jedem Falle nad) der Dauer des Vermögens: 
befises abzumeffen. 

(5) Preuß. Säge des Erbfchaftöftempels, f. $. 231 (5). — Franzöfifche 
Regiftergebühr, 8.236 (@). Das bewegliche Vermögen giebt weni- 
ger als das unbewegliche. — Defterreic Erbfteuer, feit 1759, Pa: 
tent dv. 8. Sept. 1810. Blutsverwandte find frei, auch Erbfchaften 
bis zu 100 fl., ferner Lottericloofe, Bergwerkskuxe, Geräthe, Wäfche, 
Kleider, VBorräthe in der Landwirthſchaft ꝛc. Schulden werden abge: 

ogen. Der Fuß der Steuer ift 10 Proc, 

(c) In der neueften Zeit ift öfters der Vorſchlag gemacht worden, bie 
Erbfolge der Seitenverwandten auf die näheren Grade zu befchrän 
fen und die hiedurch erblos werdenden Berlaffenfchaften zum Beften 
der Armen zu verwenden, wozu in den Gemeinden oder Amtöbezir: 
fen ein befonderes Armengut angefammelt werben könnte, aud 
könnte dieß wenigftens mit einem gewiffen Theil der Erbſchafts— 
fummen gefchehen. Die Hauptfchwierigkeit würde in ber Gefahr 
einer ungwecmäßigen Verwendung beftehen; ſ. Hilgard, Zwölf 
Paragraphen über Pauperismus, 1847, — deMaurocordato, 
Essai historique sur les divers ordres de succession ab intestat, 
Par. 1847, ©. 7. 100, — Brater, Die Reform des Erbredhts zu 
Gunften der Nothleidenden, München, 1848, 
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. 2. Hauptftüd, 


Aufwandsfteuerm 


1. Abfas, 


Allgemeine Betrachtung der Aufwandsſteuern. 
$. 406, 


Bei den Aufwands-, Verbrauchs-, Verzehrungs— 
oder Conſumtionsſteuern ($. 292) wird die Steuerfähig- 
feit der Bürger nicht im Einzelnen erforfcht, fondern es wird 
vorausgefetst,.biefelbe laffe fi) aus dem Aufwande erkennen, den 
Jeder fiir gewiffe Zwecke macht, fo daß man durch eine an diefen 
Aufwand gefnüpfte Steuererhebung alle Bürger ungefähr in 
gleihem Verhaͤltniß zu ihrem reinen Einkommen treffen koͤnne. 
Diefe Steuern hängen alfo nicht unmittelbar mit den Einnah- 
men, fondern mit den Ausgaben zufammen. Obſchon fie allge- 
mein im Gebrauch find und in mehreren Staaten fogar dem Er- 
trage nach die Echakungen übertreffen ($. 416), audy viele 
Erfahrungen zu ihren Gunften fprechen, fo ift doch ihre Zweck⸗ 
mäßigfeit und Verträglichkeit mit den allgemeinen Grundfägen 
der Befteuerung in neuerer Zeit öfters in Zweifel gezogen wor⸗ 
den (a). Mit der Abwaͤgung der Vorzuͤge der Schatzungen und 
der Aufwandsſteuern ſteht zugleich die Vergleichung der directen 
und indirecten Erhebungsweiſe in Zuſammenhang ($. 294), 
weil die erfigenannte Art von Steuern gewöhnlich unmittelbar, 
die zweite aber größtentheils mittelbar erhoben wird, 


a)) Gegen die Aufwandöfteuern: Efhenmaier, Ueber die Conſum— 
tionsfteuer, Deidelb, 1813, — Krönde, Grundfäge, Nr. 3. — 
Los, Handb. II, 175, — v. Liechtenſtern, Aphorismen und 
Notizen über wichtige Zweige des Finanzwefens, Altenb. 1821. ©. 
31. — Behr, Wirthſch. des St., S. 142%. — v. Ulmenftein, 
Ueber die Vorzüge und Mängel der indireeten Befteuerung, Düffeld, 
1831. — Revue encyclopedique, Oct. 1831. & 46. — v. Rotted, 
De, Pol., ©. 345 ff. — Für diefelben: v. Sonnenfels, Grund: 
fäße, III, $. 165 ff. — v. Raumer, Das britifche Beſteuerungs— 
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foftem, ©. 229, — Monthion, ©. 123, — v. Jakob, 1, 563, — 
Fulda, $. 202 ff, — v. Maldyus,1,$.60,— deHogendorp, 
a. Schrift. — Mac Culloch, Taxation, ©, 148. — J. St. Mill, 
Princ. 11, 420, — In der Schrift: Ueber die billigfte Vertheilungss 
regel der Steuern, Berl. 1850, wird vorgefchlagen, die St. nur nad) 
den Ausgaben der Bürger anzulegen und dieſe in Steuereinheiten 
auszudrüden, welche aus dem geringften Einkommen einer Familie, 
auf den Kopf ausgefchlagen, beſtehen. — Aehnlich der Vorſchlag 
von Revans, 1847, f. Mill, Il, 380, 
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I, Berhältniß der Steuer zu den Einfünften. Die 
Aufwandöfteuern beruhen auf der Annahme, daß die Menfchen 
in der Negel fich fo viel perfönlichen Nugen und Genuß durch - 
fachliche Güter zu verfchaffen fuchen, ald e8 ihre Vermoͤgensum⸗ 
flände geflatten, und daß darum den verfchiedenen Abftufungen 
ber leßteren in jedem Stande auch ein verfchiedenes Maaß von 
Aufwand entipreche, Dieß ift auch im Allgemeinen wahr, nur 
geftattet die Natur diefer Steuern, mit Ausnahme ganz uns 
entbehrlicher Dinge, Feine genaue Berechnung über das Vers 
haltniß der Steuerbeiträge jedes Einzelnen zu feinem Einkom⸗ 
men, und man vermag nur die durchfchnittömäßigen Ausga- 
ben verfchiedener Stände zu beobachten, um darnach den Fuß 
der Steuern in einem richtigen Verhältniß anzuordnen, Im 
Einzelnen kann es nicht auöbleiben, daß bei gleichem Einfom- 
men Einige mehr, Andere dagegen weniger ausgeben. Wer 
in Folge eines unverhältnißmäßig großen Aufwandes ftärfer 
von der Eteuer getroffen wird, ald Andere, der kann fich nicht 
beflagen, da eö nur bei ihm fteht, ſich einzufchränfen, wozu die 
. Steuer eine nüglihe Warnung giebt. Wer dagegen ungewoͤhn⸗ 
lich fparfaın lebt, giebt in der fehnelleren Anhäufung von Gapis 
tal der Gefellfchaft und mittelbar auch der Staatscaffe einen 
Grfag für die zu geringe Steuer, die er entrichtet, Uebrigens 
dürften doch ſchon wegen dieſer unvermeiblichen Ungleichheis« 
ten die Aufwandöfteuern nicht die einzigen fein, vielmehr follten 
fie nur neben den Schatungen beftehen, was auch daraus er= 
heit, daß fie, infofern fie auf Lebensmittel gelegt find, die Ars 
beiter und Gewerbsunternehmer, im Vergleich mit den Grunds, 
Haus» und Gapitalbefigern zu ſchwer belaften, Könnte man. 
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allen Aufwand befteuern, fo wuͤrde es noch leichter fein, die Be— 
laftung der Steuerfähigkeit anzupaffen. Allein da dieß das 
Steuerwefen allzu verwickelt machen und das Privatleben all- 
zufehr beengen würde, muß man gewiffe Steuergegenflände 
auswählen, welche ald gute Kennzeichen der Eteuerfähigfeit 
gelten können und auch in anderen Hinfichten zweckmaͤßig find, 
Hierdurch wird ebenfalls die Gleichförmigfeit in der Befleuerung 
verhindert; da jedoch die Erfahrung zu diefer Auswahl mande 
nügliche Lehren dageboten hat, fo ift man im Stande, wenig- 
ftend gröbere Fehler zu vermeiden, 
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I. Volkswirthſchaftliche Wirkungen, Wird eine 
Aufwandsfteuer von dem Verkäufer einer Waare oder Leiftung 
vorgefchofjen, fo empfindet diefer eine dringende Aufforderung, 
die Steuer auf die Käufer zu überwälzen, was auch in der Re— 
gel ($. 273) bald erfolgen muß, indem einige Verkäufer ihr 
Angebot verringern, andere daſſelbe ganz aufgeben würden, wenn 
der Preis nicht alsbald in die Höhe gienge. Die Käufer koͤnnen 
fic bei einem nicht ganz unentbehrlichen Gegenftand dadurch 
helfen, daß fie eine etwas Fleinere Menge befjelben anfchaffen, 
alfo im Ganzen dafuͤr nicht mehr ausgeben, als zuvor ; fie Eön- 
nen ſich auch eine andere Ausgabe verfagen, um ben befteuerten 
Genuß unvermindert fortzufegen, Die Wirkung einer ſolchen 
Steuer ift alfo Feine andere, als die Entbehrung, welche in der 
Negel (a) von einer jeden Steuer verurfacht werden muß. Nur 
dann wäre dies volkswirthſchaftlich fchädlich, wenn ed vom Ueber- 
fparen abhielte oder zum Angreifen des Capitals antriebe, oder 
eine Entbehrung an den nöthigften Dingen veranlaßte; diefe 
Folgen können aber durch gute Anlegung eben fo gut verhitet 
werden, ald bei ven Schaßungen. Hat eine Aufmandsfteuer fchon 
längere Zeit beftanden, fo hat fich die Lebensweiſe nach ihr ein— 
gerichtet, und man ift daran gewöhnt, fie ald einen wefentlichen 
Beflandtheil des Preifes zu betrachten, Auch die verminderte 
Hervorbringung jener Gegenftände ift Feine den Aufmwande- 
feuern allein anhängende Wirfung, und vergütet ſich durch ſtaͤr⸗ 
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fere Erzeugung berjenigen anderen Güter, welche vermittelft der 
Verwendung der Staatseinfünfte ftärferen Begehr erhalten (5). 


(a) Mit Ausnahme des in $ 268 erklärten Falles, 

(5) Es wird von den Aufwandefteuern gerühmt, daß fie theils die Zeh— 
rer, theils die Erzeuger der. befteuerten Gegenftände zu größerem 
Fleiß und Kunftfleiß anfpornen; Mac Culloch, ©, 149 und bie 
dort angeführte Stelle von Garnier. Indeß haben fie in biefer 
Hinſicht keinen erheblichen Vorzug vor den Schagungen, 


$. 409. 

Man hat es als einen Nachtheil der Aufwandsfteuern anges 
fehlen, daß fie den Gütergenuß der Bürger fehmälern, weil mit 
den Ausgaben die Steuer anwaͤchſt, während die Echagungen 
gleich bleiben, der Steuerpflichtige mag einfaufen, fo viel er will. 
Allerdings, liegt hierin eine Unannehmlichkeit, die aber mit einer 
vortheilhaften Seite der Aufwandsfleuern in Verbindung fteht. 
Jeder Einzelne ift gleichfam felbft zu Hülfe gerufen, um an ber 
guten Anlegung der Steuer mitzuwirken; er darf nur feine 
Ausgaben befchränfen, um auch feinen Steuerbeitrag zu ver- 
mindern, Diefe Freiheit, welche nur bei den Auflagen auf die 
nöthigften Dinge ganz hinwegfaͤllt, ift ein wohlthätiges Schutz⸗ 
mittel gegen den Drud der Steuern, denn man entbehrt leichter 
einen Genuß, als man fich der firengen Eintreibung ausfest, 
wie fie bei den Schasungen vorfommt, und in einer vorüberge- 
henden Zahlungsunfähigfeit kann man ſich viel leichter helfen, (a): 
Diefer Umftand und die Beforgniß vor der Willkür in der Ans 
legung der Schaßungen haben beigetragen, die Aufwandsfteus 
ern bei Völkern beliebt zu machen, die den Befchränfungen ber 
bürgerlichen Freiheit am meiften abgeneigt find. Daher wurben 
fhon in früheren Zeiten, als die Schagungen noch fehr mangels 
haft waren, Aufwandöfteuern bereitwillig übernommen, Sind 
die befteuerten Genuͤſſe von einer allgemein beliebten Art, fo 
hat die Möglichkeit, fich der Steuer zu entziehen, wenig Nach— 
theil, (2). 

(a) Die Aufwandöfteuern find darum getabelt worden, weil fie bezahlt 
werden müßten, wenn der Befteuerte ein Bedürfniß empfindet. 
Allein man kann auch fagen: — wenn er bei Geld ift, um ein Be— 
dürfniß zu befriedigen. 

(b) Die Behauptung Eſchenmaier's (8,54): „Der Beitrag zum 


Staatsaufwande foll niemals in ber Willkür des Beitragenden lie— 
gen dürfen,” — geht daher zu weit. 
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Bei den Unterfuchungen über Vortheile und Nachtheile 
der Aufwandsfteuern Fommt viel darauf an, welche Gegenftände 
der Beſteuerung man vorausſetzt. Sind diefe ganz unenibehr- 
liche Dinge, fo üben die Steuern in der That einen Drud aus, 
der um fo fchwerer laftet, weil diefe Steuern eine fchonende 
Nüdjicht auf Perfonen und Zeitumftände, z. B. Mißwachs, nicht 
leicht zulaffen. Sie fönnten daher ein Volk bis zur Erfchöpfung 
ausfaugen, ohne daß man durch ihren abnehmenden Ertrag über 
ihre Verderblichkeit belehrt würde (a). Wenn dagegen nur Ge— 
genftände des Luxus belegt find, fo befigt die Negierung in dem 
veränderlichen Ertrage diefer Steuern ein Kennzeichen für die 
Wirkungen derfelben, Wermehrt fich die Einnahme eben fo ftarf 
oder fogar noch ftärfer, ald die Wolfsmenge, fo beweif’t dieß, daß 
das richtige Verhaͤltniß zur Steuerfähigfeit nicht überfchritten 
worden ift (5). Eine fortwährende Abnahme würde dagegen 
anzeigen, daß die Steuer ſchwer empfunden wird und der Volks— 
wohlftand gefährdet ift (e). Doc) ift es noch Fein ſchlimmes 
Zeichen, wenn der Verbrauch eines Gegenftandes um fo viel 
geringer wird, ald die auf ihn gelegte Steuer beträgt. Auch 
die Folgen einzelner Ereigniffe, 3. B. einer Veränderung in der 
volkswirthſchaftlichen Geſetzgebung, einer guten und ſchlechten 
Ernte und dergl., druͤcken ſich deutlich in dem Ertrage der Auf— 
wandöiteuern aus. Die Einnahme aus Schaßungen iſt viel weni— 
ger veraͤnderlich. Zu den nüglihen Eeiten jener Steuern pflegt 
man die von felbit erfolgende Beiziehung von Fremden, die ich im 
Lande aufhalten, zu rechnen, während man diefelben gewoͤhnlich 
nicht mit Echagungen belegt, weil dieß von der Negierung ihres 
Vaterlandes geichieht. Da jedoch umgekehrt die Aufwandsfteuern 
der im Auslande verweilenden Bürger der Staatscaffe entgehen, 
fo haben in diefer Sinficht nur ſolche Kinder Gewinn, in denen 
die Fremden mehr verzehren, als den abweſenden Staatöbür« 
gern in’8 Ausland gefendet werden muß (d), und je drüden- 
der in einem Staate diefe Gattung der Steuern ift, deſto mehr 
geben fie Neiz, im Auslande zu leben (e). 


x 
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(a) Bergl, von Ulmenftein, ©. 19. 32. 

(5) In Frankreich hat von 1820 — 1826 die Volksmenge jährlih um 
2/, Proc., der Ertrag der dort fogenannten droits indirects (größ: 
tentheils Zrankfteuern) 3 Proc., der Patentfteuer 324 Proc., der 
Zölle um 4 Proc. zugenommen, f. Dupin, Forces product. et 
commerce. I, S XVl. Im D. von 1836 — 38 und 1843 — 45 haben 
die Zrantfteuern ſich von 82-964 000 auf 98-346 000 Fr. erhoben, 
db. i. um 16,9 Proc. oder jährlich 2, Proc. 

(c) 3. B. der Betrag der Malzfteuer auf den Kopf der Einwohner war 
in Grosbritanien und Irland: 1831 4Sch. 2 P., 1838 4 Sch., 1841 
3 Sch. 3%, p. 

(d) Dieß ift befonders für Kleine Staaten von Gewicht, wenn fie durch 
Bäder, Naturfhönheiten 2c, Fremde anziehen. 

(e) Dieß zeigt das Beifpiel von Grosbritanien deutlich. 


$. 411. 


II, Was die Entrichtung der Aufwandöfteuern betrifft, 
fo ift diefelbe bei der mittelbaren (indirecten) Erhebung für den 
Verkäufer, der die Abgabe vorfchießen muß, allerdings un« 
bequem, er entfchädigt fich aber, indem er die Auslage fammt den 
Zinfen für die mittlere Dauer der Zwiſchenzeit bis zum Wieder- 
erfaße und fammt Nebenverluften auf den Preis feiner Berfaufs- 
artikel fchlägt. Die Steuerpflihtigen dagegen koͤnnen bie 
Steuern in beliebig Eleinen Abtheilungen entrichten und dieß 
ift ein unverfennbarer Vortheil, weil man nun nicht längere 
Zeit hindurch auf die Steuerzahlung zu fparen braucht, Es 
gehört Ueberlegung und beharrlicher Wille dazu, um ſich troß 
der häufigen Verfuhung zum Ausgeben des Zurüdgelegten ftets 
auf den bevorftehenden Steuertermin gefaßt zu halten, Eine an 
gewiffe Ausgaben fich von felbft anfchließende Steuer fordert 
den Befteuerten fogleich von felbft zu der nöthigen Einſchraͤnkung 
auf, Sie wird bisweilen bezahlt, ohne daß der Steuerpflichtige 
es weiß, ein Fall, der, da eine Verheimlihung von der Staatö- 
gewalt nicht beabfichtiget wird und Jeder die Steuergefeke 
Fennen lernen Fann, nichts Tadelnswerthes in fich fchließt und 
nur die leichtere Entrihtung andeutet (a). Directe Zahlungen 
in die Staatscaffe erregen mehr unangenehme Empfindungen, 
Demnach wirken jene Steuern in höherem Grade ebenfo, 
wie eine abfichtlihe Vervielfältigung der Erhebungstermine, 
$. 285 (b). 


(a) Gaudin, Mem. I, 215, 
Rau, polit, Dekon. Ste Ausg. III. 2. Abth. 11 
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(5) „Die Acciſe muß große Summen Geldes aufbringen und doch bie 
Unterthanen nicht enerpiren, indem fie das Contingent bei lauter 
Pfenning und Grofhen zufammenträgt.” Entdedte Goldgrube in 
der Acciſe, ſ. $. 428. — Uebrigens hat obiger Vortheil feine Gränze, 
welche hauptfädlich dadurch beftimmt wird, in welchen Terminen 
die Einnahmen der Befteuerten eingehen. 
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IV. Ertrag für die Staatcaffe. A. Ungewiß- 
heit, Daß die Regierung bei diefen Eteuern auf Feine ge- 
wiffe Summe rechnen fünne und daß diefelben deßhalb zur fiche- 
ren Bedeckung des Staatsaufiwandes untauglich feien (a), ift 
eine der Erfahrung widerftreitende Behauptung. Nur bei der 
erften Anlegung ift oft der Ertrag ziemlich ungewiß, beiteht 
aber eine ſolche Steuer einige Zeit, fo Fann man fi an den 
Durdfchnitt halten, die Schwankungen von Jahr zu Jahr bleis 
ben in gewiffen Gränzen und heben ſich zum Theil bei-verfchie= 
denen Eteuern gegenfeitig auf (5). Starke Ausfälle treten nur 
bei außerordentlichen Greigniffen ein, wie Kriege, innere Unru— 
hen, fhwere Seuchen, Mißwachs, bei denen man aud in den 
Schatzungen viele Nüdftände findet und häufige Nachläffe be- 
willigen muß. Jedoch bleibt die Veränderlichkeit im Ertrage der 
Aufwandöfteuern unbeftreitbar eine Eigenthitmlichkeit derfelben, 
deren Nachtheile übrigens durch die Möglichkeit eines ftarfen 
Anwachfes bei der Zunahme des allgemeinen Wohlftandes 
($. 410) vergütet wird, Auch fallen die befchwerlichen Aus— 
ftände (Nefte) bier ganz weg und die fchuldig (füllig) gewor— 
dene Summe geht fogleic; auch wirklich ein, wenn man fie nicht 
freiwillig ſtundet. 

(a) Efhenmaier, ©, 39 ff. 
(5) In den 10 Jahren 1821 — 1830 entfernte ſich ſowohl der höchſte 


als der niedrigfte Jahresertrag der franzöf. Erankfteuern nicht mehr 
als 6 Proc. von dem Durchſchnitte. 


$. 413. 

B. Gefahr des Betruges. Da die Zahlungsverbindlich- 
feit bei den Aufwandsfteuern von einer befonderen Ichatfache, 
3. B. von einem Einfaufe oder einer Production, beftimmt wird, 
fo kann man die Entrihtung umgehen, wenn man jene Hand» 
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lung zu verheimlihen vermag. Hierin liegt die unglinftigfte 
Seite folcher Steuern, nur muß man ſich hiebei ftets erinnern, 
daß die Größe diefes Uebels zum Theile von den Steuereinric;- 
tungen abhängt. Die einzelnen Folgen find nachſtehende: 

1) Es befteht ein Neiz zum Steuerbetruge, den der Staat 
durd Strafen wieder aufzuheben fuchen muß. Die Wirfung 
einer Strafe ald Abhaltungsgrund beftimmt fich indeß nicht al- 
lein aus ihrer Größe, fondern zugleich aus dem Grade von 
Wahrfcheinlichkeit, daß fie den Schuldigen erreichen werde, und 
die Hoffnung, unentdedt zu bleiben, treibt da wo ein beträchtlie 
cher Gewinn zu erwarten ift, ftetö von Neuem zu diefer Gefet- 
widrigfeit an. Diefelbe pflegt, als ein erft durch die Anordnun- 
gen des Staates Fünftlich - hervorgerufenes Vergehen, in der 
Meinung der meiften Menfchen milder, ald andere Verbrechen, 
beurtheilt zu werden. Sie wird bald von den’ Berfäufern felbft, 
bald von den Gehuͤlfen derſelben, oft gewerbemäßig und mit 
großem Scharffinne geübt. Ihre Häufigkeit untergräbt die Sitt— 
lichfeit, — fchwächt das Anfehen der -Gefege, — flellt die Bür- 
ger dem Staate feindlich gegenüber, — hält vom nüslichen 
Fleiße ab, — zieht, befonders bei den Zöllen, Menfchen, die öf- 
. terd mit vorzüglichen Anlagen ausgerüftet find, in eine gemein- 
ſchaͤdliche Beihäftigung, — bringt Gewinnfte auf Koften der 
anderen Bürger, weil doch die Zehrer gewöhnlich eben fo hohe 
Preife bezahlen müffen, ald wenn die Steuer wirklich vorgefchof- 
fen worden wäre, — frhmälert die Staatseinnahmen und ftürzt 
mit der Zeit auch die Uebertreter ſelbſt meiftens in wirthſchaftli— 
ches Verderben. 
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2) Die Regierung muß zur Verhütung ſolcher Betrüges 
reien ein zahlreiches und koſtbares Auffichtsperfonal aufftellen (a). 
Ueber die Größe der Erhebungskoften läßt fich Feine allgemeine 
Kegel aufftellen, doch Fann man annehmen, daß diefelben immer 
. um mehrere Procente höher ftehen, ald bei den Schaßungen (2). 
Diefe dem Volke zur Laft fallenden Koften find eine unproduc- 
tive und unfruchtbare Verzehrung. Freilich erfordert dagegen 

11* 
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- die Erhebung der Aufwandsfteuern nur eine gefegliche Feftftel- 
lung des Steuerfußes, während die Schatzungen Foftfpielige Vor 
arbeiten nöthig machen. 

3) Um den Steuerbetrug zu verhüten, müffen mancherlei 
Förmlichkeiten vorgefchrieben werben, in denen eine Quelle von 
Zeitverluften und Unannehmlichkeiten, und eine Gefahr liegt, 
durch Unachtfamfeit in Strafen oder Verzögerungen verwidelt 
zu werden. Es ift eine Menge von obrigfeitlichen Geboten und 
Verboten nothwendig, welche theild den Steuerbetrug felbft be» 
treffen, theild aber nur auf die Erfchwerung deſſelben hinzielen 
und daher ald Verhütungsmittel von Rechtöverlegungen einen 
polizeilichen Charakter haben. Indeß erfcheint diefer Umſtand 
bei näherer Erwägung minder erheblich, weil diefe Anordnungen 
größtentheils für Gewerfs-, Handelsleute, Fuhrleute und Echif- 
fer beftehen, die fich wegen der täglichen Uebung leiht mit 
allem dem, was von ihnen gefordert wird, befannt maden 
und fi, wenn fie nicht auf Betrug ausgehen, leicht ftraflos er- 
halten, daher wird diefe Folge der Aufmandsfteuern bei guter 
Einrichtung mit der Zeit immer leichter ertragen. 


(a) Diefe „Finanzwache“ Eoftete in Defterreih 1847 5721 000 fl. oder 
über 7 Proc. der entiprechenden Einkünfte (30, Salz, Tabaks— 
regal u. Verzehrungsfteuer), weldhe zufammen auf 771, Mill, fl, 
betrugen. 

(5) Baden, %. für 1848 — 49: befondere Koften ber directen St. 6,? 
Proc., der indirceten 6,9, des Auffichtsperfonals 5 Proc. vom Er: 
trage der wahren Aufwanbdöft., allg. Koften 2 Proc. (ohne Zölle). 
— In Würtemberg often die Aufwandsfteuern (ohne Zoll) 15,8 
Proc. — Frankreich, Anſchlag für 1849: directe St. (ohne die Ko: 
ften der Untererhebung) 4 Proc., Zölle 16,*, andere indir. St. 13,* 
Proc. — Die öſterr. Aufwandsfteuern Eoften gegen 10 Proc. ohne 
die Finanzwache — Preußen, A. 1849, Schagungen 5 Proc., Aufw. 
St. mit Stempel, Weggeld ıc. 13,5 Proc. 


$. 415. 

Um über die Zuläffigfeit der Aufwandsfteuern ein Urtheil 
zu fällen, muß man noch Folgendes erwägen: 1) Die Nach— 
theile, befonders die in $. 413. 414, gefchilderten, werden fehr 
von der Höhe des Steuerfußes, fo wie von der Auswahl der Ge= 
genftände und Erhebungsformen bedingt und können daher be 
deutend gemildert werden, 2) Auch die Schagungen find nicht 


En 
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frei von vielerlei Mängeln, und dieß ift einer der Hauptgruͤnde 
aus denen man fich mit den Aufwandsfteuern ungeachtet jener 
Unvollkommenheiten befreunden kann. Das Urbild der Echa- 
gungen, die Belegung aller Bürger zu einem gleichen Theile 
ihres reinen Einfommens, ift ein nirgends erreichtes und kaum je 
vollftändig erreichbares Ziel, weil der Erforfchung und Schaͤtzung 
des Einkommens große Hinderniffe im Wege ſtehen; bald wird 
eine ganze Glaffe von Steuerpflichtigen, bald ein Einzelner über: 
buͤrdet oder unbillig gefchont. Befchwerden (Neclamationen) fün- 
nen nur einen Theil diefer Fehler befeitigen, zumal da fie nicht 
gegen die Eteuergefege, fondern nur gegen ihre Vollziehungs- 
weife zugelaffen werden dürfen, 3) Die Erfahrung hat die Unfchäd- _ 
lichfeit der nach geläuterten Grundfägen angelegten Aufwands- 
fteuern, ihre Verträglichfeit mit den Fortfchritten des Wohlitan- 
des und ihre Zweckmaͤßigkeit in den meiften Staaten dargethan, 
$. 416, 

Nach diefen Eigen ift es bei dem gegenwärtigen Zuftande 
des Steuerweſens nüslich, die Aufwandsfteuern neben ben 
Schagungen beftehen zu laffen, um durch die Verbindung beider 
Gattungen die unvermeidlichen Fehler und Nachtheile einer jeden 
zu verringern (a). Es laßt ſich fogar einige Ausgleichung diefer 
Unvollfommenheiten infoferne annehmen, alö der, welcher bet 
den Schagungen überbürdet oder zu wenig getroffen ift, feine 
Ausgaben darnach richtet und alfo bei den Aufwandsſteuern 
leicht defto weniger oder mehr giebt. Wie ſich in einem gegebe- 
nen Staate die auf beiden Wegen einzuziehenden Summen zu 
einander verhalten follen, dieß laßt fich nicht im Allgemeinen 
angeben; je weiter aber die Schakungen hinter den Anforde— 
rungen der Steuertheorie zurlcbleiben, defto mehr muß auf 
die Aufwandsfteuern gelegt werden, fo daß fie z. B. unter ge— 
wiffen Umftänden Über die Hälfte der faämmtlichen Steuern aus- 
machen dürften, während fie in andern Fallen bis zu 4%, % 
oder noch weniger herabfinfen Fönnen (5). Ob in fpäteren Zei⸗ 
ten die Anlegung der Schakungen fo weit ausgebildet werden 
wird, daß man ohne Bedenken fich auf fie allein befchränfen Fann, 


dieß laßt fich noch nicht entfcheiden, 
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(a) Die zu Anfang der franzöfifhen Revolution unternommene Aufs 
bebung der inneren -Aufwandsfteuern trug zur Zerrüttung des 
Staatshaushaltes, wie fie fi bei Errichtung der Conſulatsverfaſſung 
vorfand, beträchtlich viel bei. Thiers, Histoire du Consulat et de 
l’Empire, I, 10. 

Die ftariftifchen Ausmittlungen hierüber find nicht ganz genau, weil 
in den Staatsrechnungen die Einkünfte nicht fireng nach wiſſen— 
ſchaftlichen Begriffen gefchieden find. In den Zollvereinsftaaten ift 
der Rohertrag der Zölle nicht ganz maaßgebend, weil in ihm eine, 
je nad) der Lage und Gränzlänge fehr ungleiche Koftenvergütung 
enthalten ift. Rechnet man den Reinertrag mit 10 Proc. Zuſchlag 
für die Koften (Durchſchnitt im Ganzen), ſo iſt für 1850 u. 51 der 
A. in Baden: Schagungen 3120 000 fl., Aufw. St. gegen 3:342 100 
fl. — Frantreid, 1785: Aufwandsſt. 53 Proc., — A. 1849: 42 Proc, 
(mit der Salzfteuer). — Grosbritanien, 1831: 97 Proc, (brutto), 
1849 85 Proc., weil die property-tax hinzugefommen ift. — Grosh. 
Heffen, X. 1847 — 1850 47 Proc. (Berechnung wie bei Baden). — 
Preußen, A. 1849: 51 Pr. (chne Salz). — Würtemberg, X. 1848—9 
56 Proc. — Die Gebühren find hier durchgehends von den Steuern 
ausgeſchloſſen worden. - 


(b 


— 


$. 417, 

Die Grundfäge für die gute Einrihtung der Aufwands— 
fteuern folgen größtentheild aus der obigen Darftellung bes 
Weſens diefer Steuern, 

1) Man hüte fich, diefelben fowohl im Verhältniß zu der 
einzelnen befteuerten Ausgabe, ald zu dem ganzen Einfommen 
der Steuerpflichtigen hoch anzufegen, Denn hohe Eteuern 
verurfachen nicht allein häufigeren Betrug und größere Erhe— 
bungsfoften, fondern bewirken auch eine Veränderung in der 
Gonfumtion, indem man fich im Gebraude des belafteten Ges 
genftandes ftarf einfchränft oder wo möglich zu anderen wohl- 
feileren Befriedigungsmitteln eines Bedürfniffes hinwendet. 
Dieß ift zwar öfters wirthſchaftlich betrachtet nicht unvortheil= 
haft, aber es entzieht doc; der Regierung bie erwartete Ein- 
nahme, fo daß man vielleicht verfuchen muß, die neue Art der 
Ausgabe gleichfalld mit einer Steuer zu erreihen. Wenn ber 
Steuerfuß erhöht wird, fo fteigt die Cinnahme nie in demfelben 
BVerhältniß, wie der Tariffag (a). Ob und wie viel diefelbe an— 
waͤchſt, dieß hängt theild von dem Verhältniß des neuen Steu- 
erfaßes zu dem früheren, theild von dem Werthe des Gegenftan- 
des für die Zehrer, von den Vermögensumftänden derfelben, 
der Strenge der Ueberwachung und der Leichtigkeit des Betru= 
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ges ab, Wird z.B, eine Abgabe auf das vierfache erhöht und 
finft der offenfundige Verbrauch auf %. oder Y,, fo wird ver 
Nohertrag auf das 114= oder 2fache anwachfen. In vielen 
Fällen hat man von der Steuerermäßigung finanziellen Nutzen 
empfunden (5). Ie nah den Kaufmitteln und der Werthfchä- 
bung der Zehrer giebt es für jede Maare ein gewiſſes Maaf 
der Steuer, bei welchem diefelbe am meiften einträgt und dieß 
Maaß follte man nad der Erfahrung zu erforfchen fuchen, um 
fich nach ihm richten zu koͤnnen, denn eine höhere Feſtſetzung der 
Steuer würde nicht bloß der Staatscaffe Verluft bringen, fon- 
dern auch den Bürgern eine unnoͤthige Befchränfung und Be- 
läftigung auferlegen., Wohl aber fann es nüslich fein, die 
Steuer auch mit einem Opfer für die Etaatöcaffe noch weiter 
herabzufegen (ce). Die Erhebung von Aufwandsabgaben auf 
Rechnung der Gemeinden (der fogen. Octrois) muß nad) den 
nämlichen Grundfägen beurtheilt und befchranft werden (d). 


(a) Hierauf bezieht fih Swift’s allbefanntes Wiswort, daß im 
Steuerwefen zwei mal zwei nicht vier madhe. 

(5) Viele Erfahrungen diefer Art find in Grosbritanien gemacht wor— 
ben. Als man 1784 den Theezoll von 119 auf 12 Proc. erniebrigte, 
fiel der Zollertrag nur von 700 000 auf 240 000 £,, während er ver⸗ 
bältnigmäßig auf 73 000 hätte finken müffen. Als Pitt 1786 den 
Boll der Franzweine von 99 auf 50 £., der portugiefifchen von 49% 
auf 32% 2. St. von der Tonne herabfeste, nahm (i. D. der 3 vor— 
bergehenden und der 4 fpäteren Jahre) die verzollte Einfuhr um 
71, der Zollbetrag um 14 Proc. zu. Die Abgabe von franzöfifchen 
Weinen wurde 1825 von 11 &h. 5%. auf6P. ermäßigt. Der mittlere 
Ertrag der 4 legten Jahre war 106 000 8,, der der 3 folgenden 
115 000 2. — Die Verbopplung ber Abgabe von Glas i. I. 1813 
fteigerte den Durdyfchnittsbetrag nur von 340 000 auf 395 000 &, 
— Bon Dlivenöl war die Zolleinnahme in Grosbritanien bei dem 
3olle von 114, Sch. pr. Gallon i. D. von 1820—24 51 332 8., nad 
der Herabfegung auf % Sch. aber, welche 1825 gefchah, wurden von 
1828—31 i. D. 59914 2. St. eingenommen. Zwifchen 1825 und 
1828 wurden fopiel Berminderungen des Zolles und der Acciſe vor- 
genommen, daß, nad Maafgabe des bisherigen Ertrages, ein Aus— 
fall von 9 Mill. 2. St. hätte eintreten müffen, aber es wurden nur 
3 Mill, weniger eingenommen, vgl. Parhell, a. a. D., ©. 413 ff. — 
1825 ermäßigte man den Kaffeezoll von 1 Sch. pr. Pf. auf die 
Hälfte. Die Folgen zeigten ſich fehr günftig; denn der Verbrauch 
auf den Kopf, der 1821 16 Loth gewefen war, flieg 1831 auf I Pf, 
11 Loth, der Steuerertrag auf den Kopf von 6 auf 8P. Im J. 
1840 wurden die meiften Gegenftände des Zolls und der Acciſe um 
5 Proc,, der assessed taxes um 10 Proc. erhöht. Die beiden erften 
Zweige follten deßhalb 1833 000.2. mehr einbringen, aber ber Mehr⸗ 
ertrag von 1841 war nur 262000 2, Peel, 11. März 1842. Im 
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britifchen Reiche wurden i.D. 1785—97 17736 000 Pf. Tabak eins 
geführt bei 1 Sch. 7 P. Zoll, aber 1832 nur 20313 000 bei 3 Sch. 
zoll, obſchon die Vollsmenge ſich unterdeß verdoppelt hatte. Man 
vermuthet, daß in’ Irland die Hälfte, in Großbritanien Y4 oder Y, 
des verbrauchten Tabaks eingefhwärzt wird — Bei dem Bolltarif 
von 1842 erwartete man wegen ber vielen Ermäßigungen einen 
Minderertrag von 1450 000 &,, aber die Einnahme war 1840—41 
i. D. 23581 000 ®., 1842 22-771 000 ®., 1843 22-850 000 &, — 
1784 wurde in Preußen die Kaffee-Acciſe von 6 auf 3 Gr, vom Pf. 
gefest, wodurch vie Einnahme von 3 auf 500 000 rl. anwuchs, Wie⸗ 
derhold, ©. 167. 

(c) Die brit. Steuer auf Seife trug am meiften, nämlih 1 Sch. 7Y, 9. 
vom Kopf der Einwohner, als der Fuß 3 P. vom Pfund harter und 
1%/, 9. von weicher Seife war, die Herabfegung auf resp. 1, und 
1 9. erhöhte den Verbrauch des Kopfes von 6,2? auf 9,2 Pf., der 
Steuerbeitrag fiel aber auf 1 Sch. 1%, 9. Porter, Progress of 
the nation, 11, 76. 

(d) Das Wort Octroi bezeichnet fowohl eine landesherrliche Bewilligung 
im Allgemeinen, als eine ftädtifche Aufwandsfteuer insbefondere. In 
Paris kam ſchon 1323 eine ſolche von I den. p. livre der eingeben 
den Waaren vor, wovon ber König aber Y, z0g, wie denn 1563 die 
Hälfte aller Octrois für den Staat beftimmt und 1681 bie Fort 
dauer der meiften Octrois verordnet wurbe, f. Encyel. meth. Abth. 
Finances, 11. Art. Octroi. — Die ftarfen DOctrois im heutigen 
Frankreich find ein Gegenftand vieler Beihwerden und haben im 
Vergleih mit den Steuern des Staates noch den befondern Nach— 
theil, ausfchließlich auf die Städte zu fallen. Nach Barrillon 
(Suppression des 0. Lyon, 1841) find 1420 Ortſchaften, welche 75 
Mil, Fr. auf diefem Wege in die Gemeindecaffen bezahlen. 


$. 418, 


2) Aus den einzelnen Aufwandsfteuern läßt fich nicht wohl 
ein folches vollftändige Ganzes mit einem guten Ebenmaaße 
der Theile machen, wie es bei den Echaßungen erftrebt werden 
Fann, doch muß auch die Befteuerung des Aufwandes auf eine 
genaue Statiftif der Erzeugung, Vertheilung und Verzehrung 
der Güter in einem Wolfe geftügt werden. Hieraus muß man 
ermeffen, welche Wirkung eine gewiſſe Steuer auf die verfchie- 
denen Volksclaſſen nach dem Umfange ihrer Ausgaben äußern 
werde, Stuͤtzpuncte hiezu liefern die Erfahrungen über den 
Ertrag der ſchon beftehenden Steuern und über ihre Veraͤnde— 
rungen im ®Bergleih mit der Zunahme der Volksmenge 
($. 410). Wo es an anderen flatiftifchen Erkenntniffen fehlte, 
da hat man gewöhnlich nur aus diefer Gefammtwirfung jeder 
Aufwandsfteuer abzunehmen gefucht, ob man fie noch erhöhen 


N 
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duͤrfe, oder ſie vielmehr erniedrigen muͤſſe. Man kann ſich 
hiebei taͤuſchen, wenn man nicht zugleich auf den wirthſchaftli— 
chen Zuftand der verfchiedenen Volksclaſſen achtet. 

3) Unter übrigens gleichen Umftänden find diejenigen Ge— 
genftände vorzuziehen, bei denen am wenigften Betrug zu be 
fürchten ift, was von der Offenfundigkeit der Hervorbringung, 


der Verfendung, des Ankaufs u. dgl. herrührt, Dagegen wers 


den ſolche Artikel mit Hecht ausgefchloffen, die, wenn fie auch 
fonft angemeffen fein möchten, im Verhältniß zu den Koften der 
Erhebung, Ueberwachung und Verrechnung zu wenig eintragen 
würden, 
$. 419. 
4) Die Aufwandöfteuern follen ihrer Beſtimmung nach auf die 
entbehrlichen Ausgaben fir Genußmittel fallen. Würde die 


„ Gütererzeugung noch weiter gefchmälert, ald es durch Einfchrän» 


fung der Käufer gefchehen muß, fo wäre dieß ein nicht beabfich= 
tigtes und durdy nichts vergiüteted Uebel, Steuern auf Dinge, 
die als Beftandtheile des Sapitalaufmandes die Hervorbringung 
anderer Güter unterftüßen, 3. B. den Stoff zu Werkzeugen und 
Schiffsbau und dgl., widerftreiten diefer Regel. Ihre Wirkung 
laßt fich nicht ganz verfolgen, weil fie ſich auf die Preife einer 
Menge von anderen Erzeugniflen fortfegen; ed ift daher unges 
wiß, von welchen Glaffen des Volkes und in welchem Maaße 
fie getragen werden, gewiß aber ift mehrfacher Nachtheil; es 
wird die Anwendung nügliher Hülfsmittel der Hervorbringung 
verhindert oder erfchwert und der inländifhe Gewerbsmann 
durch Vertheurung der Erzeugniffe bei dem Mitwerben mit Aus- 
ländern, inöbefondere bei der Ausfuhr, in eine unglinftigere 
Stellung gefest. Eine ſolche Steuer fchadet der Volkswirthſchaft 
mehr, als ihr Ertrag anzeigt, weil fie manche einträgliche Un» 
ternehmung oder Verbeſſerung gar nicht zu Stande fommen 


läßt (a). 
(a) Parnell, a. a, D., ©, 22, 
” $. 420, 


5) Zu der Sicherheit der Ueberwälzung wie zur Grleichtes 


rung der Steuerlaft trägt eö bei, wenn die Steuer kurz vor dem 
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Uebergang eines Gegenftandes an den Zehrer erhoben wird, 

Die läßt fich fo dartyun: a) der Zins für den bei der indirec- 

ten Erhebung zu leiftenden Steuervorfhuß muß im Preife des 

befteuerten Gegenftandes neben dem Betrage der Steuer felbft 
erfeßt werden, und da die Umlaufszeit ded Gapitales nicht ges 
nau befannt ift, fo rechnen die Berfäufer wohl auch auf den uns 
günftigen Fall und fordern mehr Zinfen, als fie im Durchſchnitt 
nöthig hätten, fo wie fie-fchon des Gewerbögewinnes wegen 
mehr als den üblichen Zins anfegen, Je eher diefer Vorſchuß 
erftattet wird, deſto geringer ift die WVertheuerung durch den 

. Bind (a), b) Es werden verfchiedene Verluſte verhütet, die 

fonft zuleßt wieder von den ‚Käufern erfest werden muͤſſen, 

z. B. durch Schwinden, Eintrodnen, Auslaufen, Berderben der 

Vorraͤthe, unverfaufte Nefte u, dgl. (2). ©) Steuern, die in 

einem früheren Zuftande eines Gutes, etwa von dem Nohftoffe, 

erhoben werden, fünnen auch andere Verwendungen deflelben 
treffen, die man nicht zu befteuern beabfichtiget (ec); fie koͤnnen 
ferner durch die Vertheuerung den Abfag auf auslandifchen 

Märkten verringern. Laßt fi aus anderen Gründen eine Ab» 

gabe diefer Art nicht vermeiden, fo muß bei der Ausfuhr die be- 

zahlte Steuer vergütet werden, was jedoch nicht ohne verſchie— 
dene Unbequemlichfeit iſt. 

(a) Jedoch erfolgt diefe Vertheurung darum nicht vollftändig, weil ge— 
woͤhnlich ſchon anfangs, wenn legtere eingeführt wird, ein Preis: 
aufſchlag der Kunftwaaren verſucht und durchgefest wird, Ri— 
cardo (Gap. 29) wendet gegen Say Folgendes ein: Wenn der 
Fabricant die Steuer von 1000 Fr. erft nah einem Jahre erfegt 
erhält und daher 100 Fr. Zinſen darauf ſchlägt, fo hat dagegen 
der Sonfument den Nugen, die 1000 Fr. ein Jahr fpäter zu bes 
zahlen, fo daß ihm, wenn er fie unterdeß ausleiht, bie 3infen zu 
Gute fommen (hier ift die franz. Ueberfegung 11. 283 fehlerhaft). 
Allein, wenn im erften Jahre die Steuer noch feine Wirkung auf 
den Preis der Kunftwaare hätte, fo wüßte der Gonfument gar 
nicht, daß er dieſe künftig höher bezahlen muß, und an das Aus— 


leihen diefer ganzen, bei vielen Menfchen in Eleinen Summen zer: 
ftreuten Zinserfparniß wäre wenig zu denken. | — 


(6) Nachtheile der engliſchen Glasacciſe, die man von ber flüſſigen Glas— 
maſſe im Ofen erheben durfte, Mac Culloch, Handb. I, 71T, 


(c) 3. 8. eine Auflage auf Badfteine und Ziegel, ftatt auf Wohnungen, 
Ze" 


* 


— — — — — 
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$. 421. 
6) Eine Steuer Auf die nöthigen Lebensmittel, ald Kars 


toffeln, Brotgetreide, Brennholz, Leinwand u. dgl., ift fehr ein- 


träglich und wirft ungefähr wie eine Kopffteuer, weil der Bei- 
trag eines Jeden hauptſaͤchlich von der Zahl feiner Hausgenoffen 
beftimmt wird, aber eben darum verlegt fie den Grundſatz, daf 
die Steuerfähigfeit den Maaßſtab der Belegung bilden folle (a). 
Man hat folhe Steuern in der Hoffnung in Schuß genommen, 
daß fie auf die Lohnherren uͤbergewaͤlzt werden, weil der Lohn 
zu jeder Zeit den nöthigen Unterhalt vergüten müffe (I, $. 192), 
Allein diefe Ueberwälzung ift nicht mit Sicherheit zu erwar- 
ten. Der Lohn entfpricht nur dem mittleren Bedarfe und die 
Vertheuerung der Lebensmittel wird wenigftens dem’ Vater 
einer zahlreichen Familie nicht vergütet, Der Lohn zeigt uͤber— 
haupt eine geringere Beweglichkeit, ald die Preife der Waaren, 
Obgleich für ihn der Preis der Lebensmittel immer einen An- 
haltspunct giebt, fo uͤbt doch das Verhaͤltniß des Angebotes zu 
dem Begehre von Arbeit einen mächtigen Einfluß auf die Lage 
der Yohnarbeiter, So lange der Lohn noch oberhalb der durch 
den unabweislichen Lebensbedarf beftimmten Gränze fteht, kann 
er bei ungünftigem Miterben erniedrigt werden, und die Ver⸗ 
theuerung der Lebensmittel vermag ihn nicht ſogleich zu erhöhen. 
ft das Gapital des Volkes nicht ftärker im Zunelymen, als die 
Volksmenge, fo bleiben die erwähnten Steuern ganz oder zum 
Theile auf den Arbeitern liegen, bis etwa fpäter eine Verzögerung 
in der Volksvermehrung einen höheren Lohnſatz bewirkt. In dies 
fem Falle find alfo die Steuern der genannten Art ſehr nachtheilig. 


(a) van Hogendorp vermuthet, daß aud) die bloßen Taglöhner bei 
einem Sahreseinfommen von 150 fl, etwa 16 Proc. deffelben abge: 
ben fönnen und will, daß durch paffende Auswahl der Steuerobjecte 
jeder begüterten Glaffe noch eine weitere Laft auferlegt werde, 
Lettres sur la prosper, nat. Il, 52, 


$, 422, 

Jene Ueberwälzung ift aber auch da, wo fie gelingt, nicht 
ohne bedenkliche Folgen (a). Der Lohnherr muß ſuchen, den 
auf-ihn uͤberwaͤlzten Theil der Steuer durch eine Preiserhöhung 
feiner Erzeugniffe erfegt zu erhalten (a), und zwar nad dem 
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Maafe der zur Erzeugung erforderlichen Menge von Arbeit, 
1, $. 203, Erlangt der Unternehmer nicht den vollen Erſatz der 
Mehrausgaben, die ihm der höhere Lohn und die vertheuerten 
Einkaͤufe von Gewerböerforderniffen verurfahen, fo wird fein 
Gewerböverdienft gefehmälert und die Fortdauer des Gewerbes 
bedroht. Wird dagegen die Preiserhöhung der Waaren durchges 
feßt, fo Fann hiedurd; ein Theil des auswärtigen Abfages ver⸗ 
loren gehen. Was die im Lande verzehrten Gegenftände betrifft, 
fo bleibt ihre Preiserhöhung auf allen denjenigen Bürgern 
laftend, welche fich nicht wieder eine Vergütung im Preife ans 
- derer Leiftungen verfchaffen koͤnnen, alfo 3. B. auf den Rent⸗ 
nern, den Unternehmern in Anſehung ihres perſoͤnlichen Ver⸗ 
brauches und den Beſoldeten. Man ſieht, daß eine ſolche Steuer, 
wie die in dem oben betrachteten Falle (F. 419), weit eingreis- 
fende, fchwer genau zu Überblidende Wirfungen hervorbringt, die 
nur darum gewöhnlich nicht als fehr nachtheilig erfcheinen, weil 
der auf folche Weife fich vertheilende Steuerbetrag nicht groß war, 

Aus allen diefen Erwägnngen folgt die Unräthlichkeit einer 
Befteuerung der unentbehrlichiten Dinge (6). 


(a) Ueber diefe Ueberwälzung f. A. Smith, II, 29%. — Ricardo, 
Gap. 16. — Smith tritt hier der Anficht von M. Deder bei, „daß 
gewiffe Steuern im Preife gewiffer Güter bisweilen 4 — 5fad) ges 
häuft vorfommen,” daß man z.B. im Preife des Leders nicht nur 
die Steuer vom Leber der eigenen Schuhe, fondern auch von denen 
des Schuhmachers und Gerbers bezahlen müſſe und daß mithin der 
Gonfument für alle Landeserzeugniffe etwas mehr auszugeben habe, 
um den auf die arbeitende Glaffe fallenden Theil der Lederfteuer zu 
vergüten. Schon Ricardo hat die hierin liegende Uebertreibung 
widerlegt. Da die Ausgabe für diefen Artikel nur ein Kleiner Theil 
aller Unterhaltsktoften des Arbeiters ift, fo könnte felbft im Falle eis 
ner vollftändigen Ueberwälzung der Zuſchlag, der noch aus diefer 
uUrſache zu dem Lederpreife koͤmmt, nur unfühlbar gering fein, es ift 
aber überhaupt nicht anzunehmen, daß Veränderungen in einem der 
vielen Kleinen Beftandtheile der Jahresausgabe auf den Lohn wirs 
fen. — Man hat die hohe Accife in Holland und den dadurch be: 
wirkten hohen Lohn als eine der Urfachen vom Verfall diefes Landes 
angefehen (Kuzac, Betradhtungen über den Urfprung des Handels 
und der Macht der Holländer, Greifswald 1790. IV, 91), und bie 
britifchen Fabrikherren drangen aus diefem Grunde auf die Weg: 
räumung der Einfuhrzölle von Getreide. Dagegen hat man in 
Großbritanien und Frankreich vielfältig aus der Höhe der Auf: 
wantsfteuern und folglich des Lohnes die Nothwendigkeit eines 
Zolfhuges abzuleiten verſucht. Das bisherige Steuerfyftem Groß: 
britaniens ift offenbar in diefer Dinficht fehlerhaft. 
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(b) Nec imponi debent tributa iis rebus, quae ad vitam praecise sus- 
tentandam sunt necessariae, sed iis potius, quae deliciis deser- 
viant, aut curiositati, aut ostentationi et pompae. Sic enim fiet, 
ut corfecto immodico luxu major oneris pars incumbat in ditio- 
res et magis potentes, et subleventur agricolae et opifices, quae 
communitatis pars vel maxime fovenda et conservanda est in 
rep. D. Saavedra Faxardo, Idea principis Christiani, Symb. 


67. (Scharffihtiger fpanifcher Politiker des 17. Zahrh«, f. I, $. 37 
(e)). — Mit obigen Sägen flimmt Mac Eulloc überein, Taxa- 
tion, ©. 98 ff. 


$. 423, 

7) Bei den entbehrlichften, einem verfeinerten Luxus anges 
hörenden, hauptfächlicd; nur den Neichen zugänglichen Genüffen 
würden fehr hohe Steuerfäge gerecht fein. Diefe find daher 
öfters angerathen worden (a). Es ftehen ihnen jedoch andere 
Nücdfichten entgegen, denn theils trägt eine folhe Steuer wenig 
ein, weshalb auch die Erhebung zu Eoftbar wird, — theils bes 
wirkt die ſtarke Vertheuerung von Dingen bdiefer Art bei der 
bekannten Beränderlichfeit der Mode leicht, daß man ihren Wer- 
brauch aufgiebt und auf eine andere Ausgabe verfällt, $. 417, 
Daher dürfte der Eteuerfuß bei den erwähnten Gegenftänden 
nur fehr mäßig fein, wobei aber vollends der Ertrag für die 
Staatöcaffe gering wird, Die Befteuerung folder Genußmittel 
iſt dveßhalb nur rathfam, wo fich Gelegenheit zu einer leichten 
Erhebung darbietet, wie bei den Zöllen, Am einträglichften find 
die Steuern von Waaren, welche, ohne zu dem dringendſten 
Bedarfe zu gehören, doc; allgemein gefchägt find und in großer 
Menge verbraucht werden, namentlich aud; von den beſſer be— 
zahlten Kohnarbeitern, Wird auf diefe Weife aud) das geringe 
reine Ginfommen der Arbeiter ſchon einigermaßen belegt, fo 
werden wenigftens die Begüterteren verhaͤltnißmaͤßig ſtaͤrker 
getroffen, Auch läßt fich den Rohnarbeitern dafür, daß fie viels 
leicht fhon zu den Aufwandsfteuern nad; dem ganzen Maaße 
ihrer Steuerfähigfeit beitragen, bei den Schatzungen die ges 
hörige Echonung bewilligen, $. 396, Eine Steigerung des 
Lohnes ift von ſolchen Steuern nicht zu erwarten, weil fie die 
in der ungünftigften Rage ftehenden Arbeiter nicht betreffen, 

8) Die Steuer follte nicht zugleich noch andere Preiser 
höhungen verurfachen, die nicht der Staatscaffe, fondern einzels 
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nen Gewerbtreibenden ıc. auf Koften ihrer Mitbürger zu Gute 
kommen. Dieß Eönnte dann gefchehen, wenn ein nicht bejteuerter 
. . ‚ % . . 
Gegenftand zu gleicher Verwendung tauglich iſt, wie ein mit 
der Steuer belegter, und jener deßhalb ftärferen Begehr er- 
halt (6). 
(a) 3. B. von Rousseau, Discours sur l’ec. pol. 
(5) Diefe Wirkiing findet am häufigften bei ber Befteuerung von Ein: 
fuhrgegenftänden ftatt, wenn die im Lande erzeugten Güter gleicher 
Art feiner Abgabe unterliegen. Die Zuläffigkeit einer ſolchen Steuer 


hängt von dem Bedürfniß des Schuges für die inländifhen Gewerbe 
ab, $. 446. 


$. 424, 

Die manchfaltigen, in den einzelnen Staaten eingeführten 
Aufwandsfteuern (a) können nady der Art ihrer Erhebung in 
folgende Abtheilungen gebracht werden: 

1) unmittelbar erhobene oder dir ecte, 2. Abfaß; 
2) mittelbar erhobene oder indirecte, und zwar 
a) von Waaren, die im Inneren des Landes im Verkehre 
find: Acciſe oder Aufſchlag, 3. Abfag; 
b) von Waaren, welche die Gränze des Staatsgebietes 
uͤberſchreiten, Graͤnzzoͤlle oder Zölle im eigentlichen 
Einne, 4. Abſatz. 

(a) Ueber die Einrichtung diefer Steuern in verſchiedenen Ländern ſ. 
MWiederhold, Handbuch der Literatur und Geſchichte der indirecz 
ten Steuern, Marburg, 1820. — (Heß) Vollſt. Sammlung aller 
Gefege und Verordnungen über Zoll, Accis, Ohmgeld, Klaffenfteuer 
und Straßengeld im Gr. Baden. Karlsruhe, 1827. Sammlung aller 
noch gültigen Gefege und Verordnungen Über die indireeten Steuern 
im Gr. Baden. Karlsruhe, 1839. — Philippi, Sammlung 
fämmtlicher neuer preuß. Gefege über bie indirecten St. Köln, 1830. 
Nachtrag 1836. — Villaume, Handbuch ber preuß, Steuer⸗ und 


Bollgefengebung, B. 1844. — Berger, Die im K. Sachſen erſchie— 
nenen Gefege und Verordn. über indirecte Abgaben, Leipz. 1835. 4°, 


2. Abfas, 


Unmittelbar erhobene Aufwandfteuern., 


$. 4%, 


Einige Aufwandfteuern koͤnnen der Natur ihrer Gegenftände 
zufolge nicht wohl von einem Verkäufer vorfchußweife erhoben, 


175 


fondern müffen den einzelnen Zehrern abgefordert werben. Da⸗ 
hin gehören 3. B, Ausgaben, bei denen die Vermuthung der 
Steuerfähigfeit nicht aus der Befchaffenheit einzelner eingekauf- 
ter Dinge entfpringt, fondern uͤberhaupt aus dem Zwede einer 
gewilfen Verwendung; ferner folche, bei denen, etwa wegen der 
längeren Dauer eines Gutes, oder aus anderen Urfachen, der 
Verkäufer durch den Steuervorfchuß allzufehr beläftigt werden 
würde, Die zu diefer Gattung gehörenden Steuern find größten- 
theils folche, die man im engeren Sinne Lurusfteuern nennt, 
weil fie auf einen leicht entbehrlichen, gewöhnlich nur von Wohl: 
habenden gemachten Aufwand gerichtet find, Diefe pflegen we- 
nig einzutragen und müffen mäßig angefegt werden, wenn fie 
nicht ihren Gegenftand felbft zerftören und dadurch ihren Nach- 
halt verlieren follen. Sie lafjen fich defhalb nur in Ländern 
empfehlen, wo der Etaatöbedarf fo groß ift, daß man vielerlei 
Auflagen zu Hilfe nehmen muß und wo es viele Neiche 
giebt (a). In Großbritanien findet man die meiften directen 


Aufwandsfteuern (2). 


(a) In einigen Ländern müffen auch Zitel und andere Ehrenauszeich- 
nungen verfteuert werden, wenn der Befiser fi darum beworben 
hat. Mag auch die Erhebung einer Abgabe von der Eitelkeit ſich 
rechtfertigen laflen, fo trägt fie doch die Merkmale einer Steuer 
nicht an fich, weil fie nad) feinem wirthſchaftlichen Umftande aufge: 
legt ift, fie erfcheint vielmehr als eine jährlich wiederholte Gebühr. 
In der ſächſ. Gewerbfteuer (Tarif B) bezahlt 4. B. ein Dr. jährlid) 
2 xl., Hoftanzmeiſter 6 rl, Dofconditor 12 ri,, Berg⸗, Dof:, Kam: _ 
merrath 30 rl,, Kammerherr 40 rl,, geh. Rath I. Glaffe, General, 
Hofmarfchall 120 ri. 

(a) Die assessed taxes, welche 1849 3°142 000 2. St. einbradhten, wur: 
ben im Jahr 1798 als Kriegsfteuern eingeführt, feit 1820 aber auf 
mancherlei Weife gemildert, und Irland wurde 1823 ganz befreit. 
1840 erhöhte man den Fuß aller diefer Steuern um 10 Proc. (Die 
Rubrik taxes (1849 nad der R. 4303 849 2.) ſchließt auch die 
landtax mit ein.) Material in J. Marshall, Digest etc. (f. $. 23) 
und Bailly, I, 584. — Die preuß, Lurusfteuern (Edict vom 28, 
Dct, 1810) waren läftig und body wenig ergiebig, weßhalb man fie 
1814 wieder aufhob, . 


$. 426, 

Die erheblichfte der hieher gehörenden Auflagen ift die 
Wohnungsfteuer, die jeder Einwohner, er fei Eigenthuͤmer 
oder Miethömann, nah Maafgabe der von ihm bewohnten 
Näume entrichtet, Man Eönnte den Aufwand für die Haus- 
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miethe als ein gutes Kennzeichen der Vermoͤglichkeit anfehen, 

indem die meiften Menfchen auf die Annehmlichkeit einer ge= 

räumigen und gefälligen Wohnung großen Werth legen und 
dafür foviel verwenden, als ihre Wermögensumftände geftatten, 

Die Größe des benugten Raumes Fann hiebei nicht enticheiden, 

vielmehr muß man fich an die Höhe des bezahlten Miethzinfes 

halten, Allein audy eine gleiche Quote deſſelben wäre feine 
völlig gerechte Steuer, weil man in vielen Fällen nicht frei waͤh⸗ 
len kann, fondern durch Stand, Berufögefchäft, Größe der Fa- 
milie ıc. genöthigt ift, eine gewiffe Ausgabe für die Wohnung 
zu machen und defhalb die Abftufungen diefes Aufwandes nicht 
genau dem reinen Einfommen entfprechen, wie denn namentlich, 
die Nentner in diefer Hinficht mehr Freiheit haben, als die von 
ihrer Arbeit lebenden Perfonen (a). Hiezu fommt, daß eine 
ftarfe Wohnfteuer die Befteuerten zur Einfchränfung in der 

Wohnung auffordert, hiedurch den Begehr vermindert und die 

Hausrente des Eigenthuͤmers herabdrüdt, der fchon die Haus- 

feuer zu entrichten hat. Daher ift die Wohnungöfteuer zur 

Vollftändigkeit der Befteuerung aller Einkünfte da, wo bie 

Hausfteuer und die andern Schakungen gut eingerichtet find, 

unnoͤthig und nur etwa durch dringende Staatsbeduͤrfniſſe zu 

rechtfertigen. Ein geringer Miethbetrag müßte in jedem Falle 
fteuerfrei bleiben, aber auch die Beftimmung der Gränze, über 
welcher die Steuer anfangen foll, ift nicht ohne Schwierigkeit, 
weil die Miethpreife in Stadt und Land,’ fowie in mehreren 

Landestheilen, fehr verfchieden find, Die zu Gewerbszwecken bes 

nugten Raͤume dürften gar nicht eingerechnet werben, wenn fie 

fchon in einer Gewerbfteuer berüdichtigt find (2). 

(a) Die franzöfifche conftituirende Verfammlung hatte bei der Anord⸗ 
nung der Mobiliarfteuer (contrib. mobiliere) angenommen, eine 
Miethe von 12000 Fr. entfpredhe einem Baden Eintommen, 
4 — 5000 Fr. dem Sfachen, 2000 — 2500 dem 6fachen, 500 — 1000 
Fr. einem Afachen, 100 — 500 Fr. dem 3facdhen, eine Miethe unter 
100 Fr. aber dem doppelten fteuerbaren Einfommen, und ed wur: 
ben 5 Procent diefes angefchlagenen Einfommens ald Wohnungs- 
fteuer erhoben. Väter von 3 — 6 Kindern, Zaglöhner, Handwerker, 
Kaufleute famen in eine niedrigere, Dageftolze in die nächſt hö 


Glaffe ꝛc. Diejenigen, welche [yon Grundfteuer zahlten, erhielten 
bafür eine niedrigere Feftfesung ihrer Mobiliarfteuer, indem man 





(b) 
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diefe nur dazu beftimmte, dag Einkommen aus beweglichem Ber: 
mögen, Gewerben und Gehalten, salaires publics et prives, zu bes 
laften. (So könnte man auch den Mangel einer Binsrentenfteuer 
durch eine Wohnungsfteuer , von der aber alle anderen Schatzungen 
abgezogen werden dürften, erſetzen.) Geſ. v. 18. Febr. 1791. Code 
des contrib. dir. 11, 25. 

Befteuerung der Wohnungen in Frankreich: 1.Contrib. mobi- 
liere, neu geordnet im Finanzgef. dv. 21. Apr. 1832, eine Abgabe 
vom abgefchäsgten Betrage der Miethe, die Jemand entrichtet oder 
verwohnt. Sie ift eine Repartitionsfteuer und wird mit der Perſo⸗ 
nalfteuer zufammen nach beſtimmten Verhältniffen (die ohne Zwei: 
fel fehlerhaft find) unter die Departements, Arrondiffements und 
Gemeinden, in diefen aber nad) den valeurs locatives umgelegt. 
Der ganze Betrag der Miethen wurde 1823 auf 304, 1829 auf 384 
Miu. Fr. angefchlagen. Mehrere Städte haben diefe Steuer in eine 
<horaccife umgewandelt. A, diefer u. der Perfonalft. für 1849 60 Mill. 
2. Thür- und Fenfterfteuer, ebenfalls repartirt, doc) mit einem 
Zarife,der zur Umlegung ber auf jede Gemeinde treffenden Summe 
benugt wird, Der Eigenthümer entrichtet die Steuer, ift aber berech⸗ 
tigt, wenn nichts Anderes ausbedungen wird, fie von jedem Miethe: 
manne ſich erfegen zu laffen. Der Tarif ift nad) der Einwohnerzahl 
abgeftuft. 3.8. bei einem Haufe von 6 und mehr Deffnungen bezahlt 
(Gef. v. 1832) in Städten von 10 — 15000 Einw. ein Zhorweg 
7, $r., eine gewöhnliche Hausthür und ein Fenfter im Erdgeſchoß 
und den beiden erſten Stockwerken 90 Cent., ein Fenſter im dritten 
Stockwerk u. ff. 75 Cent. A. für 1849 35-655 000 Fr. Diefe beiden 
Steuern find in Frankreich ganz mit Recht zu den directen gezählt, 
Grosbritanien. 1) Bis 1834 beftand eine Dausfteuer, welde 
von einem abgeſchätzten Miethbetrage von 5, feit 1825 erft von 10 
%. St. an erhoben wurde und daher 1831 von fämmtlichen 2:695 000 
Wohnhäufern in England und Schottland nur 430.000 traf, Der 
Steuerfuß war von 10 bis 20 8, Miethertrag 1Y, Sch. vom &. — 
71% Proc,, von 20 — 40 £. Miethertrag 2, Sch. vom &, — 111% 
Proc., von 40 und mehr &, Miethertrag 2%, Sch. v. &, — 14%, 
Proc. Der Eigenthümer haftete für die Steuer, die er feinen 
Miethöleuten berechnen konnte. 1831 trat eine Ermäßigung von 
Pandelsgebäuden ein, Ertrag 1830 — 33 i. D. 1'352 126 &, St,, 
f. Marshall, Digest 1, 8, 11, 21. 42. — 2) $enfterfteuer, 
Window duty. Sie trifft in gleicher Weife, wie die Hausfteuer, die 
Eigenthümer und Miethsleute und beginnt, feit der im Sahre 1823 
eingetretenen Herabfesung auf die Hälfte, bei Häufern mit 8 Fen⸗ 
ſtern, 1840 wurde fie um 10 Proc. erhöht. Vorher betrug fie 3. B. 
von 8 Fenftern 16%, Sch., von 12 Fenftern 2. 4°), Sch., von 24 
Senftern 7 2. 5%, Sch., von 60 Fenftern 17 2. 5 Sch., von 100 Sen: 
ftern 29 2, 81), Sch. 1848 waren gegen 3 Mill. Häufer frei und 
487 all der Fenfterfteuer unterworfen, welche 1'813 629 2, St, ein- 
trug. Vorfchlag, fie nad) der Miethrente anzulegen und aljo die auf: 
gehobene Hausfteuer mit abgeänderten Sägen wieder einzuführen, 
von dem Ganzler der Schagfammer Wood, 17. Febr. 1851, vom 
Parlament genehmigt. Die Fenfterfteuer wirkt nachtheilig auf die 
Gefundbeit, weil man zu fehr an Fenftern fpart. 

In Belgien wie in den Niederlanden beftehen als Theile 
der Perfonaffteuer nach den niederländ. Gefegen vom 12. Zuli 1821 
und 28. Juni 1822 (vgl. oben $. 396 (6)) folgende hieher gehörige 

Rau, polit. Oekon. Ste Ausg. II, 2te Abth. 12 
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Abgaben; 1) 4 Proc. des Miethertrages aller Privatgebäude, mit 
Einfchluß der Vorrathöräume, Schuppen, 20. Ausgenommen find 
Wohnungen unter 20 fl, Jahresmiethe, Fabritgebäude, Ställe und 
Scyeunen, Kirdyen, Schulen ꝛc. Der Eigenthümer ober Miether des 
ganzen Daufes kann ſich die Abgabe von den Miethern einzelner 
Theile erfegen laffen. 2) Thür: und Fenfterfteuer mit der nämli= 
chen Beftimmung. Im Erdgefchoß und den 2 erften Stockwerken für 
1 auf Straße oder Hofgebende Thür oder I ſolches Fenfter nach der 
Größe der Wohnorte 40 Gents bis 1 fl. 10 Gents, in den höheren 
Stodwerfen 40 — 50 Et. — 3) Bon jeder Feuerftelle (Gamin, 
Dfen, Herd ıc.) 40 — 75 Et8. — 1 fl. 75 Etö., je nachdem I Stelle, 
oder 2 oder 3 und mehr vorhanden find. Auch hier gilt das Obige 
in Anfehung der Miethsleute. Ertrag diefer 3 Abgaben in Bel- 
gien: 1) gegen 1900 000 Fr., 2) gegen 2700000 Fr., 3) gegen 
850,000 Fr. 

In Berlin befteht eine Miethfteuer als ftädtifche Abgabe, welche 
im 3. 1838 300 000 rl. einbradıte. .Der Fuß ift feit 1822 14, der 
Miethe, Wohnungen unter 30 rl. find frei, 1844 waren überhaupt 
70000 Wohnungen, von denen 2000 wegen des Betrages unter 
30 ri. 9000 wegen Armuth der Bewohner unbelegt blieben. — 
Hoffmann a. a. O., ©. 234, empfiehlt diefe Abgabe in fchnell 
wachſenden Städten, wo fie dem Steigen des Preifes der Baupläge 
entgegenwirken kann. 


$. 427. 

Andere unmittelbare Aufwandsfteuern. 

1) Die Hundefteuer hat zugleich einen guten polizeilichen 
Grund, weil wegen der Gefahr der Wafferfcheu eine Verminde⸗ 
rung der Zahl der Hunde zu wünfchen ift, auch Fann die Steuer- 
erhebung mit der jährlichen nothwendigen Befichtigung der 
Hunde durch Tchierärzte in Verbindung gefegt werden (a), Die 
beiden Zwede diefer Abgabe fallen bei folhen Hunden hinweg, 
die Jemand eines Gewerbes oder der eigenen Eicherheit wegen 
zu halten genöthigt ift, nur müfjen die Umftände, welche auf 
Steuerbefreiung Anſpruch geben follen, fo genau bezeichnet fein, 
daß feiner Willkuͤr Raum gegeben wird (5). 

2) Bediente. Da die mit Gemwerböverrihtungen befchäfe 
tigten Hausgenoffen fchon in der Gewerbfteuer berüdjicytiget 
find, auch billigerweife eine zur Bedienung der Familien noth= 
wendige Anzahl, 3. B. 1 bis 2 Mägpde, fteuerfrei bleiben muß, fo 
ift nur eine mäßige Einnahme von einer ſolchen Eteuer zu er⸗ 
warten (c). 

3) Kutſchen- und Neitpferde, die bloß zum Vergnügen 
gehalten werden; diefe Auflage wird nur da, wo viele Neiche 


179 


wohnen, einen belohnenden Ertrag darbieten und die Fell 
ſetzung der befreienden Umftände ift bei ihr ebenfalls ſchwierig, 
font aber Fann fie wohl in Echuß genommen werden (d). 


4) Die ganze bewegliche, in den Wolnungen enthaltene 


Habe (mobilier), ein der vielen nöthigen Ausnahmen und der 
ſchwierigen Ausmittlung willen nicht zu empfehlender Steuer⸗ 
gegenftand (e). 

(a) England: Für einen Windhund giebt der Eigenthümer jährlich 1 L., 


für einen anderen einzelnen Sagbhund 8 Sch., und wo mehrere 
Hunde, 14 Sch. für jeden. Mit 36 2, jährlih kann Jemand bie 
Steuer für alle feine Dunde, wie viel ihrer feyen, abtragen. Bauern: 
und Schäferhunde find feit 1834 befreit, 1833 waren in Grosbrit. 
333 335 Hunde, weldye 173888 £, trugen, und 85 Eigenthümer 
hatten ſich für alle ihre Hunde abgefunden. Ertrag im Jahr 1848: 
134 827 &, — Baden, Gef. v. 23, Oct. 1833: 1 fl. 30 Er. von jedem 
Hunde, I fl. von einer Hündin, alle Befreiungen aufgehoben; Y, des 
Betrages fiel an die Gemeinden, Gef. v. 10. Sept. 1842: von einem 
männlichen Hunde 4 fl., von einem weiblichen 2 fl. Die Gemeinden 
erhalten die Hälfte. Diefes Gefes hatte die Folge, daß die Zahl der 
Hunde im ganzen Lande, welche 1842 39 727 betragen hatte, fich 
1843 auf 24 957 verminderte, Gef. v. 20. Dec. 1848: ein zur Gi: 
cherheit oder zum Gemwerböbetriebe unentbehrliher Hund nur 
1 fl. 30 £r., eine Hündin 1 fl. Ertrag 1842: 59 557 fl, — 1843: 
116 175 fl., %. 1848 81 000 fl. — Würtemberg, f. (65). — Großh. 
Heſſen: 45 Er. von jedem Hunde, A. 1848 — 50 jährlich 21 000 fl, — 
Bremen, 1817: halbjährig für 1 Hund !4 rl., für den 2ten I rl, 
für jeden weiteren 1'/ ri. 


(5) Dirten, Mesger, Feldfhüsen, Bleicher, Jäger, — Bewohner entle: 


(ec 


— 


gener Höfe u. dgl, follten befreit bleiben. — In Würtemberg be— 
zahlt man in Fällen eines ſolchen Bedürfniffes 24 Er. für einen 
Dund, dagegen für einen entbehrlichen 4 fl. und für einen Jagdhund 
1 fl. Diefe Steuerfäse wurden 1839 — 1841 herabgefegt, allein die 
Zahl der Hunde mehrte ſich fo ftark, daß man 1842 die frühere Ab: 
gabe wiederherftellte und für den 2ten und jeden weiteren Luxus- 
hund eines Eigenthümers noch 2 fl. Steuer zulegte. Die Hälfte des 
Reinertrags fließt in die Ortsarmencaffen. A. für 1818 — 50, 
brutto 47300 fl. In Frankreich ift neuerlich mehrmals eine Hunde⸗ 
fteuer vorgefchlagen worden. 

Die englifhe Steuer von männlichen Bedienten trifft auch die Ge- 
werbsgehülfen, weil in Großbritanien feine Gewerbsfteuer befteht. 
Die Abgabe ift feit der Herabfegung auf die Hälfte im Jahre 1822 
von 1 Bedienten 1 8. 4 Sch,, fie fteigt für jeden, fowie die Zahl zu— 
nimmt; von Il und mehr wird für jeden 3 £, 16, Sc. bezahlt. 
Unverheirathete Männer bezahlen für einen einzigen Bedienten 
22.4 Sch., für zwei5 8, 1 Sch. ıc., was 1830 30 890 8. St. für 
11 748 Bediente betrug. 1849 waren 109814 Bed, Für Kauf: 
mannsdiener, Aufwärter und Kellner, Stallknechte, Ackerknechte 
(feit 1823 fteuerfrei), Knechte der Lohnkutſcher und Poftunter- 
nehmer ꝛc. find befondere Zaren. Der Ertrag der Bedienten- 
fteuer ift abnehmend, 1831 295000 2., 1845 201646 8. 
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Niederländ, Gefindefteuer, 7 fl. jährlich von jedem Dienftboten, 

von einer einzigen Magd bloß 4 fl.; Gewerbsgehülfen werden 

nicht eingerechnet. Gef. v. 28. Jun. 1822. A. 34 ff. Ertrag in Bel: 

gien g. 470 000 Fr. ‚ 

Sroßbritanien hat mehrere Säße für verſchiedene Fuhrwerke, auch 

‚ fteigt die Abgabe mit der Zahl der Fuhrwerke und Pferde, die Se: 
mand befigt, 3. B. eine einzelne 4rädrige Kutfche giebt 6 &,, eine 
von zweien 6 £. 10 Sc. ꝛc., eine Miethkutfhe 58.5 Sch. — 6 R., 
ein Reitpferd 12. 8%, Sch., eined von zweien 48. 141, Sch. ꝛc. 
Aderpferde find feit 1822 frei, feit 1823 auch die carts, Wägen 
ohne Federn. 1833 wurben verfteuert 96 830 verfchiedene Wägen 
für 418 396 &. (1845 421 127 8.) und 335 800 Pferde für 428 378 8. 
(1845 373 966 &,) Eine Kutfcdye mit Pferden, Bebienten, Abgaben, 
wird auf mindeftens 250 2. jährliche Koften angefchlagen. Bibl. 
univ. Oct. 1835. Porter, Progress of the nation, 11, 18.— Hiezu 
kommen noch 2 fonderbare Steuern, nämlich 1) von Perfonen, die 
ein Wappen führen, wofür der Befiser eines Wagens 2 8.8 Sch., 
wer wenigftens Kenfterfteuer giebt, 1 2.4 Sch., jeder Andere 12 Sch. 
entrichtet; 1833 29 749 Perfonen und 60 845 &, (1845 69 144 £.) 
2) von dem Gebraud) des Haarpuders! Diefe Abgabe, 1 8.34, Sch. 
von der Perfon, ift fehr im Abnehmen: es waren 1820 noch 29 000, 
1833 nur 9472 Perfonen, welche 11 129 &. entrichteten, 1845 noch 
3539 8. — Niederländ. Pferdefteuer, a. Gef. Art. 42; von jedem 
Luxuspferd 20 fl. jährlich, von einem Pferde der Pofthalter, Pferde— 
verleiher ıc. 5 fl. Ertrag in Belgien g. 290 000 Fr. — Bafel, Gef. 
v. 7. April 1818: von I Reitpferd 16 Fr,, 1 Wagen mit I Pferd 
10 — 16 Fr, (offen oder gededt), Wagen mit 2 Pferden 30 Fr., 
mit 3 Pf. 40 Fr., mit 4 Pf. 50 Fr. — Bremen, V. v. 28, Dec. 1816: 
von 1 Kutfche mit 2 Pferden jährlich 25 rl., von jedem anderen zum 
Vergnügen gehaltenen Pferde 5 rl., von einem Gewerbspferde 2V; rl. 
A. niederl. Gef v. 1822 Art. 25 ff. 1 Proc. des Mobiliars; Kleider, 
Schmuckſachen, Gewerbögeräthe, Hülfsmittel für Wiffenfhaft und 
Kunft find frei, ebenfo Perfonen, die unter 20 fl. Miethe zahlen. 
Statt der eigenen Angabe kann jeder Steuerpflichtige fein Mobiliar 
ſchätzen laffen (ohne Koften für ihn), fonft wird es als das 5fadhe 
der Jahresmiethe angefchlagen; f. Recueil de lois ... concernant 
les contributions directes, douanes et accises ... Brux. 1837. 
©. 25. 33. — Ertrag in Belgien g. 114 Mill, Fr. 


— 


(d 


(e 


— 


3. Abſatzz. 
Acciſe oder Aufſchlag. 


$. 428, 

Das Unterfcheidende der Accife (a) oder, wie diefe Steuer- 
art im Deutfchen am beften benannt werden Fann, des Auf: 
fchlages (5) befteht darin, daß die Steuer von gewiſſen Waa- 
ren, fie mögen in⸗ oder ausländifchen Urfprungs fein, im Innern 
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des Landes bei irgend einem Vorgange während. ihrer Hervor- 
bringung oder ihres Umlaufes von einem Verkäufer im Gewerbg- 
betriebe vorfchußweife entrichtet wird. Diefe ſchon fehr alte Art 
der Aufwandöfteuern ift in den meiften Etaaten auch jeßt eine 
der ergiebigften und Fann bei guter Einrichtung dem Staate 
ohne große Nachtheile für die Volkswirthſchaft eine beträchtliche 
Einnahme zu Wege bringen (ec) ; oft ift fie jedoch, durch fehler- 
hafte Anordnungen die Urſache harter Bedruͤckungen und felbft 
ein Anlaß zu gewaltfamem Widerftande geworden (4). 


(a) Das Wort Acciſe ftammt, wie die von Du Fresne gefammelten 
Stellen deutlich zeigen (Lexicon, s. v. Assidere, Assisa. Cisia), 
von assidäre, auflegen feftfegen, her; man fagte z. B. im Mit: 
telalter Assisa panis — assisia super venalibus (Abgabe von Feil: 
haften) oder rerum venalium; talliam assidere, eine Schasung 
auflegen, wie noch h. 3. T. assessed taxes in England, — Assisa 
für Ständeverfammlung ift wohl aus dem neutrum assidere abzu: 
leiten, Sitzung. Cisia, ſpaniſch Zisa, ift nur eine Abkürzung. Excise, 
die Korm des Wortes in England, ift aus der englifchen Ausſprache 
des a in accise erklärlih. Die badifche Geſchaͤftsſprache braucht 
(nit nahahmungswürdig) Accis als männliches Hauptwort und 
erweitert den Begriff fo, daß neben der eigentlichen (Gonfumtions:) 
Acciſe auch die Gebühr von Verkauf und Vererbung unbeweglicher 
Befisungen (ImmobiliensXccis) dahin gerechnet wird. In Frank: 
reich ift dies Wort nicht mehr üblich, wohl aber in Belgien. Für die 
Ableitung von asseoir, statuere, aud) Skinner, Etymologicum 
linguae anglicae s. v. Size. — Hüllmann leitete früher das 
Wort von accidere, einfchneiden, her, und erinnerte an die Kerb: 
hölzer, ſ. Allg. Encyklop. von Erſch und Gruber, 1, s. v. Acciſe, 
ähnlich M. Culloch, Tax. 11, 115. Neuerlich entſchied fich aber 
Hüllmann (Städtewefen des Mittelalters, II, 115) gleichfalls 
für die obige Erklärung. Die fpanifhe alcavala, eine Abgabe von 
anfangs 5 Proc. ber feilgebotenen Dinge, wurde in den chriftlichen 
Staaten nad) dem Beifpiele der Araber eingeführt. (Arabiſch ka- 
bal, empfangen, keblah das Empfangen, auch dad Empfangene, 
und insbefondere Geld.) Nach Mariana ift fie 1342, nah Fer— 
rera 1349 eingeführt worden. Das Wort Eommt aber fchon Früher 
vor inden von den Mauren eroberten Gegenden, wofür Du Fresne 
Urkunden von 1101 und 1213 anführt. Im 3. 1349 erfolgte die 
Erhöhung auf 10 Procent, wozu im 16. Jahrhunderte noch vier 
weitere Zufchlagprocente kamen, daher die Benennung alcabala y 
cientos. In den einzelnen Provinzen erhielten ſich mancherlei Ber: 
fhiedenheiten. — Im Deutfchen kommen Ungeld (fpäter Umgeld) 
Unrecht öfters vor. Nah Hüllmann foll dies aus der Unzufrie= 
denheit der Steuerpflichtigen herrühren, indeß bedeutet Un nicht 
immer eine Mißbilligung, wie z. B, Ungericht im Sachfenfpiegel 
(1, 57), das Gericht des Gaugrafen. Deshalb betrachtet Lang, © 
105, das Ungeld als eine außerordentliche Abgabe Daffelbe war 
eine Zrantfteuer, wofür aud der Name Licent vorfam. Ungeld 
oder Zyſe in ber Rheinpfalz, 1340, s 
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(db) Nody heutige Tages in Defterreih und Baiern in biefem Sinne 
üblich. Garolinifhe Wahlcapitulation von 1711, Gap. B: „Wann 
auch einige... fih unterftanden haben .., bie eins, aus= und durchs 
gehende Wahren mit gewiflen Au ffhlag unter dem Namen Xeccis, 
Umgeld, Niderlag, Stand: und Marfredt, Pforten:, Brüdens und 
Weg:, Kaufhaus-, Rent:, Stein:, Pflafter:, Stein: uhren: und 
Gento:Gelder, Mutter » Steuer und andern dergleichen imposten zu 
beſchweren.“ 

Großes Lob in der Schrift: Christ. Teutophilus (Tenzel), 
Entdedte Goldgrube in der Acciſe. Zerbft, 1686. 4. 5te Aufl. 1719, 
Diefe Abhandlung rief mehrere Streitfchriften hervor. 

Die Acciſe ift nicht felten zu einer großen Befchwerde geworben, 
4 B. Friedrichs II. Einrichtung, zu welder eine Menge franzöfis 
ſcher Accifebedienten herbeigerufen wurde; f. Benzenberg, Preu: 
ßens Geldhaushalt, S. 270. — Die älteren Finangmänner unters 
fhieden zwifchen der Univerfal= und ParticularsXccife. 
Sene, die von allen verkauften Dingen entrichtet würde, erfcheint 
als fo fehlerhaft, daß hier nur die lestere, d. i. die Accife von einzel: 
nen Waarengattungen, in Betracht kommen kann; f. z. B. v. Son: 
nenfels, 111, $. 165. 


(e 


— 


(d 


— 


$. 429. 

Es ift nicht leicht, die Erhebung des Auffchlages von gewifs 
fen Gegenftänden fo einzurichten, daß weder der Betrug erleich- 
tert, noch auch der Verfehr zu fehr beläftigt wird. Nach den bei 
jeder einzelnen Waare obmwaltenden Umftänden Fann die Ent- 
richtung bald bei einem Abfchnitte der Erzeugung (a), bald bei 
bem Uebergange eines Grzeugniffes in andere Hände angeordnet 
werden (5). Die früher beliebt gemefene und noch jest vorkom— 
mende Thoraccife, welche beim Eintritt einer Waare in die 
Städte bezahlt wird (ec), und welche öfters vorzugsweiſe den 
Namen Xccife trug, hat mehrere Nachtheile. 1) Da fie nicht in 
Dörfern, Fleden und offenen Städten, fondern nur in geſchloſ— 
fenen Orten anwendbar ift, fo entiteht eine ungerechte Belaftung 
der legteren, die um fo mehr dabei leiden, je häufiger neuerdings 
Gewerkögefchäfte auch auf dem Yande betrieben werden. Man 
müßte daher wenigftens durch Schagungen, die den offenen Or- 
ten in höherem Maaße oder ausfchließlich auferlegt werden, das 
Gleichgewicht wieder herzuftellen fuchen (d). 2) Die Thoraccife 
fann nicht von folhen Waaren erlyoben werden, welche in den 
Staͤdten verfertigt werden; man koͤnnte fie höchftend bei dem 
Eingange der erforderlichen Nohftoffe belegen (e). 3) Das An 
halten und Befichtigen aller in die Städte eingehenden Waaren- 
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fendungen, um fich zu Überzeugen, ob fie accisbare Dinge in fich 

fchließen, ift fehr mühfam, befchwerlich für die Einbringenden, 

giebt zu mancherlei Willkür und Bedruͤckungen Anlaß und legt 

dem Verkehre zwifchen Stadt und Rand fo große Hinderniſſe in 

den Weg, daß fchon defhalb diefe Form der Accife als verwerf: 

lich erſcheint. 4) Hiezu fommt der Anreiz zum heimlichen Ein- 

führen. | 

(a) Soldye Steuern hat man bisweilen mit dem Namen Productions 
fteuern belegt, 3. B. die Steuer von Runkelrübenzucker. Allein fie 
find dennoch Aufwandsfteuern, nidyt Schaßungen, 

b) Marktaccife in Athen. 

5 Diefe wird bisweilen auch benußt, um ftädtifche Auflagen in ber 
nämlichen Weife mit zu erheben. 

(d) Wie z. B. durch die preuß. Glaffenfteuer gefhieht, $. 400. In Med: 
lenburg wird in den Domanial: Fleden wie in ben Landſtädten 
Fleifh und Mehl befteuert. 


(e) 3.8. die zum Branntweinbrennen bienlihen Materialien, bie je— 
doch auch zu anderen Zweden gebraucht werben. 


$. 430, 


Die Umwandlung des Auffchlages in eine feſte Summe, bie 
der Verfäufer einer Waare jährlich in die Etaatscaffe entrichtete 
(aversum, Paufhfumme), würde zwar die Erhebung fehr 
erleichtern, alle laͤſtigen Auffichtsmittel und allen Betrug befei- 
tigen (a), aber dennoch überwiegende Nachtheile mit fich führen, 

Es gehört wefentlih zur Güte einer indirecten Aufwands— 
fteuer, daß jeder Verkäufer eben foviel an den Staat entrichtet, 
als die Käufer im Preife der Maare mehr ausgeben muͤſſen. 
Dieß findet aber bei der Einführung einer Paufchfumme nicht 
ftatt, denn 1) wenn man auch diefelbe wegen der Vermehrung 
der Einwohnerzahl jährlich regelmäßig fteigen laffen will, fo geht 
doch der Nutzen verloren, den die Erhöhung des Verbrauches 
und des Steuerertrages bei der Zunalyme des Wohlftandes her- 
vorbringt. Diefer Verluft ließe fi) nur dann vermeiden, wenn 
man bie jährliche Verzehrung genau erfahren Eönnte, was aber 
gerade von der Aufhebung der Gontrolanftalten verhindert wird, 
2) Es treten öfters ſtarke Veränderungen in dem Verbrauche ein, 
ed wird 3. B. nach fchlechten Weinjahren mehr Bier getrunfen 
und umgekehrt, Bei einer genau nach den verbrauchten Mengen 
erhobenen Accife gleicht fich die Zunahme der einen Steuer mit 
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der Abnahme der andern aus, bei einem Averfum würde ber 
Staat der einen Glaffe von Berfäufern Nachlaß bewilligenmüffen, 
ohne von der anderen mehr zu erhalten. 3) Auch der Abfag einzel- 
ner Gewerböunternehmer ift fehr veränderlich. Wenn der Begit- 
terte mit Hülfe eines größeren Gapitales feinen Betrieb verbeffert 
und erweitert, fo erhält er bei einerlei Paufhfumme von den 
Käufern mehr Erfag als er vorgefchoffen hat, während andere 
Verkäufer, die in dem Miterben nadyftehen, hierbei in Schaden 
fommen. Se länger eine folhe Einrichtung dauert, defto mehr 
fann die von jedem Verkaͤufer bezahlte Averfalfumme von der- 
jenigen abweichen, die er nad) der wirklihen Ausdehnung feines 
Gewerbes zu tragen hätte, 


(a) Für diefe Maafregel erklärten fi 1831 mehrere Redner in ber 
bad. 2. Kammer, f. Verhandl. derf., Heft 24 und Beilagen, 8. Heft, 
fowie audy viele Geſuche von Wirthen, Bierbrauern, Fleifchern ꝛc. 
e v Babo, Die Weinaccife und Ohmgeldeinrichtung, Heidelb. 
1831. — Dagegen die Schrift: Die Verwandlung der Conſumtions— 
accifen im Gr. Baden in eine Averfalfteuer, Karlör. 1831, und meh— 
rere Redner in der angeführten Verhandlung. In Folge einer, von 
beiden Kammern angenommenen Adreſſe befchloß die Regierung, 
mit der Fleifchaccife einen Verſuch zu machen, aber fo, daß den 
Fleifchern die Wahl bliebe, Prov. Gef. v 10, Mai 1832, beftätigt 
1833. Im Jahre 1835 beftand das Averfum nur noch an 244 Orten 
mit 699 Mesgern, während 638 Orte mit 1806 Metzgern andere 
Erhebungsarten vorgezogen hatten; 20 Orte waren feit 1832 von 
dem Averfum zurüdgetreten. Daher wurde diefes nun gänzlich ab— 
geichafft. Zwei Gef. v. 28. Jun. 1848 beftimmten abermals die Ein— 
führung von Pauſchſummen für die Weins, Bier: u. Schladhtfteuern ; 
Vollzugs-V. v. 30. Zun. deſſ. J., aber diefe Einrichtung wurde für 
die Bierftcuer fhon durch Gef. v. 7. Sept. 1848 aufgehoben, bei der 
Meinfteuer theilmeife durch Gef. v. 19. Sept. 1848, vollftändig im 
Gef. v. 3. Nov. 1849. — In Oeſterreich tommen folde Ab findun= 
gen bei der Verzehrungsfteuer vor durd Verabredung eines fog. 
Paufhale, in der Regel nur auf I Jahr, und am liebften mit allen 
Unternehmern in einem gewiffen Gewerbe an einem Orte zufammen. 
Kommt feine Webereintunft der Art zu Stande, fo wird eine Ver: 
pachtung verfudt. v. Malinfovsti, 11,51. — In Würtemberg 
follen (Gef. v. 9. Juli 1827) Accorde mit den Weinhändlern auf 3 
Sahre abgefchloffen werden, was jedoch nicht häufig geſchehen ift. 
Die frühere allgemeine Anordnung der Pauſchſumme beftand nur 
von 1821 — 1824; f. Handbud, ©. 237 — 22%, — In Preußen ift 
eine „Fixation“ der Fleifchfteuer für alle Fleifcher einer Stadt nad) 
einem mehrjährigen Durchſchnitte geftattet, V. v. 19, Febr. 18277. 
Villaume, ©. 259. — Gegen die Abfindung bei dem Bierauf: 
ſchlage Rivet,in Rau, Ardiv, V, 86. 
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Der Auffchlag von dem zuimenfhliherNahrung ver- 
mwendeten Getreide (a) trägt den Namen Mahlaccife, 
Mahliteuer, weil er entrichtet werben muß, ehe man das Ge— 
treide auf die Mühle bringt und weil der Müller deßhalb über- 
wacht wird, Diefe Abgabe hat zufolge obiger Betrachtungen 
($. 421,) den erheblichen Grund gegen fich, daß fie zu fchwer 
auf die arbeitende Glaffe drückt und mit der Kopfzahl der Fa- 
milienglieder wächft; fie muß fogar von den aus Geldalmofen 
lebenden Armen bezahlt werden (6). Zudem ift auf dem platten 
Pande die Entrihtung an den entfernt wohnenden Acciſe-Ein— 
nehmer befchwerlich, abgelegene Mühlen find fehwieriger und 
foftbarer zu beauffichtigen, als ftadtifche, endlich laffen viele Fa- 
milien auf dem Lande ihr Getreide felbft mahlen und werben 
daher von den vorgefchriebenen Förmlichfeiten belaftiget (ec). 
Diefe Nachtheile werden gemildert, aber Feinesweges ganz befei= 
tiget, wenn man da, wo bie unteren Arbeiterclafjen fich von einer 
anderen Getreideart nähren, als die wohlhabenderen Einwohner, 
jene Frucht niedriger befleuert, wie dieß in Preußen mit dem 
Roggen geſchieht (d), — und wenn man die Mahlfteuer auf 
die Städte befchränkt, was freilich eine Bewachung des Verfehrs 
an den Thorennöthig macht. Zur Ausführung diefer Steuer gehört 
1) das Verbot der Handmühlen (e), 2) die Verpflichtung der 
Müller, Getreide nicht ohne die begleitende Quittung für die be- 
zahlte Aeccife anzunehmen und genaue Berzeichniffe aller Mahl— 
früchte und ihrer Eigenthümer zu halten, die eigenen Früchte 
abgefondert zu verwahren u, f. w., 3) verfihiedene Sicherungs- 
mittel, 3. B. Verbot des Verbringens auf die Mühle bei Nacht, 
Bezeichnung der Säde eines jeden Eigenthiimers von Getreide, 
häufige Befichtigung durdy Accifebeamte u. dgl. 


(a) v. Jakob, 1, $. 12—16.— v. Malchus, 1,325. 337. — Prince» 
Smith, Ueber die Frage: Wer trägt die Schlacht: u. Mahifteuer? 
Elbing, 1845. 

(db) Es ift hiebei vorausgefest, daß biefe Steuer. nicht auf ben Landwirth 
überwälzt wird, Sie könnte nur.dann eine Erniedrigung des Ge: 
treidepreifes verurfachen, wenn eine ſtarke Abnahme des inländischen 
Getreideverbrauches einträte und der Landwirth weder ein anderes 
Abfasgebiet fände, noch den Getreidebau einfchränten und dafür 
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(ce) 


(d) 


(e) 


mehr andere Feldgewächſe bauen könnte. Diefe felten eintretende 
Wirkung wäre aber ebenfalls eine ungünftige. Eine fehr ungleiche 
Befteuerung der verſchiedenen Getreidearten könnte leichter den 
Preis des mehr belafteten herabdrücten, 


In manchen Gegenden, 3. B. dem Schwarzwalbe, haben viele Land: 
leute eigene Kleine Mahlmühlen an den nahen Gebirgsbäden. Die 
bad. Accife » Ordnung ($. 58) beftimmte zum Behufe der damaligen 
Mahifteuer, daß ohne befondere Erlaubniß auf folhen Mühlen Nie: 
mand als der Eigenthümer mahlen dürfe und diefer feinen Haus: 
verbraud) alljährlich zu verfteuern habe, 


Die preuß. Mahifteuer (Gef v. 30 Mai 1820) beträgt vom Gent 
ner (110. Pfd.) Waizen 16 Gar. (I fl 10 Er.), von Roggen, Gerfte, 
Buchwaizen, —— —————— ıc. 4 Ggr. (17% kr.). Malz und das 
zum Branntweinbrennen beftimmte Getreide ift befreit. Wird Mehl 
in eine mahlfteuerpflichtige Stadt eingeführt, fo wird der Steuer— 
betrag der entfprechenden Getreide-Art 11% fach entrichtet, bei Grüße, 
Gries zc. doppelt. Da man (mit Einredhnung des Mahllohns) aus 
100 Pfd. Körnern ungefähr 116 Pfd. Roggenz oder 95 Pfd. Wai⸗ 
zenbrot erhält (11, 294 (5)), fo trifft auf das Pfd. Waizenbrot un= 
gefähr auf Roggenbrot "4 kr. Nehmen wir auf den Kopf im 
Durchſchnitt täglich I Pfd. Getreide (Roggen): verbraudy, fo ge 
eine Kamilie von 5 Köpfen jährlich 5 fl. Steuer zu entrichten. 
(übertriebenen) Borwürfe, weilhe von Bülow: Gummerow 
(Polit. und finanzielle Abhandlungen, 1834, I, 135) der Mahl: und 
Schlachtſteuer macht, find beftritten worden v, Niebuhr, in Rau 
und Hanffen, Ardiv, VII, 206. Diefe Steuern beftehen nur in 
114 größeren Städten, während an allen übrigen Orten bie Claf- 
fenfteuer die Stelle beider einnimmt, $. 400, %. 1850 1°059 850 rl. 
(1848—50 der Mahlfteuer nachgelaffen, vorher gegen 1'600 000 
rl.). Vgl. Verb. des verein. Landt I, 40, — In Defterreich befteht 
in 12 Städten, zufammen mit 950 000 Einwohnern, eine foldye Ab⸗ 
gabe. Der Gentner Getreide (119,? preuß. Pfd.) giebt in Wien 18, 
in anderen Städten 9 Er. des 20 fl. Kußes, alfo der preuß. Gentner 
resp. 2014 und 1014 Er. des Münchner Fußes; dieß beträgt alfo 
von: Roggen in Wien mehr als in Preußen. — Bei der. nieberländ, 
Mahifteuer von 1%, fl. von dem Heftoliter Waizen, "4 fl. von Rog⸗ 
gen ermittelte man, daß eine Familie von 5 Köpfen, je nachdem fie 
Waizen und Roggen, oder nur leätern verzehrt, 414 oder 244 fl. 
jährl, zu tragen babe, van Hogendorp, 11,29. Diebei ift die 
Brotconfumtion niedrig angenommen, indem 21% fl. nur 5 Hektol. 
= Ipr Scheff. = 3", bad. Malt. Roggen anzeigen. %. 1846 und 
47 3 Mill, fl. Ehemalige bad. Mahl:Accife vom Malter Waizen und 
Kern 20 Er,, Roggen 1214, nad) Xccife-Orb. v. 4. San. 1812. $. 52, 
aufgehoben 1818. — Ehemalige weftfäl. Confumtionsfteuer, Gef. vd. 
15. Febr. 1809, 14 Gent. von Hektoliter Getreide, 41, Er. vom 
pr. Scheff. — Aufhebung der Mahifteuer in Neapel, 1847. — Mahl: 
fteuer in Medlenburg = Schwerin, X. 185%, 49 490 rl, 


Dampf: und Thiermühlen erfordern befondere Erlaubniß und bez 
fondere Ueberwadhungsmittel, a. preuß. Gef., $.7, Fin. Minifter. 
Refer, v. 29. Aug. 1827. ‘ 
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Der Fleifhauffhlag ift mit geringer Schwierigkeit zu 
erheben, auch kann die Größe des Fleifchverbrauches ohne Zwei— 
fel als ein gutes Zeichen der Wohlhabenheit angefehen werben 
(a). Daß für die Dürftigen das Fleiſch, eine vorzuͤglich ſtaͤr— 
fende Speiſe, vertheuert wird, ift der Hauptnachtheil der Steuer, 
die deßhalb, wenn fie uͤberhaupt nicht zu entbehren ift (5), we- 
nigftend in mäßigem Betrage gehalten werden und die geringes 
ren Sorten noch fchwächer belegen muß (ce). Wo öffentliche 
Schlachthaͤuſer find, da Fann die Entrichtung am leichteften, über- 
haupt aber in den Städten leichter ald auf dem Lande überwacht 
werden (d). Das Schlachten zum Hausgebraudye ift am ſchwer⸗ 
ften zur Steuer beizuziehen, befonders bei Thieren, die der Schlach- 
tende felbft aufgezogen hat, überdieß ift ed den Zehrern befchwer- 
lich, einen vielleicht für mehrere Monate beftimmten Fleifchvor- 
rath fogleich beim Schlachten verfteuern müffen. Das Hausſchlach— 
ten fommt jedoch bei größerem Vieh felten vor, es ift daher 
hinreichend, wenn daſſelbe nur bei Schweinen, Schaafen und Zie— 
gen unbefteuert bleibt (e). Die Entrichtung Fann gefchehen 1) 
nah dem Gewichte, mit Hinweglaffung aller derjenigen Theile, 
die nicht gegeflen oder doch nicht pfundweife auögewogen werden, 
wie Haut, Füße, Kopf, Eingeweide, Darmfett, Hiebei ift eine 
Abwägung.nah dem Schlachten, aber vor dem Zerhauen in die 
4 Biertel im Beifein eines verpflichteten Waagemeifterd, am be— 
ften auf einer Öffentlihen Waage nothwendig, worauf erſt die 
Steuer bezahlt werden kann (f). Dieß ift umftändlich, aber die 
Steuer vertheilt ſich hiernach am gerechteften unter alle Verkaͤu— 
fer; 2) bloß nad) der Stuͤckzahl, wobei die Steuerzahlung nody 
vor dem Schlachten gefchieht und die Erhebung höchft erleichtert 
ift (9). Dagegen tritt der Uebelftand ein, daß von ſchweren 
Viehſtuͤcken auf jedes Pfund eine geringere Steuer fommt, als 
von leichten, mithin der begüterte Unternehmer einen Gewinn 
zieht, während die Zehrer gleichen Fleifchpreis bezahlen müffen, 
Durch den Begehr des fchwereren Viehes wird beffen Einfaufs- 
preis felbft wieder erhöht, und wenn man hierin aud) eine billige 


188 


Belohnung flr den Gemerbfleiß des Viehzüchterd erbliden kann, 
fo leiden doch diejenigen Gegenden, in denen die herrfchende 
Nindviehraffe Fleiner ift, und die kleinen Landwirthe, die ihr Vieh 
ungemäftet zu verkaufen gezwungen find, eine (allerdings ge= 
ringe) Benachtheiligung (4). 3) Die Unterfcheidung mehrerer 
nach dem Gewichte abgeftufter Glaffen von Thieren jeder Art 
fteht zwifchen der erften und zweiten Metlyode in der Mitte, So 
oft fich zwifchen dem Accifeeinnehmer und dem Fleifcher über die 
Glaffe eines Stüdes ein Streit erhebt, muß das Abwägen zu 
Hülfe genommen werden, und da man in ben meiften Fällen 
hierauf zurüdfommt, fo ift mit diefer Glaffeneinrichtung nichts 
gewonnen (?). 


(a) Daher ift audy die Fleifchverzehrung verfchiedener Gegenden und 
Orte fehr ungleich, wie z. B. Städte auf den Kopf mehr Fleifch 
verbrauchen als das platte Land. In den preußifchen ſchlachtſteuer— 
pflichtigen Städten treffen 80 Pfd. jährlid auf den Kopf der Ew., 
ber Beitrag zur Mahl: und Schladhtfteuer ift j. 51 Sgr., während 
die claffenfteuerpflichtigen Orte nur 161% Sgr. auf den Kopfentridh: 
ten. In Baden zahlt der Kopf i. D. g. 13 Er. Fleifchfteuer. In den 32 
Obereinnehmereien ſchwankte 18°34, der Betrag zwifchen 31 Er. 
(Mannheim) und 6 Er. (Borberg), welchem minimum Budyen (im 
Ddenwald), Hornberg und St. Blafien (im Schwarzwald) zunädhft 
ftehen. Volz, Gewerbskal. 1835, ©. 9, Der Kopf zahlt in Karlöruhe 
60, Mannheim 53, Heidelberg 51, Freiburg 41 Er, 


(5) Groöbritanien, Frankreich, Baiern, Würtemberg (feit dem Finanze 
gef. v. 1. Zuli 1839) und manche andere Staaten haben diefe Steuer 
nicht. In Frankreich ift aber in einem Theile der Städte eine ſtäd— 
tifche Fleifhabgobe, die in Paris von einem Ochſen 26 Fr. 40 C. 
beträgt. — In Baden war die Fleifchaccife (durch Gef. v. 17. Zul. 
1848) vom 1. San. 1849 an aufgehoben, aber durd; Gef. v. 30. 
März 1850 wurde fie wieder eingeführt. In der Zwifchenzeit war 
feine Preiserniedrigung des Fleifches wahrzunehmen, bie erft nach 
einiger Zeit bei einer vermehrten Viehzucht hätte eintreten kön— 
nen. — Mecklenburg-Schwerin, X. 18°%, 14 000 rl. 

(ce) In Baden wurde 1828 der Auffchlag von Biegen und Milchſchwei— 
nen, 1832 überhaupt von Schweinen und Schaafen aufgehoben. 
Lestere Erleichterung wurde auf ungefähr 50 000 fl. angeſchlagen. 
Der mittlere jährliche Kleifchverbraudy eines Kopfes ift 30 Pfd. 
Schweine-, 1 Pfd. Schaaf-, 31 Pfd. Ochſen-, Rind - und Kalbfleifch. 

(d) In Preußen ift die Schladht= wie die Mahlfteuer auf die größern 
Städte befchränft, $. 431. 

(e) In Würtemberg war nur das zum Verkaufe beftimmte Vieh fteuer- 
bar, fo ift es auch in Oeſterreich. Die Steuer von dem zum Haus— 
verbrauche gefchlachteten Vieh ift eine directe. 

(f) Preuß. Schladhtfteuer, Gef. v. 30. Mai 1820, 1 rl. vom Centner; 
jedes gefchladhtete Stüd kommt unzerfchnitten auf bie Waage, nur 
Füße, Eingemweide und Darmfett werben nicht mitgewogen. — Nach 
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dem älteren bad, Gef. v. 1828 bezahlte das Pf. Ochfenfleifch %, Er., 
Rindfleiſch 4 Er, Farren = und Kuhfleifch 14, Er 


(9) Baden, Gef. v. 25. Mai 1835: Von I Schfen 6 fl. 25 Er., 1 Rinde, 


Farren, Kuh 2 fl. 20 Er., einem Kalbe 30 Er.; Ochfen unter 400 Pf. 
werden als Rinder verfteuert u. u. Bon 1832 —35 hatten die Flei- 
[cher die Wahl zwifchen diefer Accife nad) der Stüdzahl, der älteren 
nad) dem Gewichte und dem aversum, f. oben $. 430. Beide erftere 
Methoden ftimmen überein, wenn ein Ochſe 513 Pf. Fleifhergewicht 
hat, — In Würtemberg gab zulegt (feit 1836) ein Ochſe über 3 
Sahre 1 fl., unter 3 Jahren 45 kr., Kuh, Rind, Barren 221% Er., 
Milchkalb 3%, Er,, Schwein 6, Schaaf u. Ziege 3 Er., Lamm 1, Er., 
junge 3iege 1 Er. Vor 1833 waren die Sätze 4mal fo hoch. — 
Defterreih, cin Stück Rindvieh über 1 J-alt in Wien 714 fl., in 
einer Provincialhauptftadt 4, an Eleineren Orten und auf dem Lande 
2 fl. Ertrag der Fleifchaccife 1847 2808 000 fl. In den 9 größeren. 
öfterr, Städten werden auch Wildpret, Geflügel, Fifche ꝛtc. befteuert, 
was 1847 220 000 fl. einbradhte, 


(A) Hat ein Ochſe 800 Pf Fleifchergewicht, fo kommt bei der bad. Stüd: 


acciſe auf jedes Pf. nur O,“ Er. ftatt der beabfichtigten %, Er., und 
die Fleifcheonfumenten werden doch vermuthlich foviel vergüten 
müffen. 182%, hatte i. D. von 8 bad, Obereinnehmereien ein Ochfe 
556 Pf., eine Kuh 271 Pf, aber in der O. E. Heidelberg allein ein 
Ochſe 595 Pf, eine Kuh 315 Pf. Verhdl. der 2. K. v. 1828. 111, 330, 
— Diefe Nachtheile find auch bei dem frangöfifchen Octroi getadelt 
und 1845 von der Dep.:Kammer anerkannt worden. — Ein Ver: 
befferungsmittel liegt in dem a. preuß. Gef, v. 1820. 8. 11: für jede 
Stadt wird ein gewifler mittlerer Sag für das Stüd aufgeftellt 
und es hängt von dem Eigenthümer ab, ob er ihn bezahlen, oder 
das Abwägen verlangen und genau nad) dem Gewichte bezahlen will, 
— In Baden trug die Fleifchfteuer 1829 - 31 nad) Abzug des Be: 
trags für Schaafe und Schweine i. D. 270000 fl, oder 1314 
fr. auf den Kopf, 1832—38, als die Erhebung nad) der Stüdzahl 
auftam, 253 709 fl, oder 11,* Er, aufden Kopf, jodann bei ftrengeren 
Auflihtsmaßregeln 1839 u. 40 i. D. 325 470 fl, oder 15 fr. a.d. K., 
18413 u. 44 wegen der Abnahme des Viehftandes, zufolge des Fut— 
termangels von 1842 nur 264 640 fl., 1844—46 293 U00 fl. oder 
13 Er. a, d. Kopf. 

Frühere badische Einrichtung, Acciſe-O. v. 1812. $. 61 und nach⸗ 
herige Abänderung: Ochfen über 600 Pf. bezahlten 7 fl. 30 Er, von 
5 bis an 60U Pf. 5 fl. 15 Er,, von 4 bis 500 Pf. 5 fl., Rinder von 3 
bis 300 Pf, 3 fl. 45 Er,, von 2 bis 300 Pf. 2 fl. 30 Er, ꝛc. 


$. 433, 
Geiftige Getränke find zur Befteuerung vorzüglich gut 


geeignet, da fie, ohne unentbehrlich zu fein, doch einen für die 
meiften Menfchen fehr lodenden Genuß darbieten, in allgemei- 
nem Gebrauche find, und da die Wohlhabenden, wo nicht auf 
die Menge, doch auf die Güte der von ihnen verzehrten Getränke 
mehr zu verwenden pflegen, Diefe Tranffteuern find in den 
heutigen europäifchen Staaten ſchon feit Sahrhunderten in Ges 
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brauch und werfen beträchtliche Einnahmen ab. In Anfehung 
der Gegenftände diefer Steuern finden von Land zu Land Ber: | 
fhiedenheiten ftatt, indem Bier und Branntwein in fälteren Laͤn⸗ 
dern mehr einbringen, als in warmen. Wo fein Nebbau ftatt- 
findet, da wird der Wein bequem durch einen Gränzzofl getrofs 
fen (a). 

Die Befteuerung geiftiger Getränke dient zugleich den liber- 
mäßigen Genuß derfelben einigermaßen zu vermindern ; Dagegen 
ift es wünfchenswereh, daß die zur Stärfung dienende Verzehrung 
der arbeitenden Glaffe fchonend belaftet werde. Man könnte da= 
her eine ſolche Höhe der Trankſteuern nicht billigen, welche unge- 
achtet des Anmwachfes der Volksmenge den Verbrauch diefer Ge- 
tränfe im Ganzen verminderte oder auch nur auf gleicher Höhe 
erhielte, 


(a) Frankreich, 1825— 1829 i. D. 105°980 000 Fr , nach der Reduction 
von 1831 und 1832 64-226 000 $r., 1835 70-809 00U Fr., oder gegen 
1 fl. auf den Kopf. A. für 1844: 97719 000 Fr., 1845 R. 101 Mill 
Fr. A. für 1852 ebenfo. — Großbritanien, 1849 10469 000 &, St. 
von Malz, Hopfen und Branntwein, ohne den Einfuhrzoll (1'835 000 
L. von Wein, 2803 000 8, von Branntwein). — Belgien 1846 

12'700 000 Fr. — Defterreih 1847 R. 1851 862 fl. Branntwein, 
2472 191 fl. Wein, 5659 428 fl Bier, zuſ. 9:983,481 fl. — Großh. 
Heſſen, A. 1850: 600 000 fl. — In Baden trugen die Zrantfteuern 
im Durdhfchnitt von 1830—1832 jährlich 693 648 fl. oder 34%/, Er. 
auf den Kopf der Einwohner, im D. von 1844—1845 1'074 672 fl, 
oder 47,* fr, auf ben Kopf. 


$, 433, a. 


Der Weinauffhlag ift ald Belaftung der Zehrer ganz 
zweckmaͤßig, wenn er aber den Weinverbraud vermindert und 
den Preis der Weine erniedriget, fo drüdt er die Nente:und den 
Preis des Neblandes herab und beeinträchtigt zugleich die zahl- 
reiche Glaffe der vom Nebbau lebenden Arbeiter in ihrem Unter- 
halte, Aus diefem Grunde kann ein beträchtlicher neuer Wein- 
auffchlag eine Herabfegung der Grundfteuer von Nebland nöthig 
machen, befonders da dieſes häufig wegen feiner abhängigen 
Lage nicht auf andere Weife gleich vortheilhaft zu benugen iſt. 
Bei einer älteren Weinfteuer hat fi) der Preis des Weines und 
ber Anbau der Neben nach derfelben eingerichtet, und man kann 
fie dann für unfchädlich halten, wenn die Lohnarbeiter in Wein- 
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gegenden fich den Genuß des Weines nicht verfagen müffen und 
die verzehrte Menge der Volközahl und der herrfchenden Wohl« 
habenheit entfpricht. Hohe Weinaccife hat noch den Nachtheil, 
zur VBerfälfhung des Weins anzureizen. Was die Erhebungsart 
betrifft, fo laßt fich Feine Einrichtung finden, welche nicht durch 
Förmlichfeiten und Ueberwachungsmittel einer oder der anderen 
Glaffe von Einwohnern befchwerlich fiele. Außer der Einziehung 
an den Thoren der Städte (a) Fann die Erhebung gefchehen 

1) bei dem Einlegen nach der Weinlefe, 

2) bei den Schenfwirtlyen und den Zehrern, die ſich einen Vor- 

rat) einlegen (2). | 


(a) ©. $. 428. Ein foldhes droit d'entrée in Frankreich, in Städten 
über 1500 Einwohner. Nach den Weinpreifen find die Dep, ind 4 
Glaffen, nad) der Volkszahl die Städte in 8 Abtheilungen gebracht. 
A. für 1844: 17°918 000 $r., für 1849 15*400 000 Fr. 

(b) u. bie Weinfteuern in Deutjchland ſ. Bierfad, Ueber Beft. 

. 245. 
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Zu 1, Wird der Weinauffchlag von denen gefordert, welche 
neuen Wein fogleich nach dem Keltern einlegen (a), fo trifft er 
das ganze Erzeugniß, alfo auch den Hausverbraud der Reb— 
bauer und die Ausfuhr, bei welcher defhalb zur Beförderung 
des Abfages eine Nüdvergütung angemeffen ift. Diefe Erhe- 
bungsmweife wird dadurch merklich fchonender, daß man fie nicht 
ſogleich nach dem Keltern, fondern einige Zeit fpäter vornimmt, 
doch ift fie audy dann noch fehr befchwerlich, weil man Hausfus 
chungen bei allen Weinbergöbefigern vornehmen muß, wobei 
dennoch Verheimlichungen leicht vorgehen Fünnen (5), weil der 
Steuervorfchuß für den unverfauften Wein manchen Weinbau- 
enden, befonders bei wohlfeilen Preifen, läftig wird, für den 
verfauften aber dem Käufer eine Auslage zumuthet, die den 
Preis herabdrüden kann ($. 420) (ec), weil eö ferner Mühe 
Foftet, die Steuer vollftändig einzutreiben, weil Miſchungen ıc. 
erfchwert find (d), endlich auch die verfchiedene Güte des Wei- 
ned nach den Sahrgangen nicht leicht beachtet werden kann (e). 

Zu 2, Die Erhebung vor dem Beginne des Verbrauches (f) 
oder erft nach demfelben (9) uͤberhebt die Weinbauenden jenen 
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Beſchwerden gänzlich, und läßt auch den Weinhandel im Großen 
von ben meiften Befchränfungen frei. Hiezu gehören folgende 
Anordnungen: a) Die Echenkwirthe müffen ihren zum Klein« 
‚verkaufe beflimmten Vorrat vor der Einkellerung verfteuern, 
ebenfo diejenigen Zehrer, welche fich einen Vorrath im Großen 
erkaufen. b) Die Keller der Echenfwirthe werden öfteren 
Befihtigungen durch Steuerbediente unterworfen (4) und ber 
Weintransport innerhalb des Landes wird unter einige Auflicht 
geftellt, durc; Forderung eines begleitenden Frachtbriefes und 
Preisfcheines u, dgl, 


(a) Frühere preuß. Moftfteuer, Gef. v. 8. Febr. 1819, Jetzige Wein 
fteuer, Gef. v, 25. Sept. 1820. SInftruction v. 8, Febr. 1826 bei 
Philippi, ©. 389. Aehnlich Sachſen, Kurheffen und die thürin- 
gifhen Staaten, — Ueber die Nachtheile diefes systeme de l’in- 
ventaire, welches, jedoch in läftigerer Form, in Frankreich nad 5 
a wieder aufgehoben worden ift, ſ. Rapport au Roi, 

103 

(b) Ieder, der Trauben gekeltert hat, muß das gefelterte Quantum 
ſchriftlich anzeigen. Die Nachſuchung en aehicht nicht bloß 
in den angemeldeten Räumen, Preuß. Inftr. $. 1. ff. 11. 

(c) Bon dem gekelterten Mofte werden in ker 15 Proc, ald Ab- 
gang abgezogen. Die wirkliche Verfteuerung des in einem Jahre 
erzeugten Weins wurde bisher bis zum 1. Auguft des nächſten Jah: 
res verfchoben. Wird unterdeflen der Wein verkauft, fo hat ber 
Käufer die Accife zu bezahlen und dem Weinbauenden bie Quittung 
zu übergeben, der fie bei Entridytung feiner Steuer ftatt baar mit 
abliefert, Nach Gabinetsordre v. 28. Sept, 1834 werden die noch 
unverzehrten und unverfauften Borräthe bes Weinbauenden gar 
nicht verfteuert, fondern nur in das Regifter des folgenden Jahres 
eingetragen. Die frühere Einrichtung befteht noch in Sachſen und 
Kurheffen. 

(d) Es ift Gegenwart des Steuerbeamten nöthig, wenn älterer Wein 
. dem neuen vor der Reviſion gemifcht werben fol, Pr. Inſtr., 


(e) di Steuer beträgt in Preußen in 6 Glaffen vom Eimer (!14 Ohm) 
— Y— Ha Ma Ya U Yu vl, wobei jeder Weinberg feine 
fehe Staffe e erhält, Da übrigens im preuß. Staat der Rebbau nicht 
erheblich ift, (1835 Y,,, der Oberfläche), fo ift jene Erhebungsform 
eher zu billigen, während bie unter 2) genannte bort bei der viel 
größeren Zahl von Weinwirthen mehr Befchwerde verurfachen 
würde, In fchlecdhten Weinjahren hilft man durd) Nachlaß. Die 
Moftfteuer brachte 1829 — 1838 i. D. nur 116394 rl. ein, wovon 
104375 aus ber Rheinprovinz. A. 1847 90855 rl. Hoffmann, 
Steuern, ©. 297 ff. 

(f) Droit de detail in Frankreich, früher 15 Proc, nun 9 Proc. vom 
Preife des ausgefchenkten Weins; Betrag gegen 49 Mill. Fr., mit 
Einfluß ber Branntweinfteuer; — bazu das in $. 433 (a) ers 
wähnte droit d’entree und das droit de circulation von den zu 
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eigener Conſumtion beftimmten Vorräthen, vor 1830 1%, Fre. vom 
Heftoliter, jest auf die Hälfte gefest. A. 1849 7 Mill. Fr. Das Fir 
nanzgefes v. 21. Apr. 1832 geftattet den Städten über 4000 E., 
das droit de circulation, d’entree und de detail in eine einzige 
Zhoraccife zu verwandeln. Dieß droit de remplacement ift für 
Paris auf 10’, Mil. Fr. angefchlagen. Die ſtarken Wein » Octrois 
ber franz. Stäte find lauten und begründeten Klagen ausgefeßt, 
weil fie den Wein zu fehr vertheuern. — Baden, a, Accisordn. 
Statt der früheren Glaffenfäge wurde die Acciſe 1828 auf 4 Er. vom 
Gulden, alfo Y, des Preifes geſetzt. — Würtemberg, anfängt. 15, 
von 1833 an 131, Proc,, feit 1839 nur 10 Proc, vom Preife des 
ausgefchenkten Weins. Ueber die Nachtheile der würtemb, Einrich- 
tung, über welche hauptſaͤchlich von den Schentwirthen geklagt: wird, 
f. Deffner’s Commiffionsberidt ‚über die indirecten Steuern, 
Landtag 1845, vgl. unten (h). — Im Großh. Heffen (Gef. v. 12, 
Sun. 1827) muß die Zrantiteuer von Wein jedesmal entrichtet 
werden, wenn diefer im Großen an einen neuen-Eigenthümer über- 
geht. Sie beträgt 30 Er. von der Ohm. — Defterreihifche Verzeh— 
rungsfteuer in den Städten beim Einbringen bes Weins durch die 
Zhore, fonft bei den Schenkwirthen erhoben. Der Eimer giebt in 
Wien 2 fl,, in den Provinzialhauptftädten 1 fl. 40 fr., auf dem 
Lande und in Eleinen Städten 1 fl. 20 Er. des 20 fl. F. — In meh: 
reren Ländern befteht noch die ältere Einrichtung einer doppelten 
Geträntemaaß, indem die zum Ausſchenken gebrauchte Kleiner ift, 
als die bei der Verfteuerung zu Grunde gelegte, damit die Ueber- 
wälzung, flatt einer Preiserhöhung, durd) Abzug an der Quantität 
leicht bewerkftelligt werden könne, In Würtemberg gehen auf die 
Ohm 176 Schenk» und 160 Eichmaaße, die erftere ift alfo um 10 
Proc, Keiner, um bie frühere Steuer von gleihem Betrage zu ver: 
güten. In Zürich hat der Saum 90 Steuer: und 100 Schentmaaße, 
f. Rau Archiv, 1, 412. 

ı (9) In Würtemberg, foweit feine Pauſchſummen mit den Schenfwirthen 
verabredet werben, wird alle Vierteljahre durch Unterſuchung des 
Vorrathes die verbraudhte Menge ermittelt und verfteuert; Gef. v. 
9. Zuli 1827. Inſtruct. v. 11. Dec. 1827. Handb. ©, 275, 


(h) unterſchied der Wirthfchafts = (Schenf=) und der Weinhandlungs- 
(Patent:)Keller in Baden. In legtere darf der Wein unverfteuert 
gelegt werden, aber beim Herübernehmen in den Schenfkeller muß 
Anzeige erftattet und die Accife gezahlt werden. — Auch in Frank: 
reich ift ftatt aller anderen Abgaben eine foldhe Steuer vorgeſchlagen 
worden, Gef. Entw, v. Paſſy, 3, Aug. 1849, 
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Zur Weinaccife gehören noch folgende Bemerkungen: 1) Die 
von den Gonfumenten für eigenen Gebrauch eingelegten Wein- 
vorräthe wurden anfänglich gar nicht von der Accife getroffen, 
und ald man fie fpäter ebenfalls belegte, hielt man es doch für 
billig, fie geringer zu belaften, als die Verzehrung im Wirthöhaufe, 
Die Beweggründe hiezu fand man darin, daß der Verbraud 

Rau, polit. Oekon. äte Ausg. III, 2te Abth. 13 


— 
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der Hausvorräthe langfamer erfolgt und daher die Steuer von 
dem Zehrer lange vorausbezahlt werden muß, während derfelbe 
fie im Wirthöhaufe bei der Verzehrung in ganz Fleinen Abthei- 
lungen vergütet, ferner daß man annahm, die Verzehrung in 
diefem gehe häufiger ins Uebermaß, oder laffe wenigftens leichter 
eine Befchränfung zu, was allerdings bei einem großen Theile 
der Zehrer richtig ift, Hierauf beruht die Einführung einer zwei- 
ten, neben der Accife bloß von den Schenkwirthen erhobenen, 
Steuer, Zapfgebühr, Ohmgeld (a), deren Betrag jedoch 
gemeiniglich zum Nactheil derjenigen Zehrer, welche wegen 
ihrer Dürftigkeit den Wein nicht im Großen Faufen fönnen, zu 
hoch ift, 2) Die Weinftener follte nady dem Mittelpreife des 
Meines jeder Rage und jedes Jahrganges abgefluft fein, und es 
wäre fogar nüßlich, von den geringeren Eorten eine Pleinere 
Quote zu erheben (6), Da die Angabe bes Preifes durch die 
Eteuerpflichtigen nicht zuverläßig ift, fo muß die Aufficht der 
Accifebedienten auch hierauf gerichtet fein (ec). 3) Wenn der 
Auffchlag erft von den Weinwirthen entrichtet wird, fo kann der 
eigene Verbrauh der Weinhändler am leichteften vermittelft ei- 
ner Paufchfumme befteuert werden. Bei den Weinbauenden aber 
find fowohl die Vermögensumftände als die Größe ihres Neb- 
landes fo fehr verfchieden, daß man ſchwer einen billigen Maaß- 
ftab zur Anlegung einer Abgabe finden wird (4). 


(a) Das bad, Ohmgeld der Gaftwirthe beträgt bei Weinen von 
250 fl. per Fuder oder weniger 1 Er. von der Maaß, bei Eoftbare- 
ren fo viel als die Acciſe. Durchfchnittsertrag 





1834—1839 | 1839—1844 |. 1845—1747 
Wein⸗Acciſe 290 794 fl. | 306575 fl. |. 337 356 fl. 
Ohmgelb 380 157 fl. | 411.545 fl, | 354 873 fl. 





Der im Wirthshaufe verzehrte Wein macht 24 — % bes ganzen 
Verbrauchs od. Ankauf. 1844 u, 45 kamen auf den Kopf der Einw, 
i. D. 19 Maaß Weinverzehrung, wovon 14,2 Maaß im Wirthshauſe. 
— Großh. Heſſ. Bapfgebühr, %, 3,4, 5,8 kr. von ber Maaß (zu 
100 Pariſer Eubilzollen). — In Würtemberg trifft die ganze Wirth 
Ihaftsabgabe bloß die Schenkwirthe, Sie bradte i. D. 1841 — 43 
522 942 fl. ein. — Auch in Defterreich ift nur der ausgefchenkte 
Mein fteuerbar. 

(5) Die niebrige Belegung geringerer Weine ift auch zur Schonung 
ungünftigerer Reblagen nöthig, weil bei gleicher Steuer die ſchlech⸗ 
teren Weine weniger Abfaß finden würden. 

(ce) Baden: Vorkaufsrecht der Aecifebedienten, mit 10 Proc. Zuſchlag. 
— Preiserzeugniffe, vom. Acciſe-Erheber (Acciſor) und Ortsvor⸗ 


giizetü Dy 
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gefegten des Ortes, in welchem ber Mein verkauft wird, — Das 
Verzeichniß aller folder Preisangaben wird dem Obereinnehmer 
monatlic vom Xccifeerheber übergeben. Bad. X, DO, F. 19. 8, v. 27, 
Mai 1826. V. v. 22. Jan. 1822, 

(d) Baden: Weinhändler bezahlen ein jährliches Averfum von 3 fl, 20 Er. 
mit einem Zufchlage von 50 und 25 fr. für jeden männlichen 
und weiblichen Tifchgenoffen über 18 Jahre, X, Gef. v. 1825, Rebe 
bauer find frei, wenn fie nicht ausſchenken. 


$. 436. 


Der Bierauffhlag ift in vielen Staaten wegen ber ſtar⸗ 
fen, in neuerer Zeit noch anfehnlich zunehmenden Bierverzehrung 
eine ergiebige Einnahmsquelle, vorzüglich, in den zum Nebbau 
wenig geeigneten Ländern, wo der Wein für die meiften Ein- 
wohner zu Foftbar ift, Man dürfte jedoch den Verbrauch diefes 
für die arbeitende Claſſe vorzüglich zuträglichen Getraͤnkes nicht 
dur eine Abgabe ftarf vermindern, wobei dann leicht der Ges 
nuß des Branntweins zunehmen möchte (a). Auch hier find 
mehrere Erhebungsarten verfucht worden, bei deren Verglei— 
hung nur von einem Mehr oder Weniger der Mängel und 
Schwierigkeiten die Rede fein Fann, 

1) Entrihtung von dem Rohſtoffe (6). 

a) Malzaufſchlag, beim Schroten des Malzes nach der 
Art der Mahlſteuer zu entrichten (ec). Dieß ift einfach und ver- 
urfacht der Regierung geringe Koften, wenn das Malz auf frem- 
den Mühlen gefchroten wird, ift aber nicht fo leicht auf große 
Brauereien mit eigenen Schrotmühlen anwendbar (d). Bei der 
Feſtſetzung des Steuerfußes legt man Erfahrungsfäße Über die 
Menge des Bieres, welches aus einer gegebenen Menge von 
Malz gebraut werden Fann, zu Grunde (e). Ein erheblicher 
Nachtheil liegt in dem großen Neiz zum Steuerbetruge und in 
der Gefahr eines Einverftändniffes zwifchen den Bierbrauern 
und Miüllern, weshalb man, nach den bisherigen Erfahrungen, 
entweder vielfache Ueberwachungsmittel und firenge Strafbe- 
fimmungen zu Huͤlfe nehmen, oder häufige Unterfchleife gewaͤr⸗ 
tigen muß (N). Wo eine obrigkeitliche Biertare befteht, da kann 
durch DVerfertigung eines malzärmeren Bieres ein unbilliger 
Gewinn gemacht werden, indem dann aus gleichem Malzquan- 
tum mehr, ald das Geſetz annimmt, erhalten wird, 

13 * 
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b) Das Malz Fann nach der preußifch-fähfifhen Ein- 
richtung kurz vor feiner Verwendung zum Brauen, namentlich 
vor dem Uebergießen mit heißem Waſſer (Einmaifchen) verfteu= 
ert werden, wobei diefe Verrichtung in Anmwefenheit des Beam- 
ten vorgenommen wird, nachdem der Brauer die Erklärung ge- 
geben hat, wie viel Schrot er zu jedem Sude zu nehmen, und 
wie viel Bier er zu bereiten gedenkt (9). Auf diefem Wege läßt 
ſich, jedoch nur vermittelft einer künftlichen Anordnung und einer 
genauen Beauflichtigung des ganzen Brauverfahrens, der Ein- 
zug des Bierauffchlages ziemlich ficher ftellen. 

(a) Die hohe Befteuerung des Biers in Großbritanien war der Gegen: 
ftand vieler Befchwerden. Die 3 Abgaben bis 1830 madjten gegen 
150 Proc. vom Preife der Gerfte aus und betrugen etwa 17 Sc. 
vom Barrel Porter (9 fl. 20 Er. von der bad. Ohm, 4 fl. 14 Er, vom 
pr. Eimer), während das zum Dausgebraudye gebraute Bier (meift 
von den Begüterten) Eeine Bicraceife gab. Die Malzconfumtion fol 
(nad) Montgommery Martin) von 1714— 17233 i. D. 314 
Mil. Quarter gewefen fein; 1814— 1823 aber war fie nur 3:230 000 
Qu,, 1820— 1829 3:900 000 Qu., fie hat alfo mit der Volksvermeh— 
rung nicht gleichen Schritt gehalten, und die Abgaben haben beige- 
tragen, den ftärkeren Verbraud der warmen Getränke hervorzus 
rufen. Von 1684—1693 wurden i. D. jährlid) an 7 Mill, Barrels, 
von 1694 — 1703 wegen der Abgaben nur 54 Mill. B. verfteuert, 
1146— 1750 i. D, an 6, 1624— 1828 i. D. 8% Mill, B., aber wegen 
bes wenig vergrößerten Malzverbrauches ift auf geringere Güte 
des Bieres zu fchließen. Mac Culloch, Handb. 1, 211. 11, 253. 
Der Steuerfuß ift neuerlidy (feit 25. Febr. 1822) in den 3 Reichen 
gleihförmig 2 Sch. 7 P. vom Bufhel (= 7 fl. v, bad. Malt, = 2 
fl. 33. v. pr. Sch.) und 5 Proc, Zuſchlag. Die Malzfteuer trug i, D. 
1831 — 1833 4°992 159 2. ©t., 1837 — 1842 5154 801 8, St. A. 
1849 4260 000 2. Hier find die Folgen von der Aufhebung der 
Bieraccife im I. 1830 fihtbar. Der Malgverbraud) auf den Kopf 
ftieg 1836 auf 1,28 Bufh., 1837—1841 war er nur 1,5’ Bufb. Por- 
ter, Progress, 1], 52. 184°, wurben 4749 879 Quarter Malz ver: 
fteuert, — Verhandlungen über den, von Peel befämpften und aud) 
verworfenen Vorfchlag, die Malzfteuer gleichfalls abzufhaffen; Uns 
terhaus, 10. März 1835. — Bailly, 11, 418. 

(d) Die Malzfteuer in Großbritanien wird nad) monatlicher Angabe des 
verfertigten Malzes entrichtet, mit genauer Befichtigung der Malz: 
gruben und Abſchätzung der auf der Darre liegenden Menge. Die 
vielen läftigen Vorfchriften und Strafbeftimmungen find neuerdings 
(11. Georgs IV. c. 17) febr vereinfacht worden; f. v. Raumer, 
Brit. St. S. S. 88. Mac Culloch, Handb. I, 254. — Hiezu kommt 
die DHopfenaccife, die der Landwirth beim Einpaden des H. zu ent: 
richten hat. 18 Sch. 8 P. vom Gentner (2 P. vom Pfd.) u. 5 Proc, 
Zuſchlag. Er muß von der Ausdehnung und Lage feines Hopfen: 
landes, von feinen Zrodenanftalten, Magazinen, ferner von dem 
Zage des VBerpadens und Wägens Anzeigen erftatten. 1849: 42 798 
Acres Hopfenland, Steuerertrag 1841 266 907 &,, D. 1844 — 45 
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272 384 &,, 1848 145 693 &,, 1850 426 194 &. je nach dem Hopfen? 

ertrage. 

Baiern, ältefter Bierauffchlag 1542, fodann 1612 auf 1 Pfennig 

von der Maaß erhöht. 1634 fam der zweite, 1672 der dritte, 1706 

ber vierte Bierpfennig hinzu. Der Erhebungsfuß ift 5 fl. vom Schef: 

fel (50 kr. von der bair. Metze) eingefprengtes Malz (resp. 1 fl. 

14 tr vom pr. Scheff. = 3 fl. 21 Er. vom bad. Malter), mit der 

Annahme, daß 6 Raumtheile trodenes Malz durch das Benetzen 

(Einfprengen) fi auf 7 vermehren. Der bair. Malzauffchlag (nur 

in ben 7 Kreifen dieſſeits des Rheins) trug i. D. 181%, — 18°%, 

roh 5°045 083 fl, rein 4729 035 fl, 18°, roh 5 556 200 fl., 
rein 5 379 149 fl., %. 1849 — 55 rein 5%, Mitt. fl. Die Koften find 
an 5 Proc, Die Entridtung gefchieht in beftimmten Friften nach 
dem Schroten, biefes aber darf erft beginnen, wenn der Eigenthümer - 
dem Steuereinnehmer Anzeige erftattet, das Malz gemeffen und 
den Erlaubnißfchein (Pollete) erhalten, der Müller das Malz; fammt 
der Pollete in Empfang genommen und jenes nochmals gemeffen 
hat. Findet ficdy eine größere Menge, fo muß dem Einnehmer Nach— 
richt gegeben werden. Der Müller befcheinigt den Befund des Mef: 
fens auf der Pollete, führt ein Brechregifter und theilt vierteljährig 
dem Einnehmer einen Auszug aus demfelben mit. Die Brauereien 
und Mühlen werben häufig befichtigt. Das für diefe Steuer beftellte 

Derfonal befteht aus 35 Auffehern, 609 Einnehmern, 14 Beamten 

an 7 DOberauffchlagsämtern in den 7 Kreifen und einigen Oberin: 

fpectoren. Rivet,in Rau, Archiv, V, 42 —51. Deffen Handbud 

der Malzauffchlagsverwaltung im Königr. Baiern. Heidelberg, 1842. 

— Rudhart, IV, 154. — In Würtemberg ift 1827 der Malzauf: 

ſchlag nach dem Vorbilde Baierns eingeführt worden, f. Handb., ©. 

282 ff. Er beträgt 20 fr. vom Simra Malz (49,° Er, vom preuß. 

Scheff. = 2 fl. 15 kr. vom bad, Malt.). Ertrag 1835 — 1837 i. D. 

526 336 fl., 1841— 1843 i. D. 777 322 fl., alfo Zunahme von 38 Pr. 

in 6 Jahren! 

(d) In Baiern ift nur folhen Brauern das Brechen (Schroten) auf 
eigenen Mühlen geftattet, welche diefe legteren ſchon bei der Ein 
führung des Auffchlages befaßen. — In Würtemberg werden foldye 
Privatfchrotmühlen, wo man überhaupt ihre Beibehaltung geftat= 
tet, unter Verfchluß des Accifebeamten gehalten. 


(e) Die Annahme ift in Baiern 6—7 Eimer (resp. Winter: und Som: 
merbier) auf 1 Scheff. trodnes Malz, alfo 1,8% — 2,1° Raumtheile 
Bier auf 1 Theil trodnes Malz. 

(FM Man glaubt, daß in Baiern jährlich 1, Mill, wo nicht gar 114 
Mil fl. defraudirt werden, Verb. d. 2. K. v. 1828. 111, 139, Rivet, 
a.a. D., S. 77 nimmt an, daß i. D. auf den Scheffel trodenes Malz 
2 Eimer Bier mehr gebraut werden, was (auf 964 630 Sch.) unter 
der Borausfesung von 54 fr. Auffchlag für den Eimer ſchon 
1736 324 fl. jährlih ausmadıt, Die Zehrer müffen aber biefe 
1929 000 Eimer um den obrigkeitlich beftimmten Preis bezahlen, 
i. D. zu 4fl 48 Er. den Eimer, obgleich die Brauer diefes Mehrer: 
zeugniß umfonft haben. Ein in jenem Jahre den Kammern vorge: 
legter Gefegentwurf, in dem namentlich Kellervifitationen vorges 
fchrieben waren, kam, als zu beläftigend, nicht zu Stande, 


(g) Preuß. Gef, v. 8. Febr. 1819. $. 18— 21. Ordnung von demf. Zage, 
$,27— 35, Eab.-D. v. 10, Ian. 1824, Fin, Refe. v. 27. Apr. 1824. 


— 
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— Sächſ. Gef. v 4. Dec, 1833. Bierſteuer-V. von gleichem Tage, 
in Berger, ©. 107. Die Steuer ift 16 Ggr. oder 20 Ser. vom 
Gentner gefprengtes Malzfhrot (woraus etwa 100 — 200 Quart. 
Bier gebraut werden). Der Brauer muß dem Amte die Zahl feiner 
Dfannen und Bottiche (welche fodann amtlich gemeffen werden) 
anzeigen, ferner jedesmal die Zeit, wann er maiſchen will, zugleich 
feinen Malgvorrath und das daraus zu brauende Bierguantum 
melden, welches dann zur Controle erforfht wird. Der Malzvor: 
rath darf nur an einem beftimmten Orte aufbewahrt werden. Will 
der Brauer einmaifchen, fo muß er feinen ganzen Malgvorrath ver: 
fteuern. Das Maifchen muß auf einmal, nur im Braulocal gefcheben, 
und e8 muß von der vorher angezeigten Zeit an noch eine Stunde 
auf die Ankunft des Beamten gewartet werden. — Abfindbungen 
durch Firation find fpäterbin nicht bloß bei Brauereien auf dem 
Lande, fondern auch bei ftädtifchen geftattet worden, Cabinets⸗O. 
v. 2 Zun. 1827 u. 17. Aug. 1831. Billaume, ©. 103, 117. 
Steuerertrag 1833—1838 i. D. 1'283 926 rl., Hoffmann, ©. 283. 
%. 1847 1257 268 rl, Ü. 1850 1044 700 rl. — In den Nieberlan: 
den und Belgien wird nad) dem Gef. v Aug. 1822 die Bieraccife 
nad dem Inhalte des Maifchgefäßes, 70 holländ, Cents = 1 Fr. 
48 Gent. vom Hectoliter, vor dem Einmaifchen erhoben, Diezu tom: 
men in Belgien neuerlid) 26 Proc. Zuſchlag und 10 Proc. Stempel, 
zufanimen 2,% $r. vom Heft. Nach neueren Unterfuhungen giebt 
I Hekt des Maifchgefäßes gleihe Menge ſtarkes Braunbier, 11% 
Hekt. leichteres, 2 Heft. Weißbier, eö treffen alfo auf bas Litre (4 
bad. Maaf — 9. % pr. Quart) von biefen 3 Sorten 2,090 — 1,371 
1,023 Sentimes Steuer. Ertrag 1846 6.318 000 Fr. Die vorgefchrie: 
benen Förmlichkeiten find ſehr umftändlich und beſchwerlich. 


$. 437, 


2) Die Bieraccife Fann bei dem Brauen felbft-entrichtet 
werben (a), und diefe Anordnung hat fich ald empfehlenswerth 
erwiefen. Die Größe der SKeffel (Pfannen) wird durch ver- 
pflichtete Perfonen gemeffen (geeicht) (d). Der Brauer hat 
Anzeige zu erftatten, fo oft er fieden will, und die nad) dem Keſ— 
felgeljalte bemefjene Steuer von dem einzelnen Sude zu ent- 
richten, worauf dann durd; den Steuerbeamten der fiir die Zwi— 
fchenzeit veranftaltete Verſchluß des Schuͤrloches hinweggenom—⸗ 
wird (ec). Es ift zwar nicht leicht die Verheimlichung des Sie- 
dens, eher aber wahrend der geftatteten Brauzeit ein mehrma— 
liges Füllen zu beforgen, deßhalb ift es nöthig, alles Nachgießen 
von dem Augenblide an, wo das Ablaffen des fertig gefottenen 
Bieres beginnt, fireng zu unterfagen (d), auch die bemifligte 
Brauzeit nah dem Stande der Kunft und nad) örtlichen Ver— 
hältniffen fo zu beflimmen, daß fie zwar zureicht, gutes Bier zu 
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erzeugen, aber das mehrmalige Brauen nicht zuläßt (e). Ueber- 
dieß muß fleißig nachgefehn werden, vorzüglich während des 
Brauend, Man könnte auch verfuchen, noch ein anderes Gon- 
trolmittel, 3. B. die Erforfchung der verbrauchten Menge Schro= 
tes (f) oder die gewonnene Quantität Bier, zu Hülfe zu neh— 


men. 
3) Die Erhebung von bem gebrauten Vorrathe, wie 


er ſich nach der Vollendung des Siedens zeigt, hat gegen ſich, 
daß hiebei die verfchiedene Etärfe, 3. B, des Sommer» und 
MWinterbieres, unbeachtet bleibt, und daß ohne vorausgegangene 
Beobahtung des Brauverfahrens leicht ein Theil des Erzeug- 
niſſes auf die Seite gefchafft werden Fann, Doch ift die Verglei— 
chung des auf dem Kühlfchiffe, in Bottichen und Faffern enthal« 
tenen Biervorrathes ein gutes Ueberwachungsmittel für andere 
Erhebungsarten. 


(a) Baben, Gef. dv, 4. Mai 1825. Bei der Berathung mit 10 eingerufes 
nen Brauern im I, 1843 hat man die Zweckmaͤßigkeit ber beftehen- 
den Einrichtung im Allgemeinen anerkannt und nur einzelne Mäns 
gel bemerkt, welche in dem Gef, v. 28. Febr. 1845 abgeändert wor: 
den find; f. Verhandlungen ber 2. K. v. 1843 — 1844. XIII. Beil, 
Heft ©. 1. — Rau, in deſſen Archiv, IX, 51. (Neue Folge IV.) — 
Vollzugsv. dv. 30. Apr. 1845. Zugehörige Dienftanweifungen v. 10. 
Mai 1845. — Der Fuß der Abgabe ift 50 Er. Bon ber Ohm oder 
8 fl. 20 Er. von dem Fuder des Keffelgehaltes (vorher 10 fl. mit Ab⸗ 
zug von 2 Zollen für den Rand bes Keffeld). Es wird angenommen, 
dab auf das Fuder von vollendetem Biere 13 fl. Steuer fommen 
follen, alfo auf die Maaß 0,78 Er. Die genauen Erforſchungen im J. 
1843 haben gezeigt, daß ber Abgang beim Sieden, Abkühlen, Gäh- 
ren und Lagern bei Sommer: (Lager:) Bier 36,?! Proc, bei Wins 
ter: (Jung=) Bier 25,4% Proc. des Braugefäßes beträgt, alfo i. D. 
30 — 31 Proe., während jenes*Berhältnig (13 und 814 fl.) 35 
Proc. Abgang vorausfest. Die bad, Bieraccife ftieg wegen bes zu: 
nehmenden Bierverbrauches bedeutend. Sie trug ein 

1831 — 1835 i. D. 191 726 fl. oder 9,* Er. auf den Kopf. 

1836 — 1840 „ 24344, „U vo uno 

184° — 1844 „36675 5, „IE 3 von 
1845 erreichte fie die Summe von 412 664 fl. 1847 (Getreidetheu: 
rung) ſank fie auf 273 643 fl. — Kurheffen, Gef. v. 6. März 1831; 
24 Stunden Brauzeit, 5 Sgr. von d. Ohm (= 0,°° bad.). Großh. 
Heffen, Gef. v. 12. Sept. 1827, 40 kr. von der Ohm des Keffels 
(= 1,%% bad. O.). Aehnlich ift die öfterreichifche Einrichtung. Eine 
beftimmte Braugeit ift nicht vorgefchrieben, dagegen aber das ganze 
Verfahren vom Einmaifchen bis zum Ablaffen von der Kühle unter 
Aufficht geftellt. Alle Gefäße, auch die Kühle und die Fäſſer, find 
geeicht und mit Nummern bezeichnet, und die Beamten haben fich 
zu Überzeugen, daß nur die angezeigte Menge gebraut wird, Bon 
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dieſer werden 5 Procent als Abgang angenommen. Die Steuer ift 
vom Eimer Bier 1) in Wien 2 fl. 30 Er., 2) auf dem Lande und in 
Heinen Städten 45 fr., 3) in Galizien 20 fr. ; dies macht im 24'% fl. 
Fuß auf die bad. Maaß 2,+° — 1,2? — 0,°* fr., auf die pr. Quart 
],87 — 0,98 — 0, Er. Die bad. Maaf wird verfteuert 


in Kurheſſen zu 0,2? Er 
m Heflen:D. „ 0,* 7 
„ Baiern „0, „ 
„ Baden „ 0,78 „ 
„ Preußen „Or — 0,1 u 


alfo in Oeſterreich am hödhften. Val. v. Holger, Staatöwirth- 
fhafts-Chemie, 1643, ©. 222 ff. Tegoborsti, 1,53. 

(5) Es dürfen keine Auffäge oder Kränze angefügt, es darf keine Ver— 
änderung oder Erweiterung des Keſſels ohne Anzeige und aberma> 
lige Eichung vorgenommen werden. Der Brauer muß ferner eine 
Angabe über Zahl und Gehalt aller Gefäße erftatten. , 

(c) Anfang und Ende der Brauzeit dürfen nicht in die Nacht zwifchen 
t0 und 5 Uhr fallen. a 

(d) Das frühere Verbot alles Nachfüllens hatte zu vielen Beftrafungen 
und Befchwerden von Seiten der Brauer Anlaß gegeben. Das neue 
bad. Geſetz hat die obige mildere Beftimmung, wobei dad anfäng- 
liche Nachfüllen geftattet ift. 

(e) Früher bei Braunbier 30, bei Weißbier 18 Stunden, Eine gleich— 
förmige Beftimmung hierüber für alle Brauereien fheint jedoch un- 
zwectmäßig. Nach dem neuen Gefege muß jeder Brauer angeben, wie 
viel Stunden er überhaupt nach feinem Verfahren jedesmal nöthig 
zu haben glaubt, und das Steueramt entfheidet hierüber nad) An: 
hörung von Sachverſtändigen, body ift eine gewiffe, nad) der Größe 
des Keffels beftimmte Stundenzahl im Geſetz als Marimum aufge: 
ftellt ; bei 25 Ohm und darüber 24 Stunden. 

(f) Im K. Weftfalen wurde der Bierauffchlag gleihfalld von dem Kef: 
felinhalte erhoben ; Gef. v. 6. März 1810 (Bulletin v. d. 3.1, 279) 
Art. 6. 23. Der Steuerfuß war fpäter (Gef. v. 18. Dec. 1811) 
1,20 Frs. vom Hektol. (oder 1 fl. 12 Er. von der bad. Ohm). Der 
Brauer mußte bei feiner Declaration aud die Menge des zu ver: 
wendenden Malzes anzeigen und ein genaues Brauregifter Ächren. 
Mer für 100 Raumtheile mehr als 46,° Theile Waizenmalz oder 
0,2 Theile Gerftenmalz anmwendete, mußte verhältnigmäßig mehr 
Steuer entrichten. Gef. v. 15. Ian, 1812. Art. 55 ff. Bullet. 1, 59, 


$. 338, 4 

Der Branntwein ift ein vorzüglich guter Gegenftand ber 
Befteuerung, weil fein Genuß leicht in's Uebermaaß geht, durd) 
Angewöhnung zu einem Bedürfniß wird und dann fo verderb- 
lih auf Geift und Körper wirft, daß man wünfchen muß, feine 
Verzehrung vermittelft eines höheren Preiſes verringert zu fe- 
hen (a). Spricht auch die Ruͤckſicht auf die Landwirthfchaft, zu 
deren einträglihem Betriebe die Branntweinbrennerei ein gu= 
tes Huͤlfsmittel ift (5), und die Beforgniß des heimlichen 
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Brennend (ec) für eine Ermäßigung des Branntweinauffchla- 
ges, fo follte diefer doch wenigftend in ein richtiges Verhältniß 
zu der Bier- und Weinfteuer, mit Ruͤckſicht auf die fehr ungleiche 
Staͤrke diefer drei Getränke gefegt werden. Die Erhebung hat 
eigenthümliche Schwierigkeiten, welche in der Bereitungsart 
des Getränfes und der leichteren Verheimlichung wegen der 
geringeren verzehrten Menge liegen. Es ift nothwendig, bei der 
Auswahl der Erhebungsweife auf die Betriebsart der Brenne- 
rei in einem Lande, namentlic; auf die Ausdehnung der Unter- 
nehmungen und den jebesmaligen Etand der Kunft Nüdficht 
zu nehmen. Der zu anderem Gebrauche dienende Branntwein 
follte von der Abgabe verfchont bleiben (d). Die Erhebung 
Fann, wie die Bierfteuer, fowohl bei verfchiedenen Stufen der 
Erzeugung, alö bei dem Verkaufe gefchehen. 

1) Die preußifche Maifchiteuer foll die zum Branntwein- 
brennen beftimmten Nobftoffe treffen und wird vor jedem Brande 
von dem Naumgehalte der zum Cinmaifchen dienenden Gefäße 
(Maifchbottiche) erhoben (e). Man muß zu diefem Behufe er 
mitteln, fvie viel Branntwein von einer gewiffen Stärke aus 
einer gegebenen Menge Maifche und Maifchraum in den Gefä- 
Ben gewonnen werden kann (f), und wie fich die verfchiedenen 
Verwandlungsftoffein der Ergiebigkeit zu einander verhalten (g). 
Der Eigenthiimer der Brennerei wird verpflichtet, von dem Um- 
fang und der Weife, wie er fein Gewerbe in jedem Monate be= 
treiben will, von der Anzahl, Größe und Stellung der Maifch- 
gefäße, den Tagen der Cinmaifchung eines jeden und des 
Brennend aus jeder Blafe, von der Menge der zu verwenden- 
den Kornfrüchte oder anderen Stoffe ıc. durch Uebergabe des 
Betriebsplanes ausführliche Anzeigen zu erftatten. Er darf nur 
in den angegebenen Raͤumen und Gefäßen Maifche aufbewah- 
ren (A). Diefe Erhebungsweife, welche fich als zweckmaͤßig be— 
währt und in mehreren Laͤndern Nahahmung gefunden hat (7), 
gewährt darum ziemliche Sicherheit, weil die vorräthige gährende 
Maifche fchwer zu verbergen, ift, auch das Einmaifchen mit 
wenig Waſſer (Diemaifchen) meniger Alkohol erzeugt und 
daher nur bis zu einer gewiflen Gränze Vortheil bringt; indef 
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ift eine große Wachfamfeit der Steuerbedienten erforderlich und 
die Branntweinbrenner werden von den vielen zur Ueberwa—⸗ 
hung dienenden Zwangsvorſchriften fo fehr beläftigt, daß der 
Betrieb dieſes Gewerbes im Kleinen bei diefer Einrichtung ſich 
ſchwer behaupten Fann und bie geringen Brennereien von ben 
großen, fabrifmaßigen, die ohnehin im Vortheile ſtehen, defto 
mehr verdrängt werden (Ak). 


(a) Der Branntwein dient zwar unter manchen Umftänden, z. 3. in 
einem feuchten Klima, bei Arbeiten in der Näffe u, dal. zur Gefund: 
beit, aber fein anderes Getränk reizt fo fehr zur Unmäßigkeit, und 

ie traurigen Folgen einer kurzen heiteren Erregung (weßhalb 

Byron den Branntwein the poor man’s sparkling substitute for 

riches nennt) richten viele Familien zu Grunde. Daher find die 

Mäßigkeitsvereine ſowohl von phyſiſcher als von wirtbfchaftlicher 

Seite höchſt wohlthätig, vgl. 1, $. 347. Die Abnahme der Brannt: 

weinaccife in Irland ift eine deutliche Wirkung von den Bemühuns 

gen des achtungswerthen Geiftlichen Theob. Matthew. Mährend 

1838 1,5? Gall; jährlich auf den Kopf kam, war der mittlere Ver: 

brauch 1840 nur 0,°, 1841 nur 0,° Gallon. Porter, Progr. II, 54, 

Derfelbe (Liter. Gaz. 1850. ©. 585) fchlägt die Ausgabe für Brannt- 

wein im brit. Rei auf 24 Mill, &. an. — Wo der Wein für die 

untern Stände zu theuer ift, da muß man forgen, daß durch gutes 
und wohlfeiles Bier dem Ueberhandnehmen des Branntweintrinkens 

Einhalt gethban werde, — Böttcher (Ueber den Branntweingenuß, 

Hannover, 1839) berechnet die VBerzehrung im Koͤnigreich Dannos 

ver auf 30%, Mill. Quartier (zu 0,8% pr. Quart = 0,9 hab, 

Maaf), woran etwa %, der Einwohner Theil nimmt, fo baß geoen 

100 Quartier jährlich auf den Kopf treffen. Die Zusgene J r ift 

9. 5898 000 ri. und die verbrauchten Halmfrüchte und Kartoffeln 

würden ben Brotbedarf für 4% der Einwohner darbieten, 

4 Bergt. Hoffmann, Steuern, ©. 266. 274. 

In Großbritanien ift ſowohl diefer Betrug als die heimliche Einführ 
ber hohen Abgaben wegen fehr häufig geworden, weßhalb auf eine 
Herabfesung der Steuer eine große Vermehrung des verfteuerten 
Verbrauchs und der Steuereinnahme erfolgte. In England wurde 
1827 die Accife von der Gallon von 11 Sch. 914 P. auf 7 Sch. 
herabgeſetzt. Die Verzehrung war 1824 — 1826 i. D. 3:959 990 ©. 
1828 — 1834 1. D. 7471 052 ©. In Irland war 3 Jahre dor 1824 
bei einem Xccifefas von 5 Sch, 7% P. der Verbrauch 3173 948 ©, 
aber 1826 — 1829 bei 2 Sch. 10 9. Steuer 8.561 346 G. In ben 
3 Königreichen wurden verfteuert: 

1821 8*698 6%0 Gall. für 5916903 & St, 5, 
1830 22744 271 * 5:209559 „ 
1849 22-962 012 j 5793 381 5 

ſ. Mac Culloch, Hand. I, 694. Lord Althorpe, Unterhaus, 24 

Suli 1834 und neuere Angaben. ne 

Der Weingeift darf nicht unbefteuert fein, tweil man durch Verbin: 

nung und Zufäge leicht trintbaren Branntwein aus ihm bereiten 

kann. Der zur Beleuchtung dienende Weingeift wird in Fr Pie 
en 


(d 


— 


CG. v. 14. Juni 1844) mit einer niedrigeren Auflage von hoch 
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28,8 Frs. vom Hektoliter belegt, wenn er mindeftens mit Y, Terpen- 


tindt, Kienöl ꝛtc. verfeät und dadurch ungeniefbar gemacht ift (de- 
nature.) 


(e) geunp: 2. v. 1. Dee. 1820 und neuere Vorfhhriften, Philippi 


(4) 


(Rh) 


(i) 


’ 

. 398, — Billaume, ©. 184. — Hoffmann, ©. 278, — Die 
Abgabe betrug anfangs I Gar. von 20 Du. Maifchraum, dann 
(E.:D. v. 10, Jan. 1824) 1%, Sor., jest (ED. v. 16, Juni 1838) 
2 Sgr. von je 20 Qu.; für Landwirthe, die ihre — Fruͤchte 
verwenden, nur im Winterhalbjahre und in beſchränktem Umfange 
(nicht über 900 Qu, Bottichraum an I Tage) brennen, 12, Ser. 
Anſchlag für 1850 5 Mill. ri. Nad der Erfahrung von 1842 kommt 
etwa "4, des Ertrages auf die Brennereien, welde nur, 124 Sgr. 
von der Quart geben. 
Es liegt die Abficht u Grunde, daß 114 Gar. =1Y, Syr.—5,* fr. 
Steuer auf die Qu. Branntwein kommen follen, und man redhnete 
anfangs, daß die Quart (zu 50 Proc. Eralles) aus 25 Qu. Maifch- 
raum erzeugt werde, V. v. 1. Dec, 1820, $. 1., — nachher aus 20%, 
— endlih aus 15% Qu. Maifhbottihraum, wobei ſchon wegen 
des Auffteigens der gährenden Maifche ein Theil des Bottichs als 
leer angerechnet worden ift. Die Veränderungen des Steuerfußes 
wurden darum nothwendig, weil die Brenner allmälig aus weniger 
Maifhraum gleihviel Branntwein zu erzeugen wußten. Man hatte 
urfprünglid für 1 Qu, Br, 6 Pf. trodne Frucht und 48 Pf. Waffer 
für erforderlich gehalten. Auch in Defterreich werden 8 Pf. Maffer 
auf 1 Pf. Schrot geredhnet. 
Bon 1 Eimer eingeftampften Kernobftes, Beeren, Weintreber 4 Syr., 
von I Eimer Trauben: oder Obftwein, Weinhefe, Steinobft 8 Sgr. 
(Es wären alfo resp 23, und 46,°° Quart zur Erzeugung von 
1.Qu. Branntwein erforderlich.) Regul. v. 21. Aug. 1825. 
Die Deftillation muß am 3. und 4. Tage nach dem Einmaifchen ge— 
ſchehen. — Die Entridtung der Steuer erfolgt zu Ende jedes Mo: 
nats, fann aber großen Brennereien gegen gehörige Sicherheit vom 
1. Oct. bis zum legten Sept. des folgenden Jahres creditirt werden. 
Pr. V. v. 27. Dee, 1825 und 18. Febr, 1843. — Für Brennereien, 
welche Obſt, Beeren, Wein und Hefe verarbeiten, ift eine Fixation 
für 1 — 4 Wochen geftattet, a, Regul, v. 21. Aug. 1825, 
Hannov. Gef. dv. 1. Mai 1833. 1. April 1835: 10 Pfenn. von 24 
Quartier Maifhraum (= 20,* pr, Quart), alfo (zu Brannt⸗ 
weinertrag) 2,7? Er. auf die pr, Qu, Branntwein. — Die Staaten, 
welche zu dem thüringifhen Zollverein gehören, haben bie preuß. 
Einrichtung ganz angenommen, fo.aud das K. Sachſen, Gef, v. 4. 
Dee. 1833, Berger, ©. 84, ferner Gr. Heffen, Gef. v. 16. Sept. 
1842, 6 Er, von W Maaf der Maifhbütte. — Belg. Gef. v. 18. Zuli 
1833. Die Steuer war 22 Gent, vom Hektoliter der Maifch- und 
Gährbottiche für je 24 Stunden Arbeitszeit, Obft war aber frei. 
Diefe Abgabe wurde nad) und nach erhöht, 1842 bis auf 80 Gent. 
(0,339 Er, auf die b. ME. — 0,2% fr, auf die Qu.) Man nahm an, 
daß der Maifhraum 5%, Proc. Branntwein von 50 Gr. gebe (was 
aber zu wenig ift), und daß hiezu 12 Kil. Roggenſchrot erforderlich 
feien. Es treffen alfo 6,18 Er. auf die b. ME. — 4,% fr. a. d. Qu, Br. 
Obſt zahlt jest % der Steuer, Die Abgabe wird um 15 Proc. er= 
mäßige für ſolche Brenner, welche 1) eine einzige Blafe von weni⸗ 
ger ald 5 Hektol. befisen, 2) auf je 174 Hektol. des Maifhraums 
I Stüd Rindvieh halten, und zugleich 3) auf gleichem Raum 1 Het: 
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tar Land in 5 Kilom. Nähe bauen (alfo für Kleine landwirthſchaft⸗ 
liche Brennereien). Für die Entrihtung wird gegen Sicherheits: 
feiftung Gredit bewilligt, auf 3 Zermine von je 3 Monate Zwiſchen⸗ 
zeit. Die verfteuerten Maifchyräume waren 1840 6052 169, 1841 
aber 5:772 702 Hektol. ſ. Bericht von Zoude, Chambre des Repres, 
13. Apr. 1842. Nr. 250. Ertrag 1846 3,323 000 Fr. — Defterreich, 
Doftammer-Deer. dv. 24. Aug. 1825, beim Brennen aus mehligen 
Stoffen und Kernobft 9 Er, vom Eimer des Maiſchgefäßes, bei 
Steinobft, Wein, Weinhefen, 13 Er., alfo im 244 fl. F. 1 Er. auf 
6,72 und 4,6 pr. Quart), in Galizien resp. 6 u. 9 Er. v. Holger, 
Staatsw. Chemie ©. 358 ff. 

(K) Es giebt 4. B. künfttiche Vorrichtungen, wie von Dorn, Pifto- 
rius u. A. um fogleidy bei einem einzigen Brande Branntwein von 
beliebiger Stärke zu erhalten, während bei dem üblichen Verfahren 
erft eine wäflerigere Flüffigkeit (Lauter), und dann aus diefer ein 
trinkbarer Branntwein gewonnen wird; dieß doppelte Brennen fos 
ftet mehr Arbeit und Brennftoff, kann aber mit dem einfachen 
Brenngeräth im Kleinen unternommen werben, 


$. 439. 


2) Der Blafenzind wird von dem Inhalte der Brannt= 
weinblaſe für jeden einzelnen Brand mit Annahme einer gewifs 

fen Brennzeit erhoben und durch Verfiegelung oder amtliche 
Aufbewahrung des Helms gefihert (a). Das Verfahren hiebei 
ift leichter, ald bei der erfteren Methode, allein der Blafenzins 
hat ſich darum ald mangelhaft erwiefen, weil begüterte und 
geſchickte Unternehmer vermittelft mancher Verbeſſerungen im 
Betriebe während der ihnen für einen Brand verftatteten Friſt 
mehrmals brennen und ein viel größeres Erzeugniß zu Stande 
bringen können, fo daß fich in Hinficht der Zeit gar Feine Regel, 
aufitellen läßt (2). 

3) Befleuerung beim Einlegen in den Keller der Schenk» 
wirthe, wie bei dem Weinaufichlage, während die Branntwein« 
brennerei und die Vorraͤthe der Unternehmer berfelben frei 
bleiben, eine fehr einfache Anordnung, die in MWeinländern, wo 
diefelben Wirthe Wein und Branntwein ausfchenfen, am leid; 
teften auszuführen ift (ce). 

4) Eine Paufchfumme für das ganze Jahr von dem Ins 
halte jeder Blafe, die der Eigenthümer zur Benugung beftimmt, 
Keffelgeld. Die Helme (Hüte) der nicht verfteuerten Blafen 
(Keffel) werden von den Beamten verfiegelt. Dieß ifl zwar 
die allerleichtefte Einrichtung fowohl für die Branntweinbren- 
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ner, als für das Eteuerperfonal, aber fie könnte nur bei einem 
außerft niedrigen Betrage der Abgabe gerathen werden, weil 
fie eine große Ungleichheit bewirkt, indem diejenigen Unterneh- 
mer, die von ihrem Brenngeräthe den häufigften Gebrauch 
machen, am wenigften getroffen werden. Auch die gefegliche Ab- 
ftufung verfchiedener Arten des Betriebes und die geftattete Ent« 
rihtung der Steuer für Theile des Jahres ift nicht hinreichend, 
um jene auffallende Ungleichheit zu entfernen (d). 

(a) Aeltere bad. Accife und Ohmgeld, auf 24 Stunden A Er. von der 


(b) 


(e) 


Maaß des Blafeninhaltes, ſowohl beim Rauhbrennen als Läutern, 
von Kartoffeln nur 1%, Er. Jede Blafe wurde auf öffentliche Koften 
geeicht. _Accisordn. v. 1812, $. 38 und fpätere Beftimmungen, — 
Aehnlich das hierin ebenfalld aufgehobene preuß. Gef. v. 8 Febr. 
1819. Es wurde vorausgefegt, daß man in 24 Stunden 1 Quart, 
Branntwein von 50° Tr. aus 4 Qu. Blafeninhalt erzeugen könne, 
von denen daher 1%, Ggr. erhoben wurde. Für größere oder klei— 
nere Brennereien follte der Steuerfag verhältnigmäßig abgeändert 
werden. — Kurheffen 2, Sgr. für 4 Maaf Keffelinhalt und 24 
Stunden, mit Ueberwadhung der Menge von Maifhe, Bierfad 
a. a. O. ©. 284.— In Großbritanien ift die Erlaubniß zum Brannt⸗ 
weinbrennen an verfchiedene Bedingungen geknüpft, 4 B. nicht an 
einem abgelegenen Orte, die Blafe nicht unter 400 Gallons (12 bad. 
Ohm = 32,? pr. Eimer). Zur Sicherung der Steuer wird der Ein: 
lauf der Maifche in die Blafe überwadt. Im Jahr 1842 wurden 
18-841 890 Gallons (Steuer 5.046 814 2. St.), 1849 22-962 012 ©. 
verfteuert (St. 5793 381 8. ©t.) Hiezu kamen im letzteren Jahre 
3044 758 ©. Rum u. 2:187 500 G. auslaͤndiſcher Br., welche zuſam⸗ 
men 2'783 137 2. Zoll gaben. 

Sn Großbritanien wurde 1786 bei der Einführung des Blafenzinfes 
angenommen, daß man wöchentlid; 7mal die Blafe leeren könne. Da 
fingen die Gebrüder Sligo in keith an, ihre Blafen flacher und wei: 
ter zu machen. Nun wurde das Brennen ſchon 1788 40mal in der 
Woche bewerfkftelligt, 1798 Eonnte die Blafe in 8 Minuten, fpäter 
fogar in 3 Minuten geleert werden. Der Blafenzins war von 30 
Schill. bis auf 5 8. vom Gallon Blafenraum erhöht worden. Lau: 
derdale, Ueber Nationalwohlftand, S,84.Mac Culloch, Taxat., 
©. 152. Auch das a. preuß. Gefes brachte fchnell ſolche Verbefferun: 
gen hervor, flahhere Blafen, Maifhwärmer ıc., ſ. Bengenberg, 
Ueber Preußens Geldhaushalt, S. 24. — In Würtemberg, a. Geſetz 
v. 1827, ift die Steuer 5 fl. vom Eimer, oder, wenn Branntwein 
aus Malz bereitet wird, 1 fl. 48 kr., neben der Malzfteuer. Zur 
Ueberwachung dient die Anzeige bei dem Beamten vom Beginn und 
Ende jedes Brandes, BVergleihung des Productes mit dem vers 
brauchten Rohftoffe, Nachſehen, ob nicht zu anderer Zeit gebrannt . 
wird; daneben werden 15 Proc. vom abgefchästen Erlöfe der Schenk 
wirthe ald Patentfteuer gefordert; Handb. ©. 269, 291. — Ertrag 
1841 — 1843 i. D. von der Fabricationsabgabe 24 907 von der Aus: 
fchanksabgabe61 843 fl., ohne die Steuer von dem verwendeten Malze, 
Ehmals im Großh. Heffen, Geſetz v. 12. Juni 1827, von der Ohm 
5 fl. 20 Er, erhoben (4 Er, von der heſſ. Maaß oder 2), Er, von der 


pr. Quart), Die FKabricanten und Großhändler waren befreit, — 
Sn Frankreich ift der Branntwein einem droit d’enirde und de 
consommation unterworfen. 

4)) Ein ſolches Keflelgeld beftand in Baden feit 1814 neben dem Bla- 
fenzinfe und der Brenner konnte zwifchen beiden Entrichtungsarten 
wählen. Durdy das Gef. v. 14. Mai 1828 wurde das Keffelgeid zur 
allgemeinen Regel, Es betrug auf jede Maaß ber Blaſe jährlich je 
nad) der Art der verarbeiteten Rohftoffe für Landwirthe 2 — 4 Er., 
für andere Brenner 4 — 8 fr. Nach dem Gef. v. 22. Zuni 1837 ift 
ber Steuerfuß allgemein %, Er. monatlich für die Maaß bes Keffels, 
und man kann die Steuer für I, 3, 6, 9 und 12 Monate entrichten, 
fo daß alfo 4. B. Landwirthe, die bloß ihre Ergeugniffe zur Bren- 
nerei verwenden wollen, bie Erlaubniß nur auf 1 Monat oder fodann 
etwa noch auf einen 2ten Monat zu nehmen brauchen. — Die Keffel 
werben geeicht. Niemand darf ohne Einholung des Brennſcheins, 
welcher ald Steuerquittung dient, brennen, Niemand feinen Keffel 
(Blafe) oder Hut einem Anderen leihen. V. v. 12. Oct. 1837, 
Inftruct. v. 17. Nov. 1837. — Diefe Steuer beträgt deſto weniger, 
je größer die Zabl der Brände im Monat ift. Rechnet man z. B. 
monatlidy 60 Brände und auf je 20 Maaß Keffelraum 1 M. Brannt- 
wein, fo trifft auf diefe 24 Er. Diefe fehr niedrige Befteuerung ift 
hauptfädhlih darum gewählt und beibehalten worden, weil bie 
Branntweinbrennerei in Baden meiftens von Kleinen Unternehmern, 
deren viele zugleich Landwirthe find, getrieben wird, Im J. 1829 
war ber mittlere Inhalt einer Blafe nur gegen 30 Maaß, 1843 war 
die Zahl der Brennereien 22,211. Der Ertrag des Keffelgeldes ift 
durch das Gef. v. 1837 bedeutend vermindert worden. Er war 1835 
und 1836 i, D. 38 208 fl., 1839 - 1844 nur 23 701 fl, 1846 19559fl. 


g. 440, 


Es giebt wenige Dinge, von denen in Bezug auf die Ver- 
zehrung eine Aufwandsfteuer fo zweckmaͤßig wäre, ald der Ta= 
baf, wenn nur die Erhebung nicht fo große Schwierigkeiten 
hätte, Wird in einem Lande fein Tabak gebaut, fo find die aus- 
ländifhen Blätter vermittelft des Cinfuhrzolles leicht zu tref- 
fen (a). Für die inländifhen aber läßt fich zwifchen der Ge— 
winnung und Verzehrung Fein Zeitpunct finden, in dem fie voll- 
ftändig und ohne läftige, Wirkungen beiteuert werben könnten, 
weßhalb man in mehreren Staaten die Verarbeitung und den 
Handel zu einem Regale gemacht hat, $. 204. Ohne diefes 
für den Gewerbfleiß fehr flörende Mittel muß man darauf ver- 
sichten, eine große Einnahme aus der Tabaköfteuer zu ziehen, 
Ein Zabaksauffhlag bei freier Production und freiem Handel 
mit Tabak könnte erhoben werden: 1) bei dem Anbau, fo daß 
ber Landwirth von der mit Tabak bepflanzten Fläche, allenfalls 
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mit einer Abftufung nad) Bodenart und Klima, eine von Jahr 
zu Jahr gleiche Abgabe zu entrichten hat, für die ihm nad) der 
Ernte noch einige Frift geftattet wird (5). Dieß ift leicht aus— 
zuführen, hat aber die Gründe gegen fich, welche im Allgemei⸗ 
nen der Steuerforberung von rohen Stoffen oder unvollendeten 
Maaren widerflreiten, $. 419, Ferner fteht der Landwirth in 
BVerhältniß zu dem Gewerksmanne, der ihm feine Erzeugnifie 
abEauft, in mehreren Hinſichten im Nachtheil, und es ift deö- 
halb nicht ficher auf den Erfag der von erſterem vorgefchoffenen 
Eteuer zu rechnen, die auch nicht genau mit dem jedesmal ge= 
bauten und verkauften Quantum fteigt und fällt; 2) beim Ver⸗ 
Faufe durch den Landwirth, indem das Abwägen auf einer öffentli- 
chen Waage vorgefchrieben wird (ec). Dieß geht da am leichteften 
an, wo fich in jeder Gemeinde, deren Bürger Tabak bauen, eine 
folche Waage befindet, hat jedoch ebenfalls die unter 1) erwähnten 
Nachtheile; 3) bei der Verarbeitung, indem die Fabricanten bei'm 
Einfaufe von Blättern und bei der Abfendung von fertigem Tabak 
unter genaue Aufficht geftellt werden. Hiebei vermag man häufi- 
gen Betrug nicht zu verhüten, wenn man nicht foftbare und drü- 
ende Sontrolmittel häufen will (d) ; 4) bei dem Kleinverfaufe, 
der dann den Fabrifherren, wofern fie nicht die befondere Be— 
rechtigung nachfuchen, fireng unterfagt würde. Die Abgabe müßte 
fo gering fein, daß neben ihr der Zoll von fremden Blättern be 
ſtehen Fönnte, und durch die Verpflichtung, jeden Ankauf anzumel- 


den, fowie durdy Stempelung aller Pakete gefichert werden (e), 


(a) Daher ift in England der Tabaksbau ganz verboten, aber. der 
—— mit Tabak iſt daſelbſt ungeheuer. 

(6) Preuß. Tabaksſteuer, neu geordnet durch die Gabin.=D, v. 29. März 
1828, Es werden vom Morgen 6 — 5 — 4 — 3. hl, entridtet. 
Wer 6 Q. Ruthen oder mehr bepflanzt, hat Anzeige zu machen. Die 
Zahlung gefchieht bis zu Ende Julius oder früher, fobald die Hälfte 
ber vorjährigen Ernte verkauft wird, Bei Mißwachs tritt ein Nach⸗ 
laß ein. %. 1850 130 600 r{, 

(ce) Ehmald in Baden, Acciſe⸗O. v. 1812, $. 75 fr In jedem Amtöbe- 
irke, wo Tabak gebaut wurde, war wenigftens 1 Waage. 24 fr. 
sc und 6 Er, Waaggeld vom Gentner; Rüdvergütung bei der 

Ausfuhr. Aufgehoben 1818, 

(d) Eine folche Abgabe wurde 1797 in Frankreich eingeführt und trug 
i.D nit voll 6 Mill. Fr. Strengere Gontrole durd das Gef. v. 
5. Ventose XIl, (1804), worauf der Ertrag bis auf 16 Mill. Fr. 
flieg; Inſtruction für das Erhebungsperfonal, ſ. Code des droits 
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reanis, 11, 128 (A. XIII). Die Steuer war 40 Gent. vom Kilogramm 
Blätter (9. fl. 20 Er. vom Gentn.). 

(e) In Würtemberg verfudhte man 1812 nad der Aufhebung der Ta— 
baföregie, den Kabricanten und Händlern nah Kaflionen über die 
von ihnen abgefegte Menge, nachher in Gemäßheit einer Claſſenein— 
fhäsung in Bezug auf muthmaßlichen Abfas, eine Tabaksſteuer auf: 
zulegen, die im Ganzen auf 40 000 fl. beftimmt und unter die fleuer- 
pflichtigen Gewerböleute repartirt wurde. Aufgehoben 1828. — In 
Rußland befteht die oben bezeichnete Einrichtung mit geftempelten 
Umſchlägen (Banderollen). Der Urheber diefer Anordnung, Graf 
Gancrin, fagt: „Das Mittel der Banderolle, auch bei Karten ge: 
brauchlich, führt fich gut durch“. Oekon. d. menſchl. Geſellſch. S. 25%, 
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Spielfarten und Galender find in vielen, Zeitun- 
gen in mehreren Rändern mit einem Aufichlage belegt worden, 
zu deffen Sicherung man ſich der Stempelung bedient, $. 231. 
Eine Befteuerung der Epielfarten ift volfswirthfchaftlic ohne 
Nachtheil, nur trägt fie wenig ein und verleitet zu vielen Um— 
gehungen. Die Einfuhr von Epielfarten vom Auslande ſowie 
der Berfauf und Gebrauch ungeftempelter Karten muß bei Strafe 
unterfagt werden, wenn man aber alle Steuerbetrugsfälle ver- 
bitten wollte, fo wide eine fehr Eoftbare und umftändliche Be— 
auflichtigung, namentlich der Sartenfabrifen, nothwendig wer- 
ben (a). Bei ihrer übrigen Zweckmaͤßigkeit kann diefe Abgabe 
in mäßigen Eäßen und mit einer auf Fabriken, Kaufleute und 
Wirthshäufer ꝛc. befchrankten Gontrole beibehalten werden. — 
Der Galenderftempel ift fehlerhaft, weil viele Calender als ein 
Mittel der Belehrung eher Begünftigung ald Belaftung verdie- 
nen, bie Gränze zwifchen diefen und den Luxuscalendern nicht 
fcharf angegeben werden kann, auch nicht abzufehen ift, warum 
diefe von allen Drudichriften und Kunftwerken allein eine Steuer 
tragen follen. Auch der Zeitungsftempel ift in Hinficht auf die 
Wichtigkeit der Zeitungen ald eines allgemeinen Bildungsmit- 
teld nicht zu billigen, und wenn man ihn als ein Mittel ange- 
fehen hat, den Mißbrauch der Tageblätter für unlautere Zwecke 
zu erfchweren, fo fleht ihm entgegen, daß er ohne Unterfchied 
die befjeren wie die fchlechteren Blätter trifft (2). 


(a) In Frankreich muß das Papier zu den Karten dem Staate abge: 
fauft werden. L’impöt sur les cartes, qui ne produit annuellement 
que 500 000 fr. environ, est le moins important de tous ceux que 
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pergoit la regie et celui qui est le plus exposé à la fraude. Rap- 
port au Roi de 1830, ©. 113, — In Großbritanien trug der Kar: 
tenftempel 20 — 22000 8. St., feit der Reduction von 1828 nur 
noch 14 — 15 000; die Abgabe ift 1 Sc). vom Pfund. — In Preu: 
Ben hat fich die Regierung den Verkauf der Spielkarten vorbehalten 
und bezieht im Preife fogleich die Steuer. Franzöf. Karten werden 
in 3 Sorten zu 15 — 10 — 5 Sgr., deutfche zu 10 und 5 Sgr. ver: 
kauft, — In Baden ift feit 1831 der Kartenftempel aufgehoben. 

(5) In Großbritanien ift 1835 der Stempel von 4 auf 1 P. (3 Er.) vom 
Stüd herabgefegt worden. Vorher war der Ertrag bis 1, Mill, 
L. St, geftiegen. 


$. 442. 


Man hat noch manche andere Gegenflände des Verbrauches 
mit einer Acciſe belegen verfuht, vorzüglich in Großbrita- 
nien (a). Indeß haben ficy die meiften diefer Aufwandsfteuern 
in der einen oder anderen Hinficht den allgemeinen Befteuerungs- 
grundſaͤtzen wibderftreitend gezeigt, Bald war der Gegenftand 
von der Art, daß feine Vertheurung für die Gewerbe oder fuͤr 
andere Zwecke, z. B. die Gefundheit (5) nachtheilig wirkte; 
bald waren die VBeranftaltungen und Ueberwachungsmittel fo= 
wohl für die Zehrer als für die Erzeuger und Verkäufer zu 
laͤſſig und erfchienen dann ald doppelt verwerflich, wenn nur 
eine geringe Einnahme erzielt werden Fonnte, Daher ift man 
von den meiften Steuern diefer Art nach und nad; zuruͤckgekom— 
men, Dennoch ift es denkbar, daß fidy noch Ausgaben auffin= 
den laffen, von denen man auf unfhädlice Weiſe Auffchläge 
erheben könnte, Eine folche der neueften Zeit angehörende 
Steuer ift die auf Runfelrübenzuder gelegte, zu welcher 
man fich darum entfchloß, weil die rafche Zunahme der inlän- 
difchen Fabriken den Einfuhrzoll von Colonialzucker beträcht- 
lich fchmälerte, weil die Befteuerung des Zuckerverbrauches 
zwedmäßig ift und die Befreiung des Nübenzuders als eine 
übermäßige Begünftigung eines Gewerkszweiges von noch zwei⸗ 
felhafter Gemeinnügigkeit angefehen werden mußte, vgl, I, 
$. 214 (d). Da der Rohſtoff am fchwerften zu verbergen ift, 
fo wird die Steuer am beften von den verwendeten Runkelruͤben 
erhoben, und zwar beim Einbringen derfelben in die Zuderfabrif 
oder bei ihrer Verkleinerung (5), und nach einem Anfchlage über 


die zu einem Gentner Rohzuder erforderliche Nübenmenge (ec), 
Rau, polit, Deton, 3te Ausg. II. 2. Abth. 14 
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Aus Gründen des Steuerwefens müßte man den Nübenzuder 
eben fo hoch belegen, als den Nohrzuder; nur die Rüdficht auf 
die inländifchen Fabriken, welche feither in der gänzlichen Steu- 
erfreiheit einen großen Schuß genoffen hatten und bei der plöß- 
lichen Gleicyftellung beider Zuderarten zum Theile mit großen 
Berluften für die Eigenthiimer zu Grunde gehen fünnten, mag 
eine Schonung bes Nübenzuders anrathen (a), 


(a) In Baden gab es nad) der Accisordnung von 1812 eine Abgabe von 
Del, nad) den geftampften Rohftoffen erhoben, und von Brennholz 
(2 — 6 fr. von der Klafter, vor der Abfuhr aus dem Walde zu ent— 
richten). Beide Abgaben hörten 1820 auf. — Ehemalige Abgabe 
von Gold: und Silberwaaren in Defterreih, durch vorgefchriebene 
Stempelung überwacht. — In ben öfterreichifchen größeren Städten 
werden Steuern von Brennholz und Bauftoffen, Milh, Eiern, 
Wachs, Del, Käfe ꝛc. erhoben, 

Im brit. Reiche find neben Malz, Hopfen und Branntmwein noch 
befteuert: Ertrag 1849 
Biegel u. Baditeine, 5 Sch, 10 P. u. 10 Sch. pr. 1000 456 452 8, 
Dapier, 1, P. pr. Pf. 2 » 2 0 0 8106554, 
Seife, 1 WIP.pr. Pf. - 2 0 17026 080 „ 
durchgängig mit 5 Proc. Zufchlag zu den angegebenen Sägen. Diezu 
kommen mancherlei unter die Kecite gerechnete Gebühren (licenses) 
von Gewerbtreibenden, befonders folchen, welche befteuerte Waaren 
verkaufen, ferner von Miethkutfchen, Poftpferden, Eifenbahnen ꝛc. 
Diefe Abgaben find nicht fowohl Gewerbfteuern, als firirte Acciſe— 
zufchläge und Mittel, die Zahl der Accifepflicytigen zu befchränten. 
Bei der Ausfuhr der Seife wird eine Rüdvergütung gegeben, 1849 
von 85 286 &, Die bedeutenderen Erleichterungen in der neueften 
Beit find folgende: 1830 Bierauffchlag aufgehoben, gegen 3 Mill. &, 
— Leder, 340 000 8. — Eider, gegen 30 000 &, St, — 1831 Kattune 
und bedrucktes Papier, 550 000 &, (nad) Abzug des ftarken Erfages 
bei der Ausfuhr). — Lichter, 500 000 &, &t.-— 1833 Seife, auf die 
Hälfte gefest. — Ziegel herabgefcgt um ungefähr 37 000. — Spiel: 
farten, 30 000 u. m. a, Stempelfäge. 1834 Stärke, 75 000 £., Re 
duction der Branntweinfteuer. 1835 Glasaccife um Y, vermindert. 
1836 Papier auf die Hälfte. Die Accifeeinnahme von 1834 war um 
ungefähr 11, Mill. L. St. höher, ald man diefer Erleichterung zus 
folge hätte vermuthen follen. — 1845: Auctions: und Glasaccife 

aufgehoben, zuſ. 642,000 8. 

(5) Die Uebereinkunft der Zollvereinsftaaten v. 8. Mai 1841 geftattete 
einftweilen die Wahl, ob man die Steuer von dem fertigen Erzeug- 
niß, oder von den Rüben, und zwar beim Einbringen oder erft vor 
dem Zerkleinern erheben wolle. Man hat jebocdy fpäter die lestere 
Methode vorgezogen, wie fchon die preuß. V. v. 21. März 1840, 
welche ald Vorbereitung für die künftige Befteuerung eine fogenannte 
Controlabgabe von Y, rl auf den Gentner Rohzuder eingeführt 
hatte, unbedingt das Abwägen vor dem Zerkleinern vorſchrieb. Der 
Fabrikherr muß vor dem Anfang der Verarbeitung Anzeige machen, 
worauf das Verwiegen unter Aufſicht eines Steuerbedienten ge— 
ſchieht. In Frankreich hält man ſich an die Zufuhr in die Fabrik, 
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(ce) Man rechnet im Zollverein 5 Proc, Rohzuder aus Rüben, die foeben 
zur Zerkleinerung Eommen, bieß ift aber zu wenig. 

(d) Die Steuer begann im Bollverein i. 3. 1841 mit einem Sage von 
35 Er, für den Gentner Robzuder. Es war eine Erhöhung für den 
all verabredet, daß im Zollverein ber Nübenzuder über Y des 
Bedarfs liefern würde. Die Steuer foll fünftig wenigftens Y% vom 
Boll des Rohzuckers für inländifche Siedereien betragen (jest 5 ri.) 
ferner foll fie fammt dem Zuderzoll auf den Kopf der Einwohner fo 
viel betragen, als i. D. 1838 — 1840 ber Zuder- und Syrupzoll 
ausmachte. Diefer Zollbetrag berechnet fi zu 61%, Ser. auf den 
Kopf. Seit 1844 fließt die Rübenzuderfteuer in die Vereinscaffe. 
Sie wurde 18314 auf I rl., 1850 auf Zri vom Gentner Rohzuder 
erhöht, nämlih 3 Sgr. vom Gentner Rüben. Da aber diefe wohl 
6 — 7 Proc. Zuder geben, fo ift die Abgabe nur ungefähr 114 rl. 
vom Zuder. Ertrag 1845 — 47 i. D. 232 955 rl. — In Frankreich 
wurde diefe Abgabe durch das Gef. v. 18. Juli 1837 eingeführt, ans 
fangs 11, dann von 1839 an 16%, Fr. von 100 Kil. 1840 folgte eine 
Erhöhung auf 25 Fr. Die Fabriken behaupteten fich ungeachtet die= 
fer Belaftung. 1843 fchlug die Regierung vor, die Fabricanten mit 
40 Mill, Fr. zu entſchädigen und dagegen die Bereitung bes Rüben: 
zuders zu verbieten, allein die Kammer zog vor, diefen und den 
Rohrzuder aus franzöf. Golonieen in der Befteuerung gleich zu feßen, 
fo daß 5 Jahre lang jährlich 4 Fr. v. 100 Kit. dem Rübenzuder 
mehr aufgelegt wurden. Der Steuerfuß ift 491, Fr. von 100. Kil., 
aber Rohrzuder aus fremden Ländern zahlt 22 Fr. Zoll weiter. Die 
RR: Zuderfteuer trug 1842 9439 000 Fr., A. für 1841 2I Mil, Fr. 


4. Abfas, 


Gränzzölle 


1, Allgemeine Grundſaͤtze. 


$. 443, 


Zölle (a) oder Mauten (5), d. h. Abgaben von den im 
Handel verfendeten Waaren, Famen fchon im Alterthume vor (c) 
und gingen nach dem-Beifpiele des römifchen auf das deut- 
ſche Neich über (4). Sie wurden an einzelnen Handelöplägen, 
befonders Seehäfen, fo wie an Brüden und Straßen von den 
aussund eingehenden Waaren, urfprünglich mit gleichen Sägen 
für die verfchiedenen Arten derfelben, erhoben, und man fcheint 
mehr die Handelögewinnfte, befonderd der Ausländer, ald bie 

. 14* 
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Zehrer haben treffen zu wollen. Im Mittelalter wurden die Zölle 
unter verfchiedenen Namen (e) fehr vermehrt und häufig von 
mächtigen Grundherren, theils mit landesherrlicher Bewilligung, 
theils ohne folhe erhoben, Man betrachtete fie ald eine Entrich- 
tung für den Gebrauch der Straßen, Brüden ıc., fowie fuͤr den 
Schuß, den die Waaren in einem Gebiete genofjen (f). Doc, 
giebt es auch Beifpiele von Zöllen, welche fchon früh nach den 
verfchiedenen Waarengattungen eingerichtet und dazu beftimmt 
waren, dem auswärtigen Handel eine gemeinnügige Nichtung 
zu geben (y). Allmählig trennten ſich die Zölle von den Weg- 
geldern und anderen Ahnlichen Gebühren (4) und verwan- 
belten fich, wie die Gefchloffenheit der Staatögebiete ſich aus- 
bildete und die Yandeshoheit erftarfte, aus vereinzelten Örtlichen 
Abgaben in foldye, die mit Hinſicht auf den Verkehr eines ganzen 
Landes, namentlich auf feine Aus= und Einfuhr, angelegt wur- 
den. Sm 17. Sahrhunderte entwidelte fich jenes künftlihe Zoll 
wefen, welches heutiges Tages die Gränzen aller größeren Staa- 
ten umgiebt (), dagegen verfchwanden die inneren Zölle immer 
mehr (A), fo daß man jest unter Zöllen fchlechthin blos die 


Gränzzölle zu verftehen pflegt. 

(a) Zoll, englifch und plattdeutfh Toll, kommt von zeiwnetor oder 
re)oov her, welche Wörter wieder von rilog, vectigal, herſtam⸗ 
men und eigentlich die Zollftätte bedeuteten. Aus teloneum wurde, 
wie alte Urkunden u. a. Schriften zeigen, tolenium, toloneum, tol- 
neum, toletum gemacht, ferner ift auch tonleium, tonlium, altfran= 
zöfifch tonliu, tonlieu, hieraus zu erklären, daher auch tonloier oder 
toulaier, Zöllner. — Thol, toll heißt im Englifcyen unter andern 
eine Dandelsgeredhtigkeit eines Grundbefigers, und das Weggelbd. 

(db) Maut, mutaticum, muta im Latein des Mittelalters, vielleicht von 
dem gothiſchen mota, motastad, welches bei Ulfilas eine Abgabe 
anzeigt. Dies Wort ift demnach urfprünglicdy mehr deutfch als Zoll. 
— Englifher Name custom, wie coutume, von consueludo — Ääl- 
terer franzöfifcher Name traite, traite foraine, von tractura, tran- 
situra. 

(c) Zoll von 2 Proc. der Aus: und Einfuhr in Athen, revrenoorn, deffen 
Einnehmer Pentekoftologen hießen; in den bundesverwandten Städ- 
ten erhob Athen 5 Procent, &xoorn, von den zur See aus- und eins 
gehenden Gütern. Die Ausfuhr mehrerer Dinge war in Athen ver: 
boten, Feigen und Del zahlten einen Ausfuhrzoll. Böckh, Staatsh. 
1, 236. — Reynier, Grecs, ©. 299. — In Rom beftanden ſchon 
in der älteften Zeit Hafenzölle, portoria, die fpäterhin öfters aufge: 
hoben und wieder hergeftellt wurden. Die römifchen vectigalia, von 
den Dandeltreibenden für ihre verfendeten Waaren bezahlt, betrus 
gen früher 14 — 1 Proc, (Tac. Annal. Il, 42), fpäter U, bed Waa⸗ 
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renpreifes, L. 7 u, 8. Cod. de vectigal. (IV, 62), und vielen Stäb: 
ten wurde zur Aufhülfe ihres Haushaltes die Zollerhebung bewilligt, 
L. 10 eod. L. 1. Cod. nova vectigal. (IV, 62). Die Pandekten 
(L. 16. $. 7 de publican. et vectig. XXXIX. 4) enthalten ein Vers 
zeichniß der zollbaren Waaren. v. Ulmenftein, Pragm, Geſchichte 
der Zölle in Zeutichland, Halle, 1798. ©. 14. 


(4) v. Ulmenftein, ©. 40. — Das Zollwefen in Deutfchland, geſchicht⸗ 


(e) 
(N) 


lich beleuchtet, Franff. 1832. ©. 2. 

Ripaticum, pontaticum, rotaticum von Karren ohne Deichfel, te- 
monaticum von Deichfelfarren ve. Hüllmann, Finanzgeſch. ©. 223. 
Wer von der Brüde keinen Gebrauch machte oder einen gewiffen 
Ort nicht berührte, war zollfrei. Das Zollwefen in Deutfchl., ©. 12, 
— Eine ausfchlieglich für die Befchügung entrichtete Abgabe in meh— 
ren Ländern war das Geleitsgeld, deſſen Name ſchon andeutet, 
daß ehemals bisweilen eine wirkliche Begleitung durch Bewaffnete 
ftattfand, Noch in der legten Beit des Reichsverbandes kam in Nürn= 
berg daß fogenannte lebendige Geleit vor, indem 2mal im Jahre 
die in einer „Seleitskutfche” nad) Leipzig und Frankfurt a. M. reis 
fenden Kaufleute von Beamten und bürgerlichen Reitern der Für: 
ften, durch deren Länder fie reiften, begleitet wurden. Andere Kauf: 
leute und Fuhrleute, welche von Nürnberg aus diefe Meffen beſuch— 
ten, mußten den Geleitszettel löfen, auf dem ihnen ungehinderte 
Reife und eventueller Schadenerfag verfprochen wurde. Roth, Ge: 
fcichte des Nürnberger Handels, IV, 71, Göthe, Aus meinem Le— 
ben, XXIV. 31, — Die Reichsgrundgeſetze eiferten fortwährend bis 
zur neueften Wahlcapitulation des Kaifers Franz 11. v. 1792 gegen 
unbefugte Vermehrung der Zollftätten. — Man Eennt viele einzelne 
3ollverleihungen, dagegen auch Zollfreiheiten einzelner Städte; 
Nürnberg hatte in einer großen Anzahl von Städten bie Zollfreis 
heit, die in einem Theile derfelben jährlich mit ſymboliſchen Ge⸗ 
ſchenken und Feierlichkeiten (3: B. dem Pfeifergericht in Frankfurt 
a. M.) erneuert werden mußte Roth, «a. D., IV, 1 — 39. 
Goͤthe, a. a. O. ©. 33. 


(9) In Frankreich war es zuerſt die Ausfuhr verſchiedener Dinge, die 


(h) 
(i) 


(k) 


man nad) der Aufhebung des Verbote vermittelft der Zölle zu be— 
Schränken fuchte. 1324 Ausfuhrzölle von Wein, Getreide, Heu, Koh: 
Ion, Waid, Pelzen, Züchern, Salz und Wein, 1349 die Ausfuhr von 
Wolle verboten, 1358 gegen einen Boll wieder erlaubt, |. Pastoret, 
Vorrede zum XVI. Bande der Ordonnances des Rois de la France, 
Hafens, Waag >, Niederlags-, Krahn-, Schleußen =, Pflaftergeld zc. 
In Frankreich brachten die Zolltarife von 1664 (nur in den Provins 
zen der 5 grosses fermes ausgeführt) und von 1667 (allgemein für 
das ganze Land) zuerft Ordnung und Vereinfachung in das unglaub- 
lich verworrene Zollwefen, wie dieß in dem Edict von 1664 erzählt 
wird. Der Tarif von 1667 traf hauptſächlich fremde Zeuche; z. B. 
das Stück fpanifhes Tuch von 30 Ellen 101 livres, holländifches 
und englifches Tuch von 25 Ellen 80 1., 1 Gentner Antwerpener und 
Brüffeler Tapeten 290 1, — ferner Lederwaaren, Spiegelglas, 
Seife 20.5 ſ. v. Martens, Gefese und Verordnungen der einzelnen 
europäifchen Mächte, Götting. 1802, I, 20, 

Außer etwa in den Staaten, deren Provinzen noch in feine gleich: 
förmige Verwaltung gebracht werden fünnen und defhalb wie ge: 
trennte Staaten behandelt werden, wie z. B. Ungarn noch bis 1850 
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feine eigene Bolleinrichtung hatte und die Gränge gegen bie anderen 
Theile des Kaiferftaates mit einer doppelten Reihe von Zollftellen 
befest war, die auf ungarifcher Seite Dreißigftämter hießen, wie 
der ungarifche Zoll die Dreißigftgebühr. — Auch Medtenburg 
hat noch Binnenzölle, von denen die Ritterfchaft für ihre landwirth- 
ſchaftlichen Erzeugniffe befreit ift, Erbvergleich v. 1755 $. 280 ff. 
Indeffen find die Abgaben fehr mäßig. Die 25 Landzollämter in M. 
Schwerin tragen nur 32 650 rl, (X. 18°%,,), alfo weniger als das 
Weggeld, am erheblichften ift der Zranfitzoll auf der Eifenbahn und 
an den 2 Eilbzollftellen, zufammen 246 220 rl. \ 


$. 444. 


Die Eigenthiimlichkeiten der Zölle von formeller Seite ent- 
fpringen daraus, daß die Erhebung an den Landesgraͤnzen ge- 
fhieht. Vergleicht man fie in diefer Hinficht mit den Aufſchlaͤgen, 
fo ergiebt fich Folgendes: 1) Der innere Verkehr eines Landes 
wird von den Zöllen fehr wenig beläftigt. Imar hat man zur 
Sicherung der Zollgefälle einige Beauflihtigung der Waaren- 
ſendungen im Innern nöthig gefunden, indeß find die üblichen 
Beſchraͤnkungen nicht erheblich, beziehen ſich größtentheils nur 
auf wenige hochverzoflte Artikel und laſſen die meiften Gewerbe 
ganz ungeftört. 2) Der Verkehr mit dem Auslande durd; Rei— 
fen und Waarentransporte wird gewiſſen Auffihtsmaaßregeln 
und‘ Förmlichkeiten unterworfen, — ein Uebel, unter welchem 
fowohl die Kaufleute, Fabrifherren, Schiffer, Fuhrleute ıc., als 
die Gränzbemohner zu leiden haben. Für diefe ift der Nachtheil 
da am größten, wo die Staatsgraͤnze nicht durch die Naturbe- 
Ichaffenheit eines Landes angedeutet ift, fondern durch ftarf br» 
völferte, in vielfachem Verkehre ftehende Landſchaften hinzieht. 
Die erfigenannten Perfonen lernen zwar bald ſich mit den Vor— 
fhriften des Zollwefens vertraut zu machen und fich nach ihnen 
zu bequemen ($. 413), auch kann man dem Fleinen Gränzvers 
fehre viele Erleichterungen geben, ohne den Zwecken des Zoll⸗ 
wefens zuwider zu handeln, Gleichwohl bleibt in beiden Ruͤck— 
fichten immer eine Befchmerlichfeit übrig. 3) Ein erheblicher 
Vortheil ift es, daß man mit faft gleicher Mühe den Zoll von 
vielerlei, flatt von wenigen Waarengattungen einziehen Fann, 
und diefe Leichtigkeit hat vielfältig fogar dazu verleitet, daß man 
mehrere und höhere Zölle anlegte, als ed zu rechtfertigen iſt. 
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Machen nun in einem Lande volkswirtbfchaftlihe und finanzielle 
Gründe es nöthig, eine Abgabe von vielen im auswärtigen 
Handel fich bewegenden Gütern zu erheben, fo ift ed am einfad)- 
ften, diefelbe in der Form eines Gränzzolles anzuordnen, Wollte 
man den Weg der Acciſe wählen, fo würde dieß die Koſten und 
Befchwerlichkeiten fehr vermehren, weil faft jeder Gegenſtand 
feine eigenen Ueberwachungsanftalten erfordert. Faͤnde man da- 
gegen in einem Lande, bei der Abmwefenheit eines wahren Schutz⸗ 
bedürfniffes und der Niedrigfeit der Aufwandsiteuern, nur 
wenige fremde Waarengattungen mit einer Steuer zu. belegen, 
fo wäre es vortheilhafter, dieß mittelft einer Accife zu bewerf- 
ftelligen und das ganze Gerüft der Zollanftalten hinwegzulaffen. 
Dieß ift insbefondere in Eleinen vereinzelt ftehenden Staaten, 
ferner in folchen, die ein fehr zerriffenes Gebiet und einen ver- 
hältnißmäßig langen Gränzzug haben, wegen der größeren Ko— 
fien und der geringeren Ausdehnung des von den Zöllen nicht 
beläftigten Binnenlandes vorzuziehen. 


$. 445. 


Das Zollwefen mußte fo lange in einem mangelhaften Zu— 
ftande bleiben, ald man es nur nach zufälligem Gutdünfen und 
willfürlihen Negeln behandelte. Feſte Grundfäge werden erft 
dadurch gewonnen, daß man die Zwecke, aus denen Graͤnzzoͤlle 
angelegt werden Fünnen, und deren Wirkungen forgfältig un- 
terſcheidet. 

1) Der volkswirthſchaftliche Zweck, den einheimiſchen 
Gewerbsleuten einen Schutz vor dem auswaͤrtigen Mitwerben 
zu geben, gehoͤrt der Volkswirthſchaftspflege an und wird in der 
Volkswirthſchaftspolitik in Betracht gezogen, II, $. 123. 132. 
205. 297, Der Ertrag folher Schutz zoͤlle für die Staats— 
caffe ift eine Nebenfache, was man fchon daraus erfennt, daß 
man ihrer Beftimmung gemäß wünfchen muß, fie fortwährend 
abnehmen zu fehen, und daß ftatt ihrer nicht felten fogar Ver- 
bote der Ein- und Ausfuhr verhängt wurden, Da der Verbrauch 
ber fremden Waaren nicht durchgängig als Zeichen der Wohl« 
habenheit angefehen werden Fann, ja vielmehr diefe Waaren 
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meiftend darum vorgezogen werben, weil fie mwohlfeiler oder 
beſſer find, da folglich die reinen Schußzölle fich nicht gerade 
nach den Abftufungen der VBermöglichkeit unter die Bürger ver- 
theilen, fo tragen fie weniger das Gepräge von Steuern, ald 
von Gebühren an fich, nämlich ald eine Vergütung für die ge- 
ftattete Ein- oder Ausfuhr einer Waare und alö eine mildere Be- 
ſchraͤnkung ftatt gänzlicher Verbote, die man, obſchon ohne zu⸗ 
reichenden Grund, in mehreren Staaten noch antrifft. 

2) Der. finanzielle Zweck befteht in der Gewinnung 
einer Einnahme, die in den meiften Staaten von anfehnlichem 
Belaufe ift (a). Es find hier wieder 2 Falle zu unterfcheiden : 
a) Die Zölle follen von den Staatsbürgern getragen wer- 
den. Iſt die der Hauptgrund ihrer Einführung, fo find fie 
wahre Steuerzölle und müfjen nach den allgemeinen Grund» 
fägen eingerichtet werden, welche für die Befteuerung des Auf- 
wandes beftehen. Viele Zölle find indeß gemifchter Natur, weil 
beide Zwede des Schußes und der Befteuerung zufammenireffen. 
b) Man will, wo ſich gute Gelegenheit zeigt, von den Aus- - 
ländern eine Einnahme beziehen, $. 266. 

Diefe verfchiedenen Zwecke müffen bei den 3 Richtungen des 
Maarenzuges im auswärtigen Handel, nämlich der Ein=, Aus: 
und Durchfuhr, unterfucht werden, 


(a) In Frankreich waren 1849 die Zölle (ohne Salzfteuer) auf 
1352, Mill. Fr. Rohertrag angefchlagen, alfo 10,° Proc, der orbentl. 
Staatseinftünfte. Die Koften der Zölle (mit Einfluß der Abgabe 
von Seeſalz) waren 16,4 Proc. ohne die -Ausfuhrprämien, — 
Im britiſchen Reiche trugen die Zölle 1849 22663 607 £, oder 
39,* Proc. der Staatseinnahme. Die Koften und Rüdvergütungen be⸗ 
trugen an 9 Proc. — Defterreicd, 1847 reiner Zollertrag im 
Verkehre mit dem Auslande, fomie mit Ungarn und Siebenbürgen 
19-381 000 fl; A. für 1848 roher Ertrag 23 Mill, reiner 20 Mill, 
— 24%, Mill, fl. des 2414 fl. Fußes. — D, Zollverein: Ganze 
3olleinnahme 1847.27°555 979 rl, D. 1848 und 49 nur 23°172 990 rl. 
Koften 1845—49 i. D. 10,18 Proc, Der rohe Ertrag auf den Kopf 
der Ew. war 

in Großbritanien 1849 . . fl. 9,5% 
„Frankreich 18499 °. 2.519 
„ Bollverein, 1845 —49 * + 173 1,98 2 - 
„ Defterreich, A. 1848 . ._ „ 0,°% 
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II. Einzelne Arten der Zölle, 
A. Einfuhrzölle. 


$. 446. 447. 


In dem Zollmwefen der europäifchen Staaten bildet die Ein— 
fuhr den ergiebigften Gegenftand der Zollbelegung (a). Was 
den erwähnten volfswirthfchaftlichen Grund ber Einfuhr- 
zöffe betrifft, fo hat man fich größtentheild daruͤber vereinigt, 
daß eine gänzliche Ausfchließung fremder Erzeugniffe durch Ver⸗ 
bote (Pro hibitivſyſt em) eben fo unausführbar, als, wenn fie 
gelänge, unzweckmaͤßig fein würde, und daß dagegen bie volle 
Handelöfreiheit, obfehon an und für ſich das Vollkommenſte, 
doch bei den gegebenen Verhältniffen, bei einem unter der Bes 
günftigung vieler Zölle entwidelten Gewerbewefen, zumal von 
einem einzelnen Staate ohne gleichzeitige Nachahmung in ans 
deren, nicht fogleich eingeführt werden koͤnne und nur als Ziel 
zur afmähligen Annäherung anzufehen ſei. Das Feld der 
Meinungsverfchiedenheit hat fi) hieburc, verengert, und wenn 
noch lebhaft darüber geftritten wird, ob die Beglinftigung ber 
. Handelöfreiheit oder das Schutzſyſtem den Vorzug verdiene, fo 
führen die tieferen Forfchungen Über die Natur des auswärtigen 
Verkehres, ſowie viele Erfahrungen über die vortheilhaften Fol 
gen einer Verminderung des Zollfhußes nothwendig zu ber er» 
fteren Anſicht, II, $. 205 ff. 297 ff. Die Beibehaltung, die neue 
Einführung oder die Erhöhung diefer Zölle muß daher in jedem 
einzelnen Falle aus den gegebenen Gewerböverhältniffen eines 
Landes als Bedürfniß nachgewieſen werden, um gerechtfertiget 
zu fein, und dieß ift nur bei Zöllen auf beftimmte Dauer mög- 
lich. 

2 Der Einfuhrzoll machte im d. Zollverein 1847 — 49 96 Proc, in 

Frankreich A. 1849 94 Proc, der Zolleinnahme aus, 

$. 448. 

In der Kegel Fann ein Einfuhrzol nicht auf die ausmwärtis 

. gen Verkäufer übergewälzt werben, weil diefe vermöge des Mit⸗ 
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werbens ihre Preife fo niebrig ftellen müfjen, daß jie bei einer 
weiteren Grniedrigung nicht beftehen koͤnnen, weshalb fie eher 
einen anderen Markt auffuchen oder ihrem Gewerbfleiße eine 
andere Nichtung geben (a), Vergleicht man nun die aus einem 
Schußzolle fließende Staatseinnahme mit der Mehrausgabe 
der inländifchen Käufer, fo erfennt man, daß in diefer Hinficht 
verfchiedene Fälle möglich find (II, $. 206). 1) Wird unge: 
achtet des ſchuͤtzenden Zolles die Waare gar nicht im Lande her- 
vorgebracht, fo muß ihr Preis gerade um den Betrag befjelben 
(oder mindeftens der Schleichhandelsprämie) erhöht werden und 
diefe ganze Erhöhung fließt, die heimlich eingeführten Quanti- 
täten ausgenommen, in die Staatöcafje, Da unter diefen Um» 
ftänden der Schutz unwirkfam ift, fann die Zuläffigkeit des Zol- 
[ed nur aus dem Gefichtspuncte der Befteuerung beurtheilt wer: 
den, 2) Findet eine Erzeugung im ande ftatt, die aber die 
Einfuhr noch nicht ganz entbehrlich macht, fo ift die Vertheurung 
diefelbe, wie im vorigen Falle, aber die Mehrausgabe vertheilt 
fich zwifchen der Staatscaffe und den inlandifchen Gewerbsun- 
ternehmern, und diefe gewinnen dabei, wenn ihre Koften nicht 
fo viel betragen, als die Anschaffung der fremden Waaren mit 
Einfluß des Zolles. Iſt der Zoll nicht zugleich ald Steuer 
zwedmäßig, fo ift die durch ihn verurfachte Mehrausgabe nur 
eine Prämie, welche alle Verzehrer einer Waare zu Gunften 
eines gewillen Zweiges der Hervorbringung zu tragen haben, 
und welche fich nur rechtfertigen läßt, wenn ein erheblicher ge- 
meinnüsiger Erfolg durch fie zu Wege gebracht wird (2). 3) 
Vermag die inländifche Hervorbringung den ganzen Bebarf 
einer Art von Waaren zu liefern, fo wird der Preis derfelben 
von den Koften der einheimifchen Unternehmer und von dem 
Mitwerben beftimmt und Fann leicht niedriger werden, ald der 
Aufwand im Falle der Einfuhr, Kann der inländifche Gewerbs- 
mann auch bei voller Freiheit das fremde Mitwerben aushalten, 
wie dieß bei allen den Gewerben ftatt findet, die zur Ausfuhr 
betrieben werden, fo hört die Einnahme aus dem Zolle ganz 
oder größtentheils auf und man Fann denfelben hinwegnehmen, 
Bedürfen aber die Erzeuger noch eines Schußes, fo wird den 
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Zehrern wie im vorigen Falle ein Opfer auferlegt, nur ein klei⸗ 

neres, und die Staatöcaffe bezieht Davon wenig, 

(a) Es giebt Ausnahmen von diefer Regel, 3. B. wenn der Zoll fo nie: 
drig ift, daß ihn die Erzeuger aus ihren Gewinnften beftreiten, um 
die Production nicht aufgeben zu müffen, ferner, wenn ein Land fei- 
ner Sage nad) feinen Hauptabfas in demjenigen Staate erwarten 


muß, der die Zölle auflegt und dadurch die Erzeuger in jenem Lande 
gewiffermaaßen beherricht ıc. . 


(5) Dft verfehlt eine ſolche Maafregel auch ihren Zwed und bringt Per- 
fonen Nusen, die man nicht begünftigen wollte. In England z. 3. 
zahlten Muscatnüffe aus britifchen Eolonien 214, andere 34, Sc, 
vom Pfunde. Nun gingen viele ſolche Nüffe aus Holland ein, wurden, 
da für die Wiederausfuhr kein Einfuhrzoll entrichtet zu werben 
brauchte, von englifchen Kaufleuten nad dem Gap und von da zus 
rüd nad England gefendet und hier nad) dem niedrigeren Sage ver— 
zollt, wobei auf das Pfd. 8 P, zu gewinnen waren. Monthly Rev. 
Sept. 1833. ©, 155. 


$. 449, 


Man hat oft die Anficht gehegt, daß ohne Unterfchied alle 
fremden Kunftwaaren mit Einfuhrzöllen belegt werden dürften, 
weil alle Zweige der Gewerke im Rande Begünftigung verdien- 
ten und weil in dem Falle, wo der Schuß bei einem Theile der- 
felben unwirkſam bliebe, der Zoll wenigftens ald Aufwandsfteuer 
zu vertheidigen fei. Dieß ift unrichtig, denn nur bei einem Theile 
ber Gewerke trifft das Beduͤrfniß des Schuges mit der Schutz⸗ 
wiürdigfeit zufammen; ein erfolglofer oder unpaffender Schuß- 
zoll aber ift nicht immer eine gute Steuer und der Verbrauch vieler 
Gewerkswaaren, 3. B. der Zeuche zu Kleidung, mancher Ge- 
räthe u. dgl. richtet fich Feinesweges genau nach dem Einkommen 
jedes Zehrers, er ift bei mancherlei Dingen eine Folge eines ges 
wiffen Standesbedürfniffes, und die Vertheurung ift dann für 
die Slafjen der Lohnarbeiter und Gewerfsunternehmer eine un= 
billige Beſchwerde. Gleichwohl ift e8 bei einem Gewerbe, mwel- 
ches in einem gewiflen Lande Feiner befonderen Begünftigung 
würdig ift, noch beffer, wenn der Zollſchutz fruchtlos bleibt, als 
wenn die Mehrausgabe der Zehrer der Staatscaffe entgeht und 
und zur Unterhaltung einer EFoftbaren und unwirthfchaftlichen 
Hervorbringung verwendet wird, 


= 
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Zölle ald Steuern werben, wie die inneren Auffchläge, auf 
folche ausländifche Waaren gelegt, die der Wermögende ausfchlie- 
end oder in größerem Maaße gebraucht ald der Unbegüterte, 
die alfo nicht zur Nothdurft, fondern zum Wohlleben, zum Ber- 
gnügen oder Prunfe dienen. Diefe Steuerzölle find weit ein- 
träglicher, ald die Schußzölle (a). Ihre Beibehaltung ift in 
den meiften Staaten notwendig 1) wegen der Unentbehrlidy- 
feit ihres Ertages für die Staatscaffe, 2) wegen der Rüdjicht 
auf die inneren Aufſchlaͤge. a) Wird eine-Waare bei ihren in— 
landifchen Erzeugern mit einer Accife belegt, fo gebietet die Ge⸗ 
rechtigfeit, daß auch von den eingeführten Vorräthen eine wenig- 
ftens gleich hohe Steuer erhoben werde. b) Aber auch andere, 
nur zu einem und demfelben Hauptzwede dienende Güter müf- 
fen bei der Einfuhr befteuert werden, um nicht den Verbrauch 
und alfo die Erzeugung der accisbaren inländifchen Erzeugnifie 
zu fehr zu Schwächen, wie 3. B. der Wein-, Bier-, Branntwein 
und Fleifchauffhlag einen Zoll auf fremde Speifen und Getränke 
erheifcht. e) Selbft der bloße höhere Grad von Entbehrlichkeit, 
ohne Beziehung auf einen gemeinfchaftlichen Gebrauchszweck, 
fpricht, in Vergleihung mit den Gegenftänden der Acciſe, für 
Zollbelegung eingehender Lurusgegenftände. 


(a) Im Zollverein trugen Zuder und Kaffee im 3. 1830—32, 42,9, Proc, 
1842. 45,?* Proc,, 1849 fogar 53 Proc., Wein und Zabatsblätter 
im lesteren Jahre 13,2? Proc,, trodene Sübfrüdhte, Gewürze und 
Heringe 5,? Proc., alfo die genannten 7 Gegenftände 71, Proc, 
In Srosbritanien bradıten 1849 Three, Tabak, Zuder, Wein, Kaffee 
und Südfrücte 16813 787%, oder %, der ganzen Zolleinnahme ein, 


$. 451. 


Was die einzelnen Gegenftände der Einfuhrzölle betrifft (a), 
fo fallt der Grund einer Befteuerung bei folhen Waaren hinweg, 
welche fo unentbehrlich oder doch fo nüglich find, daß ihr Ankauf 
nicht als Zeichen der Steuerfähigfeit angefehen werden kann, 
oder deren Vertheurung wenigftens nicht beabfichtigt werden 
follte. Dahin gehören 3. B. die nöthigfien Nahrungsmittel, 
Brennftoffe, Kleidungsftoffe für die arbeitenden Glafjen, Arze- 
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neien u. a. ber Gefundheit nügliche Dinge (5), Hülfsmittel für 
Wiſſenſchaft, Kunft und Gewerbe, ald Bücher, Kunftwerke, Mu- 
fifalien, Modelle, Stüde, die zu Sammlungen beftimmt find 
u. dgl. Bei manchen anderen Einfuhrgegenftänden treffen ver- 
fchiedene Nüdfichten zufammen, weßhalb man nicht dem Zwede 
der Befteuerung des Aufwandes allein folgen kann. Die Waaren 
laſſen ſich in diefer Hinficht fo eintheilen: 

1) Rohftoffe, bei denen zu beachten ift a) der Grad der 
Verarbeitung, den fie erhalten, oder der Beiftand, den fie uͤber— 
haupt zur Hervorbringung von Kunftwaaren leiften. Werden 
fie in ihrem natürlichen Zuftande oder mit geringer Veränderung 
verbraucht, wie z. B. viele Golonialwaaren, Suͤdfruͤchte, Auftern, 
Weine, Branntweine ꝛc. (c), fo ift die Anordnung eines be- 
trächtlihen Zolles ganz unbedenklich, während Verwandlungs⸗ 
und Hülfsftoffe fchonender behandelt werden müffen, befonders 
wenn man auf auswärtigen Abſatz zu rechnen hat. Doc; läßt 
laßt fich dem nachtheiligen Einfluß eines Zolles auf diefen Abſatz 
durch einen Ruͤckzoll abhelfen, $. 462, 9.; b) der Gebrauchs . 
zweck, je nachdem berfelbe mehr dem Lurus der Wohlhabenden, 
oder mehr dem flandesmäßigen, oder fogar einem allgemein 
verbreiteten Bedürfniffe angehört, Manche Dinge, bei denen 
der erfigenannte Fall eintrifft, find gewöhnlich dann, wenn fie 
in den Gewerfen benußt werden, aus dem erwähnten Grunde 
(a) fehr niedrig befleuert, und fogar niedriger, als fich billigen 
läßt (d). Vorzuͤglich ergiebig ift der Zoll von Golonialwaaren, 
da Zuder, Kaffee, und in Großbritannien der Thee zu Nah: 
rungsmitteln geworden find und felbft von Dürftigen gebraucht 
werden, weil man mit ihrem Beiftande leichter von Brot oder 
Kartoffeln Ieben Fann, Dennoch ift eine Befteuerung diefer 
Dinge unvermeidlich, weil man auch inländifche Nahrungsmittel 
nicht frei Taffen Fann und offenbar in jenen die Wohlhabenden 
mehr als die Unbegiüterten, die Städter mehr als die Landbe- 
wohner aufwenden (e). Dagegen wäre es fehlerhaft, die Steuer 
hoch zu feßen, ce) Das etwa vorhandene Schußbedürfniß für 
einen Zweig der inländifchen Stoffgewinnung, welches man 
jedoch nicht zu leichthin, ohne genaue Prüfung annehmen foltte, 
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um nicht die hervorbringenden Kräfte in eine unvortheilhafte 
Richtung zu leiten (f). 


(a) In den folgenden Beifpielen aus mehreren neuen Zolltarifen find bie 


(b) 


(e) 


(4) 


(e) 


auf Gewicht fich beziehenden Sätze in dem deutfchen Zollcentner und 
dem 24'4 fl, Fuß ausgedrüdt, Es find hiebei zu Grunde gelegt: 
Der britifche Tarif v. 9. Jul. 1842 mit den Abänderungen von 1845 
und v. 26. Zuni 1846 nad) Peels Vorſchlägen (Gr.) — Der ruf. 
3.:Zarif v. 134, Oct. 1850. (R.) — Der bisherige öfterreichifche 
2. (De) ſ. Wagner, Der öfterr. Zolle und ungar, Dreißigfttarif, 
Wien 1845. — Der Zollvereins-T. für 1846 u. ff. (3%.) 


nn en — die Air — des Opiums; R. 
103 fl. -- Gr. 66 fl. — 3. 3.5, fl — De. 120 fl. — Auch Reis 
tann hierher gesägt werben, De. 57 kr. — 18,*2 fl. — 38, 
‚fl. — Gr. 3,5 
Auftern. Oe. 2, fl. — 3V. T fl. — Gr. fl. — N. ” Heinen 
Fäſſern 5,72 fl, > bomerasıck De, 3,78 fl. — 3%. 3,# fl. — 
a nad Wahl 75 Proc, oder von 1000 Stück 9 fl. — R. 300 Stüd 
Sf. — Gitronen ebenfo, nur in De. 1,81 
— Südfrüchte. 3V. 7 fl. — de. Datteln, Weinbeeren, 
Rofinen 4,3% fl, Mandeln, Piftazien 6,9% fl., Seigen A, 
7,98 fl. — Gr. Feigen, Rofinen, Corinthen g fl 
Wein. ZB. 14 fl — De. meiftens 9,8 fl, — 'R. die meiſten ER. 
vom DOrhoft (221 Kiter). — Gr. 5'4 Si. vom Ballon (3 bad, Maa$). 
Branntwein. 38. 14 fl — De. 8,9% fl, — Gr, fremder Br. 
15 Sch., aus Oftindien und brit. cn 9 Sch. vom Gall, — R. 
.. und Franzbr. 34,98 fl, vom Anker (36,89% Lit.), anderer ver: 
oten. 
Zrüffeln. Gr. 66 fl. — De. 16,5 fl. — NR. 11 ‚* fl. zu Land. 
Gapviar. De. 5,# fl. — Gr, 2% ft, — NR, 11, 
Eiderdbunen. De. 109, fl, — Gr, bisher , 5 fl., jest frei. 
&o find manderlei Schmudgegenftände, wenn fie roh eingehen, auf: 
fallend ſchwach befteuert, Perlmutter, Schildkrot, Elfenbein, Grana— 
ten, Korallen, rc, im 3V. 5414 Er,, aber Waaren daraus als kurze 
W. 87, fl. — Perlenmutter, vob, De. 2ER 11, fl — Gr. 
5 Proc. — Schitdkrot Gr. 66 fl, — Granaten, ungefeliffen, R. frei. 
— De, 131,1 fl. — Korallen, roh, R. frei. — De. 21,8’ fl. — 
Kelle zu Pelzwert 38. 1,18 fl. — De. bis 27,1 — R. sie 801 fl. 
Gr. 5 Proc, mit vielen Sägen für einzelne Arten von Pelzen, ei 
der en — Rohfeide, 38. 5214 fr. — De, 44 fr. — Gr. 5,5 fl. 
Die lee Stoffe haben ſich troß der Ungunit, mit der man an—⸗ 
fänglidh ihre Einführung betrachtete, unaufhaltfam eingedrängt und 
ihr Verbrauch ift noch im Steigen, Dürftige helfen ſich unter an— 
bern durch geringere Sorten und Beifügung von Erfagmitteln, na⸗ 
mentlich des Kaffees. 
Rohzuder für Siedereien De, 8,12 f,.— 38. 8,7° fl, — Frankreich 
15,32 bis 20 fl. — R. 21,50 fl. — Gr. nad Gef. v. 4. Sept. 1848 
von 1851 an, fremder gelber oder brauner Rohz. 5,9 fl., britifcher 
von 1854 an "ebenfo. 
Kaffee 38, 11, fl. — De, 13,9. — R. 21 fl. — Gr, 22 
und 23 fl. 
There 38, 19,95 fl, — De, 98,7 fl, — Gr. 137 fl. 
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3immt 38. 11,9 fl. — Er, 33 und 66 fl. — R. 17,1 fl. Land, 
28,* Waſſer. —— Oe. 133,93 fl, 

Gewürznelten 38. 11,97. — De. 21,9 fl. — Gr. 33, — 
R, 28,9 und 42,7° fl, 

Kakao Gr, 5,° fl. aus brit. Befik., 11 fl. fremd. — De. 10,9! fl, 
— ZB. 11, N. 11, und 17,1. 

() SUR De, 16,38 fl, — BI, NR, 34,2 fl. — Gr, 
98 fl. 


$. 452. 


2) Halbfertige Waaren, fogenannte Halbfabricate, 
bei denen in Hinficht auf den Echuß der Gewerbe ganz ent= 
gegengefegte Zwecke zufammentreffen, indem für die weitere 
Verarbeitung jener Waaren eine geringe, für ihre Erzeugung 
aber eine hohe Auflage in Anſpruch genommen wird, II 
$. 213 (a). 

3) Bei den Kunftwaaren hat man die fremden Waaren 
nicht felten ohne klares Bewußtſein der Gründe bald ohne Negel, 
bald gleichmäßig, etwa nach einem gleichen Theile eines mittle— 
ven Preifes, oder nach Verhältniß der zu ihrer Hervorbringung 
erforderlichen Menge von Arbeit belegt, $. 449. Die Unterfcheis 
dung der beiden Iwede der Zölle führt zu folgenden Vorfchrif- 
ten: a) Die dem höheren Lurus, hauptfächlich dem Prunfe an- 
gehörenden Waaren follen höher befteuert werden, als folche, 
die ein Beduͤrfniß befriedigen, und diefe koͤnnen, wenn fie fehr 
fchwer zu entbehren find und einen Schuß entweder nicht 
brauchen oder nicht verdienen, ganz frei zugelaffen werden, 
Koftbare Zeuche, Modewaaren, große Spiegel, Spitzen, Tep- 
piche, feine Irden= und Glaswaaren, viele Arten von fogenann- 
ten kurzen Waaren, Mittel zum Wohlgerudy u, dgl, find vor- 
zuglich paffende Steuergegenftände, zumal in Ländern, wo Die 
höheren Volksclaſſen ſich gerne durch den Gebrauch auslandi- 
fcher Erzeugniffe hervorthun ; b) Der Zollſatz foll jedoch auch bei 
diefen Gütern nicht fo hoc fein, daß er, vornehmlich bei Eoft- 
baren Waaren, einen großen Neig zum Betruge giebt ($. 453), 
oder zur Betreibung eines nach den gegebenen Umſtaͤnden nicht 


vortheilhaften Gewerkszweiges zu flarf ermuntert (a). 


(a) Zollverein, Kleider 192,% fl. — Kurze Waaren 87,3 fl. — Pelz: 
waaren 38,5 fl, — Gigarren und Schnupftabaf 26,25 ft, 
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Defterreich. Stidereien, Schminke, gepolfterte Möbeln, feines 
Porzellan, goldne Dofen, Seidenbordüren ıc. 36 Er. vom fl. oder 
60 Proc, — Bergoldete Kronleuchter 3665 fl. — Leinene Schleier 
1967 fl. — Seidenwaaren 1093 fl. — Zeinenbatift 655,8 fl. — Edle, 
wohlriechende Dele 229,171. — Wollenzeuche 203,8 fl. — Pelzwaaren, 
lederne Handſchuhe, Seidenwaaren, 109,3 fl. — Riechftoffe 87, ft, 
— Taſchenuhr 1,22 fl, — 1 Kleidungsftüc, Armband, Zuchnadel 
44 tr, 

Rußland, Seidenfpisen 2290 fl. — Wollen: und Seidenfhamis, 
Kunftblumen 1832 fl. — Strauß: und a. Zierfebern 1135 fl. — 
Spigen 1374 fl. — Galanteriewaaren 458 fl, 

England. Zugeridhtete Straußfedern 1984 fl. — KRiechftoffe, 

Pelzwaaren, 20 Proc, — vgl, fonft 11, $. 215. 


: $. 453. 


Eine nachtheilige Folge hoher Zölle ift ver Schleihhandel 
(Smuggel), welcher der Staatscaffe einen Theil der Zollein- 
nahme entzieht, $. 413. Der Antrieb zu ihm liegt neben dem 
Gewinn, den er verfpricht, zugleich in dem Reitze einer gefähr- 
lichen Kebensweife, welche, dem Kriege oder der Jagd vergleich: 
bar, fowohl Lift ald Kraft erfordert und entwidelt und eine Ab» 
wechölung von Anftrengung und Ruhe darbietet. Die ftets fich 
erneuernden Kunftgriffe der Schleihhändler machen Eoftbare 
und befchwerliche Gegenanftalten nothwendig (a). Die Gefahr 
des Schleichhandels ift geringer an Meered- oder Stromgränzen, 
am größten in Gebirgs- und Waldgegenden, und die Koften der 
Bewachung find verhältnißmäßig defto Eleiner, je größer der 
mit Zöllen umgränzte Flaͤchenraum und je fürzer bei gleicher 
Größe des Gebietes die Lange der Gränze ift (2). Zwar dürfte 
man auch bei niedrigen Zollfägen nicht auf die Abweſenheit des 
Schleichhandels rechnen, woferne die Graͤnzbewachung nachlaͤſſig 
eingerichtet wäre, allein er ift doch minder häufig und leichter 
zu verhüten, daher auch die verzoflte Menge von Waaren größer, 
fo wie fchon darum bie Zölle mehr eintragen, weil man von den 
weniger vertheuerten ausländifchen Waaren mehr verbraucht. 
Deshalb hat hier, wie bei der Accife, oft nach einer Ermäßigung 
der Säge die Einnahme fich erhöht, oder wenigſtens nicht um 
fo viel abgenommen, ald man hätte fchließen follen ($. 417). 
Selbft bei gleichem Ertrage flr die Staatskaſſe wären die nie= 
drigeren Zollfäge vorzliglicher, weil fie den Zehrern weniger ent⸗ 
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ziehen und weil von den Ausgaben derfelben weniger in die 

Hande von Privaten gelangt. Gut regulirte Schagungen machen 

es möglich, in dem Fuße der Zölle jenes in jeder Hinficht fchäd- 

liche Uebermaaß zu vermeiden, 

(a) Die Prämie des Schleichhandels ift in Frankreich angegeben worden 
zu4 — 10 Proc. von Uhren, 10 — 15 Pr, von Kattunen in der 
Küftengegend (im Innern des Landes) 20 — 25 Pr.), 10 — 15 Pr. 
von Shawls, 12 — 15 Pr, von Züll, 16 — 25 Pr. von Baumwol: 
lengarn, 25 Pr, von Kryftallglas, Vgl. $. 417. — Villerme fils, 
Des douanes et de la contrebande. p. 1851. 

(d) Im baierifhen Rheinkreife wurden 1830 die Koften auf 247 801 fl., 
die Zolleinnahme nur auf 164 767 fl. angegeben. Als Baiern blos 
mit Würtemberg verbunden war, betrugen 1829 bis 1831 i. D. die 
Einnahmen 3:609 823, die Ausgaben 1603 505 fl. ober 44 Proc. 
des Rohertrages, Im 3. 1826, bei niedrigeren Zoͤllen, war die 
Nettoeinnahme größer (2'617 000 fl.) und die Koften machten nur 
14, deö ganzen Ertrages aus. ©. Verh. der baier, K. d. Abg. v. 1834 
III, Beil, B. ©. 114. — Im deutſchen Zollvereine find die Koften 
ber Erhebung und Bewachung an den Gränzen bei der allmähligen 
Vergrößerung und Rundung des Vereinsgebieted von 16,* Proc. 
(1834) auf 14,?* (1836) und fpäter auf ungefähr 10 Proc. herun⸗ 
tergegangen. Die Gränzen des Vereins haben 1104 Meilen Ränge, 
bei einem Fläcdhenraume von 8313Y%, Q.M, Preußen hatte im I. 
1810 noch 1073 Meilen Gränze bei 5073, Q. M. Flächeninhalt zu 
bewachen. Jede Meile Gränze hat alfo jest 7,Q. M,, 1819 nur 
4, Q. M. Gebiet bei fih, und da die Koften der Grängverwaltung 
2242 rl, für die Meile find, fo hat jest jede Q. M. 298 rl. aufzu⸗ 
bringen, während nad) diefem Maßftabe anfänglich 429 ri. auf fie 
kamen, 


B. Ausfuhrzölle 
$. 454, 


Ein auf die Ausfuhr eines inländifchen Erzeugniffes gelegter 
Zoll wird bisweilen auf die auswärtigen Käufer übergemälzt, 
wenn namlich die Waare im Lande ungeachtet der von dem 
Zolle bewirkten Preiserhöhung noch auf den fremden Märkten 
ben Vorzug behauptet, oder wenn fie vollends anderdwo gar 
nicht hervorgebracht werden kann. Ein ſolcher Ausfuhrzoll ift 
eine Belaftung des Auslandes ($. 415), die dem Voͤlkerrechte 
nicht widerftreitet, weil es fo wenig für den Staat als für die 
einzelnen Erzeuger ein vernunftmäßiges Verbot giebt, mit Ge— 
winn zu verkaufen, Indeß ift diefe Wirkung des Ausfuhrzolles, 
befonders bei einem hohen Fuße deffelben, unficher, denn bie 

Rau, polit, Dekon. 8te Ausg. LIT. 2. Abth. 15 
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Ausländer werden leicht durch ihn angereikt, fich die Waare auf 
anderem Wege zu verfchaffen oder ein Erſatzmittel aufzufuchen. 
Gelingt dieß, fo geht ein einträglicher Zweig der Ausfuhr ver- 
loren (a). Je leichter und ausgebreiteter der Handelöverfehr 
zwifchen den Voͤlkern, je Eunftreicher das Gewerbewefen wird, 
defto weniger ift ed rathfam, daß man in allzu fellem Vertrauen 
auf einen Vorfprung im Mitwerben die Ausfuhr mit Zöllen 
befchwere. 


(a) Der Ausfuhrzoll von ungefähr 3 Sch., den die Engländer 1633 auf 
das Pf. Zimmt in Geylon legten, wurde dem Abfage äußerſt nach— 
theilig. Mac Culloch, Tax. ©, 197, 


$. 455, 

Gelingt den Verkäufern die Ueberwälzung des Zolles nicht, 
fo muß er von ihnen getragen werben. Er verliert dann das 
Weſen einer Aufwandsfteuer und bildet eine Abgabe von gemwif- 
fen Gemwerbsunternehmungen, die man als eine Gebühr für die 
Ausfuhrerlaubniß, etwa an der Stelle des ehedem öfter ver- 
hängten Verbotes, anfehen fann, $. 445. Der inländifche Preis 
der Waare wird in diefem Falle zu Gunften der einheimifchen 
Käufer herabgedrüdt. Die ift auch bei den Ausfuhrzöllen ins— 
gemein beabfihtigt worden, denn man wollte bald die inländifche 
Verarbeitung eined einheimifchen Rohſtoffes und die Aus- 
‚fuhr der daraus verfertigten Gewerkswaaren befördern, bald 
wenigftens den Zehrern die Anfchaffung eines unentbehrlichen 
Gutes, wie Getreide und Holz, erleichtern; es ift ein Schußzoll, 
nur in entgegengefeßter Richtung, als bei der Einfuhr. Die 
Preiserniedrigung fehmälert den Gewinn der Erzeuger, es ent⸗ 
fteht daher ein Beftreben, den belafteten Productionszweig auf- 
zugeben und das Angebot fo lange zu verringern, bis die Preife 
wieder höher geworben find. Gefcieht dieß, fo wird die Be— 
flimmung des Zolles verfehlt und nur die Größe der Ausfuhr 
ohne Nugen verringert, Dauert aber wegen der Schwierigkeit, 
einen Zweig der Hervorbringung zu verlaffen, der niedrige Preis 
noch fort, fo fällt er hauptfächlich auf die Grundrente, weil ſolche 
Zölle vorzüglich bei Rohftoffen vorfommen und die Grundeigen=- 
thümer jener Wirkung am wenigften ausweichen fönnen; es 
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entfteht alfo eine unverhältnigmäßig ſchwere Belaftigung diefer 

Claſſe, die ſchon Schagungen und Aufwandsfteuern zu tragen 

hat (a). | 

(a) In Großbritanien wurde ber 1842 aufgelegte Ausfuhrzoll von Steins 
Eohlen (2 u. 4 Schill, von der Zonne in brit, und fremden Schiffen) 


ſchon 1845 wieder aufgehoben. Er hatte im erften Jahr ftatt der 
. gehofften 140 000 nur 48 000 £, eingebradit. 


$. 456. 


Die Begünftigung der, Gewerke erfordert dieſes einem an- 
deren Zweige ber Hervorbringung zugemuthete Opfer fo wenig, 
als die Zehrer im Allgemeinen einen Anfpruch auf die Fünftliche 
Erniedrigung des Preifes ihrer Beduͤrfnißmittel haben. Nur bei 
den. nöthigften Dingen, oder bei Stoffen, deren Erzeugung 
nicht beliebig erweitert werden Fann, wenn zugleich die inlän« 
difche Nachfrage einen belohnenden Preis bewirkt, ließe fich ein 
folcher Zoll noch etwa billigen, Dahin gehört vorzüglich der mit 
den Preifen fleigende Ausfuhrzoll von Getreide (II, $. 127), 
ferner der Ausfuhrzoll von Holz, wenigftens foferne er fchon be= 
fteht und feine plögliche Aufhebung den Gonfumenten fehr bes 
fchmwerlicy fein würde, Dieß fchließt jedoch eine allmählige Vers 
minderung und eine fpatere Abfchaffung nicht aus, welche rath— 
fam ift, damit die Waldbefiker nicht gegen andere Grunbeigen- 
thuͤmer zurücgefest und vielmehr zur Holzzucht ermuntert wer⸗ 
den. Der Zoll von verfchiedenen anderen, nicht nach Bedürfniß 
vermehrbaren Stoffen, 3. B. von Nebenproducten, wie Haute, 
Zhierhaare, Knochen, — oder von Erzeugniffen der Jagd ift 
zwar der inländifchen Gemwerböthätigkeit nicht nachtheilig, enthalt 
aber immer eine unnöthige Beeinträchtigung Einzelner, Der 
Hauptgrund zur Beibehaltung folder Zölle ift ihr Beſtehen in 
anderen Ländern, aus denen defhalb die Zufuhr zum Erfag der 
hinausgehenden Vorräthe erfchwert ift, Won mandperlei Dingen 
find jedoch diefe Zölle fchon ohne Nachtheil aufgehoben worden 
und man fann in ihrer Abfchaffung unbedenklich noch weiter 
gehen. Am ſchwerſten ift diefe bei dem Ausfuhrzoll von Lumpen 
(Hadern), weil die vorhandenen Papierfabriten im Schutze des 


Ausfuhrverbotes oder eines ſtarken Zolles entftanden find, Hier, 
15* 


228 


wie bei anderen Ueberreften der Berzehrung, 3. B. Glasfcherben, 
Holzafche ꝛc., ift auch der Zoll am wenigften ſchaͤdlich, da er nur 
den Auffäufern folcher Gegenftände einen höheren Geminn ent⸗ 
zieht. Vgl. I. $. 128. 302 (a). — Diefe Betrachtungen zei- 
gen, daß die Ausfuhrzölle, mit wenigen und unerheblichen Aus- 
nahmen, aufgehoben zu werden verdienen, wohin auch unver: 
fennbar das Streben vieler Regierungen in der neueften Zeit 
gerichtet ift (a). 

(a) ni Ausfuhrzoll trug in Frankreich 1831 1'180 000 Fr., 1849 A. 


6000 Fr., im deutfchen Zollverein 1849 368 349 rl., wozu bie 
rohe Wolle am meiften beitrug. 


C. Duchgangszölle, 
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Gin Zoll von Waaren, welche ohne Aufenthalt durdy das 
Staatsgebiet gehen, fällt lediglich auf die Ausländer, Er ift als 
eine für den Echuk der Waaren während ihres Transports enta 
richtete Gebühr anzufehen, die man menigftens fehr mäßig an— 
feßen muß, weil man fonft ftatt der beabfichtigten Begtinftigung 
der inländifchen Handeldunternehmungen leicht eine entgegen- 
gefegte Wirfung, namlich die Verfcheuhung des Waarenzuges 
auf andere Handelsftraßen, verurfachen Fann, II, $. 315. Wird 
der Durchgangs- (Tranſito⸗) Zoll von den aus Öffentlichen oder 
Privat-Niederlagen wieder ausgeführten Waaren erhoben, fo ift 
er eine Belaftung des Zwifchenhanbeld und follte wegen ber 
Schwierigfeit der Ueberwälzung den Betrag einer Gebühr für 
die Gefchäfte der Zollbeamten nicht Überfieigen. Man darf da— 
her den Durchgangszoll nicht aus einem bloß finanziellen Stand 
puncte betrachten, fondern muß vielmehr aus Gründen ber 
Bolkswirthfchaftspolitif feine Ermäßigung oder ganzlihe Auf- 
hebung für vortheilhaft halten (a). 

(a) Im Tarif des großen deutfchen Zollvereins ift in der Regel ber 
Duchgangszoll rl. = 521, Er. vom Zolleentner, bei Waaren 
aber, deren Ein: und Ausfuhrzoll zufammen weniger ausmacht (wie 
bei fehr vielen Rohbftoffen) beträgt er nur foviel als jene beide, auch 
ift er auf manchen kürzeren Straßenftreden noch viel niebriger be= 


ftimmt (4. B. auf 14 Er. vom Gentner) oder ganz aufgehoben wor= 
den. Dagegen ift er auf Straßen, welche die ruffifche oder ———— 
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Gränze überfchreiten, bei verfchiebenen Waaren höher, bis 7 fl. vom 
Gentner. Ertrag R. 1848 316 422 rl, 1849 472245 rl, — Der 
hannov. Vereinstarif beftimmt, daß alle die Waaren, die weber bei 
der Ein-, noch bei der Ausfuhr einen Boll geben, auch frei tranfi: 
tiren dürfen, Für die anderen find, wenn fie durch inländifche Nie— 
derlagen gehen, 31, Gar., wenn fie bloß durchgeführt werden 4 Gar. 
vom Gentner in der Regel angefest. Branntwein giebt 8 Gr., 1 
Pferd 1 rl,, von verfchiedenen Dingen wird die Abgabe nad) Pferde- 
oder Schiffslaften entrichtet. Eine Pferdelaft Töpferwaare giebt 
1 rt., Kalk, Gyps, Salz (wenn die Durchfuhr erlaubt wird), Kienruß 
6 Gar. ꝛc. — In Frankreich ift der Zranfitzoll nad) der Wahl des 
Eigenthümers 25 Gent. von 100 Kil, oder 15 Et, von 100 Frks. des 
Preifes der Waaren. Nur an einer Anzahl beftimmter Stationen 
der Land» und Seegränze Eönnen Zranfitogüter ein= und ausgehen, 
die Durchfuhr der Waaren, deren Einfuhr verboten ift, ift nur auf 
wenigen Puncten erlaubt. Ordonn. v. 29. April 1831 und neuere, 
—Oeſterreich: Der höchſte Sag des Durchgangszolls ift 27 Er, im 
20 fl. $. vom Sentner Brutto — 2914 Er, vom Bollcentner. Auf Stra: 
Ben von nicht mehr als 10 Meilen Länge ift der Zoll nur 3 fr. 


II. Einrihtung des Iollmwefens, 
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Zu ber Entwerfung der Tarife iſt eine ausgebreitete und 
gründliche Waarenfenntniß erforderlich, Man ordnet hierbei 
gewöhnlich die Waaren, hauptfächlicy die Gegenftände der Ein- 
fuhr, in gewiſſe Abtheilungen und jtellt diejenigen zufammen, 
bei denen aus Gründen der Befteuerung oder der Volfswirth- 
fchaftspolitif ein gleicher Zollſatz, namlich in Procenten des Preis 
fes angemeffen ift. Für jede Abtheilung wird fodann diefer Pro: 
centſatz feftgeftellt. Bei diefem Gefchäfte kommen vorzüglich 
nachſtehende Regeln in Beachtung. 

1) Den Bolltarif felbft in Procenten des Preiſes auszus 
brüden (ad valorem nad; der englifchen Bezeichnung), ift da= 
rum nicht rathfam, weil die Zolbeamten die Mittelpreife jedes 
zollbaren Gegenftandes nicht genau kennen und ohne diefe Kennt⸗ 
niß die eigene Angabe des Zollpflichtigen nicht berichtigt werden 
ann, wenn fie, wie ed oft gefchieht, zu niedrig iſt. Auch das 
den Zollbeamten eingeräumte Necht, die zu niedrig angegebenen 
(declarirten) Waaren mit einem gewiſſen Zufchlage, 3. B. von 
10 Procent, an jich zu bringen (Vorkauf, Praemtion), ift 
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fein hinreichendes Sicherheitsmittel (a). Daher haben die Zoͤlle, 
welche nach dem Gewichte, der Stuͤckzahl ꝛtc. angefest find, we- 
fentliche Vorzüge. Da jedoch hier wieder der Nachtheil eintritt, 
daß der Zoll von den befleren und Foflbareren Sorten einer 
Maarengattung, die wenigftens der Befteuerung wegen eine hö- 
here Abgabe tragen follten, verhältnißmäßig zu gering wird, fo 
ift e3 rathfam, daß man, fomweit leicht Fenntliche und fefte Unter- 
ſcheidungsmerkmale aufzufinden find, für die verfchiedenen Eor- 
ten auch verfchiedene Zollbeträge anordne (6). 

2) Es wird eine nicht große Anzahl von verfciedenen Zoll- 
fügen, in bequemen Zahlen angenommen (ec), 

3) Es ift dienlich, für alle nicht befonders benannten Gegen- 
fände einen allgemeinen Zollfat als Negel anzugeben, nur darf 
man fich hiedurdy nicht verleiten laffen, Waaren, die beffer zoll- 
frei zu laffen wären, einer Abgabe zu unterwerfen, auch ſollte 
diefer allgemeine Zollfäg die Größe einer geringen Gebühr nicht 
überfteigen (d). 

4) Würde man den Zoll von dem Rohgewichte (Brutto- 
oder Sporcogewichte), d. bh, dem Gewichte der Waare fammt 
der Packhuͤlle, erheben, fo läge hierin eine Ungleichheit bei ver- 
fchiedenen Verpadungsarten und die Zollpflichtigen könnten 
durch immer leichtere Verpadung dem Zolle zum Theile aus- 
weichen. Nur bei fehr niedrigen Zariffägen Fönnte man dieß 
überfehen, Bei höheren ift ed zweckmaͤßig, a) nad den im 
Handel gemachten Erfahrungen für jede Art von Waaren und 
von VBerpadung derfelben feitzufegen, wie viel für die Tara 
von dem Bruttogewichte abgezogen werden foll, um das zollbare 
Nettogewicht zu finden; — gefeglihes Netto (e);b) in 
einzelnen Fällen ſowohl den Zofllpflichtigen als den Zollbeamten 
zu geftatten, daß fie das wirkliche Nettogemwicht (netto 
effectif) durd; Herausnehmen aus der Packhuͤlle und abgefon- 
dertes Abwägen ausmitteln laffen (f). 


(a) 3. 8. ruff. Zolltarif v. 1850: Die mit 10 Proc, Zulage erfauften 
Waaren werden verfteigert, der Ueberfhuß wird am Ende bes Jah: 
red Kalt das Perfonal des Zollamtes vertheilt, wobei der Anzeiger 
1/, erhält. 

(b) Der Vereinstarif hat faft nur Säge nad) dem Gewichte, außer bei 
Getreide, Holz, Spiegelglad und Vieh, — In den meiften Tarifen 
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wechfeln Saͤtze nad) dem Gewichte, dem Raummaaß für trodne und. 
flüffige Waaren, der Stüdzahl und ben Procenten des Preifes mit 
einander ab. 

(ce) Der Zollvereinstarif hat 34 verfchiedene Geldfäge, worunter 9 unter 
1 r(,,25 von I1—110 rl, Es find nur 43 Hauptnummern von Waas 
rengattungen, deren jedoch einige in viele Unterabtheilungen zerfals 
len. Diefe Einfachheit gewährt in der Verwaltung großen Vortheil, 
dagegen geben die Reductionen diefes Zarifs auf fl, und Er, läftige 
Zahlen, 4. B. 4 Sgr. = 171% Er, — Die Zahlen des bad. Tarifs 
von 1827 fliegen, wenn man auch die Gulden in Er. ausdrüdt, 
fehr regelmäßig: 20—25 —30—40— 50—60 —80— 100—125— 150 
ee fr., wozu dann 1833 noch 600 Er, oder 10 fl. 
amen, -» 

(d) Vereinstarif: Regel für die Ein und Durdfuhr Y, ıl. = 52% Er. 
vom Zollcentner. 

(e) Achnlidye Beftimmungen find unter den Kaufleuten üblich, um das 
wirkliche Abwägen der bloßen Waare („Stürzen”) zu erfparen. 

Der Taraſatz ift entweder eine Zahl von Procenten, oder eine Zahl 
von Pfunden bei Berpadungsarten von üblicher Befchaffenheit und 
gleicher Quantität, z. B. eine Indigokifte 14—22 Pf., eine Theekifte 
18—26 Pf. (Havre). — Im Tarif des Zollvereins ift bei den höher 
zu verzollenden Waaren die Zara in Procenten angegeben, mit Un: 
terſcheidung verſchiedener Hüllen, 3. B. Zabaksblätter in Käffern 
12, in Körben 9, in Ballen 4 Proc., fo daß man für jeden Brutto: 
centner nur resp. 88—91— 96 Pf. zu verzollen hatz wer cin größe: 
red Frachtſtück verfendet, hat einen Eleinen Gewinn, weil das Ge: 
wicht der Pacdhülle fich wie die Oberfläche verhält und daher nicht 
ganz im VBerhältniß des Körperinhaltes anwächſt. Früher waren 
die Taraſätze bei Zabaköblättern in jenen drei VBerpadungsarten 
16, 13 u. 7 Proc. Wein in Fäffern und Flafchen, Bier, Brannt: 
wein ıc. werben nad) dem Rohgewichte verzollt, worauf ohne Zwei: 
fel fhon bei der Anfesung des Zolles Rüdficht genommen worden 
ift. — In Oeſterreich unterfcheidet man dußeres und inneres 
Rohgewicht dieſes befteht in der Testen innerften Umhüllung, 4.8. 
dem Kaffe, der Flafche, dem Umſchlage von Papier, dem Sade u. 
dgl, daher kommen bdreierlei Beftimmungsarten vor, nad dem 
Netto:, dem inneren und äußeren Sporcogewidht. — Im ruſſ. Ta: 
rif haben viele trodene Rohftoffe in Glas» oder Steingefäßen 20, 
in hölzernen 10, in Säden 2—5 Proc. Zara, Säuren, Sarbdellen, 

rüchte in gläfernen od. fleinernen Gefäßen fogar 40 Proc. 

(f) Befondere Beftimmungen müffen verorbnen, was bei diefem Abwä- 
gen ald Zara abgehe, was z. B. bei dem Papier und Bindfaden der 
Zuderhüte, den ——u—— und Rollen der Zeuche und Bän— 
der Bine geftattet if, Shönbrodt, Sammlung von Verorbnuns 
gen, IV, 67. 
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Das Zollmefen ift in den europäifchen Staaten von formeller 
Seite fehr ausgebildet worden, Die Menge von Vorfchriften 
und Reranftaltungen, die auf die fichere Erhebung der Zölle 
abzwecken, ftelt in ihrer Gefammtheit ein Funftreiches verwickel⸗ 
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tes Syſtem dar, welches noch täglich vervollftändiget wird, Man 
darf bei diefen Einrichtungen nicht bloß den Vortheil der Staats- 
caffe im Auge haben, vielmehr muß man bedenfen, daß befchwer- 
liche Gebote und Werbote mit Strafandrohungen bie in ber 
Größe der Abgaben enthaltene Laft vergrößern, weßhalb man 
bei jeder neuen Mafregel den Nachtheil für die Zollpflichtigen 
gegen den Nuten für die Zollcaffe abwägen follte, Solche Sicher- 
heitömittel, die den Bürgern Feine neue Befchränfung auferlegen, 
find deßhalb vorzüglich empfehlenswerth, Die wichtigften An- 
ordnungen find nachftehende (a). 

1) Es muß dafiır geforgt werden, daß alle zollbaren Waaren- 
fendungen, welche die Landesgraͤnze überfchreiten, eine Zoll⸗ 
erhebungsftelle (3ollamt, Station, Zollftätte) berühren, 
Hiezu dient die Errichtung folcher Zolftätten an allen für den 
bequemen Berfehr mit dem Auslande dienenden Straßen Goll⸗ 
firaßen), und das Verbot, zollpflichtige Waaren auf anderen 
Straßen (Nebenmwegen) ein- und auszuführen. Welche Wege 
für Zollftraßen zu erklären feien, dieß ift in jeder Gegend aus 
den Bedürfniffen des Handels zu beurtheilen. Um den Koften- 
aufwand zu verringern, pflegt man an den minder lebhaften 
Straßen fchwächer befeßte Zollämter zu errichten, von denen da= 
gegen auch manche wichtigere Gefchäfte nicht vorgenommen wer- 
den dürfen (5). 

2) Außer dem mit der Erhebung und Verrechnung der 
Zölle befchäftigten Perfonal ift auch eine Bewachung der Gränze 
durch militärisch organifirte Mannfchaft nothwendig; beide Glaf- 
fen von Zollbedienten müffen mit vorzüglicher Beachtung der 
perfönlichen Eigenfchaften angeftellt, zugleich aber, um die Ver— 
fuhung zur Beftechlichkeit zu fchwächen, gut befoldet und ftreng 
beauflichtigt werben. 


(a) ©. z. B. öfterr. Zoll: und Monopols⸗O. v. 8. Zul, 1835, bei Krapf, 
Handb. der Zoll= u. Monop, O. Wien 1840, 111. B. 

(5) Vereins-Zoll-O.: 1) Hauptzollämter, welche in der Regel allein die 
durchgehenden Waaren und diejenigen eingehenden, die an innere 
Zoll: Xemter gewiefen werben, behandeln dürfen. 2) Neben = 3oll- 
Aemter Ir Glaffe, welche nur Waaren von höchftens 5 rl. Zollſatz 
vom Gentner, oder doch von einem nicht über 50 rl, gehenden Zoll⸗ 
betrage zu behandeln haben. 3) Neben » 3ollämter Zr EL., die feinen 
Zollbetrag über 10 rl. von einer Ladung beforgen dürfen. $. 27—39. 
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Das Bereinsgebiet hat ungefähr aufje 41, Meilen Gränge 1 Haupt: 
oder Nebenzollamt ir Claſſe. — Die bad, Gränze gegen die Schweiz 
und Frankreich hat 10 Haupt-, 17 Neben :3.: X. erfter und 34 dgl, 
zweiter Claſſe, nebft 8 Anmeldepoften, weldye gleichfalls die Befug: 
niffe der Neben :3.:%. 2r Claſſe haben, Rechnet man ohne die klei— 
neren Krümmungen diefe Gränze zu 601, Meilen, fo kommt unge: 
fähr auf jede Meile 1 Zollamt, ohne die Anmeldepoften. An einem 
Haupt:3.:%. ift 1 Oberinfpector, 1 Hauptverwalter ald Rechnungs: 
und Gafjenführer, 1 Hauptcontroleur angeftellt, nebft mehreren 
Affiftenten. 
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3) Der Schleihhandel wuͤrde fehr erleichtert fein, wenn man 
nach der Ueberfchreitung der Gränze fogleich von allen weiteren 
Nachforfchungen frei wäre. Um aber diefe nicht auf den ganzen 
inneren Verkehr ausdehnen zu müffen, hat man den Mittelweg 
gewählt, einen fchmalen Streifen längs der Gränze hin (Gränz 
bezir?) den Auffihtsmaßregeln zu unterwerfen (a). In diefem 
Bezirke, deffen Begränzung gegen das Binnenland auf allen 
Straßen auf eine deutliche Weife bezeichnet werden muß, wird 
das Verführen zollpflichtiger Waaren an gewiſſe Förmlichfeiten 
geknüpft (5), auch müffen die hier anfäfligen Fabricanten und 
Kaufleute unter einige Aufficht geftellt werben, weil man oft 
wahrgenommen hat, daß folche Gemwerböunternehmungen den 
Schleichhandel vorzüglich begünftigen (ec). 

4) Das bei der Ankunft einer Waarenfendung an einer 
Zollftätte eintretende Verfahren begreift im Allgemeinen in fi: 

a) die Uebergabe eines fchriftlihen ausführlichen Verzeich— 
nifjes der Waaren durch den Führer derfelben, Waaren- 
anzeige, Declaration, Für Reiſende find erleichternde 
Vorfchriften nöthig (4); 

by) die Befichtigung der Waaren durch die Zollbeamten, fo 

weit fie unumgänglich iſt, um fich von der Nichtigkeit der 

Angabe zu überzeugen, oder foweit nicht andere Einrich— 

tungen jenes Mittel entbehrlich machen; Revifion. Hie— 

bei, wie bei der ganzen Zollbehandlung, müffen die Be- 

amten verpflichtet werden, gegen die Cigenthümer und 

Führer der Waaren ſchonend und gefällig zu Werke zu 
gehen (e). 

c) die Berechnung des fchuldigen Zollbetrages nach dem Tarif; 
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d) die Bezahlung, Befcheinigung und Verrechnung des Zoll- 
betrages. Die Erhebung von Nebengebühren für verfchie- 
dene Gefchäfte der Zollbeamten ift nicht zu billigen, weil 
dadurch die Ausgabe über die bei der Entwerfung des Ta- 
rifs befchloffene Größe vermehrt wird und befonders bie 
Eigenthuͤmer der niedrig belegten Waaren verhältnißmäßig 
zu ftarf belaftet werden, Eine Ausnahme machen Gebuͤh— 
ren für ſolche Verrichtungen, die zur Erleichterung des 
Zollpflichtigen übernommen werden (f). 


(a) Die Breite diefes Grängbezirkes ift verfchieben beftimmt. In Baden 
in. der Regel nur Y, Meile, in Frankreich 4 Wegftunden (lieues), 
an der Küfte nur 2, babei reicht aber die Aufficht noh 2 Myria- 
meter (2,? d. Meilen) ind Meer; im d. Zoll» Verein find ebenfalls 
zwei Meilen ald Regel angenommen "worden, in Defterreidy mei: 
ftens 1° Meile, nie über 2, An ber inneren Gränze dieſes Bezirkes 
(Binnenlinie) werden öfters Gontrolpoften errichtet, um die 
an den Gränzämtern behandelten Waaren nochmals einer oberfläch— 
lichen Defichtigung zu unterwerfen. 

(5) 8.3. D.: 1) Die im Grängbezirke transportirten Waaren müffen 
mit den Papieren über die Abfertigung an der Gränge oder mit der 
von einem inneren Amte erhaltenen Phriftlichen Beurkundung be— 
gleitet fein, $. 143, — 2) Waaren, welche nicht auf diefe Weife bei 
einer Zollftelle behandelt wurden, dürfen nicht ohne einen Legiti- 
mationsfchein, den eine Zollftelle, der Ortsvorftand ober ein 
Kaufmaun oder Fabricant felbft ausftellt, verfendet werden, $. 144, 
Dod wird diefe Bedingung nur bei denjenigen zollbaren Waaren 
gefordert, die für den Schleichhandel einen höheren Reiz haben, und 
diefe Befchräntung der Ueberwachung auf gewiffe Waarengattungen 
(controlpflichtige Waaren, öfterr. 3. DO. F. 337) ift auch darum 
zwedmäßig, weil fonft die Maaßregel unmöglid pünctlidh genug 
ausgeführt werden könnte, — 3) Der Zransport darf, außer durch 
Be Poft, nur in den Zagesftunden gefchehen, $. 58. Deft. 3. ©. 
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(ce) 8. 3. O.: Soldye Gewerbtreibende können angehalten werben, über 
die vom Auslande bezogenen Waaren genaue Berzeichniffe zu führen 
und diefelben auf Verlangen vorzulegen, $. 148, 149, Der Hauſir— 
handel mit hochverzollten Waaren wird gänzlich unterfagt. 

(d) Wenn Jemand, der nicht zur gewerbtreibenden Claſſe gehört, die 
mitgeführten Waaren nicht vollftändig declariren zu können ver- 
fiert, fo übernimmt dieß das Zollamt nach vorgenommener Revi- 
fion, V. 3.9, $. 75. 3). 

(e) Hieher gehören die Beftimmungen Über die Eörperliche Befichtigung. 

Das gänzliche Verbot derfelben gäbe Gelegenheit zu großem Miß— 

am aber auch die willkürliche Anwendung ift nicht zu dulden. 
Vach der 8. 3. O. 8. 171 darf fie blos vor der Gerichtsbehörbe ge- 
ſchehen, und derjenige kann Elagen, der ohne augenfälligen Verdacht 
vor biefelbe gebracht wird, 

(FD) Nah der 8.3. O. kommen keine Gebühren vor, ald für Begleit: 
feine und Waarenverfhluß, Tarif, Abth. V. 
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g. 461, 


5) Die Zollentrihtung, welche eigentlich fogleich bei der 
Einfuhr gefchehen müßte, kann in gewiffen Fällen zur Erleichte- 
rung des Verkehrs hinausgefchoben oder ganz befeitiget werben, 

a) Man geflattet, daß der Einfuhrzoll nach erfolgter Anzeige, 
Unterfuhung und Berehnung an der Gränze erft bei ei- 
nem Bollamte in der Nähe des Wohnortes der Waarenem- 
pfänger bezahlt werde, wobei dafür geforgt werden muß, 
daß diefe Erlaubniß nicht zum Zolbetruge gemißbraucht 
werde (a). 

b) Die genaue Befihtigung und die Verzollung kann in öffent 
lihen Niederlagen (Ragerhäufern, Padhöfen, 
Hallen) gefchehen, in welche die Einfuhrgegenftände von 
der Gränze aus gebracht werden. Ohne diefe Einrichtung 
müßte der Waarenempfänger entweder an der Gränze ei- 
nen Bevollmächtigten aufftellen, oder die Waaren bei der 
Eröffnung der Fradtftüde bloß dem Fuhrmann oder Chif- 
fer anvertrauen. Was durch folche innere Niederlagen den 
Gränzorten wegen der geringeren Lebhaftigkeit des Spe- 
bitionsgefchäftes entgeht, dad gewinnen reichlich die Einwoh- 
ner der inneren Landeögegenden, nur daß man ber Koſten 
willen bloß an den lebhafteren Handelsplägen folche Nies 
derlagen errichten Fann (2). 

c) Die Niederlagen, fowohl an Gränzorten als im Innern, 
gewähren den Kaufleuten auch den Vortheil, die Waaren 
fo lange unverzollt aufbewahren zu Fönnen, bis fie verfauft 
werden und in den Verbrauch lıbergehen. 

d) Die Niederlagen dienen auch zur Beförderung des Zwi— 
fchenhandels, indem in ihnen die mit höheren Zollfagen 
belegten Waaren (c) unverzoflt gelagert, fortirt, umge— 
padt und wieder ins Ausland, gegen bloße Bezahlung des 
Durchgangszolles, verfendet werben fünnen, II, $. 312. 
313, Sie ftellen ein im Innern des Landes befindliches 
ausländifches Gebiet vor. Zur Sicherung der Zolleinfünfte 
dient «) daß man die Frachtſtuͤcke unterwegs mit einer Um⸗ 
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(e) 


(a) 


(b) 


(e) 


(N 


gebung verficht, die es unmöglich macht, fie unentdeckt zu 
Öffnen; Waarenverfchluß, nämlih Verſchnuͤren und 
Verbleien, Plombiren; 8) daß der Waarenführer die 
Haftung für den Eingangszoll oder die Ablieferung in die 
Niederlage übernimmt und nöthigenfalls hierliber Sicher: 
heit leiftet, Er erhält eine diefe Haft ausdruͤckende Urkunde, 
Begleitfchein (d). 
Statt der öffentlichen Niederlagen Fönnen, unter gehoͤri⸗ 
gen Borfihtsmaaßregeln, auch Privatlager bei ficheren 
Gewerbtreibenden bewilligt werden, II, $. 313 (e), Aehn⸗ 
licher Art find die hauptfächlich zur Beguͤnſtigung der 
Meßplaͤtze geftatteten Gontirungenz es erhalten nämlich 
fihere Großhändler die Bewilligung, fremde, einem höhe: 
ren Zollfage unterliegende Waaren nach genauer Nevifion 
einftweilen unverzollt zu fich zu nehmen, Ueber die Quan- 
titäten wird Nechnung geführt und von den Worräthen, die 
nicht in das Ausland oder eine Niederlage geführt werden, 
wird fpäterhin der Zoll nachgezahlt (f). 
V. 3. 0. 8. 97 — 100. Die Waaren gehen unter Begleitfchein (f. 
oben d), der Führer muß Sicherheit leiften, wenn er nicht als zus 
verläfjig befannt ift. 
V. 3.9. 8. 109: nur an Orten, wo fi) innere Hauptzollämter be- 
finden und wo es fpeciell erlaubt wird, alfo nicht nothwendig bei 
jedem foldyen Amte. — Oeſterr. 3. O. 8. 222 ff., vergl. $. 122 ff. — 
Ueber das Hallfyftem in Vergleich mit dem Gränzfuften ſ. Hoff: 
manns Bericht, Verb. der 2, bad. K. v. 1835, Beil. V. 
V. 3. O. 8. 94, 95: Waaren, deren Zoll über 50 Er. vom Gentner, 
und von der vorkommenden Ladung wenigftens 5 fl. beträgt; — 
$, 111: Nur Kaufleute, Spediteure und Gewerbtreibende haben bas 
Niederlagsredt. 
Diefe Haftung hört dadurch auf, daß dem Beſitzer des Begleitfcheines 
durch das beftimmte innere Zollamt die Erfüllung feiner Obtiegen: 
beit befcheinigt wird, Der Begleitfchein wird auf gewiffe Zeit, wie 
e8 die Entfernung ber beiden Puncte erfordert, ausgeftellt. V. 3. O. 
F. 49— 57. — Die Begleitfcheine heißen in Defterreich Guͤteranwei⸗ 
fungen, 3 ©. $. 122. 
0. 3.0.8. 125 ff. Nicht bei Waaren, bei denen „es auf Erhaltung 
der Identität anfommt ” 
Mepordnungen für Frankfurt a. d. O. 31. Mai 1832, und seipzig, 
3. Dec. 1833, Shönbrodt, Samml. IV, 1. Heft. Auch für Krank: 
furt a. M. befteht eine ähnliche Mefordnung. Der durdy bie Gonti- 
rung bezweckte Credit für die Zollgefälle wird in der Regel nur auf 


die Meßzeit bewilligt, einzelnen Großhändlern des Orts jedod fort: 
während. Die Erlaubniß wird für jeden Kaufmann befonders er- 
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theilt. Die Zollbehoͤrde kann für die erebitirten Zollgefälle Sicherheit 
fordern. — Zolleredit für die Zucerfiedereien in Defterreich, auf 
1 Jahr 3. O. $. 218. Krapf, 1, 371, 


$. 462, 

6) Sowohl die Billigfeit, als die Ruͤckſicht auf die Betrieb- 
famfeit und die Bequemlichkeit der Staatsbürger, befonders zur 
Erleichterung des Gränzverkehrs, gebieten verfchiedene fehonende 
Beftimmungen für ſolche Falle, wo der Zweck der Zollerhebung 
wegfältt. Gegenftände folder Ausnahmen find u. a. Fleine 
Quantitäten zollbarer Waaren (a), ferner ſolche Dinge, welche 
feine wahre Einfuhr bilden, fondern bloß der Verarbeitung wile 
len hin⸗ und hergefendet werben (2), fodann bie fchon verzollten 
Waaren, welche auf dem Wege von einem inländifchen Orte 
zum anderen dad Ausland berühren (ec), auch Waaren, welche 
inländifche Kaufleute von ausländifchen Meſſen und Märkten 
unverfauft zurüdbringen, oder welche fremde Befucher inländie 
fcher Märkte unverkauft wieder ausführen, in welchem Falle der 
entrichtete Einfuhrzoll zuruͤckgegeben wird (d). 

7) Zur größeren Erfchwerung des Schleichhandels ift eine 
Fortfegung gewiffer Auffichtsmaaßregeln im Innern des Landes 
nöthig gefunden worden, Diefe Binnencontrole follte we— 
nigftens auf diejenigen Waaren, Fälle, Zeiten und Gegenden 
eingefchränkt werden, bei denen fie für den angegebenen Zweck 
durchaus unerlaßlich erfcheint, weil fie immer die leichte Waaren- 
bewegung im Lande hindert. Das Hauptmittel dieſer inneren 
Beauffihtigung ift die Vorfchrift, daß gewiße hochbelegte Waa— 
ren in größeren Quantitäten nicht verfendet werden duͤrfen, ohne 
daß der Verfender ihnen einen Frachtbrief mitgiebt, den er vor⸗ 
her dem Steueramte zur Einfiht und Stempelung vorgelegt 
hat, den dann auch der Waarenempfänger bei dem nächften 
Steueramte ftempeln laffen muß (e). Diefe Maafregel wird 
hauptfächlich wegen des zur Entdeckung vorfchriftswidriger Sen⸗ 
dungen zuläffigen Anhaltend und Unterfuchens der Ladungen 
laͤſtig (f). | 

8) Bei dem Eintritt von Durchgangsguͤtern muß dafür ge⸗ 
forgt werden, daß nicht unter dem Vorwande der Durchfuhr die 


Einfuhrzöfle umgangen werden, In Ermangelung anderer Bürg- 
fchaften bleibt nichts übrig, als das allerdings für die Waaren- 
führer druͤceende Mittel, ven Einfuhrzoll an der Gränze erlegen 
zu laffen, der dann beim Wiederaustritte nach Abzug des Durch» 
gangszolles wieder vergütet wird, Die durchgeführten Güter 
werden verfchnürt und mit dem Begleitfcheine verfehen (9). 

9) Es giebt Zölle, welche den inländifchen Gewerböleuten 
das Mitwerben auf fremden Märkten erfchweren und daher, ih— 
ver Beltimmung zuwider, den auswärtigen Abfag gefährden, 
Dieß gilt vornehmlich von den Zöllen auf eingeführte Ver⸗ 
wandlungsſtoffe. Wo die Zollbelegung derfelben zu rechfferti- 
gen ift, 3. B. aus dem Zwecke der Befteuerung, wie bei Roh— 
zuder und Tabaksblaͤttern, da muß die entrichtete Abgabe bei 
der Ausfuhr des Gemwerkserzeugniffes wieder verglitet werden, 
Rüdzoll, drawback. Hiebei ift befondere Sorgfalt nöthig, 
um die Nüdvergütung für jeden Gentner der Kunftwaare nach 
Maafgabe der verbrauchten Quantität von Rohftoffen richtig zu 
beftimmen und die Erfchleihung unverdienter Ruͤckzoͤlle zum 
Schaden der Zollcaffe zu verhüten (A). 

10) Das ganze Zollwefen muß fo geregelt werden, daß ber 
rechtliche Bürger Überall gegen willkuͤrliche Härte geſchuͤtzt fei. 
Strafgefege find unvermeidlich, doch follte immer zwifchen beab- 
fihtigten Gefekwidrigfeiten und erweislicher Unachtfamkeit un- 
terfchieden, aud; auf den Nachweis unverfchuldeter Zufaͤlle Ruͤck⸗ 
fiht genommen werden. 


1) 

(a) 3. B. Vorräthe, von denen der Zoll nicht über 1 Er. ( Sar.) be- 
trägt, oder bis zu 3,2 Lothen; Garben von eigenthümlichen oder-ge- 
pachteten Aeckern im Auslande u. dgl., Wäfche u, Kleider der Rei- 
fenden ꝛc. Zarif des 3. 8. 

(6) Rohftoffe, die auf Mühlen zum Mahlen, Schneiden, Stampfen :c, 
und zurückgehen, oder die zum Bleichen, Spinnen, Färben, Weben, 
tt ꝛc. gefendeten Waaren, Weidevich; f. ebend, — Oeſt. 3. ©. 

., 222. 

(ec) 3.3. O. $. 134, 156 ff, In diefem Falle muß beim Austritt die An- 
zeige bei der Zollftelle gemacht und von dieſer die nöthige Vorficht 
angewendet werden. 

(4) Ebend. $. 136, 138, 

(e) Nach der V. 3. O. $. 151 ff. find der Binnencontrole unterworfen: 
baumwollene Stuhlwaaren, Zuder, bei Quantitäten über Y%, Gent- 
ner, Kaffee, Zabaksfabricate, Wein und Branntwein, über I Gent- 
ner, Fabricanten und Weinbergsbefiger können die Frachtbriefe über 
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bie Gegenftände ihres Gewerbes auch bloß bei der Ortsbehörbe 
beglaubigen laffen. — In Oeſterreich beftehen ähnliche Vorſchriften 
für alle Waaren; ferner find die Zuderraffinerien und Baummol: 
lenfpinnereien befonders überwacht und die Steuerbeamten befugt, 
die Läden und Vorrathsräume der Gewerks- und Handelsleute zu 
durchſuchen. 

(f) Ebend. 8. 177. Waarenführer, welche nach dem äußeren Anſcheine 
controlpflichtige Waaren führen, können aufgefordert werden, Aus— 
kunft zu geben und die Transportzettel ic. vorzuzeigen, auch bie 
Ladung zur näheren Befichtigung an eine Zoll- oder Polizeiftelle 
führen zu laffen. 

(9) 8. 3.9.$.84 ff. Der Vorſchuß des Einfuhrzolles fallt weg, wenn 
ein Unterpfand oder ein Bürge geftellt wird, oder der Führer als 
uderläffie bekannt ift. 

(h) Vergl. 11, $. 311. — Im Gebiete des deutfchen 3. V. kommen Rüd: 
zölle bei der Ausfuhr des Tabaks für die dazu verbrauchten ausläns 
difhen Blätter vor, aber bloß bei dem Ausgange in die Schweiz, 
mit ber Annahme, daß der Rohftoff beim Rauchtabak 5, beim 
Schnupftabak 25 Proc. weniger wiege, als die fertige Waare, — 
ferner von dem Zolle auf Rohzuder bei der Ausfuhr von raffinir- 
tem. — Frankreich: Erfaß des Zolles auf nidyt weißen Rohzuder 
(autre que blanc), nad) dem Gef. v. 1836. Bei der Ausfuhr von 
75 Kil, gutem Melis oder quatre cassons, oder Candis, oder von 
78 Kilogr. Lumps wird der Einfuhrzoll von 100 Kilogr. Rohzucker 
vergütet. Betrag der Rüdzölle X. 1849 84, Mill. Fr. — In Groß: 
britanien ift ebenfalls der ftärffte drawback von Zuder, welcher 
1822— 1831 i. D. 923 820 2. ausmachte. 1849 beliefen fih fämmt: 
lichs Rüdzölle nur noch auf 84 860 L. — Rüdzölle von Waaren, 
welche unverändert wieder hinausgefendet werden, find entbehrlich, 
wenn man das Syſtem der unverfteuerten Niederlagen annimmt, 


Drittes Buch. 


Derhältnig der Einkünfte zu den Aus- 
gaben Des Staats. 


I. Abſchnitt. 
Gleichgewicht der Einfünfte und Ausgaben. 


$. 463, 


Die Ordnung und ber gute Fortgang bed Finanzwefens, 
wie einer jeden Wirthfchaft, erfordert nothiwendig, daß die Ein- 
nahmen nicht hinter dem Betrage der Ausgaben zuruͤckbleiben. 
Sind hiezu die Einkünfte, d. h. diejenigen Wermögenszuflüffe, 
auf die man fortdauernd bauen fann, ohne eine Berfhlimmerung 
des ganzen Vermögendzuftandes befürchten zu müffen (I, 70. 
70 a,), nicht ausreichend, fo muß man zur Ergänzung der Ein- 
nahmen andere Mittel aufzufuchen. Dahin gehört 

1) die Benugung außerordentlicher, vorübergehender Ein- 
nahmen, auf die man aber nicht regelmäßig rechnen Fann ; 

2) die allmälige Aufzehrung des Stammvermögens, indem 
man Theile defjelben in Geld umfegt und daffelbe aufwendet, 
Dieß Verfahren darf nicht fortgefeßt werben, weil ed die Quel- 
len des Staatseinkommens allmälig zerftört (a). Nur foweit 
wäre ed unfchädlich, als bei einem Theile des Stammvermögens 
die Veräußerung für zweckmaͤßig zu halten ift und nach derfels 
ben leicht vermittelft der Befteuerung die Einfünfte auf die Höhe 
der Ausgaben erhoben werden koͤnnen; 
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3) das Schuldenmachen, eine augenblicliche, bisweilen un⸗ 
entbehrliche Aushülfe, die jedod; fo wenig als die vorige Maaß⸗ 
regel zur fortdauernden Benutzung tauglich iſt, und, wenn fie 
im Uebermaaße angewendet wird, den ganzen Staatshaushalt 
zu zerrütten droht, Auch vor der näheren Beleuchtung der 
Staatöfchulden (2, Abfchnitt) ergiebt ſich ſchon aus dem Weſen 
der hier unter I— 3 angeführten Einnahmen, daß eine wohlge- 
orbnete und nachhaltige Wirthfchaft fich nicht auf fie ſtuͤtzen darf 
und daß man daher eifrig fireben foll, die Ausgaben der Negie- 
rung nicht Über die Einkünfte hinaus gehen zu laſſen. 

(a) In Frankreich wurde 1831 unter Lafitte’sMinifterium zur. Auf⸗ 
bringung von 200 Mill, Fr., die man zu außerordentlihen Ausgaben 


nöthig hatte, ein Verkauf von ungefähr 300 000 Hektaren Staats- 
forften befchloffen, $. 138 (a). 


$. 464, 


Menn dagegen die Einkünfte eines Staates fortwährend 
größer wären, als die Ausgaben, fo würde fich ein Ueberfchuß 
bilden, den man benugen könnte 

1) um eine Aushülfe für folche Zeitumftände zu geben, in 
denen man zu außerordentlich erhöhten Ausgaben gezwungen 
ift, Das Sammeln eines folden Staatsſchatzes (a) war in 
früheren Zeiten, bei geringer Lebhaftigfeit deö Werkehres und 
bei dem Mangel an Grebit, eine mefentlihe Maafßregel der 
Staatöflugheit ; es ift Dagegen unter den heutigen Verhaͤltniſſen 
in Ländern, wo Gewerke und Handel viele Gapitale in rafchem 
Umlaufe befchäftigen, die oft in Geldform umgefegt werden, 
und wo fowohl Regierungen als Privatperfonen das nöthige 
Vertrauen bei den Gapitalbefigern finden, unndthig, weil man 
in Nothfällen ſich leicht durch Anleihen helfen kann, und es ift 
unrathfam, weil das Todtliegen bedeutender Geldfummen einen 
Verluſt für die Gemwerböthätigkeit und das Einfommen des Vol⸗ 
tes bewirkt, — weil ferner das Vorhandenfein fo großer Sum⸗ 
men leicht zu überflüßigen Ausgaben verleitet, die dann die ans 
gefammelten Schäge bald erfchöpfen (2); 

2) um werbend angelegt zu werden und ein Einfommen abzu⸗ 


werfen (c). Mag auch ein ſolches Vermögen für die ae bes 
Rau, polit, Dekon. Ite Ausg. III. 2. Abth. 
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quem fein und für die Steuerpflichtigen eine Erleichterung gewaͤh⸗ 
ren ($. 165), fo ift es doch nicht zweckmaͤßig, ausden Staatsein- 
fünften folche Gapitale anzuhäufen, und es iftbeffer, durch Steuer- 
verminderungdie Kaften des Volkes zu erleichtern, was wenigſtens 
zum Theile eine Vergrößerung der Capitale im Volke, alfo der Gü- 
tererzeugung und unmittelbar wieder des Staatseinfommens 
verurfacht. Demnach follte die Regierung feinen: Mehrbetrag 
der Staatseinfünfte gegen die Ausgaben regelmäßig beabfichti- 
gen, außer etwa in fo geringem Umfange, daß man nur einen 
reichlicheren Hülfsvorrath erhält und die Mittel zu nüslichen, 

bisher noch verfchobenen Ausgaben gewinnt, $. 39, 41, 

(a) Für diefe Maafregel Hume, 8. Berfud und Gönner, Die Noth: 
wendigfeit eines Staatsſchatzes, ftaatswiffenfchaftlich und juridifch 
erwogen, Landsh, 1805, (der Verf, nahm in dem fpäteren Werte: 
von Staatsfchulden, $. 43, diefe Anficht zurüd) ; Ancillon, Geift 
der Staatsverf, ©, 297, mit Rüdfiht auf Friedrih IL. — Geno: 
vefi (11, 77) folgt Hume, fchließt jedoch, es komme auf die Ber: 
faffung und auf den Handelsreichthum an, Auch Jakob I, $. 731 ff. 
zeigt, daß Schäße nur da nöthig feien, wo wenig Geldumlauf, wenig 
große Sapitale und wenig Credit zu finden feien. — Vergl. U, Smith, 
111, 355. — v. Sonnenfels Grundfäße, II, S. 190 — 195, — 
Lotz, 111, 424. Mac Culloch, On taxation, ©, 396, 

(db) Smitha. a. D, bemerkt, daß in älteren Zeiten jeder Fürft auf einen 
Schatz bedadıt war, wie noch jest jeder Häuptling in der Tartarei. — 
Am berühmteften waren die Schäge der mongolifchen Herrfcher. Im 
Drient ift diefes Anfammeln noch allgemein im Gebrauch — Fries: 
drich 11, fand 8700 000 rl im Schage feines Vaters, Der von ihm 
hinterlaffene Staatsfchas war, obgleich geringer, ald man ihn ſich 
vorftellte, body der größte europäifche in neuerer Zeit, 60— TO Mill rl, 
Preuß, Friedrich der Gr, I, 132, 

(ce) Aus den Briefen des jüngeren Plinius (X, 62) fieht man, daß 
zur Zeit Trajans Ueberfchüffe zum Ankaufe von Ländereien oder 
zum Ausleihen verwendet wurden. Der Zinsfuß bei Privatperjonen 
war 12 pCt., der Staat hatte aber Mühe, foviel zu erhalten. 


$. 465. 

Den regelmäßigen und nachhaltigen Zuftand. des Staate- 
haushaltes bildet demnach die Gleichheit der Einkünfte 
"und Ausgaben. Das Zufammentreffen beider Größen wird 
dadurch erftrebt, daß man im Voraus, 3. B. für jedes bevorfte- 
hende Jahr, die Summe der Ausgaben feftfeßt und zugleich 
die aus den beftehenden Quellen zu erwartenden Einkünfte aus- 
mittelt, alfo überhaupt einen Plan, als Richtſchnur für einen 
fünftigen Zeitabfchnitt, entwirft, Ein folcher Finanzplan, der 
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durch den Beichluß der Staatögewalt feftgeftellt und vorgefchrie« 
ben wird, heißt Voranfhlag, Etat, Budget (a). Wollte 
man olyne denfelben bloß nach den augenblidlichen Beranlaffun- 
gen die Ausgaben befchließen, fo ware man unaufhörlich in Ge- 
fahr, die durch die Einnahmen gebotene Gränze zu überfchreiten, 
und müßte oft dringende Ausgaben unterlaffen, weil man auf 
minder notwendige ſchon zu viel verwendet hätte. Ein folcher-im 
Etat niedergelegter Ueberbli aller Ausgaben und Einnahmen 
ift daher die notwendige Bedingung jeder guten Wirthfchafts- 
führung, und dieß gilt ebenfowohl von dem Haushalte eines ein- 
zelnen Bürgers, einer Gemeinde, einer Anjtalt, ald von dem 
des Staates. — Es zeigt entweder Leichtfinn, oder unguͤnſtige, 
unbezwingliche Umflände an, wenn ein folcher Voranſchlag ſchon 
einen Mehrbetrag der Ausgaben über die Einkünfte, d. h. einen 
Ausfall (Deficit) in ſich fchließt, der die in $. 463 erörter- 
ten Folgen nach ſich ziehen muß, Daher foll beider Entwerfung 
des Voranfhlags darauf Bedacht genommen werden, daß man 
wo möglich mit den Jahreseinfünften ausreiche, was je nad) 
den Umftänden bald durch Vergrößerung des Staatseinkommens, 
bald durch die Einfchränfung des Aufwandes, bald durch die 
Berbindung beider Mittel zu bewirken ift, Indeß ift ed noch 
nicht Ausfall zu nennen, wenn man bie Ueberſchuͤſſe früherer 
Sahre mit zu den Ausgaben eines Jahres verwendet, woferne 
dieß nur zum Behufe von außerordentlichen Ausgaben gefchieht, 
die man, wenn die Hülfsmittel nicht hinreichten, noch unterlaf 


fen würde, 
(a) Etat, wofür man in Deutfchland früher das lateinifche Wort status 
ebraudhte, — Budget, eigentlich im Englifchen ein Sad, Beutel, 
Podann in der englifhen Parlamentsfprache, wegen des Transports 
der Actenftücde in einem foldhen Behälter, der vom Kanzler der 
Schatzkammer dem Parlamente vorgelegte Etat (daher Campe's 
wunderliche Ueberfegung: Bedarfötajche). 2 


$. 466. 


Bei der Entwerfung eines Vorſchlages ift es der oberften 
Sinanzbehörde Feinesweges leicht, jenes wuͤnſchenswerthe Gleich⸗ 
‚gewicht zu erreichen, vielmehr treten mancherlei die freie Ent⸗ 

16 * 
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ſchließung hemmende Nüdfichten ein. Dahin gehören hauptfäch- 
lich folgende: 

1) Ein Theil der Staatsausgaben ift ihrer Beflimmung 
- nad nothwendig ; namentlich gilt dieß von der Civilliſte, — von 
dem Aufwande für die Außere und innere Sicherheit, — von den 
Koften der unentbehrlichen Anftalten, — und von der Erfüllung 
eingegangener VBerbindlichkeiten, 3. B. Befoldungen der Staats- 
diener und Zins der Staatöfchulden, Ed ergiebt fi indeß 
manche Gelegenheit, ohne Verlegung der Gerechtigkeit und ohne 
Gefährdung des Staatswohles an der Größe dieſes Aufwandes 
etwas zu erfparen. Man darf annehmen, daß, wo nicht etwa 
frühere große Fehler die Werbindlichkeiten übermäßig erhöht 
haben, ein Volk in der Negel im Stande ift, die zu den fort- 
laufenden Ausgaben diefer Art erforderlichen Mittel aus feinem 
Einfommen aufzubringen. 

2) In Hinficht der Einkünfte ift a) der Ertrag des werben- 
den Staatövermögens und zum Theile auch der Hoheitsrechte 
durch die gegebene Größe und Befchaffenheit diefer Einnahms- 
quellen beſchraͤnkt und nur infoferne, als die Benukung fparfa= 
mer oder einträglicher gemacht werden kann, einer Steigerung 
fähig. b) Die Steuern und Gebühren laffen fich zwar durch 
Erhöhung des Entrihtungsfußes oder durch Einführung neuer 
Auflagen fleigern, indeß ergiebt fich auch hierin aus volfswirth- 
fhaftlihen Erwägungen ein Maaf und Biel, deffen Beachtung 
hoͤchſt nothwendig ift, 


$. 467. 


Unterfuht man, bis zu welcher Höhe die Staatseinkünfte 
vermittelft einer Vermehrung der Auflagen gebracht werden 
koͤnnen und duͤrfen, fo ift zu unterfcheiden : 

1) eine unbedingte (abfolute) Gränze, bis zu welder 
man mit Hülfe von Zwangsmitteln gelangen Fönnte, ohne auf 
einen im Drange der Noth entfiehenden Widerftand zu floßen 
oder die Bürger des Unentbehrlicden zu berauben. Eine folhe 
Ausdehnung der Auflagen würde fo druͤckend und fuͤr den Wohl- 
ftand des Volkes verderblich fein, daß nur die fchlimmiten Lagen, 
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in die ein Staat gerathen mag, eine Annäherung an dieſes Aeu— 
ferfte auf kurze Zeit rechtfertigen Fönnten ; 

2) eine volfswirthbfchaftliche Gränze, bei der noch Feine 
Verminderung der Gapitale und der Gütererzeugung eintritt, 
Auch eine foldhe Belaftung wäre ſchon mit ſchweren Bebrängnif- 
fen für einen Theil der von dem Lurus der Wohlhabenden leben- 
den Arbeiter verbunden, und bei dem Anwachſe der Volksmenge 
ohne Vermehrung der Gapitale müßte fie fogar allmälig einen 
Ruͤckſchritt im Wohlftande bewirken, Man muß daher auch 
Scheu tragen, diefe Gränze zu erreichen. Da übrigens diefelbe 
auf dem Wege ftatiftifcher Erforfhung nicht deutlich zu erkennen 
ift, fo muß man ſich an allgemeine Zeichen, ald Steuerrüdftände, 
Abnahme der Verzehrung, Zunahme der Zwangsveräußerun- 
gen, der Armen u, dgl. halten, um zu beurtheilen, ob eine Ver- 
mehrung oder eine Ermäßigung der Auflagen rathfam ſei. 


$. 468, 


Die Folgen einer Erhöhung der Auflagen unter gegebenen 
Umftänden müffen zugleich mit den Vortheilen verglichen wer- 
den, welche aus der Verwendung der neuen Staatseinfünfte für 
die Öffentlichen Zwecke zu erwarten find, Diefe Vortheile werden 
in der Stufenfolge der erhaltenden und der bloß fürdernden, der 
mehr oder weniger nothwendigen oder nüglichen Ausgaben beim 
Anwachfe der Auflagen immer fchwächer, während jene volks— 
wirthfchaftlichen Nachtheile zunehmen, Man follte Feine Ausga- 
ben befchließen, deren Aufbringung den Bürgern ein größeres 
Uebel zufügt, als das durch fie zu Wege gebrachte Gute beträgt. 
Dieß ift zwar nicht leicht zu erkennen, weil die Entbehrung der 
Steuerpflichtigen und die nügliche Folge einer Staatdausgabe 
feine gleichartigen Größen find, indeß vermag man doch mit 
Hülfe von Erfahrungen und forgfältigen Beobachtungen beide 
Wirkungen gegen einander abzumägen und das richtige Maaß 
der Staatsausgaben feſtzuſetzen. Eine Erleichterung liegt hiebei 
darin, daß man Feine neuen Staaten vor fich hat, fondern in dem 
bisherigen Umfange der Einkünfte und Ausgaben einen guten 
Anhaltpunct findet. Aus diefen Sägen folgt, daß man weder 
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die Summe der Staatdauögaben befchließen fol, ohne auf die 
Peichtigfeit oder Schwierigkeit ihrer Dedung durd Einkünfte 
Rüdficht zu nehmen, noch auch die leßteren für fich allein: feftfe- 
gen darf, ohne zugleich zu Überlegen, ob fie für den jegigen- Bes 
darf zureichend fein werden; vielmehr hat man beim Abfchlies 
sen des Voranſchlags beide Seiten des Gegenftandes zugleich 
ins Auge zu faffen, Neben den dringendften Ausgaben pflegen 
immer auch andere in Borfchlag zu Fommen, die eher verfchieb- 
lih find. Da man nun in feinem Zeitpuncte alle überhaupt 
nuͤtzlichen Ausgaben beftreiten Fann, fo ift ed nöthig, den Auf 
wand foweit zu befchränfen, als eö die Schonung der Volkswirth⸗ 
ſchaft erfordert, 
$. 469, 

Die Privat-und die Regierungsmwirthfchaft find in Hinficht 
auf die Entwerfung eined Voranſchlags verfchieden, indem letz 
tere in dem Befchluffe über die Höhe der Einkünfte weit freier 
ift, als jene, $. 9. Der Einzelne fieht fi durdy das Maaß des 
Eintommens, wie es fich nach feinen Vermögens» und Erwerbs: 
verhältniffen geftaltet, gebunden und muß fich mit feinen Aus- 
gaben darnach richten, fo lange er irgend im Stande ift, da- 
mit auszulommen, Die Staatdeinfünfte dagegen hängen gro« 
Bentheild von dem Fuße ber Auflagen ab, und mit dem Voran⸗ 
fchlage fteht zugleich der Befchluß über die Beibehaltung des 
bisherigen oder die Aufftellung eines neuen ſolchen Fußes in Ber- 
bindung. Sieht man die Möglichkeit unfchädlicher Erfparungen, 
fo ordnet man eine Herabfegung der Auflagen an, während in 
ber Privatwirthfchaft nichts Aehnliches anzutreffen ift. Indeß 
fielt man doch die Berfchiedenheit zwifchen beiden Arten ber 
Wirthſchaft zu groß dar, wenn man behauptet, im Finanzwefen 
müßten die Einnahmen gänzlich nach den Ausgaben eingerichtet 
werben. Dieß gefchieht nur etwa in foldhen Fällen, wo man 
wegen des geringen Staatöbebarfes weniger Einkünfte erhebt, 
ald mian nach volkswirthſchaftlichen Nüdfichten koͤnnte. Wo aber 
die Staatsbeduͤrfniſſe ber einen fo geringen Umfang hinausge- 
hen, da ift eö nur von den ganz nothwendigen Ausgaben wahr, 
daß fie ohne Hinblick auf die Dedungsmittel befchloffen werden 
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muͤſſen, und jene Meinung konnte nur dadurch entftehen, daß 

man ſich den Bedarf einer Regierung in jedem Augenblide als 

eine ſcharfbeſtimmte Größe dachte, was er nicht ift (a). 

(a) Die verſchiedenen Anfichten über diefen Punct find bei v. Malchus, 
1.8 ff, Behr, ©. 28, und Schön, Grundf. ©, 20 ff. nachzuſehen. 
Nach Er. Soden, Lotz u. A., follen die Einnahmen von den Aus—⸗ 
gaben, nah Schön diefe von jenen beflimmt werben, 


$. 470, 


Der Voranfhlag, wenn auch mit reiffter Ueberlegung ent= 
worfen, Fann doc; nicht unbedingt wie ein Geſetz beobachtet wer- 
den; vielmehr wird unvermeidlich bisweilen das Ebenmaafß der 
Einkünfte und Ausgaben zerflört; denn 1) hängt der Ertrag 
ber Einkünfte nicht ganz von dem Befchluffe der Staatögewalt 
ab, vielmehr find die meiften derfelben veränderlich, daher läßt 
fi nur nad; dem Durchfchnittsbetrage der legten Jahre und mit 
Ruͤckſicht auf Umftände, welche eine Aenderung vermuthen lafs 
fen, der wahrfcheinliche Belauf ausmitteln ; 2) Bei den Ausga- 
ben enthält zwar der Boranfchlag einen Beſchluß, die ſogenann⸗ 
te Bewilligung der Credite, allein ber Bedarf Fann die 
vermuthete Größe überfleigen, und es Fünnen neue, nicht vorge= 
fehene Ausgaben nöthig werden, Diefe unvermeidlichen Ueber- 
fchreitungen des Ausgabeanfchlags müffen übrigens durd bie 
Dringlichkeit der Verwendung gerechtfertigt werden, während 
der Minderbetrag der Einkünfte, foferne er nicht von der Ver- 
. waltungsweife herrührt, eine Thatfache ift, die blos als ſolche 
erwiefen zu werden braucht. 

Die beiden genannten Falle der Abweihung vom Voran- 
fhlage find ungünftiger Art. Es find jedoch auch andere mög- 
lich, nämlid ein Mehrbetrag der Einkünfte und eine Erfparnif 
an den für unftändige und außerordentliche Ausgaben angenoms 
menen Summen, und es iſt wahrfcheinlich, daß die günftigen 
und ungünftigen Aenderungen fich zum Theile aufheben werden, 
In jedem Falle hört jedoch der Voranſchlag, obgleich er Feine 
unabweichliche Richtſchnur bildet, nicht auf, hoͤchſt nuͤtzlich und 
nothmwendig zu fein, 
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1. Abſchnitt. 
Staatsfchulden. 





1, Abtheilung. 
Wefen und Wirkungen der Staatsfchulden. 


g. 471. 


Wenn die Staatseinkünfte ohne Gefahr für die Volkswirth— 
fchaft für den Augenblid nicht erhöht werden koͤnnen und drin⸗ 
gende Bedürfniffe einen größeren Staatsaufwand gebieterifch 
fordern, während man feinen früher gefammelten Hülfsvorrath 
zur Verfiigung hat ($. 463), fo ift man gezwungen, Schul- 
den zumachen (a). Diefe Aushülfe hat die Stelle jener vie 
len ungerechten, theils liftigen, theild gewaltthätigen Mittel ein« 
genommen, deren man ſich ehemals in ſolchen Fällen bediente, 
F. 12, In den legten Jahrhunderten hat das Schuldenmwefen 
der meiften Staaten folche Ausdehnung erhalten, daß es zu ei- 
nem der wichtigften Gegenftände des Finanzwefens gemorben 
ift (8). Somohl die Aufnahme als die Abtragung der Staats- 
fchulden wurde durch vielfaches Nachdenken und Verſuchen un- 
ter Negeln gebracht und die Befefligung des Staatscrebited er⸗ 
leichterte dad Borgen fo fehr, daß man davon fogar zu oft Ge: 
brauch machte, Diefes eben fo ausgebehnte ald vielgeftaltige 
Schuldenmwefen der europäifchen Staaten ift zwar ald Zeichen 
deö wohlverdienten Vertrauens gegen bie Regierungen, fowie 
als Beweis eines großen Vorraths angefammelter Gapitale ei= 
ne erfreuliche Erfcheinung, indeß laffen ſich auch feine großen 
Nachtheile nicht verfennen. Die Betrachtung des Schuldenwe- 
fend muß daher mit der Unterfuchung feiner volfswirthfchaftlis 
hen Wirkungen beginnen, in Anfehung deren nocd manche 
ſchaͤdliche Vorurtheile angetroffen werben, 


249 


(a) Ueber Staatöfchulden überhaupt fs, Montesquieu, Esprit des 


(b) 


lois XXII, Ch. 17, 18, — Pinto, a, Schrift, ſ. I, $. 42. (d). — 
Steuart, IV. Theil 4. Bud. — Hume, Polit. Verfude, ©. 163, 
Ueberf, von Kraus, — Mortimer, Grundfäße der Handlungs-, 
Staats: und Finanzwiffenfchaften, d. von Engelbrecht, Leipz. 1781 
S. 505 ff. — %. Smith, V. 3. 3. Gap, III, 353—421. v. Son: 
nenfels, Grundfäße 111, $. 190, — Sismondi, Nouv, Prince. I, 
317. — Say, Handb. VI, 99. — Lotz, III, 433, — v, Malchus, I, 
$. 88. ff. — v. Rotted, Dekonom, Polit. S. 369, — Nebenius, 
Der öffentliche Eredit, Karlör, 1820, 2, Ausg. 1. B. 1829 (Haupt: 
wer£),— Welz, La magia del credito svelata. Napoli, 1824, II. 
4°. — Dufresne St. Leon, Etude du credit public et des det- 
tes publiques, Par. 1825. — v. Gönner, Von Staatsfchulden, 
deren Zilgungsanftalten und vom Handel mit Staatöpapieren, Ir Bd. 
Münden, 1825. (unvollendet). — Bender, Der Verkehr mit 
Staatspapieren im In- und Auslande, 2. X. Gött, 1830, — Zacha⸗ 
riä, Ueber dad Schuldenweſen der Staaten des heutigen Europa, 
Leipz. 1830, aud) in Pölis, Iahrbücher der Gefchichte und Staats- 
funft, 1830, 11, 192, 299, — Ler, Die Staatöfchulden und Staats: 
papiere, Gött, 1831. — Hisgen, Kurze Beleuchtung der Zacha— 
riä'ſchen Schrift: über das Schuldenwefen zc. Zrier 183%, — Ber: 
noulli, Was ift von Staatsfchyulden zu halten, Bafel 1832. (eben= 
falls gegen Zacha riä). Deſſ. Beiträge zur richtigen Würdigung 
der Staatsanleihen, Karlsr. 1833, — Fulda, Der Staatöcrebit, 
Tübingen, 1832. — Baumftart, Staatöwiffenfchaftliche Verfuche 
über Staatscredit, Staatsſchulden und Staatspapiere, Heidelberg 
1833. — A. de Gasparin et J. Reboul, De l’amortissement. 
Paris, 1834. — Inflnence of the public debt over the prosperity 
ofthe country, by M. B. Lond. 1834. — den Tex, Over den in- 
vloed van Staatsgeldleeningen of de vermeerdering of verminde- 
ring van den nationalen rijkdom, in Nederlandsche Jaarboeken 
voor Regtsgeleerdheit en Wetgeving, Il, 169. — (Cancrin?) 
Ueber den Staatsfredit Von einem ruff, Statsmanne, Leipz. 1840, 
— v. Gancrin, Oekon. der menſchlichen Gefellfchaften, Stuttg. 
1845. ©, 284. — Mac Culloch, Treatise on the principles and 
—— influence of taxation and the founding system, 1845. 
. 396, 

Eine Gefhichte der Staatsfhulden fehlt noch. An ſtatiſtiſchem Ma: 
terial ift am reichften: Bern. Cohen, Compendium of finance, 
containing an account of the origin, progress and present state 
of (he public debts, revenue, expenditure, national banks and 
currencies of France, Russia etc. Lond. 1822. — Bis zum Jahr 
1820 findet man das Befte in Nebenius, 1. Ausgabe, Anhang, 
kürzer und bis 1830 in v. Malchus, Fin. MWiff. I, 461. — Ueber 
Großbritanien f. vorzüglid Hamilton, An inquiry concerning 
the rise and progress of the national debt of Great Britain, 
Edinb. 1813. 3. Ausgabe. 1818, — Pablo Pebrer, Taxation, 
Revenue etc. of the whole British Empire, Lond. 1833, franz. von 
Jacobi. Par.-1834. I, 247. | 


$. 472. 
Schulden find hinausgefchobene Zahlungsverbindlichkeiten, 


entweder mit Einwilligung des Gläubigerd (Borgen), oder 
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ohne diefelbe, Die Negierung hätte die Macht, aufimanchfaltigere 
Art ald ein Privatmann, fi die Benußung fremder Geldfum- 
men zu verfchaffen. Indeß wuͤrde nichts der Beſtimmung des 
Staates, in welcher die Sicherftellung des Nechts die erſte Stel⸗ 
le einnimmt, mehr widerftreiten, al$ eine von der Negierung ge= 
gen ihre Gläubiger begangene Ungerechtigkeit; daher darf die 
Finanzwiffenfchaft nur die mit der Gerechtigkeit vereinbarlichen 
Arten des Schuldenmahens und der Behandlung des Schul» 
denwefens für zuläffig anerfennen, Die Lehren der Staatsflug- 
heit flimmen hiermit überein, indem das Nechtmäßige auf die 
Dauer immer auch als das Nüslichfie erfcheint. Schulden follen 
volftändig und pünctlich abbezahlt werden. Wenn der Staat 
Schulden macht, fo ruft er die Huͤlfsmittel fpaterer Iahre und 
fogar fpäterer Gefchlechter zum Beiftande auf und zerlegt eine 
für den Augenblid zu ſchwere Laft in viele Feine Iahresbeiträ= 
ge, in der Hoffnung, daß diefe in befjeren Zeiten leicht gegeben 
werden koͤnnen (a). Wer durch Echulden den Vermoͤgenszu— 
ftand feiner Erben und Nachfolger verfchlimmert, Fann freilich 
von diefen nicht zur rechtlichen Verantwortung gezogen werben, 
aber defto größer ift feine moralifche Verpflichtung gegen fie, ih- 
nen nicht unbedachtſam die Folgen einer früheren VBerzehrung 
aufzubürden, zumal da er nicht weiß, welche Staatsausgaben fie 
felbft zu beftreiten haben mögen. Eine ähnliche Pflicht gegen 
die Staatsgläubiger verbietet, die Schulden fo fehr zu haufen, 
daß die völlige Befriedigung jener unmöglich werden fönnte (6). 


(a) „Eine Staatsanleihe ift ein auf die Nadjtommen gezogener Wechfel.” 
Influence of the public debt ©, 5, Der Verf, glaubt, die Gerechtig- 
keit fordere fogar Staatsſchulden, damit die Rachtonnien für das, 
was ihnen ebenfalls Nusen bringt, mit bezahlen. Aber wie Vieles 
genießen wir unentgeldlid) von ben Schöpfungen ber Vorfahren! 

(b) * v. Rotteck a a. O. $. 40: von dem Rechte des Schulden⸗ 
madens, 


$. 473, 

Die Staatsfchulden rühren von Ausgaben her, die das Maaß 
der Einkünfte überfteigen, $.463, 471. Die von dem Staatdauf- 
wande überhaupt geltenden Regeln ($. 26) find auf folche aus 
Berordentlihen Ausgaben in vollem Maaße anwendbar, und 
diefe, als Urfachen einer Verzehrung von Sachguͤtern, laffen 
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ſich nur durch den aus‘ ihnen erwachfenden Bortheil, der bald in 
ber Abwendung einer. Gefahr, bald in: einer Foͤrderung des Ge⸗ 
meinwohles liegen kann , rechtfertigen. Es wäre dalyer eine 
weitere Betrachtung der Zwecke, fuͤr welche man Staatöfchul« 
den macht, nicht an ihrer Stelle und es ift nur zu unterſuchen, 
welche Wirkungen diefes eigenthürmliche Mittel, die Ausgaben 
zu befireiten, hervorbringt, und zwar 
I. auf die ganze Volkswirthſchaft, 
a) die Gütererzeugung, $. 474 ff;, 
b) die Bertheilung des Einfommens und der damit zu= 
fammenhängenden Verzehrung, $. 476, 
II. auf die Staatsgläubiger, $: 479, 
III. auf die Lage der Negierung, $. 480. 


$. 474. 


I. a. Wird der Staatöbedarf bei der Unzulänglichfeit des ei« 
genen Erwerbes der Negierung durch Auflagen gedeckt, fo fuchen 
die Steuerpflichtigen fo lange als möglich jene aus ihren Ein- 
fünften zu beftreiten , ohne ihr Stammvermögen anzugreifen, 
fo daß folglich bis zu einer gewiffen Gränze hin die Gütererzeu- 
gung nicht vermindert wird, Echulden dagegen, und insbefon- 
dere die häufigfte und befte Art derfelben, die Anleihen, entzie- 
hen die Gapitale einer hervorbringenden Anlegung und zehren 
fie auf (a), auögenommen wenn die geborgten Summen für 
Eifenbahnen, Ganäle, Straßen u, dgl, verwendet werden (2). 
Jene Wirkung erfolgt 

1) wenn die Anleihen innerhalb des Kandes gemacht werden, 
fogleich anfangs, während erft bei der Heimzahlung allmälig die 
Gapitale der Betriebfamkeit zurüd'gegeben werden. Es geht als 
fo einftweilen die productive Wirkung verloren, wenn auch bie 
Ausgabe, die man mit den geliehenen Summen vornimmt, viel- 
leicht ebenfoviel inländifche Arbeiter befchäftigt, als die hervor- 
bringende Anlegung. Die fpäter zur Tilgung gefammelten Ga- 
pitale fönnen nicht als vollftändiger Erfag der anfänglich ver- 
zehrten gelten, weil fie aus den Steuerbeiträgen der Bürger 
herftammen, und diefe bei niedrigern Steuern zum Theile felbft 


neue Gapitale erlibrigt haben würben (c). Die Bereitwilligkeit 
der Gapitaliften, dem Staate zu leihen, beweißt nicht die Unſchaͤd⸗ 
lichkeit des Borgens, weil jene nur nad) ihrem eigenen Vortheil 
handeln, ohne die Bedtrfniffe des Gewerbfleifes zu beachten 
(d). Hiezu kommt, daß der für die Volkswirthſchaft unfrucht- 
bare Handel mit Staatspapieren viele Gapitale und Arbeitskräf: 
te befchäftiget (I, $. 441) (e), und daf die ftärfere Nachfrage 
nad; Gapitalen zur Zeit neuer Anleihen den Zinsfuß zum Nach— 
theil der Gewerböunternehmer erhöht, 


(a) Unterfucdht man, wie die Staatöfchuld auf die Größe des Volks— 
vermögens wire, fo ift 1) bei auswärtigen Schulden einleuchtend, 
daß fie jenes vermindern und einen Abzug bilden, weil die Schuld 
ber Regierung eigentlidy auf dem Volke ruht und von ben Steuer— 
pflidhtigen getragen werden muß; 2) bei inneren Schulden dagegen 
hebt fidy die Forderung der Gläubiger und die Schuldigfeit der Ge— 
fammtheit auf, alfo fheint das Dafein der Schuld für die Berech— 
nung bes Volksvermögens in einem gewiffen Augenblide gleichgül— 
tig. Dieß hat jedoch geringe Bedeutung, da die Schuld vorausge— 
gangene Verzehrungen von Gapitalen anzeigt, wodurd) das Volks: 
vermögen vermindert worden ift, Die Bergleihung des wahren 
volkswirthfchaftlichen Gapitales vor und nad) der Aufnahme einer 
gewiffen Schuld würde diefe Wirkung am beften darftellen, wenn fie 
in Zahlen möglid wäre. 


(b) 3. 3. bei den vielen Anleihen der einzelnen Staaten in ber nords 
americanifhen Union und bei dem Bau von Staatseifenbahnen. 
Uebrigens können andere VBerwendungsarten ber aufgenommenen 
Summen, wenn auch mittelbarer, doch ebenfo vortheilhaft auf die 
Gütererzeugung wirken, | 


„Das Capital, durch deſſen Aufborgen die Schuld entftand, iſt uns . 
widerruflich vernichtet. Die Kämpfe des Volks für Freiheit, Sicher: 
heit und Selbftftändigkeit find mit Hülfe beffelben ausgefochten 
worden, Unabhängigkeit, Sidierheit und Freiheit find die Güter 
(commodities), zuderen Ankauf man es verwendete, aber in anderer 
Geſtalt kann es nie mehr zum Vorfchein kommen. Heimzahlung bes 
Staatsgläubigers erfchafft fein verzehrtes Gapital, fondern überträgt 
nur auf ihn ein ſolches, welches fich zuvor in den Händen ber Steuer: 
pflihtigen befand.’ Quarterly Review, März 1825, ©, 324, 

(d) Lafitte (Dep. K. 22. Nov. 1830) ftellt den Gegenfag beider Me: 
thoden grell dar: Le contribuable se plaint, le capitaliste se pré— 
sente Iui möme ....L’impöt prend les capitaux, ou ils ne sont 
pas .. (in den am fchlechteften angebauten Gegenden zc.) ; l’emprunt 
les prend, oü ils sont, dans les grandes villes... . L’impöt les 
prend, oü ils coutent 10, 12 et 13 p. c., l’emprunt la ou ils cou- 
tent d4—5 p. c. 


(e) Mortimer a. a. O. ©, 547 erkannte ſchon das Nachtheilige diefes 
Handels und der aus ihm entftandenen Jobberei, während Pinto 
ber Meinung war, biefelbe fei für die borgenden Regierungen fehr 
vortheilhaft. 


(c 


— 
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2) Hat man auswärts geborgt, fo bleiben zwar anfang» 
lich die Gewerbscapitale ungeftört, aber es müffen bei der fpäte- 
ren Abtragung Gapitale in's Ausland gefendet werden, die aus 
dem Ertrage der Steuern angefammelt find, und für immer dem 
inländifchen Gewerbefleiße entgehen (a). Hiebei ift alfo der 
Nachtheil nur hinausgefhoben. Gehen die geborgten Gapitale 
in Geldform ein, fo bringen fie die Wirkung einer Geldvermeh- 
rung hervor (I, $. 272), ihre Verwendung feßt die Gewerbe 
in flärfere Nahrung und vermag bei einer beträchtlichen Summe 
fogar die Preife der Dinge zu erhöhen, aber es bleibt immer 
der Nachtheil einer größeren unproductiven Verzehrung und 
wenn man folche Anleihen als ein Mittel betrachten wollte, dem 
Capital eines Landes einen Zuwachs aus dem Auslande zu 
verſchaffen, fo müßten die geliehenen Summen auch wirklich als 
Gapitale angelegt werden, welches jedoch von ber Negierung 
nicht fo gut gefchehen Fann, als von Privatperfonen, 


In beiden Fällen wird demnach durch die Verringerung bed 
Gapitales eine Schmälerung der Gütererzeugung und des Volks— 
einfommend verurfacht, nur im zweiten Falle fpäter und allmd- 
lig (5). Hiebei ift jedoch zu erwägen, daß Gapitale leicht von 
einem Lande in ein anderes gehen, woferne der Zinsfuß beträcht- 
lich verfchieden ift und die Anlegung gleich ficher gefchehen Fann, 
Daher werden oft inländifche Anleihen durch einftrömende fremde 
Gapitale wieder erfeßt und umgefehrt gehen auch wohl, wenn 
die Regierung von Fremden borgen wollte, die Schuldbriefe in 
die Hände inländifcher Gapitaliften über. Die Bankherren ins— 
befondere fenden ihre Gapitale dahin, wo fie am meiften eintra= 
gen, Deshalb macht es in Anfehung der hier betrachteten Wir- 
kungen wenig Unterfchied, wo die Anleihen aufgenommen wer— 
den, und man kann dieß unbebenflid da thun, wo man bie 
günfligiten Bedingungen erlangt (co). 


(a) Die Bürger werden bei einer Verringerung ber Steuern einen 
Theil der Erfparniß anwenden, um befler zu leben (unprobuctiv) 
oder fich weniger anzuftrengen; ein anderer Theil wird als Capital 
zurüdgelegt werden, $. 474. Wie diefe beiden Verwendungen ſich & 
einander verhalten, dieß läßt fi im Allgemeinen nicht angeben, Je 
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größer der Theil der Steuererfparung ift, den die Steuerpflichtigen 
unproductiv verzehren würben, deſto geringer ift ber Nachtheil des 
Dinausgebens der Zilgungsfummen bei auswärtigen Anleihen und 
ber Bortheil der Anfammlung von Gapital bei inländifhen; daher 
ift die Größe diefes Theils für die Vergleihung beider Arten von 
Anleihen gleichgültig. 

Der Verf, des Buches: Influence of the public debt etc. hält fogar 
eine inländifche Staatsfhuld für ganz unfhädlid. Wäre das große 
Capital der engliſchen Staatsfchuld noch in die Gewerbe gewendet 
worden, fo wären, glaubt er,viele thörichte Unternehmungen (bubble 
speculations) und niedriger Zins erzeugt worden und manche Ca— 
pitale verloren gegangen; die Schuld befördere das Gapitalifiren 
dergeftalt, daß mit ihr zugleich die Mittel zur Zinszahlung zuneh— 
men, und fo fei in England in der Staatsſchuld ein Capital von 
7 — 800 Mill, 2. St. neu gewonnen, ohne Berluft eines anderen, 
Auch in der Schrift: „Ueber den Staatsceredit” begegnet man ähn- 
lihen Meinungen; der Staatöcredit könne die Mittel einer Nation 
nicht erfchöpfen, weil die Summen ins Volk zurüdiehren, dad Ga- 
pital gebäre die Zinfen aus ſich felbft ıc. 

(c) Nebenius a. a. O. ©, 704, 


$. 476, 


I. b. In Hinſicht auf die Vertheilung des Volfseinfommens 
ift es von Wichtigkeit, daß wegen der jährlichen Ausgabe für 
Binfen und Tilgung die Steuerpflichtigen auf lange Zeit eine 
größere Auflage aufzubringen haben, deren Ertrag in bie 
Hande einer meiftend unproductiven, von ihren Zinsrenten le— 
benden Volköclaffe gelangt. Nur der zur Zilgung verwendete 
Theil dient zu einer erzwungenen Gapitalfammlung, $. 474.475. 
Wenn die Staatöfchulden nicht vorhanden wären, fo würde das 
Einfommen, welches nun an die Staatögläubiger und die von 
ihnen befchäftigten Dienftleiftenden gelangt, bei den fammtlichen 
Steuerpflichtigen bleiben. Die Gapitaliften könnten gleiche Zins— 
einnahme von Privatfchuldnern beziehen, aber ihr Einfommen 
befinde dann in einem Antheile an dem mit Hülfe ihrer Gapi- 
tale entftandenen Erzeugniß, Es ift irrig, zu glauben, eine 
Staatöfhuld an inländifhe Gläubiger fey darum unfchädlich, 
‚weil „das Volk ſich felbft ſchuldig fei und die Zinfen zahle,“ denn 
man muß die verfchiedenen Glaffen des Wolfes berüdfichtigen 
und die Aufopferung in Anfchlag bringen, die ben Gemwerbs- 
unternehmern, Arbeitern und Grundeigenthümern zugemuthet 
wird, um eine Anzahl von Binsempfangern zu befriedigen (a), 
Obſchon die letzteren ein vollgultiges Necht auf diefe Einnahme 


* (b 


— 
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haben, fo ift doch unverkennbar die von den Schulden verurfachte 
Fünftlich abgeänderte Vertheilung der Einfünfte eine unvortheil- 
hafte, und eine unüberlegte Vermehrung der Schulden Fönnte 
einen verderblihen, den Wohlftand untergrabenden, manche 
Arbeiter in Dürftigfeit und Armuth ftürzenden, zu häufiger Aus- 
wanderung (5) antreibenden Eteuerdrud zur Folge haben. 
Auswärtige Anleihen zeigen ſich darin wieder unvortheilhafter 
ald einheimifche, daß die Zinfen nicht im Lande verzehrt wer— 
den und daher feinem Staatöbürger Befchäftigung geben ; diefer 
Nachtheil mindert fich indeffen, wenn die Zinfen den Ausländern 
durch Waarenfendungen vergütet werden und die Landeser— 
zeugniffe gerade diefes Schuldverhältniffes wegen einen größeren 
und vortheilhafteren Abfa finden, als er fonft fein würde, 


(a) Melon (Kleine Schriften, 1756, ©. 270) trug befonders zur Ver- 
breitung jenes Irrthums bei, indem er fagte: „Die Schulden eines 
Staates find Schulden der rechten Hand an bie linke.” Richtig 
hierüber Montesquieu, XXII, Cap. 17, — Smith, II, 388, — 
Ricardo, 17.Cap. ©. 257,0. Baumftarf, (II, ©, 6—9 der franz. 
Ueb.) ift der Meinung, bie dr fei keine Laft für das Volt, 
weil es ungewiß fei, ob der Empfänger oder der Zahler die Summe 
beffer verwende, und nach ber Vernichtung der Schuld dod) das Ca— 
pital und Einkommen des Volkes noch daffelbe bleibe. — Allein bei 
den Staatögläubigern ift es am wenigften wahrfcheinlich, daß fie 
Gapitale anfammeln. Vergl. Baumſtark, Staatsw. Verf. S. 515. 
— Auch kommt hiebei in Betracht, daß die Staatögläubiger bisher 
feine Schagung bezahlten. 

(db) Ricardo, ©, 261 B, 11, 12. franz. Ueb, 
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Eine große Staatsfhuld, die langdauernde Nachwirkung 
früherer großer Staatsausgaben, zieht demnach hohe Auflagen 
nach fich. Man hat dagegen öfter geltend gemacht, daß die Bür- 
ger fich an hohe Steuern gewöhnen, und daß aus denfelben ein 
ftärferer Antrieb zum Fleiße und zur Eparfamleit entfpringe, fo 
daß der befürchtete Nachtheil fich von felbft aufhöbe, Diefe Er- 
wägung Fann zwar einige Beruhigung Über die fchon vorhandene 
Verſchuldung eines Staates gewähren, aber eine vermeidliche 
Vergrößerung derfelben nicht rechtfertigen, weil die Laſt der 
Steuern immer den Capitalanwachs ſchwaͤcht und diejenigen fehr 
befchwert, die ihre Einnahme nicht zu erweitern vermögen (a). 
Selbft wenn die Größe der Staatsausgaben für das Volksein⸗ 
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kommen noch nicht uͤbermaͤßig wäre, fo bliebe ed doc, ein Nadh- 
theil, daß mit jenen großentheild nur eine frühere Verwen⸗ 
dung für Öffentliche Zwecke vergütet wird, während fonft eine 
Fülle gemeinnügiger Einrichtungen damit unterhalten werden 
fönnte (6). | 


(a) Der Irrthum, daß die Staatsobligationen ein neu erfchaffenes Ver— 
mögen feien, welches die Sonfumtion der geborgten Gütervorräthe 
wieder erfege, ift bei dem heutigen Stande der volkswirthſchaftlichen 
Erkenntniß nicht mehr zu befürchten. — A. Smith, Ill, 384. — 
„Die Activcapitalien find Eeine neuen Werthe, fondern nur traus 
rige und fchmerzhafte Erinnerungen an die vernichteten,” Nebe= 
niuß, I, 669. — Vergl oben 1, $. 279. — Dennod findet jene 
Vorftellung noch immer ihre Anhänger, z. B. in der Schrift: Ueber 
den Staatscredit, ©. 33, nach welcher die Staatsjchuldbriefe bis zu 
einem gewiffen Grabe die Stelle der Elingenden Münze vertreten 
und alfo die Sapitale der Nation vermehren follen; ferner in der 
Schrift: De Schuld van den Staat, als aanwinst van het National- 
Vermogen, ’s Gravenhage, 1839, f. den Tex iin Nederlandsche 
Jaarboeken voor Regtsgeleerdheit en Wetgeving, II, 352. — 
Mortimer a a. D, fuht Hume’s Schilderung von den Nadh« 
theilen der Staatsſchuld u. a. durch die Darftellung bes (vermeint= 
lichen) großen Nutzens zu widerlegen, ber aus bem öfteren Umfaße 
der Schuldbriefe entftehe, ©. 528. 

(5) Zur Erläuterung bient die Angabe des jährlichen Aufwandes für die 
Staatöfhuld in mehreren europäifchen Staaten, nad) Abzug der 
Eifenbahnfchulden, 


Ganze Ausgabe | Betrag auf den 
für die Staatd« | Kopf der Ein« 











ſchuld. wohner. 
Großbritanien, R. 1849 fl. fl. 

28-323 608, . 2» 2 2 0. .| 339 887 520 |° 11, 
Niederlande, X. 1848 49.1. D, 36:281 000 11,8 
Frankreich, X.1851 391 Mill. Fr. | 184-448 000 5,12 
Belgien, X. 1850 35'762 000 Fr., B 

wovon aber g. 8 Mill. für die Eis 

ſenbahn; Ret . » .» 2 2 0 0) 13 Mil, 2, 
Dänem., A. 1848 5100 000 Rbthir. 6375 000 2,8 
Defterreich, A. 1849 55446 000 fl. | 67°921 000 1,88 
Baiern, %. 1849—55, nad Abzug 

der Penfiond: Zilgecaffe . - » 6660 000 1, 
Medlenburg = Schwerin, I. 

1850—51 411689 rl. . 2. + 120 456 4, 
Würtemberg, 4. 1848—49 . » 2000 000 1,'3 
Baden, A. 1850—51 . + + * * 1186 000 0, 
Preußen, % 1850 7500 000 rl, 13-125 000 0,83 


Sadfen, 4, 1846—48 660 810rl, . 1156 417 0,8 
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Wenn indeßgroße Staatsausgaben unvermeidlich find, fo muß 
man auch die große augenblidliche Erleichterung in Anfchlag 
bringen, welche in dem Aufnehmen von Ecyulden liegt, Cine 
Ausgabe, die fonft vielen Gewerben die nöthigen Gapitale rauben 
und einen Theil der Steuerpflichtigen zu Grunde richten wuͤrde, 
vertheilt fi nun auf einen langen Zeitraum und wird mit den 
fhon zum Anleihen beflimmten oder doch leichter aus den Ge— 
werben zurüczuziehenden Gapitalen, zum Theile vom Auslande 
gedeckt. Man braucht einfiweilen nur etwa ben Belauf der Zin- 
fen jaͤhrlich durch Befteuerung einzuziehen und Fann daher mit 
einem gewiffen verfügbaren Theile der Etaatseinfünfte für den 
Augenblid eine weit größere Wirfung hervorbringen, als wenn 
man ihn unmittelbar zur Beftreitung eines Bedürfniffes verwen- 
den wollte (a). Die große Zunahme des Staatöbedarfes in 
Zeiten des Krieges oder anderer außerordentliher Verhaͤltniſſe 
macht Anleihen unvermeidlich, weil eine ſtarke Veränderung 
des Eteuerfußes von Jahr zu Jahr überaus flörend und zerrüt- 
tend für die Wirshfchaften der Staatsbürger fein müßte (6). 
Auch die Annahme,’ daß die Staatsbürger eine unerfchwingliche 
Steuerlaft durch Privatanleihen erträglich machen fönnten (c), 
ift unhaltbar, denn wenn e8 auch Allen gelänge, Darleihen zu 
finden, fo würden Viele wegen der Ungleichheit des Credites, 
der Zerfplitterung der gefuchten Gapitale und. der Abneigung 
ausländifcher Gapitaliften, fchwerere Binfen zu entrichten haben, 
uͤberdieß bleibt auch die Anlegung der Echaßungen, an die man 
fich in einem folchen Falle vorzüglich halten müßte, immer un⸗ 
vollfommen und bei einem fo hohen Fuße würden die Ungleid)- 
heiten der Katafter höchft empfindlich werden, Wenn man da— 
her eine Ausgabe als nothwendig vorausfest, fo erfcheint 
eö bei einer gewiſſen Höhe der Steuern mohlthätig, daß die Re— 
gierung mit ihrem Gredite ins Mittel tritt, Ob aber das Auf: 
nehmen einer Schuld oder die augenblickliche Steuererhöhung 
den Vorzug verdiene, dieß läßt fi nur unter gegebenen Ver⸗ 
haͤltniſſen, aus der Vergleichung der bisherigen Auflagen mit 


Rau, polit, Dekon. 8te Ausg. II. 2, Abth. 17 
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der Steuerfühigkeit des Volks und der Größe der erforderlichen 


Summe beurtheilen. 


(a) Ricardo, S. 260, bemerkt darum fogar gegen bie Anleihen, daß 
fie die Bürger ber Nothwendigkeit des Sparens allzufehr überhö- 
ben, was aud in dem Falle richtig wäre, wenn man fcdhon borgte, 
während die Steuerfähigkeit des Volkes noch höhere Auflagen zu 
tragen vermödhte, 

(b) de Gasparin et Reboul, ©, 13: L’impöt variable c’est pis 
encore que l’impöt excessif. 

(ce) Ein von Ricardo ©, 257 hingeworfener Gedanke. 
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II. Das Dafein der Etaatöfchuld bei einer Regierung, die 
fih Vertrauen erworben hat, ift für Gapitalbefiger erwünfct, 
weil fie dadurch ihr Vermögen auf die leichtefte Weife anlegen 
fönnen (a). Binstragende Staatsfchuldbriefe find zu jeder Zeit 
zu erfaufen und eben fo leicht wieder zu verkaufen, wenn man 
die Eumme zurüdziehen will. Dagegen gereichen die in dem 
Handel mit Etaatspapieren gemachten Geminnfte von volks— 
wirthfchaftlihem Etandpuncte aus nicht zur Empfehlung des 
Schuldenwefens, und tıberhaupt ift der erwähnte Nugen deffel- 
ben in Bergleicy mit den dargeftelten Nachtheilen nicht hoch 
anzufchlagen. Die aus der bequemen Unterbringung der Geld« 
ſummen entfpringende Ermunterung zum Ueberfparen fann auch 
auf andere Weife, im Kleinen mit Sparcaflen, im Großen mit 
Greditvereinen, guten Leihbanken u. dgl., zu Wege gebracht 
werden und der Erfindungsgeift wiirde da, wo feine Staatöfchuls 
den find, unfehlbar folche Greditanftalten hervorrufen (2). 


(a) Nebenius, I, 664. 

(6) In dem a, Buche: Influence of the p. d. etc., wird bie Staatöfhuld 
als ein wichtiges Belebungsmittel der Circulation und des Unter: 
nehmungsgeiftes gefchildert; Schweden habe darum zu wenig Capi⸗ 
tal und zu hohen Zins, auch in Zoscana fehle es deßhalb an Gele— 
genheit, Capitale gut anzulegen, — Hier ift Urfache und Wirkung 
verwechfelt, Gewerke und Handel erzeugen die Gapitale, welche dann 
dem Staate geliehen werden. 


$. 480, 


II, Unterfuht man die Wirkungen der Schulden auf die 
Lage einer Regierung, fo hat man Folgendes zu bedenken: 
1) Die Staatöglaubiger haben bei einem Wechfel der Verfafe 


259 


fung, des regierenden Haufes, überhaupt bei jedem Umfturze 

der beftehenden Ordnung einen Verluſt zu befürchten (a), daher 

ift ihre Anhanglichfeit an die Regierung in Zeiten ftürmifcher 

Bewegungen oder Parteifämpfe fehr nuͤtzlich, fie ift aber in ru- 

higen Perioden, oder wo fonft ftärfere Bande der Zuneigung 

und der Pflicht Regierung und Volk aneinander knuͤpfen, von 
geringerer Erheblichfeit. 2) Der Preis (Curs) der Staats- 
papiere ift fehr veränderlich, wie es die auf Negierungsmaaßire- 
geln und Zeitverhältniffen beruhenden Hoffnungen und Beforg- 
niffe der Staatögläubiger mit ſich bringen, I, $. 438, Er dient 
daher zu einem Kennzeichen, woraus die Negierung den Stand 
der öffentlichen Meinung, insbefondere die Vorftellungen einer 
fehr unterrichteten Glaffe von Bürgern wahrnehmen, und bald 
eine Ermunterung, bald eine Warnung fchöpfen fann (3), Frei- 
lich wirken auch vielerlei fremdartige Urſachen auf diefen Gurs, 
weßhalb man nur mit Vorfiht Schlüffe auf ihn bauen darf 
und überhaupt kann diefer Nutzen der Gurfe nur als eine ein- 
zelne gute Seite einer Sache gelten, bei der dennoch die Nach— 
theile überwiegend find. 3) Eine große Schuld ift ein läftiges 

Hemmniß für die Regierung, weil fie die Aufnahme neuer 

Schulden erfhwert und bisweilen ganz verhindert, Der 

Gredit des Staates und die Fähigkeit der Bürger, die Zinfen 

und Tilgungsbeträge aus ihrem Einkommen abzugeben, haben 

ihre Grängen, und es ift fehr bedenklich, wenn ein Staat feine 

Schulden ſchon bis an diefelben ausgedehnt hat, weil ihm nun 

‚für neue Gefahren und Beduͤrfniſſe Fein Hülfsmittel mehr zu 

Gebote fteht. Die Regierung eines fehuldenfreien oder wenig 

verfhuldeten Staates kann ſich in den Angelegenheiten der in- 

neren und auswärtigen Politif weit freier bewegen und weit 
mehr Kraft entwideln (ec). 

(a) Wenn die in Sparcaffen niedergelegten Erfparniffe der arbeitenden 
Glafje in Staatspapieren angelegt, d. h. der Regierung geliehen 
werden, jo hat diefe eine große Zahl von Gläubigern in den unters 
ften Ständen, worauf man in Frankreich aus dem oben angegebenen 
Grund befonderes Gewicht gelegt hat. Das Guthaben der Spar: 
cafien bei der Caisse des consignations et depots war im April 


1845 auf 396%, Mill, Fr. angewachſen. — In Grofbritanien war 
die Zahl der Perfonen, welche Sinfen der Staatöfhuld bezogen: 


17* 
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1833 1848 
bie zu 5 &,©t. 85 142 96 415 
über 5— 50 „ 141021 140 962 
50— 100 „25446 24 462 
100— 500 ,„ 21 941 20 561 
500 — 2000 „ i 799 1 550 
über 2000 „ 183 177 


zufammen 275 532 284 127 

Nur die Heinen Poften bis 5 8, haben fich folglich. in diefer Zeit 
vermehrt. — In Frankreich waren 1825 162833 eingefhriebene 
Schuldpoſten (parties inscrites), — i. 3. 1830 ſchon 195 570, 1834 
aber 213 168, wobei indeß eine Perfon mehrmals vorkommen kann, 
wenn fie Papiere von verfchiedenem Zinsfuß befigt. Documens 
statistiques, 1835. ©. 166, 1845 zählte man in den 5 proc, Schuld» 
briefen bei Privatperfonen 36 833 Poften unter 100 Fr, Renten 
(Durchſchnitt 55), 40 186 von 100 — 500 (D. 260), 13 424 von 
5— 1000 $r. (D. 740), 9710 von 1—2000 (D, 1440) u, 9009 von 
2000 Fr, an. 


(5) Dieß ift von Zach ar iä a. a. D. vorzüglid; herausgehoben worden. 
„Wenn ...., fo darf man wohl behaupten, daß fein (größerer) 
Staat ohne Schulden fein darf, wenn feine Angelegenheiten mit 
Stetigkeit und Befonnenheit verwaltet werben ſollen. — Für die 
altgriechiſchen Freiftaaten, für den römifchen Freiftaat, für das alt: 
—— Reich, war es ein großes Unglüd, daß fie keine Schulden 

atten.“ 


(c) Die große Schuldenmaſſe der neueren Staaten hat jene riefenmäßigen 
Reichthümer in einzelnen Händen erzeugt, die zu einer wahren 
Macht geworden find, 


Who hold the balance of the world? Who reign 
O’er Congress, whether royalist or liberal? 

— Who keep the world, both old and new, in pain 
Or pleasure? Who make polities run glibber all? 
The shade of Bonaparte’s noble daring? 

Jew Rothschild and his fellow Christian Baring. 


Lord Byron, Don Juan, XU, 5. 


g. 481. 


Das Ergebniß der vorfiehenden Erörterung ift dieſes: Die 
Etaatöfchulden find von volfswirthfchaftlicher und politifcher 
Seite mit überwiegenden Nachtheilen verbunden, Man foll alfo 
nur unter ſolchen Umftänden Schulden machen, welche überhaupt 
eine gewiffe Ausgabe bei einem ſchon ohnehin hoch geftiegenen 
Staatdaufwande rechtfertigen, folglich zur Abwendung fchwerer 
Gefahren, oder zur Erreihung eines dauernden und großen Nu— 
Gens, auch nur dann, wenn nicht Erfparniffe an anderen Yusga= 
ben ausführbar find und wenn die erforderlichen Summen burdy 
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Steuern nicht ohne noch nachtheiligere Folgen erhoben werden 
Fönnten, $. 478, Eo lange die Steuern leicyt entrichtet werben, 
wäre es fehlerhaft zu borgen, weil man dabei auf Koften der 
Nachkommen das zur Tragung der Staatsausgaben zunaͤchſt 
berufene gegenwärtige Gefchlecht unbillig fhonte. Man kann 
demnach nur durch die Vergleichung der bei einem gewilfen 
Finanzzuftande eines Staats fomohl vom Borgen ald von der 
Steuererhöhung zu erwartenden Folgen den Punct finden, bei 
welchem jenes Mittel’ zulaffig wird (a). Diefe Saͤtze find jedoch 
nicht auf einen geringen Betrag von Anleihen anwendbar, etwa 
in Folge unvermeidlicher Abweichungen von dem Voranfchlage, 
Gin foldyer mäßiger Ausfall Fann fpäterhin leicht durch einen 
Ueberfchuß der Einnahmen ausgeglichen werden, oder vergrößert 
wenigitens die Schuld nicht mehr, als in Furzer Zeit wieder ab- 


getragen wird, 


(a) In Baden wurde unter ber Regierung des Großherzogs Karl Fried: 
rich (+ 1811) und wahrfcheinlicdy auf deffen eigenen Antrieb der 
Verſuch gemacht, auf gefeslihem Wege die Bedingungen zu beftim- 
men, unter welchen allein Staatsfchulden zuläffig fein follten, zuerft 
durd das Hausftatut und Bandesgrundgefeg v. 1. Oct. 1806, fodann 
in der „pragmatifchen Sanction über das Schuldenmwefen” v. 18 
Nov. 1808. Staatsſchulden follen nach diefem Gefege nur in außer: 
ordentlihen Fällen gemacht werden, Zu ihrer Gültigkeit gehören: 
1) eine rechtfertigende Urfache, näͤmlich ein wahres unmittelbares 
Staatöbedürfniß, und zwar entweder eine bleibende Landesverbeſſe— 
rung, oder bie Zilgung rechtmäßiger Schulden, oder die Rettung 
des Staates, des Fürften oder feines Nachfolgers aus großer Gefahr 
oder Beihädigung; — 2) gewiſſe Förmlichkeiten, nämlich Antrag 
des Finangminifters im Staatsrathe, Zuftimmung des Juftizmini: 
fters in Anfehung der Recdhtöfrage, ſodann Stimmenmehrheit. Das 
Dafein diefer Bedingungen muß in der Obligation angeführt fein ꝛc. 


$. 482. 


Die Aufnahme von Schulden auf dem Wege von Anleihen 
gefchieht defto leichter, je mehr der Staat Credit genießt. Die— 
fer gewährt ihm nicht blos die Sicherheit, in allen Fällen eines 
plöglihen Bedürfniffes fich die erforderlichen Summen verfchafe 
fen zu fönnen, fondern bewirkt auch, daß dieß unter den günftig« 
ften Bedingungen gefchehen Fann, Nur der Credit geftattet in ein= 
zelnen fchwierigen Lagen eine ſolche Fülle der Kraftentwidelung, 
die zur Ueberwindung eines mächtigen. Widerftandes zureicht, 
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und ruft neben den Anftrengungen: der Staatsbuͤrger auch ben 
Beiftand auswärtiger Gapitaliften zur Hülfe (a). Es muß da» 
ber das eifrige Beftreben jeder Regierung dahin gerichtet fein, 
fich den ausgedehnteften Credit zu erhalten, Der Staatscredit be 
ruht auf denfelben Grundurfachen, wie der Gredit der einzelnen 
Bürger (1, $. 278), nämlich auf der Meinung von den Hülfs- 
mitteln und der rechtlichen Abficht der Negierung. Zur Hervor- 
bringung diefes Vertrauens wirfen vielerlei Thatumſtaͤnde zu- 
fammen, die theild in der Gewalt einer Regierung liegen, theils 
aufer derfelben, von denen jedoch Fein einzelner für fich allein 
entfcheidend ift, indem vielmehr alle zufammentreffen müffen. 
(a). Nebenius,1, 249, 


$. 483, 


Die Hauptbedingungen des Staaterebits laſſen ſich fo über- 
bliden (a): 

1) Fähigkeit, die aus dem Schuldenwefen nothwendig mwer- 
denden Ausgaben zu beftreiten (5). Dazu tragen bei: 

a) der Grad des Volkswohlftandes, die Feftigfeit deffelben 
und die Ausficht auf die fernere Zunahme defjelben, Als 
Kennzeichen der Steuerfähigfeit des Volks dienen die Aus» 
dehnung der Production, der fehon benußten und noch auf 
Benugung wartenden Güterquellen (3. B. baufähiges ödes 
Land), — die Befchaffenheit der herrfchenden Gewerbö- 
zweige, — die Volksmenge, — die Lage der verfchiedenen 
Glaffen, — der Grad von mwirthfchaftliher Einficht, Er- 
werbseifer ꝛc.; 

b) der gute Zuftand des Finanzweſens und insbefondere die 
Leichtigkeit, die Auflagen zu erhöhen. Daher hat man zu 
berüdfichtigen: die Ordnung und Sparfamfeit im Staatö- 
haushalte, — die Höhe der Steuern, die gute Anlegung 
derfelben und die Wirkung, die fie auf die Production und 
Vertheilung Außern, — die Größe der fehon vorhandenen 
Schuld in Vergleih mit den zu ihrer Verzinfung und 
Abtragung verwendbaren Staatseinkünften; 

c) bie Feftigkeit der ganzen Staatseinrihtung, — alfo gute 
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Staatöverfaffung (ec), — natürliche und künftliche Beſchuͤ— 
gung vor äußeren Angriffen, — Abweſenheit aller Gefah- 
ren für Ordnung und Frieden im Innern des Staates; 
dagegen find bedrohte Stellung gegen das Ausland, leiden- 
fchaftliche Parteiungen, Zwift und Groll im Innern ꝛc. 
häufige Urfachen eines ſchwachen Credits, 

2) Die Vermuthung, daß eine Negierung ftetö bereitwillig 
fein werde, ihren Gläubigern das zu leiften, was denfelben zuge⸗ 
gefichert worden ift. Beifpiele begangener Ungerechtigkeit ſchwaͤ⸗ 
chen oder vernichten den Credit, Gewiſſenhaftigkeit, ſelbſt mit 
Ueberwindung von Schwierigkeiten behauptet, erhaͤlt ihn aufrecht. 
Neben der Geſchichte der Schuldverwaltung eines Landes traͤgt 
auch der ganze Geiſt der Rechtlichkeit, der eine Regierung durch 
dringt und fich in vielen Veranlaffungen Fund giebt, dazu bei, 


ihr das Vertrauen der Gapitaliften zu gewinnen (d). 


(a) Lehrreiche Betrachtungen bei Nebenius, 1,254.  Baumftark, 
a. a. D., 1. Verſuch, geht die Verwaltung der Domänen, das Münzs, 
Steuer- und Schuldenwefen, auch die formelle Einridytung des 
Staatshaushaltes im Einzelnen durch, um ben Einfluß jeder Maaf: 
regel auf den Eredit aufzufuchen. 

(db) Daß die Binszahlung ohne allmälige Abzahlung nicht Hinreiche, zeigt 
fhon Sonnenfels, II, 382. 

(c) In den Monarchieen mit Volksvertretung trägt die landftändifche 

Zuftimmung zu den Anleihen und die Berathung ded Voranſchlages 

zur Befeftigung des Staatscredites bei. Wo dagegen bie fürftliche 

Gewalt gefährdet wäre, würde der Credit ebenfofehr leiden, als wo 

diefe in ſchrankenloſe Willkühr übergienge. Sonnenfels, III, 381: 

„Ze unbefchräntter eine Monarchie ift, defto begrängter ift ihr Cre⸗ 

dit; der Despotismus hat gar keinen,“ — Früherer Unterfchied ber 

Kammer: und Landes⸗Schulden. — Die fonft übliche Verpfändung 

der Domänen war dem Gläubiger unnüs, weil es nicht zur wirt: 

fihen Einweifung in die verpfändeten Gegenftände kam, Das preuß, 

Gef. v. 17, Jan. 1820 giebt ald Garantie das ganze Staatövermögen 

und erklärt den Betrag der verzinslichen Schuld mit 180 Mill, rl. 

für gefchloffen, fo daß neue Darleihen nur „mit Zugiehung und unter 

Mitgarantie der künftigen reichsftändifhen Verfammlung” gemacht 

werben können. Art. II. — Die Veröffentlihung des ganzen Finanz: 

und insbefondere des Schuldenwefens wirkt günftig auf das Ver: 
trauen und ift daher auch in denjenigen Staaten zu empfehlen, wo 
die Verfaffung nicht ſchon hiezu nöthigt. Die niederländifhe Regie: 

” unter König Wilhelm I. hat fi durch Verheimlichung —* 

geſchadet. 

Eine merkwürdige Erſcheinung iſt die Weigerung mehrerer Staa⸗ 

ten in der nordamericaniſchen Union, ihre Schulden zu bezahlen, die 

fog. Repudiation. Sie gieng vom Staate Miffifjippi aus und 
wurde auf die Behauptung geftüst, die Anleihen feien nicht in ges 


(d 


— 
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1) 


2) 


3) 


feslicher Form gemacht, auch größtentheild unredlich verfchleubert 
worden. Hiedurch entftand 1841 ein ungeheures Sinken der Schuld⸗ 
ſcheine mehrerer Staaten, bis auf ungefähr 20 Proc, (Sieben 
Staaten find fchuldenfrei.) Daher Eagte der Präfident Tyler 
(Botfchaft v. Dec. 1842), daß die Union nicht vermocht habe, in 
Europa eine Anleihe zu Stande zu bringen, obſchon europ. Regie: 
rungen um niedrigeren Bins gelichen befämen. Im 3. 1818 ver- 
weigerten noch Miffiffippi, Florida, Michigan und Arkanfas die 
Bezahlung, 5 andere erkannten ihre Verbindlichkeit, waren aber im 
Rücftande, Die Schuld der Staaten wurde zu 165 — 170 Mill. D. 
angegeben, nad neueren Nachrichten zu 209 Mill, Vgl. vd, Rau⸗ 
mer, Die verein, St. v. Nordam, I, 406, — Nopitſch, Kaufm. 
Berichte, S. 385, 1849, 


$. 484, 


Weitere Bemerkungen über den Staatscrebit. 
Es ift nicht vorherzufehen, wie weit ſich der Grebit eines 
wohlgeordneten und regierten Staates erftreden Fünne. 
Ein Zufammentreffen günftiger Umftände hat ihn biswei- 
len, 3. B. in Großbritanien, auf eine ganz unerwartete 
Höhe gebracht (a). 
Die Ausdehnung des Credites drüdt ſich zunaͤchſt in der 
Größe der Summe aus, die eine Regierung geliehen erhal- 
ten fann, unter übrigens gleichen Umftänden auch in dem 
niedrigen Zinsfuße bei den Staatsanleihen, doc, koͤnnte 
3. B. eine große Anhäufung von Gapitalen oder eine Eto- 
ung in den Gewerben eines Landes der Regierung befiel= 
ben wohlfeilere Anleihen verfchaffen, ohne daß fie gera- 
de mehr Gredit genöffe ald andere. Eo ift auch das Etei- 
gen des Zinsfußes bei neuern Staatöfchulden nicht immer 
ein Zeichen des abnelmenden Gredites, weil es auch von der 
Verminderung der verleihbaren Summen herrühren kann. 
Viele Regierungen find der Verſuchung unterlegen, von 


. ihrem Gredite Gebrauch zu machen und haben, da fie für die 


geborgten Gapitale zuwörderft nur die Zinfen aufzubringen 
brauchten, Echulden zu überflüffigen oder doch unnöthigen 
Ausgaben gemacht. Bon diefem Mißbrauche des Grebits 
in guten Zeiten muß die Erwägung der langwierigen An— 
firengungen, die eine Schuld bis zu ihrer ganzlichen Abtra- 
gung erfordert, und der Gedanke, daß man ſich durch leicht- 





4) 


ö) 


(a) 


(b) 


(e) 
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finnigeö Borgen die Aushülfe in Bebrängniffen verfperrt, 
dringend abmahnen (5). 

Die Schulden der heutigen europäifchen Staaten rühren 
größtentheild von fehweren Kriegen her, die auf diefe Wei- 
fe noch lange fort in den Friedenszeiten nachwirfen. Die 
Kriege werden heutiged Tages mit einem Kraftaufwande 
geführt, welcher felbft bei guͤnſtigem Ausgange ohne Schul- 
den nicht zu beftreiten ift, Die hierdurch angehäufte Schul- 
denlaft vieler Staaten hat bei ihren unverfennbaren Nach— 
theilen wenigftens das Gute, daß fie ein Pfand des Friedens 
bildet, indem fie von neuen Kriegen abhält, deren Koften 
entweder bie Gränzen des Credites oder die Steuerfähigkeit 
des Volfes überfteigen könnten (ec). 

Die Gefchichte der Staatsfchulden zeigt deutlich, wie wenig 
man fonft über das Wefen des Staatscredits und über bie 
befte Benutzungsart defjelben unterrichtet war. Die Ein- 
ficht in diefen Gegenftand hat fi im jegigen Jahrhundert 
überaus vervollfommnet, wodurch theils die aus dem Schul- 
denweſen entipringenden Opfer für die Steuerpflichtigen 
vermindert, theils die Rechte der Staatögläubiger mehr ge- 
fichert worden find, 


Dier kam der beifpiellofe Auffhwung der Gewerbe und des Handels 
hinzu, um eine Schuldenmaffe erſchwinglich zu machen, die einen 
andern Staat erdrüdt hätte, 

A. Smith fchildert, wie bisweilen felbft der Bürger mit der Fort: 
fegung eines Krieges zufrieden ift, der ihm anregende Neuigkeiten 
bereitet und träumeriſche Hoffnungen von Eroberung und National: 
ng — fo daß man gerne die größeren Steuern bezahlt, 
ll, 376, 


Nur wenige Staaten find heutiges Tages fchuldenfrei; Toscana, 
Schweden (mit Ausnahme feines Papiergeldes), die ſchweizeriſche 
Eidgenoffenfhaft und die meiften einzelnen Gantone, Lichtenſtein, 
Lippe:Detmold, Schaumburg=kippe, ©. Marino. Auch die türkifche 
Regierung hat in neuerer Zeit Schulden machen müffen, fie gab 
at) verzinslihe Scheine (Sehim) aus, bezahlte einen 
Theil der Befoldungen in denfelben und ficherte die Annahme in 
den Staatscafjen zu. Vgl. Likawetz-Oberhauſer, Die europ. 
Staatsſchulden. Wien 1850. In den nordamericanifchen Freiftaaten 
wurde 1835 die ganze Schuld abbezahlt, welche aus dem Befreiungs: 
kriege und dem fpäteren Kriege mit Großbritanien herrührte und 
1816 ihren höchften Stand (127%, Mill, Doll.) erreicht hatte. Allein 
1837 in der Zeit ber Bankverwirrung wurden ſchon wieder zins— 
tragende Schagfammerfcheine ausgegeben, um den Ausfall in den 
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Einkünften zu decken, und zur Einziehung jener Scheine wurden 1842 
und 1843 Anleihen von beinahe 15 Mill, Doll. gemadt. Im April 
1846 war die Schuld 17%, Mill., durch den Krieg mit Meriko ift 
fie (Anfang 1849) auf 65%, Mill, erhöht worden, 


# 


2, Abtheilung. 


VBerfchiedene Arten der Stantsfchulden, 


$. 485, 


Man hat fehr manchfaltige Wege eingefchlagen, um bei ei- 
ner Unzulänglichfeit der Staatseinkfünfte fremdes Vermögen zu 
Hülfe zu nehmen. Manche diefer Verſuche entftanden aus der 
Unkenntniß der wahren Grundfäge und der Hoffnung, durch 
neue fünftliche VBeranftaltungen allen Nachtheilen-zu begegnen, 
andere aus dem Beſtreben, das Schuldenmadhen zu verdeden, oder 
der Abficht, durch andere Formen, Namen und Bedingungen die 
Gapitaliften geneigter zu machen und anzureizen (a). Ein Theil 
diefer Maafregeln erfcheint bei genauer Prüfung als verwerflich,, 
da fie mit der Würde einer von fittlihen Grundfägen geleiteten 
Regierung und der Schonung der Volkswirthſchaft unverträglich 
find, Die Arten der Schulden zerfallen zuvörderft in zwei Haupt— 
claffen, erzwungene und vertragämäßige, Nur dieſe be- 
ruhen auf dem Staatöcrebite, bei jenen tritt der Zwang an bef- 
fen Stelle, Man hat fich öfters zu der letzteren Art gewendet, 
wenn man nicht auf einen hinreicyenden Gredit zu bauen wagte, 
fie haben jedoch größtentheild neben dem in jeder Staatsfchuld 
liegenden Uebel noch andere Nachtheile bei ſich. 


(a) Belege finden fih in der Finanzgefchichte vieler Staaten, z. B. in 
v. Hauer, Beiträge z. Gef. der öfterr. Fin, ©. 125 ff’ — Viele 
ftatiftifche Angaben über die Schuldbriefe ze. der einzelnen Staaten 
enthält das forgfältig ausgearbeitete Werk: Ch. u. Fr. Nobad, 
Vollſt. Zafchenbud der Muͤnz-, Maaß- u, Gewichtöverhältniffe zc. 
Leipz. 1851. 118. 


$. 486, 


Zu den erzwungenen Staatöfchulden find zurechnen: 
I. Rüdftände der Ausgaben. Nichts kann dad Ver— 
trauen zu einer Finanzverwaltung mehr zerflören, ald wenn fie 
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die verfprochenen Zahlungen nicht zur rechter Zeit leiſtet und die 
Perfonen, welche diefelben zu fordern haben, ohne Ruͤckſicht auf 
ihren Vermoͤgenszuſtand nöthigt, Staatsgläubiger zu bleiben. 
Dieß ſtuͤrzt viele Familien in Noth, lähmt die Bereitwilligkeit 
derer, die dem Staate ihre Dienfte widmen, und verurfacht bei 
fpäteren Ausgaben wegen der Unficherheit der Bezahlung höhere 
Preife bei vielleicht fchlechteren Leiftungen. Dieß ohnehin unge- 
rechte Verfahren zeugt daher von der größten Echwäche einer 
Regierung und ber höchften Zerrüttung des Finanzweſens, def- 
fen Berbefferung vor Allem mit der Berichtigung jener Ruͤck— 
ftande beginnen muß (a), 

I. Geforderte Steuervorfhüffe (Anticipationen), 
Es ift für die Eteuerpflichtigen ebenfans höchft druͤckend, wenn 
fie ihre Steuern auf einen gewiffen Zeitraum voraus entrichten 
müffen, Die Geftattung eines, die Zinfen verglitenden Abzuges 
(Disconto) mildert die Härte diefes Mittels nicht völlig und 
daſſelbe ift ebenfalls nur als augenblidliche Nothhülfe einer be- 
drangten Regierung anzufehen, Wird der Vorfchuß den Steuer- 
pflichtigen freigeftellt, fo gehört er in die 2, Glaffe ver Schulden, 

II. Zwangsanleihen, Mögen fie auch die Unfehlbar- 
feit einer Aushülfe und den Umftand fuͤr fich haben, daß” die 
Regierung die Bedingungen felbft feßen EFann, fo fiehen ihnen 
doch weit erheblichere Gründe entgegen. Die Nöthigung zu 
einem Vorſchuß ift rechtlich nur dann zuläffig, wenn fie gefek- 
lich alle Steuerpflichtigen von einem gewiffen Maaße der Ders 
möglichfeit an trifft; aber auch dann, und abgefehen von den 
Unvollfommenheiten des Schatzungsſyſtems, befchwert fie doch 
fehr ungleihmaßig, weil felbft bei einerlei Steueranfhlag das 
Aufbringen und Entbehren einer gewiffen Eumme bei einigen 
Glafjen der Steuerpflichtigen fchwerer ift ald bei anderen. Gleich- 
wohl wäre ed auch wieder nicht gerecht, nur die Zinsgläubiger 
zu Darleihen anzuhalten. Hiezu Fommt, daß Zwangsanleihen 
den gänzlihen Mangel an Credit vermuthen laffen und dadurch 
ihn wirklicy erzeugen. Sie geben nur eine beſchraͤnkte Hülfe und 
verfperren die Ausficht auf fünftige freiwillige Unterſtuͤtzung. 
Auch der bloß gegen Gemeinden, Stiftungen ıc, gerichtete Zwang 
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ift tadelnswerth, weil er als Mißbrauch der obervormundfcaft- 
lichen Gewalt erfcheint (2). 


IV, Bürgfchaften (Gautionscapitale) ber Staatö- 
beamten, die mit der Verwaltung Öffentlicher Gelder beauftragt 
find, oder auch der Pachter von Domänen und Staatögewerben. 
Die Finanzbehörde muß diefe Bürgfchaften ſtets zur Verfügung 
haben, man pflegt fie daher der Cchuldverwaltung zu uͤbergeben, 
die ſie den Angeſtellten verzinſet. Hier findet zwar Zwang ſtatt, 
aber nicht zufolge einer vereinzelten Maaßregel, ſondern nach 
einem allgemeinen Geſetze, auch iſt die Uebernahme einer ſolchen 
Stelle oder Pachtung Gegenſtand einer freien Wahl. Beſtehen 
die Cautionen aus hinterlegten Staatspapieren, ſo ſind ſie keine 
neue Schuld. Baar eingezahlte Cautionen bilden einen beſon⸗ 
deren Theil der Schuld, in welchem jährlich viel Zur und Ab— 
gang durch neue Anftellungen und Tod oder Austritt flatt findet, 
deffen Gefammtbetrag aber ziemlich gleidy bleibt (ec). 


(a) Es genügt nicht, den Gläubigern für diefe Rüdftände, z. B. die 
- fälligen Schuldzinfen, verzinsliche Schuldbriefe zu überliefern, bie 
fie vielleicht nicht ohne Verluft verkaufen können. 


(6) Nebenius, I, 319. — Billigung der erzwungenen Anleihen in 
ſchwierigen Fällen bei verfhiedenen älteren Rechtsgelehrten, ſ. 
Klock, De aerario, ©, 331. — In Franfreicd war 1793 eine 
3wangsanleihe von 1000 Millionen verordnet worden, die aber fehr 
langjam, unter dem Widerfprude der Reichen, die man treffen 
wollte, eingieng, und nur 400 Mill, einbrachte. Bresson, Hist. 
fin. de la France, II, 192, 245. Thiers, Hist. de la revolution 
franc. VIII, 188, 510. Die fpätere Zwangsanleihe unter dem fran= 
zöfifchen Directorium wurde auf Gaudin’s Betrieb fogleih nad) 
dem 18, Brumaire 1799 abgefchafft. Es follten 100 Mill. Fr, gegeben 
werden, die eine Zury nad) den Kataftern und nad) eigenem Ers 
meffen auf die Steuerpflichtigen umzulegen hatte. Gaudin erſetzte 
fie durch einen Steuerzufdhlag von 25 Gt. auf die Grund: und Mo: 
biliarfteuer, zur Hälfte in Grebitpapieren des Directoriums zahlbar. 
— In Defterreich 1705 eine Zwangsanleihe von der Hälfte des 
im Privatbefige befindlichen Silbers, in natura oder in Geld zu 
entrichten. 1760: Gelder der Stiftungen, Minderjährigen zc. muß: 
ten in öffentliche Fonds gelegt werden; 1794 Zwangsanleihe zu 
3%, Proc. verzinslich, genau nad den Steueranfclägen bemeffen 
und von mäßigem Betrage, wie eine Steuererhöhung anzufehen. 
Dieb Verfahren wurde mehrere Jahre lang wiederholt, Die Vers 
zinfung diefes Kriegsdarlehens hörte 1804 auf. Das Patent vom 
1. Sun. 1798 gründete die fogen. Arrofirungsanleihe. Die Inhaber 
von Bankobligationen mußten nämlich 30 Proc. des Nominalbetras 
ges baar zufchießen, dagegen erhielten fie ftatt der Aproc, neue 5proe. 





Obligationen für das Ganze, die jedoch 1811 ebenfalls unter die 
Binserniedrigung fielen, f. $. 516. Aehnlicher Zwang zum Nachzahlen 
weiterer 20 — 50 Proc. bei den fog. Kupferamtscapitalen, Patent 
1. Sun. 1800, 0. Hauer, a. a. O. Zebaldi, Die Geldangelegen: 
heiten Oe.'s, ©. 7, Auch das Anlehen von 1806 war mit Zwang 
verbunden. — 3wangsanleihe in ber Lombardei, 1850, — Baierifche 
Bwangsanlcihe von 1809, — Bad, V. v. 28. Dee. 1813, nad) wel⸗ 
her zur Beftreitung der Kriegskoften die Vermögenderen einen 
Beitrag geben follten, gegen Vorfchußfcheine, die mit 6 Proc, ver: 
zinfet wurden. Man bediente fich hiezu der Anfchläge für die Ein: 
tommensfteuer von 800 fl, an u. forderte nad) der Größe des Ein: 
kommens 20—40 Proc. deſſelben. — Zwangsanleihe der fpanifchen 
Regierung im Aug. 1836, nad) der erzwungenen Annahme der Gor- 
tes⸗Verfaſſung. 200 Mill. Realen, nad) einer beftimmten Vertheilung 
unter die Provinzen von den Steuerpflidhtigen einzutreiben. 
Baden: den Gaventen werden feit 1832 befondere Gautionsfcheine 
ausgeliefert (früher NRentenfcheine). Die Gautionen betrugen zu 
Anfang 1850 477 900 fl, Ein Poftmeifter hat 1000 fl,, ein Domä⸗ 
nenverwalter, Obereinnehmer 800 fl., Poftverwalter 500 fl., Poft: 
halter 3 — 500 fl., Poftpader und Briefträger 300 fl., ein Unter: 
erheber 1 — 400 fl. zu hinterlegen, — In Frankreich betragen bie 
Gautionen gegen 233 Mill, Fr., Zins zu 3 Proc, 7 Mill, 
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V. Ausgeben von Staatdpapiergeld (a), Diefes 
wird gewöhnlich unmittelbar von den öffentlichen Caſſen zu 
Staatsausgaben verwendet, In mehreren Ländern find Staatd- 
banken errichtet worden, welche, wie die auf Actien gegründeten 
Privatanftalten gleicher Art, Bankgefchäfte betreiben (I, F. 317). 
So lange fie ganz wie Privatbanfen verwaltet werden, fommen 
auch ihre Scheine (Noten) nach Eigenfhaften und Wirkungen 
mit dem Privatpapiergelde überein, fie nehmen dagegen mehr 
und mehr die Wefenheit des Staatspapiergelded an, wie bie 
Kinmifhung der Staatögewalt in die Bedingungen des Um— 
laufes beginnt und zunimmt, Das Staatspapiergeld beruht 
theild auf der materiellen Verbürgung, die ihm der Staat giebt, 
theild auf dem Gredite deffelben. Iſt die Einlöfung auf jedes— 
maliges Verlangen des Beſitzers zugefichert worden, fo befteht 
eine ausdrüdliche Verbindlichkeit, aber auch ohne eine ſolche ift 
eine Verpflichtung der Negierung nicht zw verfennen, das Pa— 
piergeld, welches fie zu ihrem Vortheile an die Stelle der Münze 
fest, im Umlaufe ftetö auf gleihem Preife mit diefer zu erhalten 
und jeden Befiger deffelben vor einem Berlufte zu bewahren, 
Die Annahme in den Staatöcaffen trägt hiezu bei, obfchon fie 


(c 


— 
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für ſich allein bei einer großen Menge des Papiergelded nicht 
hinreicht, zumal da das Wiederausgeben nicht verhindert if. 
Das Staatspapiergeld ift daher als eine Staatöfchuld ganz 
eigenthümlicher Art anzufehen, fie ift namlich 

1) unverzinslich, 

2) die Perfonen der Gläubiger wechfeln unaufhörlich, 

3) die etwa den Befigern zugeficherte Tilgung der Schuld 
wird durch den freien Entfchluß derfelben, die Papiere im 
Verkehre fernerhin umlaufen zu laffen, hinausgefchoben, 
und 

4) es wird durch Wiederausgabe der eingelößten Papiere die 
Echuld flets von Neuem eingegangen. 


(a) In Defterreih ift Kupfermünze ausgeprägt worden, welde den 
Wiener Bankzetteln gleich galt und fo fehr über feinen Metallwerth 
erhöht wurde, daß es mehr ein a als ein felbftftändiges Geld 
darftellte; ed waren Stücke von 1,3, 15 und 30 Er., die aber zu= 
gleich mit dem Papiergelde auf % Gersbgetett wurden. 
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Diefe Eigenfchaften, insbefondere die Unverzinslichkeit, haben 
dem Staatspapiergelde bei vielen Staatdmännern eine große 
Empfehlung gegeben. Eine mäßige Menge Papiergeldes, die 
nur einen Theil der umlaufenden größeren Muͤnzſorten erſetzt, 
in Verbindung mit unweigerlicher Einlöfung und Annahme bei 
den Staatscaffen, ift unfchädlich, fo lange der gute Zuftand des 
Finanzwefend währt, Allein in unglüdlihen Kriegen und ans 
deren Bedrängniffen zeigen ſich ernftliche Gefahren. Selbft jene 
mäßige Menge des Papiergeldes würde dann nicht im Pari mit 
der Münze erhalten werden Eönnen, noch fchlimmer aber ift die 
große Verſuchung, fi durch die Ausgabe von neuem Papiers 
gelde zu helfen. Da hiebei die Unmöglichkeit der Einlöfung ſich 
bald fühlbar macht, fo bleibt das Sinken des Curſes nicht aus, 
die in dem gefunfenen Papiere eingehenden Staatseinkünfte 
reichen immer weniger zu, weil die Preife aller Dinge in die 
Höhe gehen, und man fieht fich ftets zu einer neuen Vermeh⸗ 
rung des Papiergeldes hingedrängt IL, $. 266—268. Diefer 
Buftand müßte bis zur gänzlichen Preislofigkeit des Papiergeldes 
binführen, wenn man nicht Mittel fände, früher der Anhaufung 
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defjelben Schranken zu feßen und deſſen Curs feftzuftellen (a). 
Auf weldyer Stufe des Uebeld man auch dem weiteren Anmwachfe 
deffelben Einhalt zu thun anfängt, fo ift dafjelbe noch immer 
größer, ald wenn. ein gleicher Betrag an Schulden auf andere 
Art, insbefondere durch Anleihen gemacht worden wäre, Der 
Nahrungszuftand vieler Familien wird zerftört bis zur gänzlichen 
Verarmung, die Gewerbe leiden, Einzelne gewinnen dagegen 
bei dem Abtragen ihrer Berbindlichfeiten in dem gefunfenen 
Papiere, Die Verwirrung im Geldmwefen und in den Geld- 
preifen, welche alle volköwirthfchaftlihen Werhältniffe durch. 
dringt, muß eine Zerrüttung und Lähmung des ganzen Verkehrs 
verurfachen, und aud; nachdem man die Heilung zu veranftalten 
angefangen hat, dauert ed noch lange, bis die großen Verluſte 
verfchmerzt und erſetzt find. Diefe vertheilen fich auch höchft zu— 
fällig und ungleichförmig unter die Staatöbürger und find weit 
größer, ald der Nuken für die Staatöcaffe (5). Ein ausgearte— 
tes, vom Staate beſchuͤtztes Privatpapiergeld ift in Anfehung 
der Wirkungen dem vom Staate felbft ausgegebenen gleich zu 
achten, I, $. 300, 


(a) Zum Beifpiel dienen die Erfahrungen mehrerer neuerer Staaten, 
ſ. 1, $. 315 — 317, 11, $. 268, — Die Hemmung biefer Verwirrung 
gelingt nicht jedesmal fogleich, Die öfterreichifchen Einlöfungsfceine, 
obgleich fie für den Sfahhen Betrag in Banknoten ausgegeben wur: 
den, fanten noch fehr im Eurfe, Die frangöfifchen mandats terri- 
toriaux, eine Schöpfung des Directoriums v. 16. März 1796, die 
zum Theile dazu beftimmet war, die tiefgefuntenen Affignaten gegen 
Yo ihres Nominalbetrages einzuziehen, verloren doch ebenfalls fehr 
im Gurfe gegen Münze. Man beabfichtigte, die Mandaten durch 
Domänenverkäufe zu tilgen, fo daß man die Staatöländereien ohne 
Verfteigerung nad) der Zare von 1790 gegen die nämlihe Summe 
in Mandaten hingab, Dieß geſchah auch, Eonnte indeß den Curs der 
legteren nicht aufrecht erhalten, weil die Ländereien fehr gegen den 
damaligen Preis gefallen waren und die auf Y — "4, Proc. geſun⸗ 
kenen Affignaten bei der Umwechslung gegen Mandaten viel zu hoch 
gerechnet wurden, aud) das Vertrauen zu allem Papiergelde zerftört 
war. Die Mandaten galten anfangs (Febr. 1796) 60—64 Proc, 
im Auguft deſſ. Sahres nur noch zwifchen 2 und 3 Proc. und zuletzt, 
im Sept. 4,5® Proc, Schon am 26. Juli 1796 wurde angeordnet, 
daß die Mandaten bei der ——— von Domänen nur nad) 
dem Curſe angenommen werben follten. Sie verfchwanden aus dem 
Umlaufe und die verborgen gewefene Münze kam häufig zum Vor: 
fhein. Thiers, Hist, de la revolution fr., VII, 190, 341. gl, 
Stord, Handb. II, 111. 

(d) Als in Frankreich der Verkehr von ber Verwirrung durd) Affignaten 
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und Mandaten befreit worden war und fich wieder belebte, trat bie 
Noth derer, die in Papiergeld von der Staatscaffe bezahlt wurden, 
deutlich hervor. Le gouvernement, e. a. d. ses chefs, ses agens de 
toute espece, militaires, administrateurs ou magistrats, ses cr&- 
anciers, &taient reduits A une affreuse detresse. — Les rentiers 
mouraient de faim, les fonctionnaires donnaient leur demission. 
Thiers, VIII, 344. — Die legten 20 000 Mill, Fr. Affignaten hat⸗ 
ten der Staatscaffe ungefähr nur foviel ald 100 Mill, Fr. Münze 
genügt. Die gefegliche Preisbeftimmung der nöthigften Waaren 
(das „maximum‘‘) und das Verbot, ein Agio auf Münze zu neh⸗ 
men, 1793, bei Strafe von 6 Jahren Zuchthaus, hatten bas Uebel 
nur ärger gemacht und man hatte 1795 diefe harten und doch un⸗ 
ausführbaren Gefeße zurüdnehmen müffen. Thiers, V, 152. VI, 
42,245. 387. — In China war es im 11. u, 12. Jahrhundert üblich, 
bei der Ausgabe von Papiergeld zu beftimmen, nad) wieviel Jahren 
daffelbe vollftändig eingelößt fein folle, aber dieß wurde nicht puͤnkt⸗ 
lich vollzogen und die Scheine ſanken im Preiſe. Die nad) 7 Jahren 
zahlbaren Kiaostfchao von 1155 fielen dergeftalt, daß ein Reiskuchen 
nach heutigem franzöf. Gelde 75 000 Fr. galt, Nat. Rondot in 
Journ, des Econ. XXV, 113 (San. 1850). 
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Das Papiergeld erfcheint demnach ald eine gefährliche Art 
von Staatöfchulden. Nur fortvauernde helle Einfiht und de 
ftigfeit der Regierung Fann vor dem Mißbrauche bewahren, und 
es giebt Feine äußere Echugwehr oder Bürgichaft, bie nicht 
fpäterhin, wenn jene Eigenfhaften ben Regierungen fehlen, 
vereitelt werden koͤnnte (a). 3 ift eine ſchaͤdliche Selbſt— 
täufchung, wenn man glaubt, eine große Summe neuer Papiere 
unbemerkt und ohne Nachtheile ausgeben zu koͤnnen, weil man 
den Belauf derfelben vielleicht verheimlicht. Sn Zeiten, wo 
man beträchtliche Schulden zu machen gezwungen ift, darf man 
fi auch am wenigften die Fähigkeit zutrauen, das Papiergeld 
durch Einlöfung ſtets im Pari zu erhalten, Dafjelbe ift deshalb 
Feine gute Aushülfe in einer ſchwierigen Lage, vielmehr ift es 
nur unter folhen Umftänden unfchädlich, wo man es leicht ent= 
behren koͤnnte und bloß der Vortheil einer Binserfparung in bes 
ſchraͤnktem Maaße beabfichtigt wird. Dieß ift der Fall, fo lange 
die Menge des Papiergeldes gering ift, z. B. 1, der jährlichen 
Staatseinkinfte, fo daß die Möglichkeit, daffelbe einzuziehen 
und daflır verzinsliche Anleihen aufzunehmen, feinem Zweifel 
unterliegt(5). Am allerwenigften hat dasjenige Staatöpapier- 
geld gegen fich, welches nur auf beftimmte Zeit, ald Voraus⸗ 
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nahme (Anticipation) gewifjer Einkünfte, ausgegeben und 
bei oder nach dem Eingehen derfelben eingezogen wird (c). Ver- 
zinsliche Echuldbriefe auf Feine Summen, 3. B. auf 50 oder 
25 fl., find nicht als Papiergeld anzufehen, weil man wegen der 
Berzinfung und der beim Ausgeben nöthigen Vergütung der an- 
gelaufenen Zinfen foldye Papiere nicht fo leicht und gerne wie 
Geld bei Zahlungen anwendet (d). 

(a) Auch die landftändifhe Mitwirkung zur Ausgabe des Papiergeldes 


(6) 


(c) 


gewährt keine unfehlbare Sicherheit gegen Mißgriffe, weil in einer 
Angelegenheit, die gründliche ſtaatsoͤkonomiſche Kenntniſſe erfordert, 
auch eine folhe Verſammlung leicht in Ierthümer verfallen oder 
überrafcht werben kann. 

Die vermehrten Staatsausgaben bei verminderten Einkünften ha— 
ben 1848 u. 49 viele deutſche Regierungen bewogen, Papiergeld 
auszugeben oder das fchon ausgegebene A vermehren. Dieß geſchah 
zum Theile in ſehr mäßiger Menge, z. B. Baden 2 Mill, fl. (1,*° fl. 
auf den Kopf), Würtemberg 3 Mill. (1,6% fl. a, d, K.), zum Theile 
aber in einer Menge, weldye der inländifche Umlauf eines Eleinen 
Landes nicht faffen kann und welche daher nur auf die Annahme in 
anderen deutſchen Staaten berechnet fein Eonntez; Kurhbeffen 21, 
Mil, vi. (5,°° fl. a. d. Kopf), Meiningen und Koburg » Gotha je 
800 000 rt. (6,° u. 7 fl.), Sachfen 7 Mill, ri, (6,*fl.), X. Bernburg 
300 000 r6; (10,5 fl.), A. Köthen 500 000 ri, (19,? fl. a. d. Kopf!). 
Dieß Uebermaaß macht das Bedürfniß einer bundesgefeglichen Regel 
fehr fühlbar. — In Oeſterreich find feit 1848 mehrere Arten von 
Staatspapiergeld ausgegeben worden, Im Febr. 1851 waren an 
72 Mill, fl. unverzinsliche Reichsſchatzſcheine (bis zu 5 fL herab, die 
Scheine von 100 fl. an tragen 3 Proc, Zins) und 542, Mill, An: 
weifungen auf die ungar, Landeseinkünfte vorhanden. Von biefen 
Papieren und den (verzinslichen) Gaffenanweifungen befaß die Bank 
511, Mill, die aber darum nicht weniger Theile der Staatsfchuld 
find. Wegen Mangels an Scheidemünge wurden 1848 Münzfcheine 
bis auf 10 und 6 Er. ausgegeben. 

In Oeſterreich wurde 1761 eine neue Menge von Bankzetteln aus: 
gegeben, die bei ber beabfichtigten Anleihe von 7 Mil. fl, eingezahlt 
und eingezogen werben follten, — Anticipation der preuß, Vermö- 
gens- und Einfommensfteuer (F. 404) durch geftempelte Zrefor- 
Scheine, die bei der Entrichtung diefer Steuer und auch fpäter für 
baar bei den Staatscaffen angenommen werben follten. Edict v, 
24. Mai 1812. Die dur) die Steuer eingehenden Zreforfcheine fol 
len vernichtet, die auf diefe Weife nicht eingegangenen aber aus dem 
Steuerertrage eingelößt und vernichtet werden. Edict v. 19, Jan. 
1813. Hiermit find die anderen nicht geftempelten, im Umlaufe ge— 
bliebenen Zreforfcheine, neuerlich Gaffenanweifungen genannt, nicht 


u verwechfeln, vgl, I, $. 296. — Niederländifche Münzfcheine, $. 201. 
(4) 


gl. I, F. 293. (e). In neuerer Zeit hat man öfters ſolche Obligationen 
ausgegebemund die Zinsberechnung durch eine aufgedruckte Zabelle 
erleichtert. Sie dienen zur Anlegung Kleiner Erfparniffe und ver> 
fhaffen hiedurdy allerdings der Regierung eine größere Menge von 
Darleihern. 
Rau, polit. Dekon, Ste Ausg. III, 2te Abth. 18 
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Die Vorzlige der freiwilligen Anleihen ($. 485) erhellen 
aus ber vorfiehenden Betrachtung der erzwungenen Etaatö- 
fchulden. Der Gläubiger leiht unter Bedingungen, die er ge- 
nehmiget, und die fämmtlichen Staatsbürger tragen zu den hier- 
aus erwacfenden Kaften durch Steuern gleichförmig bei. Waͤh— 
rend der allmäligen Vermehrung der Staatsfchulden iſt man 
auch bei ven Anleihen auf mancherlei Einrichtungen verfallen, 
die fich nach folgender Eintheilung ordnen laſſen (a), Die An- 
leihen dienen 

I. zu einer bloß augenblidlihen Aushülfe (ſchwebende 

Schuld), oder fie werden 

II. auf längere Zeit gemacht; 

A. Einfache verzinslide Anleiben. Hier treten 
Werfchiedenheiten in den Über die Heimzahlung getrof- 
fenen Verabredungen ein, indem namlich 
1) eine gewiffe Frift zur Abtragung feflgefegt, oder 
2) dem Gläubiger die Kündung geftattet, oder 
3) demfelben lediglich der Zinsbezug ohne dad Ver— 

fprechen einer Zuruͤckzahlung der Forderung felbft 

zugefihert wird; Nenten. Bei diefen giebt es 

wieder eine doppelte Art, die Verzinfung des Capi— 

tals zu bezeichnen, e& wird entweder 

a) der Zinsfuß im Verhältniß zur gelichenen 
Eumme ausgedruͤckt, oder 

b) im Verhältniß zu einem von diefer verfchiedenen 
Nenn- (Nominal:) Betrage. 

B. Anleihen mit einer die Verzinſung und allmälige Til- 
gung enthaltenden Rente; Zeit: und Leibrenten. 

C. Anleihen mit einem XTilgungsplane, wobei die aufge- 
fchobenen Zinfen nachbezahlt und Gewinnfte verlonst 
werden; ®otterieanleihen. 

(a) Vergl. Nebenius, ©, 329 ff. — Baumftart, ©, 228, 
$. 491. 

1. E3 giebt Anleihen, welche nur dazu beftimmt find, ein 

augenblidliches Mißverhältniß zwifchen den Cinfünften und 
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Ausgaben auszugleichen und daher nur auf ganz Furze Zeit, ge- 
wöhnlich nicht über ein Sahr hinaus, gemacht werden, Sie 
unterfcheiden fich von anderen Anleihen außer der verabredeten 
baldigen Zurüdzahlung dadurch, daß fie als vorübergehend 
nicht in den dauernden Verzinfungs- und Tilgungsplan auf: 
genommen werden, fondern lediglich auf die Einkuͤnfte jedes 
einzelnen Jahres angewiefen bleiben. Man hat fie neuerlich 
mit dem Namen ſchwebende Edyuld, dette flottante, floa- 
ting debt, belegt (a). Diefe Fann 1) davon herrühren, daß die 
Ausgaben und die zu ihrer Dedung beftimmten Einfünfte nicht 
gleichzeitig zufammentreffen, und dalyer, weil jene nicht verfcho- 
ben werden dürfen, auch Fein gentigender Betriebsvorrath in 
Bereitfchaft ift ($. 88), die nöthigen Summen einftweilen ge- 
borgt werden muͤſſen. Dieß gefchieht beffer durch Aufnehmen 
bei Gapitaliften, ald durch freiwilligen Vorfhuß einer Auflage 
von den Steuerpflichtigen, vgl. $. 486. 2) Sie fommt daher, 
daß die Jahreseinkünfte wirklich nicht zureichen und deßhalb vor- 
läufig eine Anleihe gemacht werden muß, In biefem Falle 
werden ſolche Schulden nicht fo leicht, wie die unter 1) bezeich- 
neten in kurzer Zeit wieder befeitigt, denn wenn man fie nad) 
Ablauf des Furzen, feltgefeßten Zeitraums abgetragen hat, fo 
entfieht abermals eine Unzulänglichfeit der verfügbaren Ein- 
fünfte, die zu neuem Borgen in ähnlicher Weife nötligt, Ges 
lingt es nicht, mit Hülfe von Einnahmsüberfchüfien oder Erfpa- 
rungen fi) in den folgenden Sahren von diefer ſchwebenden 
Schuld zu befreien, fo bleibt nichts übrig, als fie in die fort- 
dauernde herüber zu nehmen (2). 

Die Koften diefer Anleihen find heutiges Tages nicht mehr fo 
groß wie ehemals(e), befonders da, wo fich große Banken befinden, 
welche die nöthigen Summen gegen Schuldbriefe der fchweben- 
den Schuld, bons royaux oder du tresor, Shatfammer- 
fdyeine, exchecquer bills, vorftreden(d). Aehnliche Anleihen, 
wenn auch nicht gerade mit folchen Scheinen, die in den Umlauf Eom- 
men, find überhaupt nicht zu vermeiden; fog. Gaffenanleihen. 


(a) Roy, damaliger franzöfifcher Finangminifter ſprach in der Deput. 
Kammer, 25. Juli 1828: Ce sont ces emprunts A öcheance, que 
nous nommons dette flottante, ce sont ces engagements 

18* 
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remboursables, soit qu’ils aient pour objet un deficit r&el ou une 
avance de fonds, soit qu’ils aient pour objet de subvenir ä des 
paiemens pour lesquels les fonds ne sont pas encore rentres. 

(6) In Frankreich kamen ſchon während des 18. Jahrhunderts regel- 
mäßig foldye Anticipationen auf das folgende Jahr vor. Sie betrugen 
1715: 186 Millionen Liv. — 1770, bei Terray’s Antritt, 154 Mil. 
— 1773, bei deffen Abgang, 30 Mill. — 1775, Zurgot’& zweites 
Jahr, 78 Mill, — 1776: 50 Mil. — 1781, Neder, 119 Mi, — 
1782, Fleury, 184 Mill. — 1789 noch 225 Mill, 


(ce) Nah Neder, Admin. des fin. 11, 251, Eofteten bie Anticipationen 
oft 8-10 Proc. jährlich, weil fie mehrmals im Jahre erneuert wer- 
den mußten, wobei immer 4 — I Proc. Provifion außer dem Zins 
vorkam. Er verlängerte fie auf ein Jahr, mit I Proc, Gebühr und 
41, — 5 Proc. Bine. — Auch in deutſchen Staaten kamen noch in 
den erften Decennien des 19, Jahrhunderts Gaffenfhulden von 8—9 
Proc. Koften vor, . 


(d) Bonsroyaux, feit 1848 bons du tresor, in rankreich, gewoͤhn⸗ 
(ich von der Bank übernommen. Ein Theil der ſchwebenden Schuld 
befteht jedoch in Gapitalen, die von den Gemeinden, Departements 
und Stiftungen der Schuldentilgecaffe übergeben oder auf laufende 
Rechnung (en compte conrant) geborgt find. Der Zins der bons 
wurde öftere verändert. Vom 13. San. 1851 an ift er bei bons auf 
3—5 Monat 2", Proc , auf 6—11 Monat 314, auf 1 Jahr 414 Proc. 
(bis dahin war er Y, Proc, höher). Die ſchwebende Schuld ift von 
fehr wechfelndem Betrage; fie war z. B. Ende 1830 223 Mill. Fr., 
1835 546 Mill., zu Anfang 1845 wurde fie fogar von d’Audiffret 
(f. Pairsfammer 5 März 1845) auf 736 Mill. angeſchlagen, wovon 
125 Mill. auf die Unzulänglichkeit der Betriebsfonde fommen. Am 1. 
Febr. 1851 war fie 577 Mill., wovon 113 Mill. in bons. Die Ausfälle 
(decouverts) der Ichten Jahre Üüberftiegen die Summe von 500 Mill, 
Der Zins der ſchwebenden Schuld für 1851 wird zu 22 Mill. angege- 
ben. Die Revolution von 1848 machte für 265 Mill. neue Ausgaben 
nothwendig und bewirkte 158 Mill. Ausfallbei den indirecten Steuern, 


Exchecquerbills in Großbritanien (feit 1696, wo fie Mon- 
tague einführte) mit Tageszinfen, während die fonft ähnlichen 
navy bills erft nach 14 I. Bing trugen. Ihre Summe wird 88 
vom Parlament bewilligt und ein Theil von ihr wird von der 
übernommen, welche hiedurch in der Leichtigkeit des Zurüdziehens 
ihrer Noten gehindert wird. Auh Goulbourn (Unterhaus, 8. Mai 
1829) erklärt eine große Schuld diefer Art (a great and unmana- 
geable debt) in fhwierigen Zeiten für fehr hemmend, Vgl. Par- 
nell, On fin. reform. ©, 267, Bailly,1,87, ©ie tragen jest 1% 
und 2 Pence täglichen Zins von 100 8. St., alfo jährlich 27% und 
3 Proc. Bon Zeit zu Zeit hat man einen Theil von ihnen in eine 
Art der bleibenden Schuld umgewandelt (fundirf). Die größte in 
einem Sahre ausgegebene Summe war 54158000 2. im Jahr 1813. 
Seit 1825 ift die jährliche Ausgabe (issue) unter 30 Mill, 1832 war 
die umlaufende Summe 25696 000 8. ©St,, der Zins 659000 2, St. 
Im März 1835 wurden 28 Mill. e. bills fundirt, wie es 1829 mit 
3 Mill. gefhehen war. Im J. 1840 ftanden 21'688 000 %, St. aus, 
für 1851 it der Belauf auf 17'756 600 2. geſetzt. Der Curs wird 
durch die Anzahl von Schill, bezeichnet, die man beim Ankauf von 
100 2. St. noch zulegen muß, Diefe Prämie war z. B. im 3. 1850 
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50—70 Sch., im Nov. 1840 aber kaufte man bie Scheine um 2 Sch. 
unter Pari ein. 

Die öfterreihifhen Caffenanmweifungen feit 1842 find 
von ähnlicher Art, zu 3 Pr. verzinslid, auf je 3 Monate lautend 
und auf den Inhaber geftellt, in der Form von Wechfeln der Haupt: 
ftaatscaffe an die Bank, Später wurden dieſe „Gentral=Gaffen: 
Anw.“ fehr vermehrt, es wurben auch 1848 u. 49 folche von 5 Proc, 
ausgegeben, 1850 wurde die Umwechslung ber C.-Anw. in Reichs: 
ſchatzſcheine befchloffen. 


$. 492, 

II, A, Unter den Anleihen, welche längere Zeit fortbeftehen 
ſollen, find diejenigen die älteften und häufigften, bei welchen, 
wie im Privatverfehre, ein Capital geborgt und bis zur Tilgung 
nach einem feftgefeßten Fuße verzinfet wird, fo daß Zins und 
Abtragung ganz von einander getrennt find. In Bezug auf die 
Ruͤckzahlung findet folgende Verfchiedenheit Statt: 

1) Viele ältere Staatsanleihen wurden auf beftimmte 
Zeit abgefchloffen. Dieß Fann jedoch große Verlegenheiten vers 
urfachen, wenn in dem feſtgeſetzten Zeitpuncte die Zuruͤckzahlung 
durch die Umftände erfchwert wird, fo daß man entweder andere 
Anlehen unter läftigeren Bedingungen zu Stande bringen oder 
eine Verlängerung des Termins von den Gläubigern zu erlan- 
gen fuchen muß. Zugleich wird man, wenn dieß nicht befonders 
vorbehalten wird, durch jene Beftimmung verhindert, bei gün- 
fligen Verhältniffen die Schulden früher abzutragen. In einem 
gut vermalteten und vollen Gredit befigenden Staate ift auch die 
Zuficherung eined Heimzahlungsterminesd durchaus unnöthig. 
Indeſſen find folhe Vertragsbeſtimmungen noch neuerlich vor= 
gekommen, und bei einigen Anleihen hat man auch die jährliche 
Fortfchreitung der Tilgung genau im Vertrage ausbedungen, 
wobei das 2008 die Neihenfolge in der Nüdzahlung der einzel« 
nen Theil-Schuldbriefe beftimmen muß (a). Diefe Einrichtung 
dürfte aus obigen Gründen wenigftens nur bei einem Fleinen 


Theile der Staatsfchuld eingeführt werden, 


(a) 2. B. Preuß. Anleihe bi N. M. Rothſchild in London im J. 1818, 
MIN. L. St. zu 5 Proc, (wofür aber nicht der volle Betrag einge: 

Sonnen wurde), mit ber Beftimmung, daß im 1. Jahr 3 Proc., im 

2. 2'/,, im 3. 2, im 4. 14 und vom 5. an jährlich 1 Proc. abgezapit 
werben follte, 1830 wurbe der Reft diefer Anleihe in eine 4procentige 
umgemwanbelt, bei der ebenfalls 1 Proc. und bie Zinfen der eingelöften 


278 


Obligationen von 1835 an zur Tilgung verwendet werben follen. — 

Auch die preußifch = englifche Anleihe von 1822, 3%, Mill, L. St. zu 

5 Proc. Zinſen, ift jährlich mit 1 Proc, zu tilgen, 

$. 493, 

2) Schulden mit freier Kuͤndbar keit für beide Theile 
find zwar den Gapitaliften erwuͤnſcht, um zu jeder Zeit uͤber 
ihr Vermoͤgen beliebig verfügen zu koͤnnen, jedoch für die Re— 
gierung fehr unbequem, weil die Kündigungen gerade in einen 
Zeitpunct fallen koͤnnen, wo das Aufbringen der erforderlichen 
Eumme ſchwierig ift und wo die Gläubiger neue fehr vortheils 
hafte Bedingungen erzwingen Fönnten, 

3) Anleihen, die von Eeite des Gläubigerd unfündbar 
find und demfelben nur ein Recht auf Verzinfung geben, find 
in neuerer Zeit die haufigften geworden, Eolhe Schuldzinſen 
werden in Franfreid Nenten im engſten Einne genannt, ren- 
tes perpetuelles, engl. perpetual annuities (a). Die Negie= 
rung ihrerfeitö muß fich das Recht vorbehalten, die Summen 
nach vorausgegangener Kündigung zurüdzuzahlen, damit es 
in ihrer Macht ſtehe, die Schuld zu vermindern, wenn fie die 
Mittel hiezu befigt. Ein folcher, auf unbeftimmte Zeit bewillig- 
ter Gredit ift dem Weſen des Staates als eines fortdauernden 
Vereines vollkommen angemeffen und die Gläubiger Fünnen 
doch ihr Gapital beliebig aus folchen Anleihen zurüdziehen, weil 
die Schuldbriefe bei gutem Gredite des Staates ftetö verfauflich 
find. Sie bilden fogar einen beliebigen Handelögegenftand, in= 
dem fie nicht bloß von Gapitaliften zur bequemen Anlegung 
ihres Vermögens, fondern auch von Speculanten des Gewinnes 
willen erfauft werden, I, $. 439. 

(a) Vergl. $. 494 (ec). 
8. 494, 

3, a) Die natürlichfte Art, eine folche Anleihe auf Nenten 
aufzunehmen, befteht darin, daß man nad einer Vereinbarung 
über den Zinsfuß den Gapitaliften Schuldbriefe über die vorge— 
fchoflene Summe ausftellt, So hat man es lange Zeit hindurch 
gehalten. Es war unvermeidlich, daß die Staatsobligationen 
(Staatsfhuldbriefe) einen veränderlichen Preis (Curs) annah- 
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men, weil eine gewifle zugeficherte Zinseinnahme bald mehr bald 
weniger gefchägt und begehrt wurde. Wenn der Preis einer 
Obligation im Verkehre über den Betrag des dargeliehenen 
Gapitals, alfo über Pari hinaufgeht, fo haben die Gläubiger 
feinen Anſpruch auf eine Vergütung diefes Mehrbetrages und 
koͤnnen fich über eine Heimzahlung in Pari nicht beklagen, fie 
find dagegen, wenn der Curs unter diefen Betrag finft, nicht 
fhuldig, eine geringere Summe anzunehmen (a). Der Curs 
der Schuldbriefe ift daher ohne Einfluß auf das Verhaͤltniß 
zwifchen den Staatögläubigern und der fchuldenden Regierung. 


b) Das Einfen der Staatöfchuldfcheine unter Pari führte 
auf eine andere in neuerer Zeit oft angewendete Methode, nad) 
welcher man zwar den Zinsfuß in Procenten der verfchriebenen 
Summe (ded Nenn= oder Nominalbetrages) ausdrüdt, 
aber nicht diefe volle Summe bezahlt erhält, fondern die Schuld» 

fcheine fir einen niedrigeren Betrag hingiebt; man ftellt z. 8. 
Zprocentige Schuldbriefe aus und empfängt für je 100 fl, nur 
75 fl. baar, fo daß man die Anleihe im Grunde zu 4 Proc, ver: 
zinfen muß, weil 3 von 75 fo viel iſt, als 4 von 100, Um 100 
geliehen zu erhalten, muß man demnach 133 verfchreiben, und 
es ift der Zinsfuß der wirklich geborgten von dem der verfchrie= 
benen (Nominal-) Summe zu unterfcheiden (5). Das Geſchaͤft 
wird als ein Nentenfauf angefehen und die Tilgung gefchieht in 
derfelben Weife durch den Ankauf der Obligationen nady ihrem 
jevesmaligen Marktpreife (Börfencurs). Jedoch ift es ange: 
nommen, daß die Negierung durch die Ablieferung des Nenn- 
werthes fich von der Schuld befreien dürfe, und diefe Ab- 
tragungsweife muß dann gewählt werden, wenn ber Curs fich 
über das Pari erhoben hat (ec). 

(a) Es wäre nicht widerrechtlich, wenn die Regierung Obligationen 


diefer Art im freien Einkaufe nad) dem jedesmaligen Curſe einzöge, 
nur würde es nicht zur Befeftigung des Credits gereichen. 


(5) Diefe Art zu borgen wurde zuerft in England unter der Königin 
Anna angewendet, kam aber erft feit dem americanifchen Kriege 
regelmäßig in Gebraud. Ueber diefe Anleihen f.v. Malchus, J, 
442, wo namentlich die Vertheidigung diefer Methode durd La = 
fitte, Dep. K. 14. Mai 1828, mitgetheilt ift. — Entfchieden gegen 
folche Anleihen find: Nebenius, ©, 355 ff. — Bernoulli, 
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Beiträge ©. 43. — Parnell, ©, 274, — Mac Culloch, Taxat. 
S. 435, 

In Frankreich war lange Zeit von gar keinem Schuldcapitale und 
Zinsfuße die Rede, man verkaufte bloß Renten, wie dieß auch von 
Privaten gefhah. Das „große Bud) der Staatsſchuld“ nah dem 
Gef. v. 24. Aug. 1793 erwähnt keine Gapitalfumme, daher ift man 
noch jest gewohnt, fi die Schuld nit als ein gewiſſes geborgtes 
Gapital, fondern als eine Maffe ſchuldig gewordener Renten vorzus 
ftellen, deren Preis veränderlich ift, Solche rentes constituees A 
perpetuit& kamen feit Franz I. vor. Hiebei war aber die Ablöfung 
für den Betrag, der dem gefeglichen Zinfe entfpricht, immer als er: 
faubt angefehen, und von Sully und Golbert waren folde Ab: 
zahlungen wirklich ausgeführt worden, Das Gef. vom 1. Mai 1825 
ſprach diefem Grundfage gemäß aus, daß die Zilgung durch Ankauf 
nad) dem Gurfe nicht über dem 20fachen der Rente gefchehen dürfe 
und ftellte alfo diefe als den Öprocentigen Zins eines Nominal- 
betrages dar. Indeß wirkt die frühere Anſicht noch immer fort. 


$. 495. 


Zum Ausgeben von Staatöfchuldbriefen um einen Preis, 
der unter ihrem Nennbetrage fieht, hat man ſich hauptjächlic 
durch nachftehende Gründe bewegen laſſen: 

1) In fchwierigen Zeiten befommt man nicht immer um 
den landüblichen Zins geliehen, alfo muß man den Gläubigern 
mehr verfprechen. Statt aber geradezu z. B. 7 oder 8 Proc. zu 
bewilligen, bedient man fich jenes Mittel, theild um nicht das 
im Privatrechte beftehende Verbot höherer Zinfen offen zu ver» 
legen, theild um zu vermeiden, daß bie einzelnen Theile der 
Staatsfchuld von fehr verfchiedenem Zinsfuße find und daß etwa 
die Zinfen in unbequemen Bruchtheilen ausgedrüdt werden 
müßten (a). 

2) Man hofft, daß wegen der Beliebtheit foldyer Anleihen 
die Gapitaliften ſich mit einer niedrigeren Verzinfung begnügen, 
Die Vorliebe der Gläubiger für diefe Einrichtung entfpringt aus 
der Hoffnung, am Stamme ihrer Forderungen zu gewinnen, 
wenn der Curs der Echuldbriefe fleigt. Je weiter naͤmlich ein 
Etaatepapier unter Pari ſteht, ein defto ausgedehnterer Spiel: 
raum ift fr die Erhöhung des Gurfes geöffnet, während diefer 
nur wenig Über das Pari hinausgehen Fann, wenn die Ab- 
löfung um den Nominalbetrag nahe bevorfteht. Die Unwahr— 
fcheinlichfeit, daß die Neihe der Zilgung fobald an eine einzelne 
Obligation fommen werde, ermuntert bisweilen, noch einige 


(c 


— 
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Procente tiber Pari zu bezahlen, wenn man feine andere gleich 
gute Gelegenheit hat, Gapitale auszuleihen, aber ein bedeutend 
höherer Gurs ift blos dann zu erwarten, wenn man gewiß ift, 
daß fuͤr's Erſte Feine Einlöfung in Pari eintreten werde (2). 
Für die Speculation auf eine Gurserhöhung find daher folche 
Papiere am willfommenften, deren Zinsfuß noch unter dem lan- 
desüblichen ift, und die ſchon darum für einen niedrigeren Gurs 
an die Unternehmer der Anleilye abgelaffen wurden (ec). Diefe 
ziehen 3. B. Sprocentige Obligationen (3 Procents nach der 
fürzeren Bezeichnung) zu 75 den Aprocentigen, die fie im Pari 
bezahlen müßten, vor, obgleich der Zins in beiden Fällen gleich 
ift, weil fie hoffen, die erſteren vielleicht auf 80 oder 90 fteigen 
zu fehen, weshalb auch unter übrigens gleichen Umftänden der 
Curs der Obligationen eines und defjelben Staates fich nicht 
genau nach dem Zinsfuße richtet (4). 


(a) Statt 3.83. einen, in der Berechnung befchwerlichen Zinsfuß von 
6,? Proc. feftzufegen, wird ein Preis von 79,3% für Sprocentige Ob: 
ligationen bedungen;z die Unterhandlung ift leichter und man kann 
fi) durch Zugeben und Nachlaſſen eher nähern. 

(d) Wie in Frankreich wegen der gefeglichen Verfügung, daß, wenn eine 
Art von Papieren über Pari fleigt, die Zilgung derfelben ausgefest 
bleiben fol, Die dortigen 5 Procents ftiegen deßhalb fehr hoch. Ihr 
ag Stand war 126 am 4, März 1844. Auch die Öfterreihifchen 
amen bis 112, 


(ec) In England hat man öfters bei einer neuen Anleihe verfchiedene 
Papiere von den fchon vorhandenen Arten ausgegeben. Die einzel: 
nen Obligationen als Theile des Ganzen heißen scrips (von sub- 
scription), ihr Inbegriff omnium. &s wurden 4. B. 1781, um 
12 Mill. &, St, baar zu erhalten, hingegeben 18 Mill, 3procentige 
und 3 Mill, 4proc. Stods, zufammen 21 Mill,, welche 660 000 oder 
5%, Proc. trugen. Bei den im I. 1814 geborgten 24 Mill, gab man 
für je 100 &, baar 

80 2. St, in 3proc. reduced (nämlich annuities), 
2314 u n3 „  consols (consolidated ann.) 
30 4 ud „ eonsols 


zufammen 1334, &,, welche 4,° &, Zins Eofteten. Bei mehreren fol: 
chen Anleihen wurden zur Ergänzung aud) langjährige Zeitrenten 
beigefügt, deren jetziger Werth Berne werden muß, wenn man 
die ganze übernommene Verpflichtung überfehen will. Stehen die 
das omnium bildenden scrips im Curfe höher, als fie von den Gläu— 
bigern übernommen wurden, jo machen diefe fogleidy einen Gewinn, 
welcher bonus genannt wird. Im 3. 1813 34.3. waren bie für je 
100 &, St. hingegebenen Stods nad dem Eurfe 97 8. 5 Sch. werth, 
dazu kamen 6 Sch. 71, 9, in 46°), jährigen Beitrenten, weldye, ba 
eine Rente von diefer Dauer unter Annahme eines Zindfußes von 
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5 Pr, ben 17,%fachen Betrag jest werth iſt, auf 58. 18 Ch. 74, P. 

anzufchlagen waren, Die 3 scrips madıten alfo 1038. 3 Sch. 74 P. 

aus und brachten den Unterzeichnern fogleid 3"/, Proc, Gewinn. 
(4) Beifpiele. Am 21, Febr, 1848 (vor der Umwälzung) fanden in 


Paris die Renten 
5Proc. 41AProc. 4Proc. 3 Proc. 
zu 116, 104 99,25 73,95 
Die Verzinfung ift alfo 4,29 Pr, 4, Pr. 4, Pr, 4,95 Pr. 
Großh. Heff. Schuldbriefe am I. März 1851 in Frankfurt 
5 Proc. 41, Proc. Proc 314 Proc. 


Burg Pe Te Be Te 102’% 981% 04 87°/, 
alfo Verzinfung . + . 4,8? Pr. 4,*6 Pr. 4,24 Pr. 3,9 
$. 496, 


Der nämliche Grund, welcher die Anleihen mit einem höhe: 
ren Nominalbetrage den Gapitaliften und Epeculanten ange- 
nehm macht, deutet auf ihre nadıtheilige Seite für die Regie— 
rung hin, namlich auf die Vergrößerung des Schuldenſtammes 
in Folge des Steigens der Gurfe, Hat man z. B. Obligationen 
zu 60 hingegeben, und gehen fie in der Folge bis auf 90 in die 
Höhe, fo koſtet die Tilgung um die Hälfte mehr, als die baar 
erhaltene Eumme war, Friede, Ruhe und Fortgang des Volks— 
wohlftandes führen diefe Erhöhung des Gurfes der Staate- 
papiere herbei, die mit dem Sinken des Zinsfußes zufammen- 
bangt. Wenn z. B. diefer von 5 auf 4 Proc. fällt, fo wird eine 
gemwiffe Rente bei gutem Grebdite ftatt des 2Ofadyen nun mit dem 
2öfachen Betrage erfauft, und wenn 3procentige Papiere bisher 
zu 60 ftanden, fo müflen fie nun auf 75 kommen, wobei noch 
zu erwägen ift, daß man bei den Obligationen folcher Staaten, 
die vollen Gredit genießen, ſich mit einer geringeren Verzinfung 
begnügt, als in Privatdarleihen. Die befchriebene Art der An- 
leihen hat in neuerer Zeit bei dem Uebergange vom Krieg zum 
Frieden und von innerer Zerrüttung zu befeftigter gefeglicher 
Ordnung die Schuldenmaffe mehrerer Staaten fehr vergrößert 
und dadurch die Gläubiger überaus bereichert (a). So lange 
der Curs noch unter Pari fteht, läßt fich die wirkliche Größe der 
Schuld oder die zur Tilgung derfelben erforderlihe Summe 
nur nach dem jedeömaligen Preife der Staatöpapiere bezeichnen, 
fie ift daher wechfelnd, nähert fi) aber im Ganzen genommen 
mit der Zeit dem Nominalbetrage, Es bleibt hiebei nur noch zu 
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unterfuchen, ob, wie man behauptet hat, die Erfparung an den 
Zinfen jenen großen Schaden, der in der Vergrößerung des 
Stammes liegt, zu verhiten vermag. 


(a) ai neuere Finanzgeſchichte ift voll von Beifpielen diefer Anleihen. 
Großbritanien wurden von 1793—1817 897289 9413 £, St, ver: 
are für die man nur 584874 557 2. baar erhielt, fo daß man, 
wenn bie Einlöfung im Pari gefchehen müßte, 294 Mill. oder 
50 Proc. mehr aufzumenden hätte. Der Bins ftellt fih im D. auf 
5,1 Proc. Mac Culloch, Tax. ©, 445. Die neue britifche Anleihe 
von 15 Mill, &, St. zur Entfhädigung der weftindifchen Pflanzer 
wurde 1835 dem Haufe Rothfchild wegen bes damals niebrigen 
3insfußes in 3 Proc. ohne größern Nennbetrag zugefchlagen, doch 
mit einer beträchtlichen Zulage in Zeitrenten, Man gab nämlich für 
je 100 &. baar 75 &, in 3proc. consols, 25 £, in 3proc. reduced, 
nebft 13 Sch. 7 P. langen Zeitrenten, die bis 1860 laufen und deren 
—* Werth, zu 4 Proc, berechnet, auf 10 8L. 11 Sch, anzuſchla⸗ 
gen ift. 
Beifpiele von ſolchen Anleihen in 5procentigen Obligationen, 
welche um nadjftehende Gurfe übernommen wurden: 
47 in Portugal für Donna Maria 1832, 2 Mill, &. St., wovon 
aber nur ein Eleiner Theil Togteieh ausbezahlt wurde. 
51 für diefelbe 1833, 1-200 000 &. S 
551,  zweipe griechifche Anleihe, 1825, ; Mil, L. St, Ricardo, 
59  erfte „1824, 800.000 &% ©&t. 
60 Neapel, 1821, 16 Mill. Ducati. 
— Spanien 1823, Gebhardt, 16700000 Piafter, aber es 
giengen von den 60 ſogleich 5 Proc. Proviſion ab, alſo eigent:= 
lid nur 55. 
70 ODeſterreich 1818, 50 Mill, fl, Metalliques (weil in Silber: 
münze verzinslidh). 
— Preußen 1818, die erften 2%, Mill. &. St. der Anleihe von 
5 Mill. 8. bei N othſchild, die andere Hälfte in zwei glei- 
chen Theilen zu 72", und 75. 
72 Rußland 1820, 40 Mill. Rub, bei Baringu. Hope 
73.75 Neapel 1822, 20 Mill. Ducati. 
75 Brafilien 1824, 3200 000 8, St., aber nur 1 Mill, ausbe- 
zahlt, die andern 2-200 000 2, zu 85 abgegeben. 
81 Defterreich 1823, 23 Mill. fl. 
85 Buenos Ayres 1824, 1 Mill. 2. St. 
87 Defterreich 1826, 15 Mill. fl, 
89%, Großbritanien 1847, 8 Mill. 8, zu 31% Proc. 
90 Rußland 1828, erfte Anteihe bei Hope, 18 Mill. fl., die vierte 
Serie 1833, 20 Mill. Rubel Silber, zu 811%. 
92 Baden 1842, 9-572 000 fl. 3 Proc. 
94 Griechiſche garantirte Anleihe 1833, 60 Mill, Fr. in 3 Ab: 
theilungen; Rothſchild. 
97% Würtemberg 1847, en Mill. 414 Proc, 
Defterreich borgte 1841 40 Mi. fl. gegen 5 Proc., welche fogar zu 
104 ausgegeben wurden, alfo 4 Proc, über Pari, aber mit der Zus 
fiherung, daß 15 Jahre lang der Zins nicht herabgefest werben , 
dürfe. Eine 15jährige Rente von 1 fl. zu 4 Proc, ift 11,11% fl, werth. 
Legt man alfo diefen Zinsfuß zu Grunde, fo hat der Gläubiger 
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Nugen, weil er nur AfL, mehr bezahlt, — Defterr. Anl, von 72 Mill fl. 
414 Proc. zu 86, 1850, 


Anleihen zu 5 Proc. in Frankreich: 











Sch tiebener enten Anger | Der Sins: 
—— Ralph 5 —— a Pa 
1815 35863 200%) 70 Mill. 31% Mil. 51,23 [9,7% Proc, 
1816—17 69763 000 120 „ r 57,24 8,* 
1817 7924 035 13°395 100 669 755 59,10 18,9% 
1817—18 345°665 000 | 600000 000 | 30 Mill. 57,51 18, 61 
1818 197909 400 298-510 000 | 14925 500 66,9% 7,*4 
1818 165 Mill, 246°268 660 | 12°313 433 | 67 7,+® 
1821 153 8-038 840 | 401942 | 87,07 |5,74 
1821 214118304 | 250-284 400 | 12-514 720 | 85,5% |5,% 
1823 413980 981 462290 320 | 23-114 516 | 89,5% 15,98 


Summe: 1457'223 920 |2068-787 320 |103:439 366 | 70, |7,9 Proc, 


alfo im Nominalbetrage 611 Mill. Fr. mehr, ald man baar empfan: 
gen hatte, Documens statistiques, S. 167, Bon 1814— 1847 wur: 
den 2629 Mill. aufgenommen und 3424 Mill, verfchrieben. Die 
3 Proc, wurden bei der Zinserniedrigung unter Billele im Jahr 
1825 zu 75 ausgegeben, bei der Anleihe von 1841 (150 Mill.) zu 
78,92, aber wegen der bewilligten Termine wirklich nur 76,?5, — 
1844 (200 Mill.) zu 75 Fr., 1847 (250 Mill.) zu 75,2%, 1848: 
197 Mil. 5 Proc. zu 75,2*, 1850 30872 000 Fr. 5 Proc. zu 94,9%, 
16°440 000 3 Proc. zu 56,6% — Holland verkaufte den Antheit ſei— 
ner 2',proc, Schuld, welchen Belgien übernehmen mußte, nämlich 
80 Mill, fl., 1845 i. D. zu 63,°° für 100, den größten Theil zu 60 
an Rothſchild. 


$. 497. 


Cine Erfparung an den Zinſen ift in der erflen Zeit einer 
Anleihe mit höherem Nennbetrage aus dem obigen Grunde 
($. 495) allerdings vorhanden. Um diefen anfänglichen Nugen 
genau bemeifen zu fönnen, müßte man mit den Unternehmern 
einer Anleihe zugleich daruͤber unterhandeln, wieviel Zins fie in 
dem Falle verlangten, wenn ihnen Feine höhere Nominalfumme 
bewilligt würde. Wäre 3. B. unter diefer Bedingung der ge- 
forderte Zind 5 Proc., und wollte man ftatt deffen Aprocentige 
Obligationen ausgeben, fo wäre es Fein Vortheil, wenn man 
für diefelben nur 8O (für 100 Nennbetrag) erhielte, weil man 
dann auch wieder 5 Proc. zu geben hätte. Könnte man aber die 
Obligationen zu 88%4 anbringen, fo brauchte man für je 100 
nur 1121, in Schuldbriefen hinzugeben und der Zins wäre nur 
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41, Proc, (a). Bei Iprocentigen Echuldbriefen wäre erft 
Nugen, wenn fie uͤber 60 verfauft würden; ein Uebernahms- 
preis von 75 3.8, foflete nur 4 Proc. Binfen, wobei man 

13314 fl, für 100 verfchreiben müßte. Kann man 1 oder % 

Proc. einer Echuld jährlich zur Tilgung verwenden, fo erfolgt 

diefe bei einem Zinsfuße von 5 Proc, in 36 oder 49 Jahren. 

Jene Erfparniß an den Zinfen Fann alfo dazu dienen, mit der 

Zeit die ganze Echuld zu tilgen, und aus diefem Grunde hat 

man öfter das Verfchreiben einer größeren Nominalfumme für 

ganz unfchädlid erachtet. Selbſt wenn man im Pari tilgen 
müßte, fo würde .man die obigen 11214 fl. mit 14 Proc. jährlich 

in 50 Jahren, die 1334 fl, mit I Proc, Iahresausgabe in 38 

Sahren heimbezahlen (a). 

(a) Denn es ift 85%, :.100 = 100 : 1121, = 4 : 4. 

(d) Offenbar ift der Vortheil defto größer, je langfamer bie Tilgung er: 
folgt, weil man dann bie Zinserfparung deſto länger genießt, Es 
feien z. B. für 1 Mill. in Pari 41 Proc, zu geben, während man 
3, Procentö zu 92 anbringen Eönnte, In diefem Falle erfordert 
bie Million einen Nennbetrag von 1'086 956 fl., weldyer 38 043 fl, 
oder 3,8 Proc. Zinfen Eoftet und man erfpart biebei 4457 fl. Wil 
man die Schuld durch eine Iöjährige Zeitrente tilgen, fo ift die 
jährliche Ausgabe in beiden Fällen 


1) für 1 Mill, zu 4Y, Proc . » . Bine 42500 fl. 
Zilgung 49 019 


zufammen 91 519 fl. 
2) für 1°086 956 in 314 Proc . . Bine 38.043 fl. 
Tilgung 56 333 


zufammen 94 376 fl. 
Hier ift alfo die 2te Methode Eoftbarer. Bei einer Zilgung in 30 
Jahren würde fie jährlich 491 fl. weniger Eoften, 


$. 498, 


Es läßt fich Feine Negel darüber aufftellen, wie viel die 
Gapitaliften bei einer Anleihe diefer Art an den Zinfen nachlaſ— 
fen, um einen gewiffen höheren Nennbetrag zu erfaufen, jedoch 
laßt fich vorausfegen, daß fie auf minder günftige Fälle Ruͤck— 
ficht nelymen und einen Zinsfuß verlangen, bei dem fie nicht ver= 
lieren (a). Aus dem Vertrage allein läßt fich jedoch nicht be- 
rechnen, ob der Staat gewinnt oder verliert, denn es Fommt 
zugleich auf die nachfolgenden Gurfe der Staatöfchuldbriefe an, 
wobei mehrere Falle möglich find, 1) Wenn einige Zeit hindurch 


* 
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der Curs unverändert bleibt, fo genießt der Staat die Zinfen- 
erfparniß, ohne theuerer tilgen zu müffen; allein dieß fegt Krieg 
oder andere unguͤnſtige Creigniffe voraus, in denen man wahr- 
fcheinlich nicht zur Abtragung der Echulden gelangt, Jene Be- 
rechnung der nad) dem Zinfeszinfe fortruͤckenden Tilgung findet 
alfo hier Feine Anwendung, indeß bleibt immer der Nugen einer 
wohlfeileren Verzinfung. 2) Tritt dagegen ein baldiges Stei- 
gen des Gurfes ein, fo zeigt dieß, daß die Gapitaliften mit einem 
geringeren Zinsfuße zufrieden find, Wenn man Feine Obligatio- 
nen unter Pari (d. h. mit höherem Nennbetrage) ausgegeben 
hat, fo wird in diefem Falle bald eine Herabfegung der Zinfen 
möglich, bei welcher dann die nämliche Erfparung flattfindet, 
wie bei der bisher betrachteten Methode, deren Vorzug folglid) 
nur furze Zeit dauerte, Kommen 3. B. in obigem Beifpiel 
($. 497) die Aprocentigen Papiere dem Pari nahe, fo beweißt 
dieß ein Herabgehen des Zinfes auf 4 Proc, es müffen alfo die 
5procentigen Obligationen fchon über Pari geftiegen fein, man 
kann fie folglich auffündigen und durch Aprocentige erfegen. 
Wenn diefe Veränderung fchon nach 10 Iahren erfolgt, fo ift 
unterdefien durch die 10jaͤhrige Zinserfparung, je nachdem fie 
1), oder. 1 Proc, betrug, höchftens nur Y,, oder M der Schuld 
getilgt worden, wobei wenigftens im erfteren Falle die in der 
Gurserhöhung liegende Echuldvermehrung ein überwiegender 
Nachtheil ift. Da nun Umftände der in 1) betrachteten Art nicht 
lange anzuhalten pflegen, fo darf man bei der Vergleichung der 
beiden Arten von Anleihen Feine fo lange dauernde Zinserfpa- 
rung annehmen, wie es von den Anhängern der Anleihen mit 
höherem Nominalbetrage gefchehen ift. In vielen Fallen hat 
dies Verfahren bedeutenden Schaden gebracht und man muß 
daffelbe ſowohl nad) den einzelnen Erfahrungen, ald nad; allge= 
meinen Gründen der Wahrfcheinlichfeit, in der Negel ald un— 
zwedmäßig anfehen. Borgt man mit höheren Zinfen, fo über- 
nimmt man eine jeßige Beſchwerde von befannter Größe und 
hat die Hoffnung, bald zu niedrigeren Zinfen zu gelangen, 
Borgt man mit höherem Nominalbetrage, fo erfauft man eine 
augenblidliche Erleichterung mit einem fpäteren Nachtheil und 
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kann von günfligeren Verhältniffen feinen Nuten mehr zie— 


hen (B). 
(a) Lafitte fragt, ob es beffer fei, 100 Mill. geradezu gegen 5 Mill, 
Binfen aufzunehmen, oder 13314 Mill, gegen 3 Proc. zu verfchrei- 
ben und alfo nur 4 Mill. Zins zu geben. Später fegt er folgende 
Bedingungen ald wahrfcheinlid. Man will 80 Mill. borgen. Wenn 
man nun blos 80 Mill. verſchreibt, fo muß man 4 Mill. Zins zahlen; 
giebt man aber aus 
86, Mill, in 414 Proc. zu 92,4%, fo braudyt man 3'890 000 Zins 
94, „nf TE 7 " „ 3750 000 „ 
103,9 „ 3a un Tu „ „ 3620000 „ 
15, 53 69, „ 3'460 000 „ 
In ber legteren Annahme iſt die Erfparniß 540000 oder zwifchen 
Y, und Y, der Binfen. 


(5) Hiermit ſtimmt die neuerliche Aeußerung von Coquelin (Revue 
des deux mondes, X, 132. Avril 1845) überein: Offrir aux crean- 
ciers de l’etat une augmentation future de capital, en Echange 
d’une perte d’inter&t presente, c’est en quelque sorte deplacer 
les röles; c’est mettre la prevoyance de l’avenir du cote des 
hommes qui meurent, et ne laisser a l’etat, qui doit vivre, que le 
souci du present. 


$. 499. 


I. B. Dan hat Anleihen mit einer den üblichen Zinsfuß 
überfteigenden Rente verfucht, wobei eine allmälige Tilgung er: 
folgt, fo daß nach einer Reihe von Jahren die ganze Echuld er- 
lifcht. Von folhen temporären oder Zeitrenten im weiteren 
Einne ift im Allgemeinen Folgendes zu bemerken (a): 1) Die 
Gapitaliften erhalten von einer gewiffen Summe eine größere 
Ginnahme, als bei einfachen Zinsdarlehen. Hieraus entfteht ein 
Reiz für arbeitsfcheue oder arbeitsunfähige Perfonen, ihr Ver 
mögen, welches fie in vielen Sahreszahlungen mit den Zinfen 
vermifcht zurüderhalten, für ihren Unterhalt aufzugehren und es 
wird hiedurd; die Zerftörung von Gapitalen begünftigt (3). Die 
meiften Beguͤterten find jedoch bedacht, ihr Gapital den Erben 
zu erhalten, weßhalb die Zahl derer, die auf jene Bedingung 
einer tilgenden Nente eingehen wollen, nicht groß ift und für 
den Staat Feine befonders günftigen Bedingungen zu erwarten 
find, Auch hat man überall nur einen Heinen Theil der Staats— 
fhuld in folche Renten aufgelöft, 2) Wenn man ſolche Nenten- 
verträge zu einer Zeit eingeht, wo ber Zinsfuß niedrig fteht, fo 
ift die Regierung ficher, nichts zu verlieren; gefchieht es aber 
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bei einem höheren Zinfe, fo begiebt fie fi der Gelegenheit, von 
einem fpäteren Sinken deffelben Nugen zu ziehen, weil die ein— 
mal feftgefegten Zeitrenten Feine Abänderung mehr zulaffen. 
3) Bei einer großen Summe von Zeitrenten Fönnte es läflig 
werden, daß man zu einer unausgefegten Tilgung gezwungen 
ift, au) wenn die Staatsausgaben feinen verfügbaren Ueber: 
ſchuß laffen, | 

Hieraus ergiebt ſich, daß foldhe Zeitrenten Feine Empfehlung 
verdienen, obſchon fie auch Feine erheblichen Nachtheile an fich 
tragen, 


(a) BER Du, 1, 336 ff. — v. Malchus, 1, 433. — Bernoulli, 
Beitr. S.7 

(6) Freilich Sieht es auch Menfchen, die ohne das Zufegen ihres Vermö- 
gens nicht ausfommen können und die, wenn ber Staat feine Zeit: 
zenten errichtet, fi an Privat: Verforgungscaffen ähnlider Art 
wenden müffen, 1, 8. 234. 


$. 500, 


Die Zeitrentenim weiteren Einne zerfallen in folgende Arten: 

1) Eigentlihe Zeitrenten, annuities for terms of 
years, auf eine beflimmte Zahl von Jahren. Eie laffen eine ge= 
naue Berechnung zu (a), entiprechen aber am wenigften den 
perfönlihen Verhältniffen der Gapitaliften ($. 499), find weni- 
ger beliebt und nicht fo leicht olyne Verluft zu verkaufen, als ei— 
ne einfache Obligation, In England find fie öfter ald in andern 
Ländern, theils ald Zugabe zu andern Staatöpapieren, F. 495. 
(ec). 496 (a), theild abgefondert ausgegeben worden, und zwar 
bisweilen auf einen langen Zeitraum (2). 

2) Zeibrenten, rentes viageres, annuities for life, auf 
Lebenszeit des Gläubigers laufend und daher mit Nüdficht auf 
die mittlere Lebensdauer deffelben beſtimmt. Der Gapitalift ift 
hiebei für feine Perfon ganz ficher geftellt. Der Staat hat defto 
weniger Wagniß, je zuverläffigere Erfahrungen er über bie 
Lebensdauer der Rentner in jedem Alter befigt (c) und eine 
je größere Anzahl von Peibrentengläubigern vorhanden ift, weil 
bei einer größeren Menge von Fällen die Gefege der Wahrfchein- 
lichfeit überhaupt deutlicher zum Vorſchein kommen. Will man 
nicht für jeden eintretenden Gapitaliften eine befondere Nenten- 
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zeit ausmitteln, fo werden Glaffen gemacht und diejenigen erhal- 
ten gleiche Rente, deren Alter wenig verfchieden ift (d). 

3) Zontinen, wobei mehrere Gapitaliften von ungefähr 
gleihem Alter mit einander in Verbindung treten und die auf 
die ganze Gefellfchaft Fommende Leibrente nach dem Tode eini- 
ger Mitglieder den andern zuwaͤchſt, bis der legte geftorben ift 
(e). Die Hoffnung auf eine fteigende Einnahme verleiht die- 
fen Anftalten einen befonderen Reitz. Wegen der mühfamen, 
umftändlichen Verwaltung eignen fich Tontinen beffer zu Privat 
Verforgungsanftalten, als für die Negierung, II, $. 368 a. 

(a) Je nad) dem angenommenen 3insfuße kann für ein Gapital von 

100 fl, eine Rente gegeben werden 


bei 5 Proc... bei 4 Proc. bei 3 Proc. 
von 5 Proc, auf — Jahre auf 43 Jahre auf 81 Jahre 
6 37 28 23 


10 15 13 12 
20 6 5, 41% 

(db) Rah Smit * III, 370, wurde ſchon unter Wilhelm III. und Anna 
in England öfter gegen ſolche Zeitrenten geborgt, 3. B. 1693 eine 
Miu. auf 16jährige Renten von 14 Procent (was für den Gläubiger 
fehr vortheilhaft war, da ein Zinsfuß von 11 Proc. dazu gehört, um 
eine fo ftarke Rente zu bewirken. 3u 6 Proc. würde man nur 
10 Proc. 16 Jahre hindurch zu entrichten braudyen). Won 1793 bie 
1819 wurden 525 110 8. St. Zeitrenten feftgefegt, die ſämmtlich bis 
1860 erlöfchen, und zwar immer ald Daraufgabe zu ben ausgeliefer: 
ten Obligationen von immerwährender Zinsdauer; 1795 wurden 
auch zum Behufe des fogenannten Eaiferlichen Anlchens 25jährige 
Renten, im Betrage von 230 000 &, St., zugefichert, nämlich für je 
100 £, St. baar empfing der Gläubiger 83 £. St. 6%, P. in 3proc, 
Schuldbriefen und eine Zeitrente von 5 £, St., die, weil der jegige 
Werth einer 25jährigen Rente (zu 5 Proc. berechnet) das 14fache 
ift, zu 70 2. St. angefchlagen werden mußte. 1822 wurben bie 
Staatöpenfionen nad den forgfältigen Berechnungen Finlaifon’s 
in lange Beitrenten umgewandelt, wobei ber Jahresbetrag der Aus— 
gabe von 5 auf 2°800 000 £, St. herabgebradyt wurde. Der Betrag 
ber Zeit: und Leibrenten, welche die britifche Regierung übernom= 
men hatte, war zu Anfang 1844 3'924 723 &, und wurbe einer im= 
merwährenden Rente von 1550 762 L8L. an Werth gleich gefest, 
1849 waren es 3:725 993 &, Der Curs der Beitrenten ift dem herr⸗ 
ſchenden Zinsfuße und der Dauer des Rentengenuffes proportionirt. 
Sm Ian. 1851 galten die Zeitrenten bis zum 10. Dctob, 1859 und 
5. Zan. 1860 78%, 7 — 16 Sch, (7, — 7,8). Der jegige Werth 
einer Yjährigen Rente = 1, zu 4 Proc, berechnet, ift 7,4, zu 314 
Proc, 7,6. Mac Culloch, Tax. ©, 432. — Der Plan einer Beit- 
rente bei Fulda, Handb. $. 255, ift für die Anzelnen Gapitaliften 
von einer Anleihe mit beftimmtem Zilgeplane nicht verfchieden, weil 
fie nad) und nad) das Gapital felbft zurüd erhalten. 

(c) Diefe ift länger als bie allgemeine Lebensdauer in einem Lande. 
Ueber die Berechnung ſ. Dettinger, Anleit, zu finanz., polit. und 

Rau, polit, Oekon. 3te Ausg. II. 2. Abth. 19 
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jurid. Rechnungen, 1845, S. 259, — Bleibtreu, Polit, Arithme: 
tie, 1845. ©. 445, 
(d) In Großbritanien kommen auch Leibrenten vor Won 1808 — 1825 
. wurden 7974 neue Rentner angenommen, für ein. Capital von 
9:180 267 8, St. und daneben wurden 21 910 2, lange Beitrenten in 
Leibrenten umgewandelt. So entftand eine Leibrentenfumme von 
737290 &,, wovon in dem genannten Zeitraum 159 246 &, wieder 
heimfielen. Statist. illustr. S. 129. Smith, U, 374, leitet aus der 
größern Anzahl begüterter Menfchen, die kein Gewerbe betreiben, 
in Frankreich die größere Beliebtheit der verfchiebenen Arten von 
Zeitrenten in diefem Lande in Vergleih mit Großbritanien her. — 
In Frankreich hatte die Staatöcaffe 1814 14.352814 Fr., — 1831 
5760 960 Fr., — 1850 noch 1900 000 Fr. Leibrenten zu bezahlen, 
wovon im 3. 1834 4348481 Fr. auf 1 Kopf, 1311313 auf 2 Köpfe, 
und 101 166 $r. auf 3 und 4 Köpfe ſtanden. Docum. stat, ©, 168, 
(e) Xgl. Sonnenfels, I, 415. — A. Hooke, (An essay on the 
national debt and the national capital, Lond. 1750) rieth, die 
ganze Staatsfchuld in 9jährige Zontinen umzuwandeln und hoffte, 
die Sapitaliften würden ſich wegen der Ausficht auf die Einnahms- 
erhöhung beim Ausfterben von Eheilnehmern mit dem gewöhnlichen 
3insfuße begnügen, Mortimer, ©, 591, 


$. 501, 


II. C. Zotterie-Anleihen (a), eine neuerlich vielfältig zu 
Hülfe genommene Einrichtung, bei welcher den Gläubigern ne 
ben der Gemwißheit der Nüdzahlung des Capitals auch die Hof: 
nung auf außerordentlihe Gewinnfte dargeboten wird (2). 
Die gewöhnliche Anordnung ift folgende: Die ganze geborgte 
Summe zerfällt in eine Anzahl gleicher Theile, für deren jeden 
eine Obligation (8008, Loosbrief) ausgegeben und von 
. denen jährlich eine Zahl dur; das Loos gezogen wird. Auf er 
nige berfelben fallen bei jeder Ziehung nach dem feftgeftellten 
Plane große, auf andere mittlere und Eleinere Gewinnfte, für die 
übrigen herausgefommenen, und zwar bie meiften, wird nur das 
Capital fammt den feit der Eröffnung der Anleihe angewachſe⸗ 
nen einfachen Zinfen ausbezahlt. Die Mittel zur Bezahlung 
jener Gewinnfte fließen aus folgenden Quellen: I) Da die Zinfen 
nicht jährlich ausbezahlt, fondern erft beim Herausfonmen jedes 
Loofes nachgeliefert werden (c), fo erfpart man die Zwifchenzin- 
fen (d). 2) Die Capitaliften haben fich der Gewinnshoffnung 
willen auch oft mit geringeren ald den üblichen Zinfen für ben 
ungünftigften Fall begnügt, wodurd eine weitere Summe er. 
fpart wird, Ä 
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Die auf einen Loosbrief kommende ganze Zahlung, enthalte 
fie nun bloß Capital und angelaufene Zinfen, oder auch einen 
Gewinn, wird Prämie genannt. Die Bankhäufer, welche folche 
Anleihen übernahmen, haben, um bei jeder.neuen den Gapitali- 
ſten einen frifchen Reit zu geben, eine Menge von Berfchieben- 
heiten in den Zahlenbeflimmungen und in den anderen beige- 
fügten Bedingungen ausgedacht, z. B. in den Zwifchenzeiten 
zwifchen den Verlooſungen (e), der Verbindung mehrerer Zins» 
fuße bei der Auszahlung der ohne Gewinn herausgefommenen 
Loofe (f) , überhaupt in der Feftfegung der im ungünfligften 
Falle zu erwartenden Vergütung (9), in der Anzahl, Größe 
und Bertheilung der Gewinnfte (A), der Zeit ihrer Ausbezah- 
lung (i) , der Länge der Zeit, innerhalb deren das ganze Ge- 
fchaft beendigt wird (k) u, dgl, 


(a) Nachrichten über diefelben bei Unger, Handb. der St. Lotterieanleis 
ben, Leipz. 1841. — Feller, Die Staatspapier: und Actienbörfe, 
Leipz. 1846. — Salomon, Die öfterreich, Staatspapiere, Wien 
1846, — Wallerftein, Börfenhülfsbuch, Frankf. 1847. — Ueber 
die Natur diefer Anleihen: Dettinger, Theorie d. Lotterie-Anle- 
ben, Freiburg 1844, — Deff. Anleit. z. finanz. Rechn. ©. 165. — 
v. Lindenau, inRauund Hanffen, Archiv, Neue Folge, III, 145, 
Dagegen Dettinger, ebd, V, 73, | 


(6) Schon bei der öfterreichifchen Anleihe von 6 Mill. fl. im J. 1795 
wurben Gewinnfte verloofet, aber nur in dem 12jährigen Zeitraum 
vor dem Beginn der Rüdzahlung und neben der Verzinſung zu 
4 Proc, Aehnlich die Anleihe von 314 Mill, Lire in dem nämlichen 
Sahre in Mailand und die X. von 10 Mill, fl. 1797. Die Gold: und 
Silber-Anlehenslotterie von 10 Mill. fl. im 3. 1802 (ed wurde aud) 
ungeprägtes Müngmetall angenommen) fowie die 1805 und dann 
nochmals 1806 ausgefchriebene öfterr, Anleihe von 20 Mill, fl. hat: 
ten fchon die aufgefchobene Zinszahlung; v.. Hauer, ©, 140.145. — 
Baierifches Lotterieanlehen von 1812, 12 Mill, verzinslich (Loofe zu 
500 fl.), 6 Mill, unverzinslid, — Badiſches 1820 bei Goll und 
Daber, 5 Mill, fl., in Loofen zu 50 fl.,— Defterr. v. 1820, bei 
Parifh und Rothſchihd, 20 800.000 fl. im 20 fl. &, in Looſen zu 
100 fl,, — anderes öfterreich, von 1821 mit denfelben Häufern, 3714 
Mill. in Loofen zu 250 fl, welche im Verkehr den Namen Partial- 
loofe tragen, — Hannov. 1822 bei Berend, 2 Mill, xl, Loofe zu 
100 und 50 rl, — Großh. heff. 1825 bei Rothſchild, 64 Mill. fl. 
in 50 fl. Looſen. — Polnifches 1829 bei Fränkel, 42 Mill, Gulden 
poln., Looſe zu 300 fl., — Preuß. Anl. der Seehandlung, 1832, 12 
Miu. rl., Prämienfheine zu 50. rl, — Großh. Heffen 1834 bei Roth: 
ſchild, 2:375 000 fl. in 25 fl. Loofen. — Oeſterreich 1834 bei Arn> 
ftein, Geymüller ze. 25 Mill, fl: in Loofen zu 500 fl. — Ruf. 
poln. v. 1835, bei Fränkel u, Epftein in Warſchau, 150 Mil, fl, 
poln. — Raflau 1637, bei M. A.v. Rothſchild u, ©., 2°600000 fl, 


19% 
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in Loofen zu 25. fl. — Defterreich 1839, 36 Mill. fl. in Toofen zu 
250 F (jedes in 5 Abtheilungen zu 50 fl.) bei wiener Bankhaͤuſern. 
— Baden 1840, 5 Mill, fl. bei Haber, Soll und Rothſchild, in 
Loofen von 50 fl. — Kurheſſen 1844 bei Rothſchild, 6700000 rl, 
in 40 rl. Loofen, — Sardinien 1845 bei Bethbmann, 3:600 000 Fr. 
in Looſen von 36 Fr. — Baden 1845 bei Rothſchild, Goll und 
HDaber, 14 Mill: fl. in Loofen von 35 fl. — Schaumburg: Lippe 
1846, 1'4 Mill. rl. in Loofen zu 25 rl. bei Heine in Büdeburg. — 
Hamburg 1846, 4700 000 Mark B, bei dortigen Häuſern, Looſe von 
100 Mark, übernommen zu 95. — Auch mehrere Privatperfonen, 
4 B. Fürft Efterhazy und Windifhgräs, haben ſolche An 
leihen abgefchloffen. 

(c) Doch kam die jährliche Verzinſung bei der öfterr. zweiten Anleihe 

von 1820 vor. Bei der polnifchen Anleihe von 1835 wurden 10 

Jahre lang Prämien verlooft, die übrigen Loosbriefe werben feit 

1846 jährlich zu 4 Proc, verzinfet und die Zinfen der 10 erften 

Sahre bei der Abtragung ber Obligationen nadhgezahlt. 

Wenn 3. B. ein Loosbrief von 100 fl. erft nad) 20 Jahren zur Zah⸗ 

lung gelangt und mit den 2Ojährigen Binfen zu 4 Proc., alfo im 

Ganzen mit 180 fl. abgezahlt wird, fo kommen der Staatscaffe die 

39 fl. zu Gute, auf welche die Binfeszinfen in diefer Zeit angewach— 

fen wären, denn eine Rente von 4 fl. wächlt in 20 Jahren auf 119 fl. 

an, ftatt deren nur 80 fl. Zinfen nachbezahlt werben. 

(e) Bald 19, bald 1, bald Y%, Zahr. Die bad, Anleihe von 1845 hat ſo⸗ 
gar jährlich 4 Ziehungen. 

(f) Preußen abwechfelnd in dem einen Jahre eine Verloofung mit Prä⸗ 
mien, wobei die ohne Gewinn herausgefommenen Looſe nur 4 Proc, 
nachbezahlt erhalten, dann im folgenden Jahre feine Prämien, fon 
dern für alle verloosten Scheine gleihmäßig 5 Proc, Binfenz 4 B. 
im 3. 1857 werden 10800 £oofe gezogen, unter denen eine Prämie 
von 100 000 ri., 1 von 30 000 rl,, 2 von 9 500 rt., 4 von 5 000 rl, 
1000 Prämien von 120 rl,, 3000 von 110 rl, und 6000 von 100 
(minimum) d. i. 50 thlr. Gapital und 25jährige Zinfen zu 4 Proc, 

(4) Sr. Deffen: In den erften 10 Ziehungen wurden für einen beträdt- 
lichen Theil der herausgefommenen Loofe dem Befiger nur 10 fl. 
baar und das Loos zurüdgegeben, welches in den folgenden Ziehun— 
gen nochmals eingeworfen wurde. Bei mehreren Anleihen bleibt das 
minimum in den erften Ziehungen gleich und fteigt erft fpäter; 3.8. 
öfterr. Anleihen v. 1820, 4 Biehungen hindurch 120 fl., in der Öten 
125 fl. (100 fl, Stamm und 5 Jahreszinfen zu 5 Proc.) fobann 
130 — 135 u, ſ. f. Bei den öfterreichifchen Loofen von 1839 betrug 
das minimum ſogleich in der 1. Ziehung das Doppelte des angeleg— 
ten Gapitals, nämlich 500 fl., aber es bleibt bis zur letzten Ziehung 
glei, fo daß zulegt der nadhbezahlte Zins nur 2", Proc. jährlid) 
ausmacht, nämlich 250 + 40. 6Y,. In Baden hat man bei den 2 
neueren Lott. X. zwar die Entwerfung des Ziehungsplanes ben 
Bankhäufern überlaffen, aber gewiffe Grundzüge beffelben vorläufig 
gefeglich beftimmt. So verordnete das Set. vom 21. Febr. 1845: 
Die Regierung leiftet nicht mehr als 3%, Proc. Zinfen, halbjährig 
zahlbar (alfo eigentlich 3,°° Proc.), — das minimum der Prämie in 
jeder Ziehung muß aus dem Gapitalbetrag des Loofes mit 2 Proc, 
3infen für jedes verfloffene Jahr beftehen ꝛc. 

(h) Ze fpäter die Hauptgewinnfte gemadjt werben, defto mehr gewinnt 

man an ben Binfen berfelben. Daher läßt man die höchften Gewinnfte 


— 
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auf bie letzten Jahre fallen, was zugleich ein fortdauernd fleigenbes 
SIntereffe an ber Berloofung unterhält; 3. B. öfterr. Anleihe von 
1834, größter Gewinn 320,000 fl., welcher 3mal, nämlich in der er⸗ 
ften, vorlesten und legten Biehung vorkommt. Preuß. maximum 
100 000 rl, in der erften und in ber lesten Ziehung zu gewinnen. 
(i) Gewöhnlid) einige Monate nach ber Verloofung. 
(k) Von der Ausftellung der Obligationen (die meiftens 1 — 2 Jahre 
vor der erften Ziehung gefhah) bis zur legten Ziehung verfließen 
15 Jahre, hannöv. Anleihe, 
20 „  öfterr. %. v. 1820 und 1821, 
24 ,„ ſaardiniſche, 
25.  preußifche, polnifche, 1829, bad, v. 1840, 
26 ,  Öfterreichifche von 1834, 


A „ 1839, 

40 , pe * 845, " 

45 ,„  großh. heß. v. 1834, 

50 „ „nn 1825, naffauifche A. 

52 „ hamburg. %. 
Lestere Zeiträume find zu lang. Den Gapitaliften ift die Möglichkeit 
einer fo fpäten Nachzahlung der Zinfen nicht angenehm, und biefer 
Umftand mag, mit dem unter (g) bemerkten dazu beigetragen has 
ben, daß die Loofe des heff. Anleihens in den erften Jahren wenig 
beliebt waren und beträdtlich unter 50, ihrem Nominalbetrage, 
verkauft wurden; ihr Curs war z. B. im Mai 1826 36'/,, im Jan. 
1827 34%, und im März 1829 erft 48%. 1827 wurbe ber Umtaufch 
jedes Loofes gegen gleiche Summe in 3proc, Obligationen ober 42 fl. 
Tara von der Regierung angeboten. Curs am 1, März 

1 759%. 


$. 502, 
Der Entwurf einer Zotterieanleihe wird fo gemacht: 

1. Es wird die Größe des aufzubringenden Gapitald und ber 
Zeitraum bis zur völligen Abtragung feftgefeht. 

2. Dean beftimmt, was die Staatscaffe im Ganzen für die An- 
leihe zu leiften habe, indem man bie Theilnehmer an der⸗ 
felben wie eine Gefellfchaft betrachtet, welche mit der Mes 
gierung in Vertragdverhältniß fteht (a). Es muß namlich 
die geborgte Summe nad einem gewiſſen Zinsfuße (5) 
verzinfet und allmälig durch jahrlihe Zahlungen abgetra- 
gen werben. Jedes Jahr ift daher ein beflimmter Betrag 
an Tilgung und an Verzinſung ded noch nicht getilgten 
Theiles auszubezahlen, Je weniger man in ben erſten 
Jahren abträgt, defto größer bleibt die Zinsſumme und 
defto flärfere Zilgungen müffen fpäter vorgenommen wer⸗ 
den (c). Bei einigen Anleihen leiftete die Staatscaffe an- 
fangs nicht einmal die volle Verzinfung, fo daß durch den 
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Binfenreft die Schuld ſich vergrößerte und fpäterhin die 
Sahresleiflungen um fo viel größer werden mußten. 


3. Es wird jährlich eine gewiffe Anzahl von Looſen zur Ziehung 
beftimmt und die ganze jährlich zu verwendende Summe 
bergeftalt unter diefe Looſe vertheilt, daß einige mit an- 
fehnlichen, mehrere mit mittleren Gewinnften ausgeftattet 
werben, die meiften aber nur den für jedes Jahr berechne- 
ten Mindeftbetrag (minimum) erhalten, Die fammtlichen 
Prämien an die Loosinhaber bis zum Schluffe der Opera⸗ 
tionen müffen der Summe der jährlichen nach 2) beftimm- . 
ten Verwendungen aus der Staatöcaffe gleich Fommen (4). 


(a) Eine ſolche Gefellfchaft ift nicht wirklich vorhanden, weil zwiſchen 
den Befigern der einzelnen Loosbriefe keine Verbindung befteht. 
Nur anfangs, beim Abfchluß der Anleihe, fteht das diefelbe überneh- 
mende Bankhaus der Regierung ald Contrahent gegenüber. 

(b) Bei der großh. heffifchen Anleihe wurden für die erften 16 Jahre 4, 
für die folgenden 35 aber 5 Proc. berechnet, bei den 2 badiſchen X. 
von 1840 und 1845 3'4 Proc., oder eigentlich halbjährlidy 194 Proc. 

(c) Man könnte z.B. für 1 Mill, Capital und 4 Proc, Zinfen folgen 


den Entwurf zu einer Tilgung in 15 Jahren maden: 


nad) dem Zins, 
1. Jahre 40 000 


* 


„ 


" 
1 5. „ 


39 600 
39 000 
38 200 
37 200 
36 000 
34 600 
33 000 
31 000 
28 600 
25 400 
22 000 
17 600 
12 400 

6 400 


Summe 441 000 
(d) 3. B. bei der preuß, Anleihe werben in 25 Jahren verausgabt: 


Gapitalbetrag 
Binfen 


Zilgung. 
10 000 
15 000 
20 000 
25 000 
30 000 
35 000 
40 000 
50 000 
60 000 
75 000 
90 000 

110 000 

130 000 

150 000 
160 000 


1:000 000 


Ganze Ausg. Reftder Schuld. 
50 0 990 000 


00 

54 600 

59 000 

63 200 

67 200 

71 000 

74 600 

83 000 

91 000: 

103 600 
115 400 
132 000 
147 600 
162 400 
166 400 


1+441 000 


10°903 180 


22-903 200 „ 
und fo hoch belaufen ſich auch die in den 25 Ziehungen vorkommen⸗ 
ben Prämien und Rüdzahlungen. 


8, 508, 


12:000 020 rthlr. 


„ 


Aus vorfiehender Darftellung der Kotterie-Anleihen laffen 
fich leicht ihre Wirfungen ableiten (a). 
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1) Für die Negierung find fie wie einfache verzinsliche An— 
leihen mit einem feften Tilgeplane zu betrachten. Erlangt man 
dabei einen niedrigen Zinsfuß, fo find fie vortheilhaft, nur dieß 
kann läftig werben, daß man dem Plane gemäß auch in folchen 
Zeiten die Tilgung fortfegen muß, wo man bie erforderlichen 
Mittel fir andere Zwecke nöthig hätte, Werden die Anleihen - 
zu einer Zeit gefchloffen, wo der Zins gerade hoch fteht, fo kann 
man von dem fpäteren Sinken des Zinsfußes Feinen Nußen 
ziehen, und der fteigende Curs der Obligationen bereichert die 
Befiker auf Koſten der Steuerpflihtigen, In den deutfchen 
Staaten, welche folde Anleihen unter Zugrundlegung eines 
Binsfußes von 5 Proc. eingingen, ift diefer Nachtheil fehr fühl- 
bar geworden, da unterdeß die einfachen verzinslichen Anleihen 
auf 31%, Proc, herabgefetst werden konnten. Dagegen find in 
neuefter Zeit mehrere ähnliche Leihverträge unter günftigen Be— 
dingungen zu Stande gefommen (2). 

2) Die Entbehrung der jährlichen Zinseinnahme ift laͤſtig 
für Gapitaliften, die von den Nenten eines mäßigen Gapitales 
leben müffen, Nur reiche Perfonen können fo viele Looſe be- 
figen, daß fie jährlich auf eine Zahlung zu rechnen haben, Deß⸗ 
halb eignen fich die Looſe nur für ſolche Beliger, die noch andere 
Einkünfte beziehen, und es dürfte, wenn man nicht auf auslän- 
difche Käufer bauen Fönnte, nur der Fleinere Theil der Staats- 
ſchuld auf diefe Weife eingerichtet werden, 

3) Der Loosbeſitzer erhält in jedem Falle fein Capital und 
einige Verzinfung und verliert nur die Zwifchenzinfen, auch 
werden ihm die im minimum enthaltenen. Zinfen aufgefpart, 
Erwaͤgt man hiezu die einzelnen beträchtlichen Gewinnfte, fo 
fann man den Potterieanleihen bei weitem nicht die nachtheilige 
Wirkung auf die Volkswirthſchaft zufchreiben, welche die eigent- 
lichen Lotterien äußern. Doc) fallt ihnen zur Laſt a) daß folche 
große Gewinnfte nicht felten zur Verfhwendung führen und 
bald zerrinnen; b) daß doch einigermaßen der Sinn für Glücds- 
fpiele genährt und aud; zu Unternehmungen, bei denen man 
nicht im Beſitze eines Roofes zu fein braucht, Anlaß gegeben 
wird (6); ©) daß die Käufer derjenigen Loofe, auf die nur das 
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minimum einer Biehung fällt, verlieren, wenn: fie biefelben um 
einen höheren Preis erfauften, wie dieß der Gewinnshoffnung 
wegen bisweilen der Fall ift (d). 

4) Durch gute Einrichtung des Planes können diefe Nad; 
theile gemildert werden ; es follte namlich a) die Verzinſung im 
Falle des Minvdeftbetrages nicht zu niedrig, Dagegen ber auf Ge- 
winnfte verwendete Theil der Zahlungen nicht zu groß fein, da- 
mit dem Zufalle weniger überlaffen werbe (e); b) es ift nicht 
gut, wenn dad minimum in den erften Ziehungen ſogleich fo 
hoc; gefett wird, daß daraus ein ftärfererer Neiz zum Ankaufe 
entfteht und der Gurs der Looſe über ihren Werth gefteigert wird; 
vielmehr follte das minimum fortwährend zunehmen, damit bie 
Beſitzer der fpät herausfommenden Loofe nicht in unvortheil⸗ 
haftere Rage fommen (f); ©) die Verwendungsſumme der Re 
gierung follte fhon im Anfange die Zinfen überfleigen, ſo daß 
die Tilgung der Schuld ſogleich beginnen und in dem Testen 
Sahren minder ftarf werden kann. 


(a) Verhandl, der bad, 1. Kam. von 189%, Beilagen, 1, 187 
(Bericht von Rau). — Oettinger, Theorie 2. ©. 46, 

(6) Die bad, Anleihe von 1845 wurde von den Bankhäufern um einen 
Gurs von 110% übernommen, fo daß der Binsfuß (3,%° von 110%) 
ſich nur auf 3,19 Proc. ftellt. 

(ce) Dahin gehört 1) das Kaufen einer Promeffe, d. h. des fchriftlichen 
Verfprechens von einem Unternehmer diefes Spiels, daß er den in 
der nächſten Ziehung auf ein benanntes Loos treffenden Gewinn be: 
zahlen wolle, Promeffengefhäft. Dieß ift unfider, wenn man 
den Ausfteller der Promeffe nicht als zuverläffig kennt, zumal da 
man nicht einmal Gewißbeit hat, daß er die Loofe, für bie er Pro: 
meffen ausftellt, nur felbft befist. Bender, ©. 451.— 2) das Ber: 
fihern der Looſe für den Fall, daß fie nur mit dem Minimum ber: 
ausfommen, ſ. die folg. Anmerf, 


n Minim.der 
(d) Eurfe in Frankfurt, nächften 
I, März 1851 Biehung. 
Preuß. Prämienfheine 129 rl. 88 r. 
Kurheſſ. Loofe. - . .„ 32 rl. 558; 
Gr. heſſ. 50 fl. Loofe . . TS! fl 109 fl. 
„u Dune“ 27°/% 9 33 J. 
Bad. 50 fl, Looſe. .. 5414 fl. 65 fl. 
„ 35 ” ” e 0 32% ” 42 fl. 
Naffauifche 25 fl .Loofe . 24%, „ 32 fl. 


Sardin. Loofe. » » . 34 Fr. 40 Fr. 

Bei den öfterreihifhen Loosbriefen wird der Curs in Procenten 
angegeben, 3. B. an bem genannten Zage 154 Proc. bei den 500 fl, 
Loofen, 917% bei den 250 fl. 2, In früheren Jahren ftand der Curs 
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in ber Regel höher als das nächſte Minimum. Um den Befiser eines 
Loofes vor dem Verluft zu bewahren, ber ihm aus dem Herauskom⸗ 
men mit dem min. erwäcdft, hat man befondere Verficherungen für 
ſolche Loofe unternommen, eine Erfindung von W. 3. Wertheim: 
ber in Frankfurt, f. Bender, ©. 519, 

Im Intereffe des Käufers find Berechnungen des Werthes ber 
Loofe für einen gegebenen Zeitpunct nüslih, Man fucht unter An= 
nahme eines gewiflen Zinsfußes den jegigen Werth aller noch bevor- 
fteßenden Zahlungen und bividirt diefe Summe durd die Anzahl 
der nody nicht herausgefommenen Looſe. Dettinger, Anleit. 
©. 177, — Bader, Das rufl.=poln, Anleihen, Leipz. 1829, Deffen 
Ueberfihtstabellen des Gapitalwerths aller .... Staatslotterie- 
Anlehen, 1 Bog. Fol, 1834, — Bernoulli, Beiträge, 8.69 ff — 
Geller, ©. 9. 139. — Salomon a. a. O. — Da eine Anzahl von 
Loofen, 3. B. 100 oder 20, eine Serie bilden und gewöhnlich zuerft 
die Serien, und fodann nad) einigen Wochen oder Monaten bie 
fämmtlidhen, zu jeder herausgefommenen Serie gehörenden Looſe 
gezogen werben, in der Zwifchenzeit aber diefe Loofe öfters verkauft 
werden, fo kommt aud die Aufgabe vor, den Werth eines Loofes 
aus einer an die Reihe kommenden Serie zu berechnen. 

(e) Beifpiel, 


Preuß. Präm. Anleihe Bad. 50 fl. Loofe 
19. Ziehung. 11. — 19. 3iehung. 
Betrag aller Prämien 983 000 rl, 150 000 fl. 


Kämen alle Loofe mit 
dem min. heraus, fo be: 


trügen fie +» +. +. . 792000 „ 84 500 „ 
Alfo maden bie Ge: 

winnfte -.2...... 191 000 rl. 65 000 fl. 
oder Proc..... 19,® 43,66 


(f) Mehrere neuere Verloofungsplane laſſen deutlich das Beftreben ber 
Bankthäufer erkennen, die Loofe nur anfänglich beliebt zu machen. 


$. 504, 

Eine Anleihe kann auf mehreren Wegen zu Stande gebracht 
werden (a). 

1) Man fordert alle Gapitaliften, welche Theil nehmen 
wollen, auf, fich zu melden und die Größe der Summe, die jeder 
geben will, anzuzeigen. Der Zinsfuß muß fchon in der Ankün- 
digung genannt werben, und es ift nicht leicht ihn fo zu beſtim— 
men, daß er zwar einladend genug, aber doch nicht höher ift, als 
ed zum Gelingen der Anleihe erfordert wird (5). Bei gutem 
Gredite und einem mäßigen Bedarfe ift dieß Verfahren fehr 
zweckmaͤßig, weil die Vortheile, die fonft einem Banfhaufe be- 
willigt werden müffen, nun dem Staate oder den einzelnen Ga- 
pitaliften zufallen, Werden größere Summen angeboten, als 
man braucht, fo wird entweder von jedem Unterzeichner nur ein 


Theil des angemeldeten Betraged angenommen, oder die Zeit 
der Anmeldung zur Entfcheidung über den Vorzug gebraucht (c). 
2) Die Anleihe wird im Ganzen durdy einen einzigen Ver—⸗ 
trag abgefchloffen, fo daß ein einzelnes Bankhaus oder eine Ge- 
feltfchaft mehrerer die ganze Summe zu leihen verfpricht und 
ald Vermittler zwifchen dem Staat und den zahlreichen Gapita= 
liften auftritt. Eine beträchtliche Anleihe muß in mehreren Fri- 
ften einbezahlt. werben, weil es fonft an Geld fehlen fönnte, 
Der Unternehmer der Anleihe, wenn er etwa aus eigenen Mit- 
teln den erfien Theilbetrag bezahlt hat, pflegt ſich durch den 
Verkauf der erhaltenen Obligationen fogleich weitere Mittel zur 
nächften Zahlung zu verfchaffen u. ſ. f. Oft ift er im Stande, 
in Kurzem alle Obligationen abzufegen und fi fo von aller 
materiellen Theilnahme zurüd zu ziehen, doch muß er bei aus⸗ 
ländifchen Anleihen fortwährend die Befiger der’ Obligationen, 
für die es fonft feinen Vereinigungspunct gäbe, in ihren In— 
tereffen vertreten, Sein Nutzen liegt bisweilen in einer befon- 
deren Vergütung (Provifion), die ihm der Staat bewil- 
ligt (d), font aber in den höheren Preifen, um die er die ein- 
zelnen Schuldbriefe an die Gapitaliften verfauft, und man hat 
oft die Gurfe zum Nachtheile der Käufer durch mancherlei Vor—⸗ 
fpiegelungen kuͤnſtlich in die Höhe treiben fehen (e). 
(a) Nebenius, ©, 396. — Cancrin, Defon. der menſchl. Gef. ©, 297. 
(5) In den festen Jahren kamen folche fog. freiwillige Anleihen häufig vor, 
z. B. in Frankfurt 1843, Baden, Baiern, Sachſen u. Defterreich (72 
Mi. fl.) 1849, In Defterreih war es früherhin üblich, ohne Be: 
kanntmachung über Umfang und Zinsfuß einer Anleihe die einzelnen 
Obligationen unter Hand zu verkaufen, fowie fid) Gelegenheit zeigte, 
Tebaldi, Die Geldangelegenheiten De.s, ©. 6. — Es giebt meh: 
rere Beifpiele von Anleihen, zu denen man in mißlichen Lagen bie 
vaterländifche Gefinnung der Wohlhabenden aufgerufen hat. — Rom 
im 3. 542, (u. c.), zur Ausrüftung der Flotte, auf Antrag des Con⸗ 
fuls M. Bal. Laevinus, Liv. XXVI, 33, — In London kam, als 
man vernahm, daf eine Zwangsanleihe beabfichtigt worden fei, vom 
1. Dec. 1796 bis zum 5. Mittags die Unterzeichnung für eine Ans 
leihe von 18 Mill. &, St. zu Stande, loyalty loan. — Das pret 
national in Frankreich nad) Gef. vom 21. April 1831 in 5 Proc. 
brachte 21:422 400 Fr. ein. — Holland, %. von 127 Mill. fl. in 3 
Proc. 1844 zur Ablöfung der 5 Proc, wozu alle-Bolkäclaffen wet: 
eifernd beitrugen, der König übernahm etwas über 10 Mill, 


(ce) Das bair. Gef. v. 30. Nov. 1847 geftattete die Aufnahme einer 
4proc. Anleihe, bei welcher dem Darleiber für jede eingezahlte 
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Summe zugleich der nämlicye Betrag in älteren 3',proc. Schuld: 
briefen auf 4 Proc. erhöht werden follte, 

(d) Man könnte aud, ohne einen feften Curs der Uebernahme auszubes 
dingen, dem Bankhaufe gegen eine Propifion die Schuldbriefe in 
Gommifft ion geben, um fie fo hoch als möglich auf Rechnung des 
Staats zu verkaufen, v. Sancrin, ©. 258. 

(e) Namentlidy bei den öfterreich. Lotterieanlehen von 1820 und 1821, 


$. 505, 


Der Vertrag über eine Anleihe wird gefchloffen: 

a) durch Unterhandlung mit einem Banfhaufe ohne Defs 
fentlichfeit, obfchon es rathfam ift, auf mehreren Seiten Erfun- 
digungen einzuziehen, um ſich nicht völlig in die Haͤnde eines 
einzigen Haufes zu geben: 

b) durch offenes Mitwerben, indem man die Größe und 
einige Bedingungen der beabfichtigten Anleihe befannt macht, 
die Banfherren zur Uebergabe fchriftlicher Anerbietungen (Sub» 
miffionen), mit beizufügender Bürgfchaft in Staatspapieren, 
auffordert und fodann bei der Eröffnung der eingelaufenen Er« 
flärungen demjenigen die Anleihe zufchlägt, deſſen Anträge die 
vortheilhafteften find. Dies in England und Franfreicy übliche 
Berfahren hat dem Vorzug der Deffentlichkeit und liefert den 
Beweis, daß man unter den günftigften in einem gewiffen 
Augenblide zu erlangenden Bedingungen borgt, aber es ſetzt 
voraus, daß man fchon eines gewiſſen Grebits ficher fei, um 
mehrfeitige annehmbare Anerbietungen erwarten zu koͤnnen. 
- Unter ſchwierigen Verhältniffen oder in Fleineren Rändern ift es 
ficherer, den erfteren Weg einzuſchlagen, bei dem man doch eben- 
falls einigermaßen das Mitwerben benugen Fann, 


$, 506, 

Die Staatsfhuldbriefe, Staatsdobligationen, 
stocks (a), wurden fonft allgemein fo wie die Schulbbriefe 
eined Privatmannes eingerichtet, fo daß fie den Namen des 
Gläubigers enthielten, für den fie auögeftellt wurden. Neuerlich 
hat man fie in vielen Staaten fo abgefaßt, daß, wie bei dem 
Papiergelde, jeder Befiger fogleich ald Eigenthuͤmer gelten kann, 
weil fie feinen Namen enthalten und deshalb Fein Beweis der 
gehörig erfolgten Abtretung nöthig iſt. Solche Schuldbriefe 
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aufden Inhaber (au porteur) oder Certificate find vor 
theilhaft 

1) für die Regierung, weil die beſchwerliche Buchführung über 
die Eigenthuͤmer jeder Obligation und den Uebergang der- 
felben in andere Hände ganz befeitigt wird; 

2) für den Eigenthümer, weil fie leichter zu verkaufen find, 
da man von den Förmlichkeiten des Anmeldens bei der 
Staatöbehörde völlig befreit ift. 

Die Echuldbriefe auf Namen, die fogenannten Infcrip= 
tionen, welche bei jeder Veräußerung einer Umfchreibung in 
dem Schuldverzeichniß der Regierung und einer neuen Ausferti⸗ 
gung fir den Käufer bedürfen, find deshalb minder beliebt, als 
die auf den Inhaber geftellten, und da die Mühe und die Koften 
bei der Uebertragung noch größer find, wenn der Verkauf im 
Auslande gefchieht, fo verbreiten ſich ſolche Schuldbriefe nicht fo 
weit, als die der anderen Art (6). Man hat zwar die Erfchme- 
rung der Uebertragung darum für zuträglich erachtet, weil dies 
felbe mehr von dem Speculanten in Staatöpapieren gefcheut 
wird, ald von dem Gapitaliften, der diefelben Fauft, um fie zu 
behalten, und weil der Stodshandel Feine Erleichterung ver- 
dient, Allerdings ift diefer vielfältig mit Leidenfchaft getriebene, 
viele Menfchen zu Grunde richtende Handel eine ungünftige 
Folge des heutigen Schuldenmwefens, befonders der häufigen 
Guröfhwanfungen, I, $. 440, 441. Da jeboch bei dem Umſatze 
der Stocks die verfchiedenen Zwede der Käufer nicht zu unter 
fcheiden find, fo ift ed nicht rathfam, alle Gefchäfte zu erfchwe- 
ven, wobei der Begehr und folglich der Gurs einer Art von Pa— 
pieren doch immer einigermaßen erniedrigt werden Fönnte, Die 
Unternehmer einer Anleihe ziehen des leichteren Abfages wegen 
die Obligationen auf den Inhaber entfchieden vor. Staatöob- 
ligationen, deren Curs hoch und feft fteht, haben, wenn fie gleich 
leicht übertragbar find, doch wenig Reiz für die Stodshändler 
und pflegen größtentheild in fefter Hand zu bleiben: In ber 
neueften Zeit hat man es öfters in die Wahl der Gläubiger ge 
ſtellt, Schuldbriefe auf den Inhaber oder auf Namen zu er 
halten, 
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(a) Dieß englifche Wort von deutſcher Abftammung verdiente feiner 


(b 


— 


Kürze willen im Deutſchen gebraucht zu werden, da es auch zu Zus 
fammenfegungen fehr geeignet iſt; Stodshandel, Stodbörfe, Etod- 
befiger (stocks-trade, -bourse, -holder etc.). 

S.Nebenius, S. 412,533. Die franzöfifhen Renten find folche 
Inferiptionen, bei denen die dem Gläubiger eingehändigte Urkunde 
nur eine Abfchrift des Eintrages in dem Hauptbuche der Staats: 
ſchuld ift..-Le grand-livre de Ja dette publique est le titre fonda- 
mental de toutes les rentes inscrites au profit des cr&anciers de 
l’Etat. Deer. v. 24, Aug. 1793. Für die in jedem Dep. wohnenden 
Gläubiger wird im großen Hauptbud ein Gefammt »Eintrag ge: 
macht (compte collectif) und jeder Obereinnehmer des Dep. hält 
darüber ein befonderes Buch, ftellt den Gläubigern Inferiptionen 
aus und beforgt das Eintragen der Veräußerungen von Renten, 
Gef. v. 14. Apr. 1819. — Nach ber Ordon, v. 29. Apr. 1839 follen 
auch Renten auf den Inhaber ausgegeben werden, wenn die Inhaber 
der inscriptions des rentes nominatives bie Umtaufdhung begeh— 
ven; ausgenommen find die aus einer gefeglichen Urſache unbewegs 
lichen Renten, z. B. der Gautionen, Majorate, öffentlihen und 
kirchlichen Anftalten, Penfionscaffen, Pflegfchaften ıc. Auch die eng= 
lifhen Stods gehören zu den Inferiptionen. Jeder Verkauf wird 
im Umfchreibeamt (transfer oflice) angegeigt und eingetragen und 
dem Käufer wird die Quittung des Verkäufers mit der Beglaubis 
gung des Schreibers bei jenem Amte eingehändiget, Mac Culloch, 
Handb, I, 743. — Bei den ruffifhen Inferiptionen kann ber Ber: 
auf durch eine fchriftliche, im Auslande von einem ruſſiſchen Sonful 
beglaubigte Gefjion auf der Rücfeite (Indoffirung ) geſchehen. 
Gertificate werden in Rußland diejenigen Abfchriften von In: 
feriptionen genannt, welche mit gedrudten insfcheinen (coupons) 
verfehen find und deren Zinfen man daher im Auslande, namentlid 
in Amfterdam und Hamburg erheben kann; alleim diefe Gertificate 
mit Zinsabfchnitten laufen nur im Auslande um, indem fie bloß von 
den leihenden Bankhäufern, mit Genehmigung des Staates ausge: 
fertiget find, — Neapolitanifche Inferiptionen; ein Theil derfelben 
ift durch die, vom Haufe Kalconet u. Comp. veranftalteten, auf 
den Inhaber lautenden Abfchriften (Certificate) leichtbeweglich ge= 
macht. — Ein Theil der hannöv. landfchaftlichen Obligationen ſteht 
auf Namen. — Der Hauptvorzug ber Schuldbriefe auf Namen ift 
die Sicherheit des Beſitzers vor Diebſtahl und zufälligem Verluft 
der Schuldbriefe, — ferner weiß die Regierung genau, in weſſen 
Befis die Staateobligationen ſich jeden Augenblid befinden, was zur 
Beurtheilung mancher Operationen von Nutzen iſt. 
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3, Abtheilung. 
Berwaltung der Staatsſchulden. 


* 





1. Hauptftüd, 
Vorbereitende Maaßregeln. 


8. 507 


Iſt eine Staatsſchuld vorhanden, ſo wird die Beſorgung ver⸗ 
ſchiedener auf dieſelbe ſich beziehender Geſchaͤfte nothwendig, 
deren Inbegriff die Verwaltung der Staatsſchulden 
genannt werden kann, und fuͤr welche ein geregelter Gang fuͤhl⸗ 
bares Beduͤrfniß ift. Wenn man den Staatshaushalt aus einem 
verworrenen Zuftande in einen wohlgeordneten hinüberzuflihren 
und namentlich mit vielen Nüdftanden ($. 486) zu thun hat, 
fo muß man mit der Rihtigftellung (Kiquidirung) ber 
Staatsfhuld beginnen, namlich mit der Unterfuchung aller ein⸗ 
zelnen Forderungen an den Staat nad ihrem Betrage, ihren 
Bedingungen und ihrer Nechtögültigfeit, und eine Zufammen- 
ſtellung des ganzen Schuldenftandes, allenfalls mit Unterfchei- 
dung von Glaffen und Unterabtheilungen. Diefe Vorarbeit dient 
die Größe der Schuld genau Fennen zu lernen und unbegründete 
Anfprüche zurüd zu weifen. Die Unterfuhung foll jedoch nicht 
in eine willfürliche Verkürzung der Staatögläubiger ausarten, 
fondern vielmehr mit forgfältiger Beachtung aller Rechte ge 
führt werden, fo daß jedem die Gelegenheit offen bleibt, feine 
Forderungen auf gerichtlichem Wege geltend zu machen. Nad 
der Beendigung dieſes Gefchäftes koͤnnen den Staatögläubigern 
Schuldbriefe gleiher Art zugeftellt werden, Auch im Fortgange 
der Schulverwaltung, fo oft die Echuld durch Entfhädigungen 
und Einverleibung alter oder neuer Forderungen vergrößert 
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wird, muß immer zuerft die Größe diefed Zuwachſes in Gemäß- 
heit der Gefeße genau ausgemittelt werben, bevor man zur Aus⸗ 
handigung von Obligationen fchreiten Fann (a). In den mii- 
ften Staaten, die eine beträchtliche Schuld haben, finden ſich meh- 
rere, aus verfchiedenen Zeitpuncten und Anleihgefchäften herrüh- 
rende, nach Zinsfuß und anderen Bedingungen von einander 
abweichende Theile der Staatsfchuld neben einander, Das 
gleichzeitige Beſtehen vieler folcher Schuldtheile ift eine zweck— 
lofe Befchwerde und die Zufammenziehung in wenige Haupt- 
maſſen rathfam, aber die völlige Verſchmelzung in eine einzige 
Art wird bald durch die zugeficherten Nechte einer Glafje von 
Gläubigern, bald durch Ruͤckſicht auf die verfchiedenen Wuͤnſche 
und Zwede derfelben und ihre Abneigung vor einer Veränderung 
verhindert, 


(a) Die Schuld vieler deutfcher Staaten ift auch in der Friedenszeit 
1815— 1848 noch beträchtlich gewachſen. Dieß ift jedoch keine Ver- 
fhlimmerung, weil es herrührt I) von Provintial= und Bezirke: " 
jdyulden, die auf den ganzen Staat übernommen wurden, 2) von 
der Liquidirung fchon vorhandener Forderungen und der Beendi- 
gung von Redytöftreitigkeiten über die Vertheilung älterer Schul: 
den unter mehrere Staaten, 3) von Entfhädigungen für aufgehobene 
Gefälle, als Zehnten, Frohnen, Leibeigenſchaftsgefälle u, dgl., 4) von 
der Erbauung der Eijenbahnen auf Staatsrechnung,. - 


$. 508, 


Zur guten Behandlung des Schuldenwefend gehört wefentlich 
die Errichtung einer befonderen Gaffe und einer derfelben vor- 
geſetzten Behörde, welcher die ganze Schuldverwaltung uͤber⸗ 
tragen wird (a). Eine folhe Schuldverwaltungscaffe, 
die man gewöhnlich nad einem Theile ihrer Beftimmung 
Amortifationd oder Schuldentilgungscaffe nennt, 
erhält gewiffe Einnahmen theild aus der Staatscaffe, theils aus 
eigenem werbendem Vermögen, und diefe auögefchiedenen Ein- 
fünfte follen bloß für die Schuld verwendet werden, weil eine 
Vermiſchung verfchiedenartiger Ausgaben leiht Stodungen in 
die Zahlungen an die Staatögläubiger veranlaffen koͤnnte, was 
dem Staatscredit fehr nachtheilig wäre, Die Gründung einer 
Gaffe diefer Art ift alfo nicht blos der Einheit und Ordnung in 
ber Schuldyerwaltung willen, fondern auch darum nöthig, weil 
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fie ein Pfand des ernftlihen Willens der Regierung bildet alle 
eingegangenen Verbindlichkeiten puͤnctlich zu erfüllen (). Die» 
fer Caſſe werden auch die ausftehenden Zinsforderungen (Acti- 
ven) zugetheilt, Die man, wo Fein befonderer Grund im Wege 
fteht, zur Vereinfachung der Gefchäfte allmälig auffündigen und 
zur Verminderung der Echuld verwenden follfe, Die jährliche 
Einnahme (Dotation) aus der Staatscaffe muß in Gemäf- 
heit des Voranſchlages unfehlbar ausbezahlt werden, es wäre 
denn, daß man wegen vermehrter Staatsbedürfniffe die Til- 
gung einftellen müßte, Um das Vertrauen zu der Schuldver- 
waltung zu erhöhen, hat man oft befonders fichere Staatsein- 
fünfte bezeichnet, aus denen die Ausftattung der Schuldentil- 
gungscaffe hergenommen werden follte (ce). Dieß koͤnnte nur 
dann eine größere Sicherheit gewähren, wenn die beftimmten 
Eummen fogleich unmittelbar von den befonderen Caſſen des 
benannten Einnahmszweiges in die Amortifationscafje abgelie- 
fert würden; aber diefe Vorkehrung ift bei einem geordneten Fi- 
nanzwefen unnöthig, bei einem zerrütteten Zuftande dennoch 
nicht fichernd. Wirkfamer ift es, die Vorgeſetzten der Schuld» 
verwaltung für die Beobahtung der gefeßlichen arg 
verantwortlich zu machen (d). 
(a) In Großbritanien wird fie von der Londoner Bank beforgt. 
(b) Dir franzöfifhe Amortifationscaffe trat nach dem Gef; d.. 28. Apr. 
816 am 1. Juni in Wirkfamkeit, die Öfterreihifche wurde durch das 
* vom 22. Jan. 1817 gegründet und am I. Februar deſſelben 
Sahres eröffnet, die baierifche den 1. Oft. 18115 die badiſche ift ſchon 
durd) das Gef. v. 31. Aug. 1808 errichtet; neues Gef. dv. 31. Dechr. 


1831. — Errichtung einer at ae der u 
in Preußen, Gef. v. 21. San. 1820. 

(ce) In Baiern ift der fchon feit früherer Zeit zur Ver infun du 
Schulden beftimmte Malzauffchlag auch jetzt noch dieſer 
dung gewidmet, mit dem Vorbehalte einer Ergänzung; F Gef. 

v. 28. Dec, 1831, $. 3. — Baden, Binang. Gef. v. 1835, $. ; Die 
ei Revenuen der Forſt-, Salinen=, Berg=- und Hüttenvs 
tung bis auf einen gewiffen Betrag. Neuerlic hat man die Begeiche 
nung beftimmter Einkünfte aufgegeben. 

(d) Angef. bad. Gef. v. 1831: Die Dotation der Amortiſations⸗ Caſſe 
muß vor allen anderen Ausgaben von der Staatscaſſe efert 
werden. Der Director der Amortiſationscaſſe muß ge en Zahlungs⸗ 
anweiſungen des Finanzminiſters, welche ihm ungeſetzlich oder nach⸗ 
theilig ſcheinen, proteſtiren und ſich en falld an 


minifterium wenden. Der ftändifche Ausfhuß ra 353 
Rechnung dieſer Caſſe. — X. preuß, Gef. Art, IX.: bei Erledigungs- 
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fällen werben für den Präfidenten und die Mitglieder von den 
künftigen Reichsſtänden und für jegt vom Staatsrath 3 Perfonen 
vorgefchlagen. — In Frankreich wurde zur Ueberwachung der 
Amortifationscaffe ein Aufſichtsrath beftellt, beftehend aus 1 Pair, 
2 Mitgliedern der Deputirtenfammer, 1 Präfidenten des Rechnungs— 
hofes, dem Gouverneur der Parifer Bank und dem Präfidenten der 
Darifer Handelskammer. 


2. Hauptftüd. 
Verzinfung der Staatsfchulden. 


$. 509. 


Die pünctliche Entrichtung der Zinfen muß aus allen Kraͤf— 
ten aufrecht erhalten werben, weil ihre Unterbrehung ſowohl 
eine Rechtswidrigkeit ald eine Härte gegen die Gläubiger ent- 
halt und dem Staatscredite eine tiefe Wunde fchlägt. Sind die 
erforderlichen Summen für jedes Jahr ausgemittelt und der 
Schuldverwaltung zugemwiefen, fo ift bie wirkliche fortlaufende 
Ausbezahlung ein einfaches Gefchäft, über welches nur wenige 
Bemerkungen nöthig find. 

1) Zur Beſchleunigung des Geldumlaufes ift es dienlich, 
wenn die Zinszahlungen zu verfchiedenen Zeiten im Jahre ge= 
ſchehen, welches man theild durdy halbjährige Zinsentrichtung, 
theils fo bewirken Fann, daß die Obligationen verfchiedene Ver⸗ 
zinfungstermine haben (a). 

2) Es gereicht fehr zur Bequemlichkeit der Stocksbeſitzer, 
wenn die Zinfen nicht allein bei der Schuldentilgungscafje in 
der Hauptftadt, fondern auch bei jeder öffentlichen Caſſe zu er« 
heben find. Diefe Caſſen fenden dann bei ihren Ablieferungen 
an höhere Gaffen die eingelösten Zinsquittungen ftatt baar ein 
und die Hauptftaatscafje rechnet diefelben der Amortifationscaffe 
bei ihrer Ausftattung mit an (6). 

3) Zur Verhütung von Betrligereien hat man die gedrud« 
ten Binsquittungen, Binsabfchnitte, Zinsbögen, Cou— 
pons (c), allgemein eingeführt. Mit jeder Obligation wird ein 
Borrath folher Quittungen auf eine gewiſſe Zahl von Jahren 


ausgegeben, jede mit der Nummer der Obligation und dem 
Rau, polit. Dekon. äte Ausg. III, 2te Abth. 20 
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Tage, an dem fie fällig ift, verfehen, fo daß nie 2 Quittungen 
ganz gleichlautend find und jede ohne einen fhriftlichen Beiſatz 
bei der Erhebung der Zinſen abgeliefert werden Fann, Eind 
diefe Coupons zu Ende, fo muß man fich einen neuen Vorrath 
einhändigen lafien, wozu entweder die Vorlegung der Tbliga- 
tionen felbft, oder eines auf diefelben hinmeifenden mit ihnen 
zugleich ausgegebenen Legitimationsfcheined (talon) erforder- 
lich iſt. 
(a) Frantreih: Die 5 Proc. am 22. März und Gept., die 3 Proc. am 
22. Jun. und Dec, 
(db) Mandye Staatsobligationen find in ausländifchen Handelsftäbten 
verzinslich gemacht worden. 


(ec) Von couper, weil mehrere auf einem Bogen ftehen und zur Ber: 
fallgeit immer der nächſte abgefchnitten wird. 


$. 510, 


Die wichtigfte, auf die Zinszahlung ſich beziehende Maaß— 
regel ift die Herabfegung (Reduction) der Zinsen, 
Gonverfion der Renten(a). Eie bringt eine große Er- 
fparniß an den jährlichen Ausgaben zu Wege, die man am na- 
türlichften zur fehnelleren Abzahlung der Schulden benugen 
kann (8), und fie gefchieht bei denjenigen Schulden, in An— 
fehung deren die Negierung zur Kündigung befugt ift, ohne 
Nechtöverlegung gegen die Gläubiger, wenn man nur diefen bie 
freie Wahl anbietet; ob fie ihre Forderungen nach einer beſtimm⸗ 
ten Zeit, 3. B. einem Vierteljahre, zurücd empfangen, oder fie 
für niedrigeren Zins ftehen laffen wollen. Auch enthält diefe 
Maaßregel nichts Unbilliges, wenn fie nur auf einer Benugung 
der gegebenen volfswirthfchaftliben WBerhältniffe, namentlich 
der Vermehrung der Gapitale, der zunehmenden Echwierigfeit 
ihrer Anlegung, des niedrigeren Zinsfußes, fowie des mehr be= 
feftigten Staatscredites beruht. Der fleigende Curs der Staatö- 
papiere, inöbefondere die Ueberfchreitung des Pari durch dies 
jenigen, welche die höchften Zinfen tragen, deutet an, daß die 
Herabfegung ausführbar fei, und da der Curs in der Regel nicht 
weit über Pari fteigt ($. 495. 2.), fo genügt es ſchon, wenn 
dieß um mehrere Procente überfchritten ift, ja es ift rathfam, 
nicht lange zu zögern, denn je höher der Curs hinaufgeht, defto 
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mehr würden die Befiger der Echuldbriefe einbuͤßen (c). In 
den legten Jahrzehnden Eonnten viele Negierungen ihre Schul: 
den von 5 bis auf 31, Procent herabfegen (4), und während 
vorher Privatperfonen auf gute Hypotheken billiger geliehen er- 
halten Fonnten, als die Regierungen, fo ift es jeßt, wenigitens 
in Staaten, deren Gredit unerfchüttert geblieben ift, umgekehrt, 
I, $. 226. Hat man Schuldbriefe von verfchiedenem Zinsfuße, 
fo muß natürlich) mit der Herabfegung derjenigen, welche den 
hoͤchſten Zins tragen, der Anfang gemacht werden, 


(a) ©. vorzüglih Nebenius, Deff, Erebit, I, ©. 297 — 309. Deffen 
Schrift: Ueber die Herabfegung der Zinfen der öffentlichen Schulden, 
Stuttg. 1837. — Bern oulli, Beitr. ©. 1806. 

(5) Soldye Zinsherabfegungen lieferten 1655 in Dolland und 1685 im 
Kirchenftaate die Mittel zur allmäligen Verminderung der Schul: 
den. Smith, 111, 377. In England wurde die erfte Reduction im 
Sahr 1699 vorgenommen, von 6 auf 5 Proc. Pebrer l, 195, Daf- 
felbe geſchah 1716 und erfparte 324 456 8, St. 1727 erfolgte die 
Herabſetzung des größten Theils der Schuld auf 4 Proc. Die wei- 
tere Reduction fand 1742 noch Widerfprud; 1749 wurde fie fo 
beichloffen, daß die Gläubiger bis 1757 31, Proc. und von da an 
nur 3 Proc. erhalten follten, wobei man 565 600 £, St. jährlich er: 
fparte, Cohen, ©. 203, — Später entitanden wieder Anleihen mit 
höheren Zinfen, und man fonnte 1622 durdy Herabſetzung von 5 auf 
4 Proc. abermals 1222000 &. St. jährlidy erfparen. 1826 Herabſetzung 
einer Summe von 70 Mill, 4 Proc. auf 31-, Proc. ; 1830 Reduction 
der 4 Proc, von 1822 auf 314, mit einem Gewinn von 750 000 8, St. 
1844 wurden 157%, Mill. 4 Proc, auf 10 Jahre in 3%, Proc. um: 
gewandelt, jo daß fie von 1854 an nur 3 Proc, tragen. Erfparniß 
390 000 &, Die ganze Zinsverminderung feit 1822 in Folge diefer 
Maafregeln ift 2749000 &. Mac Culloch Tax. ©. 448. 

(ce) Wie vor 1848 in Frankreich und Defterreich. g 

(d) Die bad. Rentenfheine wurden im 3. 1825 von 5 auf 4%, 1829. 
auf 4, 1834 auf 3’/, Proc. erniedrigt. Aehnliches gefhah in den 
meiften beutfchen Staaten. — Preußen verkündete durch Gabinets- 
befehl v. 27. März 1842 die Herabfegung der Zinſen von 4 auf 
3%, Proc. Die Summe der Schuldbriefe war an 99 Mill. rl. Wer 
einwilligte, die Forderung für 3'4 Proc. ftehen zu laffen, erhielt die 
Zuſicherung, daß bis Anfang 1847 keine Verloofung der neuen Schuld: 
briefe erfolgen folle, und baare Prämien von 1 — 1 Y —2 Proc., je 
nad) der fpäteren oder früheren Erklärung. 


$. 511. 
Zum Gelingen einer Binsherabfegung gehört Folgendes : 
1) Die Regierung muß vermittelft einer Unterhandlung 
mit Banfhäufern diejenigen Summen bereit halten, die zur 
Heimzahlung der nicht einwilligenden Gläubiger erforderlich fein 
koͤnnen. Der Bedarf läßt fich nicht genau vorherbeftimmen, und 
20 + 
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man muß daher für eine folhe Summe forgen, die wahrfchein- 

lich mehr als hinreichend ift, Eine fehr große Schuldenmaſſe 

fönnte freilich nicht plöglich heimgezahlt werden, indeß muß den 

Gapitaliften für den Fall, daß fie die Herabfegung nicht anneh- 

men wollen, wenigftend die Gewißheit einer ſtark fortfchreiten- 

den Nüdzahlung gezeigt werden (a). 

2) Die Einwilligung der Staatögläubiger muß wahrfcheinlich 
fein, indem fie Feine andere einträglichere Anwendung ihres 
Vermoͤgens finden. Hierzu tragen vorzüglich bei a) die gute 
Wahl eines Zeitpunctes, in welchem man bei anderen Anftalten, 
3. B. Greditvereinen, und bei Privaten ſowie in Nachbarländern 
eine Erniedrigung des Zinsfußes wahrnimmt; b) die angebotes 
nen Bedingungen, indem 3. B. blos eine Verringerung um 
1% Procent vorgenommen, oder ber höhere Zins noch einige 
Zeit fortentrichtet, oder ein anderer Vortheil, z.B. die Sicherung 
vor der Heimzahlung während eines beſtimmten Zeitraums, be= 
willigt wird (2). 

Es erleichtert den Erfolg einer beabfichtigten Herabſetzung 
fehr, wenn die Mehrzahl der Staatögläubiger aus Inländern 
befteht, weil diefe weniger Neigung haben, ihre Gapitale ins 
Ausland hinüberzuziehen, ald Fremde (c). 

(a) Bei Villele's Reductionsplan in Frankreich im Jahre 1825 war 
dieß nicht der Fall. Es war nicht ausgefproden, was bie Gapita= 
liften zu erwarten hätten, wenn fie nicht zuftimmten. Die Herabs 
fegung wurde fo angeorbnet, daß die Befiger von 4 Procents vom 
1. Mai bis 22. Juni 1826 die Wahl hatten, fich 3proc. Papiere zu 
75 geben zu laffen, alfo für 100 in 5 Proc. 13344 in 3 Proc, 
($. 498 (c)), und noch weiter bis zum 22. Sept. die Wahl, 414 
Proc. anzunehmen mit bem Berfprecden, daß diefe bis 1835 nicht 
abgetragen werben follten. Bon den 4), Proc. wurden nur etwa 
über I Mill, Fr. Renten ausgegeben. Zur Umwandlung in 3 Proc, 
wurden 301, Mill, Fr. Renten angemeldet, bei denen 6114 638 Fr. 
Renten erfpart und dagegen 203-825 000 Fr. mehr im Nennbetrage 
verfchrieben wurden, Die vor biefer Maaßregel in Privathänden 


befindlichen Renten betrugen gegen 140 Mill. Fr., die Umwandlung 
geſchah alfo nur bei % , oder 21,2? Proc. derfelben. 


(5) Bei der Reduction der preuß. engl. Anleihe von 1818 auf 4 Proc. 
im Jahr 1840 wurde zugefichert, daß 15 Jahre lang keine Zurüd: 
zahlung erfolgen follte, was jedoch einen Rüdkauf nach dem Eurfe 
nicht ausfchließt. Aehnliches, und zwar bis 1849, wurde 1830 bei 
der Herabfegung der englifchen 4 Proc. verfprochen. — Rebuctionds 
plane für die franzöfifhe Staatsfhuld, in Kefevre's Budgets— 
bericht von 1833 angeregt, fodann von Humann (14. San. 1836) 
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angedeutet, was beffen Austritt aus dem Minifterium zur Folge 
hatte, hierauf von der Deputirtenfammer in Erwägung gezogen, 
(Urſache der Auflöfung des Minifteriums), endlich dennoch einfts 
weilen vertagt, 22. März. Unter die Gründe der Abneigung gegen 
die Reduction gehört, daß man fi noch nicht daran gewöhnt hat, 
die Renten als Binfen eines gewiffen fchuldigen Nennbetrages an 
uſehen, durch deffen Heimzahlung die Regierung ſich davon befreien 
ann, $. 493 (a). Gouin flug vor, den Inhabern der 5 Procents 
neben den 4 oder 3 Proc. noch eine 3eitrente von 1 Fr. auf gewiſſe 
Zahre zu bemwilligen. Die GCommiffion (Beriht v. Lacave⸗La⸗ 
plagne) z0g eine Reduction auf 4'1, Proc, vor. Abermaliger An 
trag Gouin's, günftiger Bericht von Ant. Paſſy, 3. Apr. 1838, 
Der Vorſchlag gieng dahin, 31, Proc, auszugeben zu 83'4, fo daß 
der Gläubiger für 100 Fr in 5 Proc. 120 in jenen Papieren er: 
hielte. Die Ausführung wurde verfchoben. Der neue Vorſchlag von 
Barnier:-Pages, in 414 Proc. umzuwandeln, weldye 10 Jahre 
nicht weiter herabgefegt werden dürften, ward von der Deputirten: 
fammer 1845 angenommen, von den Pairs auf Roy's Bericht ver: 
worfen. Bon rechtlicher Seite dreht fidy der Streit um die Aus: 
legung der Gefege vom 24 Aug. 1793 und 30, Sept. 1797, — 
VBillele hatte ald Beweggrundb für die Ausgabe der 3 Procents 
(a) audy den Umftand geltend gemadht, daß diefes Papier den Gläu— 
biger von felbft auf einige Zeit gegen die aufgedrungene Heimzah— 
fung fichere, weil nämlidy die Regierung es vorzieht, nad) dem Curſe 
zu tilgen, fo lange diefer unter Pari ift. — Ummandlung der holländ. 
Schuld, 1844 und 1845. Es waren 40Y, Mill. 5 u, 4U, Proc., wo: 
für man 4 Proc, um den Gurs von 96 ausgab. Ein Theil jener 
Obligationen gieng jedoch fchon bei der damaligen freiwilligen Ans 
leihe ($. 504) ein, in welcher 67 Proc. in älteren Schuldbriefen 
und 32 Proc. baar eingezahlt wurden. 

(ce) Nebenius, ©, 300. — Bei der englifhen Umwandlung im 9, 
1830 betrugen die heimgezahlten Gapitale der Nicdhteinwilligenden 
1%, BDroc., bei der Herabjegung im 3. 1844 nur 150000 8. St. 
oder I p. mille. Als in Belgien 1844 die Herabfegung von 100 Mill. Fr. 
von 5 Proc. auf 4’, angekündigt wurde, meldete fih Niemand 
zum Empfange der Rücdzahlung. 


$. 512, 


Die Zinsherabfekung darf wegen ihres Nubens für bie 
Steuerpflichtigen nicht unterlaffen werden, wenn die Umftände 
zu ihr auffordern. Unter den Einwendungen, die man gegen jie 
erhoben hat, ift am unerheblichften die Behauptung, daß man 
eine Erfehütterung des Staatscredits zu befürchten habe, da dag 
Gegentheil durch viele Erfahrungen bewiefen worden iſt. Mehr 
Beachtung verdient die Anficht, es liege in jener Maafregel ein 
Mißbrauch der Macht des Staates, nämlich eine Unbilligkeit und 
Härte gegen bie Gapitaliften, denen eine plögliche Verringerung 
ihrer Einkünfte, in manchen Fällen fogar eine Echmälerung 
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ihres Unterhaltes auferlegt werde, Die geftattete freie Wahl, 
glaubt man, fei nur eine leere Form, weil fie, bei der Unmög- 
lichfeit einer gemeinschaftlich verabredeten Handlungsweife, bei 
der Schwierigkeit einer baldigen anderweitigen Unterbringung 
ihrer Gapitale, von der Heimzahlung feinen Gebrauch machen 
fönnen und mithin nothgedrungen zuftimmen müffen. Hiezu 
fomme, daß nun, wenn der Staat dad Beilpiel gegeben habe, 
auch die Echuldner von Privatperfonen und Anftalten zur Be— 
willigung niedrigerer Zinfen gezwungen werben und mithin 
diefe Unternehmung die Urfache der allgemeinen Zinserniedri- 
gung fei (a). 


(a) Diefe Gründe wurden befonders in den Verhandlungen der franzöfi- 
fhen Kammern geltend gemacht. v. Cancrin, Dekon. ber menſchl. 
Gef. S. 299: „Rentereductionen find eine Art von fucceffivem Ban— 
kerott“ (doc) erklärt der Verf. die Converfion, naͤmlich mit Ein— 
willigung der Gläubiger, nur für ein halbes Unredt). 


$. 513, 


Zur Beurtheilung diefer Gegengründe dienen nachftehende 
Bemerkungen. 


1) Man ann nicht fagen, daß der Staat den Zinsfuß durch 
feine Maafregel erft herabdrüde, er macht nur von den Umſtaͤn- 
den Gebrauch, die den Zins erniedrigen und befchleunigt höch- 
fiend deren Anerkennung und allgemeine Wirkfamfeit. Die 
Herabfegung wäre nicht ausführbar, wenn man nicht von Bank. 
häufern für einen Theil der Schuld die Zufiherung von Dar- 
leihen um niedrigere Zinfen erhielte, und obfchon die Banfherren 
fich hiebei zunächft nur jener leichtbeweglichen, zwifchen mehreren 
Staaten hin= und herfchwebenden Geldmaffen bedienen, die fie 
ſtets in Bereitfchaft halten (a), fo würden fie doch ficherlich die 
Hand nicht bieten, wenn fie nicht auf den Beiftand vieler Gapis 
taliften gegen den niedrigen Zinsfuß rechnen dürften, weil fie 
fonft ihre Summen nicht fobald wieder zuruͤckziehen koͤnnten. 

2) Die Herabfeßung erfolgt auch nicht ganz unvorbereitet, viels 
mehr hat das vorausgegangene Steigen des Curſes, befonders 
wo Stocks unter dem Nennbetrage ausgegeben waren, den Käu- 
fern die Abnahme des Zinsfußes fühlbar gemacht (6). Alle 
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diejenigen aber, welche noch um einen niedrigeren Curs einge— 

kauft haben, verlieren weniger oder nichts. 

3) Bei vielen der im Privatleben ſogenannten Capitale 

(I, $. 54) oder Zinsforderungen iſt die geliehene Summe laͤngſt 

verzehrt, und eine ſolche Schuld kann nur dann zuruͤckgezahlt 

werden, wenn ihr Betrag dem Schuldner von einem andern 

Eigenthümer dargeliehen wird, Wenn daher wirklich die Heim- 

zahlung eines Theils der Staatsichuld erfolgte, fo fette fie vor 

aus, daß viele Gapitaliften ihr Vermögen aus anderen Anlegun⸗ 
gen zuruͤckziehen und dem Staate leihen, wodurch bei ihren bis- 
herigen Schuldnern ein neues Gapitalbedürfniß entfteht. Es 
gienge alfo hauptfächlih nur ein Wechfel der Schuldner und 

Gläubiger vor und ed Fünnte nicht an Gelegenheit fehlen, ein- 

gegangene Gapitale wieder anzulegen, aber freilich nicht um fo 

hohe Zinfen, als bisher (ec). 

(a) In Frankreich waren 1831 gegen 6 Mill. Fr. fogenannte rentes 
Nottantes, d. h. Renten im Befise von Bankthäufern, Mäklern und 
Gapitatiften, alfo leicht beweglich und in häufigem Wechfel des Be— 
figes. 1014, Mill, gehören den öÖffentlihen Anftalten oder Com— 
pagnien. 120%, Mill, waren fogenannte rentes classees, d. h. unter 
viele Eigenthümer vertheilt und in ziemlich fefter Hand, Zu Ende 
des Jahres 1830 follen nur 4 Mill, rentes flottantes gewefen fein, 
Revue encycloped. Oct. 1831. ©, 75. — 1845 waren 29%, Mill. Fr. 
Renten im Befis öffentlicher Anftalten 

(5) Als z. B. in Frankreich die 3 Proc. auf 83 ftanden, alfo der Käufer 
nur 3,6! Proc, des Ankaufspreifes erhielt, und die 4 Proc, 106 gal: 
ten, mußten die Befiger der 5 Proc, einfehen, daß fie nicht länger 
im Genuffe ihrer VBortheile bleiben Eonnten, 


(c) Anders verhielte es fich, wenn ein ftarker Zufluß an Geldfummen 
vom Auslande einträte, was aber in dieſem Falle unwahrfcheinlich ift. 


$. 514. 

4) Kleine Gapitaliften, die Zeit und Luft haben, fich mit der 
Eintreibung ihrer Zinfen zu bemühen, ziehen allerdings eine an- 
dere Verwendung ihres Vermögens, 3. B. das Darleihen auf 
Unterpfänder, vor, wenn der Staat die Zinfen herabfest. Daher 
befürchtet man, daß fich die Zahl der Staatögläubiger vermin- 
dere, Allein diefe Verminderung Fann nicht rafch und in beträcht- 
licher Ausdehnung erfolgen und ift daher nicht bedeutend genug, 
um gegen bie großen Vortheile der Zinserfparung in die Waag- 
fchale gelegt werden zu Fönnen (a). 
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5) Die Negierung follte jedoch nicht allein auf die Zinder- 
fparniß fehen, fondern zugleich gegen die Staatögläubiger mit 
billiger Nücficht verfahren, Wenn es in ihrer Macht fteht, die— 
felben durch eine ploͤtzliche Anhaͤufung von Gapitalen einzuſchuͤch⸗ 
tern und zu einer Herabſetzung unter das herrfchende Maaß der 
Binfen zu nöthigen, fo ift. die Benugung folcher Kunſtgriffe un- 
edel und verwerflich (5). Man muß alfo vor einer Uebereilung 
der Neduction warnen. Diefe Maafregel wird dann dad Ber- 
trauen gegen die Regierung am wenigften fhwächen und gegen 
jeden Tadel gefchügt fein, wenn man für den ganzen herabzu= 
feßenden Betrag die zur Heimzahlung erforderlichen Gapitale 
zur Verfügung hat, fo daß man die angebotene Abtragung auch 
wirflic auszuführen im Stande wäre. Bei einer großen Schul- 
denmaffe ift diefes nur allmälig möglich (e). 


(a) Namentlid in Frankreich befürdhtet man von einer künftigen Reduc⸗ 
tion das fogenannte declassement, d, i. die Verringernng der rentes 
classees, $. 513 (a), deren Zunahme man aus guten Gründen für 
zuträglich gehalten hat, vgl. $. 480 (a). — Die auf einzelne Perfonen 
eingefchriebenen 5proc. Renten haben fi von 1836 — 1840 um 
4464 100 Fr. vermindert (von 96'215 900 Fr, auf 91751 800). 


(6) Bol, Nebenius,Deff. Credit, ©. 299, 304, 


(ce) Doch follte die Erklärung aller Gläubiger für einen gewiffen Theil 
ber Schuld zugleich gefordert werden. Nebenius, Herabfeg. ©, 14, 


3. Hauptftüd, 
Tilgung der Stantsfchulden. 
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Je weniger eine Regierung ed in ihrer Gewalt hat zu ver- 
hindern, daß Kriege oder andere unerwuͤnſchte Ereignifje eine 
Vergrößerung der Staatsfchuld verurfachen, defto dringender ift 
die Verpflichtung, in guten Zeiten der Nuhe, des fortfchreitenden 
Wohlftandes und der mäßigen Staatdausgaben auf eine Verin- 
gerung der Schulden bedacht zu fein. Würde man folche Perioden 
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leichtfinnig verftreichen laffen, fo Fönnte leicht die Schuld fpäter 
zu einer unerträglichen Laſt anfchwellen. Die dringende Noths 
wenbigfeit ver Echuldverminderung folgt aus den Betrachtungen 
ber die Wirkungen der Schulden (1 Abfchnitt) und aus dem 
Blicke auf die Gefchichte der Staaten, welche in neuerer Zeit in 
den Kriegsjahren weit mehr neue Schulden anhäuften, als fie 
in den dazwiſchen liegenden Friebenszeiten wieder abtrugen (a). 
Eine irrige Anfiht von den Staatöfchulden oder eine felbftfüch- 
tige Scheu vor den Opfern, die man dem jetigen Gefchlechte 
auflegen muß, um das folgende zu erleichtern, koͤnnte die Urfache 
großer Uebel fein, und ed ift daher wichtig, daß fowohl bei der 
Regierung ald in der öffentlichen Meinung über diefen Punct 
eine helle Einficht herrfche. 


(a) Hamilton zeigt, daß von 1689 — 1812 (er fdhrieb 1813) in 62 
Kriegsjahren in England 618 Mill. &, geborgt, und in 61 Friedens: 
jahren nur 38:909 000 &, abbezahlt worden find, alfo ift der An— 
wachs 15,9? mal fo groß als die Abnahme, — A. Smith, II, 378, 
hat fchon diefelbe Wahrheit dargeftellt. — Von 1815 — 1848 ift in 
vielen Staaten eifrig getilgt worden, — Ueber Nordamerica f. 
$. 484 (ec). 
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Eine Verminderung der in den Staatöfchulden liegenden Laft 
auf widerrechtliche Weife wird nach einer Aehnlichfeit mit dem, 
was in Privatverhältniffen vorgeht, Staatsbanferott ge 
nannt (a). Die Verwerflichfeit eines folchen vom Staate aus- 
gehenden Unrechts, welches zugleich den Gredit auf längere Zeit 
lahmt, kann feinem Zweifel unterliegen und beruht keineswegs 
bloß auf der Größe des materiellen Uebels, welches ein Staats- 
banferott von volföwirthfchaftlicher Seite verurfaht, Würde man 
nur guf den Umfang des Volfsvermögens im Ganzen achten, * 
fo würde die Vernichtung der Forderungen inländifcher Staatd- 
gläubiger gar nicht als fchädlich erfcheinen, weil zugleich die mit— 
telbar auf allen Steuerpflichtigen laftende Schuld wegfällt, F. 474 
(a) ; was auswärtige Gläubiger einbüßen, ift fogar ein volks— 
wirthfchaftlicher Gewinn, aber ein theuer erfaufter! Dagegen be- 
wirft ein Staatsbanferott in der gewohnten Vertheilung der 
Einkünfte eine heftige Erfchütterung, zerflört den Wohlftand 
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vieler Familien und zieht eine Maffe von Armuth und’ Elend 
nach fich, die nur langfam überwunden werden fönnen. 

Es find vielerlei Wege denkbar, auf denen eine Negierung 
fih auf Koften ihrer Gläubiger eine Erleichterung verfchaffen 
könnte. In früheren Zeiten, als man in der Finanzverwaltung 
den Grundfag der Gerechtigkeit noch nicht gewiflenhaft fefthielt, 
kamen mancherlei verftecte Arten des Staatsbankbruchs vor, 
die nicht einmal immer in einer fchwierigen Lage einen Milde- 
rungsgrund fanden. Dahin gehört 3. B. die Münzverfchlechte- 
rung oder die Preiserhöhung gewiffer Münzforten in der Abficht, 
fich die Abzahlung der Echulden in dem geringhaltigeren Gelde 
zu erleichtern, — ferner die Ausgabe eines fchon im Curſe ge- 
funfenen Papiergeldes an die Staatögläubiger, nach dem Nenn» 
betrage (für voll). In der neueren Zeit find mehrere Regierungen 
durch große Finanzverlegenheit, hauptſaͤchlich während oder in 
Folge eines fchweren Krieges, bewogen worden, auf ganz offene 
Weiſe von der Erfüllung ihrer Verbindlichkeit gegen. ihre 
Gläubiger abzugehen, indem fie bald die Zinszahlung einftweilen 
einftellten, bald eigenmächtig den Zinsfuß oder aud den Stamm 
(Saptialtetrag) der Staatsſchuld herabfegten (5). 

(a) A. Smith, II, 345. — Nebenius, ©, 477, — Zur Vergleichung 
verfchiedener Vorftellungen ſ. 3Bahariä a. a. O. und Baumftart, 

©, 496. — Der Abbe Zerrav ‚franzöf. Finanzminifter v. 1768— 

1774, äußerte, que la banquerote etait necessaire une fois tous 

les siecles, afin de mettre l’Etat au pair; qu’un Roi ne risquait 

rien d’emprunter, parcequ’il etait le maitre de ne plus payer les 


anciennes rentes, quand elles avaient été servies assez long- 
temps! Bresson, I, 578, 


(b) Am befannteften ift die Herabfegung der franzöfifchen Staatsſchuld 
auf !4, das tiers consolide, durch das Directorium im Jahre 1797, 
Es war ſchon vorher nur Y, der Zinfen baar bezahlt worden, für 
die anderen ?, gab man Bons auf Nationalgüter. Nun wurde vers 
fügt, daß für %, des Schuldftammes folche Bons ausgeliefert wer: 
den follten, die man beim Antaufe von Staatsgütern anbringen 
könnte. Allein die Bons ſanken im Verfehre unter , und der Ber: 
luft der Gläubiger war groß. Thiers, Histoire, IX, 133, 322. — 
Daffelbe wurde in den fpäter an Frankreich gefommenen Ländern, 
z. B. Holland, und auh im Königreich, Weftfalen unternommen, 
wo das Geſetz vom 28. Juni 1812 die ältere, von den früheren Re: 
gierungen herftammende Schuld auf herabſetzte. 


815 
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In Bezug auf widerrechtliche Erleichterungsmittel der eben 
erwähnten Art gelten folgende Hauptregeln: 

1) Wenn man im Staatsaufwand weile Eparfamteit beob- 
achtet, die Quellen der Staatdeinfünfte gut benust und ſich forg« 
fältig den Credit erhält, fo Eommt man nicht leicht in eine Lage, 
die zum Staatsbanferott hindrangt. Diefer ift gewöhnlich die 
traurige Nachwirkung früherer Fehler geweſen. 

2) Wären die Umftände fo fchwierig, daß die Negierung für 
den Augenblid unmöglich ihre Verpflichtungen vollftändig erfüls 
len kann und daß auch auf dem Wege des Credits Feine Hülfe 
zu erlangen ift, fo bliebe nichts übrig, als zu forgen, daß das 
Uebel, welches man im Drange der Noth nicht ganz verhüten 
fann, wenigftens fo Elein als moͤglich werde, namentlich daß die 
Gläubiger unter der Stodung in den Zahlungen am wenigften 
leiden, daß der gegenwärtige Nachtheil fich gleihmäßig vertheile, 
und daß gerade die, welche für jegtwerfürgt werden, fpäter volle 
Entfchädigung dafür erhalten; man müßte ferner mit allen Kräf- 
ten auf die Beendigung der Bedrängniß hinarbeiten, theils durch 
Einfchränfung der Ausgaben, theild durch Vermehrung ber Ein- 
fünfte, theild durch Befeftigung des Grebits, 

3) Iſt die Bedrängniß vorüber, fo muß man eilen, ihre Fol- 
gen zu entfernen und die Ordnung wieder herzuftellen, Ein red⸗ 
licher Privatmann erfeßt, wenn er in beffere Umftände kommt, 
feinen Gläubigern die Verlufte, die fie bei feiner Zahlungsun- 
fähigkeit erlitten. Unter diefem Gebote der Gerechtigkeit fteht 
ohne Zweifel auch die Regierung, allein es ift zugleich nach den 
Umftänden zu unterfuchen, ob ein Erſatz möglich iſt; der öftere 
Uebergang von Schuldbriefen auf den Inhaber in andere Hände 
macht dieß bei einem Theile der Gläubiger (die nicht etwa Cor⸗ 
porationen find) zweifelhaft, wenn man nicht (nad) Nr. 2) fchon 
bei dem Eintritt der Verlegenheit hierauf Rüdficht genommen 
hat. Aus den Mitteln der Steuerpflichtigen einzelnen. Gläubi- 
gern, welche Schuldurfunden um Niedrige Gurfe erfauft haben, 
unverdiente Gewinnfte zu geben, während doch andere das, was 
fie eingebüßt haben, nicht zuruͤckerhalten, dieß läßt ſich weder 
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rechtlich verlangen noch auch nur anrathen. Deßhalb verdient 
das in mehreren Staaten angewendete Verfahren, die im Zinfe 
verfürzten Schuldbriefe allmalig nad; dem Looſe in die volle 
Verzinfung oder Überhaupt in den Zinfengenuß wieder einrüden 
zu laffen, feine Empfehlung. Auf je längere Zeit ein folder Er- 
ftattungsplan berechnet ift, deito weniger Wahrfcheinlichfeit hat 
jeder Gläubiger, bald an die Neihe zu kommen und defto niebri- 
ger muß mithin der Gurd der zu verloofenden Schuldbriefe ſte— 
hen ; diefer Curs druͤckt aber den Schaden aus, den viele Gläu- 
biger unwiderruflich erlitten haben. Es ift daher in einem foldyen 
Falle beffer, alle Befiger folcher gefunfener Schuldbriefe gleich 
zu behandeln und diefe für einen Preis, der noch über dem ge— 
genmwärtigen Börfencurfe fteht, gegen neue, pünctlic zu verzin- 
fende Obligationen umzuwechfeln. Man kann gewiß fein, daß 
auf diefe Weife die angewendeten Summen ſich am gerechteften 
vertheilen (a). | 
(a) Nebenius, ©, 480 ff. — Hier find die Finangoperationen breier 
Staaten in der neueften Zeit zu erwähnen. 1) In den Nieder- 
landen wurde nad der wiedererlangten Selbftftändigkeit bes 
Staates 1814 die auf 14 reducirte Schuld ($. 116 (@)) wieder in 
ihrem vollen Betrage hergeftellt, hiermit jedoch zugleich eine neue 
Anleihe in Verbindung gefest und ausgefprochen, daß 27%, der dama= 
ligen Schuld für jegt noch unverzinslicdy fein (die fogenannte aus= 
geſtellte oder todte Schuld, detie differde), und daß hiervon 
jährlic ein Theil (neuerlich 5 Millionen fl.) in die verzinsliche oder 
wirkliche, active Schuld einrücden follte, fo wie von diefer eine 
gleiche Summe getilgt würde, Die Obligationen der damals gebil- 
deten wirklichen Schuld find unter dem Namen Integrale, 
integrals, im Verkehre bekannt, Für die ausgeftellte Schuld wurden 
(ohne zureichenden Grund) zweierlei Papiere ausgegeben, Gertifi- 
cate und Xoosbillete (billet de chance, Kansbillet, Kanzen), in 
denen das Verloofen der zum Zinsgenuffe gelangenden Nummern 
gefhah. Diefe wurden zum Theil 1825 fogleicdy auf 25 Jahre voraus 
verloofet, woraus wieder der Unterfchied der verlooften und der 
fpäter zum Loofe fommenden Kanzen entftand. Der Inhaber eines 
an die Reihe gefommenen Kanzbillets mußte ſich natürlich auch ein 
Gertificat auf gleiche Summe verfchaffen. Der Curs einer, erft nad) 
1850 mitloofenden Kanze von 1000 fl. war zulegt gegen 25 fl., ber 
Certificate 9—10 fl. für 1000 fl. Das Gefes von 1841 verordnete 
die Umwandlung der ausgeftellten Schuld in eine verzinsliche, in 
Gemäßheit des damaligen Eurfes der erfteren. Man gab für 1000 fl. 
in noch nicht verlooften Kanzen 50 fl., für 1000 fl, Gertificate 18, 
zufammen 68 fl. in 24, proc, Schuldbriefen, welche zu 50 — 51 im 
Gurfe ftanden, alfo ungefähr foviel als 34 baar. Die fhon verlooften 


Kanzen wurden nad der Nähe oder Entfernung bes Einlöfungs- 
termines umgewandelt. Die hierdurch entftehenden neuen Schuld⸗ 
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briefe von 2'4 Proc, wurden auf 1714 Mill, angefchhlagen. — 2) In 
Spanien erklärte das Decret vom 16. Nov. 1834 4, der auswärti- 
gen Schuld für unverzinslicdh (paffiv). Für die anderen %, wur: 
den neue 5 procentige Obligationen ausgegeben, Unter der auswär— 
tigen Schuld befanden ſich die Anleihen des Cortes von 1821 und 
26, welche, ba fie v. 1823 an nicht anerkannt waren, im @urfe Schon 
fehr niedrig, unter 30 Proc., ftanden. Doch war 1831 ein Theil der 
Gortesobligationen zu Y, in 3proc. Schuldfcheine, zu %, in einft- 
weilen unverzinsliche, die nach und nach in den Binsgenuß vorrüden 
follten, umgewechfelt worden, So entftand alfo ſchon 1831 eine aus⸗ 
gefeste Schuld, welche noch jest vorzugsweife d. differde (deuda 
diferida) im Gegenfage der neuen d. passive genannt wird, — 
Bei der 5proc. Schuld hat man neuerlich die Zinszahlung einftellen 
müffen. Bis 1841 wurden die verfallenen Zinsabfchnitte in 3proc, 
Obligationen umgewedhfelt. Die fpäteren find noch ausftehend. Curs 
im Febr. 1851: Paffivfch. 5, verfallene Coupons 8, 5proc. Schuld 
11—13, ebenfo die diferida, innere 3 proc, 33, auswärtige 38, Die 
endliche Regelung des Schuldenwefens ift noch nicht erfolgt. 3) In 
Defterreich wurden durch Patent v. 20, Febr. 1811 die Zinfen der äl- 
teren Staatsſchuld, die aus einer Anzahl verfchiedener Poften beftand, 
aufdie Hälfte herabgefegt und ihre Entrichtung gefchah in Einlöfungs: 
fcheinen (Wiener Währung), deren Curs fpäter zu 250 gegen 100Sil- 
ber feftgeftellt wurde. Der Nennbetrag biefer Schuld war 1816 608 
Mill., 1818 nad) ber Umwandlung eines Zheiles nod) 488 Mill. fl, 
Das Patent vom 31. März 1818 verordnete, daß 1) jährlidy für 
5 Mill. fl. foldyer älterer Obligationen nad) dem Looſe in den Genuß 
der vollen Binfen, und zwar in Silbergeld, einrüden follen (was 
ein großer Vortheil für die Befiger ift, denn fie erhalten ftatt der 
bisherigen 214 Proc. in W. W. oder I Proc, in Silber nun 5 Proc, 
in lesterem, und ber anfängliche Curs diefer Obligationen zu Ans 
fang des 3. 1818 war nur 24— 25); — 2) daß jährl. für 5 Mill. fl. 
Schuldbriefe der älteren Schuld frei eingekauft und vernichtet wer= 
ben follen. Der Curs derfelben ift gegen 65. Im Mai 1841 waren 
noch 245819 000 fl. diefer älteren Schulden vorhanden (Tego⸗ 
borsfi,l,47. 43), im Sun. 1848 noch 16514 Mill,, auf 214 Proc. 
reducirt 144486 000 fl; Eure 50 — 60. Zu 60 eingelößt und zu 5 
Proc, verzinfet würde fie 414 Mill. jährlich koſten. — Auch Peru 
hat eine ausgeftellte Schuld (Eur im Jan. 1851 g. 33), ferner 
Venezuela (Eurs 11W,) und Granada. 
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Im Gegenfage des Bankbruches ift die redliche, vertrags- 
mäßige Befriedigung der Staatögläubiger, die Tilgung der 
Schulden, mit aller Sorgfalt zu veranftalten, Die Mittel, wel- 
che man hiezu benugen Fann, find: | | 

1) Summen, welche ein für allemal der Negierung zu Ges 
bote ftehen; dahin gehören a) Einnahmen aus Domänenverfäu- 
fen und Gefallablöfungen, $. 94 — 98, vgl. 138 ff. Durch 
den allmäligen Verfauf Fann, fo lange die Domänen ausreichen, 
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eine fortwährende Einnahme erzielt werden, die jedoch Fein Ein- 
fommen ift, I, $. 79a (a). b) Einnahmen zufälliger Art, die 
feiner Fortdauer fähig find, 3. B. Zahlungen von anderen Staa- 
ten (5), Säcularifationen u. dgl, 

2) Theile der Etaatseinkünfte, welche man für die Schul— 
bentilgung beftimmt. Der Wunſch, die Staatöfhuld zu befeiti- 
gen, darf die Negierung nicht verleiten, dem Einkommen des 
Volkes allzu große Summen zu entziehen, vielmehr muß man 
fi) auf eine allmälige Abzahlung der Schuld mit denjenigen 
Hülfsmitteln befchränfen, die fich, ohne die Grundfäge der Be- 
fteuerung zu verlegen, jährlich aus dem Volkseinkommen ziehen 
lafien (ce), indem man entweder an anderen Ausgaben etwas 
erfpart (d), oder durch Erhöhung oder Vermehrung der Steu- 
ern das Einfommen vergrößert, — N 


(a) Im preuß. Etat fteht -I Mill, rthlr. jährliche Einnahme aus dem 
Domänenverkaufe, neuerlich auß Domänenablöfungen. 

(db) Die Zahlungen Frankreichs an die verbündeten Mächte nach dem 
zweiten Parifer Frieden (700 Mi. Fr. im Ganzen) gaben in meh: 
reren deutfchen Staaten eine gute Hülfe zum Anfang der Schulden- 
tilgung. 

(ec) Hiermit ift die Verwerflichkeit aller derjenigen Entwürfe zur ploͤtz⸗ 
lichen Aufhebung der Staatsſchuld ausgefprochen, bei denen bie Laft 
den jesigen Steuerpflichtigen aufgebürdet werden follte, es fei nun 
durch die Ueberweifung der Schuld an die ſämmtlichen Staatsbürger 
nad) dem Steuerfuße, was auc für die Gläubiger ſchon fehr ver— 
legend wäre, weil ihnen hierbei mehrere, vielleicht unbefannte und 
entfernte Schuldner aufgedrungen würden, — oder durch eine jehr 
hohe augenblicliche Befteuerung, woraus die Regierung die Mittel 
zur völligen Abzahlung erhalten würde. Diefer Gedanfe wurde zu— 
erft von Ardhibald Hutdinfon unter Georg 1. geäußert (kurz 
widerlegt von Hume, a. Abb.) und neuerlih von Ricardou. A. 
verfolgt, Edinburgli Review, Oct. 1827, Nr. 92 ©. 407; bie halbe 
Schuld, nämlidy 380 Mill. &., follte auf die Befiser bes werbenden 
Vermögens gelegt werden, welches ungefähr 2330 Mill, 2. fein 
möge, fo daß die Schuld eines Jeden ungefähr 12 Proc. (16 Proc.?) 
feines Bermögens hinwegnehmen würde. Ein neuerer englifher 
Schriftſteller (1832) jchlägt eine Steuer von 20 Proc. alles Ver: 
mögens und von 50 Proc. alles Arbeits: und Gewerbeintommens 
vor. Pebrer (Hist. financ. Il, 342) entwidelt einen Zilgungs-Plan 
vermittelft einer Steuer von 91, Proc. des ganzen Privatvermö- 
gens, aller Befoldungen, Zinfen der Staatsfhuld und des Ertrags 
aller Gewerbe, die fein Capital befchäftigen. Die VBermögensfteuer 
fol ſchon 500 Mill. &, einbringen, und diefe Summe gerade auch an 
der Schuld abgezahlt werden, woran jedoch TI Mill, als Steuerbei- 
trag der Gläubiger felbft abgehen, man hätte alfo nur 429 Mill. 2. 
nöthig, die in 8 Vierteljahrsbeiträgen zu 5314 Millionen erhoben 
würden. — Im preuß, Staat war daran gedacht worben, die Staats» 
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fhuld in Gemeindefchulden aufzulöfen und die Berliner Stadtver: 
orbneten follen fi zur Uebernahme des auf ihre Stadt nadı Maaß— 
gabe der Volksmenge treffenden Theile (17 rthlr per Kopf) erboten 
haben, was freitich für die Hauptftadt, in der die durchſchnittsmäßige 
Steuerfäbigteit auf den Kopf fehr groß fein muß, ein fehr vortheils 
haftes Abkommen gewefen wäre. Die Stadt Kanth in Schlefien 
vertheilte ihre Gemeindeſchulden unter die Bürger, die fie wirklich 
abzahlten. ©. (v. Reibnitz?) Ueber Preußens Geldhaushalt, S. 
89, — Ausführliche Widerlegung jener Aeußerung Ricardo’s bei 
Nebenius, © 563 — Die Gründe, welche oben für die Vorzüg— 
lichkeit der Anleihen gegen erdrüdende Eteuern angegeben worden 
find ($. 478), ſprechen argen alle Vorſchläge diefer Art, bei denen 
die gegenwärtigen Steuerpflidhtigen zum heil zu Grunde gerichs 
tet, und aus der Unvollflommenpeit der Schagungsfyfteme die größ- 
ten Ungeredhtigkeiten verantaßt werden müßten. 

(d) Hieher ift audy die Binsherabfegung zu rechnen, fowie die Uebertra- 
gung abnehmender Ausgaben mit gieichbleibender Ausftattung an 
die Schuldentilgungscaffe. Diefe braucht indeß nicht felbft mit der 
Beforgung fo verfchiedenartiger Ausgaben beläftigt zu werden, wenn 
ihr nur die erfparten Summen richtig zufommen. Beifpiel einer 
ſolchen VBerwidtung in Baiern: Es wurden dafelbft im Jahre 1819 
(Scyuldgef. v. 22. Juli) der Schuldentilgecaffe 2.800 000 fl Penfio: 
nen des Säcularifations: und Mediatijirungs» Etats Übermwiefen, 
durch deren allmäliges Deimfallen man einen Vortheil für die Caſſe 
erwartete. 1825 (Schutdgef. v. 11. Sept. $. 6) wurden nod) alle 
anderen bisherigen Penfionen, i. B. von 3:422 000 fl., diefer Gaffe 
zugetheitt, welche demnach am 1. Dct. 1825 5283 263 fl. Penfionen 
auszubezahlen hatte, wofür fie aber nur 2-700. 000 fl. Dotation em: 
pfieng, weßhalb ihr geftattet wurde, Summen zu borgen, die bei 
dem Heimfalle der Penfionen wieder getilgt werden konnten. So 
entitand eine befondere PenfionssAmortifationscaffe. Bis 1829 hat— 
ten fich die Penfionen auf 4°115 749 fl. vermindert, bis zum I. Dkt. 
1832 auf 3:596 000 fl. obgleich im J. 1831 301578 fl. weitere Pen⸗ 
fionen beigefchhlagen worden waren. 1847 waren die Penfionen ſchon 
auf 1°135979 fl gefunten. Die Schuld der Penfionscaffe betief ſich 
1837 auf 15%, Mill. fl., 1847 auf 11916646 fl., die aud wieder 
unter den Activen der altgemeinen Amortifationscaffe aufgeführt 
find. Jetzt bedarf diefe Caſſe nicht mehr ihre ganze Ausftattung und 
kann einen Theil der geborgten Gelder an die allgemeine Schuld— 
caffe zurücgeben. Won 1850 an erhält fie jährlich nur noch 2'4 
Mill. ftatt der bisherigen 2700000 fl. — Die ganze Operation ift 
als ein Borgen zur Beftreitung einer laufenden Ausgabe, mit einem 
auf die baldige Verminderung derfelben gebauten Zilgeplane anzus 
fehen. — In Frantreidy wird die Ausgabe für Penjionen zu dem 
Aufwande für die Staatsfchuld gerechnet, fie nimmt aber mit dem 
Heimfalle der vielen Militärpenfionen fortwährend ab und fo auch 
die für fie ausgefeste Summe, 


g. 519, 


Im Fortgange der Tilgung ergiebt ſich eine neue und ftets 
anmwachfende Hülfsquelle aus den erfparten Zinfen der abgetra= 
genen Schuldpoften, Das Mittel, Durch welches man bie Verwen⸗ 
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dung bdiefer Zinfenerfparung zur weiteren Tilgung ganz ficher 
zu ftellen gefucht hat, befteht in der Gründung eines Zilgeftam- 
med (sinking fund), d. h. eines in den Händen der Echuld- 
verwaltung befindlichen, anfänglich durch eine Ausftattung der 
Staatscafje gegründeten, jährlich durch die Zinserſparungen an- 
wachfenden Vermögens, welches endlich, nach einer genau vor- 
aus zu berechnenden Fortfchreitung die ganze Schuld in ſich auf- 
nehmen und alfo die völlige Abtragung derfelben bewirken müß- 
te. Nach der in England empfohlenen und angemwendeten Ein- 
rihtung (a) follen alle getilgten Schuldbriefe ald ein Vermoͤ⸗ 
gen diefer Tilgungsanftalt angefehen und derfelben fortwährend 
aus der Staatscaffe verzinfet werden. Hierdurch wächft dieß 
Vermögen nad; der Negel des Zinfeszinfes an und es ift leicht 
zu berechnen, nach welcher Zeit mit einer gewiffen anfänglichen 
Quote der Tilgung, 3.8. 14 oder I Proc,, die Schuld erlöfchen, 
namlich der angenommenen Fiction zufolge in ein Guthaben der 
Tilgecaffe umgewandelt werden müßte, die fodann nad) der Er- 
reichung diefes Zieled aufgehoben würde (2). Von einem ſolchen 
Tilgeftamme hat man hie und da überfpannte Erwartungen ge- 
hegt, weil man eine gewiffe dem Zinfeszinfe beimohnende über- 
rafhend große Macht annahm und überfah, daß derfelbe bei die- 
fer Anftalt ſtets aus der Staatscaffe, d. h. von den Steuerpflich- 
tigen, beftritten werden muß (ec). 


(a) Nachdem ſchon vorher in Holland uhd im Kirchenftaate das bei der 
Zinsherabfegung erfparte Procent der Zinfen zur Zilgung verwen- 
det worden war, wurbe in Großbritanien 1716 buch Rob. Wal- 
pole der erfte förmliche Zilgeftamm errichtet, der nad) dem Parla- 
mentöbefchluffe die Neberfchüffe mehrerer anderer Caſſen aufnehmen 
und zu feinem andern Zwede ald zur Abtraguug der vorhandenen 
Schuld gebraudht werden follte, Allein von 1728 an wurbe er 
mit der Verzinfung neuerer Schulden belaftet und 1733 fieng man 
an, einen Theil feiner Einkünfte zur Beftreitung der Staatsausga=- 
ben beizuziehen, wodurd feine Wirkfamkeit fehr —— ward. 
Walpole ſelbſt ſchlug dieß vor, um bei der Zunahme des Staats: 
bedarfes die herabgefegte Grundfteuer nicht wieder erhöhen zu 
müffen. 1735 wurde der Zilgeftamm gang ci aufgezehrt. 1786 —* 
von Pitt ein neuer Tilgeſtamm von 1 Mi 1. jehrlicher liher Einnahme 

eftiftet, mit der Beftimmung, daß erft —— wenn er durch er⸗ 


parte und herabgeſetzte Zinſen fo wie durch — und 
Leibrenten auf eine jährliche Einnahme von 4 ange 
wachen fein würde, die Zinfen der weiter —— — 


nen zur Verfügung des Parlaments ſtehen ſollten. Die Schuld be⸗ 
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lief fi) damals auf 267 Mill. &, St. 1792 Fam die Verfügung 
hinzu, daß für jede neue Anleihe 1 Proc zur Zilgung ausgefest 
und darüber befondere Rechnung geführt werden folle. Daffelbe ge— 
ſchah in Bezug auf die langen Beitrenten. Der aufgeftellte Grund— 
faß wurde jedoch bei ber Menge neuer Schulden von 1798 an nicht 
durchgängig befolgt. 1802 warf man die beiden verſchiedenen Zilge- 
ftämme in einen general sinking fund zufammen, ftellte die Vor: 
fchrift, daß von jeder neuen Schuld 1 Proc. zur Zilgung angewie— 
fen werden müffe, wieder her und hob die Beitimmung auf, daß der 
Zilgeftamm nicht über 4 Mill. Einkünfte haben dürfe. Henry 
Petty (der fpätere Marquis von Landsdomwn) ftellte 1807 einen 
andern Plan auf, den man ſchon im folgenden Jahre (beim Wechſel 
des Minifteriums) wieder verließ; es follten nämlich für die neuen 
des Krieges willen nöthigen Anleihen immer 10 Proc. für Zins, 
Verwaltungskoften und Zilgung angewendet, und dieſe Summe 
follte aus den Kriegsfteuern genommen werden. Da nun hiedurd) 
eine Lücke in den Dedungsmitteln nöthiger Ausgaben entftehen mußte, 
fo wurde befchloffen, diefelbe dur) Ergänzungsanleihen (supple- 
mentary loans) zu füllen, für die wieder 1 Proc. des Nominals, 
oder, bei dem Eurfe der 3 Proc. zu 60, Y,, des wirklichen geborg⸗ 
ten Betrages ald Tilgeftamm beftimmt wurde, — Man kehrte 1808 
zu den Pittifchen Grundfägen zurüd, 1813 wurde Vanfitart’s 
verwidelter Plan angenommen, der hauptſächlich darauf hinaus lief, 
daß ein Theil der Einkünfte der Zilgecaffe, fo weit er der bereits 
abgelößten Schuld von 1786 entſprach, zur Verzinfung und Zilgung 
neuer Anleihen zu verwenden war, daß die Fonds für alle einzelnen 
Anleihen zufammen geworfen, die lesteren der Zeitfolge nad) abge— 
tragen werden und nad) der Tilgung einer jeden die durch fie bes _ 
gründeten Einkünfte des Zilgeftammes frei verwendbar werden 
jollten, daß aber bei jeder neuen Anleihe für jenen Zilgefond ge— 
forgt werden müffe. — 1819 trat eine wichtige Veränderung ein, 
Man beidyloß, das Einkommen des Tilgeftammes (15%, Mill, £,) 
zu den laufenden Ausgaben beizuziehen und nur den disponiblen 
Ueberfchuß von 2 Mill, nebft anderen, durch neue Steuern aufzu— 
bringenden 3 Mill, zur Tilgung anzuwenden. In dieſer Weife han— 
delte man auch in den folgenden Jahren, bis 1828 förmlich als 

Grundſatz angenommen wurde, daß künftig nur ſoviel in jedem 
Sabre getilgt werben folle, als von den Einkünften nad) Beftreitung 
des Staatsaufwandes wirklicd übrig bleibe (10. Georgs IV. Gap. 27), 
womit alfo der Zilgeftamm ganz aufhörte, ſ. Hamilton, a. a. O. 
Cohen, ©, 200 ff. — Nebenius, 1. Ausgabe ©. 42 des Anhangs. 
— Pebrer, ], 199 ff. 


(d) Wo diefe Einrichtung befteht, da findet man den jedesmaligen wah: 
ren Schuldenftand, indem man von der Summe ber vorhandenen 
Schuldbriefe den im Befig der Tilgecaffe befindlichen Theil abzieht. 
Der Fortgang ber Tilgung läßt ſich bequem aus folgender Tafel be> 
urtheilen. Werden zu Anfange jedes Jahres 1000 fl. zur Abzahlung 
angewendet, fo wachſen diefe in den Händen ber Zilgecaffe, wenn 
alle erfparten Zinſen beigefchlagen werden, nad) Maafgabe des zu 
Grunde gelegten Zinsfußes zu folgenden Summen an: 


Rau, polit, Dekon. 8te Ausg. II. 2. Abth. 21 
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(e) 


Verfloſſene 
Jahre. 





zu 5 Proc. zu 4 Proc. au 3 Proc. 
8 10 026 
9 EIREFD EHRE 10 463 


DB aan — ——— 20 761 


22 KO RB —ã 31 452 
51 502 


77 663 


> See ee — 99 396 
49 208 347 
56 301 715 


Hier find nur diejenigen Zahlen ausgewählt, welche zeigen, in wel- 
hen Zahren die getilgte Summe ungefähr auf das 10, 20, 30, 50, 
75, 100, 200, 300 und 400fadhe der jährlichen Ausftattung des Tilge⸗ 
ftammes anwächſt, oder, was daffelbe fagt, in welcher Zeit eine ges 
wiſſe Schuld mit einer jährlichen Dotation von 10, 5, 314, 3, 1'%, 
11%, Y und 14, Proc. ihres Betrages getilgt werben kann Man fieht 
z. B., daß zu 3 Proc. der jährliche Tilgebetrag nad 46 Jahren bei- 
läufig auf das 100fache fi vermehrt hat, und daß folglich jede 
Schuld mit I Proc. jährlich in 46 Jahren abzutragen if. 
Der Urheber diefer irrigen Anficht, der Engländer D. Price, 1771 
und 1772, deffen Vorfchläge Pitt fich zu eigen machte, meinte, die 
Wirkung des Zinfeszinfes fei allmächtig und überfteige die menſch— 
a a Er nimmt zur Verdeutlichung feiner Lehren 
3 Fälle an: > 

1) Es werden jährlich 200000 ®. zur Tilgung verwendet, und 


die erfparten Binfen gleichfalls. Zu Anfang des 2. Jahres hat man 


fhon 210000 2. zu tilgen, zu Anfang des dritten 220500 u. f.f. 
In 85 Jahren ift hierdurdy ein Capital von 262 Mill. abbezahlt 
(da 1 fl. Zeitrente in 85 Jahren auf 1307,** ff. anfhwillt). Im letz⸗ 
ten Jahre diefes Zeitraums beträgt die Tilgung 126508708, Man 
tönnte alfo 85 Jahre lang jedesmal 3 Mill. borgen, und fie dennoch 
mit der jährlichen Zilgefumme von 200 000 8. vollftändig abtragen. 
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2) Man tilgt jährlid) 200 000 L., wendet aber bie erfparten Bin 
fen zu den laufenden Ausgaben am So werben in 85 Jahren, oder 
zu Anfang des 86,, 17:200 000 8. getilgt. Die erfparten Zinfen ma: 
chen am Ende diefes Zeitraums 850000 8. oder zufammen 36-550 000 
L., fo daß der ganze Vortheil diefer Zilgungsweife für das Volk nur 
53750 000 &, iſt. 

3) Man tilgt zwar auch 200 000 2. jährlich, erläßt aber den Bür- 
gern die Steuern für die erfparten Binfen. So ift der ganze Vor: 
theil zu Anfang des 86. Jahres nur eine Tilgung von 17 Mill. 
200000 2. In diefem Falle, jagt Price, trägt das zur Schulden- 
tilgung ausgegebene Geld gar keine Zinfen, im 2. Falle wenigſtens 
nur einfadhe; ſ. Hamilton, ©, 121 ff. die Auög. v. 1813, 


$. 520, 


Einem folchen unwandelbar auf die Benchzung des Zinfes- 
zinfes gebauten Zilgeftamme (sinking fund) ftehen folgende 
Gründe entgegen (a): 

1) Es wird bei diefer Einrichtung erfordert, daß die Staatd« 
caffe neben der jährlihen Zilgungsfumme auch nody bis zum 
Grlöfchen der Schuld den ganzen Zinsbetrag aufwende, Hiebei 
würde alljährlich die Zinsausgabe ab⸗, die Tilgung zunehmen, 
bis endlicy im legten Jahre nur noch der Zins des zugleich ab» 
abgetragenen Schuldreftes zu entrichten wäre (2). Es ift fchwer 
in einem fo langen Zeitraume, und wenn fchon eine beträchtliche 
Verminderung der Schuld ftattgefunden hat, dem Verlangen 
der Bürger nach Steuererleichterung, oder, wenn die Staatd- 
ausgaben ſich vermehren, der Abneigung vor neuen Steuern zu 
wiberftehen. Beide Umftände geben einen Antrieb, die Einkünfte 
der Tilgecaſſe zu befchränfen, indem man einen Theil der ein- 
gelöften Echuldpoften ald gänzlich erlofchen anfieht und Feine 
Binfen mehr für denfelben in die Zilgungscaffe fließen läßt (ce). 
Diefe Maaßregel heißt dad Annulliren der eingelößten 
Schuldbriefe und pflegt auch mit einer wirkflihen Vernichtung 
derfelben verbunden zu fein, Die Erfahrung beweißt, daß folche 
Annullirungen in Ländern, wo man ſich zu dem Syſteme des 
Tilgeftammes befannte, aus den obigen Gründen öfters vor⸗ 
genommen worden find (d). 


(a) Hamilton in db. a, Schrift hat das Verbienft, diefen Gegenftand 
zuerft in helles Licht gefegt zu haben. — Nebenius, ©. 425. — 
de Gasparin et Reboul, S. 29. — In Frantreid wird bie 
Schuldabzahlung nad dem ftrengen Syfteme des Zilgungsftammes 
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amortissement genannt, Vgl. Ganilh, Dictionn, analyt. un: 
ter diefem Worte. 


(db) In den obigen Beifpielen von Price ($. 519) ift es Elar, daß die 
Steuerpflihtigen um foviel weniger zu bezahlen haben, als der Vor: 
theil der Tilgecaffe niedriger dargeftellt ift. Das fcheinbare Paras 
doron, daß man jährlich 3 Mill. borgen könne und doch nur 200 000 8, 
zu tilgen brauche, erklärt fi aus den ſtark anwachſenden Zinfen 
diefer Anleihen, die man neben den 200 0008, bezahlen muß. Jährlich 
tommen 150000 &, Binfen hinzu. Im legten Jahre wäre bie ge=. 
borgte Summe 255 Mill., der Zins 12750 000 8. und die ganze be: 
zahite Zinfenmaffe 332 Mill, L, woraus neben dem Zilgungsbetrage 
von 17 Mill. (85mal 200 000 fl.) die Mittel zur Abtragung herge- 
nommen werben müßten. 


(e) Pitt wollte die Schuldentilgungscommifffon fo unabhängig und 
fiher ftellen, dg$ fie wie auf ihren eigenen Namen Stocks einkaufen 
£önnte und „die Heiligkeit des Privateigenthums ſich zu den ans 
dern Gründen gefellte, welche Krone und Parlament von einem Eins: 
griff in den Gang der Zilgung abhalten”, Rede am 29. März 1786, 
For zeigte dagegen, wie wenig auf die unverrüdte Befolgung eines 
folhen Planes zu zählen ſeiz f. Debate upon the etablishing a fund 
for the discharge of the national debt, 1786. — In Preußen fol: 
len nad) dem Gef, v. San, 18230 Art. V. die erfparten Zinfen immer 
nur innerhalb eines Zeitraums von 10 Jahren der Zilgecaffe ver: 
bleiben, Daher wurde 1842 wegen der bis dahin bewirkten Schuld: 
verminderung und ber aus der Zinsherabfesung entftandenen Erfpa: 
rung von jährlich % Mill, eine Steuerermäßigung von 1920 000 rl. 
beichloffen, vgl. $. 186 (6). 

(d) Beispiele. Die frangöf. Zilgecaffe wurde 1816 errichtet mit einer 
jährlichen Ausftattung von 40 Mill, Fr. Dierzu fam noch nad) dem 
Gef. v. 25. März 1817 der Erlös aus Watdverkäufen, welche (1818 
— 1829) 88 Mill. einbraditen. Es follte genau das Syſtem des 
Zilgeftammes befolgt werden. Aber man wich mehrmals ab: 1) Al 
Villele die Schuld durch die 1000 Mill. in 3 Proc, zur Entſchädi— 
gung der Ausgewanderten vermehrte, wurbe dafür im Gef. v. I. Mai 

1825 angeordnet, daß die vom 22. Juni 1825 bis 1830 zu tilgenden 
Renten annullirt werden follten, welche fi) auf 16 020 094 Fr. be 
tiefen , faft ganz in 3 Procentd. 2) Nady dem Gefeh vom 27. und 
28. Juni 1833 wurden 32 Millionen Renten annullirt, alfo im Gans 
zen 48-020 094 Ars. Vom I. Juni 1816 bis 14, Juli 1818 hat bie 
Zilgecaffe 80-950 700 Fr. Renten eingelößt, wofür fie 1633474 090 
Fr. beim Ankaufe hingab. Diervon gehen die annullirten Renten ab, 
alfo befaß die Caſſe 32-930 606 Fr. eigene Renten, welche ein Nomi⸗ 
nalcapital von ungefähr 860 Mill, ausmadhten, ferner 42", Mill. Fr. 
in 4 und 3proc. Renten aus denjenigen Zilgefummen, welche zum 
Anfaufe der 5, 4", und 4 Proc, beftimmt find und wegen des Eur: 
ſes derfelben über Pari nicht hierzu verwendet werden konnten (Re: 
ferve). Diefe eigenen Einkünfte der Zilgecaffe wuchſen bis auf 
75400000 Fr. an und daneben beträgt der budgetömäßige Zufhuß 
aus der Staatscaffe für 1851 64-818 000 Fr. Das ganze Einkom: 
men der Zilgecaffe wurde unter die verfchiedenen Theile der Schuld 
nad) dem Nennbetrage vertheilt. Nach der Ummwälzung im Febr 1848 
hörte die Zilgung größtentheils auf und durch Beſchluß der Nation.: 
Verf. v. 14. Juli 1848 wurde fie gänzlich eingeftellt und die dazu 
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beftimmten Mittel werden zu den anderen Ausgaben verwendet, je: 
doc) noch befonders im Voranſchlage aufgeführt, ſowohl in der Aus: 
gabe für bie Schuld, als in der außerord. Einnahme. Die ftarken 
außerordentlichen Ausgaben feit 1840, vorzüglich für die Befefti- 
gung von Paris und für die Eifenbahnen, hatten den Beſchluß ver: 
anlaßt, die fo eben erwähnte Zilgungsreferve von 1842 an mit zur 
Dedung der feit 1840 entjtandenen Ausfälle zu verwenden (Gef. v. 
11. Zuni 1842), wodurch alfo die Abzahlung der Staatsfchuld fchon 
bedeutend verzögert wurde. 

In Oeſterreich war von 1817 an das pünctliche Syſtem des Tilge— 
ftammes befolgt worden. Das Patent v. 1. Oct. 1829 verordnete, 
daß, da das Vermögen diefes Stammes nun ſchon beträchtlich ange— 

- wachſen, derfelbe auf feine eigenen Einkünfte und die ihm von Zeit 
zu Zeit zuzuwendenden Ueberfchüffe der Staatseinnahmen befchräntt 
fein, aber feinen regelmäßigen Zufhuß mehr aus der Staatscaffe 
beziehen folle, außer für künftig hinzufommende Anleihen, für die 
wenigftens 1 Proc, jährlich anzuweifen ift, Das Vermögen des 
Zilgeftammes ift unveräußerlich und nur von Zeit zu Zeit zur wirk— 
lien Zilgung beftimmt, Nur die bis zum legten October 1829 eins 
gelößten Obligationen und diejenigen, weldye man Eünftig mit Hülfe 
von Kauffchillingen verkaufter Staatögüter einlöfen wird, gehören 
zu dem unveräußerlichen Vermögen, die anderen fpäterhin einzugies 
henden aber nicht mehr, vielmehr find fie, fobald die Zinfen 1 Mill. 
ausmachen, für erlofchen anzufehen und zu vernichten. — Hierdurch 
wird alfo der Zilgungsbetrag ftatt eines fteigenden zu einem ziem— 
lich gleichbleibenden. Zu Ende 1844 beftand, dad Vermögen des Til: 
gefonds in 177700000 fl., am 30. Juni 1848 war es 171-306 000 fl. 
oder, auf 5 Proc, zurückgeführt, 162%, Mill., welche alfo über 8 Mill, 
3ins einbradıten. Der X, für 1849 enthält einen Zufhuß aus der 
Staatscaffe für neuere Anleihen im Betrage von 1974950 fl., au: 
fer den für die Lotterieanleihen erforderlichen 3146 130 fl. und 
2505 147 fl, Zilgungsrente an die Bank für das von berfelben ein: 
gelößte Papiergeld, 


$. 521. 


2) Es ift unwahrfcheinlich, daß in einem fo langen Zeitrau- 
me Feine Kriege, Kriegsrüftungen ıc. eintreten follten, die es nöthig 
machen, die zur Tilgung beftimmten Summen flır andere drin= 
gendere Zwecke zu verwenden, Die Bertheidiger des firengen 
Tilgungsſyſtemes haben gerathen, in folchen Fällen dennoch mit 
der planmäßigen Tilgung fortzufahren, auch wenn man gleichzei- 
tig neue Anleihen aufnehmen müßte, (a), damit nämlich die 

.Staatögläubiger mit mehr Zuverficht auf die Fünftige Abnahme 
der Schuld bauen koͤnnen. Diefed Verfahren Fann mit Verlu: 
ften verbunden fein, wenn man bei den neuen Anleihen unguͤn— 
fligere Bedingungen eingehen muß, ald die, unter welchen man 
tilgt, (5), Eine ftarke Vermehrung der Schuld würde auch bei 
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der Fortfeßung der Tilgung, die body immer langfam von Stat⸗ 
ten geht, ihr Beunruhigendes nicht verlieren. Daher ift die er- 
wähnte Einrichtung, ohne übrigens verwerflich zu fein, minder 
wefentlih, wenn nur die Staatögewalt überhaupt behjarrlich den 
Grundfag im Auge hält, jede unnöthige Vermehrung der Schuld 
zu meiden und deren Verminderung eifrig zu erſtreben. 

3) Daß die Tilgecaffe die Verfügung über ein großes Ver: 
mögen in eingelößten Obligationen und über ein beträchtliches 
jaͤhrliches Einfommen erhält, ift nur dem Scheine nach ein Nach— 
theil, weil durch Gefege und Auflicht jeder Mißbrauch verhütet 
werden kann. Namentlich wird dem Wieberverfaufe der einge- 
zogenen Schuldbriefe durch deren baldige Vernichtung oder eine 
den Verkauf verhindernde Bezeichnung (Stempeln, Durdfchnei- 
den ıc.), Prüfung der Rechnungen und Vergleichung der vorräs 
thigen Urkunden entgegen gewirkt, Ueberhaupt ift die Fiction, 
als fei die Tilgecaſſe Befigerin eines eigenen werbenden Ber- 
mögens, nicht nothwendig, und diefelbe Sache Fönnte in anderer 
Form eingerichtet werben, wobei man bie abgezahlten Schuld» 
briefe jedesmal jaͤhrlich fogleich von der Staatsſchuld abzöge. 
Nur die Widmung der nämlihen Summe für Zins und Til: 
gung im Ganzen ift das Wefentliche, 

(a) Dieß gefchah in England lange Zeit hindurch. Won 1793 — 1816 
waren 284 Mill, mit einem baaren Aufwande von 175 Mill. getilgt 


worden, die Schuld flieg aber dennoch, weil 870 Mill. neu geborgt 
wurden, Rach Abzug deö getilgten Betraged war bie confolidirte 


Schuld: 
1793 ° 229 Mil, 2, 
1816 6 „u 
alfo mehr 586 Mill. L. 


f. Pebrer, 1,294, — Nebenius, 1. Ausg. Anh. ©, 53. — Nadı 
einer andern Berechnung (Marshall, I, 211) find in dem genann= 
ten 3eitraume 883 Mill, &. neu fundirt worden, was nad) Abzug 
ber getilgten Summe einen Anwachs von 599 Mill, &, anzeigt, — 
Mit Einfchluß der fhwebenden Schuld und nad Abzug bes getilg- 
ten Theiles war die ganze Staatsfchuld 


1793 233733 609 &, 
Anwachs im Kriege bis 1801 295-105 668 „ 
Anwachs von 1802 — 1816 335983 164 „ 
Stand vom I. Febr. 1816 864822 441 8, 


Bis 1827 wurde die von ber Zilgecaffe eingelößte Summe von 
Staatspapieren nody als ein Theil der gefammten Schuld aufges 
führt, weshalb man die ganze und die noch nicht getilgte Schuld 
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(unredeemed debt) forafältig unterfcheiden mußte. Won 1828 an 
wird nur noch die nicht getilgte eigentlihe Schuld in den Rechnun= 
gen aufgeführt. . 

(5) Dieß zeigt fidy befonders, wenn man Obligationen nad) dem Curſe 
einlößt und ausgiebt. In Großbritanien wurden 1793 — 1813 für 
14 Mill. L. weniger Obligationen eingelößt, als man, nad dem 
Preife der contrahirten Anleihen, für gleichen Betrag zu verfchreis 
ben genöthigt war. In Frankreich entftand ein Verluft von 105 
Mil. Fr. am Schuldſtamme daraus, daß man im Durdhfchnitte je: 
den Franken Rente für 18%, Fr. zurückkaufte und zugleich bei den 
neuen Rentenverfäufen nur 15%, Fr. dafür erhielt, Marshall, 11, 
212. — de GasparinetReboul, ©. 45, 


$. 522, 

Demnach erfcheint eine freiere Zilgungsmweife im Ge- 
genſatze des ftrengen Tilgeplanes ald zmedmäßiger, Sie kann 
nad) folgenden Negeln angeordnet werben, 

1) Alle getilgten Obligationen werden fogleich als erlofche- . 
ne Forderungen behandelt und in der Berechnung des Zinsbe- 
darfes nicht mehr berüidfichtiget. 

2) Nur die Summe, welche jährlich aus den Staatseinkuͤnf⸗ 
ten neben ber Beftreitung der anderen nöthigen Ausgaben zur 
Tilgung übrig bleibt, wird fir diefelbe verwendet. Kann man 
auch bei forgfältiger Sparfamfeit nichts für dieſen Zweck 
erübrigen, oder wird es fogar nothwendig, noch zu borgen, fo 
fteht die Tilgung fill. Man muß aber diefe Unterbrechung zu 
vermeiden fuchen und nur gebieterifchen Umftänden nachgeben. 

3) Die Feſtſetzung eines gewiſſen Tilgebetraged im Voran⸗ 
fhlage wird hierdurch nicht ausgefchloffen, fie ift vielmehr rath— 
fam, wenn man vermuthen Fann, daß Fein Ausfall eintreten 
werde. Man thut daher wohl, eine gewiſſe Regel für die Tilgung 
aufzuftellen und ohne Noth nicht von ihr abzumeichen. Für jede 
Etatsperiode wird hierdurd; der Gang der Tilgung vorgezeichnet 
und beftimmt, wie die erfparten Zinfen zu verwenden feien, naͤm— 
lich zum rafcheren Zilgen oder zu anderen Ausgaben oder zum 
Nachlaß von Auflagen. Erfcheint beim Abfchluffe der Rechnungen 
noch ein weiterer verwendbarer Ueberfchuß, fo Fann er zur Be- 
fchleunigung des Tilgefchäftes beigezogen werben (a). 

(a) In Baden wird auf je 2 Iahre der Tilgungsplan feftgefest. Man 


hat feit 1820 die Regel anhaltend befolgt, 1) den jährlichen Zilges 
betrag um 5 Proc. der im vorhergehenden Jahre getilgten Summe 
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zu vermehren, was feit ber Erniebrigung bes Zinsfußes fogar mehr 
ausmadıt ald die erfparten Binfen, 2) für jede Vermehrung der 
Schuld ſogleich jährlih 14 Proc. ihres Betrages zur Tilgung anzu: 
weifen. 14 Proc. bei einem Zinsfuße von 5 Proc, tilgt in etwas 
mehr ald 48 Jahren den Stamm. Alle älteren und neueren Schuld: 
theile werden jedoch zufammengeworfen. Beifpiele aus dem Bor: 
anfchlage für 1846 u. 1847, 


1845 waren bubgetmäßig getilgt worben 478 695 fl. 
Hierzu !4 Proc. für 50 470 fl neu über: 

wiefene Schulden 252 fl. 21 Er. 
alfo ganze Zilgung 478 947 fl. 21 Er, 
Hierzu 5 Proc, gefchlagen 23 947 „22 „ 
alfo Zilgebetrag für 1846 502 894 fl. 43 Er, 
Hierzu abermals 5 Proc, 25144 „4; 
folgt Zilgung für 1847 528 039 fl. 27 Er, 


Für die Eifenbahnfhuld wird im Anfange au Y, Proc. jeder An 

leihe ausgefest, dann aber jährlich 6 Proc. der vorjährigen beige- 

fügt. — In Baiern wurde 1831 — 1837 der ZTilgebetrag auf I, 

Proc. der Schuld gefegt, welches 878 000 fl, ausmachte. 

$. 523, 

Welcher Theil der ganzen Schuld bei der Entwerfung eines 
Tilgeplanes als jährlicher Tilgungsbetrag anzufegen fei, daruͤ— 
ber Fann Feine allgemeine Regel aufgeftellt werden (a), viel- 
mehr hat man ficy nach den Umftänden zu richten, und zwar 
vorzüglich 1) nad der Steuerfähigkeit der Bürger und dem 
jedesmaligen Bedarfe für die Ausgaben der Staatöverwaltung, 
2) nad) der Größe der Schuld, weil, je höher diefelbe ift, und 
je fpäter daher auch bei günftigen Zeitverhältniffen ihre gänz- 
liche Abtragung zu erwarten ift, defto nachdrüdlicher auf ihre 
Verminderung hingewirkt werden follte. 

So lange ald im Plane Feine Veränderung eintritt, muß bei 
dem Fortrüden der Tilgung die jährlich dazu verwendete Sum— 
me, felbft wenn fie nicht durch Zinserfparungen verftärft wird, 
eine immer größere Quote werden (5). Schon die Schwierig. 
feit, die ed den. Gläubigern verurfacht, die großen jährlichen Til 
gungsfummen unterzubringen, giebt aber einen Beweggrund, 
die Fortfchreitung in den jährlichen Abzahlungen langfamer zu 
machen oder ganz zu hemmen (ec). 


(a) v. Gönner a. a. DO. ©. 67 glaubt, man brauche nicht über 1 Proc. 
jährlich zu verwenden und es könnte auch fhon 14 Proc. hinreichend 
fein. Preuß. Gef. v. 21. San. 1820: 1 Proc. jährlich. 

(5) Wenn bei neu hinzukommenden Schulden nur die anfängliche Quote 
zur Zilgung angewiefen wird, fo entfteht hieraus eine Verzögerung 
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des ganzen Tilgegefchäftes. Es fei 4. B. die Schuld 100 Mill., die 
jährliche Verwendung auf 1% Mill. oder fovielProcente angewachſen. 
Wird nun eine Anleihe von 20 Mill, nöthig und für diefelbe nur 
der etwa im Anfange der Zilgung angewenbete Betrag von 1 Proc, 
hinzugefügt, fo wäre die ganze Jahrestilgung 1950000 und betrüge 
nur nody 1,915 Proc. der gefammten Schuld, ftatt 1,7, Man müßte 
daher, wenn man biefen Rüdfchritt verhindern wollte, für die hin= 

 zugelommenen 20 Millionen ebenfalls 1%4 Proc, oder 350000 fl., 
d. h. im Ganzen 2'100 000 fl. beftimmen, 


(c) Es ift ſowohl für die Wiffenfchaft fehrreich, als für die Staatsverwals 


tung fehr wichtig, die Größe der Staatsfhuld und des Zilgungsbe- 
trags in gegebenen Staaten zu Eennen. Wo der Staatshaushalt nicht 
auf amtlihem Wege veröffentlicht wird, ift es ſchwer, ganz zuver: 
läffige Angaben zu erlangen und es werben leicht Irrthuͤmer began: 
gen, wenn die Darftellung nicht nad) ganz gleichen Regeln gefchieht. 
Aber auch die richtigfte Ermittelung der Schuld, wenn man fie mit 
der Volksmenge jedes Staates zufammenhält, giebt Feine genaue 
Vorftellung von der Größe der Schuldenlaft, 1) wegen der Verſchie— 
denheit in den Preifen der Dinge gegen Geld, 4. B. im Vergleiche 
von Großbritanien und Oeſterreich, 2) wegen des ungleichen Zins- 
fußes und des Eurfes der Schuldbriefe unter dem Nennbetrage, in= 
dem 3. B. 50 Mill. 3proc. Schuldbriefe, die zu 80 ftehen, eigentlich 
nur ald 40 Mill. anzurechnen find. Bei einerlei Nennbetrag wird 
die wirkliche Befchwerde mit dem Gurfe bald größer, bald Kleiner. 
Der Nennbetrag ift defhalb nicht maaßgebend und es wäre nützlich, 
die Berechnung für alle Staaten aus der Zinsausgabe zu machen, 
indem man diefe durchgängig etwa 25 oder 28'% fad) nähme; 3) we⸗ 
gen der unverzinslichen Schulden, des Papiergelded, 4) weil eine 
probuctiv angelegte Schuld anders zu beurtheilen ift, als eine un— 
productiv verzehrte. Daher find in den folg. Angaben die Eifen: 
bahnfchulden foviel als moͤglich ausgefchieden worden, 
Nordamerica, I. Dctob. 1849, Unionsfchuld 64704 000 D. 
Sch. der einzelnen Staaten: 209-305 000 D., zufammen 690 Mill. fl. 
Anhalt:Köthen, nady amtlicher Angabe 1846 4328 249 rl, 
(wovon 104 743 rl. unverzinslich). Hiezu neuerlich 1, Mill. ri, Pa⸗ 
piergeld, alfo zufammen 4'828 000 ri. (Das Land ift feit 1847 an 
Deffau und Bernburg gefallen, wird aber befonders verwaltet.) 
Baden: Stand zu Ende 1819. 
I. Allgemeine Staatsfhuld. 
1) Refte an Lotterieloofen und Zinfen . +» » » +. 147 976fl, 
2) NRentenfcheine zu 314 Proc,  » » 2740 700 
3) Lotterieanlehen von 1840 . . » 2 2. 0 + 5114 977 
4) Lehenſchulden, worunter Y%, Mill, unauftündbare 
Schuld an den ehemaligen Reichspoftmeifter . . 943 890 
5) Cautione 94989909 
6) Guthaben der Militär-Einſtandsgeldercaſſe, die 
man der Schuldentilgungs-Caſſe zur Verwaltung 
übertragen hat, die jedoch ein wenigſtens gleiches 
Vermögen mitgebradjt hat, fo daß dieß eigentlich 
nur ein durchlaufender Poften it . » . . . 555.066 
7) Gefeglich hinterlegte Gelder . 2: 2 2. . 105076 
8) Zufhüfle zur Zehntablöfung (ausgemittelt, aber 
noch nicht ausbezahlt) © » » 2 2 467146 184 
9) Zur Berzinfung übernommene Zehntablöfungs: 
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capitale von Pfarrftellen und Zufhuß an Pfarr: 
und Schuldienfte © © 2 2 2 2 2 2 2 0. 
10) Befondere Schuldpoften, bei denen zum Theil der 
- Bine nicht herabgefest werden konnte (Paſſiv— 
Gapitatbuh) - © © © = 0 ee 0... 150316 
11) Domanialgrundftodsguthaben, verzinslich . . 1'394 486 
12) Zollunterftüßungsfond - « 2 2» 0 2 0. 307806 
13) Freiwill. Anteihe von 1849 zu 5 Proc. (1851 auf: 
gekündigt oder auf 41%, Proc. herabgefegt) . » 776100 
14) Berfchiedene andere Poften » 2» 2 0... 449 132 


3ufammen 20'798 830 
Hievon geht das ausftehende Vermögen und der Caſ— 
fenvorrath ab (Aetivftand) mit . » . . 0. 6819859 


Alfo reine Shud . . 13978 971fl. 
Die Verzinfung Eoftete 1850 552324 fl., bie Zilgung 610676 fl. 
oder 4,2 Proc. Diezu fommen 12 Millionen, weldye aus Domainen= 
verfäufen und Ablöfungen zur Schuldentilgung verwendet wurden 
und in ben Rechnungen als unverzinslicdhe Schuld an den Grunb- 
ftod, d. b. an das Domanialvermögen, aufgeführt werden, f. $. 99 
(5). Unter den Activen befanden ſich 2'/, Mill., weldye der Haupt: 
ftaatscaffe vorgefchoffen waren, als Anticipation. Die reine Schuld 
hatte 1841 ihren höchften Stand mit 18-305 000 fl. 

1. Eiſenbahnſchuld zu Ende 1850 32816266 fl., Binfenbe: 
darf 1201 365 fl., Tilgung 218 779 fl. 

Baiern. Die abwechſelnd gefliegene und durch Abzahlungen 
verminderte Schuld des Kurfürftentbums belief fi 1727 auf 26 
Mill, fl., die man mit einem jährlichen Aufwande von 840 000 fl. in 
36 Jahren zu tilgen befchloß. Die Ausführung gelang aber nicht. 
1749 ſetzte man 722 000 fl. jährlich zur Abtragung der- damaligen 
34 Mill. neueren und 6 Mill, älteren Schulden aus, und nachdem 
der Tjährige Krieg eine Verzögerung bewirkt hatte, wurde bis 1777 
die neuere Schuld auf 9 Mill, herabgebracht. 1780 war diefelbe auf 
19 Mill. geftiegen, 1793 wieder auf 12 Mill. erniedrigt. Die Wir: 
tung der Kriege war eine Erhöhung bis 118 Mill, im Jahre 1811, 
worunter 19 Mill. Zahlungsrefte aus dem ordentlichen Staatsdienſte. 
1818 berechnete man die Schuld auf 98-699 000 fl. Stamm und 2 
Mil. fl. Zinsrüdftände, 1825 auf 110:337 274 fl. Hiezu traten in 
der Periode von 1825—31 nicht bloß an 9 Mill. liquidirte und ein— 
gewiefene ältere Schulden , fondern aud 6400 000 Anleihen zur 
Dedung bes Ausfalls in der Periode von 1819—25, ferner 11 Mill 
568 910 fl. Anleihen der Penfionscaffe, $.518(d), da aber auch fort: 
währenbe Abzahlungen geſchahen, fo beftand die ganze Schuld am 
1. Oct. 1832 ohne die Rüdftände aus 129-138 518 fl. Dagegen be= 
faß die Schuldentilgecaffe audy ein Activvermögen von 16602 773 fl., 
wovon indeß das Guthaben von 12-682 014 fl. an die Penfions> 
amortifationscaffe abgezogen werden mußte, weil dafür diefe Eaffe 
eine gleich große (freilich aus eigenen Mitteln zu tilgende) Schuld 
hatte. Nach Abzug der anderen activa mit 3°920 759 fl. bleibt ein 
reiner Schuldenftand von 125°217 759 fl. — Zilgebetrag von 1831 
—37: 878 000 fl, Material bei v. Muffinan, Geſchichtl. Ueberf. 
und Darftellung des baier. Staatsfhuldenmwefens, 1831, und Ver: 
handlungen der 2. Kammer von 1834. Beil. I, 183—280. II, 78 — 
194, — 1835 war die reine Schuld g. 126 Mill., 1844 beinahe 121 


2'489 222 


I 
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Mil. fl. Zu Ende 1850 betrug die Schuld 141 Mill, fl., die Activa 
waren g. 22 Mill., beftanden aber faft ganz aus Forderungen an bie 
Penſions- und EifenbahnbausDotationscaffe, und dürfen alfo infos 
weit nicht abgezogen werden. Rechnet man 140 Mill, reine Schuld, 
und zieht man für die Eifenbahnfchuld 28—30 Mill. ab, fo bleiben 
110-112 Mill, fl, Bins und Tilgung g. I Mill, fl. Vergl. v, Re: 
den, Finanz-Statift. I, 142 ff. 

Belgien. Am 1. Ian. 1845 beftand die Schuld aus 2711, Mill, 
Fr., wovon über 196 Mill. zu Eifenbahnen, Straßen und Ganälen 
verwendet wurden. In dem Vertrage mit Holland übernahm Bel- 
—9* eine Rente von 5 Mill. fl. in 2proc. Schuldbriefen, alſo einen 

ennbetrag von 200 Mill. fl. Hievon wurden 80 Mill. fl. 1844 
mittelft einer neuen 4’, proc. Anleihe von 84656 000 Fr. (zu 104 
abgegeben) abgezahlt; es ftehen noch 220 Mill. Fr. zu 21, Proc. 
aus. 1848 kamen 37%, Mill. Fr. zu 5 Proc. hinzu. Ganze Sch. 
1. Mai 1850 im Nennbetrage 635%, Mill. Fr., wovon gegen 186 
Miu. für die Eifenbahn, Reſt g. 450 Mill,, oder die 214 Proc. zu 
62 und die 3 Proc. zu 75 gerechnet, 357 Mill. Fr. = 168 Mill. fl. 
Zilgung 1849—50 4738 000 $r. = 0,?* Proc. der ganzen Schuld 
im Nennbetrage, Annuaire de l’&con. pol. 1851. ©. 262. 

Dänemark. 1847 106314 000 RBri. 1851 mit Einfluß der 
neuen englifchen Anleihe von 800 000 8, St, 120,* Mill. R. B. ri. 
— 159,8 Mill, F 

Frankreich. Schuld zu Anfang 1848: 

1) Conſolidirte Schuld: 


Renten. Nennbetrag. 
146°750 000 zu 5 Proc, 2935-078 000 Fr. 
1:026 000 = 44, = 22-813 000 
26500 000 = 4 = 662684 000 
65.140000 = 3 = 2171684 000 
239-416 000 Fr. 5792-261 000 
Hievon befaß bie 
Tilgecaſſe 68-600 000 gegen 1950°000 000 
Reft 170816 000 3842261 000 
2) Anleihen für 
Canãle ıc. 5'849 000 145'780 000 
3) Sautionen 7070 000 ‚ 235 685 000 
4) fchwebende 
Schuld 22-000 000 630:793 000 
205735 000 gegen 4854 Mill Fr. 


(Dhne die 2 Mill, Leibrenten und 51 Mill. Penfionen), — 2289 
Mi. fl. Zur Tilgung waren 120%, Mill. Fr, beftimmt = 2,4? Proc, 
ber Schuld. 

Dagegen Anfang 1851: 


Renten. Nennbetrag. 
1) Conſ. Shud "247055 000 5709 Mill, 
Hievon befist bie 
Zilgecaffe 14'824 000 gegen 400 
Reſt 232231 000 5309 
2) A. für Ganäle ꝛc. 5099 000 gegen 136 
3) Cautionen 7000 000 23 
4) ſchwebende Schuld 22 000 000 gegen 630 


266°325 000 6095 Mill, 
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— 2876 Mill. fl. = 80, fl. a, d. 8, ohne die 1Y, Mill, Leibrenten, 
Bringt man die 3proc. Theile dburdy Abzug von Y, auf 4proc., fo 
mindert ſich die ganze Sch. um 633 Mill. und beträgt dann 5465 
Mill. Fr. oder 72 fl. a. d. K — Die Tilgecaffe hat 64-818 000 Fr. 
Zuſchuß, 14 Mill, eigene Renten und 3866 000 Fr. zur Abzahlung 
der Ganalanleihen, zufammen 82%, Mill, oder resp. 1,® u. 1, Proc. 
der Schuld, allein nur die 3866 000 Fr. werden baar eingenommen 
und wirklich verwendet, das Uebrige wird in bons abgeliefert; ſ. 
Annuaire de l’&con. pol. 1850, ©, 32, 1851, ©, 23 und Borlage 
bes X, für 1852 v. 7. Febr. 1851. 
Großbritannien. Zu Anfang 1850, nad) dem Nennbetrage. 
1) Fundirte Sch. die irländifche inbegriffen 
3 Proc. in 7 verfhhiedenen Doften » + +» + +. 522277000 8, 
8Proo. 00er el‘ 
8% s ‚beider ie. Bant . ... 2 ers 2.631 000 
ER te er TE ae 433 000 
Diezu die Zeit= und Leibrenten, 3%, Mill. &,, 
welche ungefähr werth find (zu 314 Proc.) » 30000 000 
3uf. 803-168 000 
2) Unfundirte Schuld (mit Einfluß von 7 Mill. 
unbezahlt gebliebenen Poften) » x + + + » 24.869 000 


Hauptfumme 829 Mill, 2, 

— 9798 Mill, fl. (das Pfund zu 9% fl.). Die Schuld ift fo unge: 
heuer groß, daß es dienlich ift, fie durch verfchiedene Mittel der Ein 
bildungsfraft zu verdeutlichen, was z. B. auf folgende Weife ge— 
fchehen fann. Zählt man Kronthaler dicht neben einander in einer 
Reihe, fo nehmen 15 Stüd 2 badifhe Fuß ein, alfo obige Summe 
19 596 geogr. Meilen, oder 3,9? mal den Umfang der Erde; in neuen 
Buldenftüden (zu 1 bad. Zoll Durchmeffer) find es fogar 39 682 M. 
oder 7% —— Schichtet man Guldenſtücke zu einer Säule auf, 
fo gehen 17 auf 1 bad. Zoll, folglich nimmt 1 Mill. fl. 5882'/, Fuß Höhe 
ein und jene 9798 Mill. fl. bilden eine Säule von 2334 Meilen. Fer: 
ner wiegen 47,1? Gulden 1 Pfd., alfo gibt die genannte Summe ein 
Gewicht von 2,7 Mill. Sentr.,die von 69 000 Pferden (zu 30 Gentnern) 
auf 17 250 Afpännigen Wagen fortgebradht werben könnten. — Ein 
fefter Zilgungsbetrag läßt 4 nicht angeben, In jedem Quartalewird 
14, von dem Ueberfchuffe, ben die Finanzverwaltung der legtverfloffe- 
nen 4 Bierteljahre gegeben hat, zum Abtrage verwendet. Es wurde 
abgezahlt 1830 — 1839 i. D, 1. 1379046 &,, 1840 — 1849 j. 
1°141 000 8. - 

Dannover, 1850 18-035 000 rl, mit Einfchluß der Vorfchüffe 
aus dem Domanialablöfungsfonds, ohne die 12332 000 rl, Eifen= 
bahnſchuld. — Tilgung 185% 150 000 rl, = 0,8? Proc. d. Sch., 
124 776 rl, Zilgung der Eifenbahn:Sch. = 1 Proc. 

Großh. Heffen. Reine Schuld Ende 1850 18-868 000 fl., wo= 
von aber 1114 Mill, für bie Eifenbahn, Reft 7368 000 fl. — Til⸗ 
gung 43 500 fl, = 2,? Proc. der ganzen Schuld. 

Medlenburg:-Schwerin, 1850.8521 000rl,— 14911 750 fl. 
ohne 3:635 500 Mark Banco zur Betheiligung bei der Eifenbahn. 

Niederlande. Diefer Staat ift tief verfchuldet, fein Schulden= 
wefen aber wegen ber vielen vermwidelten Maaßregeln fchwer zu 
überbliden. Die Schuld entftand durch die fehmeren Kriege, welche 
bie neue Republik zu führen hatte; befonders Eoftfpielig fol der 
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Krieg mit England unter Crom well gewefen fein. Den Stand ber 
Schuld im 3. 1651 gibt man zu 140 Mill. fl. an, 1795 bei der Er: 
richtung der batavifchen Republik zu 600 Mill,, und in den 15 Jah: 
ren bis 1810 ftieg die Schuld durch die ſchlechte Regierung bis auf 
das Doppelte, Bon dem ganzen Betrage von 1263 Mill. wurde der 
größte Theil, 1240, Mill,, unter der franzöf. Herrfchaft auf 
herabgefest, f. $. 517 (a). Bei der Wiederherftellung derfelben auf 
die urfprüngliche Größe im Jahr 1814 wurden neue Obligationen 
ausgefertigt und zugleich wurde ein neues _Darleihen mit diefer 
Maafregel verflodhten, jo daß man für eine gewiffe Quantität älte— 
rer Obligationen, welche nad) dem Curſe 676 galt, und eine baare 
Daraufzahlung von 100 fl. eine Infeription von 2000 fl. der zu 
214 Proc, verzinslichen oder „wirflidhen” und von 4000 fl, der 
noch nicht verzinslidhen oder „ausgeftellten” Schuld erhielt. 
Durch diefe Maaßregel entftand im Sahr 1815 eine wirkliche Schuld 
von 573 Mill. fl. zu 214 Proc. und eine ausgeftellte von 1146 Mill. 
fl. Die Zinsſchuld wuchs nicht allein wegen der allmäligen Einver: 
leibung der ausgeftellten, fondern wegen verſchiedener neuer, zur 
Dedung der ftets wiederfchrenden Ausfälle beftimmter Anleihen, bes 
fonders nad) der Trennung von Belgien, weil die verzögerte Aner— 
fennung diefes Vorganges Eoftfpielige Kriegsrüftungen nach ſich zog. 
1822 wurde unter dem Namen Amortiffements-Syndicat 
eine Gaffe errichtet, welcher verfchiedene Verpflichtungen auferlegt 
und dagegen verfchiedene Einkünfte und Schuldbriefe zugewiefen und 
die Ausgabe von 116 Mill, 414 proc, Syndicatsobligationen erlaubt 
wurden. Die Verwaltung diefer Anftalt war geheim und dieß trug 
bei, über das Finanzwefen diefes Staates ein Dunkel zu verbreiten, 
Eine befondere Verwicklung lag aud in dem Verhältniß zu den 
Golonieen, für welche befondere Anleihen unter Verbürgung des 
Staates eingegangen wurden. Ueber die früheren Verhältniffe f. 
die Schriften von DOfiander: Geſchichtliche Darftellung der nie— 
derl. Finanzen feit 1813, Amfterd. 1629 (anonym). Geſchichtl. Darft. 
d. nied. Finanzen von 1830—32. Stuttg. 1834. — Der Schulden: 
ftand war: 


verzinslich ausgeftellt 
Anfang 1829 780 Mill, fl. 840 Mill. fl. 
Ende 1833 1129 816691 000 fl. 


1841 wurde die ausgeftellte Schuld umgewandelt, $. 517. Die heu⸗ 
tige ganze Summe (zu Anfang 1849) wird ohne die Colonialſchuld 
fo angegeben (amtlich): 


Rennbetrag Bing 
21, proc, 816508 000 fl. 20412 700 fl. 
3 ⸗ 120856 861 3*625 706 
3% ⸗ 22708 000 Ä 794 780 
4 s nat. Schuld. 237640 500 9:505 620 
4 s oftind. Obl, 14'748 500 589 940 
Zur Zrocdentegung des 
Darlemer Meers 8°000 000 380 000 
Gautionen 500 000 20 000 
Leibrenten, Zontinen 149 000 
Schatzbillets 17°799-950- 180 000 
zufammen 1230:761 811 fl. 35:657 746 fl. 


Auf 4 Proc, rebucirt beträgt die Schuldmaffe 339 Mill. weniger 
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ober 891%, Mill. fl, = 882,8 fübbeutfche fl. Hier fehlt der Anfchlag 
ber Leibrenten, ferner der zu verfchiedenen Bauwerken aufgenom: 
menen Summen, weldye 464 000 fl, Zins und Zilgung Eoften. 


Defterreich. Erft in den legten Jahren ift das Schuldenwefen 
genau befannt geworden, doch reicht die amtliche Angabe nur bis 
zum Juni 1848, Damals war bie nicht getilgte Schuld 1035772 622 
fl. oder auf 5 Proc. reducirt 913872 775 fl., wovon aber noch 
73:478 920 fl. abzuziehen find, weil bie ältere in W.W. verzins- 
lihe Schuld nur auf 24 Proc. rebucirt ift. Reft 1029-867 000 fl. 
bes 24 fl, Fußes = 27, fl. a. d. 8. Hiezu fam 1849 bie An: 
leihe von TI Mil. fl. und bie Ausgabe von Gaffenanweifungen, 
Reichsſchatzſcheinen u. dgl., fowie die italienifhe Zwangsanleihe, zu= 
fammen wenigftens 260 Mill, fl., fo daß die Schuld zu Anfang 1851 
nicht unter 1100 Mill. = 1347%, Mill. des 2414 fl. F. ausmacht. 
Zilgung %. für 1849 an 17 Mill. — Beiträge zur älteren Gefchichte 
bes öfterr. Schuldenmwefens enthält Andre, Neue Zahlenftatiftik, 
1823, ©. 223, 


Portugal hat ein zerrüttetes Finanzwefen, eine große Schul: 
benlaft, ein im Curſe gefuntenes Papiergeld. Die Schuld wurde 
1845 im Nennbetrage auf 84 132 Mill. Mil reis angegeben, welches 
(neuerdings 9000 M. r. auf die köln, Mark gerechnet) 229 Mill fl. 
giebt. Dem Curſe nad) ift die Sch. weit Heiner, allein ihr Nennbe⸗ 
trag ift feitdem auch noch anfehnlich gewachfen. 

Preußen, Die Schuld war 
1797 bei der Zhronbefteigung Friedrih Wil: 

bems 1. 2.2 2 2 0000... 48054 903 rl. 
1806, Schluß des Jahre > > 2 2 2 ee. 53494 913 

Die ſchwierigen Verhältniffe von 1806—19 

verurfachten einen Aufwand von 287?/, Mill, 

rl, wovon 122 Mill, durch Vermehrung der 

Schulden gebedt wurden. Diezu famen bie 

Schulden der neuerworbenen Lanbestheile, 

67-873 000 rl., während 4°407 000 rl. für 

die 1807 abgetretenen Lande abgehen, So 

ergiebt fich folgende Zahl: 
1820 mit Einredhnung von 25914 000 rl. Pro: 

vincialfhulden ©  o 2 2 2 2 0 0. 217248761 
1843 Pe ee ee ee Se 4 er — 150.103 434 
In dem Zeitraum von 1820—1843 find von ber Hauptverwaltung 
der Schulden 67872 083 rl., meiftens 4 proc. Schuldpoften, getilgt 
worden, in ben erften 12 Jahren im D. um einen Anfaufspreis von 
91%, in den legten 10 Jahren zu 95. Es wurben hiezu 38-610 547 
ri, Verkaufs: und Ablöfungsgelder von Domänen verwendet, deren 
Anlegung zur ee. 1:663 256 rl, Zins erfparte, 
Die gleichzeitige Abnahme ber Domäneneinkünfte beträgt nach ge: 
nauer Berechnung nur 998 180 rl, (Bergius, Zuſt. ©. 100.) Der 
Schuldenftand zu Anfang 1851 war 182-618 000 rl., außerdem 
642 594 rl, jährlicher Leiftungen, die zum Theile abnehmen und auf 
111, Mil, Sapital angefchlagen find, ferner ein ungedeckter Aus 
fall von 34 Mil. rl,, und die zum fortdauernden Umlauf beftimm= 
ten 10 Mill. rl, Darlehn-Gaffenfcheine, alfo zufammen 238 Mill ri. 


— 416,5 Mil, fl. — Im A. für 1849, welcher erft durch Gef. v. 11. 


März feftgeftellt wurde, ift für die Tilgung 2555 000 rl. beftimmt 
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= 1,5 Proc. der Schuld v. 162 Mill, rl. zu Anfang 1849, Val. Die 
preuß. Staatöfchulden, Münfter 1842. — Bergius, Preuß. Zus 
ftände, 1844, ©. 89—110. | 
Rußland (ohne Polen), deffen Schuld erft unter Katharina II. 
entftand. Stand zu Anfang des Jahres 1849: 
1) Zerminfchulden, db. h. mit einer beftimmten $rift für die gänz⸗ 
lihe Abzahlung 
a. auswärtige, in Holland aufgenommene, 
63.821 000 fl. = 36377 MO R, 
b. inländifche . 0. re Tr rer 55'979 029 
2) Rentenfhulden 2 2 2 2 2 0 00. 234318 854 


ganze verzinsliche Schuld 326675 853 
3) Papiergeld, R. Greditbillets, nebft einem 
Reit von Affignaten und Depofitenbilletse „. 321-840 740 


zufammen Silber:Rubel 6481, Mill, 

Bieht man die zur Deckung und Einlöfung des Papiergeldes dienen: 
den 117 Mill, R. Münze und Barren und 29%, Mill. Staatöpapiere 
ab, fo bleiben als reine Schuld 50124, R. = 947 Mill, fl., = 17, fl. 
a. d. K. ohne Polen, Finnland, Sibirien und Zranscaucafien, Bei 
den meiften auswärtigen Anleihen ift 1 Proc. jährlich zur Tilgung 
beftimmt, bei der erften engl. Anleihe von 1820 2 Proc., bei der er: 
ften 4 proc. Anleihe von 1840 (Dope) fogar 2!14Proc. 

Sachſen, 1850 22'433 000 rl. nebft 7 Mill. Eaffenbillets. 

be nsAltenburg, 1850 1152 247 rl,, Tilgung 12 000 el, 
— l, roc. 

Sachſen-Koburg, 1850 1 569 000 fl., Zilg. = 2,2? Proc, 

Sachſen-Gotha, 1850 2-608 738 rl., Tilgung 38 552 rl, = 
1,47 Proc. 

Sardinien, Anfang 1850: 
Aeltere Shud - 2 2 2 ee nn. 5336393 Fr, Rente 
1848 u, 49 hinzugeflommen . . . . . 13771680 = ⸗ 


Zuſammen 19-108 073 Fr. Rente 
zu 5 Proc, alfo die Sch. 382 Mill, Fr., wobei die im Beſitz der 
Zilgecaffe befindlichen 4%, Mill. Renten ſchon abgezogen find. 

Spanien gehört unter die am tiefften verfchuldeten Staaten. 
Hiezu trugen nicht bloß fchwere Kriege feit dem Anfange der fran- 
gofihen Revolution und innere Umwälzungen, fondern auch fchlechte 

erwaltung des Finanzweſens von ber Regierung Karls IV. an bei. 
Verſchiedene Berfuche, die Verwirrung zu löfen, hatten feinen Bes 
ſtand. Die Schuld zu Anfang des 3. 1850 wird mit Einfchluß der 
unbezahlt gebliebenen Zinfen auf 12531 Mill, Re. angegeben, ohne 
2425 Mill, die noch in der Liquidation begriffen find, zufammen 
14 956 Mill. Realen — 1832 Mill. fl. (nad) dem neuen Münzfuß, 
10 Piafter auf die köln. Mark). — Eine neue Regulirung des Schul: 
denwefens wurde 1851 beabfichtigt, aber wieder vereitelt durch die 
Auflöfung der Cortes. Nach Borrego (Der Nationalreihthum, 
die Finanzen, die Staatsfchuld des K. Spanien, deutfch von Kot: 
tentamp, 1834. ©, 50.) wäre die Sch. zu Ende bes I. 1833 gewefen 

1) Verzinfet a. liquidirt . x. 0.» 12064 Mill, Realen 

b, nicht liquidirt + u * 3 800 2 s 


15 864 Mill, Realen 
2) nicht verzinfet a. Rüdftäande . . „ 10148 = , 
b. ſchwebende Schuld 1895 = P 


27 908 Mill, Realen 
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Die auf auswärtige Boͤrſen kommenden Schuldbriefe find: 1) 5 pro⸗ 
centige (Ardouins), deren Zinſen ftoden, 2) 3 proc. innere Schuld, 
3) 3 proc, Auswärtige, 4) paffive, 5) auögeftellte Schuld, f. $. 517. 
Würtemberg. Schuld am 30. Juni 1832 27290 000 fl., 1844 
21846 452 fl., 1850 gegen 49 Mill, fl, wovon gegen 22 Mill, für 
die Eifenbahn, Reft g. 27 Mill, Zitgung 18484 420 000 fl. 
Die Schuld beträgt aufden Kopfber Einwohner: 


350 fl. Großbritanien 35,29 fl. ©, Koburg 

277 Niederlande auf4Proc. 30 Nordamerica 
red. 27° Sachſen 

196 Köthen 26 Preußen 

136 Spanien 25, Medienb.= Schwerin 

100 Portugal 24,7? Baiern 

72 Frankreich 17,7 Dannover 

71,2 Dänemarf 17,5 Rußland 

42,? ©. Gotha 15,2 ©. Altenburg 

37,? Belgien 15 Würtemberg 

36,? Garbdinien 10,2? Baden 

36 Defterreih 8° Großh. Heffen. 


Aehnliche Zufammenftellungen u. a. bei v. Reden, Handels- und 
Gewerbögeographie, 1844, ©, 578, u. Lifawes-Oberhaufer a, 
a.D., wo für ganz Europa 25 703 Mill. fl. 20 fl. F. und 98 fl. auf 
ben K. gerechnet find. Die Zahlen bedürfen jedoch mancher Berich— 
tigung und die Vergleihung mit dem Flächenraume der Länder ift 
am wenigften fruchtbar. Der Ausſchlag auf den Kopf ift nüglicher, 
als jeder andere, doch keineswegs fo maaßgebend, ald man bisweilen 
glaubte, denn es wird berfelbe Betrag bei ungleichen Preifen der 
Münzmetalle, ungleiher Wohlhabenheit und Berzinfung in mehre—⸗ 
ren Ländern fehr verfchiedene Belaftung hervorbringen, wozu ferner 
die obigen Bemerkungen über die Ausmittlung der Schuld felbft 
zu erwägen find. 


$. 524. 


Mas die Tilgungsart der Schuld betrifft, fo ift 
I. bei den Staatöfhuldbriefen zwifchen der Heim— 
lung (remboursement) nad) dem vollen (Nenn:) Bes 


trage und dem Einfaufe der Echuldurfunden nah ihrem 
Börfenpreife (Ruͤckkauf, rachat) zu wählen, Bei Obliga« 
tionen, die man nach einem niedrigeren Curſe ausgegeben hat, 
erfcheint der Darleiher als Käufer einer Rente, die blos zur Be 
zeichnung des Zinsfußes, und um das maximum bes Ein- 
löfungspreifes auszudrüden, als Zins eines Nennbetrages dar= 
geftellt wird, und es ift natürlich, daß die Negierung in gleicher 
Weiſe die Schuldbriefe wieder einzieht. Diefelbe hat gegen die 
Inhaber folder Obligationen feine Verpflichtung zur Heimzahe 
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lung. Freilih muß man mit der Zunahme des allgemeinen 
MWohlftandes und des Staatscredites von Jahr zu Jahr höhere 
Preife bezahlen (a), wobei die Staatöglaubiger anfehnliche Ge= 
winnfte machen, $. 495. Hieraus entfteht eine Verzögerung und 
Erfchmerung des Tilgens, und wenn die Obligationen in häu= 
figem Verkehre find, fo werden die Gewinnſte aus dem fleigen- 
den Gurfe nicht einmal durchgängig denen zu Theil, welche zur 
Zeit, ald die Anleihen gemacht wurden, die Wagniß auf ſich 
nahmen, Allein die Befeftigung des Grebites hat zu großen 
Nutzen in der Erleichterung neuer Anleihen und der Zinsherab- 
feßung, als daß man dem Steigen der Curſe entgegenwirken 
dürfte, Doc) follten diefe wenigftens nicht noch fünftlich durch 
die Einfäufe für die Negierung in die Höhe getrieben werden, 
weshalb es rathfam ift, die zum Ruͤckkauf beftimmte Summe 
gleichmäßig unter die verfchiedenen Börfentage zu vertheilen 
und öffentlich befannt zu machen, Hat eine Art von Obligatio- 
nen das Pari überftiegen, fo hört der Nüdkauf auf und es 
bleibt, wenn man nicht die Tilgung derfelben ganz einftellen 
will, nur die Heimzahlung übrig (2). 

(a) Die IRRE 7 proc, Renten wurden zurüdgefauft 


15 zu 57,38 1825 zu 103,0? 
1818 „ 70,8 1830 „ 93, 
1820 ,„ 75,9° 1832 „ 87, 
1822 ,„ 89,9? 1833 „ 100,?° 


die 3proc. 1832 im 4. Quartal zu 67,91,— 1839 im 4. Qu, zu 81,4, 
1845 im 4. Qu. zu 82, Fr. 


(db) In Frankreich wurde 1831, auf Laffitte’s Antrag, gefeglich ver- 
ordnet, daß die Dotation der Amortifationscaffe von 40 Mill. Fr. 
unter die Daupttheile der fundirten Schuld, nämlid) 5, 4%, und 3 
Proc. nad) Verhältniß ihrer Größe vertheilt und jeder Art von Oblis - 
gationen der zugehörige Tilgefonds insbefondere gewidmet bleiben 
jolle. (Die Abfiht Lafitte's war, hiedurch die Verwendung des 
Zilgeftammes zu anderen Ausgaben zu erfchweren, indem fie als eine 
Verkürzung einer befonderen Glaffe von Staatögläubigern erfchei: 
nen würde.) Sobald eine Claſſe von Schuldbriefen über Pari kommt, 
wird fie nicht mehr zurüdgefauft und ber ihr beftimmte Theil der 
Einkünfte einftweilen anderweitig angelegt (anfänglid) in bons du 
tresor, feit dem Gef, v. 17. Aug. 1835 in 3 und 4 proc, Renten) 
und fpäter, wenn ber Curs wieber finken follte, wieder für fie aus— 
gegeben, Würde eine Glaffe ganz getilgt, fo fiele der zugehörige 
Theil des Zilgevermögens der Staatscaffe zu. Die fo gefammelte 
Amortifationsreferve (in dem $. 520 (d) aufgeführten Ein 
fommen von 75°400 000 Fr. begriffen) war 1848 auf 15294 420 Fr. 
Renten in 4 Proc, und 34847808 Fr, in 3 Proc. angewachſen, 

Rau, polit, Dekon. 3te Ausg. III. 2. Abth. 22 
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wurde aber durch Gef. v. 20 und 27. Nov. und 4. Dec. 1849 bis auf 
3.701 141 Fr. in 3proc. Renten annullirt, nachdem fie ſchon meh: 
rere Jahre andermweitig verwendet worden war, 


$. 525, 

Iſt man in der Wahl der rüdzufaufenden Obligationen un- 
gebunden, fo muß man diejenigen vorziehen, deren Einkauf am 
vortheilhafteften ift. Dieß hängt zunaͤchſt von dem jegigen Gurfe 
der verfchiedenen Obligationen ab (a). Doch. muß man aud 
zugleich die Wahrfcheinlichfeit des baldigen Steigens der ver- 
fehiedenen Arten von Schuldbriefen, wodurd der Einkauf der- 
felben fpäterhin immer mehr erſchwert wird, berüdfichtigen. Bei 
den Papieren von niedriger Verzinfung hat eine foldhe Gurs- 
erhöhung den weiteften Spielraum, weßhalb immer nad den 
Zeitumftänden und nach den Erfahrungen der jingfivergange- 
nen Jahre zu beurtheilen ift, ob ein ſolches Steigen wahrfchein« 
lich und daher der Ruͤckkauf einer minder mwohlfeilen Art von 
Schuldbriefen rathſam ift. 


(a) Stehen z. B. die 3proc. zu 96, die 31, proc. zu 98, fo ift eö für den 
Augenblick nüglicher, diefe zu kaufen, weil dann eine Summe von 
10 000 fl. eine Rente von 331,62 filgt, in 3 Proc. angelegt aber nur 
von 312,°, alfo 19, fl, weniger. 


$. 526, 


" Hat man Anleihen ohne Verfchreibung eines höheren Nenn⸗ 
betrages abgefchloffen und die Heimzahlung innerhalb einer be= 
flimmten Zeit verfprochen ‚- fo verfteht e8 fich, daß die Tilgung 
nur in der verheißenen Weife zuläffig iſt. Aber auch in den Fäl- 
len, wo fein Zahlungsverfprechen vorliegt, ift die Bezahlung 
des vollen Betrages im Allgemeinen zwedmäßig und empfeh- 
lenswerth. Benutzt die Regierung einen niedrigeren Curs zum 
Ruͤckkaufe, fo beftärft fie die Gläubiger in deren Beforgniffen, 
ſchwaͤcht ihren Gredit und erfchwert ſich Fünftige Anleihen, tilgt 
fie aber nach dem Nennbetrage, fo bringt fie ein Steigen des 
Gurfes zu Wege. Diefes verdient daher bei einer nicht uͤbergro— 
fen Echuldenlaft und bei einem nicht viel gefunkenen Eurfe den 
Vorzug, zumal da man vorausfegen kann, daß ein beträchtlicher 
Theil der Obligationen, 3. B. in den Händen der Stiftungen 
und Gorporationen, noch nicht verkauft worden ift, meßhalb 
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bann die urfprünglichen Gläubiger oder ihre Erben vor dem 
Berlufte bewahrt bleiben, den ihnen der Verkauf um einen ges 
ringeren Preis zufügen würde, 


$. 527. 


Das Schuldenwefen eines Staates kann, wie mehrere Bei- 
fpiele zeigen, durch unglüdliche Verhältniffe und fehlerhaftes 
Verfahren in eine Page gerathen, die dad Betreten des in 
$. 526 angegebenen Weges unmögli macht, wenn nämlich 
1) der Curs fo weit herabgegangen und die Schuldenmafle fo 
groß ift, das man das zur vollen Heimzahlung erforderliche 
Opfer nicht zu bringen vermag, 2) wenn ber niedrige Curs fo 
lange angehalten hat, daß muthmaßlich die meiften Obligatio— 
nen an andere Eigenthümer gelangt find und mehrere Befiger 
nad) einander einen Theil des aus der Gurserniedrigung entftan= 
denen Verluſtes getragen haben. Die Heimzahlung, wenn fie 
ausführbar wäre, würde den Curs erhöhen, wobei viele der 
gegenwärtigen Befiger einen unverdienten Gewinn machten, 
weil fie die Schuldbriefe erft kuͤrzlich um geringeren Preis an 
fi) gebracht hätten. Diefe beiden Vorausfegungen treten im 
ftärfften Maaße dann ein, wenn auch die Zinszahlungen längere 
Zeit unterbrochen waren, Der Fünftige Curs der Schuldbriefe 
hängt in einem foldhen Falle von dem Verhalten ab, weldes 
man in Hinſicht auf das Wiederanfangen der Zinszahlungen 
eingefchlagen hat, F. 517. Der Nüdkauf verlegt Niemand, weil 
er auf dem freien Willen des Verkäufers beruht, auch koͤnnte 
ber Schaden, den viele Stodsinhaber erlitten haben, auf feine 
Weiſe erfegt werben (a), und es thut vor Allem Noth, darauf 
binzuwirfen, daß für die Zukunft die Staatögläubiger vor aͤhn⸗ 
lichen Befchädigungen bewahrt werden, Wenn man einen ben 
gegenwärtigen Curs der Obligationen etwas überfleigenden 
Preis derfelben geſetzlich fefifteltte, d. h. ihn zum Nennbetrage 
der Schuld erklärte und die ihm entfprechende Verzinſung in 
regelmäßigen Gang feßte, fo hätte diefe Maaßregel eher als der 
einfache Ruͤckkauf um den jedeömaligen Curs den Charakter 
eines Staatöbanferottes ($.516), allein auch fie ließe fich recht» 
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fertigen, weil nämlic; der eigentliche Bankerott ſchon früher er- 
folgt wäre und ein Erſatz für die Verlegten ald unmöglich 
erfchiene. Es fommt hiebei foviel auf die gegebenen Umſtaͤnde 
an, daß man nur die allgemeine Regel aufftellen Fann, es folle 
wenigftens von. jest an Fein Staatögläubiger mehr verkürzt und 
die geftörte Ordnung wieder hergeftellt werden. 


(a) Ausgenommen etwa Gemeinden und Stiftungen. Schuldbriefe auf 
Namen geben ebenfalld Gelegenheit, zu erkennen, wer biefelben 
während der Verwirrung behalten hat. 


$. 528, 


Bei der Heimzahlung ift noch zu unterfuchen, nach welcher 
Reihenfolge man die einzelnen Tbligationen zu tilgen habe, 
1) Ift der Zinsfuß derfelben ungleich, fo maht man mit denen . 
den Anfang, welche die hoͤchſten Zinfen tragen, u. f. f., es wäre 
denn, daß rechtliche oder politifche Gründe es nöthig machten, 
einzelne höher verzinsliche Schuldpoften länger ftehen zu laſſen. 
2) Unter den Obligationen, welche gleichen Zinsfuß haben, kann 
der Vorzug der früheren Tilgung beftimmt werden a) durd 
die Anmeldung einzelner Gläubiger, die vor den übrigen heim- 
gezahlt zu werden wuͤnſchen; b) fodann, wenn man mehr 
Zilgungsmittel hat, ald die Anmeldungen betragen, durch das 
2008, indem jährlich eine gewiffe Anzahl von Nummern gezogen 
und den Befigern der entfprechenden Schuldbriefe aufgegeben 
wird, die Zahlung nach einer gewiffen Zeit, 3. B. nah 3 Mona- 
ten, in Empfang zu nehmen; ce) nach dem Alter der Obliga= 
tionen, wobei aber unter denen, die gleiches Datum haben, wie: 
der das Loos entfcheiden muß. Der Nutzen dieſes Verfahrens 
befteht hauptfächlich darin, daß nicht, wie bei der allgemeinen 
Berloofung b) ftets alle Stodöbejiger in Beforgniß geſetzt wer- 
den, vielleicht an die Neihe der Heimzahlung zu fommen (a). 
(a) Mohlin Rau, Ardiv 1, 43, 


$. 529, 


II. Auch die Einziehung eines ftarf gefunfenen Papiergels 
des gehört unter die Maaßregeln der Schuldentilgung. Wie groß 
immerhin die Nachtheile fein mögen, die aus der allmäligen 
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Preiserniedrigung diefer Art von Umlaufsmitteln fuͤr den einzel- 
nen Staatsbürger und die ganze Volkswirthfchaft entfpringen 
(Il, $. 266. 267), fo ift doch eine Vergütung der erlittenen 
Verluſte hier noch viel weniger möglich, als bei den gefunfenen 
Obligationen, weil das Papiergeld weit ſchneller umläuft, und 
gerade die Furcht vor einem weiteren Sinken zum befchleunigten 
Ausgeben anfpornt, II, $. 268. Man follte daher nicht einmal 
das Steigen des Gurfes beabfichtigen, weil es nur neue Verwir- 
rungen im Derfehre veranlafien (I, $. 303,1 c.) und der 
Staatöcaffe die Einlöfung erfchweren wuͤrde, während der hier- 
aus entſtehende Gewinn fich hoͤchſt zufällig vertheilen müßte. 
Eine fortgeſetzte Verminderung des Papiergeldes vermittelſt des 
Einziehens nach dem jedesmaligen Curſe iſt folglich nicht zweck— 
mäßig, vielmehr reicht e8 hin, wenn man nur den gegenwärti- 
gen Curs ganz feftftelt (a). Es ift gut, fich hiezu eines neuen 
Papiergeldes zu bedienen, welches man mit 'allen Kräften im 
Pari zu halten fucht und gegen welches das ältere Papiergeld 
nad) dem feiten Gurfe umgewechfelt wird (2). Bleibt das letz— 
tere im Umlaufe, fo ift dieß, ungeachtet des befeftigten Preifes 
gegen Münze, doch wegen der zwei neben einander vorfommen- 
den Geldwährungen unbequem (c). Ob gleich nach diefer 
Maafregel die ganze umlaufende Geldmenge gegen das Bebürf- 
niß von Umlaufsmitteln nicht mehr zu groß ift, fo ift doch eine 
Verminderung des Papiergeldes rathſam, um deffen Einwechs— 
lung gegen Münze auf Verlangen jedes Befigers zu erleichtern, 
und das theild ind Ausland gegangene, theild müßig zuruͤckge— 
haltene Metallgeld wieder in Umlauf zu bringen, auch einem 
möglichen Sinken des Gurfes defto ficherer zu begegnen. Zu die— 
ſem Zwecke dient das Ausgeben von verzinslichen Schuldbriefen, 
gegen welche ein Theil des neuen Papiergeldes oder des alten 
nach dem firirten Gurfe eingezogen wird, und hiermit follte man 
fortfahren, bis das Staatspapiergeld ganz, oder wenigſtens bis 
zu einem Betrage eingelöfet ift, der Feine Beforgniffe nen er⸗ 
wecken kann (4). 


(a) v. —3 Pi $. 909 ff., vergl. au) Forfell, Statiftit von Schwe⸗ | 


ben, 
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(5) Beifpiel: Die Umwechslung der Wiener Banknoten gegen Einlö« 
fungsfhheine im Jahr 1811, wobei jene zu 20 Proc, ihres Nennbe— 
trages angenommen wurben, 1, 8. 215. Dieß hatte jedoch nicht den 
erwarteten Erfolg, denn man vermochte das neue Papiergeld (Eins 
löfungsfcheine) nicht in Pari zu erhalten. (Aehnlich in China 1288 
das Ausgeben ber Tſchi-juen-tſchao, welche ber bfachen Menge der 
Kiao⸗tſchao von 1260 gleich galten; f. Natalis Rondot in Journ. 
des Econ a. a. D.) — Die neueren Maaßregeln von 1816 an gaben 
den Befisern von Einlöfungsfcheinen eine fo vortheilhafte Gelegen— 
heit, diefelben angumenben, daß ihr Curs, ber bis 355 gefunten war, 
wieder flieg, vorübergehend bis 220 kam und dann zu 250 feftge: 
ftellt wurde. 

(ce) So in Rußland, wo der Curs der Bankaffignaten gegen Silber auf 
350 ftehen geblieben ift, und in Defterreich bei dem Curſe der Ein 
löfungsfcheine von 250. 

(d) In DOefterreich konnte man gewiffe Summen von Papiergeld und 
älteren Staatöobligationen in einem beftimmten Verhältniß gegen 
neue Schuldbriefe und Bankactien umwechſeln (1, $. 116), 3.8. 
nad) dem Gef. v. 29, Det. 1816 1000 fl. in Einlöfungsfcheinen (W.W.) 
welche 3101, fl. in Silber galten, und 1000 fl. in 5proc. Obligatio— 
nen, deren Zins auf die Hälfte herabgefest und in Einlöfungsfceis: 
nen zahlbar war, gegen 1000 fl. in neuen, zu 5 Proc, in Silber ver⸗ 
zinslichen Obligationen, wobei alfo die Staatsgläubiger fehr ges 
wannen. — Daß k. Patent v. 15 Mai 1851 enthält den Anfang der 
zur Verbefferung des Geldiwefens zu ergreifenden Maaßregeln, nady= 
dem feit dem März 1848 die Banknoten und das neue Staatspa— 
piergeld bedeutend, bis unter ®%/, bes Nennpreifes, gegen Silber ge- 
funfen waren. Das Staatöpapiergeld foll nicht über 200 Mil. fl. 
vermehrt werden (e8 beträgt nody nicht fo viel), und die Bank foll 
ne an den Staat keine Vermehrung ihrer Noten vor: 
nehmen, 


Viertes Buch, 


Üeberblik der äußeren Einrichtung des 
Sinanzwefens. 


I. Abſchnitt. 
Behörden und Aemter im Finanzwefen. 


$. 530, 


Die Sinanzorganifation, d. h. die Art und Weife, 
wie die Finanzgefchäfte unter verfchiedene Behörden und Beam» 
te vertheilt, wie die Wirfungsfreife und Unterordnungsverhaͤlt⸗ 
niffe diefer Dienftftellen feftgefegt werden follen, ift bisher viel 
weniger zum Ziele wiflenfchaftliher Unterfuhungen gemacht 
worden, ald die in den brei erften Büchern dargeftellten Grund- 
fäge zur Erreichung der einzelnen Zwecke (a). Auch, laffen ſich 
für den erftgenannten Gegenftand nicht viele ausführliche und 
allgemein gültige Negeln aufftellen, weil die Anordnung der 
Organe zur Vollziehung der Finanzgefchäfte fehr von dem Um— 
fang und der Befchaffenheit derfelben in jedem Lande abhängt, 
weshalb die Vergleihung mehrerer Staaten große Verfchieden- 
heiten erkennen laßt. Man kann in diefem Gebiete nicht leicht die 
eine Einrichtung fuͤr allein zweckmaͤßig, die andere fuͤr ganz ver— 
werflich halten, vielmehr muß man in vielen Fällen fich begnügen, 
die Vorzüge verfchiedener Anordnungen gegen einander abzu— 
wägen, wobei man anzuerkennen hat, daß jede derfelben durch 
Gewöhnung und Gefchielichfeit der Beamten, und in Verbin» 
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dung mit den übrigen Verhältniffen in einem Lande ſich nuͤtzlich 
erweifen ann. Gleichwohl darf die Betrahtung Über die befte 
Organifationsweife der Finanzverwaltung nicht aus der Finanz- 
wiffenfchaft ausgefchloffen werden, und es giebt ohne Zweifel 
auch in diefem Gebiete fefte Grundſaͤtze. 


(a) ©. vorzügl. v. Jakob, II, $. 964 und 1268 ff. — v. Malchus, 
Politik der inneren Verwaltung, I, 152. Defien Finanzw. I, 1. u. 
166. — Sener Schriftfteller faßt (im 3. Buche feines Werkes) 
unter ber Benennung Finanzverwaltung viele Regeln zufam» 
men, welche den Vollzug allgemeiner Grundfäße betreffen; er fommt 
daher, außer der Lehre von der DOrganifation, dem Rechnungs- und 
Gaffenwefen audy auf die befonderen Gefchäfte der Ausgabens, Ein: 
nahmen: und Schuldenverwaltung zurück. Diefe Trennung der 
Principien und der Vollzugsregeln bei einem und demfelben Gegen: 
ftande, 3. B. der Domänenverwaltung, ift für die gute Auffaflung 
des Zufammengehörenden nicht vortheilhaft. — dv. Malchus nimmt 
das Wort Finanzwiffenfhaft im engeren Sinne, und verfteht 
darunter „die Grundfäge und Grundregeln, nad) welchen das Staats: 
einfommen auf eine folche Art centralifirt werden kann, weldye bie 
Staatsangehörigen in der Verfolgung und Erftrebung ihrer Zwecke 
fo wenig als möglich befchränkt” ; diefer Finanzwiſſenſchaft wird als 
praktifcher Theil die Finanzverwaltungslehre entgegengefest, 
welche von der Anordnung des Finanzhaushaltes im Allgemeinen, 
von dem Staatsaufwande, von dem Etats-, Gaffen: und Rechnungs» 
wefen und dem Organismus der Finanzbehörden handelt, 


$. 531. 

Die Finanzgefchäfte müffen ebenfo wie die Verrichtungen. in 
anderen Zweigen des Staatsdienftes für die Ausuͤbung in dop⸗ 
pelter Hinficht abgetheilt werden, 

1) räumlich, in Bezug auf größere und Eleinere Abfchnitte 
des Staatögebietes und fogar auf einzelne Orte, 

2) gegenftändlich, wegen der in der Natur der Gefchäfte 
liegenden Berfchiedenartigfeit, auf die dad Geſetz der Ar- 
beitstheilung anwendbar ift, I, $. 114, 

Jede von beiden Arten der Gefchäftsabtheilung macht der 
gleihförmigen Leitung willen eine Abftufung von unteren 
und höheren Dienftftellen notwendig. Für diefe Verzweigung 
gelten die allgemeinen, die Organifation der Staatsämter 
betreffenden Negeln, von denen befonders folgende hervorgeho- 
ben zu werden verdienen: a) Man foll die Gefchäfte fo einfach 
einrichten, als es mit der Erreihung ihrer Zwecke vereinbar ift, 
weil dadurch nicht bloß der Aufwand verringert, fondern auch die 
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Oberleitung erleichtert und den Etaatöbürgern manche Unbe- 
quemlichkeit erfpart wird, b) Der Wirfungsfreis eines jeden 
Beamten foll nicht zu verfchiedenartige Verrichtungen in ſich 
ichließen, die theils höchft ungleichartige Kenntniffe und Gefchid- 
lichfeiten vorausfegen, theild aber in ihren Verbindungen nach— 
theilige Verzögerungen und Unterbrehungen verurfachen wiür- 
den. ec) Es muß zwar jedem Beamten ein gewifjer Spielraum 
eröffnet werden, innerhalb deſſen er nach eigener Einficht han- 
deln darf, jedoch foll dadurch die Verantwortlichkeit für jede 
Amtshandlung nicht ausgefcloffen werden, auch die Aufitellung 
allgemeiner Vorfchriften und die Faffung wichtiger Beſchluͤſſe 
den höheren Stellen vorbehalten bleiben. Die Finanzverwaltung | 
macht eine befonders genaue Rechtfertigung der unteren Beam- 
ten gegen ihre Vorgefegten und die ſtrengſte Prüfung des Ge- 
ſchehenen durch die letzteren nothwendig, um jeder Verſuchung 
zur Pflichtwidrigkeit entgegen zu wirken. Hieraus entſteht das 
Beduͤrfniß einer guten Unterordnung der Stellen. 


$. 532. 


Im Finanzdienſte koͤnnen folgende Arten von Amtöftellen 
unterfchieden werden: 

1) Örtliche, welche die Anmefenheit eines Angeftellten 
an einem gemiffen Puncte erfordern. Dahin gehören z. B. bie 
Verwaltungen einzelner Landgüter, Forften, Gewerksanftals 
ten ıc., einzelner Berg, Hütten- und Salzwerke, fo wie ber 
Salzniederlagen, der Münzftätten, der Poft- und Eifenbahn- 
Amter und Stationen, der Eteuererheber in den einzelnen Ge- 
meinden und der Zollftätten ; 

2) Bezirföitellen, denen die Beforgung der Einnah— 
men und Ausgaben in einem Eleineren, von dem Beamten leicht 
yerfönlich zu beauffichtigenden Bezirke übertragen wird und 
welche zum Theile, je nach der Natur der Gefchäfte, noch Örtliche 
Bedienftete unter ſich haben koͤnnen. Solche Beamte find 
hauptfählih (a) nothwendig a) für die aus Feldglitern und 
Gewerksanftalten beftehenden Domänen und die Grundgefälle, 
b) für das Forfimefen, ce) für Berg- und Huͤttenweſen, d) für 
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das Poftwefen e) für das Steuerwefen (5), und insbefondere 

noch für das Zollwefen, 

3) Provincialbehörden, Finanzfammern, einem 
größeren Landestheile (Provinz, Negierungsbezirf, Kreis im 
Sinne der füddeutfhen Staaten, Departement ıc,) vorgefegt 
und hauptfächlich durch fchriftliche Berichte, Anfragen und Ber: 
fügungen mit den unteren Stellen in Verbindung ftehend; 

4) oberfte Landesbehörden, und zwar a) befon- 
dere, für einzelne Zweige des Finanzwefens, Gentralftel 
len, Generaldirectionen (ce), b) eine allgemeine, ben 
ganzen Staatshaushalt überblidende und regelnde Oberbe— 
hoͤrde, dad Finanzminifterium. 

(a) Daneben fann es nody Lotto-, Stempel:, Tabaks-ꝛc. Beamte geben. 

(5) Hiebei findet die Verfchiedenheit ftatt, daß hie und da, z. B. in Baiern, 
die Schakungen mit den Domänen verbunden den Rentämtern 
übertragen und daneben Auffhlagsämter für bie inneren Auf: 
wandsfteuern errichtet find, dagegen 3. B. in Baden beide Steuergat: 
tungen von den Obereinnehmereien beſorgt werden. 

(c) Die Benennungen der Behörden und ber in ihnen angeftellten Be- 
amten bedürfen in Deutfchland noch mandyer Berbefferung. Diefe 
Namen und Zitel follen kurz, beftimmt, bezeichnend und wo möglid 
deutfch fein. Die gefchmaclofen fremden Ausdrüde verfchwinden 
allmählig. B. &. von Sedendorf (Deutſcher Fürftenftaat) handelt 
im 4. Gap. bes III. Theild „von Beitellung der fürftliden Kam: 
mer” und verfteht darunter die oberfte Kinanzgbehörde. In Däne— 


mark haben fid) die Ausdrüde Rentefammer und Bolllammer 
erhalten, 


$. 533. 


Die beiden erften Glaffen von Finanzftellen find die aus— 
führenden und vollziehenden, die beiden legten die au f- 
fehbenden und leitenden. Jene find zwar unter einander 
in fo ferne verfchieden, als bei einigen Zweigen von Einkünften 
dem Beamten eine freiere Bewegung geftattet ift, wahrend er in 
anderen an beftimmte und unabweichliche Vorfchriften gebun- 
den werden muß, indeß ift doch bei ihnen durchgehends bie 
That vorherrfchend, bei den oberen dagegen die Prüfung, Ueber- 
legung und Befchlußfaffung. Daher eignen fich die beiden un— 
teren Glaffen zur Verwaltung durch einzelne Beamte mit den 
nöthigen untergebenen Gehülfen (a), die höheren zur Collegial— 
verfaffung, $. 70, Gegen diefe Fann zwar, außer der Umſtaͤnd⸗ 
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lichkeit, Verzögerung und: größeren Koftbarkeit, noch der Umftand 
geltend gemacht werben, daß: bei jedem Gegenſtande nur der 
denfelben vortragende und fortwährend im Auge haltende Rath 
(Neferent, Refpictent) ganz eingeweiht iſt. Indeß traͤgt 
die Theilnahme anderer; wenigſtens im Allgemeinen unterichte⸗ 
ter Näthe fehr viel zur Neife und Umficht in den Entſchließun⸗ 
gen bei und es ift leichter möglich, die Geſchaͤfte nach gleichfoͤr⸗ 
migen Grundfägen zu erledigen, aucy ungeachtet‘ des: Wechfels 
der Perfonen bei jedem Gegenflande gleiche Zwecke zu werfolgen, 
als bei der Bureauverfaflung, zudem läßt fich in dem Nefpiciaten 
eine Reihenfolge einführen, fo daß'Ieder- in allen Theilen des 
Gefchäftsgebietes einheimifch wird. Am beſten ft ieine folche Ver- 
fchmelzung beider Formen, daß einfache Maaßregeln des Voll- 
zuges und Dinge, die nach befonderen Kunſt- (techniſchen) Re⸗ 
geln zu beurtheilen find, dem Reſpicienten allein überlaffen wer⸗ 
den, ohne der gemeinfamen Berathung zu bedürfen: 


(a) Eine Abweichung hievon ift im Zollvereine die collegialiſche Verfaſ⸗ 
fung der Hauptzollämter, deren jedes 3 Beamte. hat. 
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Es ift flreitig, ob man wohl thue, mehrere Zweige des Fi⸗ 
nanzwefens in dem Wirkungskreiſe von Provincialbehörden (F i: 
nanzfammern) zu vereinigen, ober ob es befier fei jedem 
Hauptzweige fein eigenes Behördenfyflem anzumeifen und ihn 
demnach einer befonderen Oberbehörde unterzuordnen (a). Letz⸗ 
teres ift bei einigen Gegenftänden, die viel Eigenthuͤmliches und 
wenig Zufammenhang mit anderen Objecten der Verwaltung 
haben, wie bei dem Poft= und Zollwefen, gemeiniglich gefchehen, 


oͤfters auch beim Bergwerks-⸗, Hütten- und Forftwefen; dagegen 


hat man die Domänen- und "Steuerverwaltung meiftens den 
Provincialbehörden zugetheilt, die in mehreren Staaten auch mit 
der Leitung der Forſtwirthſchaft innerhalb ihres Bezirkes beauf- 
tragt wurden (5). Hat ein Staat eine ſolche Größe, daß des be- 
bequemen Geſchaͤftganges willen zwifchen den Bezirköftellen 
und den Oberbehörden noch Mittelftellen eingefchaltet werden 
müffen, fo ift in denfelben die Verbindung der Domänen- und 
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Steuergefchäfte vollfommen angemefien, da die wiffenfchaftlichen 
Vorkenntniſſe für beide großentheild die namlichen find, und auch 
da wo beide in den unteren Stellen getrennt find, doch der an- 
gehende Beamte leicht im Stande ift, in beiden praktiſch bewan- 
dert werden. Daffelbe laßt fich, nach Ausfcheidung der rein 
technifchen Gegenftände ($. 533.) von der Verwaltung der Do- 
mänenforften fagen, welche viele allgemeine Beziehungen, 5. B. 
zu der Pandwirthichaft und Armenpflege hat, und daher nicht 
ganz vereinzelt ftehen follte. Wird ein gewiſſer Einnahms;zweig 
ohne Zufammenhang mit anderen von folchen Behörden geleitet, 
die ihm ausfchließlih gewidmet find, fo wird hiedurch die Wer- 
waltung allerdings leichter Eunftvoll in fich ausgebildet, ift er da- 
gegen den Provincialbehörden zur Behandlung zugetheilt, fo 
entfteht mehr Uebereinftimmung und Ineinandergreifen der ver- 
fchiedenen Negierungsmaaßregeln, und diefe fönnen vollfomme- 
ner nach den Bedürfniffen und Berhältniffen jedes Landestheiles 
abgemefjen werden, auch find die unteren Stellen einer näheren 
Aufficht unterworfen. 

(a) f. v. Jakob, 11, $. 1270. — v. Malchus, Fin. II, 177, 

(5) 3. B. in Baiern und Würtemberg, f. v. Malchus, Politik, II, 170, 
$. 535. ' 


Das Finanzminifterium ift der Mittelpunct, von welchem 
alle Verfügungen und Anordnungen auögehen, und in defien 
Mitgliedern fich daher auch gründliche theoretifche und praftifche 
Kenntniß des ganzen Finanzweſens vereinigt finden muß. Für 
mehrere Hauptzmeige des Finanzweſens werden entweder einzelne 
Abtheilungen (Sectionen) des Finanzminifteriums, oder befon- 
dere, demſelben untergeordnete Gentralbehörden ($. 532.) ange 
ordnet. Der Unterfchieb beider Einrichtungen zeigt ſich vorzüg- 
li) darin, daß die Sectionen bei der Berathung wichtiger An— 
gelegenheiten zu einer vollftiändigen Berfammlung (Plenum) 
zufammentreten Fünnen, während die Gentralftellen. nur fchrift= 
lich oder etwa durch ihren Borftand an das Minifterium berich- 
ten und dieſes daher für jeden Gegenftand einen Neferenten 
aus feiner Mitte beftellt, wobei die Anträge der Gentralftellen 
einer nochmaligen Prüfung aus einem höheren Standtpuncte 
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unterworfen. werden, Die legtere Einrichtung, nach welcher das 
Minifterium eine. geringere Zahl von Raͤthen enthält, ift zwar 
wegen bes fchriftlichen Verkehrs mit den: Gentralftellen etwas 
umftändlicher, befördert, aber das reife Durchdenken jeder Ent- 
ſchließung und. erleichtert ſowohl die Verſtaͤndigung als die 
Durdhführung beftimmter allgemeiner Grundfäße in dem Mini« 
fterium. Die Zahl der Sectionen oder Gentralftellen muß nad 
dem Umfange, der Gefchäfte bemeffen werben, weil in: kleineren 
Staaten, oder wo gewiſſe Einnahmsquellen einfach zu verwalten 
find, mehrere derfelben zufammengefaßt werben fönnen, z. B. 
das Forftwefen mit den landwirthfchaftlic; benugten Domänen 
und den Gefällen, Die obere Poftbehörde hat man wegen der 
. häufigen Verhandlungen mit anderen Staaten öfters dem Mi- 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten. untergeben.. Ein 
Theil der. Finanzgefchäfte, namlich der Aufwand flr-verfchiedene 
Zweige ber Staatöverwaltung und die mit. diefen Ausgaben zu« 
fammenhängenden Nebeneinkünfte werden nicht von; dem Fir 
nanzminijterium, fondern von den anderen Minifterien geleitet, 
denen defhalb ein finanzkundiges Perfonal beigegeben werben 
muß, 
$. 536. 

Es giebt noch einige andere Geſchaͤftsgebiete, für welche 
nothwendig Oberbehörden unter dem Finanzminifterium gebil- 
det werden muͤſſen. Dahin find hauptfächlich zu rechnen: 

1) die Schuldverwaltung, 8. 508; 

2) die Verwaltung der Hauptflaatscaffe, mit wel- 
cher alle anderen Caſſen in Verbindung ftehen ; 

3) die Oberbaubehörde, für die Beforgung der Arbeiten 
an Öffentlichen Gebäuden, oder aud an folchen, zu deren 
Erhaltung der Staat aus privatrechtlichen Gründen (3.8, 
wegen des Zehnten) verpflichtet ift; 

4) die oberfie Rehnungsbehörde (Ober-Rechnungskam⸗ 
mer, Cour des comptes), welche die Prüfung der Staats⸗ 
rechnungen in letter Inftanz vornimmt und über die zwis 
[hen den Rechnern und der Regierung obwaltenden 
Nechtöverhältniffe felbfiftändig entfcheidet; 
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5) in großen Staaten die oberfte Buhhaltung, welche 
die Nechnungsergebniffe zur leichteren Ueberficht des gan- 
zen Staatshaushaltes nach verfchiedenen Gefichtöpuncten 
zufammenftellt und verarbeitet, auch zu der Entwerfung” 
des Hauptetats ($. 465) gebraucht werden Fann, $. 560, 


x 
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Die im Finanzfache angeftellten Perfonen zerfallen in Hin 
ficht auf ihre Vorbereitung und den Umfang ihrer Kenntniffe in 
3 Glaffen: 

1) Untere Bediente,welde zu einfachen Berrichtungen be 
ftimmt find und hiezu blos gute Schulfenntniffe, Geſchaͤftsuͤbung 
und Bekanntfhaft mit den in einem einzelnen Theile des Fi— 
nanzwefens beftehenden Vorſchriften nöthig haben, z. B. die 
Schreiber und neben ihnen auch die Erheber folder Einkünfte, 
bei denen die Schuldigfeit ſchon voraus beſtimmt oder leicht zu 
beurtheilen ift, 3. B. der Schaßungen, der Accife, des Weggel- 
des, der Stempelgebühr, der Zotterieeinfäße 1c. 

2) Tehnifhe Beamte, die eine eigentlyimliche, außer 
dem Gebiete der Finanzwiffenfchaft liegende, aus der wifjenfchaft 
lichen Betrachtung eines befonderen bürgerlichen Berufs ent« 
fpringende Vorbildung befigen müffen (a), 3. B. im Landbau, 
in der Forftwirthfchaft, im Bergbau, Salinenweien, Baumefen, 
der Kataftermefjung u. dgl. Was den Kunftregeln eines folchen 
Faches gemäß ift, entfpricht Darum noch nicht immer den finan- 
ziellen Zwecken und der vielfältig wahrgenommene Widerjtreit 
zwifchen den Zechnifern und Finanzmännern würde feltener 
werben, wenn erftere zugleich mit den Grundfägen der Öffentlie 
hen Wirthfchaftölehre vertraut wären, Je weniger man bieß 
vorausfegen kann, defto nöthiger ift, die Techniker mit beigeord- 
neten oder vorgefekten Beamten von mehrfeitiger Ausbildung 
in Verbindung zu feßen (2). 

3) Wiffenfhaftlihe Finanzmänner. Der Beſitz fyfte- 
matifcher Kenntniffe aus dem Gebiete der ganzen bürgerlichen 
und Öffentlihen Wirthfchaftslehre, der Mathematik, der Natur: 
wiffenfchaften, der Statiftif und Rechtswiſſenſchaft ift von aner- 
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Fannter Unentbehrlichkeit für die höheren Stufen des Finanz- 
dienftes, auf denen der Beamte auch zu neuen Gefegen und 
Einrichtungen mitzuwirken hat, Damit ed nun zur Befeßung 
folher Stellen an Männern nicht fehle, welche fich von unten 
auf in den verfchiedenen Gefchäften getibt haben, fo muß fchon aus 
diefem Grunde von einem Theile ver angehenden Gefchäftsmän- 
ner eine folche forgfältige und mandyfaltige Vorbereitung gefor= 
dert werden. Diefe ift jedoch auch in unteren, mehr vollziehenden 
Dienftverrichtungen, die allerdings mit Hülfe bloßer Einübung 
wohl erlernt und betrieben werden fönnen, von entfchiedenem 
Nutzen, weil der, welcher fo gut unterrichtet in die Praris ein— 
tritt, die Negeln derfelben weit fchneller auffaßt und bei Allem, 
was er vornimmt, den Grund und Zwed deutlicher erfennt, 
weßhalb er mehr zu dem beabfichtigten Erfolge und zur Ver- 
volllommnung der Verwaltung beitragen kann, $. 15. Der 
Kreis der den wiſſenſchaftlich gebildeten Finanzbeamten aus- 
fchließlich vorzubehaltenden Dienftitellen follte daher nad und 
nad; erweitert werben, ſowie die Häufigkeit diefer Vorbereitung 
es geftattet und in jedem einzelnen Gefchäftsgebiete der vor— 
theilhafte Einfluß ſolcher Vorkenntniſſe ſich bemerflich macht (c). 
(a) So werden auch im Gefchäftstreife des Miniſteriums des Innern 
die Kirchen, Schul: und Medieinalräthe techniſche genannt. 
(5) Sollen die Techniker den Mittelbehörden als Mitglieder einverleibt, 
oder nur berathend beigegeben werden? Lesteres ift der Vorſchla 
v. Jakob's 11, $. 970 ff.; es follen technifche Defonomie- (nämti 
Landwirthſchafts⸗), Forft: und Bergwerks-Kammern errichtet wer: 
den, die keine Staatöbehörden, fondern bloße Adminiftrationsämter 
wären und bie Beftimmung hätten, „bie Befehle der Finanzcolle— 
gien auszuführen und denfelben diejenigen Notizen zukommen zu 
laffen, weldye von ihnen gefordert werden”. Es ift jedod) hiebei zu 
beforgen, daß in diefen Kammern, deren Mitglieder Feine „allge: 
meinen ftaatswirthichaftlichen Kenntniffe” zu befigen brauchen, die 
höheren ftaatsötonomifchen Rücfichten zu wenig vertreten werden, 
wenn nicht wenigftens ein Theil der Beifiger oder doch die Vorftände 
zugleih den Provincialfinanzcollegien felbft angehören. Vgl. v. 
Malchus, Fin. 11, 83. 
(c) Schmidlin, Ueber die Vorbereitung zum Staats-Dienſte im Ver: 
waltungsfache, Stuttg. 1834. — Rau im Ardiv der pol. Dekon. 
11, 77. — In vielen europäifchen Staaten wird das Bedürfniß eis 
ner wiſſenſchaftlichen Vorbildung für den Finanzdienſt noch nicht 
erkannt, man behilft fidy daher mit eingeübten Gefchäftsteuten oder 
mit Rechtögelehrten und es ift begreiflich, daß man bei dem Mangel 
an gründlich unterrichteten höheren Beamten oft mit Nugen einen 
geſchickten Kaufmann oder Fabritheren herbeizieht. 
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I. Abſchnitt. 


Eigenthbümliche Gefchäftsformen im Finanz: 
weſen. 


Einleitung. 


$. 638. 

Die Regeln fuͤr die formelle Einrichtung der Finanzgeſchaͤfte 
ſind, was mancherlei Arten ſchriftlicher Arbeiten betrifft, die naͤm⸗ 
lichen, welche fuͤr die Staatsverwaltung im Allgemeinen aufge— 
ſtellt werden koͤnnen, und gehoͤren deshalb nicht ſowohl in die 
Finanzwiſſenſchaft, als in die Lehre von den Staatsgeſchaͤften 
uͤberhaupt. So werden z. B. Berichte, Verfuͤgungen, Geſetze, 
Verordnungen, Protokolle u. dgl. in Finanzſachen nicht anders 
abgefaßt, als in Polizei-, Kirchen-, oder Schulangelegenheiten. 
Dagegen giebt es mehrere dem Finanzweſen eigenthuͤmliche 
Verrihtungen, für welche, abgefehen von befonderen Zwecken 
einzelner Einnahmen und Ausgaben, allgemeine formelle Regeln 
aufgeftellt werden müffen, Diefe Negeln find durch die mehrere 
Sahrhunderte hindurch fortgefeßte Uebung und Ueberlegung bei 
der Beforgung von Finanzgefchäften gefammelt, fortgepflanzt 
und vervolllommnet worden, Sie werben jedoch leichter aufge- 
faßt und ed wird der Weg zu ihrer weiteren Ausbildung eröff- 
net, wenn man fie in einer wifjenfchaftlihen Darftellung mit 
den oberften Grundfäßen der Finanzwiſſenſchaft in Verbindung 
fett. Die hieher gehörenden Gefchäfte find vornehmlich): 

1) das finanzielle oder Kameral-Rechnungswefen, 
2) das Etatöwefen, 
3) das Gaffenwefen, 


353 
1, Abtheilung. | 
Grundzüge des Kamerald: Nechuungswefens, 
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Unter einer Rechnung verfieht man Überhaupt die Verbin⸗ 
dung von Zahlen nad arithmetifchen Regeln, um daraus irgend 
ein Ergebniß zu gewinnen, und zwar bedeutet jener Ausdrud 
theild die Handlung des Verbindens der Zahlen, theild aber die 
fchriftliche Aufzeichnung derfelben, Rechnungen in diefem (ob» 
jectiven) Sinne fommen im wirthfchaftlichen Gebiete befonders 
haufig vor, indem das Vermögen nach feinen Beftandtheilen 
und Veränderungen leicht nach Zahl und Maaß beflimmt werden 
fann, Das Kameral- oder Staatsrehnungswefen ift 
die amtliche Darftellung der Finanzverwaltung in einem zurüd- 
gelegten Beitraume in Zahlen (a). Hiebei erfcheinen die arith» 
metifchen Operationen als der leichtefte Theil des Rechnungs⸗ 
gefchäftes, defien Hauptfchwierigfeit vielmehr in der deutlichen 
Anordnung ber großen Menge von Zahlenangaben befteht (2). 
Jede einigermaßen zufammengefegte Wirthfchaft erfordert eine 
forgfältige und geordnete Aufzeihnung aller wirthfchaftlichen 
Ereigniſſe und Verhältniffe mit dem nöthigen Ausdrude in Zah— 
len, um dem Gedaͤchtniſſe zu Hülfe zu fommen, um dem Eigen- 
thuͤmer des bewirthfchafteten Vermögens jederzeit den Stand 
beffelben zu vergegenwäartigen und eine planmäßige, den Wirth. 
Schaftöregeln entfprechende Verwaltung zu erleichtern (c). Im 
Finanzweſen ift die gute Nechnungsführung ein befonders wich⸗ 
tigeö Erforderniß, fowohl wegen des großen Umfanges und der 
Manchfaltigkeit der Vermögenstheile und Ereigniffe, ald wegen 
der firengen Berantwortlichfeit, die der Finanzbeamte ald Vers 
walter fremder Güter zu tragen hat. Die Rechnungen dienen 
daher 1) jede Unreblichkeit oder Nachläffigkeit von Seite der 
Beamten zu verhliten und die Gewißheit einer guten Verwal⸗ 
tung zu begründen, 2) den Beamten die Anerkennung ihrer 
Pflihterfüllung zu verfchaffen und fie Dadurch gegen jeden Vor—⸗ 


wurf oder weiteren Anfpruch ficher zu fiellen (d). Die Kunft 
Rau, polit, Oekon. 3te Auög. ILL 2, Abth. 23 


854 


des Staatörechnungsiefens gehört der neueren Zeit an und ift 
vorzüglich feit dem Anfange des 18, Jahrhunderts im preußi= 
fhen Staate, im jeßigen Jahrhundert vorzüglich in Frankreich 
und Deutfchland ausgebildet worden, wozu die landfländifche 
Berfaffung und die Veröffentlihung der Ergebniffe des Staats- 
haushaltes beigetragen hat, Theoretiſch wurde diefer Gegen» 
ftand zuerft von Nechtögelehrten, in Hinficht auf das Rechts— 
verhältniß zwifchen dem Nechner und dem Eigenthuͤmer bes 
verrechneten Vermögens (dem Staate) behandelt (e). Erft bei 
der neuerlichen Vervollkommnung der Finanzwiffenfchaft wurbe 
auch die gute Einrichtung der Rechnungen im Allgemeinen mehr 
beachtet (f), und obgleich man fie noch nicht im gleichen Grabe, 
wie den materiellen Theil des Finanzweſens auf fefte Grundfäge 
zuruͤckgefuͤhrt, vielmehr gemeiniglic der Praxis überlaffen hat, 
fo ift fie doch einer ganz fuftematifchen Behandlung fähig. 


(a) Das Merkmal „amtlich“ dient zur Unterfcheidung von Privatarbei: 
ten ähnlicher Art, z. B. den Berechnungen des Statiftikers, 

(5) Die Lehre vom Rechnungswefen darf daher nicht mit der politi- 
fhen ober Staatsrechenkunſt ($. 14.) verwechſelt werden, 
welche fich mit der Loͤſung eingetretener verwidelter Aufgaben durch 
arithmetifche Kunſtmittel beichäftiget. mi 

(c) Der Einfluß einer guten Verrechnung auf ben VBermögenszuftand 
Einzelner wird treffend gefchildert von Ch. V. de Bonnstetten, 
Pensees sur divers objets de bien public, Geneve, 1815. ©. 19 ff. 
— La pluspart des hommes ne sont ni avares ni prodigues, que _ 
parce qu’ils n’ont pas une idee nette de leur fortune et de leurs 
moyens (et de leurs besoins, jollte man beifegen!). — L’habitude 
de voir en chiffres ce que l’on depense et que l'on acquiert, eüt 
empeche le prodigue et l’avare de tomber dans des vices, qui 
finissent toujours par rendre vil ou coupable. 


(d) Diefelben Verhältniffe finden bei der Verrechnung des kirchlichen, 
bed Communalvermögens ꝛc. ftatt, wobei man befhalb die Normen 
ber Staatsrechnungen zum Borbilde zu nehmen pflegt. 

(e) Schriften von Munoz de Escobar (De ratiociniis et computa- 
tionibus administratorum, 1599 und öfter), Heeser (De ratio- 
nibus reddendis earumque revisione, 1665 u. 6.) und Anderen, 
Aud bei Elaproth (Grundfäge von der Verfertigung und Abs 
nahme der Rechnungen, Gött, 1769), Wiedeburg (Anleitung zur 
Rechnungswiſſenſchaft, 1773) und Lange (Abhandl. vom Rech— 
nungswelen, Bair. 1776) bildet das eingewebte Rechnungsrecht noch 
einen beträchtlichen Theil des Inhaltes, 

(f) Ungeachtet der vielen über diefen Gegenftand gefchriebenen Bücher 
ift es doch Schwer, ſich allein aus denfelben zu belehren, weil bie mei» 
ften Bearbeitungen nody nicht Elar, methodifch und vielfeitig genug 
find, Bemertenswerth find: 
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1. Sm Allgemeinen: 
ung, Anleitung zur Cameral-Rechnungswiſſenſchaft. Leipz. 1786, 
Dornberger, Grundfäge der Kameralrechnungsführung. 1796, 


Eihenmaier, Anleitung zur foftematifchen Einrichtung des 
Staatsrechnungswefens. Heidelb. 1807. 11.8. 


Feder, Handbuch über das Staatsrehnungs: und Gaffenwefen. 
Stuttg, 1820. 4, (iebe brauchbar). 

Kieſchke, Grundzüge zur zwectmäßigen Einrichtung des Staats: 
Gaffen- und Rechnungsweſens. Berl, 1821. 

(v. Kleindienft) Ueber Staatsrehnungswefen, Münden 1823, 
(hauptſaächlich ſchätzbar wegen ber angehängten Literatur.) 
üffell, Entwurf einer Kameral-Rechnungsordnung. Gießen, 


1834. (Mit befonderer Rückſicht auf ftandesherrliche Verwaltun: 
gen bearbeitet.) 


Ditmar, Das Staatskaffen- und Rechnungswefen. Köln 1844, 


2. In Bezug auf einzelne Länder, 
MWöhner, Handbuch über das (nämlich preußifche) Caſſen- und 
Rechnungsweſen, 2. Ausg. v. Symanski, Berl. 1824. 


Graaf, Handbuch des Etats-, Caſſen- und Rechnungsweſens bes 
preuß. Staates, Berl. 1831. 


Geret, Materialien z. e. Kaſſenverwaltungs- und Rechnungsgeſetz 
für das Königr. Baiern. München, 1828. 


Neigebauer, Das Kaſſen- und Rechnungsweſen bei der franzoͤſi— 
ſchen Finanz-Verwaltung. 2. Aufl. Hamm, 1826. 

Eine Sammlung aller das franzöf. Rechnungsweſen betreffenden 
Hauptbeftimmungen ift aus höherem Auftrage von bem Marquis 
v’Audiffret ausgearbeitet und durch die &, V. v. 31. Mai 1838 
ald allgemeine Rechnungsordbnnng (reglement general sur la 
comptabilite publique) bekannt gemadjt worden. Hiezu gehören 
die Auffäge in d’Audiffret, Systeme financier I, 275. II, 386. 
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Der Gegenftand der Staatsrechnungen ift das Staatöver- 
‚mögen, welches hiebei nach zwei Hinfichten betrachtet werden 
kann: 

1) nach ſeinen Beſtandtheilen in einem gegebenen Zeitpuncte. 
Viele derſelben, insbeſondere die unbeweglichen Guͤter, 
bleiben ſich von Jahr zu Jahr meiſtens gleich, weshalb ihre 
Verzeichniſſe und Beſchreibungen auf längere Zeit ges 
braucht werden Fünnen, wenn nur jedes Jahr der Zugang 
und Abgang, und zwar diefer mit Einfhluß der Werthö- 
verringerung (Abnußung ꝛc.) aufgezeichnet wird, In den 
beweglichen Vermögenstheilen findet ein ftärferer Wechſel 
ftatt, weßhalb eine jährliche Aufnahme und Berechnung 
der vorhandenen Betriebsfonds ($. 88) zur guten Orb» 
nung gehört, 

23 * 
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2) Nach feinen einzelnen Zu: und Abflüffen, Einnahmen 
und Ausgaben. Die große Menge der jährlichen wirth- 
fchaftlihen Greigniffe bildet den Hauptinhalt der Etaatö- 
rechnungen, welche defhalb in Einnahme⸗ und Ausgabe- 
Nechnungen zerfallen. Nach der Beſchaffenheit der einge: 
nommenen und ausgegebenen Dinge unterfcheidet man 
die Geld- und Natural Rechnungen. Letztere fom- 
men hauptfächlich bei den Staatögewerben vor, und zwar 
erfcheinen land» und forftwirtbfchaftliche Erzeugniffe am 
häufigften in denfelben. Der Zweck, die Ergebniffe der 
ganzen Finanzverwaltung oder eines gewiſſen Theil ders 
felben in wenigen Zahlen zufammengedrängt zu fehen, na⸗ 
mentlid in die Eumme der Ginnahmen, der Ausgaben 
und des Ueberfchuffes oder Ausfalles, wird da, wo eine 
Geld: und Naturalien-Nedynung befteht, und wo in biefer 
verfchiedene Arten von Stoffen aufgeführt werden, nicht fo 
vollflommen erreichbar. Man Fann zwar, indem man die 
Naturalien nad) einem gewiſſen mittleren Preisfage in 
Geld ausbrüdt, fich jenen Ueberblid vervollftändigen, indeß 
ift eine folhe Zufammenftellung, da fie nichts Thatſach⸗ 
liches ausfpricht, Fein Beftandtheil der eigentlichen Staatö- 
rechnungen und gehört mehr der Staatöbuchhalterei an, 
g. 536, 

$. 541. 

Die Staatsrechnungen follen die Erfenntniß der wirthfchaft- 
lihen Thatſachen ($. 540) durch die Art der Aufzeichnung 
‚erleichtern, Die allgemeinften Erfordernifje diefer Rechnun— 
gen find 

1) was den Inhalt betrifft, diefelben, welche audy an andere 
Etaatöfchriften gemacht werden müffen, — Wahrheit, — 
Vollſtaͤndigkeit, — gleichmäßige Ausführlichfeit der An- 
gaben, wozu noch eine dem Finanzwefen im höheren Grabe 
eigene Forderung fommt, die Nach weiſung, nämlic) der 
zur Nechtfertigung des Nechners dienende urkundliche Be— 
weis von der Nichtigkeit folcher Angaben, welche einem 
Zweifel unterworfen werden fünnten, 
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2) Die formellen Erforderniffe find aus der Beſtimmung 
des Rechnungsweſens abzuleiten, nach welcher manchfaltige 
Angaben ſo mit einander in Verbindung geſetzt werden 
ſollen, daß der Leſer ſowohl jedes Einzelne leicht heraus⸗ 
findet, als auch das Hauptergebniß ohne Muͤhe uͤberblicken 
und ſich von deſſen Richtigkeit uͤberzeugen kann. Dazu 
dienen 
a) in Hinſicht auf innere Form: 

e) gute logiſche Anordnung der einzelnen Thatſachen, 
nad einem aus der Wiffenfchaft genommenen und 
leicht verftändlichen Gintheilungsgrunde‘, fo daß 
jeder uͤberhaupt Sachkundige fich bald damit ver- 
traut machen kann. Aus diefer Flaren Auffaffung 
des in einer Nechnung darzuftellenden Gegenftan- 
des muß auch beurtheilt werden, was in biefelbe 
aufzunehmen und was dagegen nur als erläutern * 
der Anhang beizufügen fei; 

6) gleichförmige Art der Darfiellung, fo daß von jedem 
aufgeführten Gegenftande daffelbe gefagt wird, 
3. B. einerlei Geldwährung, gleiches Maaß und 
Gewicht, gleicher Zeitraum der Einnahmen und 
Ausgaben; 

y) Kürze, Einfachheit, Beftimmtheit des Ausdrudes, 

b) in Betreff der Außeren Form: 

e) gute, reine Schrift, wobei das Verbot des Aus 
ſtreichens und Auskratzens zugleich zur Verſtaͤrkung 
der Glaubwuͤrdigkeit dient; 

6) eine räumliche Anordnung, welche dem Auge das 
Durchlaufen des Aufgezeichneien und das Zuſam— 
menfaflen des Gleichartigen erleichtert. Das Mittel, 
dem Verſtande vermittelft des finnlichen Gindrudes , 
auf dem Fürzeften Wege eine Vielheit von Auf- 
zeichnungen zu vergegenwärtigen, ift die Tabelle, 
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Die gewöhnlihe Schrift Fann als eine fortlaufende, nur we- 
gen der Befchränktheit des Naumes in Zeilen abgebrochene 
Linie angefehen werden, Die Tabelle ift dagegen eine Art 
ber Aufzeichnung, bei welcher nicht bloß wagerechte Zeilen, fon- 
bern zugleich ſenkrechte Neihen gebildet werden, um das aus irs 
gend einem Gefichtspuncte Zufammengehörende dem Auge vor- 
zuftellen. Diefe fenfrechten, mit Linien abgetheilten Reihen 
heißen Spalten (Columnen). Iede einfache aufgezeich- 
nete Zhatfache, Poften, Pofition, Eintrag (a), bildet eine 
durch die verfchiedenen Epalten einer Tabelle ſich fortziehende 

Zeile, und die den Spalten gegebenen Ueberfchriften (Colum— 

nen-Rubriken) erfparen die Wiederholung der nämlichen 
Morte bei jedem intrage, Eo bildet die Tabelle eine nad 
2 Richtungen (Dimenfionen) fortfchreitende Aufzeichnung, eine 
Flaͤche (6). Zur fchnellen Auffindung eines jeden Poften dient 
die gute Aufeinanderfolge der Cinträge, welche auf doppelte 
Weiſe gefchehen Fann, 

1) rein nach der Zeitfolge (hronologifhe Ordnung), wie 
ed inöbefondere bei der erften Aufzeichnung der Ereigniffe 
nothwendig iſt; 

2) nach einer Sach» (realen) Ordnung, welche die ein 
zelnen Thatfachen in eine erfchöpfende, leicht faßliche und 
aus der Natur der Sache hergenommene Cintheilung 
bringt (ce). Man muß ſich bei der Entmwerfung eines fol 
chen Syſtems von Poftenrubrifen eben fomwohl vor 
einer zu fünftlichen, verwidelten, als vor einer foldyen Ein- 
theilung hüten, bei welcher man noch viele fehr ungleich— 
artige Dinge in einem XAbfchnitte zufammenbringt (d). 
Bei einer Menge ähnlicher Gegenftände, die Feine zweck— 
mäßige Unterabtheilung geftatten, ift es zuläfiig, ſich eines 
bequemen Außerlihen Grundes der Anordnung, 3. B. der 
Anfangsbuchftaben der Namen, zu bedienen. 


(a) Ein Item nach älterem Ausdrude. — Unterfheidung zwifchen Ein: 
trag und Poften bei Hüffell, ©. 147. Diefer fol ein vollftändi- 
9.8 Rechnungsfactum fein, jener kann audy aus einem unvollftänbdi: 
gen oder einem bloßen arithmetifchen Refultate beftehen. 
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(5) Ueber bie ſinnliche Einrichtung ber Tabellen ſ. Hüffella. a. 
D., ©, 136 ff — Da man in der Regel weit mehr Poften hat, als 
Spalten, und da die Zeilen fehr geringe Breite haben, fo würbe, 
wenn man wagerechte Columnen machen wollte, die Tabelle bei ſehr 
geringer Höhe in große Länge gehen und der Raum nicht ſo gut 
ausgefüllt ſein. Auch iſt der Poſten zum Fortleſen beſtimmt, die 
Columnen dienen mehr zum Aufſuchen und etwa zum Summiren 
der einzelnen Zahlen, wobei die ſenkrechte Stellung nützlich iſt. 

(c) Hiebei werden die Wörter: Theile, Abſchnitte, Titel, Capitel, 88. 
u. dgl., ferner römiſche und deutſche Zahlen, große und kleine Buch: 
ftaben angewendet. 

(d) Ehemals war die Rubrit Insgemein die Aushülfe bei einer nicht 
erſchöpfenden Eintheilung. 


$. 543, 


Die Spalten einer Rechnung müffen alles dasjenige in fich 
aufnehmen, was von einem gewiſſen wirthfchaftlihen Ereigniß 
auögefagt werden foll, Es Fünnen daher folgende Arten vor: 
fommen: 

1) Ordnungdfpalten, in denen das die Aufeinanderfolge 
Beftimmende angegeben wird, Monat und Tag, oder die Bes 
zeichnung der Abtheilungen und untergeorbneten Abfchnitte mit 
Zahlen und Buchftaben. Doc koͤnnen diefe Epalten durch 
Ueberfchriften und Zahlzeichen bei den einzelnen Pofitionen ers 
feßt werben. 

2) Benennungsfpalten, worin die Quelle einer Ein- 
nahme oder der Gegenftand einer Ausgabe fpeciell angeführt 
wird, und zwar bei den Nechnungen ber verwaltenden Stellen 
ausführlich genug, um die causa debendi und den Betrag zu 
erklären. 

3) Zahlenfpalten, welche die vorfommenden Mengen 
von Gütern gleicher Art, und zwar in einerlei Einheit ausge— 
drüct enthalten, fo daß eine Zufammenzählung möglich ift. In 
manchen Fallen ift es dienlich, außerhalb der Zahlenfpalte eine 
ähnliche Aufrechnung von Zahlen vorzunehmen, die noch nicht 
zur Aufnahme in die Epalte felbit, alfo in die Eumme einer 
ganzen Rechnung reif find, z. B. weil ein zu verrechnendes Er- 
eigniß noch nicht ganz vollendet ift und nur vorläufig angemerkt 
wird, oder weil die Zahlen erft in das bei den übrigen angenom- 
mene Maaß umgewandelt werden müffen; Zahlen innerhalb 
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der Linie,innerhalb Falzes, intra lineam. Manche Rech— 
nungen haben mehrere Zahlenfpalten, damit man die Summen 
der Abtheilungen befonders überbliden und leicht wieder abdiren 
koͤnne. 

4) Verweiſungsſpalten, um bei jedem Poſten andere 
mit ihm in Verbindung ſtehende Aufzeichnungen, z. B. die 
Blattſeite eines anderen Rechnungsbuches oder die Nummer ber 
beigelegten Beweisurkunden, angeben zu koͤnnen. 


g. 544. 


In der Geldſpalte der Rechnungen wurden ſonſt nur 
ſolche Zahlen angegeben, welche die wirklich erfolgte Leiſtung 
ausdruͤcken. In neuerer Zeit hat man es zweckmaͤßig gefunden, 
mehrere bei einem und demſelben Poſten vorkommende, unter 
verwandte Beziehungen gehoͤrende Zahlen in nebeneinander 
ſtehende Spalten einzutragen. Man unterſcheidet folgende Grö- 
fen: a) Die im Voranfchlage (Etat, $. 465) für eine gewiſſe 
Ginnahme oder Ausgabe angenommene Summe, dad Etatö- 
foll, In ganz ausführlihen Rechnungen kann diefes nicht fuͤr 
jeden einzelnen Poften, fondern nur für jede Abtheilung, Ab- 
fhnitt 2c. angegeben werden (a). Die Etatsſumme, da fie nur 
eine Erwartung oder einen Vorſatz, aber nicht etwas wirklich 
Gingetretenes ausbrüdt, ift hauptfächlic dazu dienlich, um zu 
prüfen, ob der Nechnungs- und Gaffenführer feine Befugniffe 
nicht überfchritten und überhaupt zweckmaͤßig gehandelt hat. 
b) Diejenige Summe, zu deren Entrichtung eine Verbindlichkeit 
eingetreten ift, das Soll, Rechnungsſoll. Daffelbe ift erft 
dann zum Cintragen reif, wenn die Schuldigfeit der jegigen 
Zahlung anerfannt und der Betrag derſelben vollftändig aufge 
heilt worden iſt. c) Die wirklich erfolgte Leiſtung von der Gaffe 
oder an biefelbe, das Hat, Haben, If. Man muß darauf 
hinarbeiten, daß die Größe des Hat mit dem Soll ganz über- 
einfomme, Indeß iſt e8 nicht möglich, diefe Forderung ganz zu 
erfüllen, weil man bei den Zahlungspflichtigen oft auf eine Un- 
fähigkeit oder irgend eine Verhinderung ftößt, und felbft die 
Staatscaffen bisweilen in der Vollziehung aller ihnen obliegen- 
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ben Zahlungen gehindert find, Daher pflegt das Hat hinter 
dem Soll zurüd zu bleiben, doc vermag die Sorgfalt der Fi⸗ 
nanzbeamten fehr viel zur Werminderung des Unterfchiedes, 
d) Der Unterfchied des Soll und Hat oder die Ruͤckſtaͤnde, 
Hefte, bilden eine auf einen fpäteren Zeitabfchnitt uͤbergehende 
Forderung, Nach einem älteren Verfahren wurde bei jeder Po- 
fition nur diejenige Größe angegeben, die man heutiges Tages 
Soll nennt, fodann aber wurden die Reſte unter der entgegen 
gefegten Rubrik nachgetragen, nämlich die Einnahmrefte unter 
den Ausgaben, die Ausgaberefte bei den Einnahmen. Hiebei 
wurde zwar der Betrag des Hat ebenfalls richtig gefunden, 
aber die Darftellung war minder naturgemäß ald die neuere. 


(a) Wo man eine Etatöfpalte anbringt, da erhält diefe gewöhnlich zur 
Vermeidung von Verwechfelungen ihre Stelle links von der Benen= 
nungsfpalte. Mandye Redinungss3ufammenftellungen erhalten noch 
eine befondere Bergleichsfpalte, um das Mehr oder Weniger gegen 
den Etatsſatz fogleich bemerklich zu machen. 


$. 545, 


Eine Vorbedingung ſowohl zur guten Führung einer Rech— 
nung ald zur Prüfung derfelben durch eine vorgefegte Etelle ift 
die genaue Kenntniß des Vermögensftammes, der Einkünfte und 
Ausgaben, über deren Verwaltung in einer gewiffen Nechnung be» 
richtet werden foll, Jeder Nechner muß bie Verzeichniffe des ihm 
anvertrauten Vermögens mit allen feinen Beftandtheilen, Zube- 
hörungen und Eigenthümlichkeiten, ferner der von ihm einzuzies 
henden Einkünfte mit allen Einzelheiten, die auf die Größe-der 
Summen und die Verbindlichkeit der Zahlpflichtigen Bezug ha- 
ben, ebenfo die Verzeichniffe der von dem Staate zu leiftenden 
Entrihtungen fammeln und feiner Rechnung zu Grunde legen, 
Mo es an folchen vollftändigen Aufzeihnungen nody gebricht, 
muß der Necnungsbeamte fie zu Stande zu bringen fuchen. 
Auch ift er verpflichtet, alle Veränderungen im Stamme des 
Vermögens, in den Verbindlichfeiten der zahlpflichtigen Unter- 
thanen und der Regierung forgfaltig aufzuzeichnen, damit jederzeit 
der gegenwärtige Zuftand dieſer Verhaͤltniſſe Flar erfannt wer- 
den könne, Jede Nechnungsftelle bedarf aus diefem Grunde ver- 
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fchiedener Inventarien, Beſchreibungen und WVerzeichniffe, zu 
benen bei den mit der Berechnung von Schagungen beauftrag- 


ten Beamten auch die Katafter gehören (a). 

(a) Alte Flur- und Lagerbücder für die eingelnen Gemeinden, Saal: 
bücher für größere Bezirke. ©. Bergiusd, Magazin, Art, La— 
ger: und Saalbud. 

$. 546, 

Der natürliche Zeitabfchnitt für die Nechnungen ift das Jahr. 
Jede, mit Einnahmen und Ausgaben befchäftigte Finanzverwals 
tungsftelle hat in der Kegel eine Jahresrechnung zu verfafs 
fen, Um jedoch derfelben die erforderliche Vollſtaͤndigkeit und 
Zuverläffigkeit geben zu fönnen, muß auch die während eines 
Jahres fortfchreitende, fogleich auf jedes einzelne Ereigniß folgende 
Aufzeichnung, die Buchführung gut geregelt fein, Für beide 
Arten von Rechnungsgefchäften werden den Rechnern in jedem 
Zweige des Finanzdienftes Vorfchriften mit den nöthigen Muftern 
zur formellen Einrichtung der Rechnungen ertheilt, Geſchaͤfts— 
anmeifungen oder Inftructionen mit Formularen oder 
Schematifmen, Ein Theil diefer VBorfchriften kann für alle Rech— 
ner gelten, andere entfprechen den verfchiedenen Arten von Ge— 
Ihäften, 3. B. Domänen», Forft:, Bergwerks-, Salinen-, Poft-, 
Schatzungs⸗, Aufwandsfteuer: und inöbefondere noch Zoll⸗, ferner 
Schuldenvermwaltungen ꝛc. (a), 


(d) Beifpiele: Rechnungsinftruction für die unmittelbar unter Großh. 
Minifterium des Innern, katholifche Kirchenfection, ftehenden Stif- 
tungs-Bermwalter. Karlör. 1836, 4. (Verfaßt von Debattis. Die 
tirhlichen Verwaltungen jind in Dinficht auf die meiften Gefchäfte: 

» regeln ben Domänenvermwaltungen ähnlich.) — Rechn. Inftruction 
für ” bad. Hauptzollämter, 22. Jun. 1838, (Verfaßt von Küh: 
lenthal.) 


$. 547, 

Zur Buchführung der Finanzämter gehört vor Allem die 
Eintragung jeder Einnahme und Ausgabe in das Tagebuch, 
Sournal (a), mwelhes den Stoff zur Bildung ber anderen 
Rechnungen in ſich fchließt. Ueber die Einrichtung defjelben 
laſſen fich nachſtehende Regeln aufftellen, 

1) Verwaltungen, welche Naturalien einnehmen und ausge- 
ben, müffen neben dem Geld- noch ein Naturalien⸗Tagebuch 
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halten, welches für jede Art der vorfommenden Güter, z. B. für 
die verfchiedenen Sruchtgattungen, eine eigene Spalte erhält. 

2) Zur Verhütung von abfichtlichen Verfälfhungen durch 
Verwechſeln eines Blattes Fann die Anordnung beitragen, daß 
das noch leere Tagebuch von einem höheren Beamten paginirt 
wird (6). 

3) Das Einfchreiben in das Tagebuh muß täglich, nad 
der Zeitfolge der Ereignifje gefchehen. 

4) Einnahmen und Ausgaben werden in zwei verfchiedene 
Geldfpalten gefeht, wenn auch, wie es oft gefchieht, nur eine 
einzige Benennungöfpalte angelegt ift, in’ weldyer die Veran 
laffungen von Einnahmen und Ausgaben durch einander, wie 
es die chronologifche Ordnung mit ſich bringt, aufgeführt wer 
den (ec). - 

5) Der Tag wird in einer eigenen Spalte angemerkt oder 
in ber Benennungöfpalte wie eine Ueberfchrift beigeſetzt. 

6) Die Vermeifungsipalte bezieht fich auf das Hauptbuch 
($. 549) und bemerkt bie Seite deffelben, in der jeder Poften 
anzutreffen ift. 

(a) Daffelbe ift von dem faufmännifchen Sournale, einem Monatsbuche, 
ganz verfchieden, kommt aber dem Caſſenbuche der Kaufleute nahe. 

(db) Ebenfo das Anfiegeln der, feidenen Heftſchnur an den Einband, um 
das Einfegen eines Blattes noch mehr zu erfchweren. 

(ce) In Frankreich befteht das Tagebuch aus je zwei einander gegenüber: 


ftehbenden Blattfeiten für Einnahmen und Ausgaben. Eben fo das 
Tagebuch ber bad, Obereinnehmereien, V. v. 17, Juni 1835, 


. 548, 


7) Findet man im Tagebuche eine irrige Zahl, fo darf an 
ihr nichts verändert, fondern es muß durch einen entgegengefeh- 
ten Eintrag der Fehler vergütet werden, fo daß z. B. wegen 
einer um 50 fl, zu groß gefesten Ausgabe eine befondere Ein- 
nahmsöpofition von gleichem Betrage hinzufommt (Ausgleis- 
hungspoften). 

8) Wenn die zu einem Ereigniffe und Gefchäfte gehörenden 
Zahlungen noch nicht flattgefunden haben oder nody nicht ur» 
Fundlich bewiefen werden fönnen, fo werden fie einftweilen inner⸗ 
halb der Linie vorgemerkt, 


364 


9) Obgleich in der Negel dad Tagebuch (a) nur die wirk- 
lichen Zahlungen aufnehmen foll, fo müffen doch in einem ſolchen 
Falle, wo entgegengefeßte Zahlungsverbindlichfeiten durch Ab— 
rechnung ganz oder theilweife aufgehoben werden, ber Vollftän- 
digkeit wegen bie beiderfeitigen ganzen Leiftungen, als wären fie 
wirklich gefchehen, in Aufrechnung fommen (5). 

10) Kommen fehr viele Eleine Einnahmen vor, wie bei eis 
nem Bollamte, fo ift es angemeflen, ein befonderes Einnahme— 
buch zu führen, aus welchem nur die Hauptfummen regelmäßig 
ins Gaffen » Tagebuch; aufgenommen werden. 

11) Am Ende jeder Seite wird die Summe der Einnahmen 
und Ausgaben gezogen (Seitenfumme, latus), die man fo- 
dann auf dem Anfange der folgenden Seite als Webertrag 
(Transport) wieder aufführt. 

12) Am Schluffe jedes Monates (oder felbit jedes Tages) 
wird ebenfaflld die Summe der beiderfeitigen Poften gezogen und 
durch Vergleihung der Einnahme und Ausgabe ausgemittelt, 
wie hoch fich der vorhandene Gafjenvorratly belaufen muͤſſe. Mit 
diefem Abfchluffe des Tagebuches wird zweckmaͤßig die Unter 
fuchung des wirklichen Gaffenftandes durch den Nechner felbft in 
Verbindung gefeßt, deren Ergebniß dann in dem Tagebuche 
gleichfalls angemerkt wird (c). Kleine Unterſchiede des rech— 
nungsmäßigen und des wirklichen Vorrathes fönnen durch Zu 
ſchießen oder Herausnehmen fogleich berichtiget, größere müffen 
der vorgefegten Stelle angezeigt werden und man muß ſich bes 
bemühen, die Urfache der Abweichung ausfindig zu machen. 

13) Nach dem Echluffe des Jahres wird das Tagebuch an 
die höhere Behörde eingefendet, doc ift es geftattet, eine Ab» 
ſchrift zuruͤckzubehalten (d). 

(a) Form des Tagebuchs ſ. im Anhang I. 

(5) 3.8. A. hat 300 fl. Fuhrlohn zu empfangen und 260 fl. für gepach⸗ 
tete Wiefen zu bezahlen, empfängt alfo nur 40 fl. baar; aber beide 
Summen werden vollftändig in die Einnahme und Ausgabsipalten 
eingetragen. 

(c) Man kann aud an jedem anderen belicbigen Tage mit geringer 
Mühe das Sournal abſchließen und fo den Gaffenbeftand ausrechnen. 

(d) Es fommt auch vor, daß der Redner fhon für jeden Monat eine 


Abfchrift des Tagebuchs abfenden muß. Der franzöfifche Bezirkseins 
nehmer hat fogar alle 10 Zage die Journalabſchrift an den General⸗ 
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(Departements) Einnehmer, bdiefer feine Sournalabfchrift an das 
Finanzminifterium zu ſchicken, Angef. Reglement Art. 285 u. 286, 


$. 549, 

Aus dem Tagebuche werden bie Poften in das nad) einer 
Sahordnung angelegte Hauptbuh, Manual, grand- 
livre, übergetragen. Bei ihm zeigt fich der Unterfchied zweier 
Methoden, die wirthfchaftlichen Ereigniffe mit einander in Vers 
bindung zu feßen, db: h. des Rechnungsſtyls. 


1) Der KameralftyI befteht in einer foftematifchen Anorbs 
nung fämmtliher Einnahme» und Ausgabsrubrifen, fo daß fie 
ein zufammenhängendes Ganzes mit Haupt und Unterabtheis 
lungen bilden. Indem man die Summe jeder Fleineren und groͤ⸗ 
ßeren Abiheilung zieht und endlich die Hauptfumme der Ein- 
nahmen und Ausgaben fucht, gelangt man zu einem Ueberblide 
der Ergebniffe. Die Eintheilung kann bei Rechnungen verſchie— 
dener Art, 3. B. Bergmerkö-, Poſt-, Steuercaffen ꝛe. hicht die 
namliche fein, doch mit Ausnahme gewiffer Hauptabtheilungen, 
die fich überall anwenden laffen, 


2) Der kaufmaͤnniſche Styl der italienifchen oder 
Doppelbuhhaltung erfordert, daß eine Anzahl von einander 
getrennter Nechnungen geführt werde, deren jede das Verhält- 
niß zwifchen zwei, durch Schulden und Forderungen mit einan« 
der in Verbindung ftehenden wirklichen oder erbichteten Perfos 
nen enthält, Jede diefer einzelnen Nechnungen (conti) wird 
für fich abgeſchloſſen. Bei jeder Zahlung laßt fich ein Empfänger 
(Schuldner, debitor) unt ein Geber (Gläubiger, credi- 
tor) auffinden, Jede Leiflung muß zweimal in die Nechnungen 
eingelragen werden, nämlich erftens in das Guthaben 
(Haben, credit) des Gebers und fodann in die Schuldigkeit 
(Soll, debet) des Empfängers, woraus fich ergiebt, daß die 
Summen des credit und debet aller Rechnungen gleich fein 
müffen, Die einzelnen Rechnungen find defhalb nicht dazu ges 
eignet, in eine einzige große zufammengefügt zu werden. 
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Zur Vergleichung diefer beiden Arten der Buchführung fön- 
nen folgende Säße dienen: 

1) Bei dem Kameralftyl werden alle wirthfchaftlichen Vor- 
gänge auf eine einzelne Verwaltungsftelle (Cafe) bezogen, 
weldye die Einnahmen empfängt und die Ausgaben vornimmt, 
Beim Styl der Doppelbuchhaltung werden mehrere von einan- 
der verfchiedene Verhältniffe dargeftellt, in denen jene Verwal: 
tung zu anderen Gaflen, zu Privatperfonen, zu Gemeinden ıc. 
fteht, man kann auch fir befondere Zweige der Cinnahme und 
Ausgabe eigene Rechnungen anlegen (a). 

2) Der Faufmännifche Styl ift zur Darftellung der im Han- 
del vorfommenden Leiftungen und Forderungen hoͤchſt zweckmaͤ⸗ 
fig. Das Finanzwefen unterfcheidet ſich jedoch, wenn man bie 
Staatögewerbe ausnimmt, von den Handelsgeſchaͤften. a) Es 
befteht nicht aus einer Menge einzelner Unternehmungen, fon- 
bern aus regelmäßig wiederkehrenden, zufammenhängenden 
Einnahmen und Ausgaben, die bei ihrer Werfchiedenartigfeit 
einer fuftematifhen Gintheilung bedürfen, um leicht überblict 
werden zu koͤnnen, während eine ſolche in den Handelsgefchäften 
unfruchtbarbar fein würde, b) Im Handel find gegenfeitige 
Leiſtungen, die einander gleihfommen müffen, weßhalb es nö» 
thig ift, mit jedem Handelöfreunde abzurechnen. Im Finanz 
wefen dagegen find größtentheild einfeitige Zahlungen, 3. B. 
Steuerentrichtung, Ausgabe für Befoldungen ꝛc., wobei es hin- 
reicht, Soll, Hat und Reſt neben einander zu feßen, c) Die 
Kaufleute pflegen Waaren- und Geldfendungen, Auslagen und 
Bemühungen, die eine Vergütung erheifchen, auf Credit vorzu⸗ 
nehmen und erft von Zeit zu Zeit die Schuldigfeit abzutragen, 
fie haben daher immer viele Forderungen und Schulden, wäh- 
rend man im Finanzwefen beabfichtigen muß, daß das Hat dem 
Soll fo bald und vollftändig als möglich gleichfomme, d) Im 
Handel giebt es Feinen Boranfchlag, diefer aber erfordert un= 
ausweichlich eine fuftematifche Anlegung. 

3) Wenn das Hauptbuch im Faufmännifchen Style geführt 
würde, fo müßte dennoch am Schluß des Jahres eine nach ſyſte⸗ 
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- matifcher Rubricirung eingerichtete Nechnung entworfen und 
der höheren Behörde übergeben werden (5). Bedient man ſich 
des Kameralfiyls, fo hat man die Bequemlichkeit, daß die Jah— 
resrechnung ſich aus dem Hauptbuche von felbft bildet, 

4) Da nun die Verhältniffe einer Caſſe zu anderen, mit 
denen fie durch gegenfeitige Zahlungen in einem häufigen Ver- 
fehre fleht, leicht vermittelft befonderer Abrechnungen dargefteilt 
werden koͤnnen, fo verdient für die meiften Zweige der Finanzs 
verwaltung der Kameräalftyl den Vorzug, wie er auch in den 
deutſchen Staaten in der Negel eingeführt ift (ce). 


(a) Im Hauptbuche des franzöſ. Bezirkseinnehmers kommen für directe 
und indirecte Steuern zweier Jahrgänge 4 Conti vor, 

(5b) Reigebauer, ©. 118. — 3.0.8. Nov, 1820. und Rapport de 
1829, ©, 51. d. 3, Abtheilung. 

(c) re Kieſchke, ©, 120, — Feder, ©, 47, — v. Malchus. 11, 
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Das Hauptbuh in dem Kameralſtyl wird nad einem flır 
alle Verwaltungsſtellen der namlichen Art vorgefchriebenen Aus 
brifenfyfleme angelegt. Schon zu Anfang des Jahres werden bie 
Ueberfchriften der Abtheilungen (Nubricirung) in dem zum 
Hauptbuche beftimmten Bande fo eingetragen, daß für jeden 
Abfchnitt der muthmaßlich erforderliche Naum leer bleibt, und 
die einzelnen Einnahms- und Ausgabspoften werden fodann, 
wie fie fich ereignen, aus dem Tagebuche herüiber gefchrieben. 
In der Benennungsfpalte werden die Umftände, welche über die 
Urfache und den Betrag der Leiſtung Auffchluß geben, Fürzlich 
angegeben, in einer Verweifungsfpalte aber die beigelegten be= 
weifenden Urkunden (Belege) mit fortlaufenden Nummern 
angezeigt, die zu jedem Eintrage gehören. Eine andere Spalte 
zeigt die entfprechende Blattfeite des Tagebuches an, Es ift 
üblich, auf der Seite, wo fich eine Abtheilung fchließt, nicht mehr 
die folgende anzufangen, und auf jeder Seite unten die Summe 
der auf ihr ftehenden Poften zu ziehen, die jedoch nicht uͤberge⸗ 
tragen wird. Am Ende jeder Unterabtheilung werden die Sume 
men aller zugehörigen Eeiten zufammengeftellt und abdirt (Re« 
capitulation), ebenfo zu Ende jeder größeren Abtheilung 
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die Summen ber Unterabtheilungen und endlich die Gefammts 
heit der Einnahmen und Ausgaben. Die Vergleichung der bei- 
den Hauptfummen deutet den Gafjenreft an, der mit dem Ab- 
fchluffe des Tagebuches uͤbereinſtimmen muß. Wird aber der am 
Ende des Jahres vorhandene Gaffenbetrag unter den Ausgaben 
(ald Ausgabe an die neue Rechnung), fo wie der zu Anfang 
des Jahres vorgefundene unter den Ginnalmen verrechnet, fo 
müffen die Eummen der Einnahmen und Ausgaben im Hat 
einander ganz gleich fein, Naturalien erhalten ein befonderes 
Hauptbuch (a). Führt ein Beamter die Verwaltung mehrerer 
ganz verfchiedenartiger Einkünfte und Ausgabözweige, fo muͤſſen 
von ihm eben fo viele getrennte Hauptbücher gehalten werden. 


Außer dem Zages und Hauptbuche werden je nach der Art 
der Gefchäfte noch verfchiedene andere Bücher nöthig, um alle 
Vorfälle und Verhaͤltniſſe unter einzelnen Gefichtspuncten zu 
ordnen und in Verbindung zu fegen. Das häufigfte diefer Bücher 
ift das Abrehnungsbudh, um ſaͤmmtliche aus verfhiedenen 
Urſachen herrührende Zahlungsverbindlichfeiten einer Perfon 
und die wirklich erfolgten Zahlungen zufammen zu faflen, oder 
auch die Abrechnungen (conti correnti, comptes courans) 
bei gegenfeitigen Xeiftungen, 3. B. mit anderen Gaffen aufzus 
nehmen, Die zahlreichften Verzeichniffe Eommen im Zollwefen vor, 
Die den Zahlenden ausgelieferten oder in ihre Quittungsbüch- 
lein eingetragenen Befcheinigungen müffen mit den Einträgen 
in die Bücher genau übereinftimmen, 


(a) a dad Tagebuch mit dem Hauptbuche zu verſchmelzen, bei 
Graafſa. a. O. S. 232. — Formulare eines Hauptbuches, ſ. Ans 
bang 11. und III. 


$. 552. 


Die Jahres» oder Hauptrechnung ift die Abfchrift des 

im Kameralfiyle geführten Hauptbuches, mit der einzigen 
Abkürzung, daß alle Theilzahlungen für eine gewiſſe Einnahme 
oder Ausgabe, wie fie im Laufe des Jahres nad) einander vor- 
fommen, in eine einzige Summe zufammengezogen werden, 
weshalb in diefer Nechnung Feine Zeitbeflimmung angegeben 
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wird, Sie wird eingebunden und mit einem Titelblatte verfehen, 
auf dem die Benennung bes verwalteten Vermoͤgens, des Zeit 
raums und des MNechnungsführers, ferner die Anzahl der zuges 
hörigen Beilagenbände und der Tag der Einfendung angegeben 
fein muß. Auch ift es üblich, auf dem erften Blatte verfchiedene 
allgemeine Nachrichten, z. B. Über die Beftandtheile des verrech- 
neten Vermögens und über das angeftellte Perfonal und die 
von jedem Mitgliede deſſelben geleiftete Dienftcaution hinzufü- 
gen zu laſſen. Die Rechnung muß in einer fefigefegten Frift 
(einigen Monaten) nad) dem Echluffe des Nehnungsjahres 
fammt den Belegen zur Prüfung abgegeben werden, Indeß 
hat man es zwedmäßig gefunden, ſchon in Fürzeren Bwifchen- 
zeiten von dem Zuſtande einer Verwaltung Nachricht einzuzie— 
hen, weßhalb man von den Nechnern monatlicye oder vierteljäh« 
rige Nechnungsauszüge einliefern laßt, in denen auch der Ab- 
Ihluß des Zagebuches angegeben wird. Das bei den Rechnun— 
gen zu Grunde gelegte Jahr beginnt nicht in allen Laͤndern mit 
dem 1, Januar, wie ed, wegen der vielfachen Beziehungen auf 
diefes Galenderjahr am angemeſſenſten wäre und z. B. in Preu« 
Ben, Frankreich, Baden ꝛc. wirklich gefchieht (a): 

(a) Baiern: 1. Dftober, Württemberg: 1. Zuli, Baden früher 1. Juni, 

— England: 5. San. — Der Hauptgrund zur Abweichung vom 

I, San, liegt darin, daß man wegen ber mit der Landwirthichaft im 

Zuſammenhang ftehenden Staatseinkünfte befürchtet, an jenem Zeit: 

puncte noch zu viele Einnahmsruͤckſtände zu haben, 

8, 553, 

Die Nehnungsbelege (Beilagen, pieces justifica- 
tives) dienen theils jede Pofition zu erläutern, theild aber die 
Nichtigkeit derfelben darzuthun, Sie müffen bei den Einnahmen 
den Beweis liefern, daß diefelben fich nicht höher belaufen haben, 
als es die Rechnung angiebt, und daß ed auch nicht in der Macht 
bed Verwalters gelegen ift, eine größere Summe beizubringen ; 
bei den Ausgaben muß bemwiefen werben, daß die Bermaltungs- 
ftelle befugt war, fie vorzunehmen, und daß fie wirklich in der 
angegebenen Größe vorgenommen worden find, Hiezu find je 
nach dem Gegenftande einer Einnahme oder Ausgabe verfchies- 


dene Arten von Beweisftüden nöthig, ald Verzeichniffe, Zeug: 
Rau, polit. Dekon, 8te Ausg. III, 2te Abth. 24 
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niffe, Verträge, Befehle höherer Stellen, Protokolle, Befcheini- 
gungen u, dgl. Alle diefe Belege müffen in ihrer Form die Be- 
dingungen der Glaubwürdigkeit an ſich tragen, 3. B. eigenhäns 
dige Unterfchrift anderer Perfonen, Anführung der quittirten 
Eummen mit Bucftaben u. dgl. Für jede Art von Belegen 
find Borfchriften aufzuftellen, welche dahin zielen, jede Unred- 
Iichfeit oder Nachlaffigkeit durdy Ueberwachungsmaaßregeln zu 
verhindern. 
8. 554, 

Es ift nicht möglich, die Verwaltung der verfchiedenen 
Zweige von Finanzgefchäften fo zu führen, daß mit dem Ablaufe 
des Jahres alle fr daffelbe beftiimmten Ginnahmen und Ausga- 
ben wirklich flatt gefunden haben. Schließt man die Nechnung 
mit dem Jahre, fo ziehen fich unvermeidlich manche Zahlungen 
in dad folgende Jahr hinüber, die dem vorhergehenden angehoͤ— 
ren. Würde man fie num mit den Ereigniffen diefes naͤchſtfol⸗ 
genden Jahres zufammenwerfen, fo würde eine Verwirrung ent» 
ftehen, die befonders in ſolchen Fällen nachtheilig wäre, wo Ver⸗ 
anderungen in den Verwaltungsgrundfägen, im Steuerſyſteme, 
in dem Perfonale der Beamten ꝛc. vorgegangen find, die ed nd» 
thig machen, die wirthfchaftlihen Ergebniffe eines jeden Jahres 
genau von einander zu fondern, Auch die Vergleichung mit dem 
Voranſchlage würde nicht vollftändig ausführbar und es Tiefe 
ſich nicht entfcheiden, ob in einem einzelnen Jahre die Finanz 
verwaltung den Anforderungen, die man an fie zu machen be 


rechtigt ift, voltftändig Genüge geleiftet habe (a). Man kann 


fich nicht mit der Annahme beruhigen, daß von jedem Jahre 
ungefähr gleichviele noch unvollzjogene ZahlungsverbindlichFeiten 
in das folgende übergehen, denn dieß ift nicht immer der Fall. 
Ein Mittel, diefe Schwierigkeit zu befeitigen, liegt in der fran- 
zöfifchen Einrichtung, nach der zwar die Nechnung nach dem 
Ende eines Jahres vorläufig abgefchloffen, aber doch zugleich 
geftattet wird alle die Verwaltung (exercice) dieſes Jahres 
betreffenden, fpäter vollzogenen Ausgaben noch während des 
folgenden Sahres in der Rechnung nachzutragen, fo baß deren 
völliger Abfchluß erft gegen Ende des zweiten Jahres erfolgt. 
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Diefer Zeitraum ift lang genug, fo daß nur wenige Nüdftände 
übrig bleiben (2). 


(a) Dieß gilt auch von der Iandftändifchen Prüfung der Rechnungen, 
vorzüglich in Bezug auf das Budget, 

(5) Alle Ausgaben eines exercice müffen in den 9 Monaten nad) dem 
Ende defjen liquidirt und angewiefen (ordonnancees), alle Zahlun: 
gen von Einkünften und Ausgaben bis zum 1. October bewirkt 
werden, fonft erlöfchen die Bewilligungen. Doch bleiben den Gläu— 
bigern ihre Rechtsanfprüce V. v. 14. Sept, 1822. 11. Zuli 1833, 
Reglem. Xrt, 90 ff. Für diefe Einrichtung v, Malchus, II, 148, 


$. 555. 


Eine andere von diefer Betrachtung veranlaßte Anordnung 
befteht darin, daß zwar der Abfchluß der Rechnung nicht hinaus« 
geichoben wird, in berfelben aber die dem laufenden Sahre an- 
gehörenden Poften von denen, die aus den früheren Jahren 
herrühren, ganz getrennt werden. Zu diefem Behufe werden we⸗ 
nigftens 2, bei einem beträchtlicheren Umfange des Gegenftandes 
aber 3 Hauptabtheilungen ber Einnahmen und Ausgaben 
gemacht: 

1) Etatsrehnung des laufenden Jahres; 

2) Nüdftands» (Arreragen-) Rehnung, beren 
Soll aus der vorjährigen Nechnung herübergenommen wird, 
und deren Nefte, fammt den in dem laufenden Jahre Übrigbleis 
benden neuen, wieder in die Ruͤckſtandsrechnung des nachfolgen⸗ 
den Jahres übertragen werden ; 

3) Etatsrehnung früherer Jahre,d.h, die Aufrech— 
nung folcher Poften, deren Zahlungsverbindlic;feit zwar aus 
einem Borjahre entfprang, bei denen jedoch die fchuldige Summe 
erſt jebt ganz beflimmt ausgemittelt wird, fo daß fie noch nicht 
im Eoll eined früheren Jahres angefegt werden fonnte und 
daher nicht unter den Ruͤckſtaͤnden erfcheint, 3. B. die Koften 
eines Baues, deren Betrag erft nach Vollendung beffelben, nach 
der Eingabe und Prüfung der Forderungszettel befannt iſt, — 
Erfaßpoften, die erft nach der Beendigung eines Nechtöftreites 
flüffig (liquid) werden u, dgl, — Die meiften Poften diefer Art 
beziehen fih auf das legte Vorjahr, Wenn in der genannten 
Nechnungsabtheilung wieder die vorjährigen von den älteren 
Poften unterfchieden werben, fo laͤßt ſich ohne bedeutende Abs 
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weichung von der Wahrheit das ganze, der Verwaltung eines 

Jahres angehörende, mit dem Woranfchlage zu vergleichende 

Rechnungsfoll erkennen, indem man nämlich, wenn 3. B. von 

den Wirthfchaftsergebniffen des Jahres 1850 die Nede ift, die 

Rechnungsabtheilung des laufenden Jahres von 1850 mit den 

in der Gtatörechnung früherer Jahre von 1851 enthaltenen 

Nachträgen zu dem Jahr 1850 in Verbindung feßt (a). 

(a) 3. der bad, Oberrechnungsfammer v. 29. Apr. 1823. Im bad, Fi- 
nanzwefen wird die Rückſtandsrechnung als 1. Abtheilung, die Etats— 
rechnung früherer Sabre als 11., die Rechnung des laufenden Jahres 
als 111. Abtheilung bezeidhnet. Seit 1834 werden in 11. wieder un— 
terſchieden a) Poften des zunächft vorhergegangenen Sahres, b) zu 
früheren Jahren. Das Sol in I. ift fhon in den Rechnungen vor: 
bergegangener Jahre enthalten, nur II. und 111. begreifen ein neu= 
ermittelte Soll in fih. Wenn alle Fahre eben fo viele neue Refte 
blieben, als alte abgetragen werden, fo würde das Dat von Abth. I. 
—111. mit dem Soll von II. und III. ungefähr übereinftimmen. 

Es war z. B. in den Staatseinnahmen von 1844 
I. das Soll, und zwar 

1) das ältere, Abth. I. 691 996 fl. 

2) das neue, in Abth. II. a. 84 980 = 

b. 36 425 = 

Abth. II. 16128 162 = 


Summe von II. u. III. 16°249 567 fl. 

11. Das Hat, in Xbth. 1. 596 064 fl. 
Abth. II. a. 83 817 - 

b. 32 073 = 

Abth. IM. 15°590 070 = 


Summe 16'302 024 fl. 

Das ganze Hat beträgt folglich um 52 457 fl. mehr, ald bad neue 
Soll, weil nämliy in diefem Jahre aus älteren Reften um foviel 
mehr einging, ald von dem obigen neuen Soll des Jahres in Rüd: 
ftand blieb, — Gegen die Führung einer abgefonderten Rückſtands— 
rehnung Kieſchke, ©. 209 (der jedody gerade das räth, was in 
Baden gefchieht, nämlich das Uebertragen des Rüdftandsfolls in den 
Anfang der Rechnung des folgenden Jahres). Diefe abgefonderte 
Reftenrechnung ift in Preußen im Jahre 1821 abgefhafft worden, 
Graaf, ©. 307. — Uebrigens find noch befondere Reftverzeichnifle 
unentbehrlich, um die Eintreibung der Rüdftände zu erleichtern. 


$. 556. 


Die Nennungen einer Finanzverwaltung müffen alle Zu: 
und Abflüffe von Geld und Naturalien enthalten, ohne daß der 
Rechner einen Theil derfelben hinweg laffen dürfte, weil dieß 
eine Abweichung von der Wahrheit wäre und Willführ und 
Unordnungen nad) fich ziehen Eönnte, Gleihmwohl giebt es Ein— 
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nahmen und Ausgaben, die, obfchon fie den Gaffenftand abaͤn— 
-dern, doch mit den übrigen nicht vermengt werden dürfen, weil 
fie auf den wirtbfchaftlichen Zuftand Feinen Einfluß haben, indem 
fie Feine wirkliche Mehrung oder Minderung defjelben anzeigen, 
Beifpiele hiervon find 1) eingezogene und wiederangelegte Capi— 
tale, ebenjo eingehende Kauffchillinge, die wieder irgendwo wer⸗ 
bend angewendet werden; es ift fehr verwirrend, wenn folche, 
im Bermögensftamme vorgehende Bewegungen mit den eigent- 
‚ lichen Einfünften und Ausgaben (I, $. 70 a) zufammengewor- 
fen werden; 2) Vorſchuͤſſe und deren Wiedererfag, ed mögen 
nun beide in dem nämlichen Jahre zufammentreffen oder nicht, 
3) Zahlungen an andere Staatscaffen oder Einnahmen von 
fulchen, wobei zwar das Nechnungsergebniß der einzelnen Ver— 
waltung, namentlich ihr Gaffenreft, abgeandert wird, aber wegen 
der entgegengefegten Weränderung in der anderen Gaffe doc) 
im Ganzen die beiderfeitigen Wirkungen fich völlig aufheben, 


Den Poften diefer Art follte im Rubrikenſyſteme der Nech- 
nung eine eigene Stelle gegeben merben, fo wie auch dem an 
fanglichen und dem am Ende des Jahres verbleibenden baaren 
Vorrathe. Vermoͤge einer Fiction pflegt man jenen als eine 
Einnahme, diefen als eine Ausgabe des einzelnen Jahres an— 
zufehen, $. 551 (a). 


(a) Auf diefen Sägen beruht die Abtheilung IV. im badifchen Rechnungs: 
wefen „uneigentlihe Einnahmen und Ausgaben”, die 
man z. B. bei der Vergleichung des Solls mit dem Voranſchlage 
ganz unbeacdhtet läßt, weil fie Eeine neuen Einkünfte und feine defini— 
tive Verwendung derfelben enthält. — So wird z.B. jeder Vorſchuß 
erft in Abth. IV. gebucht, dann, wenn die Leiftung endgültig ausge— 
mittelt ift, ebendafelbft als erftattet eingetragen und fodann in einer 
der 3 erften Abtheilungen in Einnahme oder Ausgabe gefegt. In den 
Vorlagen an die Stände ift der Bau ber Staatsrecdhnung neuerlich 
folgender: Einnahme, A. Betrieböfondsrchnung. I. Reſte 
aus voriger Rechnung. 1. Geldvorrath. 2. Naturalvorräthe. 3. Ac— 
tivrefte, a. aus den eigentlichen, b. aus den uneigentlihen Einnah: 
men. II. Uneigentlihe Einnahmen vom laufenden Jahre. — B. 
Ctatöredhnung. I. E. vom laufenden Sahre, II. vom vorher: 
gehenden, 111. von früheren Sahren, IV. Abgang an Paffivreften, 
V. Vermehrung ber Naturalvorräthe, Die Abtheilungen ber Aus— 
gabe find denen der Einnahme entſprechend. — Minder gut ift es, 
für ſolche Poften, die Eeine wahren Einkünfte und Verwendungen 
anzeigen, befondere Bücher zu führen, wie die Depofitens, Vor: 
ſchuß⸗ und Creditbücher. Ditmar, Staatscaffenweien, ©, 38, 
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8, 557, 

Die Rechnungen werden bei einer höheren Stelle der Pruͤ— 
fung (Revifion) unterworfen, Dieß gefchieht durch befondere, 
des Finanzweiens und vorzüglich des Nechnungswefens völlig 
fundige Beamte (Reviforen, Nehnungscommiffare, 
Rechnungsraͤthe ıc.), welche theild den Mittel» und Oberbe= 
hörden in verfchiedenen Verwaltungszweigen beigegeben, theils 
aber zur Prüfung der von den höheren Finanzftellen gefertigten 
Nechnungen, zur Erledigung der Nechnungsangelegenheiten in 
letter Inftanz und zur Leitung ded gefammten Staatsrechnungs- 
wefens in einer Cherbehörde (Oberrehnungsfammer, - 
$. 536) vereinigt find. Diefe Gollegialbehörde muß in Hinficht 
auf ihre Entfcheidungen von dem Finanzminifterium unabhängig 
und in derfelben Stellung fein, wie ein Gerichtshof (a). Bei der 
Prüfung der Rechnungen muß man den Gegenftand der Verwal⸗ 
tung, die Obliegenheiten der rechnunglegenden Beamten und die 
gefeglihen Vorfchriften für den einzelnen Gefchäftszweig genau 
fennen. Die Unterfuhung wird vorzüglich auf nachftehende 
Puncte gelenkt: 


1) Richtigkeit der Zahlenergebniffe, ob man z. B. richtig zu« 
fammengezählt und abgezogen, die Quantitäten mit den Preifen 
richtig vervielfacht, die Geldforten gehörig umgemandelt, die 
Ergebniffe der vorigen Rechnung ordnungsmäßig übertragen, 
die wahren Preife zu Grunde gelegt hat, ob die Zahlen mit den 
Belegen tibereinftimmen u. dgl. (6). 


2) Beobahtung der vorgefchriebenen Formen, 3. B. Nus 
merirung und gehörige Abfaffung der Belege, Unterfchrift der- 
felben, Aufführung jedes einzelnen Poftens in feiner entfpre- 
chenden Nubrif, wobei es nicht erlaubt ift, daß ein Poften ver- 
fchiedenartige, unter mehrere Nubrifen gehörige Theile ums 
faffe u. dal. 

3) Die Nechtfertigung für alle in den Nechnungen ange- 
gebenen Maafregeln der Vermaltung, ob 3. B. die unfländigen 
Ausgaben angemwiefen (becretirt) , die Ueberfchreitungen des 
Voranfchlages von der höheren Stelle genehmigt, die ftändigen 
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Ausgaben nur innerhalb der Granze der Bewilligung vorge— 

nommen worden find. 

4) Man pflegt bei der Prüfung der Nechnungen auch dars 
auf zu achten ob die Grundfäge einer guten Wirthfchaft von den 
Verwaltungsſtellen forgfältig beobachtet worden find. Dieß ift 
eine materielle, nicht mehr dem Rechnungsweſen angehörige 
Unterfuchung, zu welcher jedoch der Nevident die beite Gelegen— 
heit hat, da er ohnehin jeden Poften genau zu beleuchten ver- 
pflichtet ift. Es wird deshalb erforfcht, ob die Ausgaben überall 
fparfam veranftaltet worden find, ob man die Einnahmen nidyt 
hätte ergiebiger machen fönnen, ob der Vermoͤgensſtamm ftreng 
erhalten worden ift 2c, Die bei diefem Theile der Prüfung ges 
fundenen Mängel oder Zweifel fallen jedoch nicht fomohl in den 
MWirfungskreis der oberften Nechnungsbehörde, ald derjenigen 
höheren Stellen, welche die Verwaltung felbft zu leiten ha— 
ben (ec). | 
(a) Bei dem frangöfifchen Rechnungshofe ift ein Staatsanwalt (procu- 

reur general) angeftellt. Ueber die VBerhältniffe diefer Behörde f. 

das a. Reglement, Art. 331—396. 

(5) Es giebt dafür eigene Calculatoren. 

(c) Die 1826 aufgehobene Staatscontrole in Preußen war eine 
fetbftftändige Oberbehörde, welche nicht bloß das Gaffen = und Redy: 
nungswefen, fondern auch bas Materielle der Finanzverwaltung be= 
aufjihtigte und ihre Erinnerungen gegen das legtere im Staats: 


minifterium vorzutragen hatte, Diefe Stellung mußte viele Reibun= 
gen mit dem Finanzminifterium nad) fich ziehen. 


$. 558, 


Die einzelnen bei der Prüfung einer Nechnung gemachten, 
Zabel oder Zweifel ausfprechenden Bemerkungen des Reviden—⸗ 
ten heißen NRehnungsbedenfen, Notaten, Reviſions— 
erinnerungen, monita. Gie werden von dem Nevidenten 
der Nevifionsbehörde vorgelegt, aus deren Auftrag er handelte, 
und von jener dem Rechner zur Beantwortung zugeftellt, wo— 
bei die Rechnungsbelege ihm auch wieder zu feiner Verantwor⸗ 
tung zurüdgegeben werden. Hat er fich Uber jeden beanftande- 
ten Punct geäußert, die in der Form gemachten Fehler nachträglich 
verbeffert und fein Verfahren vertheidigt, fo wird hierüber in ber 
vorgefeßten Behörde berathen und in Betreff jedes einzelnen 
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Bedenkens ein Beſchluß gefaßt. Wenn ed nöthig ift, fo wirb 
der Nechner noch zum zweitenmal’vernommen (a). Wird von 
einer höheren Behörde eine nochmalige Unterfuchung vorgenom- 
men, fo trägt diefe den Namen Superrevifion (5), und erft 
nach deren Beendigung und der Beantwortung ber Superres 
vifionserinnerungen wird eine endgültige Entfcheidung ausge 
fprochen (ce). Diefe Entfcheidung ift ver Nehnungsbefceid, 
ber fich ebenfalls uͤber alle einzelnen Erinnerungen äußert. Info- 
ferne darin die Erklärung enthalten ift, daß der Beamte in Bezug 
auf das Jahr, deffen Rechnungen geprüft worden find, alle feine 
Shliegenheiten erfüllt habe, wird diefer Befcheid auh Abfolus 
torium oder Decharge genannt. Indeß iſt die Freifprechung 
häufig nur eine bedingte, indem dem Nechner noch gewiſſe Ver- 
pflichtungen auferlegt werden, 3. B, eine Summe nadyzuzahlen, 
um bie er fich verrechnet, oder die er unbefugter Weife ausgege⸗ 
ben, oder zu erheben verfaumt hat (d), — oder einen gewiffen 
‚Umftand in der nächften Nechnung gehörig zu berüdfichtigen ꝛc. 


(a) In einigen Staaten ift ein muͤndliches Verfahren eingeführt, wobei 
ber Rechner fi) an dem Sige der Reviſionsbehörde einfinden muß. 

(5) Wo die Anzahl der Rechnungen zu groß ift, um fie alle jährlich der 
Superrevifion zu unterwerfen, da pflegt man jährlich einige heraus— 
zunehmen, 


(c) In Preußen unterfhheidet man die Abnahme ber Rechnungen, d.h. 
die erfte Prüfung von Seite ber nähftuorgefesten Verwaltungsbe⸗ 
hörde, und die — folgende Reviſion durch die Oberrechnungs: 
kammer. Graaf, ©. 505. 


(d), Diebei fteht ihm natürlich der Regeß an — hievon Vor⸗ 
theil gezogen hat, frei. 
§. 559. 

Allgemeine Bemerkungen in Bezug auf die Reviſion der 
Rechnungen. 

1) Wenn man die Pruͤfung unterlaſſen wollte, ſo wuͤrde dieß 
die groͤßte Unordnung in dem Finanzweſen nach ſich ziehen und 
ſelbſt die redlichen Beamten wenigſtens zur Nachlaͤſſigkeit verleis 
ten. Dan muß deßhalb eine ſorgfaͤltige Reviſion für eine unent⸗ 
behrlicye Einrichtung anfehen und ſich deßhalb den Unbequem- 
lichkeiten unterziehen, bie bisweilen aus unbegründeten Erinne- 
rungen entipringen, 
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2) Es ift eine Härte gegen die verrechnenden Beamten, wenn 
die Revifion ihrer Rechnungen lange verzögert wird, fo daß fie 
vielleicht noch für mehrere zurüdgelegte Iahre ihrer Verant⸗ 
wortlichfeit nicht entbunden find. Es muß deßhalb ein hinrei⸗ 
chendes Revifionsperfonal angeftellt und auf Befchleunigung 
des Gefchaftes gefehen werden. 

3) Die Revifionserinnerungen follten nicht von Tadelſucht, 
Unfenntniß und Geringfhäßung gegen die Vermaltungsbeam« 
ten zeugen. Indeß find die Nevidenten ald Wächter des Staats- 
vermögens zu betrachten und zur Aufrechthaltung der fchligen- 
den Formen verpflichtet, in denen der Einzelne fein kraͤnkendes 
perfönliches Mißtrauen erbliden follte. Die Revifion darf daher 
nicht zu einem Anlaffe werben, daß zum Nachtheil für den Staats» 
dienft zwifchen dem Revidenten und den Rechnern leidenfchaft« 
liche, der Würde des Gefchäftes unangemefjene Aeußerungen 
gemwechfelt werben, 


$. 560, 


Jede Gaffenverwaltung ift nur für die bei ihr felbft eingehen⸗ 
ben und von ihr zu bewirfenden Zahlungen verantwortlich. Sie 
braucht alfo audy nur zu rechtfertigen und in ihre Rechnung aufs 
zunehmen 1) diejenigen Einnahmen, welche fie als Ueber- 
fehuffe von untergebenen Caſſen abgeliefert empfängt, oder 
unmittelbar einzieht 2) die Ausgaben, welche fie felbft 
beftreitet, oder durch Auftrag von anderen Gaffen vornehmen 
laßt. 

Es ift jedoch nothmendig, daß die fammtlihen, in jedem 
Theile des Finanzwefens vorfommenden Einnahmen und Aus« 
gaben nach der fuftematifhen Nubricirung zufammengeftellt wers 
den, um die Ergebniffe des ganzen Staatshaushaltes überfichtlich 
darzuftellen und die Bergleihung mit dem Voranfchlage möglich, 
zu machen. Dieß ift ein von ber Verwaltung getrenntes, mit 
keiner Verantwortlichkeit, als für getreue Uebertragung der Zah⸗ 
len verfnüpftes bloßes Rechnungsgeſchaͤft, welches ausgeführt 
werben kann 
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1) von den Berrechnern der höheren Gaffen, indem fie ver- 
pflichtet werden, die Ausgaben und Einnahmen der ihnen 
untergeordneten Gaflen im Auszuge in ihre Rechnungen 
aufzunehmen, fo daß die Nechnung der Hauptftaatscaffe von 
felbft die Hauptftaatsrehnung bildet (a); 

2) von einer befonderen Etaatsbuchhalterei ($. 536), 
welche nicht blos aus den einzelnen geprüften Nechnungen die 
Hauptflaatsrechnung zufammenfegt, fondern auch fchon im Laufe 
jedes Jahres aus den eingehenden Nachrichten eine zur Gontrole 
der Rechner dienende Buchführung beforgt (5). 


(a) Wie dieß z. B. in Preußen (Graaf, ©. 135) und Baiern (Höck, 
Grundlinien der Kameralpraris, ©. 42) gefchieht. 
(6) Kieſchke, ©. 237. — v. Malchus, wolitit, II, 191. $inanz., II, 
126. — Graaf, ©. 35. 88. — Hüffelt, S. 274. — In Preußen 
ift erft 1826, bei der Aufhebung der Staatscontrole, eine Staats: 
budhalterei als befondere Behörde errichtet worden. 


2. Abtheilung. 
Grundzüge des Etatöwefens. 


$. 561. 


Der Boranfhlag, Etat, Budget ($. 465) ift die 
Berechnung der in einem bevorftehenden Zeitabfchnitte (Jahre) 
zu erwartenden Einnahmen und vorzunehmenden Ausgaben (a). 
Obgleich diefe, über fünftige Ereigniffe angeftellte Berechnung 
der thatfachlichen NRechnungsführung vorausgeht, fo ift es doch 
zweckmaͤßig, die Betrachtung des Etatöwefens von formeller Seite 
ber Lehre von dem Nechnungsmefen folgen zu laffen, denn dieſes, 
wie es fich weit früher ausgebildet hat, dient auch in Bezug auf 
die äußere Einrichtung den Voranſchlaͤgen zum Vorbilde, welche 
ſich uͤberdieß auf die in den Nechnungen aus den früheren Jahren 
enthaltenen Erfahrungen flügen, Dem Inhalte nach ift der Bor- 
anfchlag von der thatfachlihen Rechnung weſentlich verſchieden. 
Er enthalt nämlich 1) bei denjenigen Einnahmen und Ausgaben, 
deren Größe ſich fchon voraus feftfegen laßt, den durch den Be- 
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fehluß der höchften Gewalt im Staate beftimmten Betrag berfel- 
ben, 2) bei anderen, welche von Fünftigen Ereigniffen bedingt 
werden, die wahrfcheinlihe Eumme verfelben. Hier kann das 
wirfliche Ergebniß beträchtlich von dem vermutheten Umfange 


der Einnahmen und Ausgaben abweichen. 


(a) Kieſchke, ©, 3. — v. Malchus, Polit. U, 152. Finanz. 11. 93. 
— Braaf, ©. 18, — Der Gründer des Etatsweſens ift Sully, f. 
Baumftarf, Des Herzog dv. Sully Berdienfte um das frangöf. Fi- 
nanzwefen, Mannheim, 1828, ©, 130. v. Malchus, Fin. 11, 96. 


$. 562, 


Ueber Wefen und Berfertigung der VBoranfchläge find hauptfäd;- 
lich folgende Regeln zu bemerken: 

1) Man muß den Etatsentwurf von dem genehmig- 
ten Etat unterfcheiden, Jener ift ein mit beigefligten Gründen 
und Erläuterungen verfehener Vorſchlag, diefer hat die Bekraͤf⸗ 
tigung des Staatsoberhauptes erhalten und dient ald Vorfchrift, 
um, fo weit es thunlich ift, von den Finanzbeamten vollzogen 
zu werben, 

2) Die Bearbeitung der Entwürfe gefchieht von unten auf, 
fo daß vor dem Anfange des neuen Beitabfchnittes zuvoͤrderſt 
die unterften Verwaltungsſtellen den 'wahrfcheinlihen Betrag 
der Einkünfte angeben und die ihnen nöthig fcheinenden Ausga- 
ben namhaft machen, zugleich aber audy die Beamten in ande= 
ren Zweigen des Staatödienftes ihre Ausgabenvorfchläge ent— 
werfen, die dann von jedem Minifterium bearbeitet werden, 

3) Man bedient ſich hiebei des Nubrifenfyftems der Rechnun⸗ 
gen (a) und giebt dem Voranſchlage die tabellarifche Form der» 
felben. Eine Zahlenfpalte Fann bei.den unftändigen Einnahmen 
und Ausgaben den Durckfchnittöbetrag aus einigen jüngftver- 
floffenen Jahren, 3. B. 3 oder 6, angeben, dem in einer ande— 
ren Epalte die mit diefem Durchfchnitte übereinftimmende ‚oder 
davon abweichende vorgefchlagene Etatsfumme beigefügt wird, 

4) Zur Bildung eines folhen Durchſchnittes muͤſſen bie 
Sahresbeträge erft berichtiget werden, wenn naͤmlich Veränderun« 
gen ftatt gefunden haben, wegen welcher die früheren Zahlen 
nicht mehr völlig anwendbar find, 3. B. in dem Fuße oder ber 
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Erhebungsart der Einnahmen, in der Ausdehnung einer Staats- 
anftalt, vem Maaßftabe der. vom Staate zu leiftenden Bezah- 
lungen u, dgl. In manden Fällen laßt fi die Wirfung der 
vorgegangenen Veränderung genau beflimmen, 3. B. bei einer 
aufgehobenen Steuer, einer verminderten Gebühr; in anderen 
Fällen, 3. B. bei einer Zollermäßigung, fann man nur eine Ver- 
muthung aufftellen. 

5) Eine für Anmerkungen beftimmte Epalte nimmt vorzuͤg⸗ 
lich die Gründe auf, aus denen man eine von dem Durchfchnittö« 
betrage abweichende Summe in Antrag bringt. Ausführliche 
Erläuterungen müffen einem begleitenden Berichte vorbehalten 
bleiben. 

6) Auch Belege werden beigefügt, um die Etatöfäge zu 
begründen, wozu theild Auszüge aus den Rechnungen, theils 
ausführliche Berechnungen, theild Nachmweifungen der angeord- 
neten Veränderungen in den Cinnahms- und Ausgabs- Pofitio- 
nen (5) ꝛc. dienlich find. 

7) Man braucht nur diejenigen Etatöfäge zu rechtfertigen, 
welche unftändig, oder von denen des vorigen Anfchlages ver- 
fchieden find. Hiedurch wird die Verfertigung des Etats, wenn 
fie jährlich oder nad wenigen Zwifchenjahren gefchieht, beveu- 
tend abgekürzt. : 


(a) Kür die Ausgaben möchte die obige Anordnung, $. 42. 43., nach wel: 
her man 1) Hofftaatsausgaben, 2) Ausgaben für die ftändifche Re— 
präfentation, 3) Regierungsausgaben unterfheiden, und die legte: 
ren nach den Minifterien abtheilen fann, den Vorzug verdienen. Für 
die Einnahmen ift die befte Eintheilung die, welche aus dem Wefen 
der Einkünfte hergenommen wird, $. 84 ff. Dody müßte man neben 
ben felbftftändigen Einnahmen in einer befonderen Abtheilung die: 
jenigen aufführen, welche fid) gelegentlich, bei einem Gegenftande des 
Aufwandes, ergeben, z. B. Arbeitsertrag in den Zuchthaͤuſern, $. 69, 

(6) Bei jeder Verwaltung werden Notabilienbücher geführt, um 
alle ſolche Veränderungen, z. B. fiftirte Befoldungen, aufgehobene 
Abgaben ꝛc. genau zu verzeichnen. Bad. V. v. 20. Jun. 1820, 
Reg.:Bl, Nr. 10, Formular bei v. Malchus, Pol. Il, LXXXXIV. 


$. 563, 


8) Die Etatsentwürfe der unteren Stellen (Specialetats) 
werben bei den Mittelbehörden geprüft und in umfaflendere 
Etats zufammengezogen, wobei jedoch die einzelnen ausführ 
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lichen Anfchläge ald Belege beigefügt werden. Bei den höchften 
Stellen gefchieht daffelbe (Hauptetats), bis endlih als Er- 
gebniß der ganzen Arbeit der Haupt-Voranſchlag, Haupt 
finanz-Etat entworfen wird (a). 

9) Iſt diefer, abgeändert oder nach feiner vorgelegten Faſſung, 
genehmigt worden, fo gehen an alle höheren und niedrigeren 
Beljörden die auf ihren Wirfungskreis ſich beziehenden, mit den 
Anfägen des erfteren Übereinftimmenden Voranſchlaͤge zuruͤck, 
um die in ihnen aufgeführten Einnahmen und Ausgaben in 
Vollzug zu bringen. 

10) Um ganz ficher zu gehen, halt man fich häufig in der 
Praris an die Negel, die Einnahmen etwas unter ihrem muth- 
maßlichen Betrage, die Ausgaben dagegen über bemfelben an- 
zufegen, fo daß alfo die wirkliche Verwaltung aus beiden Urfa= 
chen einen größeren Ueberfchuß ergiebt, ald man nad) dem Bor- 
anfchlage erwarten follte, Unter anderen Gründen mag bie 
Furcht vor unverfchuldeten Vorwürfen und der Umftand zur 
Entihuldigung diefes Verfahrens dienen, daß eine Abweichung 
vom Etat, die durch günftigere Wirthfchaftsergebniffe entfteht, 
erfreulich ift, während ein Mehrbetrag der Ausgaben und eine 
Verminderung der Einnahmen unangenehme Störungen nad) 
ſich zieht. Gleichwohl ift eine abfichtlihe Entfernung von dem, 
was man für wahrfcheinlich halten muß, nicht zu billigen, fie 
‚führt zur Willkühr und ift auch nicht ohne Nachtheile, indem 
man, fo lange nur noch im Ganzen ein Ueberfchuß gegen den 
Etat vorhanden ift, eine Ueberfchreitung der Ausgabenfäge nach- 
fichtig zu beurtheilen geneigt if. Wenn man aber den VBoran- 
Ihlag fireng nach der Wahrheit einrichtet, fo darf man auf Feine 
Ueberfchüffe rechnen, fondern muß fhon im Etat eine Summe 
vorbehalten, welche zur Dedung von Einnahmsausfällen und 
Ausgabsvermehrungen dient, 

(a) Formulare für diefe — Arten von Vorſchlaͤgen u. a, bei 

v, Malchus Politik, I. LXXVIIL ff. 


$. 564, 


Eine wefentlihe Bedingung guter Etats ift auch ihre Voll⸗ 
ſtaͤndigkeit, ſo daß ſie keine in ein gewiſſes Verwaltungsgebiet 
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fallende Art von Einkünften und Ausgaben auslaffen. Soll 
der Voranfchlag das ganze Bild der Finanzverwaltung barftellen, 
fo müffen alle mit den Einfünften verfnüpften Koften in Aus 
gabe, dagegen alle wahrfcheinlih eingehenden Summen von 
Geld und Naturalien in Einnahme geftellt werden, fo daß man 
deutlich fieht, wie aus dem Abzuge der Koften von ber rohen 
(Brutto=) ſich die reine (Metto-) Einnahme bildet. 
In den Voranfchlägen mander Staaten wird nur der Nein- 
ertrag der Einkünfte in Anfat gebracht, welches feine Empfeh- 
lung verdient (a), Wollte man einen Mittelweg einfchlagen 
und die Einnahmen nur nad; Abzug der eigentlihhen Gemwerbs- 
betrieböfoften in den Voranfchlag aufnehmen, alfo 3. B. das 
Holzfällen, die Heizung in Salinen und Hüttenwerken, den An- 
kauf des Holzes für Holzhöfe ($. 151) ꝛc. fogleich von dem 
Ertrage diefer Gewerbe abziehen, fo würde immer der Vortheil 
einer Kenntniß aller Finanzmaaßregeln verloren gehen und ohne 
Willkuͤhr oder Inconfequenz die Gränzlinie der vorweg abzu- 
rechnenden Audgabepoften Faum zu ziehen fein. Freilich hat jene 
Vollftändigkeit die Folge, daß das Bruttveintommen im Ber 
haltniß zum Nettobetrage fehr groß erfcheint, und daß man, zum 
Behufe mandfaltiger Combinationen und Berechnungen, fi 
häufig an den legteren halten muß (5). 
(a) Graaf (S. 87.) nimmt dieſe Einrichtung in Schuß, ohne die von 
ihm felbft angeführten Gegengründe zu widerlegen. — Dagegen 
von Malchus, Fin. 1, 104. Die Aufführung der Roheinnahme und 


der Koften wird immer allgemeiner üblich und hat neuerlich auch in 
Preußen Eingang gewonnen. 


(5) Finden Veränderungen in diefer Art und Weife, den Etat zu bilden, 
att, fo Eönnen bie Bahlenrefultate aus verfchiedenen Sahren ohne 
forgfältige Berichtigung nicht mit einander verglichen werden. In 
Baden 3. B. waren im Budget für 1831 und 1832 bei dem Münz: 
wefen nur 4370 fl. ald Einnahme angefegt worden. Das Budget 
für 1833 und 34 aber giebt, da man feinen Reinertrag beabfichtigte, 
eine Bruttoeinnahme und eine gleihgroße Ausgabe von 520 338 fl. 
an, weil man das ganze Erzeugniß der Ausmünzung zur Einnahme, 
die Xnfhaffungstoften der Müngmetalle aber zur Ausgabe z09. Ohne 
bedeutende materielle Veränderung, hauptſächlich wegen geänderter 
Berechnungsregeln, ift die Bruttoeinnahme in den badifchen Budgets 
von 10597 000 fl, im Jahr 1832 auf 11800 000 fl. im 3. 1833 er: 
höht worden, während der muthmaßliche Rein= Ertrag nur um 
400 000 fl größer, nämlich zu 7'700 000 fl. ftatt 7'300 000 fl. ange: 
nommen wurde. Der Voranfchlag der ordentlihen Einnahmen und 
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Ausgaben für 1850 und 1851 enthält eine durchſchn. Roheinnahme 

von 14'866 973, eine reine E. von 9998 760 fl., jedoch ohne die Poft 

und Eifenbahn, welche 3126 539 fl. abwerfen und nach Beftreitung 
der Koften 1° 037 986 fl. für die Verzinfung und Zilgung der Eis 
ſenbahnſchuld übrig laffen. 

$. 565. 

Der Hauptfinanzetat (Budget) ift Fein Geſetz, wenn er gleich, 
namentlich in Staaten mit einer Nepräfentativ:Verfaffung, in 
den für die Gefeßgebung beftehenden Formen fefigeftellt wird, 
Diejenigen Beflimmungen in ihm und in Bezug auf ihn, welche 
wirklich gefeßlicher Art find, werden gewöhnlich in einem mit 
ihm in Berbindung ftehenden Finanzgefege (a) zufammen- 
gefaßt, welches enthalten muß (8) 

1) die Benennung der den Charakter der Auflagen an fich 
tragenden Ginnahmsquellen, mit Angabe des Erhebungsfußes, 
wenigftens wenn bderfelbe nicht mehr der bisherige ift (c) ; 

2) die fir jeden Theil der Ausgabe bewilligten, den einzel« 
nen Minifterien zugemwiefenen Summen oder Credite. Es ift 
hierbei eine allgemeine Beftimmung darüber nöthig, wie weit 
die Befugniß jedes Minifteriumd reiche, innerhalb der ihm im 
Ganzen bewilligten Summe ſolche Verfügungen zu treffen, bie 
von den, für die einzelnen Theile ded Aufwandes angenomme- 
nen Zahlen abweichen, ob es 3. B. erlaubt ift, die Erfparniß an 
der einen Ausgabe zur Vergrößerung einer anderen anzuwenden. 
Es wäre nicht rathfam, jeden Minifter genau an die Beobach— 
tung aller einzelnen Pofitionen feines Budgets zu binden (volle 
Specialität des Budgets), weil fi im Laufe der Geſchaͤfte 
dad Bedürfniß eines gewiffen freien Spielraums häufig fühlbar 
macht, doch follten wenigftens die Hauptabfchnitie der Miniftes 
rialetats pünctlich eingehalten oder Weberfchreitungen befonders 


gerechtfertigt werden (d). 

(a) vv Malchus, Fin. 1, 94. 

(5) Diezu kommen mandye andere Puncte, 4. B. über das Maaß ber 
Provincialausgaben, Über die erlaubte Summe der Schagfammer: 
fcheine u. dgl. Außer diefem wefentlichen Inhalte hat man öfters ge— 
legentlich auch ſolche Verfügungen diefem Gefese einverleibt, die 
eigentlich den Gegenftand eigener Geſetze hätten bilden follen. Der 
Bemweggrund zu diefer Verbindung ift, daß man ſolche andere Be: 
ftimmungen ebenfalld, wie das Finanzgefes, nur für eine gewiſſe 
Etatöperiode (1,2, 3, 6 Jahre) verabredete. 
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(ce) Die Einkünfte aus dem eigenen Erwerbe ber Regierung bedürfen, 
als ein für allemal feftgeftellt, keiner ſolchen Anfuͤhrung im Finanz: 
gefese. Das jährliche franzöfiiche Finanzgefes zeichnet ſich durch 
die vollftändige Aufzählung aller Gebühren aus, die bei irgend einer 
Veranlaffung erhoben werden dürfen. 

(d) v. Malchus, Pol. 11, 186, Fin. 11, 122. — In Frankreich gilt die 
Specialität für die Capitel des Voranfchlages. 


8, Abtheilung. 
Grundzüge des Caſſenweſens. 


$. 566. 


Die zum Finanzwefen eines Staates gehörenden Caſſen 
müflen fo angeordnet und mit einander in Verbindung gefeßt 
werben, daß fie leicht jede Einnahme auffaffen und jede Ausgabe 
beforgen koͤnnen, daß aber auch jede unnöthige Anhäufung von 
Geldern verhütet wird, Man kann daher unterfcheiden : 

1) die Hauptftaatscaffe des Landes(a), bei welcher alle 
Ueberfchüffe zufammenfließen und von welcher die am Sitze der 
oberften Staatsbehörden vorfommenden Ausgaben beftritten 
werben; 

2) Haupt-Gentral-Gaffen für einzelne Zweige der Fi- 
nanzverwaltung, deren jedoch nur einige für Bebürfniß zu er- 
achten find, 3. B. Schuldentilgungs-, Kriegs: und Poft-Gaflen, 
indem die Gefchäfte der übrigen füglic von der Hauptftaatscaffe 
beforgt werden fünnen ; 

3) Provincialcaffen, in denen die meiften Einkünfte in- 
nerhalb eines Kandestheiles gefammelt und von denen die da— 
felbft vorfallenden Regierungsausgaben unmittelbar oder durch 
Anweifung auf untergebene Gaffen bewirkt werben es ift baher 
in der Regel nicht nöthig, für einzelne Zweige von Einkünften 
befondere Gafjen in den größeren Landesbezirken einzurichten; 

4) untere Gaffen, deren Zahl und Gefchäftsfreis nady der 
Belhaffenheit der Einnahmsquellen und Ausgabszmweige in 
jedem Staate beftimmt werden muß. Sie find theild bloß dem 
Einzuge von Auflagen gewidmet, theild auch mit anderen Ver⸗ 
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waltungsgefchäften, 3. B. des Domänenwefens, der Bergwerks— 
abminiftration, in Verbindung. Es ift ſchon der Koften wegen 
rathfam, nicht mehr Gaffen anzuordnen, als das Bedürfniß des 
Dienftes erfordert, fowie auch mit der Vermehrung der unteren 
Gaffen die Gefahr von Beruntreuungen anwaͤchſt. Sole un 
tere Erheber von Einkünften, denen die Bedingungen zu einer 
guten Gafjenführung abgehen, werben verpflichtet, die bei ihnen 
eingehenden Summen nad) kurzen Zwifchenzeiten an die nächft- 
vorgefegten Caſſen abzuliefern, 3. B. die Steuererheber, Weg« 
geld=, Zolleinnehmer ıc. 


(a) Sie trägt meiftend noch aus älterer Zeit den unfchönen Namen Ges: 
neralftaatscaffe. 


$. 567. 


Bei der Anftellung des Gafjenperfonald muß vorzüglich auf 
erprobte redliche Gefinnung, feften Character, Ordnung und Ge« 
fhidlichfeit gefehen werden, auch ift eine Sicherheitsleiftung 
(Caution) unerlaßlich, die jedoch für fich allein Feine vollftändige 
Sicherheit geben Fann, weil ihr Betrag die dem Beamten an 
vertrauten Summen in der Regel nicht erreicht, $. 486, IV. 
Bei den unteren Gafjen ift gewöhnlich nur ein einziger Staat- 
beamter angeftellt, der zugleich die anderen Berwaltungögefchäfte 
beforgt und für feine Gehülfen verantwortlich ift. Höhere und 
größere Gaffen haben ein von anderen Verrihtungen ganz ent- 
fernt gehaltenes Perfonal, bei welchem neben einer angemeffe- 
nen Vertheilung der Gefchäfte zugleich darauf Nüdficht genom- 
men wird, daß es wegen ber großen Verſuchung zur Untreue an 
einer gegenfeitigen Ueberwachung (Gontrole) nicht fehle. Zu 
einer vollftändigen Befegung wird erfordert: 

1) ein Vorſteher (Hauptcaffier, Rendant ıc,), der 
| die fammtlichen Gaffengefchäfte leitet und beauffichtiget, das 

Tagebuch führt, jedoch nichts felbft a oder aus⸗ 

zugeben hat, 

2) ein Bahlmeifter (Caſſier), dem es obliegt, das gih⸗ 
len, Packen ic. zu beſorgen und der ein, nad) den vorkom⸗ 


menden Münzforten in Spalten abgetheiltes Caſſenbuch 
Rau, polit. Oekon. 3te Auög. II, 2te Abth. 25 
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3) 


4) 


1) 


2) 


(Sournal) für Einnahme und Ausgabe führt. Die Caſſe 
fteht unter dem Mitverfchluffe der beiden anderen Beam- 
ten, Große Caſſen haben mehrere folhe Zahlmeifter nö- 
thig, 3. B. einen für die Einnahmen, einen für die Aus- 
gaben, 

ein Gegenfhreiber (Gontroleur), der ein Gegen- 
buch, öfters auch das Hauptbuh führt, alle Quittungen 
mit unterzeichnet und überhaupt von allen Vorgängen 
Kenntniß nimmt ; 

ein Unterperfonal von Rechnungsgehülfen, Canzliften 
und Dienern. 


$. 568, 


Regeln über die Gaffengefchäfte: 


Die einer jeden Gafje zugewiefenen Einnahmen und Aus- 
gaben müffen mit Nüdficht auf die Zeit ihres Eintreffens 
fo berechnet fein, daß in der Negel die Mittel zur Beftrei- 
tung der Ausgaben nicht fehlen. Diefe VBertheilung der 
Eummen ift das Gefchäft der dem ganzen Caſſenweſen im 
Staate vorgefegten Behörde, Tritt in einzelnen Zeitpunc« 
ten ausnahmsweife dennoch ein Mißverhältniß ein, fo laßt 
fich leicht helfen, indem mit höherer Genehmigung die eine 
Gaffe die benöthigte Summe von der ‚anderen erhebt und 
diefer der geleiftete Zufchuß wie eine Ablieferung zu Gute 
gerechnet wird, 

Die ftändigen, fo wie alle im Voranfchlage für eine gewiſſe 
Gaffe nach ihrem wirklichen Betrage aufgeführten Einnah— 
men und Ausgaben bebürfen Feiner befonderen Ermaͤchti⸗ 
gung, wohl aber diejenigen, welche entweder außerorbent- 
licher Weife erfolgen, oder deren Größe wenigftens nod) 
nicht voraus beflimmt werden Fonnte, $. 553. Solche Po- 
ſten erfordern einen Auftrag zum Empfang oder zur Aus— 
bezahlung (Zahlungsanmweifung, Decretur, or- 
donnancement) von einer vorgefegten Behörde, Um 


Ueberfchreitungen der Voranfchläge leichter zu verhindern 


und eine Prüfung der Anfäge zu bewirken, ift es zwed- 
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mäßig, wenn bie Anmweifungen vor der Ertheilung der De= 
cretur durch den Vorftand einem controlirenden Beamten 
zur Einfiht und Mitunterfchrift vorgelegt werben. Die 
Zahlungsanweifungen der anderen Minifter, die uͤber ihre 
etatömäßigen Gredite ($. 565) verfügen koͤnnen, follten 
wenigftens von dem Vorſtande des Finanzminifteriums 
ebenfalls eingefehen und unterzeichnet werden. _ 

- 3) Für feine Einnahme darf vor dem wirklichen Einzug bed 
Geldes eine Befcheinigung ausgeftellt werden (den Fall 
einer Abrechnung ausgenommen), Dagegen darf man Feine 
Ausgabe ohne gleichzeitigen Empfang der Quittung vor= 
nehmen, 

4) Die Quittungen müffen genau nad) ber Vorſchrift abge⸗ 
faßt ($. 553) und von demjenigen ausgeſtellt fein, welcher 
zunächft zum Gmpfange berechtigt ift, wenn dieſer nicht 
einen Anderen hierzu bevollmachtiget hat. Sogenannte 
Snterimsquittungen eined Dritten Fönnen nicht als 
Belege dienen und laufen bis zum Eintreffen der wahren 
Beicheinigung auf die Gefahr des Gaffenführers. Voraus— 
bezahlungen vor dem Termin der Schuldigfeit find unzu— 
laffig (a). 


(a) Bei Befoldungen Eann für den ſchon verfloffenen Theil der Zeit eine 
Abſchlagszahlung geftattet werden. 


8. 569, 


5) Eigene Gelder dürfen mit denen, die dem Staate ge- 
hören, in einer Öffentlichen Gaffe nicht vermengt werben; auch 
eine, wenn gleich nur temporäre Benugung ber Staatögelder 
für Privatzwede ift unerlaubt. 

6) Bei jeder Zahlung ift forgfältig darauf zu fehen, daß fie 
nur in den vorfchriftsmäßigen guten Geldforten erfolge, Die 
Sorten werden bei Einnahmen und Ausgaben aufgezeichnet, 
leßtere auch bei anfehnlihen Summen mit einem Sortenzettel 
begleitet, Rollen und Beutel braudyen nur gewogen zu werden, 
wenn fie wohl verfchloffen geblieben find und eine andere Caſſe 
auf der Auffchrift die Nichtigkeit der Abzählung bezeugt hat, 

25* 
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7) Bei Verfendungen muß man für gute Verpackung 
ſorgen. 

8) Die Caſſe muß gegen Diebſtahl auf alle Weiſe geſchuͤtzt 

werden, wozu die Anwendung feſter eiſerner Kiſten, eines wohl 

verwahrten Gemaches mit einem einzigen Zugange und feſt ver— 
ſchließbaren Oeffnungen, die Naͤhe des Beamten bei kleineren 

Caſſen (a) und die Aufſtellung einer bewaffneten Wache bei 

größeren ıc. (5) dient. 

9) Die Cafe muß von Zeit zu Zeit nachgezählt (geftürzt) 
und der Erfund mit dem Abfchluffe der Bücher verglichen wer- 
den. Dieß gefchieht 

a) von den Gaffen-Beamten felbft in regelmäßigen Perio- 
ben, 3.8, alle Monate ($. 548, 11), fo wie auch über den 
Gaffenbeftand öfters an die vorgeſetzte Behörde durch einen fog. 
Situationsetat, Saffenftatus, berichtet werden muß, 
| b) von einer anderen zur Auffiht über eine Caſſe 

(Saffencuratel) beftellten Behörde. Man unterfcheidet hie— 
bei die regelmäßige, zu beftimmten Zeiten eintretende Reviſion 
von derjenigen, bie ganz unerwartet gefchieht, und die, ohne als 

Zeichen eined Verdachtes gelten zu Fönnen, bei jeder Gafje we— 

nigftens einmal jährlich erfolgen follte. Mehrere an einem Orte 

fih befindende Gafjen werden gleichzeitig geftürzt (ec), auch wird 
eine Unterfuchung der Rechnungsbuͤcher, eine Vergleichung der- 
felben mit den Belegen ıc. vorgenommen und über das ganze 

Geſchaͤft ein Protokoll geführt, welches man der höheren Be— 

hörde zuftelt. 

(a) Er muß wo möglich die Caſſe in feinem Schlafzimmer haben und mit 
Waffen verfehen fein. 

(b) Graaf, ©. 283. 

(ce) In Preußen gefchieht die gewöhnliche Revifion monatlich an einem 
— Monatstage, z. B. in Berlin am legten oder (wenn 
er ein Feiertag ift) am vorlesten, bei den Provincialhauptcaffen am 
18ten, Diefe werden in der Regel von dem Präfidenten mit Zus 
ziehung von NRäthen geftürzt. Sind für mehrere Gaffen eines Or: 
tes mehrere Reviforen vorhanden, fo müffen fie ſich über die gleiche 
Stunde verabreden, fonft wird die eine Caſſe unter Verfchluß ge: 
nommen, während man mit der anderen den Anfang madıt. Graaf, 


©. 287. ff. Ditmar, S. 99, ff. — Ueber reifende Eaffenreviforen 
ſ. v. Malchus, 11, 145. | 
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Anhang. 


I. Formular eines Tagebuchs, 
zu $, 547 und 548, 





in— Hauptbuch. 1851. 
nahme, | Rubrik, 1® Betreff | 
fl. |. 


fr, 

11, 7, Mat. |49 | 21 $ Ioh. Bühler in Ro: 
| dach, für 10 Klafter 
| Brennhol x . .| 324 | — 


23 | 40 | II, 6, Snv, 8 — I Chr. Meufel, für 
altes Eifengeräthe \ 


U. Formular des Hauptbuchs für eine 
Domänenverwaltung, 


zu $, 561, 
Seite 57, 


Einnahme, 
VII. Aus Zehntrechten. 








Zanntnweiher. 


Hier bezieht das Xerar ben gro: 
Ben und Kleinen Zehnten und 
es ift fällig 


1) vom großen Zehnten 
bei Friedrich Wittmann, nad 
bem Verfteigerungs » Protocoll 
vom 13, Suli d. 3. und ben 
genehmigten Reluitionspreifen 


100 Mit, Spelz 

zu 3 fl. 50 kr. ... 383 fl, 20 Er. 
25 Mit. Waizen 

zu 6fl. 18 fr....150, 8 „ 


zufammen 533 fl. 28 Er. 1125] 5331281 — — 
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IL Sauptbuch für eine Dber : Stenereinnehmerei, 


zu $. 551. 


Rechnungsabtheilung I. Titel I. Directe Steuern. 




















| Seite 19 
| Nubrit 1. ’ Haben 
enal, © ... Reft. 
Grund⸗, a Gewerbes] Iou a December| Sanuar | Februar — ſt 
1845. 1846. 1846, 
fl. IEr. I FL Ir] FL Ike. EL lei |e. 
Nach General:Deeretur vom 10, Nov. 31 
1845, Nr. 14,797 find pro 1846 
einzubringen 
31,339 fl. 48 Er, 
und zwar von den Einnehmereien 
Aſchenbach 33 1201 33 201 33 | 20 3938| —1 — 
Brandenftein 50 — 50 — | — 583 171 25143 





Das Formular muß fuͤr jeden Monat, in welchen ein Steuertermin faͤllt, eine eigene Spalte erhalten. 
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Negifter 


Die römifhe Zahl zeigt den Da die deutiche den $. an. I bedeutet die 5. Aus Er 


des erften Bandes (1847), II die 3. Ausgabe des zweiten Baudes (1844), 


HI die 3, 


Ausgabe des dritten Bandes, erfte und zweite Abtheilung (1850 und 1851). 


A. 


Abkauf d. bäuerl. Laſten, II, 54. 
Ablöfung d. bäuerl. Laſten, UI, 53. 
Abnüsung, I, 68. 

Abr Tr en, 1, 292. 

Abſatz, bedingt die Ausdehnung der 


Production, 1, 122 Gränzen I, 
240 a. — bes ganzen Güterer: 


zeugnifles, I, 328 ff. 337 — der . 


landwirthfchaftlichen Erzeugnif: 
fe. 1, 364, 11, 121 — ber Gewerks⸗ 
waaren, I, 393 — ale Kennzei⸗ 
chen fuͤr en 369. 
Abfasgebiet, I, 
Abf — ätzung der Geunbftüce, 11, 


— des Tagebuchs, III, 548. 
Absentees, I, 340 (a). 449 (a). 
Abfolutorium, II, 558, 
Abftracter Werth, L, 61. 
Acciſe, ſ. Xuffhlag — Urfprung 
bes Wortes, III, 428 (a). 
Aderbau,l, 382 — beffen Beför- 
derung, 1, 151. 
Aderland, befien Rente I, 218. 
220 — Beranfdlagung, DI, 127, 
128. 332, 


Actienbergettelbanken,1,304. 305. 
— Hanbel mit denf. I, 438, 
Xetiengefelifhaften, f. Eiſen⸗ 
bahnen, II, 273 b. 
Aetivhandel, I, 415, 416, 
Adminiftration ber Domänen, 
111, 104, 
Admobdiation, II, 36. 
Aegypten, Grundft. 111, 316 (a). 
Altavala, II, 428 (a). 





Allobificirung ber Bauerngüs 
ter, 11, 47 a. 

Almendegüter, II, 84, 

Almofen, 11, 356 a. 

Alpen, 1, 382, 

Altenburg, Größe der Landgüter, 
I, 368 (ec). 

Amortifationscaffe, II, 508. 

Amfterdbam, Umfcreibebant, 1, 


— 3ettelbanf, I, 317. 
Amtsöbebürfnifle, III, 66. 


Angebot, ]J, 152. 
ingelegenheiten, auswärtige, 


111, 78. 

Anhalt:Köthen, Schuld, II, 
523 (c). 

Antergelber, III, 244, 
Anlegung der Steuern, III, 282, 
299 — der Grundfteuer, 316. 
Anleihen, freiwillige, III, 490, 

Annuitäten, 111, 500. 

Annulliren der Staatsobligatio: 
nen, 111, 520, 

Anfäffigmahung, Il, 15a. 

Anſchläge db. Landgüter, II, 121. 

Anfiedlungen, Il, 16. 

Anftellungstaren, 111, 233. 

Anticipationen, 11, 486. 489. 
491. 

Anmweifungen, I, 286. 

Apanagten, Ill, 49. 

Appenzell,1,395 (c). 

Araber,1], 359. 

Arbeit, als Güterquelle, I, 85. 92 
— deren verſchiedene Wirkfam: 
keit, I, 110 — als Preismaaß, 1, 
179 — deren £ohn, I, 187 — für 
bie Armen, I, 345 ff. 
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Arbeiten, wirthfchaftliche, I, 95. 


Urbeiter, Abe 11 — 
deren Eebensweije, J, 191 — Wan⸗ 
derungen, 1,201 (a) — im Berg: 
bau, 1, 354 — Sorge für bief., 11, 
11 — Achtung derf., 1,20 — Ver: 
bindungen derf., II, 316 — Be: 
handlung bei der Befteuerung in 
Vergleidy mit den Rentnern, 111, 
258 — leiden bei Steuern auf bie 
Lebensmittel, III, 421, 

Arbeitscommiffton, 11, aut, 

bäufer, 1, 348 

Zwangs-, Il, 351. 

(ohn, I 126. 139 — def: 

fen Beftimmgrünbe, I, 187 ff. — 

obrigkeitl. Beftimmung befl., II, 

317 — bed Unternehmers, II, 

359 — Befteuerung deſſ., AL irn 

vgl. Lohnſteuer — deſſ. E 

hung durch Beſteuerung — 

bensmittel, III, 422. 

theilung I, 114. 

Yrbitragen, 1,291 (a). 437, 

Ariftoteles, 1,29. 

Arithmetik, politifche, III, 14. 

Xrmenanfalten, Il, 356, 

befhreibung, II, 339. 

colontieen,ll, 319, 

commiffion, in 338, 

bäufer, 11, 356 b. 

pflege, 11, 324. 

fhulen, Il, 353—355. 

tare, 1, 341, 

Armut th, I ‚m. Mi 77.11, 324 — Urfadhen 
berf, 11, 325. 

Arrondirung, I, 98, ce). 
erzte in Preußen, 1, 111 (c 
Affecuranzen, f. Brandoer? 
fiherung, Berfiherung,. 
Assessedtaxes,lll, 425 (a). 
KILL IUBLEN, in Franfreich, II, 


ati Inationen, I, 286. 

Athen, Bank, I, 317 — 3ölle, III, 
443, 

Auflagen ,‚111,84.86, vgl, Steu: 
ern — Grundfäße für die Aufl., 
111, 250 — auf weldye Höhe dieſ. 
gebracht werden können, 467, 

Auffchlag, III, 424, 428, 

Xufwandsfteuern, 11, 361, 11, 
292. 406 — unmittelbar erhobes 
ne, 111, 425, 


Aufzehren bed Stammpermö- 
gens, III, 463. 

Ausbefferungen der Domänen= 
gebäude, 111, 119, 

Ausfall, III, 465. 

Ausfu hr, als Deckungsmittel der 
Einfuhr, 1, 424 — von verſchied. 
Ländern, 1, 430 — des Getreibes, 
II, 123 — - anderer Rohftoffe, 11, 
128 — Prämien für bief., II, 303, 

Aus-u.Einfuhrhandel, l 408. 

Ausfuhrzölle, U, 302 — deren 
Wirkungen, 1, 454. 

Ausgaben in der Privat: und Re 
gierungswirthfchaft, III, 10 — f. 
Staatsausgaben. 

Austommen,], 76. 
usrodung, |. Rodung. 

Ausftellungen von Gewerkswaa⸗ 
ren, 11, 225. 

Außfteuercaffen, 11, 15. 

Auswanderungen, 11, 17,350. 

B. 

Baden, Einführung d. Phyſiokra— 
tie, 1, 41 (a) — Glaffen der 
Einwohner, I, 365 (5) — Ber: 
theilung des Grundeigenthums, 
L 368 (c) — Holspreis, 1, 386 
— Xnfäffigmadhung, 11, 15 a 
(e) — 3ehntablöfung, 11, 69 ff. 
111, 163. — umlauf. Betriebs 
fonds, 111,89 —Staateforften, III, 
142 — Huͤttenwerke 154 — Salz: 
regal, 186 — Poften, 205. 

216 — Sporteln 234 — Grund: 
fteuer, 324 — Hausfteuercapi: 
tale. 352 (c)— Gewerbfteuer ‚373 
— Gapitalfteuer, 377. 380, 358— 
Glaffenfteuer, 395 (a) — zn 
erhebungskoften, 414 
Hundeſteuer, 427 — leifihäccife 
430 (a). 432 — Weinaccife, 434 
— Dhmgeld, 435 — Bierauf: 
fchlag, 437 — Keffelgeld, 439 — 
Betrag d. Cautionen, 486 (5) — 
Zilgungsart, 522? (a) — Schuld, 
523 (c). 

Baiern, Bant, I, 317 — Anfälfig: 
machung, II, 15 a. — Ganal, II, 
277 (d) — Bezivksausgaben, 1, 
55 (6b) — Staatöforften, 111, 142 
— Hüttenwerke, 11, 154 — 


Grundgefälle, II, 155 — Galz: 
regal, 186 (6) — Poftwefen, 205. 
208 — Lotterie, 222 — Befteue- 
rung ber verfchiedenen Kreife, 
280 Fr ge 
— Gapitalfteuer, 377 ff. — 

aan 400. — Malzauf: 
flag, 436 — Amortifationdsaff e, 
508 — Penſions-Amortiſations⸗ 
caſſe, 518 (4) — Tilgung der 
Staatsſchuld, 522 (a) — Größe 
ber Schuld, 523 (ec). 

Bank, 1, 304, , Umſchreibe⸗ und 
Bettelbanf. 
— bhäufer, 1,292 a. 
— noten, 1,304, 1, 263, 

Bankterott, 11,24, vgl. Staats: 
bankerott. 

Bannmeile, II, 200. 

Bannrehte, 1, 204 a. 

Banquiers, 1,292 a. 

Barmen, 1,395 (d). 398 b. 

Bauaudgaben, 111.67 — bei Do: 
mänen, III, 119. 

Bäuerlide Laſten, ſ.Laſten. 

Bauernguͤter, deren Erblichkeit 
— — deren Gebundenheit, II, 


Bankoften der Häuſer, III, 353, 
Baummwollengarn, Einfuhrzoll, 
11, 214 (4), 
verarbeitung, 
in Großbritannien, 1, 126 (b). 
Baurente, 11, 
Bedientenfteu ‚il, 427, 
Bebürfniffe,l 15. 
Beede, I, 316 (ce). 
Beförfterungsfoften, II, 245. 
Begehr, 5 152, _ 
egleitſchein, II, 460, 
Beholzungsredt, 1], 16l a 
Bebhördenf.d. Volkswirthfchafts 
pflege, 11, 7. 
Belege d. Rechnungen, 111, 553. 
Belgien, Geldmenge, 1, 266 (a) 
— Baniwefen ‚1,317 — Schutz⸗ 
zölle, 11, 215(a) — Eifenbahnen, 
1I, 272, 273 — Urmencolon., II, 
349 — Bezirksausgaben , III, 55 
(ce) — Salzregal, II, 186 — 
Derfonalfteuer, III, 426 — Mobi- 
liarft. 427 (e) — Bieraccife, 436 
— Branntwein=X., 438 
Staatsfhuld, 523 (e). 
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en I, 97. 350 — Pflege 
11, 33 — Regal, I, 172 — 
———— Befteuerung, III, 362. 
Bergbeamte, II, 40. HT, 179, 
Bergeanftalten, II, 284, 
Bergwerke der Privaten, Beauf: 
fihtigung, 11, 38 — Abgaben an 
ben Staat, 1, 41. 111, 181. 
Bergwertsarbeiter, 1, 43, 
Bergzehnte, 11, 41. III, 182. 
Bern, Vertheilung des Grundei- 
genthumg, 1, 368. 
Bie ſchickung, II, 252%. 
Beihreibungd. Armen, II, 338, 
B — en gegen bie Kataſtri⸗ 
rung, 111, 3 
Befoldungen, II, 57 — 61, 
Befoldungsöfteuer, III, 393. 
Befteuerung, deren Maaßſtab, 
111, 252, 

Betriebfamkeit,], 113. 
etriebscapitale, 11l, 88. 
plane für die Staats— 

forften, 111,146 — fürdie Brannt⸗ 

weinbrenner, III, 439, 
Bettlen, II, 327. 
Beurlaubung, III, 75. 
Bevölkerung, I, 11. 
Bezirksausgaben, III, 53—55. 
ftraßen, II, PIEN 
Bigrauffchlag, IM. 436, 437, 

en tare, 11, 294, 
Billon, Il, 259 
Binnencontrole, IH, 462. 
handel, 1,408 — Beför: 
berung deif., II, 285. 
(and, ®innenlinie, Il, 





460, 
Blafenzins, Ill, 439, 
Blutzehnte, II, 67. 


- Bobinnet,1, 401 (a). 


Bodenertrag, in Falten und war— 
men Rändern, 1,87 (d). - 

erzgeugniffe, deren Aus— 
fuhr, I, 128 — deren Einfuhr, 
11, 132. 

Bonitirung, IH, 124. 127. 

Borgen,1ll, 472. 

Börfen, IL, 244, 

Banden Bofd 11, 349, 

Bradhweide, U, 72. 

Brandfhäden, 11,28 (b). 

verfiherungen, I, 24 — 
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Branntweinauffchlag, M, 438. 

regal, 111, 204, 

Brennen bed Bodens, 1, 362 (a). 

Brief, einfadher, III, 216 — re: 
commanbirter, III, 218. 

Briefpoft, in Bezug auf ben Han—⸗ 
bei, II, 242 — Regal, III, 208 ff. 

Brotlieferung für die Soldaten, 
Il, 76, 


— tare,Tl, 294 

Brüden, 11, 274 — hängenbe, 
ebend, (5). 

Brubdercaffen, 1I, 43. 

Brüffel, Zettelbant, I, 317. 

Bruttogewidt, IT, 458, 

Buchführung, I, 546, 

— halterei, Budhhaltung, 
oberfte, III, 536. 560, 

Budget, orbentt. u. außerorbentt,, 
111, Al — Wefen deſſ., II, 465 
f. Voranſchlag. 

Bureauaudgaben, III, 66. 

Bürgerredt,f. Anfäffigmadung. 

rettungscaffen, 11,334. 

ſchulen, II, 222. 


C. 


Cabinet, fuͤrſtl., II, 68. 
Calculatoren, 111, 557 (a). 
Calender, deren Befteuerung, TIL, 
441, . 
Ganäle, 11,276. 277—Beftreitung 
der Koften, III, 79 — Sanalan: 
leihen in nn ebend, (e). 
Ganalzölle,1lI, 244. 
Eapital,1, 51 — bedingt die Ar: 
beitötheilung, I, 118 — als Gü= 
terquelle, I, 121 — ftehendes, um⸗ 
laufendes, I, 131. — Einfluß au 
den Lohn, 1, 195 — Anwachs, I, 
196 (e). — in ber Landwirth⸗ 
fhaft, I, 215 2a — a... 
tung für deffen Anwendung, I, 
224 — Sorge für daſſ. II, 22 — 
Vorfhüffe für Gewerköunter: 
nehmer, II, 226 — Nothwendig-— 
keit der Schonung beffelben im 
Steuermwefen , III, 255 — Größe 
bes Gapitals in Bezug auf bie 
Gcwerbfteuer, III, 367 368, 
Sapitalrente,f. Zinsrente. 
ſteuer, ſ. Zinsrenten— 
ſteuer. 





Capitatio, III, 316 (a). 
Caſſen, UI, 566. 
Gaffenanleihen, II, 491, 
anweifungen, preuß., 
1II, 489 — öfterr, III, 491 (4), 
curatel, 111, 569, 
wefen, 11, 566. 
Gaution ber Domänenpadhiter, III, 
115 — der Finangbeamten über= 
haupt, III, 486 — ber Gaffenbe: 
amten, III, 
Gentralftellen, finanzielle, III, 
532. 535. 536. 
Gertificate, II, 506. 
Sharten, deren Maafftab, II, 
319, 


Shatoulgüter, 1, 9. 
Shauffeen, II, 270 vgl. Lands 


ſtraßen 

Shauffeegetd, II, 238, 

China, Papiergeld, I, 295 (a) — 
Ganäte, 11, — e). 

Shrematiftit, 1 1,3 (a). 29 (b). 

Chriftiania, Bank, I, 317. 

Gicero, 1, 30, 

Girculation, f. Umlauf. 

@ipilifte, III, 48 

Claſſen d. Ländereien bei d. Ab: 
ſchätzung II, 334 — d, Gewerbe, 
111, 372, 

Glaffenlotterie, III, 225. 

ftempel, 111,231. 

fteuer, in Kurbeffen, IT, 
388 (b) — in Defterreid, II, 
388 (e) — Baden, III, 395 (a) 
— Preußen, III, 400, 

Slaffification der Grundftüde, 
I, 335. 

Claffirung, III, 335. 

Elöfter, deren Wohlthätigkeit, IT, 
335. 


Eolbert, 1, 34 — beffen Fabrik⸗ 
Ordnungen, II, 217. 

Gollegialverfaffung, II, 70, 

Colonatverhältniffe, II, 46. 

Golonialwaaren, deren Befteue- 
rung, III, 451. 

Golonieen, II. 16. 304, 305 — 
für Arme, II, 349, 

Solumbia, Einfuhrzoll, II, 215 


(a). 
—— der Rechnungen, 111, 


— I, 45 a. 


Gompagnieen, f. Handelsge— 
fellfhaften. 

Gompenfiren, I, 292. 

Conceffionstaren, IN, 245. 

Concreter Werth, 1, 61. 
onceurrenz, |. Mitwerben, 

Gonducteur bei d. Poft, III, 218, 

Gonfolidation, Il, 98. 

Conſuln, II, 306. 

Gonfument, I, 324, 

Confumtion,f. Berzehrung. 

Sonfumtionöfteuer, f. Auf 
wandsſteuer. 

Contirungen, III, 461, 

Gontribution, III, 316, 

&ontroleur einer Gaffe, 111, 567. 

Coupons, 1, 509, 

Grebit,l, 278 — der Landwirthe, 
1, 110 fi. — des Staats, III, 
482 — vgl. Staatsceredit — 
Grebite in Finanzgefege, III, 470, 
565, 


Ereditpapiere, I, 293. 

vereine, landw,, 1], 113 
— 120, 

Culturen, forftliche, II, 147. 

Curs, der Wedjfel, L 289, 427 — 
der Staatöpapiere, I, 438 — bei 
dem Poftwefen, 111, 215. 


D. 
Dramen} l, 90 (Fr). 


itkkahrt, II, 282. 
Danagild, I, 316 (ec). 
Dänemart, Bankwefen, L 217 
(5) — Schuld, 111, 523 (ec). 
Darleiben, Gefahr, I, 225 — in 
Geld 1, 230 — gefegl. Vorfchrif: 
ten über bief., 1, 317. 
Deharge,1I, 558, 
Declaration im Zollwefen, 1, 
460. 
Decretur, III, 568. 
Deficit, 111, 465. 
Depoſitenbankenſ. Umſchrei— 
be-Bank. 
Deſſau, Bank, I, 311. 
Deutſchland, Eiſenerzeugung I, 
350. 
Devaſtation der Wälder, 11, 156. 
Diamantenregal, 1, 168 (a). 
Diäten, Ill, 66. 
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Dienfte, perfönliche I, 46 a — im 
Gegenfas der wirthfchaftlichen 
.. 1, 95 — ob hervors 
ringend, I, 107. 108, 
Dienfmohnungen, I, 7 
Differenzengefchäft, I, 430, 
EEE 235 (5). 288. 
Disemembration d. Bauerngüs 
1, 77 — d. Domänen, 11, 
132. 
Dispenfationstaren, II, 246. 
Dods, 11, 277, | 
Domänen, I, 89. — Berkauf, 
II, 94 — 100 — Befteuerung ber 
D,, 11, 265, — f. auch Felds 
güter, Baldungen, 
Domänenpadter, 111, 111. 
Domesbayboofk, 11, 316 (f). 
Dominicalfteuer, III, 308 (a) 
339, 
Doppelbudhaltung, 11, 548, 
Drawbacks, 11, 311. 111, 462. 
Dreiedönes, 1, 319. 
Drefherlohbn,T, 199 
Drittelggebühr, II, 48 (a). 
Durchfuhr, II, 314. 
Durchgangszoll, 1, 314, 315. 
Ill, 457, 
Dürftigkeitd. Einzelnen, I, 77. 


E, 
Effecten,f.Berfhreibungen, 
1, 293, 


— I, 353. 
—— d. Steuern, III, 


— vgl. Ausfuhr — wie 
fie vergütet werden fann, 1, 420 
— des Getreides, II, 129 — an: 
derer landw, Erzeugniffe, I, 132 
— don Gewerfswaaren, II, 205 
— 0b fie zu fuͤrchten, II, 298 — 
Prämien, II, 303, 

Einfuhrzoll, von Getreide, IT, 
129 — von anderen Rohftoffen „I, 1) 
132 — von Gewerks waaren, 7, 
205 — 215. — im Allgemeinen, 
11, 298 — 302, III, 446. 

Eintommen,rı vobes, 1, 70 — rii: 
nes, J. 1 bes Volkes I, 245 ff, 
— reines €. als Ausdrud der 
Steuerfähigkeit, III, 257. 

Eintommensfteuer, unmittel⸗ 
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bare, 11. 293 — allgemeine, III, 


398 ff. 
Einfünfte, I, 70. 111, 463, fiehe 
Staatseinktünfte 
Einlöfungsfheine, Oeſterr., L 
316. 


Einmaiſchung, II, 436. 

Einnahmen, 1, 70 — in b. Pri: 
pat,= u. Regierungswirthichaft, 
111, 9 — des Staats, deren Er: 
gänzung bei d. Unzulänglichkeit 
der Einkünfte, IH, 463 — unei— 
gentliche, 111,556. f. auhStaats: 
eintünfte 

Einfhägung in bie Glaffen db. 
Grundftüde, III, 336, 

ui ntrag in ben Rechnungen, III, 

42. 


Einwanberungen, II, 16. 

Eifen, Production, I, 330 (db) — 
Einfuhrzoll von bemf. I, 209 (a) 

Eifenbahnen II, 272— 273 (c). 
111, 79. — Regal derſ. III, 219 (c). 

Enregistrement, 111, 236. 

En pp ung der Grundftüde vom 
Hofe, 11, 97. 

Entrihtung ber Steuern, II, 
284 — ber Aufwandäfteuern 411. 

Entwäfferung, 11, 103. 

Erblidkeit d, bäuerlichen Befi: 
sungen, II, 47. 


Erbpadt der Domänen, 111,130 — 


136 — der Staatdwalbungen, III, 
144. 


ER ASAARRER EN Du ee 

rbjtollen, Il, 42. 

Erdarbeit, I, 97. 

Erfindungspatente, 11, 203 a. 
— Gebühr dafür, 111, 245. 

Erhebung ber Steuern, III, 286. 

Erbhebungsliften, II, 299, 

Ernten, Einfluß auf den Getrei- 
bepreis, I, 182. 

Ertrag, reiner, 1,39 — roher, rei: 
ner, 1,70, 71, — Befteuerung deff., 
111, 258 — ald Stübpunct der 
Grundfteuer, 111,328 — Erforſch⸗ 
ung, II, 332 — rober, als 
Bafis für die Grundfteuer, 111, 


326. 
Ertragsanfhlag, Ul, 122. 
beredhnung, bei Dos 
mänen, 11], 125. 
Erwerb ber Regierung 111,84. 


Erwerben, J. 69. 
Erwerböfreiheit I, 4. 5 
mittel, ], 50. 
Erzeugniß, I, 50. — lanbwirth: 
aftliches, I, 366. 

Erzeugungswerth, I, 58. 

Etat, 111,465 — Specials, Hauptz, 

Hauptfinang= E., 563, vgl. Bor: 

anſchlag. 

Etatsentwurf, III, 562. 

rechnung fruͤherer Jahre, 

111, 555. 

:Soll, Il, 544. 

wefen, Il, 561. 

Europa, 3onen der Frudtbarkeit, 
1, 87 (5). — Metallprobuction, - 
1, 272 a. 

Exchequerbills,1lIlI, 491. 

Erecution,f. Einforderung. 

Exercice im franzöf, Rechnungs: 
wefen, III. 554, 


F. 


Fabriken, 1,-398. 399 — deren 
Errichtung, 11, 202 — Betreib: 
ung durch den Staat, 1, 153. 

Sabritarbeiter, I, 398 a. 398 
b. 11, 203. 

Fabrifenordnungen, I, 219. 

Fabrikzeichen, Il, 219, 

Fahrniß, ſ. Brandverfiherung. 

Fa AR oft, in en aufden Dans 
del, 11, 243 — als Regal, Il, 212. 

Kährredt, 111, 219 f. 

Familiengüter, fürftt., IN, 45. 
46. 


Feiertage, LI, 193 I, 17 a, Ill, 


Feingehalt der Münzen, II, 253, 
Felbanzeiger, Ill, 
— —— beren — 


As. 
— bau, beffen Beförderung, 1], 
150. 


— eintheilung, I, 382, 

— fluren, deren gute Einthei: 
lung, II, 97 a. 

— Fabwirthſchaft,l 1, 382. 
— güter, zu den Domänen ge: 
börig, III, 103, 

v. Feltenb erg, landwirthſchaft⸗ 
liche Armenſchule, II, 355. 


Fenfterfteuer, II, 426, 


ertigfeit, I, 113, 

— — — ſ. Brand⸗ 
verſicherung. 

Finanzbeamte, 3 Glaffen derſ. 
111, 537. 
dienfte, Abftufung derſ. 
gefhäfte, 1, 531. 
gefeg, 111, 565. 
gewalt, 11, 11. 

‚ fammern, Il, 534. 
minifterium, III, 535. 
organifation, III, 530. 
vermwaltung,1ll,530(a)., 
wefen, 1, 16.11, 1 

wiffenfhaft,1,17.111,5. 

Gefchichte, IT, 19—23, 

Fifcherei, wilde, I, 356 — Auf: 
fit auf dief., I. 176 — Regali: 
tät berf., III, 195. 


Fladhsfpinnerei, I, 404 (c). I, 
228, 


Fleiſchaufſchlag, IN, 430, (a), 
432, € 


preis in London, I, 185. 
tare,1l, 294. 
verbraud, III, 432 (a). 
Fleiß, deflen Urfachen, I, 112, 
Flößen bes Holzes, 111, 219, 
Flüſſe, fchiffbare, II, 276. 
&lußzölle, 111, 224. 
Fohlenhöfe, 11, 76 (ec). 
Forderungen, inländifche, aus— 
wärtige, I, 49. 54. 420, 
Forſtberechtigungen, II, 142. 
meifter, III, 145. 
regal, 111, 192 (a). 
— ſchutz, II, 160. III, 147. 
fervituten, III, 148. 
ftatiftif, III, 146. 
wirthſchaft, I, 383 vgl, 
Waldbau — Beſchränkung d. 
Privatz, 11, 159 — vgl, Staats: 
forftwirthfchaft. 


Kourier;lL,45 a. 


Frachtkoſten, I, 174 (a). 

Frankreich, Eulturgränzen, I, 87 
(5) — bewegende Kräfte, I, 90 
— Öetreidepreis, 1,178 (c) — 
Volkseinfommen, I, 247. 248. 
— Geldmengel, 266 (@)— Zettel: 


1= 
* 


D——— 
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banfen I, 314 — Bewaldung, I, 
387 (db) — Ein: u, —— L 
425 (a). 430 (6) —Berftüdelung 
des Grundeigenthums, 1, 368, II, 
81 (a) — Korngefege, II, 131 (b) 
— Einfuhrzölle, 11, 215 (a). 111, 
451. 452%, — Straßen, Il, 269 — 
Eifenbahnen, II, 273. — Ganäle, 
11, 277 (d) — Spartaffen, II, 367, 
— Departementsausgaben, 11, 
54(c).55 (a) — Kriegscontribus 
tion, 111,77 (a) — Ganalanleihen, 
111, 12 (e) — Staatövermögen, 
111, 89. — Staatöforften, II, 138. 
142, — Galgregal, 111, 186. 187, 
Münzwefen, 202 (a) — Tabaks⸗ 
regal, 204 — Poftwefen, 205 — 
Lotterie, 222 — Sporteln, 231 
(a). — enregistrement, 236 — 
Steuererhebung, 289 — Vermef: 
fung, 319 (d) — Grundfteuer, 
329 ff. — Patentfteuer, 374 — 
Perfonalfteuer, 397 (6) — Steu- 
ererhebungskoften, 414 (db). — 
Mobiliars, Thürsu, Fenfterfteuer, 
426 (a) (6) — Weinauffchlag, 
434 — Runkelrübens3.: Steuer, 
442 (d) — Durdhgangszoll, 457. 
— Zahl der Staatsgläubiger, 480 
(a) — Staatöpapiergeld, 487 — 
Bons royaux, 491 — Renten, 495 
(c). 506 (5) — Curs der Renten, 
494 (ce) — Anleihen mit höherem 
Nominalcapitale, 496 (a) — Leib 
renten, 500 — Amortifations: 
cafle, 508. 520 — Zinsreduction, 
511 — Vertheilung d. Renten, 
513 — Herabſetzung d, Schuld, 
516. — Zilgung d. Schuld, Be: 
trag d. Renten, 520, 523 (ec). 
Freierklärung des Bergbaues, 
I, 
— bhäfen, II, 312. 
Freiheit, Befhränkung derf.,II,4. 
Sreiquartiere, 11. 312% 
Fremde, deren Befteuerung, II, 
266. 


Frohnen, I, 112. II, 62. — zum 
Straßenbau, III, 79. 

Fruchtfolgen, Fruchtwechſel, 
I, 382. 


gu hrwerke, deren Befteuerung, 
111, 427 (a). 
Fundgrube, II, 37. 


# 
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®. 
Gartenbau, I, 379. II, 148. 
Gartenland, beflen Preis, I, 379 
(5) — Veranſchlagung II, 129. 
Sartungewert, 1, 61. 
Gebäude, deren Brandverfiche: 
rung, 11, 25 — Xusgaben für 
dief. III, 67 — bei Domänen, I. 
119 — Gebäubecapital, III, 357 
(a) — vgl. Hausfteuer. 
Gebirge,1, 119 (d). 
Gebraudsarbeiten, I, 101 — 
nicht hervorbringend, I, 106. 
vorrath, I, 5 — 
werth, 1, 57. 58. 
Rente, 1, 223 (a). 
Gebundenheit d. Bauerngüter 
II, 76, — ob bei der Befteuerung 
zu beachten, 111, 322. 333. 
Gebühren, II. 86. 227—29. 
Geburten, deren Häufigkeit, I, 


196. 

Gefahr bei Darleihen, I, 225, bei 
Unternehmungen, 1, ei 
der Brandverficherung, II, 26. 

Gefälle fe Grundgefälle — 
Steuer von denf. III, 308, 339 — 

Gefängniffe, III, 69. 

Gehülfen, deren Anzahl, III, 368. 

Geld, als Theil des Gapitales, I, 
127 — Maafftab des Preifes, L 
174. — deſſen Wefen, 1, 257 — 
als Dedungsmittel der Dandelös 
bilanz, I, 422. 

Geldmenge, ob fie auf den Zins— 
fuß wirte I, 235 — Größe, 1, 266 
— Umlauf I, 267. 

— preis, I, 146. 174 
— ftrafen, III, 237, 

Gemeinden, Aufnahme in bief. 
11, 15 — Armenpflege derf., 1, 
** — deren Wirthſchaft, 1, 18 

53. 


Gemeindewaltungen, II, 9. 
155. 
— weiden, 11, 84 
Gemeinheiten, beren Steuer: 
pflicht, 111, 263. 
———— u, 75 
4 


e). 84. 

Gemeinfhaft der Güter, I, 14 
ber Grundftüde, I, 206. er 

Gemeinfinn, I, 14 (ec). 

Generalverpadtung, Ill, 112. 


Gensdbarmerie, I, 71. 
Genua, Bant, I, 310 — £otto, IH, 
222. 


Genußmittel, I, 50. 51 — deren 
Unterfdeidung vom Gapitale, I, 
128. 

werth, I, 58. 

Gerichte, II, 69 — deren Ko: 
ften, 111, 234. 

Geringfhäsung der Gewerbe: 
treibenden, II, 20. 

Gefandte,1ll, 78, 

Gefhäftsübung, III, 15. 

Geſchichte der Staaten, I, 24. 
11, 14. 

Gefhidlihkeit, I, 113 — deren 
Beförderung, 11,21 — der Zunft: 

ö a 1 — 
eſellen, I, 398. UI, 199. 

Gefüge, II, 76. 

Gefellfhaften, cooperative T, 
201 a— freundfchaftliche, II, 368 
— deren Steuerpflicht III, 263, 

Geſetze, voltswirthfchaftliche, I, 10. 

Gefesgebung in ber Volkswirth— 
ſchaftspflege, II, 8. 

Geſinde, Koft, I, 191, 

Geftüte, II, 168. 

Gefundheitöpflege, II, Zi. 

Getränke, geiftige,deren Befteues 
rung, III, 433. 451. 

Getreide, ald Preismaaß, I, 182, 
verjchiedene Arten, I, 183. 

Getreibeaufidhlag, 1, 431. 

handel, 1, 121 — 143. 

magazine, II, 136 — 

ber Regierung, III, 156, 

preis, Zufammenhang 
mit der Wärme, I, 87 (c) — 
gegen Gold und Silber, I, 176 
— Beränderungen, I, 182. — 
Bufammenhang mit bem Zaglohn, 
1, 184. — hoher Preis, Maaf: 
regeln dabei, IL, 139 — niedriger 
Preis, 1, 141. 

Gewährsverwaltung, III, 109 

Gewanne, deren Meflung, I, 


319. 
—— — fließende, I, 119 (e) 


Gewerbe, productive, I, 348 — 
deren Beförderung im Allgem, 
11, 30 — deren Befteuerung, II, 

358, 


— 


Gewerbefreiheit, 1, 179. 190. 
Gewerbseintommen, begreift 
Gewerbögewinn und Zinsrente, 
111, 358. 359. 
— gebäude, I, 15 — 
deren Beiteuerung, 111, 342. 355, 
eräthe,1, 125. 
&ulen, Il, 223, 
verdienft, I, 139. 237. 
reiner, 242. 111, 359, — als 
Wirkung des Capitals und der 
Arbeit, 111, 365, 
fteuer, III, 358. 
Gewerke, I, 98 — Pflege 
derf. 11, 178, — Betreibung durch 
die Regierung, 11, 227. III. 158 
— welche vorzüglich zu begünfti- 
gen, 11, 
Gewerfösarbeiter, I, 191. 
Gewertfhaften ‚1,353 — deren 
Bramte, 1, 39, 40, 
Gewertöregale, III, 204. 
fhulen ll. 223. 
vereine, freie, II, 198, 
— waaren, deren. Preisver: 
änderung, I, 186 — Bezeichnung 
11, 219. 
Gewicht der Wägen, II, 270. 
Gewinn, |. Gewerbögewinn — im 
Zaufdhe, I, 151. 
Gilden, 11,179 (c). 
Gilten, 11, 71. 
Girobanfen, f. Umfchreibebanf. 
Gleichförmigkeit der Aufla= 
gen, III, 250. 251. 
Gleihgewidht der Erzeugung 
und Verzehrung, I, 327 — der 
Erdarbeit und der Gewerke, I, 
394 — der Einkünfte und Aus 
gaben, Ill, 463. 465. 
Gtlüdsfpiele, II, 362, III, 226. 
Gobelins, II, 228 (a). 
Gold,1, 176. Erzeugung, I, 277 
a. 351. — Berh, zum Silber, I, 
277 b. 11, 250. 
Goldwafchen, III, 195, 
Grabationöftempel, Il, 231. 
Gränzzölle, f. Zölle. 
— bewadhung, deren Koften, 
111, 453 (ec). 
bezirk, Il, 460. 
verfehr, Ill, 462. 
Griechen, deren Borftellungen v. 
der Volkswirthſchaft, I, 28, 


— 
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Großbritannien, beweg Kräfte, 
1, 920 (9) — Steinkohlen, 120 
c). 350. — Baumwollenfabri- 
cation, I, 125 a (db) — Volksein⸗ 
fommen, I, 247. 248 — Gelb: 
menge 1, 266 (a) — Banlen I, 
311—13 — Urfachen des fehr 
ausgebildeten Gewerköwefens, I, 
394 (a) — Fabrifarbeiter, 1, 
398 a (y) — Güterverbraud,, 1, 
401, (db) — Ausfuhr, I, 425 (a). 
430 (ce) — Schifffahrt, L, 431 
(a) — Aufhebung der Sklaverei, 
II, 19—3ehntablöfung, Il, 70 — 
Gefege über den Getreidehandel, 
11, 123. 131 — Einfuhrgölle, II, 
215 (a) — oflind. Compagnie, 
1, 236 (a) — Müngwefen, II, 
250 (ce) — Eifenbahnen, 11, 273, 
— Ganäle, II, 277 (c) (d) — 
Scifffahrtögefege, 1, 23 — 
Armenwefen, I, 341 —Werfhäus - 
fer, I, 348 — GSparcaffen, 11, 
367 — Bezirksausgaben, II, 56 
(ce). — Satzfteuer III, 186 — 
Poftwefen II, 206. 207. 212, 
213, 216 a — Stempel III. 31 
232 (a). — Grundfteuer, 315 
(a) — Einktommensfteuer, 400 
(a) — Nutzen der Steuergr: 
mäßigung, 417 — Assessed 
taxes 425 (a) — Haus- und Fen— 
fterfteuer, 426 (db) — Hunde: 
fteuer, 427 — Bedientens, Fuhr: 
werföfteuer, ebend, — Trank: 
fteuern, 432 (a). — Malzauffchl,, 
436 — Branntweinaufichlag, 439 
— verſchiedene Aufichläge, 442 — 
Zahl der Staatögläubiger, 480 
(a) — Schagfammerfcheine 491 
— Art der Anleihen, 495 (e) — 
— Beitrenten, 500 (5) — Leib⸗ 
renten, 500 (d) — Binsreduction, 
510 — Sinking fund, 519 — 
Zilgung und neues Borgen, 521 
— Größe der Schuld, 523 (c). 
Großhandel, I, 40% 
Grundanfcdlag, II, 122 (a). 
auslagen, I, 40, 
eigenthbum, großes, II, 
83. . Landgüter. 
gefälle des Staats, II, 
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Grundrente, I, 139. 206 — bei 
Gebäuden, II, 345. 
euer,I, 41. 11l, 301. vers 
änderlihe oder gleichbleibende, 
311, — Anlegungsarten, 316. 
ftod, in Baden, III, 99 (5). 
607 (b). 
— ftüde, 1,50 — als Güter: 
quellen, I, 119. — in Bezug auf 
bite Grundrente, I, 212 — Be: 
fhräntungen der Erwerbung, 
11, 82 — Zerftreute Lage, II, 97, 
f. 3Burunbung. 
— overbefjerungen, 1, 130, 
Güter fachliche, perfönliche, gefell 
fchaftliche, I, 1 (8) — Fachliche, 
außerhalb bes Vermögens, L 47 
— perfönliche, feine Bermögene: 
theile, I, 46 — freie, wirthſchaft— 
liche, 1, 47. 
Güterquellen, L 85 — beren 
3ufammenwirfen, 1, 135 — deren 
Befteuerung, IN, 262. 
fendungen zwiſchen ben 
Völkern außer dem Danbel, I, 419, 
,ulg: Verhältniffe, II, 


9: 


Daarpubder, Befteuerung deffel: 
ben, 111, 426 (4). 
Hagelfhaden:Berfiherung, 
106. 


1, 
Halbpadt, I, 377 (d). 
Dalbvieh,1l, 109. 
Dallfvftem, II, 461 (6). 
Hamburg, Umfchreibebanf, I, 285. 
andbanderungsabgabe, II, 
236. 
Handel,1,99. 406 — ob er hervor: 
bringend ift, I, 102 ff. — deſſen 
‚ Gapitalbedürfniß, I, 127 — Zwei: 
e, 1, 407 — 8 — Erlaubniß zur 


etreibung beff., II, 232, 
Handelsbilanz, 1,35, 418. 430. 
9 


‚298. 
geſellſchaften, II, 434 


— 317. 
fammern, 11, 231, 
monopole, II, 233. 
pflege, 11, 229. 
prämien, 303. 
recht, 11, 230 (a). 


Hanbeldregalien, III,203. « 
ſyſtem, 1, 33 — 36 — 
beffen Literatur, I, 37. 
verträge, I, 307—309. 
—  zug,l 433. 
Handlohn, II, 46. 48—51. 
Handwerke, 1, 398 — deren Tren⸗ 
nung, 11, 184 — Zunahme der 
D. : Meifter, I, 191 — Betrei: 
bung auf dem £anbe, II, 200. - 
Handwerksgeſellen, I, 398 a. * 
ordnungen, II, 201. 
ſchulen, 11, 220. 
zünfte,11, 179 — 
Hannover, Vertheilung d. Grund— 
eigenthums, I, 368 — Bolltarif, 
11, 215 — Schuld, I, 523 (c). 
Dat in den Rechnungen, LI, 544. 
Hauptbud, I, 549 — Einridy- 
tung, 551 u. Anhang II, III. 
— caffier, II, 567. 
Häufer, Miethzins, I, 229 — 
Rente, III, 345. 
Hausgüter, fürftliche, III, 90. 
Haufierhandel, 11, 290—92. 
Hausſteuer, III, 342 — in Groß: 
britannien, 426. 
capital, als Zeichen 
bes Wohlftandes, II, 352 (ec). 
Hafengelber, II, 244. 
Heberolle, III, 299. 
Hebräer, Armenzehnte berf., II, 
335 (b). 
Heer, ftehenbes, III, 74. 
Heimzahlungbder Staatsobliga= 
tionen, III, 524. 

Heirathen, deren Erleichterung, 
11, 15 — leichtfinnige, II, 331. 
Herabfegung ber Binfen, f. 

Zinsherabſetzung. 
Hervorbringung, I, 69. 83 — 
wierigkeiten bei manchen Gü= 
tern, I, 160 — ob fie im Ganzen 
zu groß fein Bönne, I, 330 — 
allg. Sorge f. dief. II. 10. 
Heffen, Großh., Grunbfteuer, ITI, 
328 ff. — Staatöfchuld, III, 523 


(ec). 
Heuergefhäft, IN, 503, (b). 
Dirten, wandernde, I, 359, 
Sohmwald,1, 390. (c). 
5 derbhandel,1, 435 (a). 
offtaatsausgaben, 111, 42. 
45—-49, 


Höhe d. Aufwandafteuern, IN, 417. 
Hoͤhenſtufen des Landes, 1,87 
(5). 212 (4). 
Hohheitsrech te, II, 85. 166, 
Dolland,f. Niederlande. 
Dolz, deffen langſamer Wuchs, I, 
389 — Sorge für deff. gute Be: 
nußung, Il, 166 — Verwendung, 
IH, 149 — 151 — Ausfuhrzoli 
von demf., III, 456. 
Holzbedarf, 1, 387. 
capital, I, 390, 
gefpasuas.dE 164. 
magazine, Il, 151. 
mangel, II, 155. 
— ee Peine a — 
wie weit derf.feigen nn,lI,158, 
— tare, IH, 151. 
— transport, II, 166. 
vorrath, I, 390. 
umwad6,1,389 (b). 
Dufen, II, 316 (g). 
Hülfsftoffe,1 124. 
— mittel, werkzeugliche, I, 
125 a 


— vorrath, IH, 39. 
Dundefteuer, IN, 427. 
Düttenwerte, II, 154. 
Dypothetenwefen, II, 24. 

ſchulden, 111, 378. 


J. 


Sacquarb,I 125 a (f). 
— gd, wilde, I, 356 — zahme, II, 
74. 


Sagdhohheit, II, 192. 

— regal,lll, 192. 
Sahresrehnung, III, 546, 552. 
zeiten, in Bezug auf Ge⸗ 

treidepreife, I, 182. 
Sahrmärfte, U, 285. 
Jncome-tax, ll, 398, (a). 
Snduftrie, I, 98. (c), f. auch 

Kunftfleiß. 
Snduftriefhulen, 1I, 21. 
Inferiptionen, III, 506, 
Snftruction d. Domänenverwal: 

ter, III, 107. 

Integrale in ben Niederlanden, 

111, 517 (b). 
Sntelligenganftalten für den 

Dandel, II, 242. - 


Rau, polit, Dekon, äte Ausg. III. 2. Abth. 
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Intereſſen, ſ. Zins. 

Interimsquittungen, III, 568. 

Inventarium b. Domänen, II, 
118. 


Sobberei, f. Stodsjobberei. 

Sofephinum, 11, 326 (a). 

Sournal, Ill, 547. 548, 

Irland, Größe der Pachtgüter, 
1, 368 (c) — Lage der pachter 
L, 372 (6). — Ausfuhr nad 
England, I, 425 (a). 

Iudex, III, 104 (a). 

Sußiswelen, deſſen Koften, HI, 


K. 
Kameraldomänen 1, 102(c). 
rehnungswefen, II, 
539, f. auch Buchführung, 


Sahresrehnung, Prüfung. 
ſtyl der Rechnungen, III, 


wiffenfhaft, II, 5. 
K8ammercaffe, III, 
— güter, 1, 90, 
Kanzen, Kanzbillets, 
517 (b). 
Karat, 11, 253, 
Kartoffeln, deren Einfluß auf 
den Lohn, 1, 192. 
Käfegefellfhaften, I 382, 


aftik, 1,3 (a). 

Katafter, I, 299 — für bie 

Grundfteuer, 316. 337. 338 
— Koften, 329. 

Kaufaccife, III, 236. 

Kaufmänniſcher Rechnungsſtyl, 
III, 548. 

Kaufpreis, Anlegung d. Grund⸗ 
ſteuer nach demf., 1II, 321 — von 
Gebäuden, III, 351. 52. 

Kennzeichen ber Steuerfähigkeit 
db. Gewerbsunternehmer, II, 367. 

Keffelgeld II, 439. 

Ketten, goldene, deren Preis, I, 
166 (c 


Kinder, Arbeitöverdienft, I, 190 
— Urbeit in den Fabriken 11, 
202 a — arme III 353, 

Kirche, Ausgaben für dief., III, 80, 

Kleinhandel, I, 407. 435. 

einkinderſchulen, II, 342. 
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— 


[4 
— 


1, 
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Klima, deſſ. Einfluß auf die Frucht: 
barkeit, 1, 87 — auf die Grund» 
rente, I, 212, 

Knappfhaftscaffen, I, 43, 

Knochen, deren Benusung, II, 

346 (c). 

Kochſalz, Il, 184 ff. 

Kopenhagen, Bant, I, 317. 

Koppelwirthfchaft, 1,382 (b). 

Kopffteuer, 1, 397, 

Kornd. Münzen, II, 253. 

Körnerwirthſchaft, I, 382. 

Kornhallen Kornhäufer, II, 

135. 


magazine, 11,136 — 138. 


Koftbarkfeit, I, 168, 

a I, 56 als Beflimm: 
grund des Preifes, 1, 148. 157. 
163 165. 171 — der Arbeit, I, 189 
— dei Roggenbaues, 1,212 — des 
Waizenbaues, |, 214 — ber Capi⸗ 
talbenugung 1, 224 — bed Ge: 
werbsunternehmers, I, 239 — des 
Landbaus, bei der XÄusmittlung 
bes Reinertragd abzuziehen, 111, 

333. 


Koftenpreis, I, 156. 

Kräfte,f. Raturkräfte. 

Kramhandel, 11, 289. 

- märfte, Il, 285. 

Krieg, deflen Koften, III, 77. 

Kronthaler, 11, 260. 

Kunftfleiß, 1], 113. 

ftraßen,f.Candftraßen, 

Kurheffen Anfäffigmadhung, I, 
a . 


15 a. 

Küften, Einrichtungen für die 
Schifffahrt, 11, 275. 

Kutfhenpferde, Steuer von 
denf., III, 427. 

Kure, 1, 353. II, 39. 


L. 


Lage der Grundſtücke, I, 213. 
Lagerhäuſer, II, 313. UI, 461 — 
vgl, Niederlagen, 
Zand, ödes, I, 119 (6). 
Landarbeiter, deren Verb. zur 
Volksmenge, 1, 365 — vgl. Feld⸗ 
arbeiter. 
Landescaſſe, 1, 92. 
gandgeftüte, II, 168. III, 79. 
güter, deren Größe, I, 368 


f. Gebundenheit, Grund: 
eigenthum. 

gandjäger, 1, 71. 

ftände, Ausgaben für dief., 

111, 50— Steuerbewilligung berf., 

I, 249 (a). 

— ftraßen, II, 270 — beren 

Koften, II, 79. 

wehr, Ill, 74. 

wirthe, Lage derſ. in Bezug 
auf den Grunbbefis, I, 376— 378, 
11, 46 — ob fie zur Gewerbfteuer 
zu ziehen, 111, 362 ff, 
— wirtbfchaft,I,97.358.360 
— Gapital in derfelben, 215 (a) 
— Urt des Betriebes, I, 370 — 
Dflege berfelben, II, 44. 

Laſten, bäuerlihe, II, 52 — Be: 
rüdfihtigung inder Grundfteuer, 
111, 308. 

Laudemium, II, 46. 48—51. 

Lam, deſſen Bant, I, 314. 

Lebensdauer ber Arbeiter, I, 194 
— fleigt in Folge des hohen Lob: 
neß, 1, 201. 

mittel, deren Preis als 

Beftimmgrund des Arbeitslohng, 

.. — deren Befteuerung, III, 

4 


— verfiderung, Il, 369. 
Leggen ll, 218, 
Legierung, 11, 252. 
Legitimationsſchein, III, 460. 
Lehranftalten, landw., II, 145 
— technologifche, II, 220 — po: 
Intechnifche, II, 223, 224 — f. d. 
Danbel, 11, 238 höhere, III, 80. 
linge, deren Behandlung, 
11, 185. 199. 
—- zeit inden Handwerken, II, 
185. 


Leibeigenfhaft, 11, 19. 
gedbingsgüter, L47 (e). 
— renten, 1, 234, III, 500. 
Leihanſtalten, Leihhäuſer, II, 

332. 


bankenl, 292 (a). 

caffen für die Ablöfung ber 
bäuerlichen Laſten, 11, 60 — für 
Grundeigenthümer, II, 120 a. 

— gefhäfte, I, 100 — find 
nicht productiv, I, 106, 

— zins, I, 223. 


keinmweberei, geſetzl. Vorſchrif⸗ 
ten, I, 217 (a) — Schauanftalten 
für dieſelbe, II, 218. 

Leipzig, Bank, I, 317. 

tiquidirung der Staatsſchuld, 
I, 507. 

tiffabon, Bant, 1, 317, 

tift, 1,37 (g). 

ill 1, 187 (ec). 
— feuer, II, 391 — 396. 

Loosbillets inden Niederlanden, 
11, 517 (b). 

Loofe ber Lotterieanleihen, III, 
503 (c 


Löthigkeit, II, 253. 

£otterie,1l, 362. III, 220. 

£otterieanleihen, II, 501—3. 

Loyalty-loan, Ill, 504 (b). 

guftbarkeiten, 11, 362. 

Luxus, I, 343 — 47 — ob geſetz⸗ 
ich zu "befchränten, I, 359 — 
£, Gefeße, II, 359 er Beſteue⸗ 
rung, III, 423. 425. 451. 


M. 


Maaßſtab, des Preifes, I, 177 — 
ber Gemeinheitötheilung, II, 87 
— der Eharten, III, 319. 

— ſyſtem, I, 247. 

Magazine für Getreide, 1, 136 ff. 
— für bie Naturalgefäle bes 
Staats, IN, 156. 

Mahleinrihtung, 1,216 (b). 
— fleuer, III, 431. 

Mailand, Katafter, III, 328, 

Maifhhfteuer, von Branntwein, 
111, 438. 

Majorate, 1I, 83. 

Mäktler, II, 239. 240 — -»Drb: 
nung ebd. 

Makute,I, 260. 

Malthus, — die Volksvermeh⸗ 
rung, II, 13. 

Malzauffchlag, III, 436. 

Mandefter, Sohnfag, 1, 197 (e). 

Mandaten in Frankreich, III, 487. 

Moanifeft, II, 244. 

Marine, deren Koften, III, 73 (ce). 

Mark, Eötnifche, 1, 253, 

Märkt e, für Getreide, II, 135 — 
für einzelne Waaren, 11 286 — 
vgl. Jahr: M,, Wochen: M, 
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Marktpreis, J, 156. 
Mafhinen, deren Erfindung, I, 
115 — arg I, 125 a. 401 
deren Wefen, I, 125. — Zweifel 
an ber Nüslichkeit, 1, keit, 1, 400, 
Mäpigkeitsvereine, I, 347, 
Maut 4 443 
Medlenburg: Schwerin, 
Schuld, III, 523 (e). 
Meifter, I, "398. II, 180 — deren 
Bermehrung, II, 191. 
Meifterrecht, HL, en 
Ermwerbung rt Y 
— füd,l 
— —5—— 1, 130, — bei 
Domänen, III, 120, 
Mercantilfyftem I, 33. 
Meffen, deren Rugen, II, 245. 
Mesordn ungen in Bezug auf 
3ölle, III, 461. 
= regifter, IH, 319. 
Meffung,f. Bermeffung. 
ar eble, ald Preismaaß, I, 
— ald Umlaufömittel, I, 262 
— —“ 270—beren eig 
Bu: und Abnahme in Europa, 1, 
277 (a) — werden vom Papiers 
gelde verbrängt, I, 297 — ale 
Mittel die Handelöbilang zu def: 
fen, I, 422. 423 — deren Einkauf 
zur er (Tech 111, 198. 
Miethgefhäfte I, 100 — nicht 
productiv, I, 106. 
— fteuer, II, 426 (b). 
— zin8, 1,223. 229 — Abzüge 
von demf. zur Befteuerung, III, 
344 — Benugung zur Haus feuer, 
349, 


Milchwirthſchaftsvereine, J, 


382 
Militärausgaben, III 72. 
eolonien II, 74 (e). 
Mineralftoffe, deren Gewin⸗ 

nung, Ill, 323. 

Minifter III, 68. 

Mittelmerthe bei der Grund: 
fteuer, III, 323, 

Mitwerben, als Beflimmgrund 
des Preifes, I, 152. — bei der 
Arbeit, I, 195. 

Mobiliarfteuer in Frankr., IN, 
426 (a) (db) — Niederlande, 
Belgien, 427 (e). 

Mobellfammlungen, 1I, 225. 
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Montur d. Soldaten, 11, 76. 
ee 111. 
Münzen, 1, 264. II, 249 — 262. 
—Abnü sung, 1,277 a (b)— Vers 
träge darüber, Il, 262. III, 202. 
Münzfuß, 1, 254. 11, 199. 
regal, Ill, 106 — 202 vgl. 
Schlagſchatz. 
Muſtergüter, Il, 147. 
— ftüde, Ul, 335. 
Muthen, Bergb., Il, 37. 
Mutterrolte, Ill, 338. 


N. 


Nadfrage,, 158. 

dach laß der Pachter, II, 117, 

Nachſchoß, li, 237 (d). 

Ragelfhmieden,1, LIä (f). 

HOLE l, 191, 

(ofigkeit, 11, 326. 

— mittel, gıfeglihe Zaris 
rung berf., Il, 293. 

Raffau, Eonfolidation, 11, 98 — 
Domänen, 111, 91 (A) — Tren— 
nung der beiden Gaffen, 111, 92 


— Srundfteuer 324 — Gewerbs . 


fteuer, 363. 369 372, 
Nationalötonomie,1,9.17(a) 
NRatrum, Preis, |, 163 (d). 
Naturalabgaben,lil, Ti. 
befoldungen III, 59. 

— fleuernlil, 284. 
Naturträfte, als Güterquellen, 

1, 85. 66 ff. 
Navigationsacte, Il, 283. 
Neapel, Banken, I, 317. 
Nebennugungen, forftlihe II, 

252. 





wege, III, 459. 
Neigung d. Grundftüde, II, 319. 
Nennpreis, 1, 117. 
Nettogewidt, Ill, 458. 
Neubaurente,1l, 70 a. Ill, 344. 
Neubrudzehnte,1l, 67. 
Neufdatel, 1, 395 (d). 
Niederlagen, Il, 313. II, 461. 
Niederlande, Geldmenge, 1, 266 
(a), — 3wifcdhenhandel, 1, 433 
— XUrmencolonieen, Il, 349 — 
Gewerbfteuer, 111, 368 (d) — 
Perfonalfteuer, 426 (c) — Mos 
biliarfteuer, 427 (e) — Mahl: 
fteuer, 431. — Bieraccife, 436 — 


Schuldenweſen, 517 (5). 523 (c). 


Niedberwald,I, 390 (c). 
Niſchney-Nowogorod, Mefle, 
Il, 216 (f). 

Nomaden, I, 359. 
Nominal-, ſ. Rennpreis. 


Nordamerica, Regionen des An— 
baus, 1, 87 (6) — Banfen, 1, 317 
— Aus = und Einfuhr, 1, 430 (5) 
— GSanäle, II, 277 — Staatsgüs 
ter, 111, 89 (ce) — Schulden, III, 
484 (c). 

Notaten, 111, 558. 


a nnfihreibebe 
rnberg, deſſ. Umſchreibebank, 
285. 


—J 
Nüslichkeit, 1, 56. 
Nutzungsrecht, erblidhes, der 
tandwirthe, 11, 47. 


D. 


Oberbaubehörbde, III, 536. 

Dberforftbehörde, II, 145. 

Dberrehnungstammer, III, 
536. 557. 

Dbftbau, 1, 381 — Beförderung 
deſſ, II, 148 — Beranfdlagung, 
111, 129. 

DÖctroy,1ll, 417 (d). 

Dfficiere, 11, 75. 

Ohmgeld, Ill, 435. 

Deonomit I, 2 Soft 
etonomiftifches Syftem, I, 38. 

DOmnium, Ill, 495 (c) 

DOrganifationder Staatsämter, 
111, 531. 

Defterreih, Bank, 
Aus: und Einfuhr, 430 — 
Schutzzölle, II, 215 — Salzregal, 
111, 186 — Zabatöregal, 204 — 
Lotterie, 222 — Dominicalfteuer 
308 (a) — Grundfteuer, 326 
(a). 328 (9) — Hausft., 350. — 
Gewerbft., 372. — Eintommenft. 
400. — Slaffenfteuer, 388 (e) — 
—— 397 — Mahl⸗ 

euer, 431 — Fleiſchacciſe, 432 
— Bieraccife, 437 — Brannt: 
weinaccife, 438. — Zwangsan⸗ 
leihen, 486 — Lotterieanleihen, 
501 — ältere Staatsfhuld, 517 
— Gcduldentilgung, 520 
Stand der Schuld, 523. 


I, 
I, 


P. 


Pachtanſchläge, II, 121—129. 
Padhtcontract, III, 120. 
Pachter, der Steucen, III, 288. 
— ob fie zur Gewerbiteuer zu zie: 
ben, IH, 362 — vgl. Domänen: 
pachter. 
Pachtrente, L207. 209 217. 
Pachtungen, ], 377. 11, 296 — 
bei Domänen, 111, 110. 
Pachtzeit, 11, 185. 
zins, I, 208 — bei Domä- 
nen, III, U4 — als Stützpunct 
für die Grundfteuer, ll, 325. 
Paketſchluß, 111,218, 
Padhöfe,f. Niederlagen. 
at u eld, 1, 293 — Verfahren 
Sum in Anfchung des 
Privatı PG., 268 
vgl. Staaie- oo. 
— handel, I, 407. 437 — 
Sorge für denf., II, 316. 
Parcellarmeſſung, III, 319. 
Pari, der Münzen, I, 289, 
Paſſivhandel, 1,415. 
Patente ber Handwerfsmeifter, 
11, 196— ſ. auhErfindungsredhte. 
Patentabgabe, III, 369. 374. 
Pauperismuß,ll, 324 (a). 
— für die Acciſe, III, 


Peizgeib, J, 262. 
Dendel, Anwendung auf bas 


Maaßſyſtem, 11, 248. 
Penfionen, Ill, 62. 518. 
Perlenbäde, III, 195. 
Perfer, deren Wohlthätigkeit, II, 

335 (b). 


Perfien,Grundfteuer, III, 316(a) 
Perfonalffeuer, 111, 397. 
Petty, Ziigungsplan, II, 519. 
Pfandbriefe, II, 114. 
häuſer, II, 332. 
Pfennig, gemeiner, II, 402 (ec). 
Pferde, deren Zudt, II, 168. 169 
— Anfchaffung fuͤr das Militär 


111, 76. 
Pferdefräfte,I,90 (r). 
byfiofratie, 1, 38. 

Pitt, defl. sinking fund, III, 519. 
Blombiren, Il, 461. 


Pochzins, 11, 182. 
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u, wirthfchaftliche, I, 13. 


worigei, 1, 6 — beren Koften, 
111, 70 — Anftalten, II, 71. 

Polizeigebühren, Ill, 237 a. 
—  taren,ll, 293-- 96. 

Polytehnifhe Schulen, II, 
223 


Pommern, ritterfch. Bank, 1,317. 

Portugal, Aus: und Einfuhr, I, 
430 (5) — Geldmenge I, 266 
(a). — Schuld, 111, 523 (c). 

Porzellanfabriten des Staats, 
III, 153. 

Poftcurfe, III 

Doften,d. a IN, 542. 

Poftgeheimniß, 11,219. 

— halter, 111, 218. 

— reform, 111, 216 a. 

— regal, 111, 205—219. 


‚Prämie bei Seeverfidherungen, III, 


284 — für Aus= oder Einfuhr, 
11, 303 — für volkswirthſchaft— 
liche Zwecke, II, 79— des Schleich: 
handels, III, 453 (a). 
Prämienaffecurang, I, 25. 


— ge are. 440 (a). 

Praris, Verhältniß zur Theorie, 
11, 15—17. 

Preis, 1,56. 144.146 — nüutlich⸗ 
fter Stand, I, 170 — db. Grund» 
ftüde, I 219, 

Preisanfhlag, 1,57 (ec). 


— aufgaben, für Gewerke: 
leute, 11, 225. 


fähigkeit, I, 56. 
m HR ‚ allgemeines, I, 260. 
Preußen, Xerzte, I, 111 (ec). 
— Bevölkerung und Getreide— 
preis, I, 178 (ce) — Gaffenan= 
weifungen, I, 295. 298 — Aus⸗ 
u. Einfuhr, T 430 (db). — Schiff: 
fahrt, I, 431 — Ablöſ. der bäuerl. 
Zaften, 11, 61 (c) — Handelsge— 
feufchaften, 11, 236 (a) — Salz: 
regal, 111, 186 — Stempelgefese, 
111, 231 (5) — Steuerbetrag ber 
Provinzen 280 (db) — Grunds 
fteuer, 328 (f) — Gewerbfteuer, 
360. 369 — Glaffenfteuer, 400 — 
Maptfteuer, 431 (c) — Schlacht⸗ 
fteuer, 432 — Meoftfteuer, 434 
— Malzfteuer, 436 — Brannt: 
weinfteuer, 438 — Papiergeld, 
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489 — Binsrebuction, 510. 511 

— Staatsfhuld, 523 (c). 
Price, über Schuldentilgung, III, 

519 (ec). 
Privatlager, Il, 313, 
Producenten, 1, 138. 
Production, f. Hervorbrin— 


gung. 

— Ill, 429 
(a). 

ar Aa Il, 213. IM, 
446. 


rolongation, TI, 440 (a). 
Hromeffengefhäft,11,503 (b) 
Property tax, III, 400. 
Protectionsſyſtem, II, 213. 
PBrovincialausgaben, 1, 53. 
Prüfung der Handwerker, 11, 188 

— der Rechnungen, III, 557. 


©. 


Quatembergelber, II, 182. 
Quesnav, Tl, 38. 
Quittungen, Ill, 553. 568. 
Quotitätsfteuern, II, 295. 


Rt. 


Räder, deren Breite, II, 270. 

Rabicirte Gewerbe,Il,194(c). 

Rapp,l, 452 (ec). 

Raubbau, II, 38. 

Reädificationsbetrag, 
344, 


Realgemwerbe, II, 194. 

Real: f. Sahpreis. 

Rebbau, I, 379, — Beförberung 
deff. I1, 149. 

Receßgelder, III, 182. 

Rechnungen, IN, 539 — Prüs 
fung berf., 557. 

Rechnungsbehörde, oberſte, UI, 
536. 557. 

— beſcheid, 111, 558. 

= hrer, Vorkenntniße beff., II, 
45. 


— gelb, 1,260 (b). 

— inftruction, 1, 546. 

— ftyl, 111, 548. 549. 

Rechte, dingliche, im Staatöver: 
mögen, III, 155. 

Rechtszuftand, ald Bedingung 
der Production, II, 18. 


11, 


Reclamationen, f. Steuer: 
reclamationen. 
Regalien, 1, 85. 166,f. Ho h⸗ 
heitsrechte. 
Regenmenge,1,87(c). 
Regieausgaben, III, 66. 
Regierung, J 4 II, L 
egierungsausgaben, 111,52. 
wirthſchaft, II, L 
Regiftrirungsgebühr,1l, 236. 
Regulirung ber Steuern, 11, 
282. 299, 


Reihthum, der Einzelnen, I, 76 
— der Völker, I, 79. 

Reinertragsfhäsung für die 
Grundfteuer, III, 328. 

Reis, 1, 260 (db). 

Reitpferde, Befteuerung berfel: 
ben, III, 427. 

Remebium, II, 254. 

Remiffionen, II, 117. 

Rente für bäuerliche Laften, 11,57, 
— R. als Art der Staatsſchul⸗ 
den, III, 493. 494. 

Rentenanftalten, II, 363 a. 

Rentes flottantes und clas- 
sees, 111,513 (a). 

Rentner, deren Behandlung bei 
ber — 111, 259, 

Reparaturen bei Domänen, IH, 
119, 


Repartitionsfteuern, III, 245, 
Report, 1, 440 (a). 
Republiten, Staatsausgaben in 
denſ, III, 51. 
NRefervefonds, Il, 39, 
Refte in den Rechnungen, III, 544. 
Rettungdcaffen, 1, 334. 
—— II, 145. 
Revifion der zollpflichtigen Waa- 
ren, III, 460 — ber Rechnungen, 
III, 557. 
Rheinheffen, Holzpr. 1,386 (e). 
preußen, Katafter III, 328 
fhifffahrt, 11,279. 281 


). 

Ricardo, I, 46 (c) — über den 
Arbeitslohn, I, 202 — über 
Grunbdrente, I, 209. 212. 216. 

Rindviehzucht, I, 170. 

Rio Janeiro, Bank, I 317. 

Rodung ber Waldungen, II, 156. 

R - 8 gem beffen Productionstoften, 


= 


Rom, Banken, I, 317 — Grund: 
fteuer, 111, 316 (a) — 3ölle, 111, 
443 Fr —* unter Levinus, 
In, 504 

Römer, Sch volkswirthfchaftliche 
Borftellungen, I, 30, 

Rotterdam, Umfchreibebant, I, 
285. 

Routine, ll, 15. 

Rubriken, Spalten: u. Poften:, 
111, 542. 

Rückkauf der Staatsobligationen, 
Zu 524, 

ftände ber Steuern, III, 287. 
— ber Ausgaben, III, 486. 
— ſtandsrechn ung, III, 555. 
— zoͤlle, 11, 311. II, 462. 

Rubgehalte, 11, 62. 

Rumfords Suppe, II, 346 (5). 

Runkelrübenzuder, Steuer, 
II, 442 — Zollfchutz. 11, 214 (d). 

Rußland, Zonen ber . L 
87 (5) — Bankwefen, I, 317 — 
Aus: und Einfuhr, I, 430 (d) — 
Schuszölle, 11, 215 (a). — Boll: 
tarif, 111, 451. 452 — Schulden: 
wefen, 11, 523 (c). 


S. 
Sachpreis, L 172. 


Sachſen, Salzregal, III, 186 — 
Grunbfteuer, III, 328. 329, 332. 


335 Hausſt. III, 357 — Ger 


werbft. III, 367. 312 — Gapitalft. 
I, 389. — Staatsfhuld, 111, 
523 (c). 

Sadfen = Altenburg, Ko: 
burg, Gotha, Schuld, 11, 
523. (c). 

Salpeterregal, 111, 190. 191. 

Salzconfcription, III, 185. 
— gewinnung, 11I, 189. 

— regal,lll, 184. 

St. Gallen, Bant, I, 317. 

St. Petersburg, Bant, 1, 317. 

St. Simon, l A a. 

Sardinien, Schuld, III, 523 (ec). 

Schaafzucht, Zuſammenhang mit 
ben Weiderechten, II, 72 — Be: 
förderung, 11, 171. 172. 

Schastammerfdheine,Il, 491. 

Schaßungen, Ul, 292. 297. 
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Schätzung, I, 55 — nad ben 
Dreifen, 63. 
Skhauanftalten, II, 218. 


Scheidemüngen, 11, 258. 259, 
111, 198, 
Schentwirthöhäufer, II, 362, 
© a ifffahrtverfchiedener Länder, 
J, 431 — Beförderung berf. 1I, 
ee 
N! II, 283, 
Fe ne III, 196, 
(adhtfteuer, II, 432. 
Schleichhandel, 111, 453, 
Schleuſengelder, 111, 244. 
Sclußzettel, Il, 240. 
a NE er (b). 
3320 111, 316 (4). 402. 
© ottland, Banken, I, 313 — 
BE a Ara ie I, 385 (c). 
Schuld, ſchwebende, IH, 491. 
Schulden zwifchen den Völkern, 
1, 420 — ber Zünfte, II, 194 — 
vgl. Staatsfhulden,— ber 
Staatsbürger, in Bezug auf die 
Zinsrentenfteuer, I11, 383. 401 a. 
Schuldentilgung bei Creditver⸗ 
einen, II, 118. vgl. Tilgung. 
BASIDIRELIGERER LG, 1, 
508, 
Skhulbzinfen, Einnahme aus 
benf., III, 165. 
Sähulen,i2i. vgl.Lehranftal- 
ten, — für arme Kinder, II, 353 
— niebere, höhere, 111, 80 — für 
._. I, 222 — polytech⸗ 
niſche, II, 223. 
Schupflepen,! 1,47(b).47a(e). 
Schürfen, 11,37. 
Schutzſyſtem, Il, 213. 
zölle, 11, 301, 10, 445. 
Schweden, Lohn, 1, 199 — Bank: 
wefen, 1, 317. 
Schweiz, Salgregal, III, 186 — 
Scala der Gantone, 11, 280 (c). 
Scontiren, I, 292. 


: Scerips, 1ll., 495 (ce). 


Seehandlung, preuß., II, 236, 
— verfiherungen, II, 284. 

Seidenzudt, II, 173. 

Selbftverwaltung ber Domä- 
nen, III, 104— 108. 

Senfaten, 1, 239. 

Serra,], 37 


(4). 
Gervisfteuer, III, 358 (ce). 
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Servituten, landwirthſch. TI, 72 
— forftwirthfchaftt. 11, 161. 163. 

Silber, deffen Preiserniedrigung, 
1, 171 — Erzeugung, \ 277 a. 
332 — Berh. z. Golde, I, 277 b. 
11, 250, 


Silbermüngen, wichtigfte, II, 
255 (c 


®inecuren, II, 32 (a). 

Sinking fund, 11], 519—521. 

Sttaven, I, 112 (e). 1), 19. 

.. 1, i9 (b). 

Smith, %.,1, 1, 4345. — Einfluß 
auf die Finanzwiffenfchaft, 111, 
22. 


Smuggel, M, 453. 
Socialiften, 1, 45 a. 
Soli der Rechnungen, III, 544. 
Sortenzettel, 111, 569. 
Spalten ber Redynungen, III 542. 
Spanien, Zabatöregal, 11I, 204 
— active und paffive Schuld, III, 
517 (a). 523 (e). 
Sparcaffen, Il, 364. 368, 
Sparfamteit, 1, 335 — in den 
Staatdausgaben, III, 28. 
Specialität ber Etatöfäge, II, 
565 


Spedition, II, 314. 


Spieldharten, 1, 441. 
häufer, I, 226. 


an I, 190 (a). 
pinnmafdinen, 1, 125 a(b) 


395 (a). 


(ce). 
Spigentöppeln, 1, 
405 (d). 


Sporteln, III, 234. 
en , ſchulbenfreie ‚21, 484 


Gioattanteihen, 111, 474, 
— aufwand, f. Staat“ 
ausgaben. 
ausgaben, III, 24 — or: 
dentl., außerorb. IN, 39 — Feft: 
fegung derſ. mit Rüdf. auf die 
Einkünfte III, 469. 
— banterott, 111, 516. 
credit, Wirkung der Ga: 
pitalfteuer, 111, 385. 
diener, deren Befteuerung, 
111, 393 — 
eintünfte, III, 2 — 
was bei deren Unzulänglichkeit 
zu thun ift, 111, 463 — Gränze 


berf., 111, 467 — Feftfesung mit 
Rüdficht auf die Ausgaben, 469. 
Staatseifenbahnen ‚Ill,219c. 
fabriten, I, 153, 
— II, 


gilwiſlenſqatt, 11, 


frobnen, I, 6%. 
gläubiger, deren Zahl in 
Großbritanien und Frankreich, 
111, 480 (a). 

— güter, III, 90. 
monopole,1Il, 203. 
obligationen, auf Na= 
ri ober auf ben Inhaber, II, 
506. 

— papiere, I 438 f.—Sor: 
en den Handel mit benf., II, 


— papiergelb, I, 295. I, 
265. III, 487 — 89 — deſſ. Ein: 
ziehung, Il, 529. 
— rechenkunſt, 111, 14. 
— rehnungswefen, 
Kameral⸗Rechn. 
ſchatz, I, 464. 
ſchuld briefe, II, 506. 
— ſchulden, als Grund für 
den Domänenverkauf, III, 95 — 
Beranlaflung, 1, 463 — Lehre 
von denfelben, 471. vol. Anleis 
del Zilgung,Staatsban- 
ferott. 
vermögen, III, 4 — Un: 
terfchiebd von dem Volksvermo⸗ 
gen, 1, 48 — Erwerb aus demſ., 
-111, 85 — Beftandtheile, 111, 88. 
vertheidbigung, Il, 72. 
— maldbungen, 1, 137 — 


152. 

— wirtbfhaftslehre, 5, 
15 111, 5. 

— wiffenfhaft, 1, 21. 
11 


Städte, deren Berfall, II, 200. 

Stammogeftüte, II, 168%. 

güter des Fürftenhaufes, 
111, 45. 90, 

Stapelredt, II, 278. 

Statik des wanbbanet, I, 212. 

m... deren Berhältniß zur 
pol. Det, I, 25 — zur Finanz: 

wiflenfchaft I, 14. 


ſie he 


I, 


—— 


Stednabeln,T, 115 (f). 
Steiermart, Vertheilung des 
Grunbbefiges, I, 368 (ec). 
Steinkohlen, 1, 120 (c). 350 
— in Großbrit, ebd. (e).394 (a). 
falz, 11, 189 (ec). 
wege, 1l, 270, 
Stempelgebühr, II, 3317 
Sterblidfeit,], 196 —in ver: 
ſchiedenen Ländern, 1, 201. 375. 
Steuern, 11, 84. 247 — beren 
Wirkungen II, 267 — Eintheis 
lung, 291 — vgl. Auflagen. 
Steueranfdlag, 111, 299. 
ausfchhreiben, III, 282. 
befhreibung, Ill, 299. 
betrug, Ill, 413. 
bemwilligung, III, 249. 
capital, 111, 299. 
caffe, 111, 92. 
einnehmer, III, 289. 
erhbebung, 111, 286. 
— fähigkeit, II, 254 — 
Kennzeichen derf. b. verfch. Pros 


vinzen, 
freiheit, III, 250. 315 


ec). 

fuß, III, 282. 
liften, II, 299. 
objecte, 111, 254. 282, 
pflicht, wer ihr unter: 
liegt, III, 263. 
quelten, III, 254. 
reclamationen, 


376. 
fimplum, III, 299. 
ſyſtem, II, 276. 
vorfchüffe, UI, 486. 
wefen, Einrichtung deſſ., 


II, 


Zölle, 11, 445. 
Stiftungen, beren Steuerpflicht, 
11l, 263, 
Stodholm, Bant, 1, 317. 
Stods, 111, 506. 
Stodsjobberei,T, 440. JI, 316, 
toffe, rohe, deren Preisverän= 
— I, 186 — Zunahme 
ihrer Koften, I, 215 a. 
Stoffarbeit, I, 96. 
gewinnung,l, 97. 
Stollenneuntel, 111, 182. 
Strafanftalten, III, 69. 
Straßen, 11, 569. I1I, 79. 
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Straßenfrobnen, III, 243. 
— geld, 11, 238. 
Streuberedhtigung, II, 162. 
163 


a. 
Strikes,], 201 (a). 
Stromgebiet,1, II ( ). 
Stüdelung, ll, 255. 
Stüdlohn, 1, 112. 

— meffung, Ill, 319. 
Sturz ber Caſſen, III, 569. 
Submiffion, 111, 37 — bei 

Staatsanleihen, III, 505. 


Sully, I, 32. II, 561 (a). 

Sümpfe, deren Austrocnung, II, 
103, 

Superinventarium, III, 178, 


revifion, Il, 558. 
Suppe, Rumfordfde, II, 346 (b). 


T. 


Tabaksregal, 11, 204. 

fteuer, II, 440. 

Zabellenform der Rechnungen, 
111, 541. 

Tableau &conomigque, I, 40. 

Tagebuch, II, 547. 

Zaglohn, verglichen mit dem Ge: 
treidepreife, 1, 179 (a). 

Saglöhner, Unterhaltöbebarf, I, 
190. 191. — deren Lohn in ver: 
fchiedenen Ländern, I, 199 — auf 
großen Landgütern, 1, 375 — was 
ihnen bie Verkleinerung ber Guͤ⸗ 
ter nüßt, II, 78, 

Taille, III, 316 (ec). 

Tara, M, 458, 

Tarif, der Poſt, III, 216. 217. — 
der Zölle, III, 458. 

Zaration, 1, 121. 

Zaratoren, bei der Grunbdfteuer, 
111, 336, 

Zaren, gefesliche, der Nahrungs: 
mittel, II, 293 — bes Lohns, II, 
317 — des Binfes, II, 319 — T. v. 
Anftellungen zc. 111, 233 — für 
Gewerbsconceſſionen, III, 245 — 
von Dispenfationen, 111, 246. 

Taxes, assessed, Ill, 425. 

Techniker, II, 537. 

Zelegraphb,1ll, 219 (b). 

Zheilung der Bauerngüter, 11,77, 

Theorie, Verhältniß zur Praris, 
in, 15, Ä 
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Theuer,Theuerung,L 168. — 
des Getreides, 11, 139, 

Thie rzucht, 1, 358, II, 167, 

Thoraccife, II, 429. 

Thür und Fenfterfteuer, UI, 
426 (c). 

Tilgeſtamm. sinking fund, III, 
519—521, 

Tilgung ber Staatsſchul— 
den, 111, 515—529, 

Zitel, Befteuerung, III, 425 (a). 

Todte Hand, Il, 88. 

Zonnengeld, Ill, 224. 

Zontinen, H, 368 (a). III, 500. 

Zranftfteuern, ll, 433. 

Tranfito, ſiehe Durchfuhr, 
Durchgang. 

Transportkoſten, Einfluß auf 
die Grundrente, 1, 214. 

Treſorſcheine, Ill, 489. 

Tretmüblen, Il, 352 (b). 

Triangulirung, Ill, 318. 

Twift, Einfuhrzoll, I, 214 (4). 


u. j 
Ueberfluß,1, 76 . 
— fülle der Erzeugnifle, I, 


— ſchuß der Staatseinkünfte, 

I, 464. 

fegung ber Handwerke, 

11, 191. 

— fparen, Beförderung des⸗ 

felben, 11, 363. 

völkerung, 11, 330, 

wälzung der Gteuern, 

II, 269 ff. — der Gapitalfteuer, 

111, 379 — ber Aufwanbsft. II, 

420. 422. — bes Ausfuhrzolles, 

111, 454. 

weifen, I, 292. 

Umgeld, IIl, 428 (a). 

Umlauf, der Güter, I, 252 — 56. 
des Geldes, I, 256 — ber frem: 
den Münzen, II, 260. 

u er A e, en ber —— III, 219. 

um agsrecht, Ul, 278. 279. 

umſchreibebanken I, 283. 

— büder zur Grund: 
fteuer, I11, 338. 

Umfpebition, III, 218. 

Umtriebözgeit, III, 146. 

Ungarn, Bauern, II, 19 (ce). 


ungeld, II, 428 (a). 

Univerfitäten, III, 80. 

Unterbredungen der Arbeit, I, 
193. 


Unterhalt, ober bei ver Befteues 
rung abzuziehen fei, III, 259. 
&bedarf,I, 190, 192. 

239, III, 259. 

mittel, I, 126. 

Unternehmer, 1, 136 — als 
£ohnarbeiter, 1, 187 — Eintom: 
men deffelben, L 237. III, 359 — 
364. — Berbindung mehrer Ge⸗ 
werbe bei einem I, III, 376. 

nebmung, I, 137. 
— tidhtsanftalten, land— 
wirtbfchaftl., II, 145 — technolo⸗ 
giſche, 1I, 220. 

Unterffüßungscaffen, II, 369. 

Urbarmadung, Il, 102. 

Urmaaße, II, 248. 

ufo,1,288 (b). 


V. 
Valuta, feſte, veränderliche, J. 
289, 


Vaboation, II, 261. 

Banfittart, Zilgeplan, III, 519. 

Venedig, Umfhreibebant, I, 285. 

Verabredung ber Arbeiter, I, 
201 a. 11, 317. 

Veranſchlagung ber Ländereien, 
111, 127. 

a ber Arbeiten, I. 


c). 

Verbraud, I, 68. 319. 

Verbrauchsſteuer, fiehe Auf: 
wanbdöfteuer. 

Vereine, landwirtbfchaftl., 11,146 
— freie Gewerks-, II, 198 — für 
Gewerköbildung, II, 222 — für 
Beförderung der Gewerke, II, 
225 — für Armenpflege, II, 339. 

Berfaffung, Ausgaben aus der- 
felben, Ill, 45. 

Berhältnißmäßigkeit der Auf: 
lagen, Ill, 251. 

Verkauf der Domänen, III, 94 — 
des Holzes, III, 156. 

Vertehr,1,8, 143. 
erfehrsarbeiten, 1, M. 

werthb,]l, 


BerkleinerungberBauerngüter, 
1I, 77. f. au Gebundenbheit. 
Berkoppelung, ll, 75 (b). 
Berlofungen, 1, 
VBermeffung, zur Grundfteuer, 
Vermögen, 1,2. 
Vermögensftamm, I, 70 — 
Aufzehren deſſ., III, 463. 
fteuer, III, 293. 402 
bis 404. 
— zuftand der Einzel: 
nen, I, 74 ff.; — des Volkes, I, 78. 
Verpachtung der Domänen, IH, 
110.f. Pachtung. 
Berfammlungen, landftändifche, 
deren Koften, 111, 
Berfhreibungen, Effecten, 
1, 293, 


ER 361. 

Verfidherung, |. Brandver— 
fiherung, Hagelſchaden — 
des Viehftands, II, 109 — gegen 
Seegefahr, II, 284. 

Berforgungscaffen, II, 364. 


Berfeigerung bes Holzes, III, 


Berthellung!, 140 5 — des Ein 
fommens, I, 141. 

Verträge über das Münzmefen, 
11, 262 — über die Schifffahrt, I1, 
281; — über 3ölle, 1, 301 — 
über den Danbel, 11, 307—309, 


Berwalter ber Domänen, 11, 
104. 
Verwaltung ber Staatsfhuld, 
“111, 507. 
Verwandlungeftoffe, 1, 123 a. 
Berzehrung, I, 68. 318. — pro: 
ductive, I, 323 — Sorge für dief. 
I, 357 ff. — wird durch hohe 
Steuern vermindert, II, 417. 
Verzinfung der Staatsſchuld, 
11, 509. 
Vieh ald Preismaaß, I, 260. 


Viehftand, deffen Größe, 
370 (6) — Berficherung, 1, ‚08 
— feuer IUII, 363. 


— zudt, 1,359 — beren Be: 
förderung, 1, 167 — Berechnung 
ihres Ertrages, III, 126, 

Billele, Zinsreduction, III, 51104) 

Villicus, III, 104 (a). 


411 


Viſitation der Waaren, II, 406 
— * ——— ebd, (e). 
Volk, 
—— deren Koſten, 
J, 
— claſſen, in Hinſicht auf 
ihr Einkommen, I, 142. 
eintommen, I, 245. 
— menge, beren Zunahme, 
I, 196, 
— fdulen, I, 80, 
— vermehrung, I, 196. 


vermögen, 1, 6. 48, 50. 
wirthſchaft, 1,5 
— 
wirthſchaftspflege, I, 
11, 1 — Ausgaben für die— 
(be, 111, 79. 
= wirthfhaftspolitif, E 


Voranſchlag, 1, 465. 

Vorkaufsre — bei Privatberg: 
werten, III, 183 — bei ber Boll: 
entrichtung, 111, 457, 

Vorräthe, unbeftimmte I, 52 — 
fertige, I, 127 — von Boden: 
erzeugniffen, deren Verwaltung, 

1l, 156, 
Vorrichtungen, ftehende, I, 125 
chemifche, ebend. 


W. 


Waarenhandel, I, 40%. 
verichluß, III, 461, 


ei, 11, 368, 

— bhäufer, Il, 355. 

Waizen, deffen Preis in verſchie⸗ 
benen Zeiten I, 176. 

Wald, deſſen Rente, 1, 386 — deff. 
Größe im Berhältniß ._ Fläs 
chenraum der Zänder, I, 387 (6) 
— Eigenthumöverhältniffe, II, 
155 — Nupen bes Staatsbefiges, 
111, 139. 141. — neue Anlagen 
111, 140. 147 — Befteuerung, III, 
332, f. Staatöwaldungen. 

— bau, Beförderung beff., II 
153. 165. 


boden, unbebingter J, 386. 
hüter, Waldfhügenlil, 


fervituten, II, 161, 11, 


17, 
fe 


145, 
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Walbdftreu, II, 162. 163 (a). 

verwüftung, 1, 156. 

weibe,1l, 162, 163 a. 

Walzende Stüde, 11,76, 

Walpole, deffen Tilgeſtamm, IH, 
519 


Wandern ber Handwerker, II, 


181. 186. 

Wappen, beren Befteuerung, II, 
526 (a). 

Wärme, Elimatifche I, 87 — deren 
Bufammenhang mit den Preifen, 
ebend. (c). _ 

Warfhau, Bank, I, 317. 

Wafferbau, I, 79, 

baubeiträge, Ill, 237 a. 

regal, Ill, 195. 

— ftraßen, Il, 275. 

zölle, II, 280, 

Webemafchinen, I, 404 (d). 

Weberei durch Landleute, I, 


Wecfel, I, 286 — deren Nußen, 
1 :&urs, I, 289 — in 
die Handelöbilang, I, 


Bezug auf 
427 


Weggeld, II, 238 -—— 42, 

Wehrli, 11, 355. 

Weiden, 1, 359 II, 162. — Menge 
berf. I, 182 (d) — bed Staats, 
111, 164; — deren Ertrag, I, 382 
— Weideredhte, II, 72 bie 75. 

Weimar, Einkommenfteuer, TI, 
400, 

Weinauffdhlag, II, 433 — Er: 
bebung bei den Weinbauenden 
434 — bei ben Schenkwirthen, 
ebend, 

MWeinbauf. Rebbau. 

Weltwivthfhaft, L 16 — 18. 

Werfzeuge,l, 125. 

Werth,l, 56, Gebraudhe:, Tauſch⸗ 
W. 57. Genuß:, Erzeugungs- 
W. 58, abftracter, concreter, 
61. — ald Beilimmgrund bes 


Preifes,l, 247 — der Arbeit, 1, 
188. 


Wiefen, deren Beranfchlagung, 
II, 129, 

Wiefenbau, I, 382 — deſſen Be- 
förderung, I1, 73, 

weide,1l, 152. 

Wilbbann, 1, 175. 

Wirthſchaft, 1, 2. 


Wirthſchaftsgebäude bei Do— 
mänen, Ill, 119. 
— korn, Il, 128, 
lehre, 1, 2 — bürgerliche, 
1, 3, 23. 
überfhuß, I, 72, 
ne fen, 11, 368 a. II, 


— gehalt, M, 65. 
Wodenmärfte, 1, 287. 
Wohlfeil, Wohlfeilheit, J, 

168 — ber Bobenerzeugniffe, II, 

141 — 143. 
olinaun 1, 343, 
Wohlftand, der Einzelnen, I, 76 

— der Bölfer, 1, 81.11, 1 — ber 

Gewerköunternehmer, II, 376, 
Wohlthätigkeit, II, 335. 

ohngebaͤude, des Staates, III, 


154 a. — deren Befteuerung, III, 
343, 


Wohnungsfteuer, III, 426, 
Wollpreis, Il, 171. 
Workhouses, ll, 348. 348 a. 
Wucher, II, 319 — W.-Geſetze, 
II. 319 — 323, 

Würdigung fremder Münzen, 
1I, 261, _ 

Würtemberg, Dolzpreis, 1, 368 
— Ein: und Ausfuhr, I, 430 (b). 
Anfäffigmadhungsgefege, II, 15 a 
(D — Staatöforften, II, 142 
— Hüttenwerke, II, 154 — 

"Grundgefälle, 155 — Salzregal, 
I, 186. — Hauöfteuercapitale, 
352 (0) — Gewerbiteuer, 368. 373 
— Gapitalfteuer, 390 (a) — Be: 
foldungsfteuer, 395 (a) — Hun— 
befteuer 427. — Staatsobligatio- 
nen, 507 (b) — Schuld, 523 (c). 


X. 
Renophon, I, 29. III, 19. 
2 


Bahlenlotterie, Lotto, III, 222, 

3ahlmeifter einer Eaffe, 111, 567. 

3ahlungsanweifung, Ill, 568, 

3apfgebühr, I, 435. 

Zeche, im Bergbau, 11, 37. 

Behnte, 11,66 — 70a. — dei 
Staats, 111, 158 — 164. 


3chrer, 1, 324, 
Beidhengeld, I, 261. 
Beitfäufe,T, 440. 
— padt der Domänen, II, 110, 
— renten, zur Ablöfung der 


bäuerlihen Laften, II, 60 — 


ald Staatsſchulden, im weiteren 
Sinn, 111, 499 — im engeren 
Sinne, 500. 
Beitungen, beren Befteuerung, 
111, 441. 
3erfhlagung ber Bauerngüter, 
1, 227 — der Domänen, 111, 132. 
3ettelbanten, I, 304, 
Biegen, tibetanifdhe II, 173 (a). 
Bing, Sntereffen, 1, 223, 
Binsfuß, I, 223. 230 — gefesl. 
Beftimmungen deff. 1, 319 — 
— reduction, 111,510. 
—  rente,I, 139. 222. III, 359 
— wovon ihre Größe in der Ein: 
nahme bes Unternehmers ab: 
hängt, 11I, 364. 
—  rentenfteuer, III, 377 — 
390. 


Bollämter, 111, 459, 

Zoͤlle, volkswirthſch. Gründe für 
diefelben, 11, 297 ff. — als Auf: 
lagen, Ill, 443 — 462 f. Schu: 
und Steuerzöfte, Einfuhr;, 
Ausfuhrzund Durdgange: 
zölle 

Zollhauspreis in Gropbritans 
nien, I, 429 (a). 
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Bollliften, in Bezug auf die Hans 

belsbilang, 1, 428. 

— ftellen, II, 459. 

— ftraßen, 1, 459. 

— tarif, Ill, 458. 

—  verein,großer deutfcher, II, 

301 — Scyupzölle von Gewerks: 

waaren, 11, 215 (a) 451. 452 — 

Runkelrübenzuder, III, 442. — 

Koften, 453, — Durchgangszoll, 

457 (a) — Tarif 458, 

— weſen, deſſ. Einrichtung, 

111, 458 — Golbertö 1, 34, 
3uder, Zollſchutz, I. 214 (d) — 

deffen Befteuerung, III, 451 (5). 
Zuchthäuſer, 111, 69. 
Zunftwefen, 11, 178 — 201. 
Zürich, Banf, 1, 317. 
Zurundung der tandgüter, II, 98. 
Zuwachs der Vollsmenge I, 196. 

— des Holzes, 1, 389. 
3wangsanleihen, III, 486, 

— sArbeitshäufer,ll,35l. 

— curs des Papiergeldes, II, 


266. 

— mittel in ber Volkswirth— 
Ichaftspflege, 1, 4. 5. 

— :zund Bannredte, I, 
264 a. 
et 
Pflege defjelben 11, 310 ff. 


— zeiten für die Arbeiter, I, 
193, 


em 


In demfelben Verlage find erfchienen und durch jede Buchhandlung 
zu beziehen: 


Dael, Dr. Sr. Ueber Affociation im Gewerbewefen nament: - 
lich Induftriehallen und gemeinfame Werkftätten. (Befonders ab: 
gedrudt aus dem Archive der politifchen Dekonomie von Rau 
und Hanſſen. Neue Folge. Bd. VIIL) gr. 8, 1848. geh. 

5 Ngr. ober 18 Er, 


Enripides. Von 3. I. C. Donner, I. Band. gr. 8. 1841. geh. 
Zhle. 1. 15 Nor, oder fl. 2. 40 Er. 


— — II. Band. gr. 8. 1845. geh. 
Thlr. 1. 15 Nor. ober fl. 2. 40 Er, 
Der 3. Band ift unter der Preffe. 

Häuſſer, L. (Profeffor der Gefhichte in Heidelberg.) Denkwürdig⸗ 
keiten zur Gefchichte der badifchen Revolution. 1851. 43 
Bogen: 8, geh. Rthlr. 1. 2614. Near. ober fl, 3. 12 Er. 

Hanfien, Prof. G., ftatiftifche Forfchungen über dad Herzogthum 
Schleswig, mit befonderer Rüdfiht auf nationelle Eigen 
thümlichkeiten, Gemeindewefen, Steuerverhältniffe und den gegen= 
wärtigen Buftand ber Bauernwirthfchaften. Erftes ‚Heft: die 
Küftenftrede von ber Breebe Aue bis zur Wid Aue. gr. 8. 1832. geh, 

10 Nor. oder 36 Er. 


— Ueber öffentlihe Arbeitsnahmeifungs:- Anftalten. (Bes 
fonders abgedrudt aus dem Archiv der polit, Dekonom. und 
Polizeiw. Neue Folge, 4. Bd, 3. Heft.) gr. 8. 1846, geh. 

Nor. oder 12 Er. 

Heine, Dr. med. 3, zu Germersheim. Politifhe Betradı- 
tungen eines Unpolitifchen über bas gegenwärtige Verhält— 
niß Deutfchlands zur Revolution und zur Parlamentöfrage über 
bie Beftellung eines NReichsoberhauptes für Deutfchland. gr. 8. 
1848. geh. 12 Nor. oder 42 Er. 

Hepp;, Dr. F. K. Th. die Theorie von der Zurechnung und 
von den Milderungsgründen der Strafe nach den neuern Le- 
gislationen und dem gemeinen Rechte, mit besonderer Rück- 
sicht auf den Entwurf eines Strafgesetzbuchs für das König- 
reich Würtemberg. gr. 8. 1836. geh. 10 Ngr. oder 36 kr. 

— Vergleichung des ursprünglichen Hannover’schen Straf- 
entwurfs mit dem revidirten Entwurfe. gr. 8. 1832. geh. 
(Aus den Heidelb. Jahrbüchern der Literatur besonders abge- 
druckt.) 7), Ngr. oder 27 kr. 

Holly, Zul Ueber das Beweisverfahren nah dem Rechte des 
Sachſenſpiegels. Differtation unter Genehmigung der hohen Zus 
riftenfacultät zu Deidelberg, zur orbnungsmäßigen Erlangung 
ber Doctorwürbe gefchrieben. gr. 8, 1846. geh, 8 Ngr. od. 28 Er. 

Xieber, F., Erinnerungen aus meinem Zufammenteben mit Georg 
Barthold Niebuhr, dem Gefhichtfchreiber Roms. Aus dem 
Engl. überfegt von Dr. Karl Thibaut. 8, 1837. geh. 

Rthl. 1. 5 Ngr. ob, fl. 2 mn 


Riebig, hemifdhe Briefe. Dritte (ums Doppelte vermehrte) 
Auflage. 
Martin, Dr. C. Recht sgutachten und Entfcheidungen des Spruch: 
Collegium der Univerfität Heidelberg. 1. Band. gr. 8. 1808, 
Thlr. 1. 20 Nor. ober fl. 2. 30 Er. 


Martin, Lehrbuch des deutfhen gemeinen Criminalrechts. Mit 
befonderer Rüdfiht auf das bair. Strafgeſetzbuch von 1813, 
Zweite vermehrte und verbefjerte a re gr. 8, 1829. 

Thlr. 4, oder fl. 7. 12 Er, 


— Anleitung zum Referiren über Rehtsfahen Dritte 
vermehrte und verbeflferte Auflage, gr. 8. 1829, 
25 Nor. oder fl. 1. 30 Er. 


— Dr © %, Relationen, nad) der Separationsmethobe audges 
arbeitet. Als Anhang zu feines Vaters, Dr. C. Martins Ans 
leitung zum Referiren. Zweite verbeflerte und vermehrte Auf: 
lage. gr. 8. 1829, 20 Nor, oder fl. 1. 12 Er, 


— Dr. &,, Lehrbuch des deutfchen gemeinen Griminal:Pro> 
ceffes, mit befonderer Rüdfidht auf das im Jahre 1813 publicirte 
Strafgeſetzbuch für das Königreich Baiern, ee bedeutend 
vermehrte und verbefferte Ausgabe. gr. 8. 1836 

Thlr. 2. 10 Nor. oder fl. 4. 12 Er, 


— Lehrbuch des deutfchen gemeinen bürgerlihen Proceffes, 
Bmwölfte verbefferte Ausgabe. gr. 8. 1838, 

Zhlr, 2, 20 Nor. ober fl. 4. 48 Er. 
— Dr. © 2%, Grundriß der jurift. Literärgefhidhte zum Be: 
bufe von Zorlefungen, gr. 8. 1824. 20 Ngr. oder fl. 1. 
Niebuhr, M., RegierungssAffeffor, Beitrag zur Feftftellung der Ur: 
theile über die heutige Geftaltung des Bankweſens und 
insbefondere über die Mannheimer Eredit: und Giro:Bant, (Bes 
fonders abgedbrudt aus d. Archiv ber polit. Defonomie u. Polis 
zeiwiſſenſchaft. Neue Folge. Bd. V. Heft 2.) gr. 8. 1846, geh. 
20 Ngr. ober fl. 1. 12 Er. 
Sean Paul, (3. P. Fr. Richter) palttiin: Nachklänge. 16, 
1832. Elegant cartonirt. 0 Nor. oder fl. 1. 12 Er, 
Pfeufer, Chr., Dr. med. in — Das Obermayer'ſche 
Beſſ erungsſyſtem in den Strafanſtalten zu Kaiſerslautern 
und Muͤnchen, mit Bemerkungen über bie körperliche Züchtigung. 
8. 1847, geh. 12 Nor. ober 40 Fr, 
Hau, Dr. 8. H. (Geh. Rath u. Profeffor), über die Kamerals 
wiffenfhaft. Entwidlung ihres — und ihrer Theile. 
gr. 8. 1825, 15 Nor. "oder 54 Er, 
— Dr K. H. (Geh. Rath, u, Profeffor), über die Landwirth— 
Ihaft der Rheinpfalz und insbefondere in der Heidelberger 
Gegend. Mit 2 Steintafeln. 8, 1830, geh. 17 Ngr. ober fl. 1, 
— und 8, v. Babo, über die Behntablöfung. Verhandlungen 
in der Hedarkreisabtheilung des bad. landwirthfchaftl. Vereins. 
8, 1831. geh. 5 Nor. oder 18 fr. 

— de vi naturae in rempublicam, oratio etc. 4. 1832. 
1214 Ngr. oder 45 kr. 


— man bes Pflugesd Mit Bi tt. 8, 1845. 
geh 0 Nor. oder fl, 1. 12 kr. 


Hau, zur Kritik über F. Lift'’s nationales S yftem ber politifchen 
Dekonomie. (Belonders abgedrudt aus Rau’s Archiv der polit. 
Dekonomie. V. Band, Heft 2 und 3.) gr. 8. 1843. geh. 

: 15 Ngr. oder 54 Er, 

Sophokles. Bon 3. 3. ©. Donner. Dritte verbefferte Auflage 

- in 2 Bänden. gr. 16. 1849, Thlr. 1. 26 Ngr. oder fl, 3. 18 Er. 

Nhland, Ludwig, dramatifhe Dichtungen. gr. 8. 1846, geh . 

Thlr. 1. 24 Ngr. oder fl. 3. 
Snhalt: Herzog Ernft von Schwaben. Ludwig der Bair. 

— daſſelbe. Feine Ausgabe mit breitem Rand. 

Thlr. 2. 20 Nor. oder fl. 4 40 Er, 

— daſſelbe eleg. gebunden mit reicher Goldverzierung. 

Thlr. 1. 28 Ngr. oder fl, 3 20 Er, 

e7> Seit dem Erſcheinen der Gefammtausgabe von Uhland’s 

bramatifhen Didtungen wird „Herzog Ernft von 
Schwaben’ nicht mehr apart gegeben. 

Welcker, Karl, der reihegräflih Bentindifhe Erbfolge: 
ftreit rechtlich beurtheitt. gr. 8. 1847. geh. 12 Ngr. oder 40 Er, 

Zachariä, Dr. Karl Sal. Vierzig Bücher vom Staate. Um- 
arbeitung des früher von demselben Verfasser unter demsel- 
ben Titel herausgegebenen Werkes. Complett in 7 Bänden 
gr. 8. 1839— 1843. Thir. 10. 22, Ngr. oder Al. 19. 18 kr. 

— Staatswissenschaftliche Betrachtungen über Cicero’s 
wiedergefundenes Werk vom Staate. gr. 8. 1823. 

Thir. 1. 20 Ngr. oder fl. 2. 42 kr. 


— Entwurf eines Strafgesetzbuches. gr. 8. 1826. 
2214 Ngr. oder fl. 1. 12 kr, 


Bachariä v. Lingenthal, Prof. Dr. E. Ueber die Unterfdeidung 
zwifchen servitutes rusticae und urbanae. Eine civiliftifche Abs 
handlung. gr. 8. 1844, geh. 15 Ngr. oder 54 Er, 

Zöpfi, Hofr. Dr. Heinr. Grundsätze des allgemeinen und 
des constitutionell- monarchischen Staatsrechts, 
mit besonderer Rücksicht auf das gemeingültige Recht in 
Deutschland, nebst einem kurzen Abrisse des deutschen Bun- 
desrechtes und den Grundgesetzen des deutschen Bundes als 
Anhang. Dritte vermehrte und verbesserte Ausgabe. 
gr. 8. 1846. geh. Thir. 2. 16 Ngr. oder fl. 4. 30 kr. 

— die peinliche Gerichtsordnung Kaiser Karls V. nebst 
‚der Bamberger und der Brandenburger Halsgerichtsordnung 
sämmtlich nach den ältesten Drucken und mit den Projecten 
der peinlichen Gerichtsordnung Kaiser Karls V. von den Jahren 
1521 und 1529, beide zum erstenmale vollständig nach Hand- 
schriften herausgegeben. r. 8. 1812 geh. 

Tbir. 1. 10 Ngr. oder fl. 2. 24 kr. 
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